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Sehr geehrte Damen und Herren  

 

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische 

Departement des Innern EDI beauftragt, zur Teilrevision des 

Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein 

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen.  

 

Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision Stellung zu 

nehmen.  

 

• Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage  
Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster 

Blick in den Vorentwurf vom 29. November 2023 zu dieser 

Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr 

kosmetische Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll der 

Umfang rein von der Textmenge her um ein Vielfaches aufgeblasen 

werden!  

Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. 

Es geht nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren 

Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes wäre, sondern es werden 

zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, 

antimikrobielle Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von 

Ärzten, Subventionen und mehr.  

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell Das Dreilagenkonzept, 

auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein 

tragfähiges Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär 

definiert, dass es am Ende den besten Boden für reine Willkür 

abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere 

Lage» definieren oder ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste 

man hier gar schon von einem Sumpf sprechen? Wann fängt die 

einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? 

Welche Parameter gelten für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau 

ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und 



«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor 

oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die unklare Definition einer 

Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die 

Sterblichkeit gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren 

Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu definieren 

gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht 

gezogen werden. Willkür pur! Zusätzlich kann hier jederzeit die 

WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen 

oder müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht 

gewählte WHO, nach der Willkür der Entscheidung des 
Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie. Hier 

hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen 

während der C-19-Krise dringend Not getan, um nicht Fehler zu 

wiederholen oder gar festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen 

Modellen 2 der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter 

derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1 – 0,5), woran in 

der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen 

sterben. Und ein Lockdown wurde erst dann verhängt, als der R-

Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es 

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit – unter 70 Jahren war sie 

0. So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere 
Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine fachkundig 
durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass 
eine morbiditäts- und mortalitätsmässig begründete Gefährdung 
nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer extra 
eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle 
Krisenmanagement können in wenigen Worten nicht beschrieben 
werden. Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten 
Boden für die Verfolgung von Partikularinteressen, nationalen wie 
internationalen, die sich auf der Basis einer entstehenden Angst in 
der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die 
Kompetenzen des Bundesrates werden durch die Revision massiv 
ausgeweitet.  

• 1.2 Durcheinander und Planung Die Revision wurde nicht 

längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), 

womit die Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der 

C-19-Krise hätten integriert werden können. Angeblich sind zwar 

«Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber der 



Tatsache der sehr kontroversen Beurteilungen der behördlichen 

Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und Weise 

Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher 

nur selber für ihre Leistungen gelobt, und entsprechend scheinen 

bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese 

Leistungen als Vorbilder zu dienen. Der Revisionstextentwurf wirkt 
auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das 

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen 

(wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte, Subventionen und 

Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie 

Wiederholungen und Aufblähungen des Textes, nicht erklären. 

Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem 
Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist 

nicht nur unschön, sondern resultiert auch in einem 

Zuständigkeitssalat.  

• 1.3 Subsidiarität Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 

Abs. 2 Bst. e und f sowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die 

Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der 

Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien. Dies ist natürlich 

sehr zu begrüssen. Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier 

spricht der gesamte Revisionsvorschlag eine ganz andere, dem 

eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende 

Sprache: Möglichst alle Aspekte des Gesundheitswesens sollen mit 

diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen 

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor 

geöffnet. Kantonsbeteiligung ist jeweils nur mit Kann-

Formulierungen vorgesehen. Zur Zeit ist die grundsätzliche 

Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und 

Spitalplanung in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit 

kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen politischen Kreisen 

Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung 

zu verändern, ist das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche 

Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des Gesetzes nicht 

direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen. 

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz 

gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte im Herbst 2020 die 

«Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden 

Kapazitäten in den Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden 



verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im 3 

Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem 

kam es nie zu einer Knappheit, sondern ganz im Gegenteil: zeitweise 

standen ganze Abteilungen leer.  

• 1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit 

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit 

finden neu Eingang ins Gesetz, was natürlich zu begrüssen ist. 

Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt 

worden, hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und 

psychische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden 

werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich 

reicht es dafür nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, 

während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die 

Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt 

verstanden werden. Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr 

Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von Kantonen 

und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, 

am Ende also wirkungslos: Makulatur. Letztendlich kann der 

Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom 

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine 

Affenpockenpandemie ausrufen konnte. In Zukunft soll eine solche 

Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar 

Notverordnungskompetenzen verleihen. Er würde praktisch zum 

Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und 

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der 

Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem Rechenschaft 

schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne 

auf irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.  

• 1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden nirgends 
erwähnt. Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen 

her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren gilt bekanntlich: 

das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,  

• die sich gesund ernährt,  
• deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache 
geschwächt ist,  

• die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,  

• die Sport betreibt,  



• die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und  
• die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.  
Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den 

Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine Pandemie gewappnet. 

All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie 

werden im revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese 

wird mit keinem Wort erwähnt. Vielmehr wird wieder auf 

Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei 

kritischer Analyse wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber 

auch vorher schon allgemein bekannt war:  

• Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl 

auch in erster Linie genau darum verordnet: Damit muss jeder 

einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht», dass er 

«solidarisch» ist.  

• Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei 

grippeähnlichen Epidemien, wie im Fall der Masken, auch schon 

lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer 

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. 

Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für diese Massnahmen. 
Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht. 

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis 

heute für all diese Massnahmen in der verordneten Form nicht. Für 
ihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer 
Kontrolle nötig. Es darf angenommen werden, dass die 
beobachtete markante Zunahme von psychischen Krankheiten bei 
Kindern und Erwachsenen ebenso wie die Zunahme der Suizide, 

nicht zuletzt auch darauf zurück zu führen sind: Angst macht 
krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der 
Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und 

hat mit Gesundheit nichts zu tun. Auf jeden Fall ist es 
höchste Zeit, dass die besorgniserregenden 
psycho-sozialen Auswirkungen der verordneten 
Massnahmen auf die psychische Gesundheit 
während der C-19-Krise gründlich untersucht 
werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen 
Massnahmen nun ohne weiteres in einem 



revidierten EpG auch noch gesetzlich 
festgeschrieben werden sollen.  

• 2.0 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre Am 

27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit 

diesem Zertifikat kann man zeigen, dass man nicht ansteckend ist». 

Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer 

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können 

das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte». Womit 

illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor 
Falschmeldung, und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein 
falsches Gefühl von Sicherheit. Das elektro-nische Impfzertifikat 
dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu 

einer Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem 
haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je häufiger 
werden die Menschen krank. Weltweit wird die 

Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. 

Auch das EpG soll offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu 
etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden entsprechend 

auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung 

sieht es hingegen ganz anders aus: Da werden sie nur höchst 

ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge 
erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen 
nicht über eine EpG-Revision gewissermassen durch die 
Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel 

Interessen, die genau dies sehr gerne sehen würden. Mit 
Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht 
ausüben. Große Unternehmen wie Google, Oracle, Alphabet und 
Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem 
Zweck haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur 
irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu verschaffen. Ein 
erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst 
einmal lückenlos digital gespeichert werden. Interesse besteht an 
Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen 
Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an 
medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser Daten erhöht sich 
für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie 



verknüpft werden können mit persönlichen Daten aus beliebigen 

anderen Quellen. All dies steht im Widerspruch zu den in der 
Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und 
Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil 
erforderlich: 
• Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der 
allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht gespeichert ist kann 
auch nicht missbraucht werden. • Dezentrale Speicherung der 
Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn 
was zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann 
«geknackt» und ist dann nicht mehr zurück zu holen. Anderseits 
verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am 
sichersten. Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern 

wurden bereits unlängst wieder Millionen Patientendaten in den 

USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom 

WEF sagt: «those who own the data, controll the future - not only of 

humanity - but the future of life itself». Eine digitale ID, das 

elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein 

«digitaler Impfpass» sind hingegen Mittel, die allesamt das 

Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal 

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch 

wenn man vorher in einer Präambel den Datenschutz gross 

hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke. 

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte 

dienen primär wirtschaft-lichen Interessen und können auch leicht 

durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht 

werden. Sie dienen nicht der Gesund-heit der Bevölkerung, und aus 

diesem Grund gehören sie grundsätzlich nicht in ein EpG.  

• 2.1 Intimsphäre Dabei sollen nicht nur Informationen zur 
Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten, 
mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden 
Personen aufgenommen werden, sondern auch Daten aus der 
Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung 

Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private 

Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden, 

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit 

Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu tun. Das Wort 

«mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür. In 6 



verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur 

Gesundheit und Intimsphäre sammeln möchte – ein Beispiel für die 

schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf 

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den 

Nachbarn und erst recht den Staat nichts an. Es wäre sinnvoll, dies 

auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will 

man über die sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen. Auch 

sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private 

Gesundheitsein-richtungen verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. c 

des Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie 

sollen gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren 

Sammlung intimster Daten werden und so auch das Vertrauen 

missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in 

sie setzen. Das sind bedeutende Eingriffe in die Privat- und 

Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.  

• 3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten  

• 3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, 
Impfungen  
Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen 

vollkommen aus und müssen nicht durch den abstrakten Begriff 

medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der 

antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige 

Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im 

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie in einem 

EpG nichts verloren. Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht 

ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig 

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch 

andere wirksame, nebenwirkungsarme und billige Medikamente 

gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und 

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive 

Unterdrückung von Substanzen wie Ivermectin und 

Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich 

Fragen auf, die bisher nicht beantwortet sind. Auch die Forschung 

gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht 

nur im Falle einer Epidemie.  

• 3.2 Diagnostika und Tests Diagnostika und Tests werden in der 

Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es 

wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen 



hat. Mit keinem Wort wird hingegen darauf eingegangen, wie 

künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden 

könnte, wie wir ihn während der C-19-Krise erlebt haben. Dort 
wurden bekanntlich Milliarden-summen für Diagnostika und Tests 
ausgegeben, die bei auch nur etwas näherem Hinsehen für den 
vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden 

PCR- 6 Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder 

Mensch, der damit positiv getestet wurde, als «erkrankt» zu gelten 

hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische 

Massnahmen, wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze 

Familien und Menschengruppen. Sogar ganz offensichtlich an 

anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», 

wenn sie in den Wochen davor oder auch posthum positiv getestet 

wurden (auf Weisung der WHO laut Ignazio Cassis am 7.1.22). Dabei 
wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder 
darauf hinwiesen, dass PCR-Tests für Forschungs- und nicht für 
diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine 
Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört 
oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test weist ja kein Virus, keine 
Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern 
kann höchstens eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose 
ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu hohe 

Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im 

Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch positiven Resultate massiv 

gesteigert wurde. Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang 

auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte Möglichkeit einer 

«Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie 

eine solche verhindert werden könnte. Eine kritische Auswertung 

der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle Daten 

und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und 

«Inzidenzen» ist dort in einer vollkommen unprofessionellen Art 

geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So 

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche 

Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der sicherste Weg in 

eine Testpandemie. All diese Erfahrungen sind in den 

Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es 

wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der 

Zukunft scheinbar so vorgesehenen Test-Exzesse nur Fragen der 

Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit 



oder das Risiko von Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die 

Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss. Die Testpflicht für 
Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test 
aber vor allem wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme 
ein Verbrechen. Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der 

Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und 

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-

Test) ausgeweitet werden. Im vergangenen Jahrzehnt erhielt das 
Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der 
GatesStiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische 
Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen Franken. Beide Institute 

versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die 
Ausweitung auf die Abwasserkontrolle mit einem Test etwas 
damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das 

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.  

• 3.3 Keine Impfungen Auch das Thema Impfungen muss im Kontext 
der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen 
werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins 
Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern 
vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die 
Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng 
geregelt und gehandhabt werden. Auch hier kann wieder auf die 
schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen werden, die in 
der Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere 
wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass im Fall der sogenannten 
«Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher 
gesunde Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden 
konnten:  
• Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»1 besonders 
strengen Prüfrichtlinien unterworfen war, wird jetzt auf einmal als 

«Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft werden 

mussten, bezeichnet.  

• Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. 

Masserey), schützt die mRNA- Injektion nicht vor der Krankheit und 

auch nicht vor Weitergabe der Krankheit. 1 CEO Bayer: Stefan 

Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 

hAps://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLlc 7 • Die injizierten 
Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern 



verteilen sich im ganzen Körper, sogar transplazentar, in Hirn, 
Herz, Eierstöcken, Hoden etc. 
• Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für 
Schwangere wären. Dennoch wurde sie explizit für diese Gruppe 
empfohlen. 
• Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. 
Bei Swiss Medic weiss jedoch niemand, wie viel und wie lange das 
Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.  

• Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) 
wurde aber nicht publiziert. In den Studien wurde gefälscht und 

betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu 
Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid – 
non nocere – wurde durch Druck, Manipulation und Strafe 
ausgehöhlt. 
• Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein 
Geburtenrückgang, eine erhöhte Sterblichkeitsrate sowie eine 
massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und 
Herzinfarkten verzeichnet.  
• Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie 
sind gar keine Impfungen sondern Gentherapeutika, die in den 
Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.  
• Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der 
Produktionsprozess für die Massenproduktion ein ganz anderer 
war als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und SV 40 
Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In anderen 
Worten: Die für Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter 
(in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit einfach nicht 
gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.  
• Schwere Symptome überall im Körper sind die Folgen.  
• Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das 
Resultat der gain of function und gehören zum 
Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten 
gehört. Das wäre der erste Schritt, um Epidemien zu 
verhindern.  
• Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung 
bereits befristet zugelassen. Es gilt der Nürnberger Kodex, 

medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und 

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch 



wurde extrem viel Druck und Nötigung ausgeübt. Viele dieser 

Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch 
immer wird die «Impfung» aber Hochbetagten und Vorerkrankten 
vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen 
nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass 
sie «schwere Verläufe verhindern» soll: Eine Behauptung, für die es 

ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt. Diese 

Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem 
Fall kann festgehalten werden: Der «Impfstoff», der keiner ist, 
war weder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher. 

• 3 Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in 
besonders unglücklicher Weise Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, 
Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt 
haben oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen 
Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig geprüft und 
geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit 
einem nachahmenswerten Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in 
Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute 
Unmöglichkeit! All diese schlechten Erfahrungen werden im 
Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal 
erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von 
Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt. Abgesehen davon, 
dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins 
Heilmittelgesetz) klingt das schon wieder fast wie eine 
Marketingkampagne. Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen 
Aspekt der Impfstoffbeschaffung fliessen die schlechten 
Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. 
Schon vor langer Zeit, im Rahmen der sogenannten 
«Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives 
Testen der Schein einer 2 
https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3 3 
hAps://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-
technologie-game-over/ 8 anhaltenden «Pandemie» erzeugt 
wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie 
sich herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und 
Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil kostenpflichtig 
entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die 

zuständigen Behörden eine Lehre gewesen sei, wurde bitter 



getäuscht: In der C-19-Krise wurden genau die gleichen 
Dinge in noch viel grösserem Ausmass wiederholt! Die 

Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio 
Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. 
Einstandskosten von 468 Mio Franken, die, auch wenn der Bund 
die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden. Von 
einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, 
dass es solchem Missbrauch in Zukunft einen wirksamen Riegel 
vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine 

Rede sein – ganz im Gegenteil. «Das Impfen ist, wenn man dessen 

Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein 

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912  

• 3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG Trotz 
fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von 

CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch eingeschränkter Datenlage (Phase 

3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA – Injektionen in 

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen. Bisher war 

eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer 

lebensbedrohenden oder invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 

HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 – 0,5 kann davon bei Covid 

keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, 

nebenwirkungsarme und gut erprobte Alternativmedikamente, die 

jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). 

Wirksamkeit und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht 

gegeben. Die Impfung war und ist weder wirksam noch sicher. 

Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. 
nicht vom Markt genommen, obwohl keine der Voraussetzungen 
gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren? Es war 

spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder 

verhindert noch getestet wurde. Studien zeigten, dass Menschen, 

die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der 

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. 

Also nichts von: die Impfung ist wirksam und sicher. Nun soll Art. 9a 
Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und 
WHO anpassen und der Pharmalobbyismus weiter ausgebaut 
werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun 
auch die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung 
schützen wollen, braucht es keinen grösseren Handlungsspielraum 



im HMG. Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. 
b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch Arzneimittel 
befristet zuzulassen, die in der besonderen oder 
ausserordentlichen Lage gegen eine besondere Gefährdung der 
öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht 
Art. 44b EpG vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der 
Heilmittel-, Produktesicherheits- und Chemikaliengesetzgebung 
abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer 
besonderen Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der 
öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat selber definiert 
oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist. Versucht der Bundesrat 
sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser 
Gesetzesänderung zu legalisieren? Will er in Zukunft weitere 
Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber 
gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der 
Mensch vor Missbräuchen der Gentechnologie geschützt ist? Dies 
ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht 
mit dem Nürnberger Codex. 9 3.5 Unwirksame Massnahmen Etwas 
vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder 
Lockdown, Social Distancing, noch Masken etwas gebracht haben4 
. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine 
Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony 
Fauci vor dem Amerikanischen Kongress zugegeben. Eine WHO-
Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass 
«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. 
Auch der Testzwang ist ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. 
bei Kindern. Studien5 belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf 
die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren Studien bekannt. 
Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das 
Infektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemäße 
Verwendung von Masken kann zu Schäden führen. Lockdowns 
hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der 
Weltbank haben die Lockdowns tatsächlich zu einem «historisch 
einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen Menschen 
geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne 
Lockdown im Bereich einer mittelstarken Grippewelle und deutlich 
unter dem EU-Durchschnitt. Diese Massnahmen, deren 
Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG 
festgeschrieben werden. Das Bussverfahren und die 



Strafbedingungen sollen in Art. 80 – 84 festgeschrieben und 
ausgebaut werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht 
wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der alten 
Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, 
Zunahme von psychischen Erkrankungen, enormer Schaden für die 
Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden 
der Gesundheit der Bevölkerung.  

• 4 Organisatorisches  
4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei 
Grundrechtseinschränkungen Auch im Begleittext zur 

Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die 

Aufarbeitung der C19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man 

darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess versteht, hat sie 

ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben 

dafür nötig, dass man damit die Bevölkerung künftig «noch besser» 

gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns nämlich in 

der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. 

Tatsächlich sprechen auch WEF und WHO bereits von «Disease X» 
(Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll. 
Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die 
Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht einmal öffentlich geklärt 
und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? 

Die Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen 
wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre Wirksamkeit bisher 
in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht 
nachträglich. Eine Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne 

nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon nicht 

«verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» 

hält. Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die 
besonders geschützten Grundrechte eingreifen: Recht auf 
persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, 
auf Schutz der Privatsphäre, auf Versammlungsfreiheit und auf 
Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der 
Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann 

besonders geschützt werden, wenn Notlagen eingetreten sind. 

Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, 

müssen die Anforderungen an eine Prüfung der 

Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!  



• https://www.aletheialib.org/doc/739 5 https://swprs.org/fakten-zu-

covid-19/ 10 Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, 
transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise auch ohne 
explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen 
Massnahmen. In vieler Hinsicht waren diese unverhältnismässig, 
sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die 
Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, 
geprüft und bewertet werden bevor diese (unwirksamen) 
Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, 
Contact-Tracing, Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze 
gegossen werden. Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate 
und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig noch 
wirksam sind.  

• 4.2 Expertenrat und Taskforce Das revidierte Gesetz fordert einen 

Expertenrat in Bezug auf Antibiotika und auch die 

Fortbildungspflicht von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, 

soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in einem 
EpG nichts zu suchen haben. Die SwissScience Taskforce6 war ein 
nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht 
repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit 
der Pharmaindustrie und der staatlich finanzierten Forschung 
verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-
Drehbuch pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die 
Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen. Ihre 
Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen 
und die von den Behörden verordneten Massnahmen zu kritisieren 
und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflicht im öV; 
Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; 
drastischen Reduzierung von Kontakten; Homeoffice-Pflicht; 
Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private 
Veranstaltungen und Versammlungen etc. ). Für die geforderten 
Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich 
belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und 
Modellierungen haben sich regelmässig als falsch erwiesen. 
Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und 
Spannungen in der Bevölkerung, was einem guten 
Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse 
von nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist 



dringend geboten, bevor solche Massnahmen im Epidemiengesetz 
festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-
Nutzen-Analysen war die Taskforce eigentlich nur das 
wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche 
Anordnungen. Ein gutes, professionell organisiertes 
Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem 
solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz 
sicher darf ein solches Vorgehen jetzt nicht auch noch in einem 
Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass 
es so einfach und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen 
werden konnte. 

• 4.3 OneHealth und WHO Wie schon weiter oben gesagt wurde, 
braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So 
gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick 
bestechend, indem dort nicht nur der Mensch, sondern auch gleich 
noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, 
Tier und Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen, 
warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die Umwelt» 
angehängt wurde. Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich 
heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine 
ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch 
ermöglicht werden, dass die WHO nicht nur im Fall von möglichen 
Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine 
Gesundheitskrise von internationaler Tragweite), sondern auch im 
Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine 
Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten – und welche hätte 
das nicht? Doch sind das dann im herkömmlichen Sinn keine 

Pandemien. 6 h#ps://www.re-check.ch/wordpress/en/science-

pandemic-task-force/ 11 Die Definition dessen, was eine 
Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während 
der sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass 
jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als eine solche 

qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des 
OneHealth-Konzepts wird die Möglichkeit der 
Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im 
Prinzip kann nun jederzeit ein solcher Notstand erklärt 
werden. Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den 



Generaldirektor der WHO ganz allein entschieden 
werden. Wenn es nach dem revidierten EpG geht, 
würde das in der Schweiz ganz automatisch und 
verbindlich auch gleich zu einer «besonderen Lage» 
führen – am Parlament vorbei. Ab diesem Moment 
gelten dann gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz 
die Weisungen der WHO, die bislang nur 
«Empfehlungen» waren, automatisch als verbindlich. 
Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden 

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-

Empfehlungen wurden in der C-19- Krise von einem Grossteil aller 

Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen 

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige 

Empfehlungen, wie die schon erwähnten Maskenpflichten, 

Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-

Tracing, usw. Das Problem war wie gesagt nicht mangelnde 

Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen seitens 

der Länderbehörden. Die WHO hat in der Covid-Krise eine 

unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln, 

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien z.B. 

PCR-Tests). Als private nicht gewählte Organisation 
erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von 
privaten Spendern, zweckgebunden 
wohlgemerkt. Von diesen privaten Spenden sind 
der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und 
seinen Stiftungen (2,5 Milliarden seit 2000).Von 
den Investitionen in die Impfindustrie verspricht 
er sich eine Rendite von 1 : 20 und in primetime 
TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 
Mia Menschen impfen. Die WHO entwickelt sich 
seit Jahren mehr und mehr – mit zunehmendem 
Lobbyismus – zu einem Pharmakartell. Der Begriff 
OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, 



sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den 
Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im 
Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates 
und der Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz 

der WHO und der Vereinten Nationen (UN) hat 

nichts im Epidemiengesetz oder anderen 

Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der 

Souverän diesem Ansatz als «Leitmotiv» für alle 

seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth 

bzw. immer wieder das Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. 

Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden. Wir 
wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht 

gibt es keinen Grund in vorauseilendem Gehorsam die 
Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV schon jetzt 
durch eine Erweiterung des EpG in nationales Recht umzusetzen. 
Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer 

Gesundheit schadet. 

• 5 Fazit Die Revision ist in toto abzulehnen.  

Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und 
inkongruente Vorlage muss verworfen werden.  
• Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht 

stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll das Corona Notstandsrecht in 

ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und 

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor 

Änderungen am Epidemien-Gesetz (EpG) vorgenommen werden, ist 

eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der letzten 

vier Jahre von Nöten.  

• Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen 
in fast jedem Artikel, sodass man sich fragen muss, warum dies 

unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer 

Betrachtung akzeptabel. 

• Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines 

willkürlichen Dreilagemodells. Es fehlen präzise Anfangs- und 

Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden 

sind alle folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis 



organisiert und formuliert, nur verwirrliche Willkür.  

• Die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und 
Verhältnismässigkeit werden zwar in der Präambel explizit genannt, 

dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. 

Die Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der 

Schweizerischen Bundesregierung Halt. So übernimmt eine 

ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder 

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des 

Parlaments die Weisungsbefugnis. Zur Zeit noch als Empfehlung will 

die WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall 

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll 

(neue IGV). Das OneHealth-Konzept von UN und WHO ist 

abzulehnen.  

• Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht 
in ein EpG gehören: Heilmittel inkl. Impfstoffe und antimikrobielle 

Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur 

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins 

EpG. So auch Subventionen, Fortbildungspflicht etc.  

• Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von 
Forderungen dar, auf dem Boden der Willkür und häufig 

inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor 

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen 

Bestimmungen an Vorgehensweisen, die sich in der C-19-Krise 

gerade eben nicht bewährt haben (PCR–Test, mRNA-Injektionen, 

Grundrechtseinschränkungen etc.).  

• Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen 
Gesundheit, sowie das oberste Grundprinzip: Primum non nocere 

werden dagegen nicht einmal erwähnt.  

• Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht 
beachtet: Ruhe bewahren und deseskalieren (Angst reduzieren). Das 

vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise mit 

Angst und Panik.  

• Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter 
ausgebaut: Überwachung und Meldung von Krankheiten hin zur 

Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich 

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich 

Kranken und Infizierten.  

• Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung 
nicht nur im Gesundheitswesen.  



• Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die 
Angstherrschaft blüht.  

• Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- 

und Intimsphäre gehören nicht ins EpG. Sie verhindern keine 

Krankheiten.  

• Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und 
Strafreglementierungen auf Unterdrückung von kritischen Stimmen 

und Zensur. Ebenso wenig hat es Platz für Diskussion und einen 

alternativen Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.  

• Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, 
auf Privatleben, Meinungs- und Wirtschaftsfreiheit werden 

eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive 

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. 

Die Souveränität unseres Landes wird ausgehöhlt. 

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem 

Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw. eine Zurückweisung zu 

empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel. Ich danke für 

die Kenntnisnahme und bitte um Bestätigung.  
 

 

Freundliche Grüsse von 

 

Anna Caderas 

7141 Luven 
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der

Komplementärmedizin komplett (Art. 118a BV).

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur

Feststellung und Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der

besonderen Lage nicht durch einen spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald

sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme anzuordnen, und dauert (wie bspw.

im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach Artikel 6 Absatz 2

angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der

Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage künftig

feststellen und aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese Feststellung

überprüfbar ist, weil nicht nur gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen

davon betroffen sind.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat

daher keine positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere

allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer

Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen Anamnese ein negativer

Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso wenig

war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein



rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat,

gleichzeitig aber zu bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal

angesprochen werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu

regeln. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden

verabreicht werden, müssen die Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders

streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche

Verbesserung) bei der Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein,

dass eine solche absolut erforderlich ist, um zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen

beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung

eines viralen Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen.

Ein Impfmonitoring hatte mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen

und ist daher abzulehnen.

Ich danke für die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen

.Calsc
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI

beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR

818.101) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit,

zur geplanten Revision Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf

vom 29. November 2o23 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um

kleine, mehr kosmetische Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der

Umfang rein von der Textmenge her um ein Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist

der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht nicht einfach um einen

besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes wäre,

sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein

tragfähiges Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass es am Ende

den besten Boden für reine Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine

«besondere Lage» definieren oder ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier

gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche

Parameter gelten für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen
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Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche

Parameter gelten für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen

«normaler», «besonderer» und «ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-

Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die unklare Definition einer Pandemie durch

die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit gestrichen wurde, gibt dieser

Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu definieren gilt,

soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir

dürfen oder müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach

der Willkür der Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der

Pharmaindustrie.

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der C-19-

Krise dringend Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. So

wurde 202o mit hohen Modellen der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter

derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (o,1 - 0,5), woran in der Schweiz jeden

Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown wurde erst dann

verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es 2020

keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70 Jahren war sie o.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 202o keine «besondere Lage» ausgerufen werden

dürfen, da eine fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte,

dass eine morbiditäts- und mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat.

Die zahllosen Fehler und das trotz einer extra eingesetzten «Taskforce» völlig

unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von

Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich auf der Basis einer

entstehenden Angst in der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die

Kompetenzen des Bundesrates werden durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19

Erläuterungen), womit die Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-

Krise hätten integriert werden können. Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-

Krise» mit eingeflossen, ohne aber der Tatsache der sehr kontroversen Beurteilungen

der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und Weise Rechnung

zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben

diese Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt

sich das Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B.

Fortbildungspflicht für Ärzte, Subventionen und Finanzhilfen und die zomal erwähnten

Impfungen), sowie Wiederholungen und Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch
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ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem Selbstverständnis von Schweizer

Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch in einem

Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und f sowie Abs. 3) verlangt,

dass im EpG «die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der

Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien. Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag

eine ganz andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende

Sprache: Möglichst alle Aspekte des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf

Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie

werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist jeweils nur mit Kann-

Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung

und Spitalplanung in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt.

Auch wenn es in gewissen politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer

stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche

Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie

sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen

dürfen. So äusserte im Herbst 2o2o die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen

fehlenden Kapazitäten in den Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um

dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten

abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern ganz im Gegenteil:

zeitweise standen ganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins

Gesetz, was natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie

tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver Schaden für die allgemeine physische

und psuchische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll

sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die

Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die

Anhörungen von Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen

erwähnt, am Ende also wirkungslos: Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein

bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom Ghebregesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende,

im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte. In Zukunft soll eine solche

Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen verleihen. Er würde
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praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem

solchen Moment niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders

entscheiden, ohne auf irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psuchische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für

Bakterien und Viren gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung

eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsustem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so

bestmöglich für eine Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der

Psuchoimmunologie werden im revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird

mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei

kritischer Analuse wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon

allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psuchologisch und werden wohl auch in erster

Linie genau darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar

zeigen, dass er «mitmacht», dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen

Epidemien, wie im Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von

Antony Fauci anlässlich einer Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde.

Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für diese Massnahmen. Das hatte bereits

2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese

Massnahmen in der verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aber ein hohes

Mass an Druck und sozialer Kontrolle nötig. Es darf angenommen werden, dass die

beobachtete markante Zunahme von psychischen Krankheiten bei Kindern und

Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch darauf zurück zu

führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.

Auf jeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psucho-sozialen

Auswirkungen der verordneten Massnahmen auf die psuchische Gesundheit während der

C-19-Krise gründlich untersucht werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen

Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG auch noch gesetzlich

festgeschrieben werden sollen.

4



2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat

kann man zeigen, dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey

schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte

können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist:

Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung, und nicht vOr

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer

Spaltung, zu einer Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien

gezeigt: je häufiger geimpft, je häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch

das EpG soll offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und

Persönlichkeitsschutz werden entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der

technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz anders aus: Da werden sie nur höchst

ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge erfordern eine breite

öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen durch die

Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies

sehr gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große

Unternehmen wie Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den

Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen

auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu verschaffen. Ein erster Schritt dazu

ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital gespeichert werden.

Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen Daten

(mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert

dieser Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie

verknüpft werden können mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des

Persönlichkeits- und Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil

erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten

überhaupt: Was nicht gespeichert ist kann.auch nicht missbraucht werden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen

«Hacking», denn was zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann

«geknackt» und ist dann nicht mehr zurück zu holen. Anderseits verhindert sie

auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder

Millionen Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval
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Noah Harari vom WEF sagt: «those who own the data, controll the future - not only

of humanity - but the future of life itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein

«digitaler Impfpass» sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und

bewirken: die zentrale und maximal verknüpfbare Speicherung möglichst grosser

Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel den Datenschutz gross

hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär

wirtschaftlichen Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle

der Bürger missbraucht werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus

diesem Grund gehören sie grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich

kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden

Personen aufgenommen werden, sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1

Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder

private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden, verpflichtet wären (Art.

12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu tun. Das

Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und

Intimsphäre sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im

gesamten Revisionsentwurf herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den

Nachbarn und erst recht den Staat nichts an. Es wäre sinnvoll, dies auch so zu

formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die sexuellen

Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen

verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre

zu melden. Sie sollen gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren

Sammlung intimster Daten werden und so auch das Vertrauen missbrauchen, welches

Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind bedeutende Eingriffe in die

Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und

müssen nicht durch den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.
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Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind

wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz

geregelt werden, und damit haben sie in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel

einen so übermässig dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere

wirksame, nebenwirkungsarme und billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle

das EpG zu einer Antibiotika- und Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden!

Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie Ivermectin und Hudroxuchloroquin während

der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht

nur im Falle einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72

mal erwähnt. Es wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen hat. Mit

keinem Wort wird hingegen darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser

Dinge verhindert werden könnte, wie wir ihn während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei

auch nur etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich

waren. So wurden PCR-Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder

Mensch, der damit positiv getestet wurde, als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne

jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen, wie Zugangsverbote oder

Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz offensichtlich an

anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung der WHO laut

Ignazio Cassis am 7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer

wieder darauf hinwiesen, dass PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische

Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben,

geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test weist ja kein Virus, keine

Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens eine

klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine

viel zu hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor

allem die Zahl der falsch positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut

bekannte Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen,

wie eine solche verhindert werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der

C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung

der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer vollkommen unprofessionellen Art

geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So konnte man nie einen

klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der

sicherste Weg in eine Testpandemie.
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All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht

eingeflossen. Es wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der

Zukunft scheinbar so vorgesehenen Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während

Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das Risiko von Testpandemien keine Rolle

spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test

aber vor allem wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-,

Überwachungs- und Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test)

ausgeweitet werden. Im vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für

Wasserforschung (Eawag) von der Gates-Stiftung 14,1 Millionen Franken und das

Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen Franken. Beide Institute

versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die Ausweitung auf die

Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal

angesprochen werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins

Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie

Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend

besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen

werden, die in der Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre

abzuklären, wie es möglich ist, dass im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis

anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt

werden konnten:

Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»' besonders strengen

Prüfrichtlinien unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank

einer «Notlage» kaum geprüft werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Massereu), schützt die

mRNA- Injektion nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der

Krankheit.

Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen

sich im ganzen Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären.

Dennoch wurde sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch z Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic

weiss jedoch niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird.

Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht

publiziert. In den Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLic
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Haftung hat man Ärzte zu Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der

Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch Druck, Manipulation und Strafe

ausgehöhlt.

Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang,

eine erhöhte Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von

Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine

Impfungen sondern Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe

deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz anderer war als der für die Zulassungsstudie. Sie

enthalten DNA und SV 4o Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In

anderen Worten: Die für Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der

Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit einfach nicht gemacht und niemand hat

daran Anstoss genommen.

Schwere Sumptome' überall im Körper sind die Folgen.

Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function und

gehören zum Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das

wäre der erste Schritt, um Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet

zugelassen. Es gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen

genügend aufgeklärt werden und völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine

Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer wird

die «Impfung» aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie

gesagt, sie für diese Gruppen nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen,

dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll: Eine Behauptung, für die es ebenfalls

keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann

festgehalten werden: Der «Impfstoff», der keiner ist, war weder nötig, noch wirksam,

und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher

Weise Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen

zusammen gewirkt haben oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen

Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig geprüft und geklärt werden. Dass man

aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten Vorbild zu tun, das

schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen

wird dort 18 mal erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen

zuständig ist und wer was bezahlt. Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins

2 https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3

https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt das schon wieder fast wie eine

Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffung fliessen die

schlechten Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor

langer Zeit, im Rahmen der sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie

durch exzessives Testen der Schein einer anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde,

gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich herausstellte auch

schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die

zuständigen Behörden eine Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise

wurden genau die gleichen Dinge in noch viel grösserem Ausmass wiederholt! Die

Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio Impfdosen von denen 18,5

abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die, auch wenn

der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem

Missbrauch in Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen

Revisionsentwurf aber keine Rede sein - ganz im Gegenteil.

« Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn

man sie kennt, ein Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021,

BAG) und noch eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden

die modRNA - Injektionen in einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisher war eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer

lebensbedrohenden oder invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer

Sterblichkeit von ca. 0,1 - 0,5 kann davon bei Covid keine Rede sein. Es gab alternative,

altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte Alternativmedikamente, die jedoch

unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit und Sicherheit waren

nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und ist weder wirksam noch

sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt

genommen, obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG

erfüllt waren? Es war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder

verhindert noch getestet wurde. Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft

waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der modRNA-Injektion kommen auf 80o

«Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und WHO

anpassen und der Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie

die Schweinegrippe und nun auch die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere

Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen grösseren Handlungsspielraum im HMG.
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Mit einer Ergänzung von Art. ga HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit

erhalten, auch Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder

ausserordentlichen Lage gegen eine besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG vor, dass der Bundesrat von den

Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und Chemikaliengesetzgebung

abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der

Bundesrat selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser

Gesetzesänderung zu legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen?

Verstösst er damit nicht sogar selber gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV,

wonach der Mensch vor Missbräuchen der Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem

Nürnberger Codex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing,

noch Masken etwas gebracht haben'.Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen

keine Evidenz gibt, haben dieWHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen

Kongress zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unterkeinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang ist ohne

Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien* belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss aufdas Infektionsgeschehen. Die

langfristige oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die

Lockdowns tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen

Menschen geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich

einer mittelstarken Grippewelle und deutlich unterdem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben

werden. Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 - 84 festgeschrieben und

ausgebaut werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich

(Isolation der alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von

psychischen Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente

Anordnungen zum Schaden der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung

der C-19-Krise noch nichtabgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen

Prozess versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür

nötig, dass man damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten

schützen könne, da uns nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden.

Tatsächlich sprechen auch WEF und WHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich «20

mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemachtwerden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch

nicht einmal öffentlich geklärt und benanntwurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da

ihre Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nichtnachträglich.

Eine Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per

se schon nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält.

Das giltinsbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte

eingreifen: Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der

Privatsphäre, auf Versammlungsfreiheit und aufWirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als

4
https://www.aletheialib.org/doc/739

5
https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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unverletzlich in der Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders

geschützt werden, wenn Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeitausser

Kraft gesetzt werden, müssen die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz

besonders hoch sein!

Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-

Krise auch ohne explizite gesetzliche Grundlageam Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In

vieler Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich

für die Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden

bevor diese (unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-

Tracing, Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher,

nötig noch wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenratin Bezug auf Antibiotika und auch die

Fortbildungspflicht von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, sollim Gesetz reglementiert

werden. Alles Punkte, die in einem EpG nichts zu suchen haben.

DieSwissScience Taskforce- war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. DieseWissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der

staatlich finanzierten Forschung verbunden. Intransparentund ohne Protokoll wurde das Covid-

Drehbuch pseudowissenschaftlich verkleidet, damitdie Massnahmen für Laien einigermassen

plausibel erschienen. Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die

von den Behörden verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern

(Maskenpflicht im öV; Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen

Reduzierung von Kontakten; Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen

für private Veranstaltungen und Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der

Taskforce gab es keine wissenschaftlich belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen

und Modellierungen haben sich regelmässig als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und

diese zu Ängsten und Spannungen in der Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig

widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist

dringend geboten, bevor solche Massnahmen im Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn

ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war die Taskforce eigentlich nur das

wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen

jetzt nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es

so einfach und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheiteinen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier

und Pflanze ohne Umweltgibt es nicht. Man kann sich fragen, warumim EpG neu 12 mal die Floskel

«und die Umwelt» angehängt wurde.

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabeium ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglichtwerden, dass die WHO nicht

nurim Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite), sondern auch im Fallvon allen möglichen anderen Krisen, die eventuell

eine Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten - undwelche hätte das nicht? Doch sind das

dann im herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von derWHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres

als eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein

solcher Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor derWHO ganz allein entschieden

werden. Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in der Schweiz ganz automatisch und

verbindlich auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen - am Parlament vorbei. Ab diesem

Moment gelten dann gemäss den neuen IGV auch in der Schweizdie Weisungen der WHO, die

bislang nur «Empfehlungen» waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein

Problem der mangelnden Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-

Empfehlungen wurden in derC-19-Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne

weiteres kritisches Hinterfragen einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige

Empfehlungen, wie die schon erwähnten Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die

Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das Problem warwie gesagt nicht mangelnde

Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht

gewählte Organisation erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden

wohlgemerkt. Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen

Stiftungen (2,5 Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine

Rendite von 1 :20 und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 Mia Menschen

impfen.

DieWHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mitGesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht

den Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates

und der Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz derWHO und der Vereinten Nationen (UN) hat

nichts im Epidemiengesetz oderanderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän

diesem Ansatz als «Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der BegriffOneHealth bzw.

immer wieder das Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss

ersatzlos gestrichen werden. Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erstrecht gibt es

keinen Grund in vorauseilendem Gehorsam die Änderungswünsche derWHO hinsichtlich der IGV

schon jetzt durch eine Erweiterung des EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.
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Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz

soll das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-

Gesetz (EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente

Aufarbeitung der letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fastjedem Artikel, sodass

man sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei

genauer Betrachtung akzeptabel.

DieÄnderungsvorschläge stehen aufdem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Esfehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle

folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur

verwirrliche Willkür.

Die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in

der Präambel explizit genannt, dann aberim weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt.

DieTendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung

Halt. So übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die

Weisungsbefugnis. Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein

medizinischer Notfall vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue

IGV). Das OneHealth-KonzeptvonUN und WHO ist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel

inkl. Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen

zur Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nichtins EpG. So auch

Subventionen, Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, aufdem

Boden der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an

Vorgehensweisen, die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährthaben (PCR-Test,

ImRNA-Injektionen, Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das

oberste Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren

und deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzepthantiert wie in der

überstandenen Krise mit Angst und Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören

nicht ins EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung

von kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hates Platz für Diskussion und einen

alternativen Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger aufkörperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs-

und Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der

Exekutive werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität

unseres Landes wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend istdie Revision in toto abzulehnen. Dem Parlamentist eine Nichtanhandnahme

bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.
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Danke für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüße

Daniela Caduff

7.Gadf
Unterschrift
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrathatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur

Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision Stellung

zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mit dem VorentwurfTeilrevision EpG, welcher in dieVernehmlassunggegeben

wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage stellt

sich, warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll.

Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Bei genauem Hinsehen ist im Grunde keine Änderung akzeptabel.

ERGO: Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist mühselig und

auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nicht um das Klein-Klein geht, sondern um das grosse Ganze, das

beabsichtigt ist. Aus Sicht der WHO undihrem One-Health-Ansatz istes - kurz gesagt - die Dauerimpfung von

Mensch und Tier. Und genau das gilt es zu verhindern! Es darf keinen One-Health-Ansatzim neuen EpG

geben!

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die inihrem Wortlaut in der aktuell

geltenden und in der teilrevidierten Fassunggleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Art. 1Gegenstand

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen

Massnahmen vor.

Art. 2 Zweck

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten undzu

bekämpfen. (..)

Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerungvor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütetund

bekämpft werden. Klingt gut gemeint, ist abernur dann gut, wenn das Auftreten dieser übertragbaren
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Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu einem schweren

Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits geführt hat. Dies

begründet dann die besondere bzw. ausserordentliche Lage, in deren Folge dieim EpG beschriebenen

Massnahmen ergriffen werden können.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung dervorgesehenen, zum Teil drakonischen

und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen,welche zudem das Recht auf

körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass (jemals) eine

besondere oder ausserordentliche Lagein der Schweiz ausgerufen wird,welche dann die

Massnahmenlawine in Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel angesetzt werden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfungvon

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6Impfungen als

obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der Impfung ansetzen.

Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert werden.

Schliesslich heisst das Gesetz so.

2. Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen Fassung des

EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage istin Art.6 Abs. 1 EpG

durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), diejeweils zwei kumulative

Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in der zweiten Voraussetzung).

Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch auslegungsbedürftig. Daran ändert der

Vorentwurf zurVernehmlassung nichts. Alle Tatbestände bleiben auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone BedarfanFührung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art. 6 Abs. 1

EpG beschriebenen Situation äussern, ist eszudem nicht automatisch notwendig, dass der Bund die

wird neu in Art. 6bKompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies

derpräzisiert:«1 DerBundesrat stellt die besondere Lagefest. 2Er definiert die Ziele und Grundsätze

Strategie zur Bekämpfung derGefährdung sowie die Form derZusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Er

entscheidet überden Einsatz der Krisenorganisation des Bundes.»

Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler und

besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe zwischen der

Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind heute unklar, ebenso

wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die entsprechenden

Entscheidungen.

Auch im Vorentwurfzur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. ZurZusammenarbeit mit

den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er(derBR) hört die Kantone und die zuständigen

parlamentarischen Kommissionen an. » Undin Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von Massnahmen

1 Der Bundesrat kann nachAnhörung der Kantone und der zuständigen parlamentarischen

Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenüber einzelnen Personen (Art. 30-39) odergegenüber

der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (..)c.Impfungen von gefährdeten

Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und Personen, die bestimmte Tätigkeiten

ausüben, für obligatorisch erklären.»

Juristisch betrachtet istdie besondere Lage im Sinne von Art.6EpG in der Grössenordnung von

besonderenMonaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer

Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von Massnahmen

durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon nicht rechtmässig.

Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen Entwurf. «Vorübergehend dauerhaftes» Notrecht

muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden.

- Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für eine

Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. bEpG auf
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Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls aus

Gründen der Gesetzesklarheit, aufVerordnungsebene durch nachprüfbare, messbare Kriterien

objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen Lage erfüllt

ist.

Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst recht

eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen.

Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf die

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer oder

nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf Willkür

fussen.

3 Hebel Nummer 2: Die Definition der Impfung

DieCOVID-19-Impfung auf mRNA-Basis war keine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den Patenten von

Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller bisherigen Impfungen sein

soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den Menschen injiziert werden soll,

Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht / Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu

«erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform

aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient zur Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der

Nichterkrankung, Nichtansteckung und Nichtweitergabe von Krankheitserregern.

4 Hebel Nummer 3: Derguten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann die

erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden.

5 Hebel Nummer4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (=

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz!

6 Fazit

Ja, die sog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind Anpassungen

durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien und das Lostreten

einer Massnahmenlawine/ Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die falschen

Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, diein einem Staat, in dem Freiheit,

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel sind. Alle

Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der Corona-

Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhauptum eine Pandemie und damit eine besondere Lage

gehandelt hatund woher das Virus (wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam, in der Begründung

für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt wird.

Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche Lage

in der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann unterläge das

EpG perse fremder Willkür.

Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie gezogen

werden, wird die Rolle, die die WHO hier gespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus könnte aber

abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, der WHO eine Machtausweitung zuzugestehen.

Ganz im Gegenteil: Eher deren Abschaffung!
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Und erstrecht gibtes keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-wünsche

der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt durch eine

Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Auch hat der One-Health-Ansatz derWHO und der Vereinten Nationen (UN) nichtsim

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz

als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind Mensch und

Tier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dassjedes Tier (oder jede Pflanze) ein

Recht auf Leben hat (Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen vernichtende Urteile gefällt

werden (z.B. dass wir zu viele Menschen auf diesem Planeten sind).

Es ist zwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung eine

Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne (und auch nichtim Sinne des Patentrechts)

nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und Nichtweitergabe eineswar,

Krankheitserregers.

Ebenso zwingend ist die exakte Definition desverwendeten gänzlich unüblichen Begriffs der

„antimikrobiellen Substanzen“: Was soll damit gemeint sein im Gegensatzzum herkömmlichen Begriff

„Antibiotika“?

Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die konti-nuierliche

Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches (vorsätzliches) Entweichenin

Zukunft verhindern.

7 Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante Abstimmung

im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendungkommen und eine

erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt wird, sind in der

Teilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur Ausrufung

einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch eine

(ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung /Zustimmung der Schweizer Regierung. Der Gesetztstext

muss entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden, dann

muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte und / oder ungeprüfte

Substanz zwangsverabreicht bekommt (d.h. Impfzwangoder ähnliches), die eine bedingte (= Notfall-)

Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang ist zudem der Begriff der Impfunggenau zu

definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-Impfung ist eine

Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpft Symptome, nicht den erstmaligen Ausbruch

einer Erkrankung. Zudem ist zu verhindern, dass die Pharmalieferanten ihre Produkte umdeklarieren,

also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Cumi
Graziella Caduff
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist- bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer(vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

1



klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung,

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten.Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass esGehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 :Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGVwürde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass(Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wirdimmer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendetwerden können, ändert daran nichts. Hierist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert(«mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird,zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz(DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a:Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Testein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

O die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o dasZertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Artund Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere wasdie Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle proJahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

5



Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung(insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift L Qur Auus
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen derMeinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurfsieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergangzu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dassjeder Mensch a priori zu

einer(vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außerAcht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor,was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantoneim Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip derindividuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgabenim Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eineTatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um(Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency ofInternational Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetztund von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesratzum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

inderSchweiz eine besondereSituation herrscht; es wirdimmerdarum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hatder Bundesratsowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheitenzu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, obsie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oderinfiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sichum einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufder Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowiedem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

undwerden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgungan sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von derArt und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daherweder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiverTest ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierungvon besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokumentauf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alterund seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwererAusgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

0 Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

0 es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise,um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

wederan Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt auszu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne diegebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt dieverfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument derWHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Siegeht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wiez.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sieschlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

id
Unterschrift
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mit dem Vorentwurf Teilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung

gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage

stellt sich, warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll.

Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Bei genauem Hinsehen ist im Grunde keine Änderung akzeptabel.

ERGO: Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist mühselig

und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nicht um das Klein-Klein geht, sondern um das grosse

Ganze, das beabsichtigt ist. Aus Sicht der WHO und ihrem One-Health-Ansatz ist es - kurz gesagt - die

Dauerimpfung von Mensch und Tier.Und genau das gilt es zu verhindern! Es darf keinen One-Health-

Ansatz im neuen EpG geben!

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in der

aktuell geltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Art. 1Gegenstand

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen

Massnahmen vor.

Art. 2 Zweck

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten und

zu bekämpfen. (..)

Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet

und bekämpft werden. Klingt gut gemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten dieser

übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits
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geführt hat. Dies begründet dann die besondere bzw. ausserordentliche Lage, in deren Folge die

im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil

drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem

das Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass

(jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird, welche

dann die Massnahmenlawine in Gang setzt. Hierkann der 1. Hebel angesetzt werden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der

Impfung ansetzen.

Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert

werden. Schliesslich heisst das Gesetz so.

2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen Fassung

des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in Art. 6

Abs. 1 EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), die jeweils zwei

kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in der zweiten

Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch auslegungsbedürftig.

Daran ändert derVorentwurf zur Vernehmlassung nichts. AlleTatbestände bleiben

auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art. 6

Abs. 1EpG beschriebenen Situation äussern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der

Bund die Kompetenzzur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies wird

neu in Art. 6b präzisiert: «1 Der Bundesrat stellt die besondere Lagefest. 2 Er definiert die Ziele

und Grundsätze der Strategie zur Bekämpfung der Gefährdung sowie die Form der

Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3Erentscheidet über den Einsatz der Krisenorganisation des

Bundes. »

Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler

und besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe

zwischen der Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind

heute unklar, ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die

entsprechenden Entscheidungen.

Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeit

mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone und die zuständigen

parlamentarischen Kommissionen an.» Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von

Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nach Anhörung der Kantone und derzuständigen

parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenüber einzelnen Personen (Art.

30-39) oder gegenüberder Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (..)c.

Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und

Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, fürobligatorisch erklären.»

Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6 EpG in der Grössenordnung von

Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer

besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von

Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon

nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen Entwurf. «Vorübergehend

dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden.

Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für

eine Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art.6Abs. 1 Bst. bEpG auf

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oderauf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls
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aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare, messbare

Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen

Lage erfüllt ist.

Die «ausserordentliche Lage»gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst

recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen.

Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf die

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer

oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO).Ansonsten würde das EpG auf

Willkür fussen.

3 Hebel Nummer 2: Die Definition der Impfung

Die COVID-19-Impfung aufmRNA-Basis war keine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den

Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller

bisherigen Impfungen sein soll, istder BegriffImpfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den

Menschen injiziert werden soll, Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht /

Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu «erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein

rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient zur

Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nichtansteckung und

Nichtweitergabe von Krankheitserregern.

4 Hebel Nummer 3: Der guten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann

die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden.

5 HebelNummer 4:Verbot der «Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (=

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz!

6 Fazit

Ja, die sog. Corona-Pandemie hatbestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind

Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondereim Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien

und das Lostreten einer Massnahmenlawine / Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in dem

Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel

sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der

Corona-Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhauptum eine Pandemie und damit eine

besondere Lage gehandelt hat und woher das Virus (wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam,

in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt

wird.

Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche

Lage in der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann

unterläge das EpG per se fremder Willkür.
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Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie

gezogen werden, wird die Rolle, die die WHO hier gespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus

könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, der WHO eine

Machtausweitung zuzugestehen. Ganz im Gegenteil: Eher deren Abschaffung!

Und erst recht gibt es keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-

wünsche der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt

durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Auch hat der One-Health-Ansatz der WHO und derVereinten Nationen (UN) nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem

Ansatz als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind

Mensch und Tier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dass jedes Tier (oder

jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat (Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen

vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass wirzu viele Menschen auf diesem Planeten sind).

Es ist zwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung

eine Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne (und auch nicht im Sinne des

Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und

Nichtweitergabe eines Krankheitserregers.

Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die konti-

nuierliche Erzeugungvon Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches (vorsätzliches)

Entweichen in Zukunft verhindern.

7 Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante

Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendung

kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt

wird, sind in derTeilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur

Ausrufung einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch

eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer Regierung. Der

Gesetztstext muss entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden,

dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte und / oder

ungeprüfte Substanz zwangsverabreicht bekommt (d.h. Impfzwang oder ähnliches), die eine

bedingte (=Notfall-)Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang ist zudem der Begriff

der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-

Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpft Symptome, nicht den

erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem ist zu verhindern, dass die Pharmalieferanten

ihre Produkte umdeklarieren, also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur

Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mit dem Vorentwurf Teilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung

gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage stellt

sich, warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll.

Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Bei genauem Hinsehen ist im Grunde keine Änderung akzeptabel.

ERGO: Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist mühselig

und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nicht um das Klein-Klein geht, sondern um das grosse

Ganze, das beabsichtigt ist. Aus Sicht der WHO undihrem One-Health-Ansatz ist es - kurz gesagt - die

Dauerimpfung von Mensch und Tier. Und genau das gilt es zu verhindern! Es darf keinen One-Health-

Ansatz im neuen EpG geben!

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in der

aktuellgeltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Art. 1 Gegenstand

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen

Massnahmen vor.

Art. 2 Zweck

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten und

zu bekämpfen. (..)

Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet

und bekämpft werden. Klingt gut gemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten dieser

übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerungführen wird oder bereits

geführt hat. Dies begründet dann die besondere bzw. ausserordentliche Lage, in deren Folge die

im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können.
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Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil

drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem

das Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass

(jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird, welche

dann die Massnahmenlawine in Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel angesetzt werden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der

Impfung ansetzen.

Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert

werden. Schliesslich heisst das Gesetz so.

2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen Fassung

des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in Art. 6 Abs.

1 EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), die jeweils zwei

kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in der zweiten

Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch auslegungsbedürftig.

Daran ändert der Vorentwurf zurVernehmlassung nichts. Alle Tatbestände bleiben

auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art. 6

Abs. 1 EpG beschriebenen Situation äussern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der

Bund die Kompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies wird

neuin Art. 6b präzisiert: «1 Der Bundesrat stellt die besondere Lagefest. 2 Er definiert die Ziele

und Grundsätze derStrategie zur Bekämpfung derGefährdung sowie die Form der

Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Er entscheidet über den Einsatz der Krisenorganisation des

Bundes.»

Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler und

besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe zwischen

der Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind heute unklar,

ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die entsprechenden

Entscheidungen.

Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeit

mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone und diezuständigen

parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von

Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nach Anhörung derKantone und der zuständigen

parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenüber einzelnen Personen (Art.

30-39) odergegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (..) c.

Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und

Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, fürobligatorisch erklären.»

Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6 EpG in der Grössenordnung von

Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer

besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von

Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon

nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nichtim neuen Entwurf. «Vorübergehend

dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden.

Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarffür eine

Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. b EpG auf

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls

aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare, messbare
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Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen

Lage erfüllt ist.

Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst

recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen.

Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf die

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer

oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf

Willkür fussen.

3 Hebel Nummer2: Die Definition der Impfung

Die COVID-19-Impfung auf mRNA-Basis warkeine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den

Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller bisherigen

Impfungen sein soll, ist der BegriffImpfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den Menschen

injiziert werden soll, Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht / Patentrecht folgen

und nicht für das EpG neu «erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein rechtlich niemandem

eine bestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient zur Symptombekämpfung,

eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nichtansteckung und Nichtweitergabe von

Krankheitserregern.

4 Hebel Nummer 3: Derguten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann

die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden.

5 Hebel Nummer 4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (=

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz!

6 Fazit

Ja, die sog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind

Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien

und das Lostreten einer Massnahmenlawine /Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in dem

Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel

sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der

Corona-Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhauptum eine Pandemie und damit eine

besondere Lage gehandelt hat und woher das Virus(wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam,

in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt wird.

Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche

Lage in der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann

unterläge das EpG perse fremder Willkür.

Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie

gezogen werden, wird die Rolle, die die WHO hier gespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus

könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, der WHO eine

Machtausweitung zuzugestehen. Ganz im Gegenteil: Eher deren Abschaffung!
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Und erstrecht gibt es keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-

wünsche derWHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt

durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Auch hat der One-Health-Ansatz der WHO und derVereinten Nationen (UN) nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem

Ansatz als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind

Mensch und Tier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dass jedes Tier (oder

jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat (Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen

vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass wir zu viele Menschen auf diesem Planeten sind).

Es ist zwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung

eine Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne (und auch nichtim Sinne des

Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und

Nichtweitergabe eines Krankheitserregers.

Die sog. Gain-of-Function-Forschungmuss weltweit verboten werden, will man die konti-

nuierliche Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches (vorsätzliches)

Entweichen in Zukunft verhindern.

7 Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante

Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendung

kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt

wird, sind in der Teilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur

Ausrufung einerbesonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch

eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer Regierung. Der

Gesetztstext muss entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden,

dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte und / oder

ungeprüfte Substanz zwangsverabreicht bekommt (d.h. Impfzwang oder ähnliches), die eine

bedingte (= Notfall-) Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang istzudem der Begriff

der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-

Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpft Symptome, nicht den

erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem ist zu verhindern, dass die Pharmalieferanten ihre

Produkte umdeklarieren, also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

LdhV V
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5. März 2024

Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach aufImpfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV).

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende,im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufungdem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne aufirgendwelche

Grundsätze behaftet zu werden.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikatan sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven

Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen

weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen

Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso

wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann.

Keine Impfungen

Auch dasThema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sieihrer Natur nach

nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden,müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.



Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittelim Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss esjedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend ist insbesondere, dass

Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und Bewegung haben einen positiven Effekt auf

das Immunsystem. Dies sollte entsprechend berücksichtig werden.

Mit freundlichen Grüssen
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5. März 2024

Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz(EpG)

Stellung.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV).

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; erkann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne aufirgendwelche

Grundsätze behaftet zu werden.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikatan sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven

Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen

weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen

Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso

wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich istdieThematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach

nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältiggehandhabt werden.



Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassungvon Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass einelebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss esjedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend ist insbesondere, dass

Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und Bewegung haben einen positiven Effekt auf

das Immunsystem. Dies sollte entsprechend berücksichtig werden.

Mit freundlichen Grüssen
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)
Stellung:

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,

um dievorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die als

"selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des

Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht

geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar

Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber

hinaus wird die medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb im

EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV).

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei

um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu

erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der



Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Mit freundlichen Grüssen

Damian Caputo
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Antwort zur Vernehmlassung vom 29. November 2023- 22. März 2024

Sehr geehrte Damen und Herren

Vernehmlassung der Teilrevision des
In der Beilage erhalten Sie meine Antwort zur

zuständige Stelle weiterzuleiten
Epidemiengesetzes. Ich bitte Sie die Antwort entsprechend an die

und mir den Erhalt schriftlich zu bestätigen.

gemäss Ihrem SchreibenX Zu Ihren Akten

gemäss BesprechungX Zum Erledigen

Dokumente in der Beilagegemäss Besprechung

Beilagen:
-Antwortformular zur Vernehmlassung

Freundliche Grüsse

Renato Caranci



Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgenössisches Departementdes Innern EDI

Confédération suisse Bundesamtfür GesundheitBAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizrä

Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101)

Antwortformular zur Vernehmlassung vom 29. November 2023 ur

22. März 2024

Stellungnahme von

Pnofo
Name/Firma/Organisation / Amt/Kanton: a

Wellera 5ZAbkürzung:
22, 8832

RuosstrasscAdresse:

Kontaktperson:

Telefon:

E-Mail:

15.03.2024Datum:

Gegebenenfalls: Stellungnahme erstelltin Zusammenarbeitmit:

Sehr geehrte Damen und Herren

zur Änderung des Epidemien-
Dieses Antwortformular bezieht sich aufdie Vernehmlassungsvorlage

gesetzes (EpG) sowie den dazugehörigen erläuternden Bericht mit Stand vom 29. November 2023.

Internetadresse bezogen werden: Vernehmlas-DieVernehmlassungsunterlagen können über diese

sungen laufend (admin.ch).

Rückmeldungen systematisch auf-
Mit derVerwendung dieses Antwortformularshelfen Sieuns, Ihre

zunehmen und richtig einzuordnen. Das Formular erlaubtIhnen,

beurteilen,dieVernehmlassungsvorlage als Ganzes zu

inhaltlich eng verwandte Artikel als Ganzeszu beurteilen,

alle Artikel derVernehmlassungsvorlage einzeln zukommentieren,

dazu Stellung zu nehmen, obim Epidemiengesetzeine gesetzliche Grundlage für den Be-

trieb von digitalen Contact-Tracing Apps geschaffen werden soll.

Bitte fügen Sie dafürIhre Antworten in die entsprechenden Antwortfelder ein.

Wichtige Hinweise:

1. DerTextin den Antwortfeldern kann nicht formatiert werden (z. B. nicht fett hervorgehoben

Sie daher z. B. Anpassungswünsche an Ar-
oder durchgestrichen werden). Bitte formulieren

tikeln explizit.

Word-Dokument bis am 22. März 2024gleich-
2. Bitte senden Sie das ausgefüllte Formular als

revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch.
zeitig an folgende E-Mail-Adressen:

Ihnen das Projektteam Revision EpG unter
3. FürRückfragen und allfällige Informationen steht

revEpG@bag.admin.ch gerne zur Verfügung.

Teilrevision des EpG!Vielen Dank fürIhren wertvollen Beitrag zur

1



Innern EDIEidgenössisches DepartementdesSchweizerische Eidgenossenschaft

Confédération suisse Bundesamtfür GesundheitBAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Gliederung

Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes
1.

Artikel
Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten

2.

Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe)
A. Ersatzvon

Vorbereitungsmassnahmen)besondere Lage,
Art. 5a-8 (besondere Gefährdung,B.

Meldungen, Laboratorien)
C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme,

Verhütung Antibiotika-Resistenzen)
Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen,

D.

Durchimpfungsmonitoring)
E. Art. 20-24a (Impfungen,

Personenverkehr)gegenüber Personen, im
F. Art. 33-43 (Massnahmen

Gesundheitsversorgung)
Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen

medizinischen Gütern,
G.

Bereich Bekämpfung)
Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im

H.

Entschädigung)
1. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge,

Art. 53-55 (OrganeKantone und Bund)
J.

Informationssysteme)
Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationaleK.

Massnahmen nach Art. 6c oder7)
Unternehmen aufgrund von

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an

medizinische Güter)
Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtigeM.

Kantone,Armee; Zusammenarbeit)Art. 75-81b (Vollzug durch Bund,N.

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen)

Erlasse (OBG, MG,HMG)Beurteilung der Änderung weiterer
3.

Contact-Tracing Apps?
Schaffung einergesetzlichen Grundlage für digitale

4.

5. Weitere Rückmeldungen

2



Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgenössisches Departement des Innern EDI

Confédération suisse BundesamtfürGesundheit BAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Vernehmlassungsvorlage als Ganzes1. Beurteilung der

Vernehmlassungsvorlage einverstanden?
Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Erläuterung:

Rückmeldungen zueinzelnen Artikeln können weiterunten erfasstwerden.
Bitte erläutem SieIhren Gesamteindruck.

Lufgeeslnde Rigelnngen.
Vicf

Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel
2.

Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe)
A. Ersatz von

Artikeln 2-3 einverstanden?
Inwieweitsind Sie mit dem Ersatzvon Ausdrücken und den

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Ausdrücken:Rückmeldungen zum Ersatzvon

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
einverstanden? Was ist allenfalls unklar?Womit sind Sie (nicht)

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben

2

3

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen)
B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung,

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden?

3



Eidgenössisches Departement des InnernEDISchweizerische Eidgenossenschaft

Confédération suisse Bundesamt für GesundheitBAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstandeneinverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Womit sind Sie (nicht)

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

it.bcheie
Frmliug eulghnd

stpistkmaedndeiltmtnsg
5a

6If.b mysgeticln-ndn.woStristt.
6a

Prlament uhaiclindlNi.lt A. buntesref udute.ket.n.6b

Ahhil strei.LenVerhassungeuideik6c

Po.lomeat sil unfichiiten6d

8

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

Meldungen, Laboratorien)
C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme,

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden?

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden?Was ist allenfallsunklar

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

i e.aetAbe.2-4-beichenBAG11

sheiichenVechruunngewideis /Oohnotshe12

steeihenV.eImumgentig /D.huc/g12a

Porhamint Scil Potlegen13

13a

15

4
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Schweizerische Eidgenossenschaft

Confédération suisse Bundesamtfür GesundheitBAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

15a

ot tetchiling
2%2Ankeibungsmaidte Gns515b

Pala sdl16 as

17

Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:
Sonstige

Antibiotika-Resistenzen)Einrichtungen, Verhütung
D. Art. 19-19a (Verhütung in

Artikeln 19-19a einverstanden?
Inwieweitsind Sie mit den

Teilweise Nicht einverstanden
MehrheitlichVollständig

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstandeneinverstanden

(bitte unten erläutern)
(bitte unten erläutern)

NZ

Gegebenenfalls konkrete

Art. Rückmeldungen Anpassungsvorschläge
unklar?einverstanden? Was ist allenfalls

Womnit sind Sie (nicht)

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

stei.hen
sxWet19

strei.henei19a

Sonstige Rückmeldungenzu dieserArtikelgruppe:

Durchimpfungsmonitoring)
E. Art. 20-24a (Impfungen,

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden?

Teilweise Nicht einverstanden
MehrheitlichVollständig

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstandeneinverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen Anpassungsvorschläge

WomitsindSie (nicht) einverstanden? Wasist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

steiilen
Abs.2 en -ed

Welinhtlli.den20

K.otuassadiaaid Rüten21

21a

zu sutHliH.2-5 shaiken
BAG . I24
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Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgenössisches DepartementdesInnern EDI

Confédération suisse Bundesamt für GesundheitBAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

imeleva»f sheichen24a

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

Personenverkehr)
F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen,im

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden?

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden?Wasist allenfalls unklar?

angeben.Bitte möglichst Absatz/Buchstabe

sheiclen/ymeAnd33 2. 4

E37a t /4

streiehenBreitent40 W./ Im W..fs

shaichen
40a

sLicken140b

Lie141

stien43 K

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

G. Art. 44-44d (Versorgung mitwichtigen medizinischen Gütern,

Gesundheitsversorgung)

Inwieweitsind Sie mitden Artikeln 44-44d einverstanden?

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
unklar?

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was istallenfalls

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

u Bchgas F. Elang Ab,4tl.dsteihn44
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Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

44a

Guudluihgssshe rf. < steiln
44b w

44c

44d

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

Bereich Bekämpfung)
Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im

H.

Inwieweitsind Sie mitden Artikeln 47-49b einverstanden?

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstandeneinverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

K

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Was ist allenfalls unkla

Womit sind Sie (nicht) einverstanden?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

47

49a

mbv.Luunyudis/aalaxNgehr-d sdreichen
Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung)
1.

Inwieweit sind Siemitden Artikeln 50-52 einverstanden?

Teilweise Nicht einverstanden
MehrheitlichVollständig

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstandeneinverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
unklar?

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Wasist allenfalls

Bittemöglichst Absatz/Buchstabe angeben.

50

50a

51

7
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Confédération suisse BundesamtfürGesundheitBAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

51a

52

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

U. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund)

einverstanden?Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 53-55

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
ist allenfalls unklar?Womit sind Sie(nicht) einverstanden?Was

angeben.Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe

53

54

Das P..lomentNilf de. Buntisraf55

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

Informationssysteme)
K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden?

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Was ist allenfalls unklar?

Womit sind Sie (nicht) einverstanden?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

V.Lrgnngsuidnig/D.enschatz streite A
58 7ng5

streichentgreifn

An

59

60

sbeihenutgnfend60a

streis.Len
Z

60b &

8



Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgenössisches DepartementdesInnern EDI

Confédération suisse Bundesamtfür GesundheitBAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

60c

60d

Dotmschskr steicken62a

Drtcllz cheilen69

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

Massnahmen nach Art.
.Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von

6c oder7)

Massnahmen, welche derBund während derbesonderen oderderausserordentlichen Lage

ergreift, können fürUnternehmen mitUmsatzeinbussen verbunden sein. Soll im Epf eine

dass der Bund betroffene Unternehmen
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden,

mit Finanzhilfen unterstützen kann?

Essollkeine gesetzliche Grundlage geschaffen Essolleine gesetzliche Grundlagegeschaffen

werden.werden.

(bitte unten erläutern)
(bitte unten erläutern und auch die nachfol-

gende Frage beantworten)

Erläuterung:

gesetzliche Grundlage fürsolche Finanzhilfen geschaffen
Falls aus IhrerSichtim EpG eine

konkreten Inhalten derArt. 70a-70feinverstanden?werden soll, inwieweit sind Sie mitden

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sindSie (nicht) einverstanden? Wasist allenfalls unklar?

angeben.Bitte möglichst Absatz/Buchstabe

70a

70b

70c

70d

9
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70e

70f

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

medizinische Güter)
M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige

einverstanden?Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 74-74h

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womitsind Sie (nicht) einverstanden? Wasist allenfalls unklar?

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

74

Bund s.H Kesh.hngen steeiikee74a

streislen74b
*

74c

U' 1174d

74e E

1
74f I

11
74g f

t
74h $

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

Kantone, Armee; Zusammenarbeit)N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund,

einverstanden?Inwieweit sind Sie mitden Artikeln 75-81b

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

10
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Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden?Wasist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

75

77

80

81a

81b

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen)

einverstanden?Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 82-84a

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

%

Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

82

83 j,Ve,. mn udgckV histen
J

Abs.3 mHmn Gilfnganf straichen84

84a

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

HMG)
3. Beurteilung derÄnderung weiterer Erlasse (OBG, MG,

den anderen Erlassen einverstanden?
Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in

Teilweise Nicht einverstanden
Vollständig Mehrheitlich

einverstanden (bitte unten erläutern)
einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

11
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Gegebenenfalls konkrete
Art. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sindSie(nicht) einverstanden? Was istallenfalls Un-

klar? Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

1OBG Li, inboike Veeheler daite, Kolileen

35MG d sheiche

9aHMG

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps?

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing

Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden?

Bundes entwickelt. Auch die umliegenden
DasSwissCovid App-System wurde imAuftrag des

«SwissCovid App» entwickeltund vo-
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere

Trangetrieben. DieVernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelungzu digitalen Contact

gesetzlichen Grundlageim EpG hätte der Bund die Mög-
Tracing Apps. Mit einerentsprechenden

entwickeln und zu betreiben. Dies wäremit ent-
lichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu

sprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden.

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen
Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen

werden.werden.

(bitte unten erläutern)
(bitte unten erläutern)

Hl.ochng.Ludgef.deErläuterung:

Viel 44

5. Weitere Rückmeldungen

Teilrevision des EpG mitteilen möchten?
Gibt es weitere Punkte, die Sieuns bezüglich der

dieses Antwortformulars!Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen

12
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Vernehmlassung Epidemiegesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiegesetz (EpG)

Stellung

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich

dabei um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander

verknüpft. Zu erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten

(die Anzahl der Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die

Zunahme und die Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein

bekanntes, systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,

dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor

Falschmeldung, und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und

dokumentiert dieses digital.

Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Es werden ohne

medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller Missbrauch der Daten kann nicht

ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass

man zu Hause bleiben soll, wenn man sich krank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger

invasive Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung

Unwirksame Massnahmen

Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss auf die Infektionsrate hatte.

Das war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf

das Infektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings

zu Schäden führen. Die Wirksamkeit einer Massnahme müsste demnach also vor dem Beschluss derselben

erwiesen und zudem unwidersprochen sein.

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen

werden. Einen solch weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.



Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend ist insbesondere, dass

Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und Bewegung haben einen positiven Effekt

auf das Immunsystem. Dies sollte entsprechend berücksichtig werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona Pandemie: Diese

hat eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen und einen negativen Effekt auf

die Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der

Revision des EpG komplett unbeachtet.

Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Freundliche Grüsse,
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Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiegesetz (EpG)

Stellung.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Eswird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV).

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was natürlich

zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver

Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden

werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist. Es bedarf

einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen weder Lockdown,

Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche

Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHO bereits 2019 und

nun ja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine

WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden.



Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick auf die Corona Pandemie

als unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnet werden. Trotzdem bedanken wir uns für die Möglichkeit einer

Stellungnahme und hoffen auf die Berücksichtigung unsere Einwände.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden und lehne

sie ab.

Freundliche Grüsse

José Carballido
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Chère Madame Arz de Falco,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Je saisis cette opportunité etprends position sur la

révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit detransformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires enau

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter.

Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique

de passage à une situation particulière, déclenché parl'OMS, (qui est un organe
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supranational dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statuten

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

présomption de maladie )).K(

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux,« l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même.Acela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut semblerjudicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a: Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peutnotamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué
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de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en

les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMScompte

la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoientles
sur

modifications majeures suivantes :

Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement
0

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

internationale à fairel'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chefde

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé X)

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les

États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests

obligatoires etc...

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après
O

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

1'OMS comme
o Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en ceuvre
0

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprisesson soutien au

de l'OMS, onrenforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents

ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « la

internationale ne signifieconstatation parI'OMS d'une urgence de santé publique de portée

automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours
pas
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d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatif selon laquelle

les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change

rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa

déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

amendements du RSI carl'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon dela

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis àl'obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :

II représente un passage de l'identification des « personnes malades ou0

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées malades,

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées D)

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatée, à un nouveau système où toute personne est à priori « présumée )

malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut

de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratif standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la

personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne

santé etcela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé

objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons

en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclarationO

des personnes.

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecteO

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous lesfaits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime
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les données qui ont une forte connotation affective etque la personne concernée

ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenin

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing D).

De nombreuses études ont montré que letraçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est

effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, detest et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Iln'a donc

effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les injections deaucun

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré surdemande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.
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3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être uneO

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,O

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,0

utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni desinjections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de
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gérer une telle crise et il est doncindispensable de leur conférer davantage de

compétences etde pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les
0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Ellene fait pas référence à la promotion de la santé età la Charte d'Ottawa, le
O

document central de l'OMS.

précoce, alorsElle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge
0

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques
0

la morbidité et la mortalité
et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne

ainsi que les effets négatifs sur la société.

plus large deElle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte
0

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que95% des morts du Covid étaient des malades
O

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité estdue à des maladies
O

environ 1% de lachroniques, alors que les maladies infectieuses représentent

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir
0

sur l'état de santé de la population (isolementsocial, dommages économiques,

des injections, etc.)effets secondaires indésirables des médicaments et

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a
0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment
0

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premierlieu, ne pas nuire).
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Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec0

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin etles autres professionnels de la santé au rang de simples0

exécutants.

En centralisant etimposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint la0

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers

le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), je vous

remets la présente réponse à la consultation.

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance.

Je vous prie d'agréer, chère Madame, mes salutations distinguées.

Kane
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Romanel sur Morges, le 15 mars 2024

Concerne : Révision partielle de la loi surles épidémies ; réponse à la consultation

Chère Madame Arz de Falco,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Je saisis cette opportunité et prends position sur la

révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtantles premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

au gouvernementla possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition està rejeter.
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Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique

de passage à une situation particulière, déclenché parl'OMS, (qui estun organe

supranational dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance etdela

déclaration des maladies à la surveillance età la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

répondant à des conditions administratives arbitraires etnon scientifiques. Le statuten

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

présomption de maladie D).K

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé etne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peutsembler judicieux dans l'abstrait,

in'apporte pas de réelle valeur ajoutée, sice n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples etinterdépendantes. On peut notamment mentionner la
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diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitanta diminué

de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la
4

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il estimpératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+OMS

sur la pandémie etrévision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

O Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contientdes dispositions juridiquement

contraignantes (actuellement ce ne sontque recommandations) pour pallier à (selon

V'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communautéinternationale à faire

preuve de solidarité etd'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se0

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé )

(article 3, paragraphe 11), avecl'obligation (etnon plus la recommandation ) pour les

États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests

obligatoires etc..

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

O Le nouvel article 13A exigerait des Etats membres qu'ils reconnaissent l'OMS comme

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre0

immédiatement etque les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on

ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « la

constatation par I'OMS d'une urgence desanté publique de portée internationale ne signifie
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pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ;il s'agira toujours

d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatif selon laquelle

les points a. etb. de l'article6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change

rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à Sa

déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes etservices soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 :Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :

II représente un passage de l'identification des « personnes malades ou0

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées malades,

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées »

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatée, à un nouveau système où toute personne està priori « présumée 0)

malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut

de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratif standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la

personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne

santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé

objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquantque nous rejetons

en toutes circonstances :

O Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration

des personnes.

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte0

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime
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les données qui ont une forte connotation affective et que la personne concernée

ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent surl'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin etsont donc à rejeter avec véhémence s'agissantd'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing D).

De nombreuses études ontmontré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dontle traçage des contacts est

effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasifet policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Iln'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un testCovid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. IIl s'agitdonc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôtà un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas être obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis

la crise du Covid-19. II convient derejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre

une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une

discrimination entre les personnes.

5



3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet etdu rapport explicatif, on peutconstater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,

utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificata unimpact positifsur la santé publique ;

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé parla contrainte ("pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

- D'autres pandémies sontà craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible etsouhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de
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gérer une telle crise etil est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences etde pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

etvéridique.

Tout cela estmensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projetsemble avoir été élaboré à la hâte etsans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé etàla Charte d'Ottawa, le

document central de l'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors0

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ontfait d'autres choix stratégiques0

ets'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité etla mortalité

ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large deO

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que95% des morts du Covid étaient des maladesO

chroniques.

Elle ne tient pas compte du faitque 75% de la mortalité estdue à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus etcontinuent d'avoir0

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques,

effets secondaires indésirables des médicaments etdes injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).
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Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec0

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin etles autres professionnels de la santé au rang de simples0

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint la0

recherche de moyens de prévention etde traitement alternatifs, efficaces et moins

cOûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers

le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a etsuivants Cst.), je vous

remets la présente réponse à la consultation.

Je vous prie de bien vouloir en prendre connaissance.

Je vous prie d'agréer,chère Madame, mes salutations distinguées.

Christine Carrupt

CaGrp

8



Amtl DTS PuG GZ R KUV LKV

DS Bundesamt für Gesundheit TG

DG VA

UVIndirizzo del mittente CO

22. März 2024Int

FRANCO E GIOVANNA
GeS

Posta A PlusosRaccomandata NCD
CASARIN

Bundesamt für Gesundheit BAG MT

Via RoucoNuawe 19 Schwarzenburgstrasse4153tr FANM URA ASChemChem GB/APS

6949 COMANO 3003 Bern

e Aliane eGANNIROSSI e/o

VIA RONCO NvOvO17 per e-mail a:

revEpG@bag.admin.ch /gever@bag.admin.ch
6949COMAND

Data21 312024

Revisione parziale della Legge sulle epidemie; Risposta alla consultazione

Gentili signore, egregi Signori,

il 29 novembre 2023 il Consiglio federale ha incaricatoil Dipartimento federale dell'interno (DFI)di

parziale della Legge sulle epidemie(LEp) del 28
condurre una procedura di consultazione sulla revisione

settembre 2012 (LEp, RS 818.101). Volentieri colgo l'occasione percommentare la revisione prevista come

segue:

1 Osservazione preliminare

esclusivamente gli aspetti economici; gli altri argoments
La presente risposta alla consultazione riguarda

non sono trattati.

Consultazione sulla revisione parziale: aspetti economici2

Nella "Panoramica" del "Rapporto esplicativo sull'avvio della procedura di consultazione per la revisione

dimostrato ''che il
parziale della legge sulle epidemie" si legge che la gestione della crisi Covid-19 ha

quadrogiuridico perla protezione della popolazionedalle malattie trasmissibili deveessere ulteriormente

e altreCantoni di "gestire meglio le epidemie
migliorato" per consentire alla Confederazione e ai

importanti sfide future per la salute pubblica".

Se si modifica una legge con l'obiettivo
Alcune cose sono state gestite bene nel periodo Covid, altre no.

che
esplicito di affrontare meglio lesfide future (rispetto a quanto fatto con il Covid), ci si deve aspettare

alla legge.questo si rifletta in modo chiaro nelle modifiche apportate

cisi aspetterebbe quindi che
Da un punto di vista economico, e questo è l'unico aspetto affrontato qui,

vengano presi in considerazione almeno quanto segue:

le misure devono essere basate su evidenze;

quando le misure non possono essere basate su evidenze perché le conoscenze non sono

esplicitamentestrategia di gestione del rischio
sufficienti, dovrebbero quanto meno seguire una

misure da culi
formulata. Ciò ha lo scopo di garantire, ad esempio, che non vengano adottate

potrebbe derivare un danno chenon può essere stimato prima, violando cosiil principio del

bilanciamento degli interessi;
definizione dei costi

lemisure devono essere adottate sulla base di un'analisi costi-benefici; la

(costi di opportunità economica) deve essere esplicita echiara;
1



il principio di proporzionalità delle misure deve essere specificato in modo esplicito; deve essere

visibile e tangibile in tutta la legge. Deve essere chiarito il modo in cui i compromessi devono

essere trovati, sia in linea di principio sia nei singoli casi. Ciò vale in particolare quando i diritti e le
libertà civili sanciti dalla Costituzione federale devono essere sospesi a favore di un intervento

diretto;

deve essere esplicitamente e implicitamente chiarito che la disinformazione e la paura non

possono costituire la base perindurre la popolazione a comportarsi come desiderato in una

determinata situazione;

si deve esigere una "cultura della valutazione dell'errore", che deve essere applicata a posteriori.

accadere che errori evidenti non siano inclusi come "da evitare" nei manuali per laNon deve

gestione delle crisi future.

Gli importanti requisiti di cui al nuovo articolo 2 capoverso 3

"Nella pianificazione e nell'attuazione dei provvedimenti occorre tener conto:

dei principi di sussidiarietà, efficacia e proporzionalità;d.

b. degli effetti sull'economia e sulla società [.J“.

vengono solo nominati, ma nella bozza della LEp non se ne parla etanto meno è prevista la loro
attuazione.

I principi sopra menzionati - basati su evidenze, tenendo conto dei rischi, tramite analisi costi-benefici,
proporzionalità, cultura della valutazione dell'errore - non si riflettono nella proposta di legge. In nessun

punto della legge si ha l'impressione che si tenga conto di tali principi. Nel migliore deicasi (sussidiarietà,
efficacia, proporzionalità), alcuni di questi principi sono menzionati nella legge, ma non producono la
minima conseguenza. Stanno solo li. Non sono sviluppati.

Si deve quindi concludere che le modifiche legislative previste NON soddisfano in alcun modoi requisiti
indicati nel "Rapporto esplicativo sull'avvio della procedura di consultazione per la revisione parziale della
legge sulle epidemie". Le modifiche della legge in questione si basano troppo fortemente sull'idea che una
pandemia possa essere contrastatacon misure tecniche senza valutare i danni collaterali e che non si
debba tener conto degli aspetti di politica economica - ad eccezione del risarcimento e dell'assunzione dei
costi. Una vera e propria ponderazione di misure contrastanti, ovverol'applicazione del principio di
proporzionalità sulla base di concetti espliciti di costo e rischio, NON avviene.

Per questi motivi, non condivido la bozza in consultazione. Dovrebbe essere completamente rivista in

modo che i suddetti principi possano essereformalmente e, soprattutto, sostanzialmente integrati nella
legge.

Ringrazio per l'attenzione e porgo cordiali saluti.

Firma

GesaHe

yudu Wb2

26KON4
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de l'intérieur DFI
de mener une procédure de consultation surla révision partielle de ta loi du 28 septembre
2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101).

Je saisis volontiers l'occasion de prendre position sur la révision prévue.

1 Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour plusieursraisons.

I prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral - au détriment des
citoyens (qui sont en premierlieu responsables de leur santé), des cantons et des personnes
et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement à ce que pense le Conseil
fédéral, les leçons de la crise Covid-19 n'ont absolument pas été prises en compte. Avant
d'entamer une révision partielle, il est nécessaire de procéder à une analyse.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant au
possibilité de transformer les lois d'urgence en droit ordinaire. Sans ungouvernement la

examen minutieux (voir la mise à jour), il faut rejeter cette proposition. Par ailleurs, il n'est
souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de passage àpas

une
situation particulière, déclenché par l'OMS, soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon
de souveraineté intolérable.

L'avant-projet fait des professionnels de la santé de vulgaires exécutants de décisions
politiques. II donne la priorité, en premierlieu etcomme pilier central de sa stratégie, à la
vaccination - même avec des moyens encore inconnus aujourd'hui et contre une maladie



encoreinconnue aujourd'hui. Cela ne peut pas être toléré. Dans la foulée, il ne tient pas
compte des aspects de la santé mentale et de la médecine complémentaire (art. 118a Cst.).

Lavant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la
déclaration des maladies à la surveillance età la déclaration des personnes. II va même
jusqu'à faire de toute personne a priori une personne (supposée) malade ou

contagieuse (statut standard), qui doit prouverle contraire (c'est-à-dire sa santé) par des
administratives arbitraires et non scientifiques. Une telle approche fait fide la

exigences

perception de l'individu (santé subjective) et de toute constatation clinique (santé objective).
Cela n'a plus rien à voir avec la promotion de la santé.

Ce qui est frappant, c'est le langage très directif et autoritaire, une terminologie
guerrière et une focalisation sur les mesures invasives. Pour quelle raison ? A titre
d'exemple, on notera que le rapport explicatif mentionne le mot "vaccination" en moyenne
trois fois par page.

'avant-projet ne répond pas à la question de savoir pourquoi il n'y a pratiquement rien sur
la prévention etla promotion de la santé par des moyens naturels etnon
pharmacologiques. Ilest prouvé que ces derniers sont plus efficaces que les vaccins lorsqu'il
s'agit de prévenir etde traiter les infections, et ce à un coût très faible.

Et last but notleast : il faut malheureusement constater avec effroi qu'une mise en œuvre de
lavant-projet sous cette forme entraînerait une nouvelle hausse (massive) des coûts de la
santé. Ce n'est pas dans l'intérêt de la population suisse.

2 Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" doit être supprimée. La Confédération elle-
même n'a pas utilisé cette notion lors de la crise du Covid, lorsque de nombreuses
personnes non vaccinées n'avaient pas accès aux soins médicaux. Au contraire, il y a même

des déclarations selon lesquelles les personnes non vaccinées devaientrenoncereu
aux

soins médicaux. Cela n'avait rien à voir avec l'égalité des chances.

Les soins médicaux de base sont déjà régis par la Constitution (art. 117a Cst.). Elle n'a pas
besoin d'être répétée dans la LEp.

D'un côté, la Confédération propose d'étendre ses compétences, ce qui est en
contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de
santé). D'un autre côté, elle s'engage, dans l'art. 41 Cst., à ce que chaque personne reçoive
les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la
souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premierlieu de la
responsabilité de l'individu. En outre, les cantons doivent assumer leurs tâches dans le
domaine de la santé et ne pas transférer leurs compétences à la Confédération.

Toute référence à OneHealth, un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,
n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle signale l'obéissance aux plans de
I'OMS et ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être
instrumentalisés.



Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un
risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la
diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de
deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la
population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

En ce qui concerne les principes relatifs à la "situation particulière", ilconvient d'élargir le
regard Les documents de 'OMS en cours d'élaboration etde négociation (Traité OMS sur
la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RGI) prévoient les
modifications suivantes :

*Le traité del'OMS sur la pandémie CA+ doit contenir des dispositions juridiquement
contraignantes pour (citation) "mettre en évidence l'incapacité dramatique de la
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communauté internationale à faire preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la
pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y remédier.

En ce qui concerne la prévention d'une pandémie etla réponse à y apporter si elle se
produit, I'OMS se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant
que 'chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la
santé“ (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation pour les États de mettre en œuvre
les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6).
L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après
consultation d'un comité d'urgence, le pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de
contestation l'apparition potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de
portée internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin.
Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS comme
lorgane de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte
pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.
L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre
immédiatement et que les États membres les fassent appliquer par tous les acteurs
non étatiques.

Le Conseil fédéral a exprimé ouvertement età plusieurs reprises son soutien au
renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de
T'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil fédéral en arrive à la
conclusion que (citation) "la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique
de portée internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation
particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La
remarque du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent
être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire
à cet égard. En toute logique, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité sur la
pandémie que le RSI.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Les deux articles évoqués représentent un changement de paradigme marquant, que
nous rejetons en toutes circonstances. Ce qui est prévu

:



Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de
déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées"à
l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,
présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", qu'elles soient
malades ou infectées ("présumées") ou non. On passe ainsi d'un système
dans lequel une personne est a priori en bonne santé et où la maladie ou
l'infection est médicalement constatée à un nouveau système dans lequel
toute personne est a priori "présumée" malade ou infectée en l'absence
d'antécédents médicaux. IÌ s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus
biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un
médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,
dans lequel la personne doit prouver par desmoyens non définis qu'elle n'est
ni malade ni infectée L'expérience de COVID a montré que cela peut se faire
par un test de laboratoire inapproprié, sans que la personne ne se sente
malade ou infectée (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose
un diagnostic (état de santé objectif)
Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la
collecte de données "sur les comportements, y compris les données relatives
à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas précisée
S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le
message relatif à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23
mars 1988, la sphère intime est définie comme suit : "La sphère intime

tous les faits et événements de la vie dont seule la personnecomprend

concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont connaissance". "Sont
considérées comme relevant de la sphère intime les données qui ont une forte
connotation affective et que la personne concernée ne souhaite porter à la
connaissance que de ses proches". (traduit del'allemand)

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification
des personnes et non plus des maladies, ainsi que surl'accès à la sphère intime. Ces
dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc rejetées avec véhémence.

Art. 19, titre etal. 2, let. a : Mesures contraceptives dans les institutions

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir
dans les compétences cantonales, managériales et médicales pour la gestion des
institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être
maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi
pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement fortement de la maladie en
question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur
intimité. De plus, le principe de coopération actuellement en vigueur estremplacé par une
obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier des mesures proposées. Cette mesure
n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle estrejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison



Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc
aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de
RNAmod ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission etqu'en l'absence
d'antécédents médicaux, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne n'est pas
contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de la contagiosité. Il s'agit donc
d'un document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

De plus, un certificat de "guérison" ressemble à un "certificat de santé", confirmant ainsi le
changement de paradigme évoqué à l'article 12. I faudrait une preuve administrative de la
santé, mais celle-ci est réservée aux personnes qui peuvent prouver (comment ?) qu'elles
ont vécu la maladie mentionnée. Les personnes en bonne santé, sans symptômes, sans
anticorps spécifiques, avec une forte immunité naturelle qui n'est pas mesurée par un test
spécifique (par exemple, immunité croisée, immunité des muqueuses), qui ne contractent
pas la maladie, n'auront jamais accès à une telle preuve. II s'agit d'une discrimination à
lencontre de personnes particulièrement saines - des personnes qui contribuent
justement à endiguer la propagation d'une maladie transmissible.

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande ne signifie pas qu'il n'estpas
obligatoire pour accéder à la vie professionnelle et sociale. On le sait depuis la crise du
Covid- 19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une
bureaucratie administrative inutile et, d'autre part, entraîne une discrimination entre les
personnes.

3 Autres remarques

Ala lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constaterque le Conseil fédéral
part de certains présupposés, quine sont toutefois exprimés qu'implicitement. Il est permis
de se demander si ces présupposés correspondent à la vérité.

Il s'agit des présupposés suivants du Conseil fédéral :

Tant l'infection par le SRAS-CoV2 que la maladie COVID-19 représentaient une crise
majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement
excessives.

En casde pandémie, toute personnepeutêtre dangereuse pour les autres,
indépendamment de son âge etde son étatde santé. Une issue grave (maladie grave OU
décès) n'estque le résultat de la dangerosité d'un agent pathogène.
Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, utiles,
efficaces etproportionnées :

l'immunisation se fait en premier lieu parla vaccination ;O

les injections de RNAmod jouent un rôle déterminantdans la lutte contre la o pandémie ;
O

les masques ont un effetprotecteur dans la population générale ;O

seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

O

certificat de santé prouve l'immunité d'une personne ;
o le

le certificata un impact positif sur la santé publique;O

iln'ya pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni desinjections.O

I n'existe pas d'autre manière pertinente defaire face à une pandémie.
Lemanque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème qui
doit



être abordé par la contrainte ("pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement opérationnel,it
ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de matériel.
D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMSjoue un rôle salutaire en toutes circonstances.

ILest possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point
central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérerune
telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences etde
pouvoirs.

Larévision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et

véridique.

Cela correspond-il à la vérité ? A titre d'exemple seulement,nous renvoyons à l'interview
de Madame Nora Kronig dans la NZZ.

4 Remarques finales

L'avant-projetsemble avoir été élaboré àla hâte etsans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation etun tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines
complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le

document central de I'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors qu'ils
sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et

s'en sont mieux sortis,notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi
que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de
santé publique.

Elle n'aborde pas, par exemple, les signaux inquiétants tels quel'étatde santé de la

population (2 200 000 malades chroniques, augmentation des cancers, baisse de la
natalité, détérioration de la santé mentale, etc.) ou d'autres thématiquesimportantes
(maladies chroniques : 75 000 décès par an ; tabagisme : 10 000 décès par an) et

surestime certaines maladies (par exemple, Creutzfeldt- Jakob).

Elle ne tient pas compte du faitque 95% des morts du Covid étaient desmalades
chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à desmaladies

chroniques, alors que lesmaladies infectieuses représentent environ 1% de la
mortalité.



Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures onteus etcontinuent d'avoir sur
l'étatde santé de la population (isolement social,dommages économiques, effets
secondaires indésirables des médicaments etdesinjections, etc.)
Elle omet le fait que touttraitement médical, toute mesure de santé publique a
également des effets néfastes à court, moyen etlong terme(effet nocebo).
Elle ignore le principe fondamentalde l'approche médicaleissu du serment

d'Hippocrate "primum non nocere"(en premier lieu, ne pas nuire).
Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec la
nécessité de considérer chaque casindividuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples
exécutants.

En centralisant et en obligeantà suivre les directives deI'OMS, elle empêche la
recherche de moyens de prévention etde traitement alternatifs, plus efficaces etmoins
coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral etl'administration respecteront leurengagement
peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dansenvers le

l'espritde la section 8 de la Constitution fédérale (en particulierles articles 117a et
suivants Cst.), je vous remets la présente réponse à la consultation.

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance.

Je vous prie d'agréer, Mesdames, Messieurs, mes salutations distinguées.

.Chino



Marianne Casimo 
Rue Zurlinden 4 
1207 Genève 
mcasimo@gmail.com 
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 Genève, le 20 mars 2024 

 

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation  

Mesdames et Messieurs,  

Le 29 novembre 2023, le Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de l'intérieur DFI 
de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre 
2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101).  

Je saisis volontiers l'occasion de prendre position sur la révision prévue.  

 

1 Principes de base  

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour plusieurs raisons.  

Il prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral - au détriment des 
citoyens (qui sont en premier lieu responsables de leur santé), des cantons et des personnes 
et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement à ce que pense le Conseil 
fédéral, les leçons de la crise Covid-19 n'ont absolument pas été prises en compte. Avant 
d'entamer une révision partielle, il est nécessaire de procéder à une analyse.  

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant au 
gouvernement la possibilité de transformer les lois d'urgence en droit ordinaire. Sans un 
examen minutieux (voir la mise à jour), il faut rejeter cette proposition. Par ailleurs, il n'est 
pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une 
situation particulière, déclenché par l'OMS, soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon 
de souveraineté intolérable.  

L'avant-projet fait des professionnels de la santé de vulgaires exécutants de décisions 
politiques. Il donne la priorité, en premier lieu et comme pilier central de sa stratégie, à la 
vaccination - même avec des moyens encore inconnus aujourd'hui et contre une maladie 



encore inconnue aujourd'hui. Cela ne peut pas être toléré. Dans la foulée, il ne tient pas 
compte des aspects de la santé mentale et de la médecine complémentaire (art. 118a Cst.).  

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la 
déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Il va même 
jusqu'à faire de toute personne a priori une personne (supposée) malade ou 

contagieuse (statut standard), qui doit prouver le contraire (c'est-à-dire sa santé) par des 
exigences administratives arbitraires et non scientifiques. Une telle approche fait fi de la 
perception de l'individu (santé subjective) et de toute constatation clinique (santé objective). 
Cela n'a plus rien à voir avec la promotion de la santé.  

Ce qui est frappant, c'est le langage très directif et autoritaire, une terminologie 
guerrière et une focalisation sur les mesures invasives. Pour quelle raison ? A titre 
d'exemple, on notera que le rapport explicatif mentionne le mot "vaccination" en moyenne 
trois fois par page.  

L'avant-projet ne répond pas à la question de savoir pourquoi il n'y a pratiquement rien sur 
la prévention et la promotion de la santé par des moyens naturels et non 
pharmacologiques. Il est prouvé que ces derniers sont plus efficaces que les vaccins lorsqu'il 
s'agit de prévenir et de traiter les infections, et ce à un coût très faible.  

Et last but not least : il faut malheureusement constater avec effroi qu'une mise en œuvre de 
l'avant-projet sous cette forme entraînerait une nouvelle hausse (massive) des coûts de la 
santé. Ce n'est pas dans l'intérêt de la population suisse.  

 

2 Concernant les différentes dispositions  

Art. 2 : But  

La formulation "égalité des chances d'accès" doit être supprimée. La Confédération elle-
même n'a pas utilisé cette notion lors de la crise du Covid, lorsque de nombreuses 
personnes non vaccinées n'avaient pas accès aux soins médicaux. Au contraire, il y a même 
eu des déclarations selon lesquelles les personnes non vaccinées devaient renoncer aux 
soins médicaux. Cela n'avait rien à voir avec l'égalité des chances.  

Les soins médicaux de base sont déjà régis par la Constitution (art. 117a Cst.). Elle n'a pas 
besoin d'être répétée dans la LEp.  

D'un côté, la Confédération propose d'étendre ses compétences, ce qui est en 
contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de 
santé). D'un autre côté, elle s'engage, dans l'art. 41 Cst., à ce que chaque personne reçoive 
les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la 
souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la 
responsabilité de l'individu. En outre, les cantons doivent assumer leurs tâches dans le 
domaine de la santé et ne pas transférer leurs compétences à la Confédération.  

Toute référence à OneHealth, un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait, 
n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle signale l'obéissance aux plans de 
l'OMS et ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être 
instrumentalisés.  



Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique  

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un 
risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la 
diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de 
deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la 
population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.  

Art. 6 : Situation particulière / Principes  

En ce qui concerne les principes relatifs à la "situation particulière", il convient d'élargir le 
regard : Les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité OMS sur 
la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RGI) prévoient les 
modifications suivantes :  • Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ doit contenir des dispositions juridiquement 
contraignantes pour (citation) "mettre en évidence l'incapacité dramatique de la  
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communauté internationale à faire preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la 
pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y remédier.  

• En ce qui concerne la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter si elle se 
produit, l'OMS se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant 
que "chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la 
santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation pour les États de mettre en œuvre 
les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6).  

• L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après 
consultation d'un comité d'urgence, le pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de 
contestation l'apparition potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de 
portée internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin.  

• Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS comme 
l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte 
pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.  

• L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre 
immédiatement et que les États membres les fassent appliquer par tous les acteurs 
non étatiques.  

Le Conseil fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au 
renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de 
l'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil fédéral en arrive à la 
conclusion que (citation) "la constatation par l'OMS d'une urgence de santé publique 
de portée internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation 
particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La 
remarque du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent 
être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire 
à cet égard. En toute logique, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité sur la 
pandémie que le RSI.  

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles  

Les deux articles évoqués représentent un changement de paradigme marquant, que 
nous rejetons en toutes circonstances. Ce qui est prévu :  



• Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de 
déclaration des personnes.  

• Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à 
l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées, 
présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", qu'elles soient 
malades ou infectées ("présumées") ou non. On passe ainsi d'un système 
dans lequel une personne est a priori en bonne santé et où la maladie ou 
l'infection est médicalement constatée à un nouveau système dans lequel 
toute personne est a priori "présumée" malade ou infectée en l'absence 
d'antécédents médicaux. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus 
biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un 
médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard, 
dans lequel la personne doit prouver par des moyens non définis qu'elle n'est 
ni malade ni infectée. L'expérience de COVID a montré que cela peut se faire 
par un test de laboratoire inapproprié, sans que la personne ne se sente 
malade ou infectée (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose 
un diagnostic (état de santé objectif).  

• Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la 
collecte de données "sur les comportements, y compris les données relatives 
à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas précisée : 
S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le 
message relatif à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 
mars 1988, la sphère intime est définie comme suit : "La sphère intime 
comprend tous les faits et événements de la vie dont seule la personne 
concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont connaissance". "Sont 
considérées comme relevant de la sphère intime les données qui ont une forte 
connotation affective et que la personne concernée ne souhaite porter à la 
connaissance que de ses proches". (traduit de l’allemand)  

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification 
des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces 
dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc rejetées avec véhémence.  

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures contraceptives dans les institutions  

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir 
dans les compétences cantonales, managériales et médicales pour la gestion des 
institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être 
maintenu.  

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".  

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi 
pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement fortement de la maladie en 
question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.  

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur 
intimité. De plus, le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une 
obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier des mesures proposées. Cette mesure 
n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.  

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison  



Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a donc 
aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les injections de 
RNAmod ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence 
d'antécédents médicaux, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne n'est pas 
contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de la contagiosité. Il s'agit donc 
d'un document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.  

De plus, un certificat de "guérison" ressemble à un "certificat de santé", confirmant ainsi le 
changement de paradigme évoqué à l'article 12. Il faudrait une preuve administrative de la 
santé, mais celle-ci est réservée aux personnes qui peuvent prouver (comment ?) qu'elles 
ont vécu la maladie mentionnée. Les personnes en bonne santé, sans symptômes, sans 
anticorps spécifiques, avec une forte immunité naturelle qui n'est pas mesurée par un test 
spécifique (par exemple, immunité croisée, immunité des muqueuses), qui ne contractent 
pas la maladie, n'auront jamais accès à une telle preuve. Il s'agit d'une discrimination à 
l'encontre de personnes particulièrement saines - des personnes qui contribuent 
justement à endiguer la propagation d'une maladie transmissible.  

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande ne signifie pas qu'il n'est pas 
obligatoire pour accéder à la vie professionnelle et sociale. On le sait depuis la crise du 
Covid- 19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une 
bureaucratie administrative inutile et, d'autre part, entraîne une discrimination entre les 
personnes.  

 

3 Autres remarques  

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral 
part de certains présupposés, qui ne sont toutefois exprimés qu'implicitement. Il est permis 
de se demander si ces présupposés correspondent à la vérité.  

Il s'agit des présupposés suivants du Conseil fédéral :  

• Tant l'infection par le SRAS-CoV2 que la maladie COVID-19 représentaient une crise 
majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement 
excessives.  

• En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, 

indépendamment de son âge et de son état de santé. Une issue grave (maladie grave ou 

décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent pathogène.  
• Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, utiles, 

efficaces et proportionnées :  

o l'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ; 

o les injections de RNAmod jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la o pandémie ; 

o les masques ont un effet protecteur dans la population générale ; 

o seuls les médicaments modernes sont efficaces ; 

o le certificat de santé prouve l'immunité d'une personne ; 

o le certificat a un impact positif sur la santé publique ; 

o il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.  

• Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.  
• Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème qui 

doit  



être abordé par la contrainte ("pour son bien").  

• Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement opérationnel, il 

ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de matériel.  
• D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.  
• L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.  
• Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point 

central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une 

telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences et de 

pouvoirs.  
• La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.  
• Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et  

véridique.  

Cela correspond-il à la vérité ? A titre d'exemple seulement, nous renvoyons à l'interview 

de Madame Nora Kronig dans la NZZ.  

4 Remarques finales  

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une 

telle précipitation et un tel manque de soin ?  

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :  

• Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines 

complémentaires (art. 118a Cst.).  
• Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le 

document central de l'OMS.  
• Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors qu'ils 

sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.  

• Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et 

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi 

que les effets négatifs sur la société.  
• Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de 

santé publique.  

Elle n'aborde pas, par exemple, les signaux inquiétants tels que l'état de santé de la 

population (2 200 000 malades chroniques, augmentation des cancers, baisse de la 

natalité, détérioration de la santé mentale, etc.) ou d'autres thématiques importantes 

(maladies chroniques : 75 000 décès par an ; tabagisme : 10 000 décès par an) et 

surestime certaines maladies (par exemple, Creutzfeldt- Jakob).  

• Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades 

chroniques.  
• Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies 

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la 

mortalité.  



• Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir sur 

l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets 

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)  
• Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a 

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).  
• Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment 

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).  
• Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec la 

nécessité de considérer chaque cas individuellement.  
• Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples 

exécutants.  
• En centralisant et en obligeant à suivre les directives de l'OMS, elle empêche la 

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, plus efficaces et moins 

coûteux.  

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement 

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans 

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et 

suivants Cst.), je vous remets la présente réponse à la consultation.  

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance. 

 

Je vous prie d'agréer, Mesdames, Messieurs, mes salutations distinguées.  
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Révision partielle de la loi sur les épidémies (LEp ; RS 818.101) 

Formulaire de réponse pour la procédure consultation se déroulant du 

29 novembre 2023 au 22 mars 2024 

Prise de position de : 

Nom / entreprise / organisation / autorité / canton : Mouvement LIBERTÉ 

Sigle : LIBERTÉ 

Adresse : CP 1211 Genève 19 

Interlocuteur : Administrateurs 

Téléphone :       

Courriel : liberte.geneve@gmail.com 

Date : 20.03.2024 

Le cas échéant : prise de position rédigée en collaboration avec :       

Madame, Monsieur, 

Le présent formulaire de réponse concerne le projet de modification de la loi sur les épidémies (LEp) 
mis en consultation et le rapport explicatif y relatif, dans leur version du 29 novembre 2023. Les do-
cuments liés à la consultation sont disponibles sur Internet sous Procédures de consultation en 
cours (admin.ch). 

En utilisant ce formulaire, vous nous aidez à recueillir vos avis de manière organisée et à les classer 
correctement. Le formulaire vous permet de : 

- donner votre avis sur le projet dans son ensemble, 

- commenter globalement des groupes d’articles étroitement liés entre eux, 
- commencer individuellement chaque article du projet, 

- prendre position sur la création, dans la loi sur les épidémies, d’une base légale permettant 
d’exploiter des applications de traçage numérique des contacts.  

Nous vous prions d’inscrire vos réponses dans les champs prévus à cet effet.  

Remarques importantes : 

1. Le texte dans les champs de réponse ne peut pas être mis en format (par ex. ne peut pas 
être mis en gras ou barré). Veuillez donc formuler expressément les demandes d'adaptation 
d'articles, par exemple. 

2. Veuillez envoyer le formulaire dûment rempli au format Word d’ici au 22 mars 2024 à ces 
deux adresses en même temps : revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Pour toute question ou information complémentaire, vous pouvez vous adresser à l’équipe 
chargée du projet de révision de la LEp à l’adresse suivante : revEpG@bag.admin.ch.   

Nous vous remercions de votre précieuse contribution à la révision partielle de la LEp  

https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
mailto:gever@bag.admin.ch
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1. Avis sur le projet dans son ensemble 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu du projet mis en consultation ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

Explication : 

Veuillez expliquer votre impression générale. Vous pouvez formuler plus bas des commentaires spécifiques à 

chaque article. 

La loi sur les épidémies est basée sur la peur. Les mesures qui ont été prises lors de la pandémie 
Covid 19 se sont avérées néfastes pour la population que ce soit pour leur santé, leur rapports 
humains ou l'économie. Toute réflexion scientifiques demande préalalement un véritable analyse 
indépendante de cette période. C'est seulement une fois cette analyse faite qu'une loi pourrait, si 
elle est nécessaire, voir le jour. 

 

2. Avis sur les différents articles modifiés dans la LEp 

A. Remplacement d’expressions, art. 2 à 3 (but, définitions) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le remplacement d’expressions et les art. 2 à 

3 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous)  

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 
 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Commentaires concernant le remplacement d'expressions : 

Proposons d'abord la liberté de choix des moyens de se soigner. Une fois la liberté de choix 
garantie, l'accès aux soins et aux protections doit en effet, eux aussi, être garantis. 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 
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2 a. subsidiarité, efficacité et proportionalité. 
 
b.  

 
c. de l’impact sur l’interdépendance entre l’être humain, 
l’animal et l’environnement 

a. Principes à respecter vraiment, 
en toute indépendance !  
b. Ajouter les impacts sur les 
rapports humains  
c. À enlever. Pas d'allégeance au 
principe de "One Health" 

3 Au sens de la présente loi, on entend par : e. biens 
médicaux importants: produits thérapeutiques, 
équipements de protection et autres produits médicaux 
nécessaires au maintien des capacités sanitaires. 

Enlever "des capacités 
sanitaires" et remplacer par "de la 
santé" 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

B. Art. 5a à 8 (risque spécifique, situation particulière, mesures préparatoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 5a à 8 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas échéant, 

qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indiquer l’alinéa / 
la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

5a Pour évaluer s’il existe un risque spécifique pour la santé 
publique, il faut notamment tenir compte des 
caractéristiques suivantes: a. risque élevé d’infection et 
de propagation d’un agent pathogène; b. fréquence et 
gravité accrues des cas de maladie dus à un agent 
pathogène spécifique dans certains groupes de 
population; c. mortalité accrue due à un agent pathogène 
spécifique par rapport à la population; 

Ajouter à chaque lettre : 
ou dû-e à de la pollution 
électro-magnétique (antennes 
téléphoniques, ondes 
ionisantes, ondes non 
ionisantes), chimique, 
aérienne, alimentaire 
 
Les risques doivent être 
évalués de manières 
indépendante, respectant la 
diversité des points de vue. 

6 b. Préférence à la version initiale: 
santé de la population en 
Suisse (plutôt que la santé 
"publique"). 

6a             
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6b       Le Conseil fédéral constate. 
Remplacé par : 
Le débat scientifique doit être 
ouvert puis amener à une 
décisions des chambres 
parlementaires (Conseil 
national et Conseil des Etats) 
ssur la déclaration (ou non) 
d'une situation particulière. 

6c a. ordonner des mesures 
b. astreindre les médecins … 

a. proposer des mesures 

b. proposer aux médecins … 
et évaluer l'efficacité des 
mesures en restant aux 
écoutes des praticiens 

6d       Ajouter : et ils évaluent en 
continu la nécessité de 
maintenir ou non lesdites 
mesures. 

8 4  Pas d'exercices communs : 
ceci induit une crainte qui n'a 
pas lieu d'être 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

C. Art. 11 à 17 (systèmes de surveillance, déclarations, laboratoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 11 à 17 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

11 1  1 l'OFSP assure l'analyse (pas 
la surveillance) de la 
propagation des maladies 
transmissibles. 
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12 1. a. 
 
d. 
 
 
2. b. 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
5. 

Enlever le mot "présumées" 
dans "présumées malades", 
"présumées infectées". 
Enlever "qui excrètent des 
agents pathogènes" 
 
1. a. l'identification doit 
préserver l'anonymat 
b. À SUPPRIMER 
c. À SUPPRIMER 
d. À SUPPRIMER car cet 
article est contraire à la 
protection de la sphère privée 
(art 13 Constitution fédérale). 
2. b. À SUPPRIMER car cet 
article est contraire à la 
protection de la sphère privée 
(art 13 Constitution fédérale). 
 
3. À SUPPRIMER 
 
4. À SUPPRIMER 
 
5. À SUPPRIMER car la 
Confédération doit garder son 
indépendance et sa 
souveraineté, et ne pas signer 
de tels accords internationaux. 

12a       À SUPPRIMER (car l'art. 12 est 
supprimé) 

13       Remplacer "le Conseil fédéral" 
par "l'OFSP" 

13a       À SUPPRIMER 
La liberté de prescrire (du 
serment d'Hypocrate) des 
médecins doit prévaloir. 

15       Ajouter après "les enquêtes" :  
"non invasives sur le corps des 
personnes" 

15a       À SUPPRIMER 
Le séquençage génétique dans 
le domaine humain est 
contraire à la Convention 
d'Oviedo, signée par la Suisse, 
et ne respecte par le 
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consentement libre et éclairé, ni 
la protection de la sphère 
privée.  

15b       À SUPPRIMER 
Cet article déroge à la 
protection de la sphère privée 
et des données privées, ainsi 
qu'à la nécessité d'avoir un 
consentement libre et éclairé 
pour tout acte médical. 

16       À SUPPRIMER 
Le Conseil fédéral ne doit pas 
exercer une toute puissance 
quelconque. Il doit exécuter et 
non décider (y compris en 
temps de maladie 
transmissible) 

17       À SUPPRIMER 
Voir point précédent 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

D. Art. 19 à 19a (prévention dans les établissements, prévention de la résistance 
aux antibiotiques) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 19 à 19a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

19       À SUPPRIMER 

Le Conseil fédéral ne doit pas 
exercer une toute puissance 
quelconque. Il doit exécuter et 
non décider (y compris en temps 
de maladie transmissible). 
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19a       À SUPPRIMER 

Le Conseil fédéral ne doit pas 
exercer une toute puissance 
quelconque. Il doit exécuter et 
non décider (y compris en temps 
de maladie transmissible)      

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

E. Art. 20 à 24a (vaccinations, monitorage de la couverture vaccinale) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 20 à 24a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

20       À SUPPRIMER 

Aucune vaccination ne doit être 
recommandée si elle n'est pas 
sûre ou si elle est en phase 
expérimentale. L'évaluation de 
ces critères doit provenir de 
professionnels indépendants des 
firmes pharmaceutiques. 

21       2. À SUPPRIMER 
La vaccination dans le cadre 
scolaire ou professionnel est à 
proscrire, elle est contraire au 
principe de consentement libre et 
éclairé et relève de la sphère 
intime. 

21a     À SUPPRIMER 
la vaccination doit rester une 
décision personnelle et non un 
record à atteindre. La 
vaccination de masse contre le 
Covid nous a donné lieu à de 
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très nombreux effets 
secondaires graves, et à la mort. 

24       1, 2 et 4. À SUPPRIMER 
Un monitorage de la couverture 
vaccinale n'est pas légitime. La 
vaccination est un acte médical 
privé et intime. La protection de 
la sphère privée doit être 
respectée. De plus, le 
consentement libre et éclairé doit 
être donné par le patient avant la 
vaccination éventuelle, et le 
patient doit toujours avoir le 
choix de se faire vacciner ou 
pas. Le dossier électronique 
entrainerait une violation de la 
protection sûre des données, car 
il peut être piraté. 

24a    A SUPPRIMER. 
Les autorités compétentes ne 
doivent pas faire de prosélytisme 
pour un produit médical 
potentiellement dangereux 
(comme le sont tous les 
médicaments et tous les 
vaccins). 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

F. Art. 33 à 43 (mesures visant des personnes, mesures dans les transports de 
personnes) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 33 à 43 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 
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33       À SUPPRIMER. 
Délation et traçage de contacts 
via des personnes sont 
contraires à la protection de la 
sphère privée (art 13 Const.) 

37a             

40       À SUPPRIMER 
2. c. Les mesures limitant les 
entrées et sorties de bâtiments 
ont prouvé à la fois leur inutilité 
et leur caractère autoritaire. Les 
limitations de rassemblement 
également. 

2bis 
Le masque obligatoire, les 
limitations de contact, la collecte 
de coordonnées, le télétravail 
obligatoire sont très 
dommageables à la santé 
humaine, physique et mentale. 
Ces mesures provoquent une 
hausse des suicides et des 
dépressions graves, comme 
durant les mesures prises en 
temps de Covid-19.  

40a         À SUPPRIMER 
Les mesures sanitaires utilisées 
en temps de Covid concernant 
les transports publics ont 
démontré leur caractère 
discriminatoire et leur 
inefficacité. Les transports 
publics doivent être et rester 
accessibles à tous, sans 
privation d'oxygène (masque). 

40b       À SUPPRIMER. 
Voir arguments donnés à l'art 40. 

41       À SUPPRIMER. 
Les fermetures de frontières 
dérogent à la liberté de 
mouvement, de quitter et de 
revenir dans le territoire suisse 
(art 10 et 24 Constitution). Ces 
fermetures de frontières ont 
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provoqué des troubles de la 
santé physique et mentale chez 
les personnes qui ont été 
empêchées de les traverser en 
mars, avril, mai et juin 2020. 

43       À SUPPRIMER. 
Vu qu'il n'y a plus d'article 41. 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

G. Art. 44 à 44d (approvisionnement en biens médicaux importants, capacités sani-
taires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 44 à 44d ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

44       À SUPPRIMER 
Les gaspillages d'argent public 
ont été déjà considérables. 61 
millions de doses de vaccin ont 
été jetées à la poubelle car 
périmées et inutilisées entre 
2020 et 2023. De plus, des 
milliards de masques ont dûs 
être jetés durant cette même 
période, ce qui occasionne une 
pollution sans précédent, qui 
este contraire aux principes du 
développement durable.  

44a       2. Enlever "en cas de risque 
spécifique" 

44b       À SUPPRIMER 
Aucune exception ne doit être 
accordée aux exigences 
contenues dans les législations 
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sur les produits thérapeutiques 
et chimiques. Ces exigences ont 
leurs raisons et c'est faire courir 
un risque bien supérieur aux 
effets bénéfiques escomptés que 
d'y déroger. 

44c       À SUPPRIMER. 

44d  
 

1. a. À SUPPRIMER 
L'interdiction des examens et  
traitements "non urgents" est à la 
source de nombreux décès lors 
du Covid. Toute interdiction de 
traitement doit être proscrite. 
 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

H. Art. 47 à 49b (autres mesures en matière de lutte) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 47 à 49b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

47             

49a       À SUPPRIMER. 
Interdire aux citoyens de se 
soigner ou de se tester s'ils le 
souhaitent relève de 
l'autoritarisme et déroge à la 
liberté thérapeutique. 

49b       À SUPPRIMER 
Ce n'est pas au Conseil fédéral 
de décider mais d'exécuter. Par 
ailleurs, les documents attestant 
d'une vaccination, comme le 
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pass sanitaire par exemple, sont 
contraires à la protection de la 
sphère privée et au principe de 
non discrimation. 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

I. Art. 50 à 52 (aides financières, contributions, indemnisation) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 50 à 52 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

50       À SUPPRIMER. 
Le partenariat public-privé a ses 
limites, surtout lorsqu'il est 
financé par l'argent du 
contribuable. Notre dette 
publique a augmenté de 30% 
entre 2020 et 2021 avec les 
mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. L'argent public doit 
désormais être réservé aux 
services publics, et non aux 
organismes privés. 

50a       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. L'argent public doit 
désormais être réservé aux 
services publics, et non aux 
organisations internationales, en 
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particulier l'OMS, l'IUT, le WEF, 
Gavi. 

51       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. L'argent public doit 
désormais être réservé aux 
services publics, et non au 
département R&D des 
organismes privés. 

51a       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. L'argent public doit 
désormais être réservé aux 
services publics, et non au 
département R&D des 
organismes privés. 

52       A SUPPRIMER. 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :     

J. Art. 53 à 55 (organes des cantons et de la Confédération) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 53 à 55 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

53             

54       À SUPPRIMER. 
Les maladies animales doivent 



 

Département fédéral de l‘intérieur DFI 

Office fédéral de la santé publique OFSP 

 

15 

être considérées en dehors des 
questions de santé humaine. 

55  À SUPPRIMER 
Le terme d' "organisation de 
crise" est trop flou. Il faut préci-
ser que recouvre le mot "crise" et 
quelles sont ses tâches. 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

K. Art. 58 à 69 (traitement de données, systèmes d’information nationaux) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 58 à 59 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

58       À SUPPRIMER. 
Violation de la sphère privée. Et 
que recouvre  précisément le 
terme de "sphère intime" et de 
"données sensible" ? 

59       À SUPPRIMER 
Aucune donnée personnelle ne 
doit circuler. Seules des données 
statistiques sont admissibles. La 
sphère intime doit rester intime !! 

60       À SUPPRIMER 
La transmission des données 
personnelles et/ou de santé au 
niveau national et international 
viole l'art 13 de la Constitution : 
protection de la sphère privée. 
Le traçage des contacts est une 
illusion de sécurité. Il ne doit pas 
être mis en place. Il n'est pas 
utile à la disparition d'une 
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épidémie. Ces systèmes 
d'identifications des personnes 
sont mis en place pour habituer 
les citoyens au fichage des 
individus, chers aux systèmes 
totalitaires. 

60a       À SUPPRIMER  
Voir arguments de l'article 
précédent. 

60b       À SUPPRIMER  

Voir arguments de l'article 
précédent. 

60c       À SUPPRIMER  

Voir arguments donnés pour l'art. 
15a et l'art. 54 

60d       À SUPPRIMER  

Voir arguments de l'article précé-
dent. 

62a           À SUPPRIMER  

Le certificat vaccinal ("pass") nu-
mérique constitue une violation 
de la sphère privée et du prin-
cipe de non-discrimination. En 
particulier lorsqu'il est utilisé pour 
interdire ou conditionner la tra-
versée d'une frontière à la pos-
session d'un tel document.  

69          Ajouter après "au DFI" : "et aux 
citoyens". 
Les effets indésirables doivent 
régulièrement être communiqués 
aux citoyens. Ces données sont 
nécessaires pour que les 
citoyens aient un consentement 
libre et éclairé sur les actes 
médicaux auxquels ils se 
prêtent.  

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          
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L. Art. 70a à 70f (aides financières destinées aux entreprises en raison de mesures 
au sens de l’art. 6c ou 7) 

Les mesures que la Confédération prend durant la situation particulière ou extraordinaire 

peuvent entraîner des pertes de chiffre d’affaires pour les entreprises. Faut-il créer dans la 

LEp une base légale pour que la Confédération puisse soutenir ces entreprises au moyen 

d’aides financières ? 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous et aussi ré-

pondre à la question suivante.) 

Une base légale devrait être créée.   

(Veuillez expliquer ci-dessous.) 

☐ ☒ 

Explication : 

      

 

Si vous estimez nécessaire de créer une base légale dans la LEp pour de telles aides finan-

cières, dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu concret des art 70a à 70f ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous)  
 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-

tions d’adaptation con-
crètes 

 

70a             

70b       1. Après "crédits bancaires", 
ajouter "ou de dons" 

70c             

70d             

70e             

70f             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          



 

Département fédéral de l‘intérieur DFI 

Office fédéral de la santé publique OFSP 

 

18 

M. Art. 74 à 74h (prise en charge des coûts relatifs aux biens médicaux importants) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 74 à 74h ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

74             

74a       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. Stop aux 
gaspillages ! 

74b       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. Stop aux 
gaspillages ! 

74c       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. Stop aux 
gaspillages ! 

74d       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
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perturbations. Stop aux 
gaspillages ! 

74e       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. Stop aux 
gaspillages ! 

74f       À SUPPRIMER. 
Car sans objet. 

74g               

74h       À SUPPRIMER. 
Cet article viole l'art. 13 de la 
Constitution : Protection de la 
sphère privée 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :      

N. Art. 75 à 81b (exécution par la Confédération, les cantons et l’armée ; collabora-
tion) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 75 à 81b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

75       À SUPPRIMER. 
Rappel : le principe de 
subsidiarité doit prévaloir, ce qui 
est d'ailleurs rappelé à l'art. 2.3.a 
de la présente loi. 

 

77            À SUPPRIMER. 
Le principe de subsidiarité doit 
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prévaloir, ce qui est d'ailleurs 
rappelé à l'art. 2.3.a de la 
présente loi. 

80            À SUPPRIMER 

La transmission des données 
personnelles et/ou de santé au 
niveau national et international 
viole l'art 13 de la Constitution : 
protection de la sphère privée. 

Le certificat vaccinal ("pass") nu-
mérique constitue une violation 
de la sphère privée et du prin-
cipe de non-discrimination. En 
particulier lorsqu'il est utilisé pour 
interdire ou conditionner la tra-
versée d'une frontière à la pos-
session d'un tel document.  

81a       À SUPPRIMER. 

Les maladies animales doivent 
être considérées en dehors des 
questions de santé humaine. 
L'environnement est aussi à 
considérer en dehors de la santé 
humaine et animale. Le principe 
de "One Health" provoque un 
risque trop important de mesures 
potentiellement dangereuses et 
disproportionnées pour le 
libertés fondamentales. 

81b             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

O. Art. 82 à 84a (dispositions pénales) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 82 à 84a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 
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Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

82       À SUPPRIMER. 
Cet article criminalise de façon 
disproportionnée un acte permet-
tant d'échapper à des mesures 
de vaccination non consentie, en 
présentant un certificat vaccinal 
ou de santé, ce qui violerait le 
principe de non discrimination et 
les libertés fondamentales de 
notre Constitution fédérale. 

83       À SUPPRIMER. 

Cet article sanctionne de façon 
disproportionnée la non 
obéissance à des mesures qui 
violent le principe de non 
discrimination, de choix de santé 
individuelle, de choix personnel 
et au moins 15 des libertés 
fondamentales qui se trouvent 
dans notre Constitution fédérale. 

84       À SUPPRIMER. 
Des sanctions ou des infractions 
ne doivent en aucun cas être ju-
gées ou poursuivies par l'OFSP. 
Cet organisme ne faisant pas 
partie de l'appareil judiciaire. Où 
serait la séparation des pouvoirs 
? 

84a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

3. Avis sur la modification d’autres actes (LAO, LAAM, LPTh) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les modifications prévues dans d’autres 
actes ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 
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(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-

tions d’adaptation con-
crètes 

 

1 LAO       À SUPPRIMER. 
Pas d'amende pour non 
obéissance à des mesures 
délétères pour la santé et la 
liberté de choix de santé. 

35 LAAM       À SUPPRIMER. 
Il n'y a pas de raison de 
traiter le personnel de 
l'armée autrement que le 
reste de la population 

9a LPTh       À SUPPRIMER. 
1. a. Ces exceptions font 
courrir un risque aux 
patients. 
2 a. La protection de la santé 
est garantie par qui ? Ce 
genre d'exception doit être 
étudiée par des 
professionnels indépendants 
des laboratoires 
pharmaceutiques.  

Autres remarques sur ce groupe d’articles :            

4. Création d’une base légale pour les applications de traçage numérique des 
contacts ? 

Faut-il ajouter à la loi sur les épidémies une disposition permettant d’exploiter des applica-
tions de traçage numérique des contacts (similaires à SwissCovid) ? 

Le système SwissCovid a été développé sur mandat de la Confédération. Les pays voisins (dans 
l’espace européen) ont mis au point et déployé des systèmes semblables. Actuellement, le projet 
mis en consultation ne contient pas de disposition sur le traçage numérique des contacts. La créa-
tion d’une base légale à ce sujet dans la LEp permettrait à la Confédération de continuer à déve-
lopper et à faire fonctionner des applications de ce type. Elle entraînerait aussi des coûts supplé-
mentaires pour le développement et l’exploitation. 
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Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

Une base légale devrait être créée. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

☒ ☐ 

Explication : 

Pour des raisons de protection de la sphère privée et de liberté de choix médical. 

 

5. Autres remarques 

Avez-vous d’autres remarques en lien avec la révision partielle de la LEp ? 

Nous vous invitons à relire notre Constitution, notamment les articles 7 à 36, qui concernent les 
droits fondamentaux. Cette révision de la LEp déroge presque entièrement à ces droits pourtant 
gravés dans notre texte fondateur. 

 
De plus, la lecture de travaux d'Antoine Beschamps (une synthèse existe : La compréhension du 
vivant, par Brigitte Fau) sera utile afin que vos membres découvrent comment fonctionne la santé. 
Elle est favorisée quand les citoyens se sentent respectés, libres, créateurs, apaisés (sans climat 
anxiogène ou de peur). 

 
Nous attendons des personnes qui ont rédigé cette révision de la LEp une totale transparence de 
leurs liens d'intérêt avec le domaine médical, en particulier avec les laboratoires pharmaceutiques 
ou les assurances maladies, ainsi qu'une radiation systématique des articles écrits par des 
personnes ayant de tels liens d'intérêt. 

 

 

Nous vous remercions d’avoir rempli ce formulaire ! 
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Révision partielle de la loi sur les épidémies (LEp ; RS 818.101) 

Formulaire de réponse pour la procédure consultation se déroulant du 

29 novembre 2023 au 22 mars 2024 

Prise de position de : 

Nom / entreprise / organisation / autorité / canton : Mouvement LIBERTÉ 

Sigle : LIBERTÉ 

Adresse : CP 1211 Genève 19 

Interlocuteur : Administrateurs 

Téléphone :       

Courriel : liberte.geneve@gmail.com 

Date : 20.03.2024 

Le cas échéant : prise de position rédigée en collaboration avec :       

Madame, Monsieur, 

Le présent formulaire de réponse concerne le projet de modification de la loi sur les épidémies (LEp) 
mis en consultation et le rapport explicatif y relatif, dans leur version du 29 novembre 2023. Les do-
cuments liés à la consultation sont disponibles sur Internet sous Procédures de consultation en 
cours (admin.ch). 

En utilisant ce formulaire, vous nous aidez à recueillir vos avis de manière organisée et à les classer 
correctement. Le formulaire vous permet de : 

- donner votre avis sur le projet dans son ensemble, 

- commenter globalement des groupes d’articles étroitement liés entre eux, 
- commencer individuellement chaque article du projet, 

- prendre position sur la création, dans la loi sur les épidémies, d’une base légale permettant 
d’exploiter des applications de traçage numérique des contacts.  

Nous vous prions d’inscrire vos réponses dans les champs prévus à cet effet.  

Remarques importantes : 

1. Le texte dans les champs de réponse ne peut pas être mis en format (par ex. ne peut pas 
être mis en gras ou barré). Veuillez donc formuler expressément les demandes d'adaptation 
d'articles, par exemple. 

2. Veuillez envoyer le formulaire dûment rempli au format Word d’ici au 22 mars 2024 à ces 
deux adresses en même temps : revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Pour toute question ou information complémentaire, vous pouvez vous adresser à l’équipe 
chargée du projet de révision de la LEp à l’adresse suivante : revEpG@bag.admin.ch.   

Nous vous remercions de votre précieuse contribution à la révision partielle de la LEp  

https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
mailto:gever@bag.admin.ch
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1. Avis sur le projet dans son ensemble 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu du projet mis en consultation ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

Explication : 

Veuillez expliquer votre impression générale. Vous pouvez formuler plus bas des commentaires spécifiques à 

chaque article. 

La loi sur les épidémies est basée sur la peur. Les mesures qui ont été prises lors de la pandémie 
Covid 19 se sont avérées néfastes pour la population que ce soit pour leur santé, leur rapports 
humains ou l'économie. Toute réflexion scientifiques demande préalalement un véritable analyse 
indépendante de cette période. C'est seulement une fois cette analyse faite qu'une loi pourrait, si 
elle est nécessaire, voir le jour. 

 

2. Avis sur les différents articles modifiés dans la LEp 

A. Remplacement d’expressions, art. 2 à 3 (but, définitions) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le remplacement d’expressions et les art. 2 à 

3 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous)  

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 
 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Commentaires concernant le remplacement d'expressions : 

Proposons d'abord la liberté de choix des moyens de se soigner. Une fois la liberté de choix 
garantie, l'accès aux soins et aux protections doit en effet, eux aussi, être garantis. 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 
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2 a. subsidiarité, efficacité et proportionalité. 
 
b.  

 
c. de l’impact sur l’interdépendance entre l’être humain, 
l’animal et l’environnement 

a. Principes à respecter vraiment, 
en toute indépendance !  
b. Ajouter les impacts sur les 
rapports humains  
c. À enlever. Pas d'allégeance au 
principe de "One Health" 

3 Au sens de la présente loi, on entend par : e. biens 
médicaux importants: produits thérapeutiques, 
équipements de protection et autres produits médicaux 
nécessaires au maintien des capacités sanitaires. 

Enlever "des capacités 
sanitaires" et remplacer par "de la 
santé" 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

B. Art. 5a à 8 (risque spécifique, situation particulière, mesures préparatoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 5a à 8 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas échéant, 

qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indiquer l’alinéa / 
la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

5a Pour évaluer s’il existe un risque spécifique pour la santé 
publique, il faut notamment tenir compte des 
caractéristiques suivantes: a. risque élevé d’infection et 
de propagation d’un agent pathogène; b. fréquence et 
gravité accrues des cas de maladie dus à un agent 
pathogène spécifique dans certains groupes de 
population; c. mortalité accrue due à un agent pathogène 
spécifique par rapport à la population; 

Ajouter à chaque lettre : 
ou dû-e à de la pollution 
électro-magnétique (antennes 
téléphoniques, ondes 
ionisantes, ondes non 
ionisantes), chimique, 
aérienne, alimentaire 
 
Les risques doivent être 
évalués de manières 
indépendante, respectant la 
diversité des points de vue. 

6 b. Préférence à la version initiale: 
santé de la population en 
Suisse (plutôt que la santé 
"publique"). 

6a             
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6b       Le Conseil fédéral constate. 
Remplacé par : 
Le débat scientifique doit être 
ouvert puis amener à une 
décisions des chambres 
parlementaires (Conseil 
national et Conseil des Etats) 
ssur la déclaration (ou non) 
d'une situation particulière. 

6c a. ordonner des mesures 
b. astreindre les médecins … 

a. proposer des mesures 

b. proposer aux médecins … 
et évaluer l'efficacité des 
mesures en restant aux 
écoutes des praticiens 

6d       Ajouter : et ils évaluent en 
continu la nécessité de 
maintenir ou non lesdites 
mesures. 

8 4  Pas d'exercices communs : 
ceci induit une crainte qui n'a 
pas lieu d'être 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

C. Art. 11 à 17 (systèmes de surveillance, déclarations, laboratoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 11 à 17 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

11 1  1 l'OFSP assure l'analyse (pas 
la surveillance) de la 
propagation des maladies 
transmissibles. 
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12 1. a. 
 
d. 
 
 
2. b. 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
5. 

Enlever le mot "présumées" 
dans "présumées malades", 
"présumées infectées". 
Enlever "qui excrètent des 
agents pathogènes" 
 
1. a. l'identification doit 
préserver l'anonymat 
b. À SUPPRIMER 
c. À SUPPRIMER 
d. À SUPPRIMER car cet 
article est contraire à la 
protection de la sphère privée 
(art 13 Constitution fédérale). 
2. b. À SUPPRIMER car cet 
article est contraire à la 
protection de la sphère privée 
(art 13 Constitution fédérale). 
 
3. À SUPPRIMER 
 
4. À SUPPRIMER 
 
5. À SUPPRIMER car la 
Confédération doit garder son 
indépendance et sa 
souveraineté, et ne pas signer 
de tels accords internationaux. 

12a       À SUPPRIMER (car l'art. 12 est 
supprimé) 

13       Remplacer "le Conseil fédéral" 
par "l'OFSP" 

13a       À SUPPRIMER 
La liberté de prescrire (du 
serment d'Hypocrate) des 
médecins doit prévaloir. 

15       Ajouter après "les enquêtes" :  
"non invasives sur le corps des 
personnes" 

15a       À SUPPRIMER 
Le séquençage génétique dans 
le domaine humain est 
contraire à la Convention 
d'Oviedo, signée par la Suisse, 
et ne respecte par le 
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consentement libre et éclairé, ni 
la protection de la sphère 
privée.  

15b       À SUPPRIMER 
Cet article déroge à la 
protection de la sphère privée 
et des données privées, ainsi 
qu'à la nécessité d'avoir un 
consentement libre et éclairé 
pour tout acte médical. 

16       À SUPPRIMER 
Le Conseil fédéral ne doit pas 
exercer une toute puissance 
quelconque. Il doit exécuter et 
non décider (y compris en 
temps de maladie 
transmissible) 

17       À SUPPRIMER 
Voir point précédent 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

D. Art. 19 à 19a (prévention dans les établissements, prévention de la résistance 
aux antibiotiques) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 19 à 19a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

19       À SUPPRIMER 

Le Conseil fédéral ne doit pas 
exercer une toute puissance 
quelconque. Il doit exécuter et 
non décider (y compris en temps 
de maladie transmissible). 
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19a       À SUPPRIMER 

Le Conseil fédéral ne doit pas 
exercer une toute puissance 
quelconque. Il doit exécuter et 
non décider (y compris en temps 
de maladie transmissible)      

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

E. Art. 20 à 24a (vaccinations, monitorage de la couverture vaccinale) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 20 à 24a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

20       À SUPPRIMER 

Aucune vaccination ne doit être 
recommandée si elle n'est pas 
sûre ou si elle est en phase 
expérimentale. L'évaluation de 
ces critères doit provenir de 
professionnels indépendants des 
firmes pharmaceutiques. 

21       2. À SUPPRIMER 
La vaccination dans le cadre 
scolaire ou professionnel est à 
proscrire, elle est contraire au 
principe de consentement libre et 
éclairé et relève de la sphère 
intime. 

21a     À SUPPRIMER 
la vaccination doit rester une 
décision personnelle et non un 
record à atteindre. La 
vaccination de masse contre le 
Covid nous a donné lieu à de 
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très nombreux effets 
secondaires graves, et à la mort. 

24       1, 2 et 4. À SUPPRIMER 
Un monitorage de la couverture 
vaccinale n'est pas légitime. La 
vaccination est un acte médical 
privé et intime. La protection de 
la sphère privée doit être 
respectée. De plus, le 
consentement libre et éclairé doit 
être donné par le patient avant la 
vaccination éventuelle, et le 
patient doit toujours avoir le 
choix de se faire vacciner ou 
pas. Le dossier électronique 
entrainerait une violation de la 
protection sûre des données, car 
il peut être piraté. 

24a    A SUPPRIMER. 
Les autorités compétentes ne 
doivent pas faire de prosélytisme 
pour un produit médical 
potentiellement dangereux 
(comme le sont tous les 
médicaments et tous les 
vaccins). 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

F. Art. 33 à 43 (mesures visant des personnes, mesures dans les transports de 
personnes) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 33 à 43 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 
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33       À SUPPRIMER. 
Délation et traçage de contacts 
via des personnes sont 
contraires à la protection de la 
sphère privée (art 13 Const.) 

37a             

40       À SUPPRIMER 
2. c. Les mesures limitant les 
entrées et sorties de bâtiments 
ont prouvé à la fois leur inutilité 
et leur caractère autoritaire. Les 
limitations de rassemblement 
également. 

2bis 
Le masque obligatoire, les 
limitations de contact, la collecte 
de coordonnées, le télétravail 
obligatoire sont très 
dommageables à la santé 
humaine, physique et mentale. 
Ces mesures provoquent une 
hausse des suicides et des 
dépressions graves, comme 
durant les mesures prises en 
temps de Covid-19.  

40a         À SUPPRIMER 
Les mesures sanitaires utilisées 
en temps de Covid concernant 
les transports publics ont 
démontré leur caractère 
discriminatoire et leur 
inefficacité. Les transports 
publics doivent être et rester 
accessibles à tous, sans 
privation d'oxygène (masque). 

40b       À SUPPRIMER. 
Voir arguments donnés à l'art 40. 

41       À SUPPRIMER. 
Les fermetures de frontières 
dérogent à la liberté de 
mouvement, de quitter et de 
revenir dans le territoire suisse 
(art 10 et 24 Constitution). Ces 
fermetures de frontières ont 
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provoqué des troubles de la 
santé physique et mentale chez 
les personnes qui ont été 
empêchées de les traverser en 
mars, avril, mai et juin 2020. 

43       À SUPPRIMER. 
Vu qu'il n'y a plus d'article 41. 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

G. Art. 44 à 44d (approvisionnement en biens médicaux importants, capacités sani-
taires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 44 à 44d ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

44       À SUPPRIMER 
Les gaspillages d'argent public 
ont été déjà considérables. 61 
millions de doses de vaccin ont 
été jetées à la poubelle car 
périmées et inutilisées entre 
2020 et 2023. De plus, des 
milliards de masques ont dûs 
être jetés durant cette même 
période, ce qui occasionne une 
pollution sans précédent, qui 
este contraire aux principes du 
développement durable.  

44a       2. Enlever "en cas de risque 
spécifique" 

44b       À SUPPRIMER 
Aucune exception ne doit être 
accordée aux exigences 
contenues dans les législations 
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sur les produits thérapeutiques 
et chimiques. Ces exigences ont 
leurs raisons et c'est faire courir 
un risque bien supérieur aux 
effets bénéfiques escomptés que 
d'y déroger. 

44c       À SUPPRIMER. 

44d  
 

1. a. À SUPPRIMER 
L'interdiction des examens et  
traitements "non urgents" est à la 
source de nombreux décès lors 
du Covid. Toute interdiction de 
traitement doit être proscrite. 
 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

H. Art. 47 à 49b (autres mesures en matière de lutte) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 47 à 49b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

47             

49a       À SUPPRIMER. 
Interdire aux citoyens de se 
soigner ou de se tester s'ils le 
souhaitent relève de 
l'autoritarisme et déroge à la 
liberté thérapeutique. 

49b       À SUPPRIMER 
Ce n'est pas au Conseil fédéral 
de décider mais d'exécuter. Par 
ailleurs, les documents attestant 
d'une vaccination, comme le 
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pass sanitaire par exemple, sont 
contraires à la protection de la 
sphère privée et au principe de 
non discrimation. 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

I. Art. 50 à 52 (aides financières, contributions, indemnisation) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 50 à 52 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

50       À SUPPRIMER. 
Le partenariat public-privé a ses 
limites, surtout lorsqu'il est 
financé par l'argent du 
contribuable. Notre dette 
publique a augmenté de 30% 
entre 2020 et 2021 avec les 
mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. L'argent public doit 
désormais être réservé aux 
services publics, et non aux 
organismes privés. 

50a       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. L'argent public doit 
désormais être réservé aux 
services publics, et non aux 
organisations internationales, en 
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particulier l'OMS, l'IUT, le WEF, 
Gavi. 

51       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. L'argent public doit 
désormais être réservé aux 
services publics, et non au 
département R&D des 
organismes privés. 

51a       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. L'argent public doit 
désormais être réservé aux 
services publics, et non au 
département R&D des 
organismes privés. 

52       A SUPPRIMER. 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :     

J. Art. 53 à 55 (organes des cantons et de la Confédération) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 53 à 55 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

53             

54       À SUPPRIMER. 
Les maladies animales doivent 
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être considérées en dehors des 
questions de santé humaine. 

55  À SUPPRIMER 
Le terme d' "organisation de 
crise" est trop flou. Il faut préci-
ser que recouvre le mot "crise" et 
quelles sont ses tâches. 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

K. Art. 58 à 69 (traitement de données, systèmes d’information nationaux) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 58 à 59 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

58       À SUPPRIMER. 
Violation de la sphère privée. Et 
que recouvre  précisément le 
terme de "sphère intime" et de 
"données sensible" ? 

59       À SUPPRIMER 
Aucune donnée personnelle ne 
doit circuler. Seules des données 
statistiques sont admissibles. La 
sphère intime doit rester intime !! 

60       À SUPPRIMER 
La transmission des données 
personnelles et/ou de santé au 
niveau national et international 
viole l'art 13 de la Constitution : 
protection de la sphère privée. 
Le traçage des contacts est une 
illusion de sécurité. Il ne doit pas 
être mis en place. Il n'est pas 
utile à la disparition d'une 
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épidémie. Ces systèmes 
d'identifications des personnes 
sont mis en place pour habituer 
les citoyens au fichage des 
individus, chers aux systèmes 
totalitaires. 

60a       À SUPPRIMER  
Voir arguments de l'article 
précédent. 

60b       À SUPPRIMER  

Voir arguments de l'article 
précédent. 

60c       À SUPPRIMER  

Voir arguments donnés pour l'art. 
15a et l'art. 54 

60d       À SUPPRIMER  

Voir arguments de l'article précé-
dent. 

62a           À SUPPRIMER  

Le certificat vaccinal ("pass") nu-
mérique constitue une violation 
de la sphère privée et du prin-
cipe de non-discrimination. En 
particulier lorsqu'il est utilisé pour 
interdire ou conditionner la tra-
versée d'une frontière à la pos-
session d'un tel document.  

69          Ajouter après "au DFI" : "et aux 
citoyens". 
Les effets indésirables doivent 
régulièrement être communiqués 
aux citoyens. Ces données sont 
nécessaires pour que les 
citoyens aient un consentement 
libre et éclairé sur les actes 
médicaux auxquels ils se 
prêtent.  

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          



 

Département fédéral de l‘intérieur DFI 

Office fédéral de la santé publique OFSP 

 

17 

L. Art. 70a à 70f (aides financières destinées aux entreprises en raison de mesures 
au sens de l’art. 6c ou 7) 

Les mesures que la Confédération prend durant la situation particulière ou extraordinaire 

peuvent entraîner des pertes de chiffre d’affaires pour les entreprises. Faut-il créer dans la 

LEp une base légale pour que la Confédération puisse soutenir ces entreprises au moyen 

d’aides financières ? 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous et aussi ré-

pondre à la question suivante.) 

Une base légale devrait être créée.   

(Veuillez expliquer ci-dessous.) 

☐ ☒ 

Explication : 

      

 

Si vous estimez nécessaire de créer une base légale dans la LEp pour de telles aides finan-

cières, dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu concret des art 70a à 70f ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous)  
 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-

tions d’adaptation con-
crètes 

 

70a             

70b       1. Après "crédits bancaires", 
ajouter "ou de dons" 

70c             

70d             

70e             

70f             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          
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M. Art. 74 à 74h (prise en charge des coûts relatifs aux biens médicaux importants) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 74 à 74h ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

74             

74a       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. Stop aux 
gaspillages ! 

74b       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. Stop aux 
gaspillages ! 

74c       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. Stop aux 
gaspillages ! 

74d       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
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perturbations. Stop aux 
gaspillages ! 

74e       À SUPPRIMER. 

Notre dette publique a augmenté 
de 30% entre 2020 et 2021 avec 
les mesures Covid et notre 
économie a subi de graves 
perturbations. Stop aux 
gaspillages ! 

74f       À SUPPRIMER. 
Car sans objet. 

74g               

74h       À SUPPRIMER. 
Cet article viole l'art. 13 de la 
Constitution : Protection de la 
sphère privée 

Autres remarques sur ce groupe d’articles :      

N. Art. 75 à 81b (exécution par la Confédération, les cantons et l’armée ; collabora-
tion) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 75 à 81b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

75       À SUPPRIMER. 
Rappel : le principe de 
subsidiarité doit prévaloir, ce qui 
est d'ailleurs rappelé à l'art. 2.3.a 
de la présente loi. 

 

77            À SUPPRIMER. 
Le principe de subsidiarité doit 
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prévaloir, ce qui est d'ailleurs 
rappelé à l'art. 2.3.a de la 
présente loi. 

80            À SUPPRIMER 

La transmission des données 
personnelles et/ou de santé au 
niveau national et international 
viole l'art 13 de la Constitution : 
protection de la sphère privée. 

Le certificat vaccinal ("pass") nu-
mérique constitue une violation 
de la sphère privée et du prin-
cipe de non-discrimination. En 
particulier lorsqu'il est utilisé pour 
interdire ou conditionner la tra-
versée d'une frontière à la pos-
session d'un tel document.  

81a       À SUPPRIMER. 

Les maladies animales doivent 
être considérées en dehors des 
questions de santé humaine. 
L'environnement est aussi à 
considérer en dehors de la santé 
humaine et animale. Le principe 
de "One Health" provoque un 
risque trop important de mesures 
potentiellement dangereuses et 
disproportionnées pour le 
libertés fondamentales. 

81b             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

O. Art. 82 à 84a (dispositions pénales) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 82 à 84a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 
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Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

82       À SUPPRIMER. 
Cet article criminalise de façon 
disproportionnée un acte permet-
tant d'échapper à des mesures 
de vaccination non consentie, en 
présentant un certificat vaccinal 
ou de santé, ce qui violerait le 
principe de non discrimination et 
les libertés fondamentales de 
notre Constitution fédérale. 

83       À SUPPRIMER. 

Cet article sanctionne de façon 
disproportionnée la non 
obéissance à des mesures qui 
violent le principe de non 
discrimination, de choix de santé 
individuelle, de choix personnel 
et au moins 15 des libertés 
fondamentales qui se trouvent 
dans notre Constitution fédérale. 

84       À SUPPRIMER. 
Des sanctions ou des infractions 
ne doivent en aucun cas être ju-
gées ou poursuivies par l'OFSP. 
Cet organisme ne faisant pas 
partie de l'appareil judiciaire. Où 
serait la séparation des pouvoirs 
? 

84a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

3. Avis sur la modification d’autres actes (LAO, LAAM, LPTh) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les modifications prévues dans d’autres 
actes ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 
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(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-

tions d’adaptation con-
crètes 

 

1 LAO       À SUPPRIMER. 
Pas d'amende pour non 
obéissance à des mesures 
délétères pour la santé et la 
liberté de choix de santé. 

35 LAAM       À SUPPRIMER. 
Il n'y a pas de raison de 
traiter le personnel de 
l'armée autrement que le 
reste de la population 

9a LPTh       À SUPPRIMER. 
1. a. Ces exceptions font 
courrir un risque aux 
patients. 
2 a. La protection de la santé 
est garantie par qui ? Ce 
genre d'exception doit être 
étudiée par des 
professionnels indépendants 
des laboratoires 
pharmaceutiques.  

Autres remarques sur ce groupe d’articles :            

4. Création d’une base légale pour les applications de traçage numérique des 
contacts ? 

Faut-il ajouter à la loi sur les épidémies une disposition permettant d’exploiter des applica-
tions de traçage numérique des contacts (similaires à SwissCovid) ? 

Le système SwissCovid a été développé sur mandat de la Confédération. Les pays voisins (dans 
l’espace européen) ont mis au point et déployé des systèmes semblables. Actuellement, le projet 
mis en consultation ne contient pas de disposition sur le traçage numérique des contacts. La créa-
tion d’une base légale à ce sujet dans la LEp permettrait à la Confédération de continuer à déve-
lopper et à faire fonctionner des applications de ce type. Elle entraînerait aussi des coûts supplé-
mentaires pour le développement et l’exploitation. 
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Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

Une base légale devrait être créée. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

☒ ☐ 

Explication : 

Pour des raisons de protection de la sphère privée et de liberté de choix médical. 

 

5. Autres remarques 

Avez-vous d’autres remarques en lien avec la révision partielle de la LEp ? 

Nous vous invitons à relire notre Constitution, notamment les articles 7 à 36, qui concernent les 
droits fondamentaux. Cette révision de la LEp déroge presque entièrement à ces droits pourtant 
gravés dans notre texte fondateur. 

 
De plus, la lecture de travaux d'Antoine Beschamps (une synthèse existe : La compréhension du 
vivant, par Brigitte Fau) sera utile afin que vos membres découvrent comment fonctionne la santé. 
Elle est favorisée quand les citoyens se sentent respectés, libres, créateurs, apaisés (sans climat 
anxiogène ou de peur). 

 
Nous attendons des personnes qui ont rédigé cette révision de la LEp une totale transparence de 
leurs liens d'intérêt avec le domaine médical, en particulier avec les laboratoires pharmaceutiques 
ou les assurances maladies, ainsi qu'une radiation systématique des articles écrits par des 
personnes ayant de tels liens d'intérêt. 
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ;réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires enau

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter.

Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique

de passage à une situation particulière, déclenché par !'OMS, (qui est un organe

supranational dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

1



L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

« présomption de maladie ».

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

i'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué

de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

2



Art. 6 :Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS

sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

Le traité CA+ de I'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquementO

contraignantes (actuellement ce ne sont querecommandations) pour pallier à (selon

I'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se0

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé D)

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les

États de mettre en cuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations ettests

obligatoires etc...

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, aprèsO

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS commeO

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en cuvreO

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on

comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « lane

constatation par l'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie

pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours

d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatif selon laquelle
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les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change

rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa

déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :

O II représente un passage de l'identification des « personnes malades ou

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées malades,

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées »

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatée, à un nouveau système où toute personne est à priori « présumée D)

malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut

de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratif standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la

personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne

santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé

objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons

en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration0

des personnes.

O Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous lesfaits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime

4



les données qui ont une forte connotation affective et que la personne concernée

ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a :système d'information national « Contact-Tracing ».

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtoutde la manière dont le traçage des contacts est

effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

toutcomme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques
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Ala lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

O En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

O Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,

utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- Iln'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("'pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- IIest possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de

gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.
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Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte lesO

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le0

document central de l'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alorsO

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiquesO

ets'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité

ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large deO

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que95% des morts du Covid étaient des malades0

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

O Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques,

effets secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique aO

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec0

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.
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o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint la0

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers

le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Mesdames et Messieurs, nos salutations distinguées.

Costaan
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ;réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter.

Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique

de passage à une situation particulière, déclenché par l'OMS, (qui est un organe

supranational dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

« présomption de maladie »,

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art.2: But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

i'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué

de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.
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Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS

sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement0

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

l'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se0

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé D)

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les

États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests

obligatoires etc..

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS commeO

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en oeuvre0

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents del'OMS, on

ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « la

constatation parI'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie

pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours

d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatif selon laquelle
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les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change

rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa

déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 :Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et

devrait être supprimé sans plus attendre tant il estinacceptable :

II représente un passage de l'identification des « personnes malades ouO

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées malades,

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées »

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatée, à un nouveau système où toute personne est à priori « présumée »

malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut

de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratif standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la

personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne

santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé

objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons

en toutes circonstances :

0 Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration

des personnes.

o Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

àla loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime
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les données qui ont uneforte connotation affective et que la personne concernée

souhaite porter à la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l'allemand).ne

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'ilmet l'accent surl'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a :système d'information national « Contact-Tracing ».

De nombreuses études ontmontré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est

effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Lefait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques
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A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une0

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,O

utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ,

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ('pour son bien").

- Lesystème de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de

gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.
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Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le0

document central de I'OMS.

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques

et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité

ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large deO

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que95% des morts du Covid étaient des malades0

chroniques.

o Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir0

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques,

effets secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen etlong terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du sermentO

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).

O Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

7



Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples0

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint la0

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers

le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Mesdames et Messieurs, nos salutations distinguées.

CASTALANV +UNnS
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter.

Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique

de passage à une situation particulière, déclenché par l'OMS, (qui est un organe

supranational dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance etdela

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

« présomption de maladie ».

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

in'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait etnon d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué

de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation etle vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.
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Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS

sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

o Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

V'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporterl'OMS seO

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé D)

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les

États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests

obligatoires etc..

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS commeO

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagentà suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en oeuvreO

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on

comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « lane

constatation parI'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie

pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours

d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatif selon laquelle
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les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change

rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à Sa

déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :

o II représente un passage de l'identification des « personnes malades ou

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées malades,

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées >)

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatée, à un nouveau système où toute personne est à priori « présumée ))

malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut

de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratif standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la

personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figuraitcomme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne

santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé

objectif).

Les articles 12 et58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons

en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration0

des personnes.

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte0

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ?Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ontsa

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime
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les données qui ont uneforte connotation affective et que la personne concernée

souhaite porter à la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l 'allemand).ne

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing ».

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est

effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques
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A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

O Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,

utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population estun

problème qui doit être abordé par la contrainte ('pour son bien").

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMSjoue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de

gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.
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Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le0

document central de l'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alorsO

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques0

et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité

ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large deO

santé publique.

o Elle ne tient pas compte du fait que95% des morts du Covid étaient des malades

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir0

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques,

effets secondaires indésirables des médicaments et desinjections, etc.)

o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

0 Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec0

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.
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Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples0

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle restreint la0

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers

le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Mesdames et Messieurs, nos salutations distinguées.

Ianud Unblan
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Consultation surla loi sur les épidémies

Mesdames etMessieurs

C'est avec plaisir que nous profitons de l'occasion pour prendre position sur les modifications prévues de la loi

sur les épidémies (LEp).

Thèmes dominants

Ce qui frappe, c'est un langage très autoritaire et directif, une terminologie presque guerrière et une

focalisation sur des mesures extrêmement invasives, en particulier la vaccination, qui estmentionnée en

moyenne trois fois par page.

Situation particulière / constatation de la situation (art. 6b)

Selon le rapport explicatif, cette disposition est nouvelle. Elle règle la procédure de constatation etdelevée

d'une situation particulière. Jusqu'à présent, le début et la fin de la situation particulière n'étaient pas

constatés par un acte spécifique ; la situation commence dès que le Conseil fédéral se voit contraint d'ordonner

une mesure et dure (comme dans le cas du Covid-19) jusqu'à la fin de la dernière mesure ordonnée parle

Conseil fédéral en vertu de l'art. 6, al. 2. Une réglementation concrète du changementde phase a été

demandée à plusieurs reprises parle passé. Désormais, le Conseil fédéral devra constater la situation

particulière ety mettre fin. Il est fondamental que cette constatation soit vérifiable, car elle ne concerne pas

seulement des intérêts sanitaires, mais aussi économiques.

Système national d'information "Contact-Tracing' (art. 33 etart. 60a)

Iln'est pas établi que letraçage descontacts soit pertinent en soi pour la gestion d'une pandémie, car les

évolutions respectives dépendentnon seulement fortement de la maladie, mais aussi etsurtout de la manière

dont le traçage est effectué. Si, par exemple, des personnes vaccinées sont exemptées detests et de

quarantaine alors quel'injection ne protège pas contre la transmission, cela montre à quel point une autorité

peut effectuer ce traçage de manière arbitraire. C'est la porte ouverte au non-respect des principes d'égalité

des chances, de non-discrimination et de proportionnalité. Cet article donne égalementla priorité à

l'identification des personnes et à l'accès à leur sphère intime par la Confédération. De plus, le principe de

coopération actuellement en vigueur est remplacé par une obligation, ce qui souligne encore plus le côté

policier et donc clairement invasif des mesures proposées.



Des mesures inefficaces

Des études internationales ontdémontré que le port de masques n'avait aucune influence sur letaux

d'infection. Cela était pourtant déjà connu dans des études antérieures. Même les masques FFP2 n'avaient

aucune influence sur les infections. L'utilisation à long terme ou inappropriée de masques peut toutefois

entraîner des dommages. L'efficacité d'une mesure devrait donc être prouvée etnon contestée avant qu'elle

ne soit décidée.

Suivi de la vaccination (art. 24)

Comme l'a montré la pandémie Corona, le tauxdevaccination ne joue aucun rôle dans la transmission d'un

pathogène viral. La thèse de l'immunité grégaire s'est également révélée fausse. Un monitoring de la

vaccination n'a eu aucune utilité médicale, du moins lors de la pandémie Corona, et doit donc être rejeté.

Le présentprojetde LEp révisée doit être rejeté dansson ensemble pour les raisons exposées ci-dessus. La

pandémie Corona doit d'abord être analysée de manière transparente et indépendante, dans le sens d'une

critique dela manœuvre, et ce n'est qu'ensuite qu'une révision de la LEp pourra être entreprise sur la base de

ces conclusions. Nous vous remercions d'en avoir pris connaissance.

En résumé, larévision doit être rejetée dans son ensemble. Il fautrecommander auParlementde ne pas

l'adopter ou de la rejeter. Le projet n'est pas acceptable.

Avecmes salutations distinguées

Apis
Sonia Catry
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Sehr geehrte Damen und Herren
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Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz(EpG)

Stellung.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung aufäusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung getragen.

Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmen im Kontext ihres

wissenschaftlichen Bezugs auf ihreVerhältnismässigkeit überprüfen würde.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikatan sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven

Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Esistinsbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen

weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dassbei Fehlen einer medizinischen

Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso

wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich alsoum ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechteführen kann.

Unwirksame Massnahmen

Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss auf die Infektionsrate hatte. Das

war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das

Infektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings zu

Schäden führen. Die Wirksamkeiteiner Massnahme müsste demnach also vor dem Beschluss derselben

erwiesen und zudem unwidersprochen sein.



Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend aufihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer Manöverkritik transparent und

unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG

vorgenommen werden. Wir danken für die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen

Jean-Claude Cattin

7.mullMt
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Revisione parziale della Legge sulle epidemie; Risposta alla consultazione

Gentili signore, egregi Signori,

il 29 novembre 2023 il Consiglio federale ha incaricato il Dipartimento federale dell'interno (DFI) di

condurre una procedura di consultazione sulla revisione parziale della Legge sulle epidemie (LEp) del 28

settembre 2012 (LEp, RS 818.101). Volentieri colgo l'occasione per commentare la revisione prevista

come segue:

1 La revisione critica del periodo Covid è una premessa indispensabile!

La revisione prevista della LEp avrà conseguenze profonde e di vasta portata per la popolazione se la

bozza attuale diventerà legge. Senza procedere dapprima a una valutazione onesta e completa del

periodo Covid, la modifica proposta è irresponsabile e inammissibile. Le misure sproporzionate e dannose

prese durante il periodo Covid sono state oggetto di numerose critiche. Ad esempio: l'uso del test PCR, il

conteggio dei decessi "per" Covid, i lockdown, l'uso della mascherina - soprattutto nelle scuole -

l'emissione di raccomandazioni di vaccinazione nonostante l'assenza di informazioni sui rischi. Tutto ciò

richiede un dibattito pubblico PRIMA che si possa prendere in considerazione una revisione della LEp.

II popolo è sovrano e quindi va ascoltato, mentre , secondo la bozza attuale, il Consiglio federale e

l'Amministrazione si arrogano troppi poteri scavalcando il Parlamento e il popolo. Anche i Cantoni sono

sempre più spinti verso il ruolo di meri esecutori e dovranno - nel caso in cui possano ancora farlo -

applicare semplicemente gli ordini del Consiglio federale. Questa situazione è inaccettabile e deve essere

corretta.

E evidente che il Consiglio federale vuole incorporare i dettami dell'OMS- ossia il trattato sulle pandemie

e il Regolamento sanitario internazionale - nella revisione parziale della LEp in un atto di obbedienza

anticipata. Bypassando il Parlamento e aggirando il popolo? Anche in questo caso, i principi dello Stato di

diritto e della democrazia diretta vengono minati e sussistono solo sulla carta.

La revisione deve quindi essere respinta non fosse altro che per questi motivi fondamentali.

2 Su quali presupposti si basa la revisione parziale della LEp?

L'impressione è che il Consiglio federale stia lavorando basandosi su alcuni presupposti più che discutibili.

II Consiglio federale sembra aver formulato, più o meno esplicitamente, le seguenti ipotesi e valutazioni:
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sia l'infezione da SARS-CoV2 sia la malattia da COVID-19 hanno rappresentato una grave crisi di

salute pubblica, con un significativo eccesso di morbilità e mortalità;

in caso di pandemia, chiunque può essere pericoloso per gli altri, indipendentemente dall'età e

dallo stato di salute. Un esito grave (malattia grave o morte) dipende esclusivamente dalla

pericolosità di un agente patogeno;

le misure adottate dalle autorità durante la crisi Covid erano necessarie, utili, efficaci e

proporzionate:

0 l'immunizzazione avviene principalmente attraverso la vaccinazione

o le iniezioni di RNAmod svolgono un ruolo cruciale nella lotta alla pandemia;

o le mascherine hanno un effetto protettivo sulla popolazione generale;

o solo i farmaci moderni sono efficaci;

o il certificato sanitario (certificato Covid) dimostra l'immunità di una persona e la sua

incapacità di infettare gli altri;

o il certificato svolge un ruolo positivo sulla salute pubblica;

o né itest né le vaccinazioni producono effetti collaterali indesiderati.

non esistono altri modi per affrontare una pandemia;

la mancanza di adesione volontaria di una parte della popolazione è un problema che deve essere

affrontato con la coercizione ('per il loro bene");

il sistema sanitario svizzero - al di fuori di una pandemia -è perfettamente funzionante, senza

carenza di letti, personale, farmaci o materiali;

altre minacciose pandemie sono imminenti;

'OMS svolge un ruolo salutare in ogni circostanza;

è possibile e auspicabile controllare una situazione complessa in modo centralizzato: di

conseguenza, solo le autorità federali sono in grado di gestire una crisi di questo tipo ed è quindi

essenziale conferire loro maggiori competenze e poteri;

la revisione della legge avrà solo effetti positivi per la società;

le autorità si comportano e comunicano in modo onesto, trasparente e veritiero.

Chiedersi se questi presupposti siano veritieri è più che legittimo.

3 La definizione dei termini èl'elemento fondamentale

Nella bozza molti termini sono utilizzati senza essere chiaramente definiti. Questo impedisce la certezza

giuridica, e apre la porta all'arbitrarietà. Cosa si intende per "pari opportunità"? Come si definiscono

"pandemia" ed "epidemia"? Cosa intende il Consiglio federale per"One Health"? Dove sono definiti i

criteri che definiscono le diverse situazioni? II Consiglio federale deve essere autorizzato a dichiarare la

"situazione speciale"? Secondo quali criteri? Quanto dovrebbe durare una "situazione speciale"? Chi ne

stabilisce la durata? Chi stabilisce quando esiste una "situazione straordinaria"? Quali meccanismi di

revisione esistono? Cosa fa il Consiglio federale seI'OMS dichiara una PHEIC (Public Health Emergency of

International Concern)? Dichiara una "situazione speciale" o una "situazione straordinaria" in Svizzera?

Ciò avviene in modo automatico o la Svizzera verifica la situazione autonomamente?Questo deve essere

specificato!

Lo stesso vale per termini come "'sussidiarietà", "efficacia" e "proporzionalità". Il fatto che siano nominati

nella legge (art. 2 cpv. 3 LEp) non basta a garantire che essi saranno implementati e attuati. Inoltre, nella

bozza non c'è nessuna messa in relazione di questi principi con, ad esempio, l'analisi costi-benefici. La

formulazione proposta è quindi del tutto insufficiente.

4 Si tratta davvero di proteggere le persone e la loro salute?

Secondo l'articolo 1LEp, questa legge regola la protezione delle persone dalle malattie trasmissibili.

Queste ultime devono essere prevenute e combattute. Sembra una buona idea, ma lo è solo se

l'insorgenza di queste malattie trasmissibili è stata provata e se è dimostrato che la loro diffusione può

causare o ha già causato gravi danni a una parte significativa della popolazione. La LEp garantisce che
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queste condizioni siano soddisfatte ogni volta? Anche quando l'OMS dichiara un'emergenza sanitaria di

rilevanza internazionale (PHEIC)?

La revisione della LEp non tocca forse anche questioni completamente diverse? Secondo l'UFSP, la

sorveglianza deve essere aumentata. Con le disposizioni sulla digitalizzazione e la violazione della privacy -

come la cartella clinica elettronica, l'ID digitale ela tracciabilità dei contatti - la protezione dei dati e della

privacy viene presa di mira ed è messa a rischio. Ad esempio, non sono più le malattie a dover essere

segnalate, ma le persone. Non si tratta più di identificare persone malate o infette",ma di identificare

persone malate, sospette malate, infette, sospette infette o che secernono agenti patogeni",

indipendentemente dal fatto che siano malate o infette o meno.. E previsto inoltre l'obbligo di segnalare

comportamenti, compresi i dati sulla privacy". Quali comportamenti si intendono? Comportamenti

sessuali, politici o di consumo? In questo contesto ci si può chiedere: forse si tratta più di monitorare e

controllare i cittadini e meno di proteggere la loro salute?

5 Osservazioni conclusive

Sarebbe auspicabile che il Consiglio federale e l'Amministrazione sirendessero conto di come è

strutturato il nostro Stato esu quali pilastri si basa: "Il popolo svizzero e i Canton (i..) costituiscono la

Confederazione Svizzera" (art. 1 Cost.). "La Confederazione svizzera tutela la libertà e i diritti del Popolo e

salvaguarda l'indipendenza e la sicurezza del Paese. Promuove in modo sostenibile la comune prosperità,

la coesione interna e la plurità culturale del Paese" (art. 2 cpv 1 e 2 Cost.). "L'Assemblea federale esercita

il potere supremo nella Confederazione, fatti salvi i diritti del Popolo e dei Cantoni" (art. 148 cpv. 1 Cost.)

Come tutti sappiamo, la speranza è l'ultima a morire.

Cordiali salutis

Francesca Cavadini
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der

Komplementärmedizin komplett (Art. 118a BV).

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins

Gesetz, was natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie
tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver Schaden für die allgemeine psychische
und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll

sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr

die Rede ist. Es bedarf einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden
Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme

weitergeführt, deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu

bisweilen massiven Ausgrenzungen von Mitmenschen geführt hat. Ein globales

Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital Health Certification

Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind
individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass

erwiesenermassen weder Lockdown, Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur

Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen
keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHO bereits 2019 und nun ja auch der

amerikanische Immunologe Antony Fauci vordem amerikanischen Kongress zugegeben.
Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei

ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern. Trotzdem könnte mit der neuen
Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden.



Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der

Übertragung eines viralen Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als

falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte mindestens in der Corona-Pandemie keinen

medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend ist insbesondere,

dass Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und Bewegung

haben einen positiven Effekt auf das Immunsystem. Dies sollte entsprechend

berücksichtig werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona

Pandemie. Diese hat eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress

auslösen und einen negativen Effekt auf die Gesundheit von Menschen haben. Dieser

Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision des EpG komplett

unbeachtet.

Mit freundlichen Grüssen

Anita Cavelti
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponseà la consultation

Chère Madame Arz de Falco,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter.

Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique

de passage à une situation particulière, déclenché par l'OMS, (qui est un organe

supranational dirigé pardes personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance età la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

« présomption de maladie ».

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2.Concernant les différentes dispositions

Art.2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé etne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué

de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.
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Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS

sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquementO

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

V'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS seO

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chefde

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé )

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les

États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations ettests

obligatoires etc..

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS commeO

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en oeuvreO

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on

comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « lane

constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie

pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours

d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatif selon laquelle

les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change

rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa
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déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 :Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :

I représente un passage de l'identification des « personnes malades ou0

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées malades,

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes , que ceS

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées »

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatée, à un nouveau système où toute personne est à priori « présumée ))

malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut

de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratif standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la

personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figuraitcomme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne

santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé

objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons

en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclarationO

des personnes.

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecteO

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime

les données qui ont uneforte connotation affective et que la personne concernée

ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l'allemand).
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L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés parla Constitution.

Art. 19, titre etal. 2, let.a: Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing ».

De nombreuses études ont montré que letraçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont letraçage des contacts est

effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats devaccination, detest et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué àl'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.
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3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une0

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogene.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,0

utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

-Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

IIn'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ('pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de

gérer une telle crise etil est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.
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Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que parde

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte lesO

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le

document central de I'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors0

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiquesO

et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité

ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de0

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des maladesO

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir0

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques,

effets secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique aO

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du sermentO

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec0

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simplesO

exécutants.
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En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle restreint la0

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers

le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

remettons la présente réponse à la consultation.VOUS

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, chère Madame, nos salutations distinguées.

FOa

Oaun
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurfzur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren- aufKosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen undInstitutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist- bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln,indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelösterMechanismusfür den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurfmacht die Angehörigen der Gesundheitsberufezu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiertin erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst
mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eineheute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden.Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurfführt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dassjeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oderansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
2

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) ausser Acht gelassen. Das hat nichtsmehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Massnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: esmuss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.



2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2:Zweck

Die Formulierung «chancengleicherZugang» istzu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteilgab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie mussim

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruchzum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dassjede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis aufOneHealth, ein Konzept, das abstraktgesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, ausser dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmassungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. DerArtikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur«Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

. Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf dieSARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Massnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

. Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmassnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

. Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Massnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hatseine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wirdimmer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendetwerden können, ändert daran nichts. Hierist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.



Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Wasist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

. Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmasslich kranken, infizierten, mutmasslichinfizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmasslich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmasslich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortestgeschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).
. Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «überVerhaltensweisen

einschliesslich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff«Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufder Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Artund Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

verstärkt wird. Diese Massnahme ist daher weder wirksam noch effizient noch verhältnismässig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass beiFehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Ausserdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische



Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument aufAntrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussertwerden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine grosse Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermass an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.
- Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Massnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismässig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;O

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;O

das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;O

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, wedervon den Testungen noch von den

Injektionen.

- Es gibt keine andere relevante Artund Weise,um mit einer Pandemie umzugehen.

* Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.
* Das Schweizer Gesundheitssystem ist - ausserhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

wederan Betten noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.
* Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.
* Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.
* Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäss und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei aufdas Interview von Frau Nora Kronig in derNZZ

verwiesen.

4Schlussbemerkungen

Der Vorentwurfscheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:
* Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,
nicht (Art. Art 118a BV).
- Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den



therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nichtin einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigende Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle proJahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

. Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.
. Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Massnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.)

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Massnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden)

. Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.
* Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu blossen

Befehlsempfängern.

. Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem SchweizerVolk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

leh
Milica Ceh
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dieswürde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.
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Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche, nicht-

pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, wasim Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis aufOneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage /Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in derglobalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortestgeschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang(schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der0

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

O das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Esist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Siegeht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige
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Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruchzu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreiche ich Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Ich danke Ihnen für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Margrith Censi

Vill
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur

Teilrevision des Epidemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein Vernehmlassungsver-

fahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit zur geplanten Revision Stellung zu nehmen.

Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen dringend zu überarbeiten:

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre eigene Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen

tätigen Personen und Institutionen. Die echten, der tatsächlichen und inzwischen auch mehrfach

wissenschaftlich bestätigten Wahrheit entsprechenden Lehren aus der Covid-19-Krise, wurden überhaupt

nicht miteinbezogen. Bevor überhaupt eine Teilrevision des EpG gestartet wird, ist meiner Meinung nach,

zuerst dringend eine Aufarbeitung angesagt!

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist von der gesamten Schweizer Bevölkerung ganz sicher nicht

erwünscht, dass ein automatischer, von der WHO(im Extremfall sogar einzig und alleine durch den

Direktor) ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu einer besonderen Lage Geltung erlangen soll.

Dies entspräche einer absolut untolerierbaren Abgabe der Staats-Souveränität!

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das muss

verhindert werden! Zusätzlich lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer kranken oder vermutlich ansteckenden Person wird (Standardstatus)! Diesen Status wieder los zu

werden, ist Anbetracht der dann voraussichtlich angewandten willkürlichen und administrativen

Anforderungen quasi ein Ding der Unmöglichkeit! Die persönliche Wahrnehmung des Einzelnen

(subjektive Gesundheit) und jede klinische Feststellung (objektive Gesundheit) würden dann außer Acht

gelassen. Das hat nichts mehr mit Gesundheitsförderung zu tun.
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Auffallend ist auch die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Massnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal proSeite erwähnt wird. Obwohl jetzt

wissenschaftlich erwiesen ist, dass es sich um eine Gen-Therapie handelt!

Weshalb praktisch keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche, nicht-

pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben nachweis-

lich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, erstens Infektionen abzuwehren und

schlimmstenfalls nach einer Ansteckung, dann auch zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten!

Eine Umsetzung des Vorentwurfs in dieser Form wird unweigerlich zu einem weiteren (massiven) Anstieg

derGesundheitskosten führen! Dies ist noch weniger im Sinne der Schweizer Bevölkerung!

Zu den einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie mussim EpG

nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantoneihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder Verweis auf «One Health», ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es absoluten Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert

und Mutmassungen über diffuse Risiken eröffnet, die fast schon garantiert (aber dann «todsicher») auch

instrumentalisiert würden.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabeium eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind insbeson-

dere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie der Schliessung diverser

Spitäler insbesondere auch während der Corona-Pandemie! Artikel 5a ist in dieser Form abzulehnen.

Art. 6: Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-PandemievertragCA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.

Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)
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übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC ausgesprochen: FAKE),

insbesondere einer Pandemie, zu verkünden und auch deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum Ausdruck

gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abzulehnen ist. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische

Anamnese vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch

ist und auf den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern

um einen administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten

Mitteln nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat

gezeigt, dass dies durch einen ungeeigneten Labortest (PCR) geschehen kann, ohne dass sich die

Person krank oder infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine

Diagnose stellt (objektiver Gesundheitszustand)

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder «nur» Konsum-

verhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom 23. März

1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will»,
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf derIdentifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt!

Art. 19 Sachüberschrift und Abs.2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der Hoheit

der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch dieinvasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen

noch verstärkt wird. Diese Maßnahme ist weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Aber im

Hinblick auf die «Totale Überwachung à la China» für die WHO dringend nötig!

Dieses «Contact-Tracing» ist dringend abzulehnen!

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit wissenschaftlich

bewiesen (und von Pfizer zugegeben), dass ModRNA-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer

Übertragung schützen. Bei Fehlen einer medizinischen Anamnese ist ein negativer Covid-Test keine

Garantie dafür, dass eine Person nicht ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für

die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei

Nutzen, dafür aber hohe Kosten für die öffentliche Gesundheit zur Folge hätte!

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben können. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders

gesunden Menschen dar - Menschen, die dank ihrer starken Gesundheit explizit dazu beitragen, die

Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es (in absehbarer Zeit?)

nicht zwingend erforderlich sein wird, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu

erhalten. Das ist aus der Covid-19-Krise bewiesen. Diese Regelung, die höchstens ein weiterer Schritt in

die «Totale Überwachung» ist, führt zu einer weiteren Diskriminierung von Menschen und ist dringend

abzulehnen!
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Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden.

Es soll die Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren allesamt

notwendig, nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die ModRNA-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

0 Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung vor einer

Ansteckung mit Viren

O nur moderne Medikamente sind wirksam;

das Gesundheitszeugnis beweist dieImmunität einer Person;

O das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen (die sich inzwischen als GEN-Therapie herausgestellt haben!)

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle für die gesamte Menschheit.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies alles der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.
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Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf dünkt mich übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein.

Weshalb diese Eile? Wer oder was «drängt» im Hintergrund?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Daten ein wie z.B. den Gesundheitszustand der

Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, explosionsartige Zunahme von Krebserkrankungen,

Myo- und Perikarditis, Hirnschlägen, Herzversagen, Alzheimer, MS, überdurchschnittlicher

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit schon bei Kindern und

Jugendlichen usw.) oder andere wichtige Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000

Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle proJahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B.

Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt nicht, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren und davon 75% der

Sterblichkeit darauf zurückzuführen sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der

Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den Gesundheits-

zustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation, wirtschaftliche

Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der öffentlichen

Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem ärztlichen Eid des Hippokrates

«primum non nocere» (in erster Linie nicht schaden)

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Menschen/Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu reinen Befehls-

empfängern und ignoriert jahre- oder jahrzehntelange Erfahrungswerte!

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach und vor allem auch den Einsatz von alternativen, effektiveren und

kostengünstigeren Präventions- und Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen ich Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Ich danke Ihnen allen für die Kenntnisnahme und aktive Auseinandersetzung mit meinen Anliegen!

Freundliche Grüsse
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Claudia Ceravolo 
Schlosserstrasse 4 
8400 Winterthur 
                                        Einschreiben  
              Schweizerische Bundeskanzlei  
              Bundeshaus West  
              3003 Bern  
  
21. Februar 2024 
  
  
Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort  
  
Sehr geehrte Damen und Herren  
  
Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauŌragt, zur 
Teilrevision des Epidemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein Vernehmlassungsver-
fahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit zur geplanten Revision Stellung zu nehmen.  
  
  
Grundsätzliches  
  
Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen dringend zu überarbeiten:  
  
Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren – auf Kosten der Bürger (die in 
erster Linie für ihre eigene Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen 
täƟgen Personen und InsƟtuƟonen. Die echten, der tatsächlichen und inzwischen auch mehrfach 
wissenschaŌlich bestäƟgten Wahrheit entsprechenden Lehren aus der Covid-19-Krise, wurden überhaupt 
nicht miteinbezogen. Bevor überhaupt eine Teilrevision des EpG gestartet wird, ist meiner Meinung nach, 
zuerst dringend eine Aufarbeitung angesagt! 
  
Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die  
Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfälƟge Prüfung 
(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist von der gesamten Schweizer Bevölkerung ganz sicher nicht 
erwünscht, dass ein automaƟscher, von der WHO (im Extremfall sogar einzig und alleine durch den 
Direktor) ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. 
Dies entspräche einer absolut untolerierbaren Abgabe der Staats-Souveränität! 
  
Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern poliƟscher 
Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst 
mit heute noch unbekannten MiƩeln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das muss 
verhindert werden! Zusätzlich lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der 
Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.  
  
Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten 
hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu 
einer kranken oder vermutlich ansteckenden Person wird (Standardstatus)! Diesen Status wieder los zu 
werden, ist Anbetracht der dann voraussichtlich angewandten willkürlichen und administraƟven 
Anforderungen quasi ein Ding der Unmöglichkeit! Die persönliche Wahrnehmung des Einzelnen 
(subjekƟve Gesundheit) und jede klinische Feststellung (objekƟve Gesundheit) würden dann außer Acht 
gelassen. Das hat nichts mehr mit Gesundheitsförderung zu tun.  
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Auffallend ist auch die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine 
Fokussierung auf invasive Massnahmen. Aus welchem Grund? BeispielhaŌ sei darauf hingewiesen, dass im 
erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im DurchschniƩ dreimal pro Seite erwähnt wird. Obwohl jetzt 
wissenschaŌlich erwiesen ist, dass es sich um eine Gen-Therapie handelt! 
  
Weshalb prakƟsch keine Ausführungen zu PrävenƟon und Gesundheitsförderung durch natürliche, nicht-
pharmakologische MiƩel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben nachweis-
lich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, erstens InfekƟonen abzuwehren und 
schlimmstenfalls nach einer Ansteckung, dann auch zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten! 
 Eine Umsetzung des Vorentwurfs in dieser Form wird unweigerlich zu einem weiteren (massiven) AnsƟeg 
der Gesundheitskosten führen! Dies ist noch weniger im Sinne der Schweizer Bevölkerung!  
  
  
Zu den einzelnen BesƟmmungen  
 
Art. 2: Zweck  
Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während 
der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpŌe Personen keinen Zugang zu medizinischer 
Versorgung haƩen. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpŌe Personen auf eine 
medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit haƩe dies nichts zu tun.  
  
Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im EpG 
nicht wiederholt werden.  
  
Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum 
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite 
setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält, 
womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die 
Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre 
Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.  
  
Jeder Verweis auf «One Health», ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen 
wirklichen Mehrwert, außer dass es absoluten Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert 
und Mutmassungen über diffuse Risiken eröffnet, die fast schon garanƟert (aber dann «todsicher») auch 
instrumentalisiert würden.  
  
Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit 
Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache, 
nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfälƟg und miteinander verknüpŌ. Zu erwähnen sind insbeson-
dere der konƟnuierliche Rückgang der Anzahl der KrankenhausbeƩen (die Anzahl der BeƩen pro 
Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei DriƩel zurückgegangen) sowie der Schliessung diverser 
Spitäler insbesondere auch während der Corona-Pandemie!  ArƟkel 5a ist in dieser Form abzulehnen.  
  
Art. 6: Besondere Lage / Grundsätze  
Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die 
derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der 
InternaƟonalen GesundheitsvorschriŌen IGV), sehen folgende Änderungen vor:  
  

• Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche BesƟmmungen enthalten, um (Zitat) «die 
dramaƟsche Unfähigkeit der internaƟonalen GemeinschaŌ, Solidarität und Fairness bei der 
ReakƟon auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.  

• Im Zusammenhang mit der PrävenƟon einer Pandemie und der ReakƟon darauf im Falle ihres 
AuŌretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der 
mulƟlateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (ArƟkel 3 Ziffer 11) 
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übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen 
umzusetzen (ArƟkel 3 Ziffer 6).  

• Der geänderte ArƟkel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines  
Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines  
Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle AuŌreten einer Gesundheitskrise von internaƟonaler 
Tragweite (Public Health Emergency of InternaƟonal Concern PHEIC ausgesprochen: FAKE), 
insbesondere einer Pandemie, zu verkünden und auch deren Ende zu erklären.  

• Der neue ArƟkel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise 
die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für PrävenƟons- und Gegenmaßnahmen 
anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.  

• Der geänderte ArƟkel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich 
umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt 
werden.  

  
Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum Ausdruck 
gebracht. Unter BerücksichƟgung der BesƟmmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht 
nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines 
gesundheitlichen Noƞalls von internaƟonaler Tragweite durch die WHO nicht automaƟsch bedeutet, dass 
in der Schweiz eine besondere SituaƟon herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene 
Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6 
auch alternaƟv angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich. 
Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.  
  
Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten  
Die beiden angesprochenen ArƟkel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen 
Umständen abzulehnen ist. Was ist vorgesehen:  
  

• Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von 
Personen.  

• Übergang von der IdenƟfizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur IdenƟfizierung von 
«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger 
ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind 
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die 
Krankheit oder InfekƟon medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede 
Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische 
Anamnese vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch 
ist und auf den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern 
um einen administraƟven Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten 
MiƩeln nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat 
gezeigt, dass dies durch einen ungeeigneten Labortest (PCR) geschehen kann, ohne dass sich die 
Person krank oder infiziert fühlt (subjekƟver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine 
Diagnose stellt (objekƟver Gesundheitszustand).  

• Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen 
einschließlich Daten über die InƟmsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird 
jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, poliƟsche oder «nur» Konsum-
verhaltensweisen? In der BotschaŌ zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom 23. März 
1988 wird die InƟmsphäre wie folgt definiert:  
«Die InƟmsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene  
Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als InƟmsphäre gelten 
Daten, die eine starke affekƟve KonnotaƟon haben und die die betroffene Person nur 
nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».  
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ArƟkel 58 bekräŌigt und bestäƟgt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der IdenƟfizierung von Personen und 
nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur InƟmsphäre. Diese BesƟmmungen gehen viel zu weit 
und werden deshalb vehement abgelehnt! 
  
Art. 19 SachüberschriŌ und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen  
Dieser ArƟkel wirŌ die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und 
medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der Hoheit 
der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.  
  
Art. 33 und Art. 60a: NaƟonales InformaƟonssystem «Contact-Tracing»  
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das 
Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor 
allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.  
  
Auch in diesem ArƟkel wird der IdenƟfizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer InƟmsphäre  
Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine 
Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen 
noch verstärkt wird. Diese Maßnahme ist weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Aber im 
Hinblick auf die «Totale Überwachung à la China» für die WHO dringend nöƟg!  
Dieses «Contact-Tracing» ist dringend abzulehnen!   
 
Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise  
Ein ZerƟfikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine 
posiƟven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit wissenschaŌlich 
bewiesen (und von Pfizer zugegeben), dass ModRNA-InjekƟonen weder vor einer InfekƟon noch vor einer 
Übertragung schützen.  Bei Fehlen einer medizinischen Anamnese ist ein negaƟver Covid-Test keine 
GaranƟe dafür, dass eine Person nicht ansteckend ist, ebenso wenig wie ein posiƟver Test ein Beweis für 
die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt sich also um ein rein administraƟves Dokument, das keinerlei 
Nutzen, dafür aber hohe Kosten für die öffentliche Gesundheit zur Folge häƩe! 
 
Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestäƟgt damit 
den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administraƟver Nachweis der 
Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie 
die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische 
AnƟkörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen besƟmmten Test gemessen 
wird (z. B. Kreuzimmunität, SchleimhauƟmmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals 
Zugang zu einem solchen Nachweis haben können. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders 
gesunden Menschen dar - Menschen, die dank ihrer starken Gesundheit explizit dazu beitragen, die 
Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit einzudämmen.  
  
Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es (in absehbarer Zeit?) 
nicht zwingend erforderlich sein wird, um Zugang zum beruflichen und gesellschaŌlichen Leben zu 
erhalten. Das ist aus der Covid-19-Krise bewiesen. Diese Regelung, die höchstens ein weiterer SchriƩ in 
die «Totale Überwachung» ist, führt zu einer weiteren Diskriminierung von Menschen und ist dringend 
abzulehnen! 
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Weitere Bemerkungen  
  
Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der 
Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden.  
Es soll die Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.  
  
Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:  
  

• Sowohl die SARS-CoV2-InfekƟon als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der 
öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.  

• Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem 
Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder 
Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.  

• Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren allesamt 
notwendig, nützlich, wirksam und verhältnismäßig:  

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;  
o die ModRNA-InjekƟonen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der  

Pandemie; 
                       o    Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung vor einer      
                              Ansteckung mit Viren 
                       o    nur moderne Medikamente sind wirksam;  

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;  
o das ZerƟfikat hat einen posiƟven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;  
o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den 

InjekƟonen (die sich inzwischen als GEN-Therapie herausgestellt haben!) 
• Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.  
• Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang 

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.  
• Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funkƟonsfähig, es fehlt 

weder an BeƩen, noch an Personal, Medikamenten oder Material.  
• Weitere Pandemien sind unmiƩelbar zu befürchten.  
• Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle für die gesamte Menschheit.  
• Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe SituaƟon von einem zentralen Punkt aus zu 

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewälƟgen, 
und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.  

• Die Gesetzesrevision wird für die GesellschaŌ nur posiƟve Auswirkungen haben.  
• Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch 

so.  
  
Entspricht dies alles der Wahrheit? Nur beispielhaŌ sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ 
verwiesen.  
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Schlussbemerkungen  
  
Der Vorentwurf dünkt mich übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. 
Weshalb diese Eile?  Wer oder was «drängt» im Hintergrund? 
  
Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:  
  

• Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichƟgen, 
nicht (Art. Art 118a BV).  

• Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die OƩawa-Charta, das zentrale 
Dokument der WHO.  

• Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den 
therapeuƟschen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.  

• Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben 
und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die 
negaƟven Auswirkungen auf die GesellschaŌ betriŏ.  

• Sie stellt die PandemieproblemaƟk nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit. 
Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Daten ein wie z.B. den Gesundheitszustand der 
Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, explosionsarƟge Zunahme von Krebserkrankungen, 
Myo- und PerikardiƟs, Hirnschlägen, Herzversagen, Alzheimer, MS, überdurchschniƩlicher 
Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit schon bei Kindern und 
Jugendlichen usw.) oder andere wichƟge Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 
Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. 
Creutzfeldt-Jakob).  

• Sie berücksichƟgt nicht, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren und davon 75% der 
Sterblichkeit darauf zurückzuführen sind, während InfekƟonskrankheiten etwa 1% der 
Sterblichkeit ausmachen.  

• Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den Gesundheits-
zustand der Bevölkerung haƩen und immer noch haben (soziale IsolaƟon, wirtschaŌliche 
Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und InjekƟonen usw.).  

• Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit kurz-, miƩel- und langfrisƟg auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo Effekt).  

• Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem ärztlichen Eid des Hippokrates 
«primum non nocere» (in erster Linie nicht schaden).  

• Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der 
Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Menschen/Fall individuell zu betrachten.  

• Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu reinen Befehls-
empfängern und ignoriert jahre- oder jahrzehntelange Erfahrungswerte! 

• Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten, 
verhindert sie die Suche nach und vor allem auch den Einsatz von alternaƟven, effekƟveren und 
kostengünsƟgeren PrävenƟons- und Behandlungsmöglichkeiten.  

  
  
In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im 
Sinne des 8. AbschniƩes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung 
gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen ich Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.  
  
Ich danke Ihnen allen für die Kenntnisnahme und akƟve Auseinandersetzung mit meinen Anliegen! 
 
Freundliche Grüsse  
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI

beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR

818.101) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Hiermit nutze ich die Gelegenheit,

zur geplanten Revision Stellung zu nehmen:

1. Grundsätzliches

Die Änderungsvorschläge derWHO (Weltgesundheitsorganisation) wurden noch nicht

angenommen, spiegeln sich jedoch deutlich in der vorgelegten Teilrevision des

Epidemiengesetzes. Um die Konsequenzen daraus, im Hinblick auf die Internationalen

Gesundheitsvorschriften (IGV), zu verstehen und bewerten zu können, müssen sie zwingend
im Gesamtkontext einer seit Jahrzehnten laufenden Agenda beurteilt werden: Die «Agenda

21», die heute oft als «Agenda 2030», «The Green Deal» oder «The Great Reset»

bezeichnet wird, stellt eine globalistische Dystopie dar, die die individuelle Freiheit und die
nationale Souveränität der Schweiz erheblich bedroht. Diese Agenda sieht eine Welt vor, in

der jeder Aspekt des Lebens reguliert und kontrolliert wird, von Reisen und Konsum bis hin

zu Wohnformen und persönlichen Entscheidungen. Es handelt sich hierbei nicht bloss um

einen politischen Vorschlag, sondern um einen umfassenden Plan, der darauf abzielt, die

globale Gesellschaft unter dem Deckmantel der Nachhaltigkeit (Sustainable Development)
und des technischen Fortschritts umzugestalten.

Die vorgebliche COVID-19-«Pandemie» wurde dazu missbraucht, um diese gobalistischen

Ziele voranzutreiben. Dass es keine Pandemie gab ist inzwischen jedoch belegt. Die

fabrizierte «Covid-Krise» diente als Auslöser, um weitreichende Veränderungen und

Beschränkungen zu rechtfertigen, die mit den korporatistischen, wenn nicht plutokratischen

Zielen der Global Governance übereinstimmen, wobei Taktiken wie Propagandakampagnen,
weit verbreitete Indoktrination, Angstmacherei, Mind-Control und Massenkonformität

(Massenhypnose) eingesetzt wurden.

Um diese eingeleiteten Veränderungen in Zukunft sogar noch zu beschleunigen, hat die
WHO erstmals einen Pandemievertrag aus dem Hut gezaubert («Pandemic Agreement»)
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und will nun die Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV), quasi zur eigenen

Machtergreifung, gemeinsam mit ihrer Mutter, den Vereinten Nationen (UN), massiv

verschärfen. Dazu wird eine gross angelegte Kampagne gegen die sog. Desinformation und

Missinformation zu starten, also die Fortsetzung und den Ausbau der Zensur, indem die

WHO zum Wahrheitsministerium erhoben werden soll.

Wer diese Instrumente, insbesondere den Pandemievertrag und die erweiterten IGV aktiv

unterstützt und in nationales Recht umzusetzen gedenkt, will keine Demokratie. Nichtwissen

der Entscheidungsträger ist ausgeschlossen. Die Informationen und Fakten sind vorhanden

und allen verfügbar. Soviel Naivität kann und vor allem darf es in Bern und Genf nicht geben.

2. Deshalb ist eine erneute Revision des Epidemiengesetzes pauschal abzulehnen

Aufgrund der noch immer fehlenden, offensichtlich gewollt verhinderten Aufarbeitung

der sog. Corona-Pandemie ziehen Bundesrat und BAG (vorsätzlich?) die falschen Schlüsse

und leiten daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in dem Freiheit,

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit auch heute nach unserer Verfassung offiziell als zentrale

Werte angesehen werden, schlicht inakzeptabel sind.

Alle Änderungen im Vorentwurf sind abzulehnen, weil die Fragen, ob es sich bei der Corona-

Pandemie, aus der nicht nur der Bundesrat und das Parlament Lehren hätten ziehen

können, überhaupt um eine Pandemie und damit eine sog. besondere Lage gehandelt hat,

wo das Virus seinen Ursprung hatte (wenn es überhaupt eines gab, woran starke Zweifel

bestehen), in der Begründung für die Teilrevision nicht behandelt werden und damit in den

Änderungsvorschlägen keinerlei Beachtung finden, um nicht zu sagennicht beantwortet

wurden. Eine Ausblendung der Realität und der inzwischen vorliegenden erwiesenen

Erkenntnisse darf niemals Ausgangsbasis für eine umfassende Gesetzesänderung sein.

Schon gar nicht darf eine Drittpartei (die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche

Lage in der Schweiz entscheiden. Wäre dieser Tatbestand gegeben, unterläge das EpG per

se fremder Willkür.

In der Revisionsbegründung werden nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-

Pandemie gezogen und die Rolle, die die WHO dabei gespielt hat, wird ebenfalls

(vorsätzlich?) nicht thematisiert. Es gibt keinen einzigen Grund dafür, der WHO eine

Machtausweitung zuzugesteeinzuräume, sondern vieles spricht für deren umgehende

Abschaffung! Es gibt keinen objektiven Grund, schon jetzt, sozusagen im vorauseilenden

Gehorsam, die Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV durch eine umfassende

Anpassung des Epidemiengesetzes in nationales Recht anzustossen

3. Was ist jetzt zu tun?

Wäre man glaubwürdig daran interessiert, künftige Epidemien oder Pandemien zu

verhindern, dann wäre es die erste Pflicht, die sog. Gain-of-Function-Forschung weltweit zu

verbieten, um die kontinuierliche Entwicklung von biologischen Waffen zu beenden. Der

Bundesrat könnte mit einem Verbot dieser Forschung in der Schweiz vorbildhaft in

Vorleistung gehen.

Im heute geltenden Epidemiengesetz lässt sich eine Missbilligung der Biowaffenforschung

nicht finden und im vorliegenden Vorentwurf zur Teilrevision wird diese Forschung

stattdessen noch begünstigt. Die sog. Pandemiepräventation ist eines der lukrativsten

Geschäftsfelder in der Medizin und der Verdacht liegt nahe, dass der Bundesrat dafür sorgen

möchte, dass Schweizer Firmen ein Stück dieses Kuchens abbekommen. Anders ist nicht zu

erklären, warum dieses Thema in der gesamten Pandemiediskussion so lautstark

verschwiegen wird. Heute wissen wir, dass es niemals um Gesundheit ging und auch heute

nicht geht. Es geht einzig um Geld und Macht. Der WHO-Pandemievertrag ist kein Vertrag,

sondern ein Geschäftsmodell. Schaut man sich an, welch ein Überwachungsapparat mit dem
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Vorentwurf des EpG in der Schweiz aufgebaut werden soll und welche Instrumente zum

Einsatz kommen sollen, kann man ihn auch als Wirtschaftsförderungsgesetz für den

schweizerischen medizinisch-industriellen Komplex lesen.

4. Das Geschäft mit der Pandemieprävention

Es stellt sich die Frage, ob die Gain-of-Function-Forschung aufgrund ihrer zweifellosen

Gelderzielungs absicht nicht auch die Funktion hat, das Narrativ von tödlichen Pandemien

(idealerweise ausgehend von Zoonosen, also vom Tier auf den Menschen übertragene

Krankheiten), aufrecht zu erhalten, um ihr Geschäft dauerhaft zu sichern oder sogar

anzukurbeln.

Was stützt diese These? In einerjüngeren Studie des hoch angesehenen Magazins «The

Lancet» wurden 51 beängstigende «Entweichungen» von Krankheitserregern aus Labors

weltweit (hauptsächlich in Nordamerika und China) festgestellt. Darüber hinaus sammelt die

CDC (amerikanisches Center of Disease Control and Prevention) Berichte über etwa 200

solcher «Entweichungen» pro Jahr allein in den USA. Die Lancet-Studie ist also eher noch

eine starke Unterschätzung dieser potenziell apokalyptischen Ereignisse. Bei so vielen

gefährlichen «Entweichungen» von gefährlichen Krankheitserregern pro Jahr müssten wir

beinahe wöchentlich vor einer Katastrophe stehen! Der Lancet sagt, dass es nie dazu kam.

Weshalb sollten dann Pandemien, offenbar nur auf Befehl der WHO, ausgerufen werden,

obwohl es scheinbar viele undichte Stellen in den Laboren gibt. Dies liegt wohl daran, dass

das Global Preparedness Monitoring Board (GPMB) ein Arm der WHO und der Weltbank ist,

obwohl es nach eigener Aussage auf seiner Website vorgibt, ein unabhängiges

Überwachungs- und Rechenschaftsorgan zu sein, welches die Vorbereitung auf globale

Gesundheitskrisen sicherstellen soll.

Es gibt viele Gründe anzunehmen, dass es bisher nie eine «echte Pandemie» gab. Das

Geschäftsmodell sieht vielmehr so aus: Es werden Prophezeiungen (!) darüber gemacht,

welche Viren mit Pandemiepotenzial unweigerlich auftauchen werden, um dann sogleich

«Impfstoffe» dafür herzustellen bzw. aufden Markt zu bringen. Die vor kurzem in allen

Medien und Kanälen gestartete Panikmache vor einer «Disease X» (Krankheit X)

veranschaulicht dieses Vorgehen. Sie steht für einen hypothetischen, aber mit Spannung

erwarteten neuen Pandemieerreger, von dem die (Er-) Finder mit verblüffender Genauigkeit

und absoluter Zuversicht vorhersagen können, dass er «zwanzigmal tödlicher sein wird als

Covid», obwohl er noch gar nicht entdeckt oder identifiziert worden ist. Nichtsdestotrotz hat

das WEF (World Economic Forum) Ende Januar dieses Jahres in Davos eine ganze Sitzung

diesem Thema gewidmet. Aber mit statistischer Sicherheit den Tod vieler Menschen

vorherzusagen, die auf einer Vermutung beruht, ist unseriös, höchst verdächtig und zynisch.

Mit dieser Methode, durch eine angebliche Pandemiebedrohung, andauernd Panik zu

schüren, ist im Gegenzug die «Vermeidung» von Pandemien zu einem der lukrativsten

Bereiche der Medizin geworden. Klappt die Vermeidung nicht (bzw. wird die nächste

Pandemie beschlossen), wird ein weiteres Mal abkassiert, indem die Gegenmassnahmen

(z.B. Impfungen) verkauft werden.

5. Die Fortführung des Geschäftsmodells soll im Epidemiengesetz verankert werden

Um dieses Geschäftsmodell dauerhaft zu sichern, wird hinter den Kulissen der besagte

WHO-Pandemievertrag ausgearbeitet, der dieser internationalen Gesundheitsbehörde die

absolute Kontrolle über alles geben soll, unter dem Vorwand eines angeblichen

«Gesundheitsnotstandes». Und dieser wird wiederum von derselben Politik festgeschreiben,

die während COVID-19 betrieben wurde (z. B. Massenzensur oder die Förderung

gefährlicher experimenteller Impfstoffe). So enthält der Pandemievertrag mehrere
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Bestimmungen, wonach die Unterzeichnerstaaten der WHO alle ihre Daten über biologische
Agenzien (z. B. Gain-of-Function-Forschung oder Wildtiere, die in Labors untersucht werden)
zur Verfügung stellen müssen, damit die WHO Infektionskrankheiten mit

«Pandemiepotenzial» verfolgen kann. Bundesrat und BAG spielen hier augenscheinlich aktiv
mit, was sich anhand entsprechender Artikel im Neuentwurf belegen lässt (Artikel 16, 17, 58,
59 und 60 neu).

Im erläuternden Bericht zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens versucht der

Bundesrat die Schweizer davon zu überzeugen, dass angeblich ein existenzielles Risiko
bestehe, dass eine gefährliche neue Infektionskrankheit von wilden Tieren auf die
menschliche Bevölkerung überspringe (die besagte Zoonose) und dann die Menschheit

mehr oder weniger ausgerottet werden könne. Als Hauptursache für die zunehmende

Häufigkeit dieser Krankheiten werden aber nicht undichte Biolabore genannt, sondern sehr
prosaisch «die engen Wechselwirkungen der Gesundheit von Mensch und Tier sowie der
Umwelt (One Health)...».

Mit einer solchen Angstmacherei wird die im Vorentwurf sichtbare Absicht einer geradezu
invasiven Überwachung jedes Aspekts unseres Lebens gerechtfertigt, um die Bedrohung
frühzeitig zu erkennen. Als Ziel wird genannt, die Schweiz nach potenziell gefährlichen
Krankheiten zu durchkämmen, Gegenmassnahmen für diese Krankheitserreger zu

entwickeln und bestehende Viruskrankheiten gentechnisch zu verändern, um sie tödlicher zu
machen, damit wir besser verstehen, wie sich künftige Pandemieviren verhalten könnten. -

Das ist schlicht und einfach Irrsinn.

Ist eine Pandemie erst einmal ausgebrochen, werden bereits bestehende wirksame

Gegenmassnahmen (z. B. Hydroxychloroquin, Ivermectin etc.) gegen SARS oderandere
Erreger auch in Zukunft wohl nicht eingesetzt werden dürfen, sondern sogar verboten
werden, da alles, was eine Pandemie «beendet», den durch die Pandemie geschaffenen,
extrem profitträchtigen Absatzmarkt für den medizinisch-industriellen Komplex zerstört bzw.

verhindert, dass ein experimenteller «Impfstoff» zugelassen wird, wenn wirksame und

zugelassene Medkamente gegen eine Krankheit zugelassen sind (Artikel 49a neu).

6. Der One-Health-Ansatz hat im Epidemiengesetz nicht zu suchen

«One Health» (frei übersetzt: Alles ist Gesundheit, Gesundheit ist alles.) wurde 2004 auf

einer internationalen Konferenz ins Leben gerufen, gemäss der die Idee, dass die öffentliche

Gesundheit zu einem gemeinsamen Dach ausgebautwerden müsse, das jeden Aspekt
unseres Lebens kontrollieren (und davon profitieren) könne. So wurde beispielsweise der
«Klimawandel» in die öffentliche Gesundheit integriert, mit der Begründung, dass die
angeblich schrecklichen Umweltbedrohungen, es erforderlich machen, die «ökologische
Gesundheit» zu einem Kernaspekt der öffentlichen Gesundheit zu machen. Wie nicht anders

zu erwarten, wurde der Vorstoss für One Health mit der Vorstellung verbunden, dass die

Probleme, mit denen wir jetzt konfrontiert sind, zu komplex sind, als dass die Wähler oder

Nationalstaaten sie lösen könnten und dass daher Entscheidungen, die unserLeben
bestimmen, an ein (nicht gewähltes) Gremium von multidisziplinären "Experten" delegiert
werden müssen (Weltregierung?).

Seit seiner Einführung hat sich der Geltungsbereich von One Health allmählich auf alle
Zukunftskonzepte ausgeweitet (z. B. Überbevölkerung, Lebensraum für Menschen,
landwirtschaftliche Praktiken, Welthandel, Impfstoffe, Umgang mit einer Vielzahl chronischer
Krankheiten, Förderung von Vielfalt und Gerechtigkeit usw.). Unter diesem Ansatz soll

künftig jeder Aspekt des menschlichen Lebens im Namen der Gesundheit kontrolliert werden
können. One Health betont zum Beispiel immer wieder die Notwendigkeit von mehr
Überwachung und zentralisierter Kontrolle der öffentlichen Gesundheit, was auch mit dem
Vorstoss zu digitalen Identitäten einhergeht (digitaler Impfpass), die zur totalen

Überwachung und Verfolgung der Weltbevölkerung notwendig sind. Die Öffentlichkeit würde
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sich diesen ständig wachsenden Diktaten niemals unterwerfen, wenn man sie in einer

ehrlichen Sprache präsentieren würde.

Inzwischen wurden weltweit viele Milliarden Dollar an Zuschüssen für die Umsetzung (und

vor allem die Propaganda) gewährt und auch in der Schweiz fliessen Steuergelder, um One

Health als eine Säule der öffentlichen Gesundheit zu etablieren. Und das, obwohl es

unmöglich ist, zu erkennen, dass dieses nebulöse Konzept in den letzten 20 Jahren

tatsächlich etwas zum Nutzen der Gesundheit beigetragen hat. Liest man zwischen den

Zeilen, so geht es beim One-Health-Ansatz, der verstärkt Einzug in den Pandemievertrag

und die IGV erlangt hat, heute in erster Linie um die Dauerimpfung von Mensch und Tier.

Das Ziel ist offenbar, das oben vorgestellte Geschäftsmodell (Pandemie - Panik - Profit) auf

eine breitere Basis zu stellen, indem es künftig neben der Gesundheit der Menschen auch

um die der Tiere gehen soll sowie um die Umwelt, also das gesamte Ökosystem und somit

um alles.

Aus diesem Grund hat der One-Health-Ansatz derWHO und der Vereinten Nationen nichts

im Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Es drängt sich zudem

folgende Frage auf: Wann hat der Schweizer Souverän von diesem Ansatz als «Leitmotiv»

für alle seine Lebenslagen erfahren, die Konsequenzen diskutiert und am Ende zugestimmt?

Nach der Bundesverfassung sind Mensch und Tier eben nicht gleichgestellt (Art. 8 BV). Und

es heisst auch nicht, dass jedes Tier (oder jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat (Art. 10

BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen vernichtende Urteile gefällt werden.

7. Schlussbemerkungen

Wie in vielen anderen Bereichen der Medizin und auch der Politik wird ein bestimmtes Ziel

durch das Schema Aktion -> Reaktion -> Lösung erreicht. Oder anders gesagt: Schaffe ein

Problem (Pandemie), warte die Reaktion ab (Todespanik), biete die Lösung (Impfung) an.

Man kann es weiterspinnen: Maximiere damit Deine Profite, beglücke Deine Aktionäre,

erhalte Kick-Backs oder andere Vorteile (z.B. Sicherung des politischen Überlebens) für das

Mitspielen. Es ist so offensichtlich. Und deshalb muss man der «Corona-Pandemie»

eigentlich fast schon dankbar sein: Alles kam ans Licht und wir haben die Punkte jetzt

verbinden können. Der Souverän ist nicht dumm!

Fazit: Wir brauchen kein revidiertes EpG sondern eine umfassende und neutrale

Aufarbeitung des Covid-Desasters!

Hören wir einfach mit der Panikmache auf, stoppen die Gain-of-Function-Forschung und

verschleudern kein Geld mehr für die Pandemie-Prävention. Wo ist denn der Nachweis der

(Corona-) Viren-Existenz? Ohne diesen, muss das Pandemiekonstrukt als erfunden

betrachtet werden. Und hören wir auf, unser eigenes Volk aus Profit- und Machtgier zu

opfern! NEIN zur Teilrevision des EpG! NEIN zum Pandemievertrag! NEIN zu den IGV-

Änderungen! NEIN zur WHO!

Freundliche Grüsse

Christian Cerliani
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die als

"selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des

Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestelltwerden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf äusserstinvasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht

geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar

Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber

hinaus wird die medizinische Grundversorgungin der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb im

EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV).



Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei

um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu

erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der

Betten pro Einwohner ist seitden 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung getragen.

Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmen im Kontextihres

wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerungbedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und müssen von einer

unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies Anforderung fehlt in der vorliegenden

Gesetzesvorlage.

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung und

Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der besonderen Lage nicht durch einen

spezifischen Aktfestgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme

anzuordnen, und dauert(wie bspw. im Falle von Covid-19) biszum Ende der letzten vom Bundesrat nach

Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der

Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage künftig feststellen und

aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur

gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was natürlich zu

begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigtworden, hätte massiver

Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden

werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist. Es bedarf

einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende,im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment



niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche

Grundsätze behaftet zu werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühlvon Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplantist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nichtvom Staat verordnet werden.

Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Es werden ohne

medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller Missbrauch der Daten kann nicht

ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man

zu Hause bleiben soll,wenn man sich krank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger invasive

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können, ist unbestritten.

Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht genügend berücksichtigt. Bei der Anordnung von

Massnahmen, muss der Nutzen gegen die potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.

Diagnostik

Mehrfach wird aufden diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden damit

vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus

Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die

Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische

Entscheidungen ist daher problematisch.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven

Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen

weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen

Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso



wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich alsoum ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie per se

relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem

von der Artund Weise,wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von

Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragungschützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der

Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch

in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

deutlicher betont.

Maskenpflicht (Art. 40a)

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis eine allfällige

Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert sein.

Maskentragpflicht im öffentlichen Verkehr (Art. 40a)

Gemäss dem erläuternden Bericht ist eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das Tragen einer Maskeim

öffentlichen Verkehr. Diese Intervention wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft. Eine entsprechende

gesetzliche Verankerung entbehrt deshalb jeglicher wissenschaftlichen Evidenz.

Intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern

auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler

und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1in initio

des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre der betroffenen Person hat das nichts zu tun. Das Wort

«mutmasslich» begründet eine Carte Blanche und hat das Potential, willkürliche Handlungen gesetzlich zu

schützen.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich istdie Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach

nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.



Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen weder Lockdown,

Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche

Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat dieWHO bereits 2019 und

nun ja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine

WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden.

Unwirksame Massnahmen

Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss aufdie Infektionsrate hatte. Das

war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss aufdas

Infektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings zu

Schäden führen. Die Wirksamkeit einer Massnahme müsste demnach also vor dem Beschluss derselben

erwiesen und zudem unwidersprochen sein.

Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen
werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe

Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und istdaher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.



Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch den

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen

Substanzen und deren Monitoringsind wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG istaus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer Manöverkritik transparent und

unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG

vorgenommen werden. Wir danken für die Kenntnisnahme.

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick auf die Corona Pandemie als

unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnetwerden. Trotzdem bedanken wir uns für die Möglichkeit einer

Stellungnahme und hoffen auf die Berücksichtigung unsere Einwände.

Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend istinsbesondere, dass

Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und Bewegung haben einen positiven Effekt auf

das Immunsystem. Dies sollte entsprechend berücksichtig werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattungwährend der Corona Pandemie. Diese hat

eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen und einen negativen Effekt aufdie

Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision

des EpG komplett unbeachtet.

Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden und lehne

sie ab.

Mit freundlichen Grüssen

.
0

Hülya Cetinkaya



Von: Marianne Chalverat <marianne.chalverat@outlook.com>  

Gesendet: Donnerstag, 7. März 2024 11:52 

An: _BK-Recht <recht@bk.admin.ch> 

Betreff: Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 

  

Sehr geehrte Damen und Herren 

  

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI 
beauftragt,  
zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein  
Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten 
Revision  
Stellung zu nehmen. 
  

1 Grundsätzliches 

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen. 
Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren – auf Kosten der Bürger 
(die in  
erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen 
tätigen  
Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden – entgegen der Meinung 
des  
Bundesrates – überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist – bevor eine Teilrevision gestartet wird – 
zuerst  
eine Aufarbeitung von Nöten. 
  

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die 
Regierung die  
Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine 
sorgfältige Prüfung  
(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht  
wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den 
Übergang zu  
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von 
Souveränität  
entsprechen. 
  

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern 
politischer  
Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - 
selbst 

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das 
kann nicht  
toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der  
Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht. 
  

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von 
Krankheiten  
hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a 
priori zu  
einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch 
willkürliche und  

mailto:marianne.chalverat@outlook.com
mailto:recht@bk.admin.ch


unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) 
beweisen muss.  
Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) 
und jede  
2 klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit  
Gesundheitsförderung zu tun. 
  

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und 
eine  
Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf 
hingewiesen, dass im  
erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird. 
Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch 
natürliche,  
nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere 
haben  
nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu 
verhindern und  
zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten. 
  

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung 
des 

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten 
führen würde.  
Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung. 
  

2 Zu einzelnen Bestimmungen 

  

Art. 2: Zweck 

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff 
während  
der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu 
medizinischer  
Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf 
eine  
medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun. 
Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie 
muss im  
EpG nicht wiederholt werden. 
  

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im 
Widerspruch zum  
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen 
Seite  
setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege 
erhält,  
womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. 
Die  
Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die 
Kantone ihre  
Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund 
übertragen. 



Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, 
bringt keinen  
wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und  
Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten. 
Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit. Das Gesundheitssystem ist bereits 
heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,  
nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind  
insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der 
Betten pro  
Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und 
die  
Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen. 
  

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze 

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-
Dokumente, die  
derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der  
Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor: 
  

• Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) 
«die  
dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der  
Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben. 
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• Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres  
Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der  
multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)  
übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen  
umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6). 
  

• Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines  
Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines  
Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von 
internationaler  
Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer  
Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären. 
  

• Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen 
Krise  
die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen  
anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen. 
  

• Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen 
unverzüglich  
umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt  
werden. 
  

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum  
Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es 
daher nicht  
nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines  



gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch 
bedeutet, dass  
in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land 
vorhandene  
Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von 
Art. 6  
auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung 
erforderlich.  
Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen. 
  

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten 

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter 
allen  
Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen: 
  

• Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von  
Personen. 
  

• Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung 
von  
«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger  
ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind  
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die  
Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede  
Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische 
Anamnese  
vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und 
auf  
den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen  
administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln  
nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, 
dass  
dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank 
oder  
infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt  
(objektiver Gesundheitszustand). 
  

• Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen  
einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird  
jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder  
Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) 
vom  
23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert: 
«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die 
betroffene  
Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten  
Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur  
nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will». 
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von 
Personen und  



nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel 
zu weit  
und werden deshalb vehement abgelehnt. 
  

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen 

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, 
managerialen und  
medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz 
der  
Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten. 
  

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing» 

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist 
für das  
Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, 
sondern vor  
allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird. 
Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer 
Intimsphäre  
Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit 
durch eine  
Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen 
Maßnahmen noch  
verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. 
Sie wird  
abgelehnt. 
  

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise 

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher 
keine  
positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein 
bekannt, dass  
RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass 
bei Fehlen  
einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine 
Person nicht  
ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. 
Es handelt  
sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche 
Gesundheit hat. 
Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und 
bestätigt damit  
den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer 
Nachweis der  
Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), 
dass sie  
die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne 
spezifische  
Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test 
gemessen  
wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden 
niemals  



Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders 
gesunden  
Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren 
Krankheit  
einzudämmen. 
Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht 
zwingend  
erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist 
aus der  
Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie 
verursacht  
und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen. 
  

3 Weitere Bemerkungen 

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass 
der  
Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es 
soll die  
Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen. 
Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen: 
  

• Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise 
der  
öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität. 
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• Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem  
Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder  
Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers. 
  

• Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,  
nützlich, wirksam und verhältnismäßig: 
o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung; 
o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der  
Pandemie; 
o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung; 
o nur moderne Medikamente sind wirksam; 
o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person; 
o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit; 
o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den  
Injektionen. 
  

• Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen. 
  

• Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang  
(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss. 
  

• Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es 
fehlt  
weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material. 
  

• Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten. 
  



• Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle. 
  

• Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu  
beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,  
und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen. 
  

• Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben. 
  

• Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren 
auch  
so. 
Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der 
NZZ  
verwiesen. 
  

4 Schlussbemerkungen 

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. 
Weshalb  
diese Eile und Unsorgfalt? 

  

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht: 
• Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu 
berücksichtigen,  
nicht (Art. Art 118a BV). 
  

• Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale  
Dokument der WHO. 
  

• Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den  
therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind. 
  

• Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen 
haben  
und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die  
negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft. 
  

• Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen 
Gesundheit. 
Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand  
der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,  
Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige  
Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000  
Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob). 
  

• Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht. 
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• Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten 
zurückzuführen  
sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen. 
  

• Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den  
Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,  



wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen  
usw.). 
  

• Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der  
öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat 
(Nocebo[1]Effekt). 
  

• Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates 
«primum  
non nocere» (in erster Linie nicht schaden). 
  

• Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der  
Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten. 
  

• Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen  
Befehlsempfängern. 
  

• Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,  
verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und  
Behandlungsmöglichkeiten. 
  

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung 
und im  
Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer 
Verpflichtung  
gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese 
Vernehmlassungsantwort. 
Wir danken für die Kenntnisnahme. 
  

Freundliche Grüsse 

Marianne Chalverat 

Klimmweg 8 

8305 Dietlikon 

+ 41 79 351 67 38  
  

*************************** 

Diese E-Mail sowie alle damit verbundenen Dateien sind vertraulich und nur für diejenigen 
Personen bestimmt, an die sie adressiert ist. Wenn Sie diese E-Mail irrtümlicherweise erhalten 
haben, bitten wir Sie höflich, den Absender zu informieren. Besten Dank. 
*************************** 
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Sion, le 12 mars 2024

Concerne :

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

I'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette

opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtantles premiers responsables de leur santé),

des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.

Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la

crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les

lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette

proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse

qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière, déclenché

par I'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes non-élues) soit

applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté contraire au droit à

l'auto-détermination du peuple suisse.
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants

des décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance età la déclaration des personnes.

Tout individu sera considérécommemalade ou contagieux etdevra apporter la preuve

de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non

scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus

passera à un statut de « présomption de maladie »

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2:But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid,

on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux

soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la

Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet).

Lefaitquela Confédération propose d'étendre sescompétences, est en contradiction

avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé).

Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins

nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la

souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la

responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le

domaine de la santé etne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de

la Confédération.

Toute référence à 'OneHealth", un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et

ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.
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Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'höpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre

en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité

OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui

prévoient les modifications majeures suivantes :

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositionsO

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon I'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMSO

se verrait confier un rôle central de direction et de coordination entantque "chef

de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la

santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations ettests obligatoires etc..)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, etd'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMSO

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.
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L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises enO

œuvre immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

T'OMS, on ne comprend donc pascomment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion

que 'la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en

Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du

rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués

de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard.

En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de

ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation

et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système deO

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" àO

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne esta priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être

médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori "présumée" malade ou infectée et cela méme en l'absence de

symptômes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de

santé objectif).
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Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à laO

collecte de données "sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée“. La notion de "comportements" n'est toutefois pas

précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : "La sphère intime comprend tous les faits etévénements de la vie dont

seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa contiance ont

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les

données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches".

(traduit de l allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés

par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestiondes institutions. Le principe de la souveraineté des cantons

en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour lagestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement

de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des

contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.
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Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en

l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne

soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa

contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune

utilité pour la santé publique.

Ce certificatde "guérison" ressemble plutôtà un 'certificatde bonne santé", confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Lefait d'indiquer que le document est délivré surdemande démontre bien que celui-ci

n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis

la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part,

engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne

une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révéléesO

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient0

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se faiten premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;
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- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a unimpact positif sur la santé publique ;

- Ilny a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- Ilest possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure

de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente etvéridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte lesO

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé età la Charte d'Ottawa, leO

document central de l'OMS.
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Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,O

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choixO

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plusO

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient desO

malades chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est dueàdesmaladiesO

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuentO

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique aO

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du sermentO

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradictionO

avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang deO

simples exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreintO

la recherche de moyens de prévention et detraitement alternatifs, efficaces et

moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et

suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.
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Anc. 1* chefdecliniqueetconsultantaux Hôpitaux Universitaires de Genève(HUG)

Chêne-Bourg, le 16 mars 2024Amtl DTS PuG GZ R KUV LKV

DS Bundesamt für Gesundheit TG

DG VA

CC UV

19. März 2024Int

GeS
Office fédéral de la santé publique

STE INCD
OFSP, Madame Anne Lévy,

MTDig

coordinatrice
T+GE/ER BioM Str FANM URA AS ChemChem GB/APS!

Schwarzenburgerstr. 157

3097 Liebefeld

et par courrier électronique à :

recht@bk.admin.ch

Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la

consultation

Mesdames et Messieurs,

Je soussigné soutiens le texte élaboré par « Aktionbündniss Freie Schweiz » en

réponse à la consultation sur la révision partielle de la loi sur les épidémies, en

français ci-dessous :

Le 29 novembre 2023, le Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de

/'intérieur DFI de menerune procédure de consultation surla révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 surles épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons

volontiers l'occasion de prendre position sur la révision prévue.

1 Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pourplusieurs raisons.

II prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral - au

détriment des citoyens (qui sont en premierlieu responsables de leur santé), des

cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.

Contrairement à ce que pense le Conseil fédéral, les leçons de la crise Covid-19

n'ont absolument pas été prises en compte. Avant d'entamerune révision partielle, il

est nécessaire de procéderà une analyse.
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L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant au gouvernement la possibilité de transformerles lois d'urgence en droit

ordinaire. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), il faut rejeter cette

proposition. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un

mécanisme automatique de passage à une situation particulière, déclenché par

V'OMS, soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de souveraineté intolérable.

L'avant-projet fait des professionnels de la santé de vulgaires exécutants de

décisions politiques. II donne la priorité, en premierlieu etcomme pilier central de sa

stratégie, à la vaccination - même avec des moyens encore inconnus aujourd'hui et

contre une maladie encore inconnue aujourd'hui. Cela ne peut pas être toléré. Dans

la foulée, il ne tient pas compte des aspects de la santé mentale et de la médecine

complémentaire (art. 118a Cst.).

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance età la déclaration des

personnes. II va même jusqu'à faire de toute personne a priori une personne

(supposée) malade ou contagieuse (statut standard), qui doit prouver le contraire

(c'est-à-dire sa santé) par des exigences administratives arbitraires et non

scientifiques. Une telle approche fait fi de la perception de l'individu (santé

subjective) et de toute constatation clinique (santé objective). Cela n'a plus rien à voir

avec la promotion de la santé.

Ce qui est frappant, c'est le langage très directifet autoritaire, une terminologie

guerrière et une focalisation surles mesures invasives. Pourquelle raison ? A titre

d'exemple, on notera que le rapport explicatifmentionne le mot "vaccination" en

moyenne trois fois parpage.

L'avant-projet ne répond pas à la question de savoirpourquoi il n'ya pratiquement

rien sur la prévention et la promotion de la santé pardes moyens naturels et non

pharmacologiques. II est prouvé que ces derniers sont plus efficaces que les vaccins

lorsqu'il s'agit de prévenir et de traiterles infections, etce à un coût très faible.

Et last but not least : il faut malheureusement constateravec effroi qu'une mise en

œuvre de l'avant-projet sous cette forme entraînerait une nouvelle hausse (massive)

des coûts de la santé. Ce n'est pas dans l'intérêt de la population suisse.

2 Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" doit être supprimée. La Confédération

elle-même n'a pas utilisé cette notion lors de la crise du Covid, lorsque de

nombreuses personnes non vaccinées n'avaient pas accès aux soins médicaux. Au

contraire, il y a même eu des déclarations selon lesquelles les personnes non

vaccinées devaient renoncer aux soins médicaux. Cela n'avait rien à voir avec

l'égalité des chances.

Les soins médicaux de base sont déjà régis parla Constitution (art. 117a Cst.). Cela

n'a pas besoin d'être répété dans la LEp.
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D'un côté, la Confédération propose d'étendre ses compétences, ce qui est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en

matière de santé). D'un autre côté, elle s'engage, dans l'art. 41 Cst., à ce qUO

chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi

également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la santé. La

santé doit releveren premier lieu de la responsabilité de l'individu. En outre, les

cantons doivent assumerleurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas

transférerleurs compétences à la Confédération.

Toute référence à OneHealth, un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle signale l'obéissance aux

plans de l'OMS et ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui

pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Lesystème de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

de vieilissement de la population. L 'article tel qu'ilest rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière /Principes

En ce qui concerne les principes relatifs à la "situation particulière", il convient

d'élargirle regard : Les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation

(Traité OMS surla pandémie CA+ etrévision du Règlement sanitaire international

RGI) prévoient les modifications suivantes

- Le traité de l'OMS surla pandémie CA+ doit contenir des dispositions juridiquement

contraignantes pour (citation) "mettre en évidence l'incapacité dramatique de la

communauté internationale à faire preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à

la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y remédier.

En ce qui concerne la prévention d'une pandémie et la réponse à y apportersi

elle se produit, /'OMS se verrait confierun rôle central de direction et de

coordination en tant que "chef de file de la coordination multilatérale dans la

gouvernance mondiale de la santé"(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation

pourles États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article

3, paragraphe 6).

L'article 12 modifié du RSI confèrerait au directeurgénéralde l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, le pouvoir d'annoncerseul et sans

possibilité de contestation l'apparition potentielle ou actuelle d'une urgence de

santé publique de portée internationale (PHEIC), notamment une pandémie,

et d'en déclarerla fin.
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Le nouvel article 13A exigerait des Etats membres qu'ils reconnaissent /'OMS

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en

œuvre immédiatement etque les Etats membres les fassent appliquerpar

tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien

au renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des

documents de l'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseilfédéral

arrive à la conclusion que (citation) "la constatation parl'OMS d'uneen

urgence de santé publique de portée internationale ne signifie pas

automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira

toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du rapport

explicatifselon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués

de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet

égard. En toute logique, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité sur la

pandémie que le RSI.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données

sensibles

Les deux articles évoqués représentent un changement de paradigme

marquant, que nous rejetons en toutes circonstances. Ce qui est prévu :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétantdes agents pathogènes, qu'elles

soient malades ou infectées ("présumées") ou non. On passe ainsi d'un

système dans lequel une personne est a priori en bonne santé et où la

maladie ou l'infection est médicalement constatée à un nouveau

système dans lequel toute personne esta priori "présumée" malade ou

infectée en l'absence d'antécédents médicaux. ll s'agit d'un nouveau

statut de santé qui n'est plus biologique et basé surles constatations

de la personne elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un

statut de santé administratif standard, dans lequel la personne doit

prouverpar des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience de COVID a montré que cela peut se faire parun test de

laboratoire inapproprié, sans que la personne ne se sente malade ou

infectée (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un

diagnostic (état de santé objectif)

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la

collecte de données "sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée". La notion de "comportements"n'est toutefois

précisée
:
S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou depas
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consommation ? Dans le message relatifà la loi fédérale sur la

protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est

définie comme suit : "La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les

personnes qui ont sa confiance ont connaissance“. "Sont considérées

comme relevant de la sphère intime les données qui ont une forte

connotation affective et que la personne concernée ne souhaite porter

à la connaissance que de ses proches". (Traduit de l'allemand)

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que surl'accés à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc rejetées avec

véhémence.

Art. 19, titre etal. 2, let. a : Mesures contraceptives dans les institutions

Cet article soulève la question fondamentale de savoirsi le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales pour

la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière

de santé doit étre maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'estpas pertinent

en soipourla gestion d'une pandémie, carcela dépend non seulement fortement de

la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des

contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes età l'accès à

Heurintimité. De plus, le principe de coopération actuellement en vigueur est

remplacé par une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier des mesures

proposées. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle

est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificaten soi ne peut pas prouverqu'une personne n'est pas contagieuse. IIn'a

donc aucun effet positifsurla santé publique. II est désormais bien connu que les

injections de RNAmod ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et

qu'en l'absence d'antécédents médicaux, un test Covid négatifne garantit pas qu'une

personne n'est pas contagieuse, toutcomme un test positifn'est pas une preuve de

la contagiosité. Il s'agit donc d'un documentpurement administratifqui n'a

aucune utilité pourla santé publique

De plus, un certificat de "guérison" ressemble à un "certificatde santé", confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. Il faudrait une preuve

administrative de la santé, mais celle-ci est réservée aux personnes qui peuvent

prouver(comment ?) qu'elles ont vécu la maladie mentionnée. Les personnes en
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bonne santé, sans symptômes, sans anticorps spécifiques, avec une forte immunité
naturelle qui n'est pas mesurée par un test spécifique (parexemple, immunité

croisée, immunité des muqueuses), quine contractent pas la maladie, n'auront

jamais accès à une telle preuve. Il s'agit d'une discrimination à l'encontre de

personnes particulièrement saines - des personnes qui contribuentjustement à

endiguerla propagation d'une maladie transmissible.

Le fait d'indiquer que le document est délivré surdemandene signifie pas qu'il n'est

pas obligatoire pouraccéderà la vie professionnelle et sociale. On le sait depuis la

crise du Covid- 19. Il convient de rejetercette réglementation qui, d'une part,

engendre une bureaucratie administrative inutile et, d'autre part, entraîne une

discrimination entre les personnes.

3 Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constaterque le Conseil

fédéral part de certains présupposés, qui ne sont toutefois exprimés qu'implicitement.

Il est permis de se demander si ces présupposés correspondent à la vérité.

Il s'agit des présupposés suivants du Conseil fédéral :

Tant l'infection par le SRAS-CoV2 que la maladie COVID-19 représentaient

une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité
nettement excessives.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé. Une issue grave

(maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

o l'immunisation se fait en premierlieu par la vaccination

o les injections de RNAmodjouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

o les masques ont un effetprotecteur dans la population générale ;

o seuls les médicaments modernes sont efficaces

le certificat de santé prouve l'immunité d'une personne ;0

o le certificat a un impact positifsur la santé publique

o il nly a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests, ni des injections.

I n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population estun

problème qui doit étre abordé parla contrainte ("pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.
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L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Il est possible et souhaitable de maitriserune situation complexe à partir d'un

point central :

parconséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure

de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférerdavantage

de compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Cela correspond-il à la vérité ?A titre d'exemple seulement, nous renvoyons à

'interview de Madame Nora Kronig dans la NZZ.

4 Remarques finales

L'avant-projet semble avoirété élaboré à la hâte et sans le soin requis.

Pourquoi une telle précipitation etun telmanque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé età la Charte d'Ottawa, le

document central de /'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,

alors qu'ils sont déterminants pourl'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concere la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus

large de santé publique.

Elle n'aborde pas, par exemple, les signaux inquiétants tels que l'état de santé

de la population (2 200 000 malades chroniques, augmentation des cancers,

baisse de la natalité, détérioration de la santé mentale, etc.) ou d'autres

thématiques importantes (maladies chroniques : 75 000 décès par an ;

tabagisme : 10 000 décès paran) et surestime certaines maladies (par

exemple, Creutzfeldt- Jakob).

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des

malades chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des

maladies chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ

1% de la mortalité.
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Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent

d'avoirsur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a

également des effets néfastes à court, moyen etlong terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction

avec la nécessité de considérerchaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de

simples exécutants.

En centralisant et en obligeant à suivre les directives de I'OMS, elle empêche

la recherche de moyens de prévention etde traitement alternatifs, plus

efficaces et moins coûteux.

En espérantque le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur

engagement envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la

Constitution fédérale et dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale

(en particulierles articles 117a et suivants Cst.), nous vous remettons la

présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Je vous prie d'accepter, Madame, Monsieur, l'expression de ma parfaite

considération.

Dr D. CHATTON
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse

à la consultation

Mesdames et Messieurs

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral

de l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision

partielle de la loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS

818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons position sur la

révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de

multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives

au niveau fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers

responsables de leur santé), des cantons et des personnes et institutions

actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux affirmations du

Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En

conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable

de procéder à une analyse scientifique indépendante de la

situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit

ordinaire en donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer,

selon son bon vouloir les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen

minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter. Par ailleurs,

il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme
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automatique de passage à une situation particulière, déclenché par

P'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes non-

élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples

exécutants des décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la

surveillance et de la déclaration des maladies à la surveillance et à la

déclaration des personnes. Tout individu sera considéré comme

malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé en

répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques.

Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera

à un statut de « présomption de maladie

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait

une hausse massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable

pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la

crise Covid, on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées

n'ont pas eu accès aux soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès X

n'ayant pas été respectée par la Confédération elle-même. A cela

s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle

égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci estK

assujettie à des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-

ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des

cantons en matière de santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce

que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté

individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la

responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches

dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs

compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux

dans l'abstrait, n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle
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engendre une obéissance aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé

par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des conjectures sur des

risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit

d'un fait et non d'un risque. Les causes sont multiples et

interdépendantes. On peut notamment mentionner la diminution continue

du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de

deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le

vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est

impératif de prendre en compte les documents de l'OMS en cours

d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS sur la pandémie et

révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

o Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon I'OMS) « l'évidente

incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de

SRAS-CoV2 (Covid-19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y0

apporter I'OMS se verrait confier un rôle central de direction et de

coordination en tant que « chef de file de la coordination

multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé X

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures

déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture

des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests

obligatoires etc.

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS,

après consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses

collaborateurs) le pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de

contestation l'apparition potentielle ou actuelle d'une urgence de

santé publique de portée internationale (PHEIC), notamment une

pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.
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Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils0

reconnaissent I'OMS comme l'organe de direction et de coordination

des mesures de prévention et de lutte pendant une telle crise et

qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

o L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient

mises en œuvre immédiatement et que les États membres les

fassent appliquer (par la contrainte si besoin) par tous les acteurs

non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son

soutien au renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions

des documents de I'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil

Fédéral en arrive à la conclusion que « la constatation par I'OMS d'une

urgence de santé publique de portée internationale ne signifie pas

automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il

s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du

rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent

être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est

nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration

ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique

que les amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse

représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation et se révèlent

donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et

art. 58 : Traitement de données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous

l'article 33) et devrait être supprimé sans plus attendre tant il est

inacceptable :

o II représente un passage de l'identification des « personnes

malades ou infectées » à l'identification des « personnes

malades, présumées malades, infectées, présumées infectées ou

excrétant des agents pathogènes », que ces dernières soient

réellement malades ou infectées (ou même « présumées D>

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne

est a priori considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection

devant être médicalement constatée, à un nouveau système où

toute personne est à priori « présumée » malade ou infectée

et cela même en l'absence de symptômes. II s'agit d'un statut de

santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la
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personne elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un

statut de santé administratif standard, (présomption de

maladie) mettant en demeure la personne de devoir prouver par

des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la

preuve de sa bonne santé et cela alors même que l'individu ne se

sentait ni malade ou ni infecté (état de santé subjectif) ou sans

qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant

que nous rejetons en toutes circonstances :

0 Passage d'un système de déclaration des maladies à un système

de déclaration des personnes.

0 Cette nouvelle obligation de notification des personnes est

couplée à la collecte de données « sur les comportements, y

compris les données relatives à la vie privée ». La notion de

comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il deK

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le

message relatif à la loi fédérale sur la protection des données

(LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme suit :

La sphère intime comprend tous les faits et événements de laK

vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de

la sphère intime les données qui ont une forte connotation

affective et que la personne concernée ne souhaite porterà la

connaissance que de ses proches ». (Traduitde / allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent

sur l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que

sur l'accès à la sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et

sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits

fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les

institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil

fédéral peut intervenir dans les compétences cantonales,

managériales et médicales en ce qui concerne la gestion des

institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de

santé doit être maintenu.
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Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-

Tracing .

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est

pas pertinent en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend

non seulement principalement de la maladie en question, mais aussi et

surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à

l'accès à leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur

est remplacé par une obligation, ce qui renforce le côté invasif et

policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni

proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas

contagieuse. II n'a donc aucun effet positif sur la santé publique. II est

désormais bien connu que les injections de ARNm ne protègent ni contre

l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de symptômes, un

test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas

contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa

contagiosité. Il s'agit donc d'un document purement administratif qui

n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne

santé », confirmant ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article

12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien

que celui-ci ne devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et

professionnelle. On le sait depuis la crise du Covid-19. II convient de

rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une bureaucratie

administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une

discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater

que le Conseil fédéral part de certains présupposés erronés :

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont

révélées être une crise majeure de santé publique, avec une

morbidité et une mortalité nettement excessive.

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les

autres, indépendamment de son âge et de son état de santé.
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L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la

dangerosité d'un agent pathogène.

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte

contre la pandémie ;

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- Iln'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des

injections.

Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une

pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la

population est un problème qui doit être abordé par la contrainte

("pour son bien")

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est

pleinement opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel,

ni de médicaments, ni de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe

à partir d'un point central : par conséquent, seules les autorités

fédérales sont en mesure de gérer une telle crise et il est donc

indispensable de leur conférer davantage de compétences et de

pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière

honnête, transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain

que par de nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun

compte.
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4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis.

Pourquoi une telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en

compte les médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte0

d'Ottawa, le document central de l'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge0

précoce, alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution

thérapeutique d'une maladie.

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres

choix stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui

concerne la morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs

sur la société.

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un

contexte plus large de santé publique.

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid

étaient des malades chroniques.

o Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à

des maladies chroniques, alors que les maladies infectieuses

représentent environ 1% de la mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et0

continuent d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement

social, dommages économiques, effets secondaires indésirables des

médicaments et des injections, etc.)

0 Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de

santé publique a également des effets néfastes à court, moyen et

long terme (effet nocebo).

o Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du

serment d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne

pas nuire).

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en

contradiction avec la nécessité de considérer chaque cas

individuellement.

o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au

rang de simples exécutants.
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o En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS,

elle restreint la recherche de moyens de prévention et de

traitement alternatifs, efficaces et moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur

engagement envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la

Constitution fédérale et dans l'esprit de la section 8 de la Constitution

fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous vous

remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Mesdames et Messieurs, nos salutations

distinguées.

AiollharPauchien
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epidemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrechtin ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung
(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer nicht tolerierbaren Abgabe von

Souveränität entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiertin erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung- selbst
mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurfführt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten
hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dassjeder Mensch a priori zu
einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) ausser Acht gelassen. Das hat nichts mehr

mit Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig sind die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerischeTerminologie und eine

Fokussierung auf invasive Massnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass

im erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt derVorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, ausser dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmassungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6: Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.

2



Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmassnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldungvon

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierungvon

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne, dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschliesslich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will»,
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismässig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Ausserdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt

damit den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis

der Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass

sie die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussertwerden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine grosse Krise

der öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermass an Morbidität und

Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Massnahmen waren

notwendig, nützlich, wirksam und verhältnismässig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

O es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemieumzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - ausserhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es

fehlt weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäss und kommunizieren

auch so.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei aufdas Interview von Frau Nora Kronig in derNZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht aufbeunruhigende Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeitausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Massnahmeim Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu

blossen Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung
gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

3.
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames, Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de I'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtantles premiers responsables deleur santé), des cantons et des

personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux affirmations

du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence, avant

d'entamer la révision de la LEp, il estindispensable de procéder à une analyse de la situation,

ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projetprévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en lois

urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter. Par

ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de

passage à une situation particulière, déclenché par P'OMS, (qui est un organe supranational

dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la

souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel

de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « présomption de

maladie ».



La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même. Acela s'ajoutent lesdéclarations de certains politiques demandantlerenoncement

aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des chances d'accès

aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la vaccination ?

(Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à OneHealth', un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de I'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de

deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre en

compte les documents de I'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité OMS sur la

pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions juridiquementO

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

T'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité etd'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19)" et y remédier.
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Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se0

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que "chef de file

de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé“ (article 3,

paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les États de

mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6) telsque

fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires

etc..)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, aprèsO

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portéeinternationale (PHEIC), notamment

une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMS comme0

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte pendant

une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en cuvre0

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

LeConseil Fédéral a exprimé ouvertement età plusieurs reprises son soutien au renforcement

du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on ne comprend

donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que "la constatation parI'OMS

d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie pas automatiquement

qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent

dans le pays". La remarque du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6

peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire

à cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci

dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation et se révèlent

donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons

en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration0

des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à l'identificationO

des "personnes malades, présumées malades, infectées, présumées infectées ou

excrétant des agents pathogènes", que ces dernières soient réellement malades

ou infectées (ou même "présumées" infectées) ou non. On passe ainsi d'un
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système où une personne est a priori considérée en bonne santé, la maladie ou

l'infection devant être médicalement constatée, à un nouveau système où toute

personne est à priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence

de symptómes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique et

basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou d'un

laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard, (présomption de

*maladie) mettant en demeure la personne de devoir prouver par des moyens non

définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. L'expérience COVID ayant démontré

qu'un test de laboratoire inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter

la preuve de sa bonne santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni

malade ou ni infecté (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un

diagnostic (état de santé objectif).

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte de0

données "sur les comportements, y compris les données relatives à la vie privée".

La notion de "comportements" n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : 'La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont

sa confiance ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère

intime les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porterà la connaissance que de ses proches". (traduit de

T'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la

gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit

être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la maladie

en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une obligation,

ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni

proportionnée. Elle est rejetée.
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Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un "certificat de bonne santé", confirmant ainsi

le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci n'est

pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la crise du

Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral

part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sontrévélées être uneO

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,O

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,0

utiles, efficaces et proportionnées
:

- L'immunisation se fait en premierlieu parla vaccination.

Lesinjections de ARNm jouentun rôle déterminant dans la lutte contre la pandémie.

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale.

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces.

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne.

- Le certificata un impact positif sur la santé publique.

- Iln'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population estun problème

qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").
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- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

IIl est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point

central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérerune

telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences

et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et

véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines

complémentaires (art. 118a Cst.).

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le

document central de l'OMS.

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi

que les effets négatifs surla société.

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de

santé publique.

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladiesO

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir0

surl'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)
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Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique aO

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premierlieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avecO

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simplesO

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint laO

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral etl'administration respecteront leur engagement envers le

peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Mesdames, Messieurs, nos salutations distinguées.

Lorette Chevalley

TChralley20
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aUX

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires enau

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter.

Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique

de passage à une situation particulière, déclenché par l'OMS, (qui est un organe

supranational dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance età la déclaration des personnes. Tout individu

considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santéSera

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

« présomption de maladie ».

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-mème. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumerleurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

in'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué

de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.
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Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il estimpératifde prendre en

compte les documents de I'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS

sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement0

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

F'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à yapporterl'OMS seO

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé )

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les

États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests

obligatoires etc..

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS commeO

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

O L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en cuvre

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de I'OMS, on

ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « la

constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie

pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours

d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatif selon laquelle
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les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change

rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa

déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12: Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 :Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :

II représente un passage de l'identification des « personnes malades ou0

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées malades,

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées D)

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatée, à un nouveau système où toute personne est à priori « présumée D)

malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut

de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratifstandard, (présomption de maladie) mettant en demeure la

personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne

santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé

objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons

en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclarationO

des personnes.

O Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime
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les données qui ont uneforte connotation affective et que la personne concernée

ne souhaite porterà la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a :Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing ».

De nombreuses études ont montré que letraçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dontle traçage des contacts est

effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et deguérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques
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A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être uneO

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

O Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,

utiles, efficaces et proportionnées :

L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- IIn'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("'pour son bien").

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de

gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.
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Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que parde

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le0

document central de l'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors0

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques0

et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité

ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de0

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades0

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir0

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques,

effets secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique aO

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du sermentO

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avecO

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.
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Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simplesO

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint la0

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers

le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Mesdames et Messieurs, nos salutations distinguées.

VRf
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Concerne :

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Inté-

rieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du

28septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette oppor-

tunité et prenons position sur larévision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cetavant-projet prévoitde concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédé-

ral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des

cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrai-

rementauxaffirmationsduConseilfédéral,aucuneleçonn'aététiréedelacriseCovid. En-

conséquence,avantd'entamerlarévisiondelaLEp,ilestindispensabledeprocéderàunea-

nalyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en don-

nant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les

lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette

proposition està rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population

suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière, dé-

clenché par P'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes non-

élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté contraire

au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statutde simples exécutants

des décisions politiques.

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes.

Toutindividu sera considérécomme malade ou contagieux et devra apporter la preuve

de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non

scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus passe-

ra à un statut de « présomption de maladie ».

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "'égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid,

on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux

soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la

Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques de-

mandant le renoncementaux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle

égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à desK

conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central

de cet avant-projet).

LefaitquelaConfédérationproposed'étendresescompétencesestencontradictionaveciep-

rincipe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'en-

gage, dans l'art. 41 Cst, àce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa

santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté indi-

viduelle pour la santé. La santé doit releveren premier lieu de la responsabilité de l'in-

dividu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne

pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à "OneHealth", un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'estqu'elle engendre une obéissance aux

plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la

voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique
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Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples etinterdépendantes. On peut notamment men-

tionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habi-

tant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le

vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre

en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité

OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui

prévoient les modifications majeures suivantes :

o Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions juridique-

ment contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour

pallier à (selon I'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté in-

ternationale à faire preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandé-

mie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMSO

se verrait confier un rôle central de direction etde coordination en tant que 'chef

de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la

santé“ (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommanda-

tion ) pour les Etats de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (ar-

ticle 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières, confinement, masques,

vaccinations et tests obligatoires etc..)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC), no-

tamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des Etats membres qu'ils reconnaissent I'OMS0

comme l'organe de direction etde coordination des mesures de prévention etde

lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en0

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (parceuvre

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.
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Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au ren-

forcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS,

on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive àla conclusion que "la

constatation parl'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne si-

gnifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira

toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". Laremarque du rapport explicatifse-

lon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alterna-

tive n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique

conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le

traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit

suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation et se révèlent donc

contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous re-

jetons en toutes circonstances :

o Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de décla

ration des personnes.

o Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à l'identifi-

cation des personnes malades, présumées malades, infectées, présumées

infectées ou excrétant des agents pathogènes'", que ces dernières soient

réellement malades ou infectées (ou même "présumées" infectées) ou non.

On passe ainsi d'un système où une personne est a priori considérée en

bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement constatée, à

un nouveau système où toute personne est à priori "présumée" malade ou

infectée et cela même en l'absence de symptômes. II s'agit d'un nouveau

statut de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la

personne elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de

santé administratif standard, (présomption de maladie) mettant en de-

meure la personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle

in'est ni malade ni infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test

de laboratoire inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la

preuve de sa bonne santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni

malade ou ni infecté (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose

un diagnostic (état de santé objectif).

o Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la col-

lecte de données "'sur les comportements, y compris les données relatives à

la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas précisée :

S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans

le message relatif à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23

mars 1988, la sphère intime est définie comme suit : '"La sphère intime com-
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prend tous les faits etévénements de la vie dont seule la personne concer-

née ou les personnes qui ont sa confiance ont connaissance. Sont consi-

dérées comme relevant de la sphère intime les données qui ont une forte

connotation affective et que la personne concernée ne souhaite porter à la

connaissance que de ses proches" (traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identifi-

cation des personnes etnon plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère in-

time. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc àrejeter avec véhémence

s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la

Constitution.

Art. 19, titre etal. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut in-

tervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui

concerne lagestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en

matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

ensoipourlagestiond'unepandémie,carceladépendnonseulementprincipalementdelamala-

die en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est ef-

fectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni effi-

cace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que lesinjec-

tions de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission etqu'en l'ab-

sence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit

pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. II
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s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la

santé publique.

Cecertificatde"guérison"ressembleplutôtäun"certificatdebonnesanté",confirmantainsi-

le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci

n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre

une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discri-

mination entre les personnes.

3. Autres remarques

Alalecture de l'avant-projet etdu rapport explicatif, on peut constaterque le Conseil fé-

déral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révéléesO

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, in-0

dépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient néces-O

saires, utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien")
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- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central :

par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure

de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davan-

tage de compétences et de pouvoirs.

Larévision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent etcommuniquent de manière honnête, transpa-

rente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les mé-O

decines complémentaires (art. 118a Cst.).

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé età la Charte d'Ottawa, le

document central de l'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,O

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix straté-0

giques ets'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et

da mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus

large de santé publique.

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des ma-

lades chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladiesO

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.
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Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent0

d'avoir sur l'étatde santé de la population (isolementsocial, dommages écono-

miques, effets secondaires indésirables des médicaments et des injections,

etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du sermentO

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction

avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de

simples exécutants.

En centralisant etimposant l'application des directives de l'OMS, elle restreintO

la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et

moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et sui-

vants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance.

Je vous prie d'agréer, Madame, Monsieur, mes salutations distinguées.

Denis Chiffelle

2
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) 

Antwortformular zur Vernehmlassung vom 29. November 2023 – 
22. März 2024 

Stellungnahme von 

Name / Firma / Organisation / Amt / Kanton: ChQM GmbH, ZH 
Dr. Christoph Q. Meier  
ehem. Direktor Santesuisse, 
ehem Zentralsekretär SRK (RK 
KV)    

Abkürzung:  ChQM GmbH     

Adresse: Rüterspüelstrasse 22 
8173 Neerach    

Kontaktperson: C.Q.Meier     

Telefon: +41 79 366 12 63    

E-Mail: christoph.meier@chqm.ch   

Datum:  08.03.2024   

Gegebenenfalls: Stellungnahme erstellt in Zusammenarbeit mit:       

Sehr geehrte Damen und Herren 

Dieses Antwortformular bezieht sich auf die Vernehmlassungsvorlage zur Änderung des 
Epidemiengesetzes (EpG) sowie den dazugehörigen erläuternden Bericht mit Stand vom 
29. November 2023. Die Vernehmlassungsunterlagen können über diese Internetadresse bezogen 
werden: Vernehmlassungen laufend (admin.ch). 

Mit der Verwendung dieses Antwortformulars helfen Sie uns, Ihre Rückmeldungen systematisch 
aufzunehmen und richtig einzuordnen. Das Formular erlaubt Ihnen, 

- die Vernehmlassungsvorlage als Ganzes zu beurteilen, 

- inhaltlich eng verwandte Artikel als Ganzes zu beurteilen, 

- alle Artikel der Vernehmlassungsvorlage einzeln zu kommentieren, 

- dazu Stellung zu nehmen, ob im Epidemiengesetz eine gesetzliche Grundlage für den 
Betrieb von digitalen Contact-Tracing Apps geschaffen werden soll.  

Bitte fügen Sie dafür Ihre Antworten in die entsprechenden Antwortfelder ein.  

Wichtige Hinweise: 

1. Der Text in den Antwortfeldern kann nicht formatiert werden (z. B. nicht fett hervorgehoben 
oder durchgestrichen werden). Bitte formulieren Sie daher z. B. Anpassungswünsche an 
Artikeln explizit. 

2. Bitte senden Sie das ausgefüllte Formular als Word-Dokument bis am 22. März 2024 
gleichzeitig an folgende E-Mail-Adressen: revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen das Projektteam Revision EpG unter 
revEpG@bag.admin.ch gerne zur Verfügung.  

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
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Vielen Dank für Ihren wertvollen Beitrag zur Teilrevision des EpG! 

Gliederung 

1. 3 

2. 4 

A. 4 

B. Art. 5a-8 4 

C. 5 

D. Art. 19-19a 6 

E. Art. 20-24a 7 

F. Art. 33-43 7 

G. Art. 44-44d 8 

H. Art. 47-49b 9 

I. Art. 50-52 9 

J. Art. 53-55 10 

K. Art. 58-69 10 

L. Art. 70a-70f 11 

M. Art. 74-74h 12 

N. Art. 75-81b 13 

O. Art. 82-84a 13 

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (14 

4. 14 

5. 15 
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1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

Erläuterung: 

Bitte erläutern Sie Ihren Gesamteindruck. Rückmeldungen zu einzelnen Artikeln können weiter unten erfasst werden.  

Das Gesetz zieht kaum sinnvolle Lehre aus drei Jahren "Pandemie", sondern zementiert viele der 
Fehler der vergangenen Jahren ins Gesetz. Radikale Einschränkung der Freiheit als Mittel gegen 
das Virus sind ein Machtmissbrauch, warten und hoffen auf eine Impfung nützen nicht den 
Menschen, sondern nur den mächtigen und reichen Lobbies der Pharma, welche viel zu viel 
Einfluss auf die Behörden und die Politik haben, und deren Produkte in den letzten Jahren viel 
Schaden und wenig Nutzen angerichtet haben  .  

 

"Besondere Lage", "ausserordentliche" Lage, oder der wiederholt verwendete, schwammige und 
nicht klar definierte Begriff «erhöht» sind völlig ungeeignete Begriffe, ebenso wie die undefinierte 
"Gefährdung der öffentlichen Gesundheit". Alles das öffnet der Willkür und dem Machtmissbrauch 
Tür und Tor. In den vergangenen Jahren haben diese schwammigen Begriffe den Behörden und 
der Regierung genügt, der ganzen Schweiz fundamentalen Freiheitsrechte zu entziehen und 
massive Diskriminierungen einzuführen, welche vielen den Zugang zum ganz normalen sozialen 
Leben verweigerten. Solche Ungerechtigkeiten und Willkür muss künftig verhindert werden, statt 
sie wie der vorliegende Gesetzesentwurf zu fördern. 

 

Die vorwiegend privatfinanzierte und von mächtigen Lobbies und Machtkartellen dominierte WHO 
ist eine gänzlich ungeeignete Referenz zur Ausrufung einer besondere oder ausserordentliche 
Lage; die 2009 neu erfundene, medizinisch und politisch missbräuchliche Definition des 
Pandemiebegriffes der WHO eine Quelle von Unrecht und Unfreiheit im Interesse weniger 
mächtiger Gruppen und Institutionen gegen die Interessen fast der überwältigenden Mehrheit der 
Menschen. Schweizer Behörden und Schweizer Gesetze müssen der schweizerischen 
Bevölkerung dienen, nicht den Sonderinteressen globaler Technokraten und deren mächtigen und 
reichen Sponsoren. Wie sowohl ökonomisch, sozial wie auch medizinisch schädlich und irregeleitet 
die von der WHO in der Zeit des Covid-Events verfolgten und empfohlene Massnahmen waren, 
war, haben die vergangenen Jahren zur Genüge bewiesen, sie stehen auch in krassem 
Widerspruch zur bis 2019 etablierten guten Praxis. 

Der von der WHO und der UNO propagierte Gesundheitsbegriff  "One Health" ist 
interessengetränkte Ideologie, nebulös, und ebenso wie "besondere Lage" überall und 
missbräuchlich anwendbar. Aus dem Epidemiegesetz muss er, auch auf Deutsch, ganz gestrichen 
werden. 

Impf- Test- und Genesungszertifikate dienen der Diskriminierung, sie müssen in der Schweiz 
verboten werden 

Impfobligatorien für "gefährdete Personen" (Art. 6c) müssen verboten werden.   

Inakzeptabel ist die willkürliche Einschränkung fundamentaler Menschenrechte. 
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Das neue Epidemiegesetz kennt unzählige Vorschriften und Zwangsmassnahmen. Die einzigen 
sinnvollen Massnahmen zur Förderung der natürlichen Immunität sind einfach und freiheitlich: gute 
soziale Kontakte, Bewegung an der frischen Luft, gesunde Ernährung, Vorbeugung gegen 
Vitaminmangel, möglichst wenige Gesetze und keine Angstmacherei. 

Das erweiterte Epidemiegesetz ist in ganz abzulehnen. Das bestehenden Gesetzes ist hingegen 
im obigen Sinne zu revidieren, um künftig Zwangsmassnahmen und Freiheitseinschränkungen wie 
sie während dem Covid-Event von Regierung und Behörden angeordnet wurden, nachhaltig zu 
verhindern. 

 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 
A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Rückmeldungen zum Ersatz von Ausdrücken:  

keine 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

2 keine       

3 keine       

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 
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Art
. 

Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

5a schwammige Begriffe streichen, oder genau 
definieren 

6 ordentliche Vollzugsorgane: was ist deren Kompetenz?       

6a Die WHO hat keinerlei demokratische Legitimation. Die 
Schweiz sollte am besten aus der WHO austreten. 

Die Schweiz sollte am besten 
aus der WHO austreten.Auf 
jeden Fall keine Weisungen 
oder Empfehliungen der WHO 
nennen.   

6b wie soll der Bundesrat eine besondere Lage feststellen, er 
hat keinerlei fachliche Voraussetzungen dazu 

Gar nicht. Es gibt keine 
«besondere Lage», welche zu 
Machtzentralisierungen führen 
dürfen. Die «besondere Lage» 
ist ganz zu streichen. 

6c Das sind Aufgaben, die den Gesundheitsbehörden 
obliegen, nicht dem Bundesrat und "Parlamentarischen 
Kommissionen", ausserdem steht in den Q&A dass 
Impfungen NIE obligatorisch ein können 

Gesundheitsbehörden sind 
möglichst dezentral zu 
organisieren 

6d miserabel definierte Zuständigkeiten  

8 wann soll das geschehen, durch wen?? nichts ist klar 
definiert 

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

11 Abwasser-Überwachung ist sinnlos, das ist ersatzlos 
zu streichen. 

      

12 »ansteckungs- uns krankheitsverdächtige Personen» 
sind ausnahmslos alle, wie sollen "Krankheitserreger 
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ausscheidende Personen" erfasst werden? 
Totalüberwachung? 

Auf blossen Verdacht hin Personen eindeutig zu 
identifizieren (AHV Nr) und damit zu registrieren, ist ein 
Verstoss gegen die Menschenrechte  

12a s.o.       

13 Der Bundesrat hat dafür keine Zuständigkeit und soll 
auch keine haben .   

Kantonale 
Gesundheitsbehörden  

13a Der Bundesrat hat dafür keine Zuständigkeit und soll 
auch keine haben. 

      

15             

15a Der Bundesrat hat dafür keine Zuständigkeit und soll 
auch keine haben . 

      

15b kein Kommentar       

16 Der Bundesrat hat dafür keine Zuständigkeit und soll 
auch keine haben . 

das ist Aufgabe von 
Gesundheitsbehörden 

17 kein Kommentar       

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

19        streichen   

19a Antibiotika Resistenz gehört ins Heilmittelgesetz. Die 
ärztliche Therapiekompetenz darf nicht beschnitten 
werden. Der Bundesrat hat dazu keine Aufgabe und 
keine Kompetenz, er soll auch keine haben. 

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

20 Die zentrale Bestellung und Kauf von Impfstoffen hat 
sich als eine grosser und extrem teurer Fehler 
erwiesen, damit wurden nur die Interessen der Lobbies 
bedient. Der Bund sollte keine Aufgabe bei der 
Bestellung von Impfstoffen haben.  

 

21          streichen   

21a dieser Art legitimiert offenbar den indirekten Impfzwang, 
indem Ungeimpfte vom Sozialleben weitgehend einfach 
ausgeschlossen werden 

 streichen, staatliche 
Impfempfehlungen und 
Aktivitäten sind unerwünscht, 
das ist Sache der Aerzte und der 
Patienten    

24 Ein elektronisches Patientendossier ist nicht gesetzlich 
vorzuschreiben, es ist einzig Sache der einzelne Aerzte 
und der Patienten, ob die dies wünschen. Staatliche 
Regelungen dazu sind ersatzlos zu streichen. 

   streichen   

24a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

8 

33 niemand wird freiwillig Daten weitergeben, wenn dem 
"Kontakt" u.U. Nachteile daraus entstehen  

 streichen     

37a        

40 NPI Massnahmen haben viele Schäden, und wenig  
Nutzen. 
"Schutzmasken", die niemanden schützen, 
Schutzkonzepte die der Logik und der Erfahrung 
widersprechen 

ersatzlos streichen 

40a             

40b             

41 Grenzkontrollen sind nicht evidenzbasiert, Schweden 
hat das auch im Covid Event bewiesen. 
"Gesundheitszeugnisse" dienen der Diskriminierung 
und können bei Bedarf ohnehin gefälscht werden 

ersatzlos streichen     

43             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, 
Gesundheitsversorgung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

44       das ist Aufgabe von 
Gesundheitsbehörden 

44a        

44b über die Zulassung hat nicht der Bundesrat zu 
entscheiden, auch nicht über das Zulassungsverfahren  

      

44c        

44d        

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

47             

49a             

49b Impf-Test und Genesungsnachweise sind aus dem 
Gesetz vollständig zu streichen. Sie diskriminieren und 
haben nur Schaden für die öffentliche Gesundheit.  

streichen (oder explizit 
verbieten)   

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

50 Keine Finanzhilfe an de facto Lobbies und private 
Interessengruppen  

 streichen     

50a Da handelt es sich offenbar um WHO, GAVI oder BMG 
Foundation. Beiträge an alle diese, offensichtlich 
starken Lobbies verpflichteten, schädlichen Institutionen 
sind zu verbieten. 

 Beiträge an diese 
Organisationen, die de facto von 
Privatinteressen kontrolliert sind, 
sind zu verbieten 

51 Finanzhilfen nur als Kredite, die zurückzuzahlen sind       

51a             

52        

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

53       informiert auch die Bevölkerung 

54             

55 Keine Kompetenzen an den Bundesrat.  
Eine selbsternannte Gruppe von Lobbyisten wie die 
Task Force anlässlich Covid darf nie mehr vorkommen. 

 Ausser bei Krieg braucht es 
keine zentrale 
Krisenorganisation. Streichen 
     

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

58 private Institutionen dürfe keine schützenswerte 
Personendaten "bearbeiten". Ausser Pkt d sind alle 
Daten der Spekulation und Manipulation offen  

  streichen ausser d.    

59        

60 "krankheitsverdächtig, ansteckungsverdächtig" und 
Krankheitserreger ausscheidende Personen sind 
unsachgemässe Begriffe, welche der Willkürherrschaft 
die Tore öffnet. «krankheitsverdächtig» und 
«ansteckungsverdächtig» sind alle, solche Begriffe 
gehören nicht in ein Gesetz, und dazu dürfen keine 

muss radikal gekürzt und 
überarbeitet werden       
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peronenbezogene "Daten bearbeitet" werden, erst recht 
nicht solche, die Angaben über die Intimsphäre 
enthalten. Erlaubt sein dürfen generell einzig anonyme 
Daten. 

60a Contract tracing hat auch im Covid Event versagt, viel 
Kosten und Schden verursacht, keinen Nutzen. Ist 
ersatzlos zu streichen.  

ersatzlos streichen  

60b Reisebeschränkungen sind zu sinnlos, das Fordern von 
medizinischen Daten als "Reiseerlaubnis" ist zu 
verbieten. 

streichen       

60c ,   streichen     

60d        

62a Impf-Test- und Genesungsnachweise sind aus dem 
Gesetz ersatzlos zu streichen.  

    streichen  

69        letzte sieben Worte streichen 
(ab einschliesslich)    

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 
6c oder 7) 

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage 
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen 
mit Finanzhilfen unterstützen kann? 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. 

(bitte unten erläutern und auch die 

nachfolgende Frage beantworten) 

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

☒ ☐ 

Erläuterung: 

die "besondere" und "ausserordentliche " Lage sind nirgends genau definiert, darum kann es auch 
keine Finanzhilfen geben, diese wären Sache einer Finanzbehörde  

 

Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen 
werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☐ ☐ ☐ ☐ 
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Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

70a             

70b             

70c             

70d             

70e             

70f             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

74             

74a da Entwicklung und Testung eines  sicheren und 
wirksamen neuen Impfstoffs mehrere Jahre in Anspruch 
nimmt, sind Notfallzulassung ohne Sicherheitsnachweis 
zu verbieten. MRNA Präparate sind keine Impfungen 
und sollen nicht als solche qualifiziert werden. 

. 

74b             

74c        

74d        

74e        

74f        

74g             

74h             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

75 besondere Lage ist schwammig, nicht definiert  s. Art 6-7   

77 Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist nicht 
definiert 

  s art 6-7    

80 Eine internationale Koordination ist Illusion oder 
schädlich, weil von globalen Lobbies beherrscht. Eine 
Koordination durch einen Dritten (z.B. WHO) ist zu 
verbieten. 

streichen 

81a Dieser besonders nebulöse, offensichtlich ideologisch 
geladene Absatz ist zu streichen 

  streichen    

81b        

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

82 Urkundenfälschung, Erschleichen einer falschen 
Beurkundung darf sich auf keinen Fall auf Impf- und 
Genesungsnachweis beziehen, da solche Nachweise 
dem Missbrauch ale Tore öffnen. Verfolgung und 
Bestrafung darf nur  bei Delikten mit Kostenübernahme 
erfolgen. 

  alles ausser der Betrug in 
Bezug auf Kostenübernahme ist 
zu streichen     
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83  sich gegen sinnlose oder schädliche oder irrige 
Massnahmen zur Wehr zu setzen ist Bürgerpflicht 

 

alles ausser der Absatz 83.o. ist 
zu streichen     

84             

84a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls 

unklar? Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

1 OBG        

35 MG        

9a HMG Notfallzulassung für «Impfungen» müssen verboten 
werden  

 Art 9a lit b. Ist zu streichen 
     

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing 
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden? 

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden 
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und 
vorangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact-
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die 
Möglichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit 
entsprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden. 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ 
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Erläuterung: 

Es soll KEINE gesetzliche Grundlage geschaffen werden  
 
contact tracing ist keine sinnvolle evidenzbasierte Massnahme 

 

5. Weitere Rückmeldungen 

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten? 

Grundsätzlich hat die Politik in der Gesundheitspolitik immer nur eine Unterstützungsfunktion. Im 
Entwurf zum Epidemiegesetz soll die Politik eine Epidemie zu "bekämpfen", die medizinischen 
Fachleute und die Patienten haben allenfalls eine Hilfsfunktion, diese Stossrichtung ist um 180° 
falsch.  

Die Befugnisse der Politik sind so klein wie nur möglich zu definieren, dieses Gesetz hat die 
umgekehrte Wirkung.   

Die Lehren aus C19 ist, dass beinahe alle von der Politik ergriffenen Massnahmen mehr Schaden 
als Nutzen angerichtet haben, mit Public Health hatte es wenig zu tun, mit Macht und Kontrolle viel 
zu viel. Im Falle von Pandemien ist in erster Linie Ruhe bewahren und möglichst wenige 
Massnahmen, nur einfache Massnahmen richtig (Hände wachen, wen krank zu Hause bleiben bis 
wieder erholt…). Also das Gegenteil von dem, was Politik und Behörden angerichtet haben. 
 

 

Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars! 



Paul Christ

Mooseggstr. 44

3550 Langnau
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und ist ein gewichtiger Grund,um

die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und müssen von einer

unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Diese Anforderung fehlt in der vorliegenden

Gesetzesvorlage.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können, ist unbestritten.

Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht genügend berücksichtigt. Bei der Anordnung von

Massnahmen muss der Nutzen gegen die potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach

nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüftwurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden und lehne

sie ab.

Mit freundlichen Grüssen

Ff CArNy
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitungder Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und ist ein gewichtiger Grund, um

die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und müssen von einer

unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Diese Anforderung fehlt in der vorliegenden

Gesetzesvorlage.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können, ist unbestritten.

Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht genügend berücksichtigt. Bei der Anordnungvon

Massnahmen muss der Nutzen gegen die potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungenmussim Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach

nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass einelebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden,welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden.Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mitder Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden und lehne

sie ab.

Mit freundlichen Grüssen

Fauf CArNy
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement desInnern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Vorbemerkung

Diese Vernehmlassungsantwort bezieht sich ausschliesslich auf ökonomische Aspekte, andere Themen

werden nicht beleuchtet.

2 Vernehmlassungzur Teilrevision: ökonomische Aspekte

In der«Übersicht» des «Erläuternden Berichts zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens zur

Teilrevision des Epidemiengesetzes» wird ausgeführt, dass die Bewältigung der Covid-19-Krise gezeigt

habe, «dass die gesetzlichen Rahmenbedingungen für den Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren

Krankheiten weiter verbessert werden» müssten,um Bund und Kantone in die Lage zu versetzen,

«Epidemien und andere grosse zukünftige Herausforderungen für die öffentliche Gesundheit besser zu

bewältigen».

Im Umgang mit Covid wurde Einiges gut gemacht, Anderes nicht. Macht man ein neues Gesetz, das

explizit zum Ziel hat, künftige Herausforderungen besser (als bei Covid) zu bewältigen, muss man

erwarten, dass das in den Gesetzesänderungen klar zum Ausdruck kommt.

Aus ökonomischer Sicht, und nur diese wird hier vertreten, müsste man erwarten, dass deshalb

mindestens folgenden Aspekten Rechnung getragen wird:

Massnahmen sollen Evidenz-basiert sein.

Wo Massnahmen nicht Evidenz-basiert sein können, weil man zu wenig weiss, sollen diese einer

explizit formulierten Risikostrategiefolgen (z.B. Maximin-Prinzip). Damit soll - beispielsweise -

erreicht werden, dass man im konkreten Fall keine Massnahmen ergreift, deren Schaden man
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praktisch nicht abschätzen kann, und dass deswegen das Prinzip der Güterabwägung verletzt

würde.

Massnahmen sollen auf der Basis einer Kosten-Nutzen-Betrachtung getroffen werden; die

unterstellte Kostendefinition (ökonomische Opportunitätskosten) muss explizit und klar sein.

Das Prinzip der Verhältnismässigkeit von Massnahmen muss explizit vorgegeben werden; es muss

sich sichtbar und spürbar durch das ganze Gesetz erstrecken. Es muss klar sein, wie die

Abwägungen im Prinzip und im Einzelfall vorgenommen werden sollen. Das gilt vor allem dann,

wenn Freiheitsrechte gemäss Bundesverfassung zugunsten direkter Eingriffe zur Disposition

gestellt werden sollen.

Es muss explizit und implizit klar sein, dass Fehlinformationen und Angst keine Basis sind, die

Bevölkerung zu einem aus der jeweiligen Lage heraus gewünschten Verhalten zu veranlassen.

Es muss eine explizite Fehlerkultur verlangt werden, die ex post zu Anwendung kommen muss. Es

darf nicht sein, dass offensichtliche Fehler nicht als «zu vermeiden» in Handbücher zur künftigen

Krisenhandhabung einfliessen.

Abgesehen vom neuen Art. 2 Abs. 3

«Bei der Planung und Umsetzung der Massnahmen ist Folgendes zu berücksichtigen:

a. die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit;

b. die Auswirkungen auf Volkswirtschaft und Gesellschaft »

werden diese Anforderungen nicht angesprochen, geschweige denn umgesetzt.

Die geforderten Prinzipien - Evidenz-basiert, Risiko-orientiert, Kosten-Nutzen-Betrachtung,

Verhältnismässigkeit, Fehlerkultur - werden in den Gesetzesformulierungen nicht gelebt. Nirgends im

Gesetz entsteht der Eindruck, als ob diesen Prinzipien Rechnung getragen werden soll. Gewisse Prinzipien

werden im besten Fall (Subsidiarität, Wirksamkeit, Verhältnismässig),so der Eindruck, lieblos und

implikationslos hingeschrieben, damit sie dort stehen. Gelebt wird das nicht.

Es muss daher gefolgert werden, dass die Gesetzesänderungen den gestellten Anforderungen gemäss

«Erläuterndem Bericht zur Eröffnung desVernehmlassungsverfahrens zur Teilrevision des

Epidemiengesetzes» IN KEINER WEISE genügen. Die Gesetzesänderungen sind zu stark von der Idee

getragen, dass einer Pandemie mit technischen Massnahmen, ohne die Kollateralschäden zu bewerten,

begegnet werden kann und dass den ökonomischen und politökonomischen Aspekten - ausser bei

Entschädigungen und Kostenübernahmen - keine Rechnung getragen werden muss. Eine echte Abwägung

von sich widersprechenden Massnahmen, d.h. die Umsetzung des Prinzips der Verhältnismässigkeit auf

der Basis expliziter Kosten- und Risikokonzepte, findet NICHT statt.

Aus diesen Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden. Sie soll vollständig

überarbeitet werden, damit den genannten Prinzipien formellund vor allem materiell Rechnung getragen

werden kann.

Ich danke Ihnen für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

Ire/
V
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs

Le 29 novembre 2023, le Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de l'intérieur DFI demener une

procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp,

RS 818.101). Nous saisissons volontiers l'occasion de prendre position sur la révision prévue.

1 Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour plusieurs raisons.

II prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral, au détriment des citoyens (qui

sont en premier lieu responsables de leur santé), des cantons et des personnes et institutions actives

dans le domaine de la santé. Contrairement à ce que pense le Conseil fédéral, les leçons de la crise

Covid-19 n'ont absolument pas été prises en compte. Avant de lancer une révision partielle, il est

nécessaire de procéder à un examen de la situation.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant au gouvernement

la possibilité de transformer les lois d'urgence en droit ordinaire. Sans un examen minutieux (voir la mise

à jour), cette proposition doit être rejetée. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse

qu'un mécanisme automatique de transition vers une situation particulière, déclenché parl'OMS, soit

mis en place. Cela équivaudrait à un abandon de souveraineté intolérable.

L'avant-projet fait des professionnels de la santé de vulgaires exécutants de décisions politiques. Il donne

la priorité, en premier lieu etcomme pilier central de sa stratégie, à la vaccination - même avec des

moyens encore inconnus aujourd'hui et contre une maladie encore inconnue aujourd'hui. Cela ne peut

pas être toléré. Dans le même temps, il ne tient pas compte des aspects de la santé mentale et de la

médecine complémentaire (art. 118a Cst.).

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la déclaration des

maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. II va même jusqu'à faire de chaque individu

une personne (supposée) malade ou contagieuse a priori (statut standard), qui doit prouver le contraire

(c'est-à-dire sa santé) par des exigences administratives arbitraires et non scientifiques. Avec une telle

approche, la perception de l'individu (santé subjective) et chaque
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constatation clinique (santé objective) est négligée. Cela n'a plus rien à voir avec la promotion de la santé.

Ce qui frappe, c'est le langage très directif et autoritaire, une terminologie guerrière et une focalisation

sur les mesures invasives. Pour quelle raison ? Atitre d'exemple, on notera que le rapport explicatif

mentionne le mot 'vaccination" en moyenne trois fois par page.

L'avant-projet ne répond pas à la question de savoir pourquoi il n'y a pratiquement rien sur la prévention

et la promotion de la santé par des moyens naturels et non pharmacologiques. Il est prouvé que ces

derniers sont plus efficaces que les vaccins pour prévenir et traiter les infections, etce à un coût très

faible.

Et last but not least : il faut malheureusement constater avec effroi qu'une mise en œuvre de l'avant-projet

sous cette forme entraînerait une nouvelle hausse (massive) des coûts de la santé. Ce n'est pas dans

'intérêt de la population suisse.

2 Art. 2 : But

L'expression "égalité des chances d'accès" doit être supprimée. La Confédération elle-même n'a pas utilisé

ce terme pendant la crise du Covid, lorsque de nombreuses personnes non vaccinées n'avaient pas accès

aux soins médicaux. Au contraire, ily a même eu des déclarations selon lesquelles les personnes non

vaccinées devaient renoncer aux soins médicaux. Cela n'avait rien à voir avec l'égalité des chances.

Les soins médicaux de base sont déjà régis par la Constitution (art. 117a Cst.). Elle n'a pas besoin d'être

répétée dans la LEp.

D'un côté, la Confédération propose d'étendre ses compétences, ce qui est en contradiction avec le

principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). D'un autre côté, elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst.,à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi

également en faveur du principe de la souveraineté individuelle en matière de santé. La santé doit

relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. En outre, les cantons doivent assumer leurs

tâches dans le domaine de la santé et ne pas transférer leurs compétences à la Confédération.

Toute référence à OneHealth, un concept qui peut sembler pertinent dans l'abstrait, n'apporte pas de

réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle signale l'obéissance aux plans del'OMS et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Danger particulier pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un risque. Les causes

sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la diminution continue du nombre

de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi

que l'augmentation et le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 :Situation particulière / Principes

En ce qui concerne les principes relatifs à la "situation particulière", il convient d'élargir le champ de

vision : Les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (traité de l'OMS sur la

pandémie CA+ et révision du règlement sanitaire international RGI) prévoient les modifications suivantes

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ doit contenir des dispositions juridiquement

contraignantes pour (je cite) "mettre en évidence l'incapacité dramatique de la communauté

internationale à faire preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-

CoV2 (Covid-19)" ety remédier.
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En ce qui concerne la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter en cas de

survenue, l'OMS se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que

"chefde file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé"

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation pour les États de mettre en œuvre les mesures

déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6).

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après consultation d'un

comité d'urgence, le pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition

potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (Public Health

Emergency of International Concern PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin.

Le nouvel article 13A stipulerait que, pendant une telle crise, les États membres reconnaissent

I'OMS comme l'instance de direction et de coordination des mesures de prévention et

d'intervention et s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre sans délai et

que les États membres les fassent respecter par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil fédérala exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au renforcement du rôle de

I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on ne comprend donc pas comment le

Conseil fédéral en arrive à la conclusion que (citation) "la constatation parl'OMS d'une urgence de santé

publique de portée internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière

en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du rapport explicatif

selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change

rien. Une clarification est nécessaire à cet égard.

En conséquence, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien l'accord sur la pandémie que le RGI.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 :Traitement de données sensibles

Les deux articles évoqués représententun changement de paradigme marquant, que nous rejetons en

toutes circonstances. Ce qui est prévu

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration des

personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées"à l'identification de

"les personnes malades, présumées malades, infectées, présumées infectées ou excrétant des

agents pathogènes'", qu'elles soient malades ou infectées ("présumées") ou non. On passe ainsi

d'un système dans lequel une personne est a priori en bonne santé et où la maladie ou l'infection

est médicalement constatée à un nouveau système dans lequel toute personne esta priori

"présumée" malade ou infectée en l'absence d'antécédents médicaux. Il s'agit d'un nouveau

statut de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même,

d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratifstandard, dans lequel

la personne doit prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience de COVID a montré que cela peut se faire par un test de laboratoire inapproprié,

sans que la personne ne se sente malade ou infectée (état de santé subjectif) ou sans qu'un

médecin ne pose un diagnostic (état de santé objectif).

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte de données

"sur les comportements, y compris les données relatives à la vie privée". La notion de

"comportements" n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques

ou de consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection des données

(LPD) du

23mars 1988, la sphère intime est définie comme suit :

"La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont seule la personne

concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont connaissance“. "Sont considérées comme

relevant de la sphère intime les données qui ont uneforte connotation affective et que la

personne concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches".
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L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification des

personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces dispositions vont

beaucoup trop loin et sont donc rejetées avec véhémence.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures contraceptives dans les institutions

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir dans les

compétences cantonales, managériales et médicales pour la gestion des établissements. Le principe de

la souveraineté des cantons dans le domaine de la santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a :Système national d'information 'Contact-Tracing

De nombreuses études ont montré que le suivi des contacts n'est pas pertinent en soi pour la gestion

d'une pandémie, car cela dépend fortement non seulement de la maladie en question, mais aussi et

surtout de la manière dont le suivi des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur intimité. De plus,

le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une obligation, ce qui renforce le

côté invasif et policier des mesures proposées. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni

proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Preuves de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc aucun effet

positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les injections de RNAmod ne protègent ni

contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence d'antécédents médicaux, un test Covid

négatif ne garantit pas qu'une personne n'est pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une

preuve de la contagiosité. Il s'agit donc d'un document purement administratif qui n'aaucune utilité

pour la santé publique.

De plus, un certificat de"guérison" ressemble à un 'certificat de santé", confirmant ainsi le changement

de paradigme évoqué à l'article 12. II faudrait une preuve administrative de la santé, mais celle-ci est

réservée aux personnes qui peuvent prouver (comment ?) qu'elles ont vécu la maladie mentionnée. Les

personnes en bonne santé, sans symptômes, sans anticorps spécifiques, avec une forte immunité

naturelle qui n'est pas mesurée par un test spécifique (par exemple, immunité croisée, immunité des

muqueuses), qui ne contractent pas la maladie, n'auront jamais accès à une telle preuve. Cela constitue

une discrimination àl'encontre de personnes particulièrement saines - des personnes qui contribuent

justementà limiter la propagation d'une maladie transmissible.

Le faitd'indiquer que le document est délivré sur demande ne signifie pas qu'il n'est pas obligatoire pour

accéder àla vie professionnelle et sociale. On le sait depuis la crise du Covid-19. II faut rejeter cette

réglementation qui, d'une part, engendre une bureaucratie administrative inutile et, d'autre part,

entraîne une discrimination entre les personnes.

3 Autres remarques

La lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif permet de constater que le Conseil fédéral part de

certains présupposés, qui ne sont toutefois exprimés que de manière implicite. IIl est permis de se

demander si ces présupposés correspondent à la vérité.

Il s'agit des présupposés suivants du Conseil fédéral :

L'infection par le SRAS-CoV2 et la maladie COVID-19 ont toutes deux représenté une crise

majeure de santé publique, avec un net excès de morbidité et de mortalité.
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En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, indépendamment

de son âge et de son état de santé. Une issue grave (maladie grave ou décès) n'est que le

résultat de la dangerosité d'un agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, utiles,

efficaces et proportionnées

O l'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

O les injections de RNAmod jouent un rôle crucial dans la lutte contre la pandémie ;

O Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

o seuls les médicaments modernes sont efficaces

O le certificat de santé prouve l'immunité d'une personne ;

o le certificata un impact positif sur la santé publique ;

o il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

II n'ya pas d'autre manière pertinente de faire faceà une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème qui doit

être abordé parla contrainte ("'pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement opérationnel, il ne

manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMSjoue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point central :

par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une telle crise et il est

donc indispensable de leur conférer davantage de compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et véridique.

Cela correspond-il à la vérité ?A titre d'exemple seulement, on peut citer dans ce contexte la déclaration

du conseiller fédéral Alain Berset du 27 octobre 2021, selon laquelle le certificat permet de montrer que

l'on n'est pas contagieux. Et ce, bien que Madame le Dr V. Masserey ait annoncé dès le 3 août 2021 lors

d'une conférence de presse que les personnes vaccinées contre le C-19 pouvaient propager le virus C

aussi souvent que les personnes non vaccinées.

4 Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré àla hâte et sans le soin nécessaire. Pourquoi une telle précipitation

et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines

complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et àla Charte d'Ottawa, le document

central de l'OMS.

Elle n'aborde pas le traitement et la prise en charge précoce, alors que ceux-ci sont

déterminants dans l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et s'en sont

mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi que les effets

négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de santé

publique. Elle n'aborde pas, par exemple, les signaux inquiétants tels que l'état de santé de la

population (2 200 000 malades chroniques, augmentation des cancers, baisse de la natalité,

détérioration de la santé mentale, etc.) ou d'autres éléments importants.
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thématiques (maladies chroniques : 75 000 décès paran ; tabagisme : 10 000 décès par an)

et surestime certaines maladies (par exemple, Creutzfeldt-Jakob).

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est dueà des maladies chroniques,

tandis que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir sur l'état

de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets secondaires

indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet de dire que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a aussi des effets

néfastesà court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment d'Hippocrate

"primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement, qui esten contradiction avec la

nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de

simples exécutants.

En centralisant et en obligeant à suivre les directives de I'OMS, elle empêche la recherche de

moyens de prévention et de traitement alternatifs, plus efficaces et moins coûteux.

Dans l'espoir que le Conseil fédéral et l'administration respectent leur engagement envers le peuple

suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la section 8 de la

Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous vous remettons la présente

réponse à la consultation.

Nous vous remercions d'en prendre

connaissance. Salutations amicales

Signature

(d
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de l'intérieur DFI

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101).

Je saisis volontiers l'occasion de prendre position sur la révision prévue.

1 Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour plusieurs raisons.

II prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral - au détriment des

citoyens (qui sont en premier lieu responsables de leur santé), des cantons et des personnes

et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement à ce que pense le Conseil

fédéral, les leçons de la crise Covid-19 n'ont absolument pas été prises en compte. Avant

d'entamer une révision partielle, il est nécessaire de procéder à une analyse.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant au

gouvernement la possibilité de transformer les lois d'urgence en droit ordinaire. Sans un

examen minutieux (voir la mise à jour), il faut rejeter cette proposition. Par ailleurs, il n'est

pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une

situation particulière, déclenché par I'OMS, soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon

de souveraineté intolérable.

L'avant-projet fait des professionnels de la santé de vulgaires exécutants de décisions

politiques. II donne la priorité, en premier lieu et comme pilier central de sa stratégie, à la

vaccination - même avec des moyens encore inconnus aujourd'hui et contre une maladie
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encore inconnue aujourd'hui. Cela ne peut pas être toléré. Dans la foulée, il ne tient pas

compte des aspects de la santé mentale et de la médecine complémentaire (art. 118a Cst.).

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. II va même

jusqu'à faire de toute personne a priori une personne (supposée) malade ou

contagieuse (statut standard), qui doit prouver le contraire (c'est-à-dire sa santé) par des

exigences administratives arbitraires et non scientifiques. Une telle approche fait fi de la

perception de l'individu (santé subjective) et de toute constatation clinique (santé objective).

Cela n'a plus rien à voir avec la promotion de la santé.

Ce qui estfrappant, c'est le langage très directif et autoritaire, une terminologie

guerrière et une focalisation sur les mesures invasives. Pour quelle raison ?A titre

d'exemple, on notera que le rapport explicatif mentionne le mot 'vaccination" en moyenne

trois fois par page.

L'avant-projet ne répond pas à la question de savoir pourquoi il n'y a pratiquement rien sur

la prévention et la promotion de la santé par des moyens naturels et non

pharmacologiques. II est prouvé que ces derniers sont plus efficaces que les vaccins lorsqu'il

s'agit de prévenir et de traiter les infections, et ce à un coût très faible.

Et last but not least : il faut malheureusement constater avec effroi qu'une mise en œuvre de

l'avant-projet sous cette forme entraînerait une nouvelle hausse (massive) des coûts de la

santé. Ce n'est pas dans l'intérêt de la population suisse.

2 Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" doit être supprimée. La Confédération elle-

même n'a pas utilisé cette notion lors de la crise du Covid, lorsque de nombreuses

personnes non vaccinées n'avaient pas accès aux soins médicaux. Au contraire, il y a même

eu des déclarations selon lesquelles les personnes non vaccinées devaient renoncer aux

soins médicaux. Cela n'avait rien à voir avec l'égalité des chances.

Les soins médicaux de base sont déjà régis par la Constitution (art. 117a Cst.). Elle n'a pas

besoin d'être répétée dans la LEp.

D'un côté, la Confédération propose d'étendre ses compétences, ce qui est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de

santé). D'un autre côté, elle s'engage, dans l'art. 41 Cst., à ce que chaque personne reçoive

les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la

souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la

responsabilité de l'individu. En outre, les cantons doivent assumer leurs tâches dans le

domaine de la santé et ne pas transférer leurs compétences à la Confédération.

Toute référence à OneHealth, un concept qui peut semblerjudicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle signale l'obéissance aux plans de

T'OMS et ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.
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Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquementsurchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de

deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière /Principes

En ce qui concerne les principes relatifs à la "situation particulière", il convient d'élargir le

regard : Les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité OMS sur

la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RGI) prévoient les

modifications suivantes :

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ doit contenir des dispositions juridiquemente

contraignantes pour (citation) "mettre en évidence l'incapacité dramatique de la

2

communauté internationale à faire preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la

pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y remédier.

En ce qui concerne la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter si elle se

produit, I'OMS se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant

que "chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la

santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation pour les États de mettre en œuvre

les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6).

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, le pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de

contestation l'apparition potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de

portée internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS comme

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer par tous les acteurs

non étatiques.

Le Conseil fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

I'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil fédéral en arrive à la

conclusion que (citation) "la constatation parI'OMS d'une urgence de santé publique

de portée internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation

particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La

remarque du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent

être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire

à cet égard. En toute logique, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité sur la

pandémie que le RSI.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Les deux articles évoqués représentent un changement de paradigme marquant, que

nous rejetons en toutes circonstances. Ce qui est prévu :
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Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à

l'identification des 'personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", qu'elles soient

malades ou infectées ("présumées") ou non. On passe ainsi d'un système

dans lequel une personne esta priori en bonne santé et où la maladie ou

l'infection est médicalement constatée à un nouveau système dans lequel

toute personne est a priori "présumée" malade ou infectée en l'absence

d'antécédents médicaux. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus

biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un

médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

dans lequel la personne doit prouver par des moyens non définis qu'elle n'est

ni malade ni infectée. L'expérience de COVID a montré que cela peut se faire

par un test de laboratoire inapproprié, sans que la personne ne se sente

malade ou infectée (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose

un diagnostic (état de santé objectif)

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la

collecte de données '"'sur les comportements, y compris les données relatives

à la vie privée". La notion de "'comportements" n'est toutefois pas précisée :

S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le

message relatif à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23

mars 1988, la sphère intime est définie comme suit : "La sphère intime

comprend tous les faits et événements de la vie dont seule la personne

concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont connaissance". Sont

considérées comme relevant de la sphère intime les données qui ont une forte

connotation affective et que la personne concernée ne souhaite porter à la

connaissance que de ses proches". (traduit de l'allemand)

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que surl'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc rejetées avec véhémence.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures contraceptives dans les institutions

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenin

dans les compétences cantonales, managériales et médicales pour la gestion des

institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement fortement de la maladie en

question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. De plus, le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier des mesures proposées. Cette mesure

n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison
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Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

RNAmod ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence

d'antécédents médicaux, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne n'est pas

contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de la contagiosité. Il s'agit donc

d'un document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

De plus, un certificatde "guérison" ressemble à un "certificat de santé", confirmant ainsi le

changement de paradigme évoqué à l'article 12. Il faudrait une preuve administrative de la

santé, mais celle-ci est réservée aux personnes qui peuvent prouver (comment ?) qu'elles

ont vécu la maladie mentionnée. Les personnes en bonne santé, sans symptômes, sans

anticorps spécifiques, avec une forte immunité naturelle qui n'est pas mesurée par un test

spécifique (par exemple, immunité croisée, immunité des muqueuses), qui ne contractent

pas la maladie, n'auront jamais accès à une telle preuve. II s'agit d'une discrimination à

l'encontre de personnes particulièrement saines - des personnes qui contribuent

justement à endiguer la propagation d'une maladie transmissible.

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande ne signifie pas qu'il n'est pas

obligatoire pour accéder à la vie professionnelle et sociale. On le sait depuis la crise du

Covid- 19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et, d'autre part, entraîne une discrimination entre les

personnes.

3 Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral

part de certains présupposés, qui ne sont toutefois exprimés qu'implicitement. Il est permis

de se demander si ces présupposés correspondent à la vérité.

II s'agit des présupposés suivants du Conseil fédéral :

Tant l'infection par le SRAS-CoV2 que la maladie COVID-19 représentaient une crise

majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessives.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé. Une issue grave (maladie

grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,

utiles, efficaces et proportionnées

l'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;O

les injections de RNAmod jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la o pandémieO

les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

O

seuls les médicaments modernes sont efficaces0

le certificat de santé prouve l'immunité d'une personne ;0

le certificat a un impact positif sur la santé publique0

iln'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.0

I n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème

qui doit
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être abordé par la contrainte ("'pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point

central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une

telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences et

de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et

véridique.

Cela correspond-il à la vérité ? Atitre d'exemple seulement, nous renvoyons à

l'interview de Madame Nora Kronig dans la NZZ.

4 Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines

complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le

document central de I'OMS

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi

que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de

santé publique.

Elle n'aborde pas, par exemple, les signaux inquiétants tels que l'état de santé de la

population (2 200 000 malades chroniques, augmentation des cancers, baisse de la

natalité, détérioration de la santé mentale, etc.) ou d'autres thématiques importantes

(maladies chroniques : 75 000 décès par an ; tabagisme : 10 000 décès par an) et

surestime certaines maladies (par exemple, Creutzfeldt- Jakob).

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)
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Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment

d'Hippocrate "'primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples

exécutants.

En centralisant et en obligeant à suivre les directives de l'OMS, elle empêche la

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, plus efficaces et

moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et

dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a

et suivants Cst.), je vous remets la présente réponse à la consultation.

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance.

Je vous prie d'agréer, Mesdames, Messieurs, mes salutations distinguées.

7. Chster
Isaline Christen

7













Miriam Christen

Staffelstrasse 14

8573 Altishausn
Amtl DTS PuG GZ R KUV LKV
DS Bundesamt für Gesundheit TG
DG

VA
CC

UV
Bundesamt für Gesundheit BAGInt

07. März 2024 Schwarzenburgstrasse 157

STE
GeS

3003 Bern

Dig
NCD

MT
IT+GE/ÆA BioM Str FANMJURA AS CherChem GS

3. März 2024

Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz,was natürlich zu

begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver

Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden

werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Restdes Textes davon nie mehr die Rede ist. Es bedarf

einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung,wie die beiden Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von derWHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnetwerden.

Maskenpflicht (Art. 40a)

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis eine allfällige

Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert sein.

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung vonImpfungen gezwungen

werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.



Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer Manöverkritik transparent und

unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG

vorgenommen werden. Wir danken für die Kenntnisnahme.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden und lehne

sie ab.

Mit freundlichen Grüssen

Altnte
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingangins Gesetz, was natürlich zu

begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver

Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden

werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist. Es bedarf

einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnetwerden.

Maskenpflicht (Art. 40a)

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis eine allfällige

Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahmeim EpG verankert sein.

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen

werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.



Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer Manöverkritik transparent und

unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG

vorgenommen werden. Wir danken für die Kenntnisnahme.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden und lehne

sie ab.

Mit freundlichen Grüssen

ACtte
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Révision partielle de la loi sur les épidémies (LEp ; RS 818.101) 

Formulaire de réponse pour la procédure consultation se déroulant du 

29 novembre 2023 au 22 mars 2024 

Prise de position de : 

Nom / entreprise / organisation / autorité / canton : CHRISTEN-COCHAND 

Sophie 

Sigle : Madame 

Adresse : rue du Petit-Noux 4, 1439 

Rances 

Interlocuteur :       

Téléphone : 0788236668 

Courriel : sophie.cochand@gmail.com 

Date : 12 mars 2024 

Le cas échéant : prise de position rédigée en collaboration avec :       

Madame, Monsieur, 

Le présent formulaire de réponse concerne le projet de modification de la loi sur les épidémies (LEp) 

mis en consultation et le rapport explicatif y relatif, dans leur version du 29 novembre 2023. Les 

documents liés à la consultation sont disponibles sur Internet sous Procédures de consultation en 

cours (admin.ch). 

En utilisant ce formulaire, vous nous aidez à recueillir vos avis de manière organisée et à les classer 

correctement. Le formulaire vous permet de : 

- donner votre avis sur le projet dans son ensemble, 

- commenter globalement des groupes d’articles étroitement liés entre eux, 
- commencer individuellement chaque article du projet, 

- prendre position sur la création, dans la loi sur les épidémies, d’une base légale permettant 
d’exploiter des applications de traçage numérique des contacts.  

Nous vous prions d’inscrire vos réponses dans les champs prévus à cet effet.  

Remarques importantes : 

1. Le texte dans les champs de réponse ne peut pas être mis en format (par ex. ne peut pas 

être mis en gras ou barré). Veuillez donc formuler expressément les demandes d'adaptation 

d'articles, par exemple. 

2. Veuillez envoyer le formulaire dûment rempli au format Word d’ici au 22 mars 2024 à ces 

deux adresses en même temps : revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Pour toute question ou information complémentaire, vous pouvez vous adresser à l’équipe 
chargée du projet de révision de la LEp à l’adresse suivante : revEpG@bag.admin.ch.   

https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
mailto:gever@bag.admin.ch
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Nous vous remercions de votre précieuse contribution à la révision partielle de la LEp  

Sommaire 

1. Avis sur le projet dans son ensemble 

2. Avis sur les différents articles modifiés dans la LEp 

A. Remplacement d’expressions, art. 2 à 3 (but, définitions) 

B. Art. 5a à 8 (risque spécifique, situation particulière, mesures préparatoires) 

C. Art. 11 à 17 (systèmes de surveillance, déclarations, laboratoires) 

D. Art. 19 à 19a (prévention dans les établissements, prévention de la résistance aux 

antibiotiques) 

E. Art. 20 à 24a (vaccinations, monitorage de la couverture vaccinale) 

F. Art. 33 à 43 (mesures visant des personnes, mesures dans les transports de personnes) 

G. Art. 44 à 44d (approvisionnement en biens médicaux importants, capacités sanitaires) 

H. Art. 47 à 49b (autres mesures en matière de lutte) 

I. Art. 50 à 52 (aides financières, contributions, indemnisation) 

J. Art. 53 à 55 (organes des cantons et de la Confédération) 

K. Art. 58 à 69 (traitement de données, systèmes d’information nationaux) 

L. Art. 70a à 70f (aides financières destinées aux entreprises en raison de mesures au sens de 

l’art. 6c ou 7) 

M. Art. 74 à 74h (prise en charge des coûts relatifs aux biens médicaux importants) 

N. Art. 75 à 81b (exécution par la Confédération, les cantons et l’armée ; collaboration) 

O. Art. 82 à 84a (dispositions pénales) 

3. Avis sur la modification d’autres actes (LAO, LAAM, LPTh) 

4. Création d’une base légale pour les applications de traçage numérique des 
contacts ? 

5. Autres remarques 
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1. Avis sur le projet dans son ensemble 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu du projet mis en consultation ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 

 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

Explication : 

Veuillez expliquer votre impression générale. Vous pouvez formuler plus bas des commentaires spécifiques à 

chaque article. 

Le projet de loi me semble s'opposer aux intérêts des citoyens suisses (liberté de choix, respect 

du secret médical), au profit d'intérêt financiers et de contrôle de la population. 

 

2. Avis sur les différents articles modifiés dans la LEp 

A. Remplacement d’expressions, art. 2 à 3 (but, définitions) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le remplacement d’expressions et les art. 2 à 

3 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous)  

Pas d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous 

 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Commentaires concernant le remplacement d'expressions : 

Pour moi, il est essentiel de garantir le libre choix des personnes en matière de santé, c'est-à-dire 

la liberté de choisir parmis tous les traitements, y compris les traitements bon marchés (jugés peu 

intéressants par les entreprises pharmaceutiques) et/ou naturels. Pour moi, la liberté de refuser 

un vaccin ou un traitement doit rester garantie pour chaque personne. Il ne doit jamais y avoir de 

conséquence négative liée à ce choix, par exemple exclusion de la vie professionnelle ou sociale, 

non-accès aux soins médicaux, entre autres. 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

2             
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3             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

B. Art. 5a à 8 (risque spécifique, situation particulière, mesures préparatoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 5a à 8 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 

 d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas échéant, 

qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indiquer l’alinéa / 
la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

5a Si le système de santé est surchargé, c'est selon moi 

avant tout car il n'y a aujourd'hui plus assez de lits par 

habitant. Selon moi, la priorité est de rétablir un ratio 

suffisant lits/habitants, en tenant compte aussi du 

vieillissement de la population.  

      

6 Je trouve inacceptable de contraindre qui que ce soit à 

subir un "traitement" ou un "vaccin" avec lequel il/elle n'est 

pas d'accord. Il me paraît dangereux de confier le rôle 

d'autorité en la matière à un organisme privé comme 

l'OMS. Les recommandations en terme de santé devraient 

toujours faire l'objet de discussion entre les professionnels 

de la santé, impliqués sur le terrain, et ne devraient pas 

pouvoir être imposées à quiconque.  

      

6a             

6b             

6c             

6d             

8             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

C. Art. 11 à 17 (systèmes de surveillance, déclarations, laboratoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 11 à 17 ? 
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Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

11             

12 Pour moi, il est essentiel de garantir le secret médical 

concernant la situation de santé et les traitements suivis 

(ou refusés) par toute personne. La révision, 

notamment au travers de certificats de vaccination, 

s'oppose à ça.  

      

12a             

13             

13a             

15             

15a             

15b             

16             

17             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

D. Art. 19 à 19a (prévention dans les établissements, prévention de la résistance 
aux antibiotiques) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 19 à 19a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 
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Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

19 Pour moi, les personnes doivent pouvoir continuer en 

toute liberté de décider de leur manière de prendre soin 

de leur santé.  

      

19a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

E. Art. 20 à 24a (vaccinations, monitorage de la couverture vaccinale) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 20 à 24a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 

 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

20 Il ne doit en aucun cas y avoir de contrainte directe ou 

indirecte pour subir des vaccins, ou tout traitement. 

Chaque personne doit pouvoir exercer son libre arbitre. 

      

21             

21a             

24             

24a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

F. Art. 33 à 43 (mesures visant des personnes, mesures dans les transports de 
personnes) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 33 à 43 ? 



 

Département fédéral de l‘intérieur DFI 

Office fédéral de la santé publique OFSP 

 

7 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

33 Je suis contre tout système de contact-tracing. Selon 

moi, ce genre de système nuit gravement à la liberté de 

choix et d'intimité des personnes.  

      

37a             

40 Je ne suis pas d'accord avec ces mesures, dans le 

sens qu'elles vont à l'encontre de la liberté de choix des 

personnes et comprennent un risque important de 

dérive, dans le sens d'une discrimination d'une partie de 

la population. 

      

40a Toute personne doit pouvoir continuer de prendre les 

transports publics, quels que soit ses choix médicaux.  

      

40b             

41 Toute personne doit pouvoir continuer de se déplacer, 

sans "preuve d'une analyse diagnostique".  

      

43 Toute personne doit pouvoir continuer de se déplacer, 

sans "preuve d'une analyse diagnostique".  

      

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

G. Art. 44 à 44d (approvisionnement en biens médicaux importants, capacités 
sanitaires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 44 à 44d ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 
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Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

44 Qu'entendez-vous par "biens médicaux importants"? Il 

me paraît essentiel de définir de quoi il s'agit. A 

contrario, quels seraient les biens médicaux pas 

importants? Il me semble que cela comprend un risque 

de dénigrer l'importance de certains traitements 

efficaces, notamment naturels, au profit des nouveaux 

traitements high tech promulgués par les entreprises 

pharmaceutiques... 

      

44a             

44b             

44c             

44d             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

H. Art. 47 à 49b (autres mesures en matière de lutte) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 47 à 49b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

47             

49a             

49b L'utilisation de "preuves" de vaccination ou de tests de 

guérison crée des discriminations entre les personnes. 

Pour moi, chaque personne doit avoir accès de la 

même manière à la vie professionnelle, sociale et aux 

soins médicaux, quels que soit ses choix en matière de 

traitements ou vaccins.  
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Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

I. Art. 50 à 52 (aides financières, contributions, indemnisation) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 50 à 52 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 

 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

50 Sans avis       

50a Sans avis       

51 Sans avis       

51a Sans avis       

52 Sans avis       

Autres remarques sur ce groupe d’articles : le fait que la Confédération alloue des aides 

financières ne doit en aucun cas lui permettre d'imposer l'utilisation de traitements ou vaccins 

plutôt que d'autres traitements, y compris naturels. La Confédération doit être au service de la 

population et garantir la préservation de la liberté de choix de chacun/e.     

J. Art. 53 à 55 (organes des cantons et de la Confédération) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 53 à 55 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 
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53 Sans avis       

54 Sans avis       

55 Sans avis       

Autres remarques sur ce groupe d’articles : L'essentiel pour moi est qu'aucune mesure, ni vaccin, 

ni autre, ne soit jamais imposé au peuple.     

K. Art. 58 à 69 (traitement de données, systèmes d’information nationaux) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 58 à 59 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

58 Cet article doit être rejeté, car il s'oppose à notre droit à 

la confidentialité/au secret médical.  

      

59             

60             

60a             

60b             

60c             

60d             

62a             

69             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

L. Art. 70a à 70f (aides financières destinées aux entreprises en raison de mesures 
au sens de l’art. 6c ou 7) 

Les mesures que la Confédération prend durant la situation particulière ou extraordinaire 

peuvent entraîner des pertes de chiffre d’affaires pour les entreprises. Faut-il créer dans la 
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LEp une base légale pour que la Confédération puisse soutenir ces entreprises au moyen 

d’aides financières ? 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous et aussi 

répondre à la question suivante.) 

Une base légale devrait être créée.   

(Veuillez expliquer ci-dessous.) 

☐ ☐ 

Explication : 

      

 

Si vous estimez nécessaire de créer une base légale dans la LEp pour de telles aides 

financières, dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu concret des art 70a à 

70f ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous)  

 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, 

propositions d’adaptation 
concrètes 

 

70a             

70b             

70c             

70d             

70e             

70f             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

M. Art. 74 à 74h (prise en charge des coûts relatifs aux biens médicaux importants) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 74 à 74h ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 
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(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

74             

74a             

74b             

74c             

74d             

74e             

74f             

74g             

74h             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

N. Art. 75 à 81b (exécution par la Confédération, les cantons et l’armée ; 
collaboration) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 75 à 81b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

75             

77             

80             



 

Département fédéral de l‘intérieur DFI 

Office fédéral de la santé publique OFSP 

 

13 

81a             

81b             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

O. Art. 82 à 84a (dispositions pénales) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 82 à 84a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 

d’adaptation concrètes 

 

82             

83             

84             

84a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

3. Avis sur la modification d’autres actes (LAO, LAAM, LPTh) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les modifications prévues dans d’autres 
actes ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  

d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, 

propositions d’adaptation 
concrètes 
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1 LAO             

35 LAAM             

9a LPTh             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :            

4. Création d’une base légale pour les applications de traçage numérique des 
contacts ? 

Faut-il ajouter à la loi sur les épidémies une disposition permettant d’exploiter des 
applications de traçage numérique des contacts (similaires à SwissCovid) ? 

Le système SwissCovid a été développé sur mandat de la Confédération. Les pays voisins (dans 

l’espace européen) ont mis au point et déployé des systèmes semblables. Actuellement, le projet 
mis en consultation ne contient pas de disposition sur le traçage numérique des contacts. La 

création d’une base légale à ce sujet dans la LEp permettrait à la Confédération de continuer à 
développer et à faire fonctionner des applications de ce type. Elle entraînerait aussi des coûts 

supplémentaires pour le développement et l’exploitation. 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

Une base légale devrait être créée. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

☐ ☐ 

Explication : 

Il ne devrait pas y avoir de système de traçage numérique des contacts. 

 

5. Autres remarques 

Avez-vous d’autres remarques en lien avec la révision partielle de la LEp ? 

Pour moi, cette révision devrait être rejetée dans son ensemble, car elle comporte des risques 

importants de dérive à l'encontre des intérêts de la population. Il est indispensable que chaque 

personne ait la liberté de choix dans la manière dont elle se soigne. Le choix en matière de 

vaccination/thérapies géniques doit être en tout tant préservé. Le secret médical concernant chaque 

personne doit être en tout temps préservé.   

 

 

Nous vous remercions d’avoir rempli ce formulaire ! 
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'inté-
rieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi

du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette

opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fé
déral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé),

des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.

Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la

crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispen-

sable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en don-
nant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les
lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette

proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population
suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière, dé
clenché par P'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes non-

élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté contraire

au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécu-

tants des décisions politiques.

surveillance etL'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des per-

Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra appor-sonnes.

administratives arbi-ter la preuve de sa bonne santé en répondant à des conditions

traires et non scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des

individus passera à un statut de « présomption de maladie D).

une hausseLa mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population

suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Co-

non-vaccinées n'ont pas eu accèsvid, on relèvera que de nombreuses personnes

aux soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par

déclarations de certains politiquesla Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les

non-vaccinées. Dedemandant le renoncement aux soins médicaux des personnes

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradic-

cantons en matière detion avec le principe de subsidiarité (compétence des

santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins

nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la

premier lieu de lasouveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en

responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le do-

maine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de

la Confédération.

Toute référence à "OneHealth", un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et
aux

ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumenta-

lisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment
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s.

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière/ Principes

Concernant les principes relatifs à la '"situation particulière", il est impératif de

prendre en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation

(Traité OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international

RSI) qui prévoient les modifications majeures suivantes :

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions juridique0

ment contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour

pallier à (selon l'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté

internationale à faire preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pan-

démie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS0

se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que

'"chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale

de la santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recom-

mandation ) pour les Etats de mettre en œuvre les mesures déclarées appro-

priées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières, confinement,

masques, vaccinations et tests obligatoires etc.

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, aprèsO

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pou-

voir d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition poten-

tielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale

(PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique

bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des Etats membres qu'ils reconnaissent I'OMS0

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en0

œuvre immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la

contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

T'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclu-

sion que "la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée inter-
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nationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en

Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du

rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués

de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard.

En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit re-

jeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de

ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre na-

tion et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de dé-0

claration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à l'identi-0

fication des '"personnes malades, présumées malades, infectées, présu-

mées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ces dernières

soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées" infectées)

ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori consi-

dérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatée, à un nouveau système où toute personne est à priori "présu-

mée“ malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. II

s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique et basé sur les

constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire,

mais d'un statut de santé administratif standard, (présomption de mala-

die) mettant en demeure la personne de devoir prouver par des moyens

non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. L'expérience COVID ayant

démontré qu'un test de laboratoire inapproprié figurait comme moyens re-

tenus pour apporter la preuve de sa bonne santé et cela alors même que

l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état de santé subjectif) ou

sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé objectif).

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à laO

collecte de données "sur les comportements, y compris les données rela-

tives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas

précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de consomma-

tion ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection des don-

nées (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme suit : 'La

sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont seule

la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont connais-

sance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les don-

nées qui ont une forte connotation affective et que la personne concernée
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ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches“". (traduit de f' al-

Vemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identi-

fication des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère

intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhé

mence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par

la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut in-

tervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des can-

tons en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principale-

ment de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage

des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par

une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et

qu'en l'absence de symptómes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une per-

sonne ne soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa

contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune

utilité pour la santé publique.

Ce certificat de "'guérison" ressemble plutôt à un 'certificat de bonne santé", confir-

mant ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de mala-

die).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-

ci n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait de-

puis la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part,
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engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne

une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées0

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,O

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient néces-0

saires, utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

-Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique
;

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir

d'un point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en

mesure de gérer une telle crise etil est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, trans-

parente et véridique.

618



Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte lesO

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa,0

de document central de l'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,0

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix straté-

giques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité

et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus0

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des ma-0

lades chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des mala-O

dies chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1%

de la mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent0

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages éco-

nomiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des injec-

tions, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique0

a également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradic-0

tion avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de

simples exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS. elle re-0

streint la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, effi-

caces et moins coûteux
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En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et

dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a

et suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.

Dorie Christa1

Marie CHRISTIE

mdOmgie
Amélie CHRISTIE
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Vernehmlassung Epidemiengesetz 12. März 2024
GeS

Sehr geehrte Damen und Herren STE NCD

Dig MT

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Enidemiengesetz

(EpG) Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat

die Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache

widerspricht einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre

ein gewichtiger Grund, um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die

als "selbstverständlich" dargelegtwerden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position

des Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und

eine Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt

dreimal pro Seite erwähnt wird.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht angewendet, als

viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhielten. Im Gegenteil

gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung

verzichten sollten. Darüber hinaus wird die medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt

(Art. 117a BV) und muss deshalb im EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin

komplett (Art. 118a BV).

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt

sich dabei um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und

miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der

Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel

zurückgegangen) sowie die Zunahme und die Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der

öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes, systemimmanentes Problem, das ausserhalb des

EpG gelöst werden muss
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Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung

getragen. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmen im

Kontext ihres wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und müssen

von einer unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies Anforderung fehltin der

vorliegenden Gesetzesvorlage.

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung

und Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der besonderen Lage nicht

durch einen spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der Bundesrat gezwungen

sieht, eine Massnahme anzuordnen, und dauert (wie bspw. im Falle von Covid-19) bis zum Ende der

letzten vom Bundesrat nach Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung

der Phasenwechsel wurde in der Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesratdie

besondere Lage künftig feststellen und aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese

Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen

davon betroffen sind.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigt

worden, hätte massiver Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für

die Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht

es dafür nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des

Textes davon nie mehr die Rede ist. Es bedarf einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie

die beiden Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumtwerden. Die Anhörungen

von Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also

wirkungslos und damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen.

So wie auch Tedros Adhanom Ghebreyesus, deraktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine

Affenpockenpandemie ausrufen konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat

unmittelbar Notverordnungskompetenzen verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den

Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der

Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so

oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man

zeigen, dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an

einer Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig

verbreiten wie Ungeimpfte». Womitillustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht

vor Falschmeldung, und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit

und dokumentiert dieses digital.



3

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt,

deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven

Ausgrenzungen von Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der

WHO mit dem Global Digital Health Certification Network(GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen.

Medizinische Interventionen sind individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet

werden.

Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Es werden

ohne medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenziellerMissbrauch der Daten kann

nicht ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats und die entsprechende Toleranz der

Arbeitgeber, dass man zu Hause bleiben soll, wenn man sich krank fühlt, würde genügen und wäre

eine deutlich weniger invasive Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen

Genesung:

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können, ist

unbestritten. Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht genügend berücksichtigt.

Bei der Anordnung von Massnahmen, muss der Nutzen gegen die potenziellen Schäden sorgfältig

abgewogen werden.

Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden

damit vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den

Nachweis von Virus Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe

des Ct-Wertes haben die Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können

keine qualitativen Aussagen über die Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der

Einbezug von Diagnostik Methoden für politische Entscheidungen ist daher problematisch.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei

Fehlen einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine

Person nicht ansteckend ist. Ebenso wenig war ein positiver Test ein Beweis für die

Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei

Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu bisweilen massiven Einschränkungen

der Grundrechte führen kann.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie

per se relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen,

sondern vor allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn

beispielsweise geimpfte Personen von Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl die Injektion

nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung

durchführen kann. Damit werden der Missachtung der Grundsätze von Chancengleichheit,

Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch in diesem Artikel wird der

Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund Vorrang

eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der vorgeschlagenen

Massnahmen noch deutlicher betont.
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Maskenpflicht (Art. 40a)

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie aufihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis eine

allfällige Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert sein.

Maskentragpflicht im öffentlichen Verkehr (Art. 40a)

Gemäss dem erläuternden Bericht ist eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das Tragen einer

Maske im öffentlichen Verkehr. Diese Intervention wurde nie aufihre Wirksamkeit überprüft. Eine

entsprechende gesetzliche Verankerung entbehrt deshalb jeglicher wissenschaftlichen Evidenz.

Intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs). Zu deren Meldung

könnten Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre der betroffenen Person hat

das nichts zu tun. Das Wort «mutmasslich» begründet eine Carte Blanche und hat das Potential,

willkürliche Handlungen gesetzlich zu schützen.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal

angesprochen werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln.

Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden,

müssen die Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und

sorgfältig gehandhabt werden.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagtwerden, dass erwiesenermassen weder

Lockdown, Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren.

Dass solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die

WHO bereits 2019 und nun ja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vordem

amerikanischen Kongress zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum

Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang

sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern. Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein

solcher Testzwang angeordnet werden.

Unwirksame Massnahmen

Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss aufdie Infektionsrate

hatte. Das war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen

Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemässe Verwendung von Masken

kann allerdings zu Schäden führen. Die Wirksamkeit einer Massnahme müsste demnach also vordem

Beschluss derselben erwiesen und zudem unwidersprochen sein.

Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent)
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Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen

gezwungen werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es

abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis aufeine gelebte Fehlerkultur(Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut

erforderlich ist, um zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine

oder nur eine geringe Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines

viralen Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein

Impfmonitoring hatte mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher

abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage

untergräbt die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur

Arzneimittel zugelassen werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem

muss es jedem Bürger selbst überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht

durch den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der

antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch

Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregeltwerden, und damit nicht zusätzlich imEpG

geregelt werden müssen.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer Manöverkritik

transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse

eine Revision des EpG vorgenommen werden. Wir danken für die Kenntnisnahme.

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick auf die Corona

Pandemie als unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnet werden. Trotzdem bedanken wir uns für die

Möglichkeit einer Stellungnahme und hoffen auf die Berücksichtigung unsere Einwände.

Die vorliegende Revision desEpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend ist insbesondere, dass

Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und Bewegung haben einen positiven

Effekt auf das Immunsystem. Dies sollte entsprechend berücksichtig werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona Pandemie.

Diese hat eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen und einen negativen

Effekt auf die Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt

jedoch bei der Revision des EpG komplett unbeachtet.
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Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine

Nichtanhandnahme bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel!

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden

und lehne diese unmissverständlich und durch die entstandenen Menschenrechtsverletzungen klar

und deutlich abl

Freundliche Grüsse

Msabel/a Clavadetscher 4
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Sehr geehrte Damen und Herren BioM St: RA em

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln,indem die Regierung die

Möglichkeiterhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zU

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldungvon Personen. Ergeht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

1
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe,wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgunghatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, wasim Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondereSituation herrscht; es wirdimmer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Diebeiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in demjede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

3



1

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besondersgesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument aufAntrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

O nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

O es gibtkeine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist- außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbiditätund Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung undim

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift Demateb
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Concerne :

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et des

personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux affirmations

du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence, avant

d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse de la situation,

ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant

ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires

en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à

rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme

automatique de passage à une situation particulière, déclenché par l'OMS, (qui est un

organe supranational dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait

à un abandon de la souveraineté contraire au droit àl'auto-détermination du peuple suisse

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel

de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « présomption de

maladie ».

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse



2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même.A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le renoncement

soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des chances d'accèsaux

aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la vaccination ?

(Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet)

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons enmatière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à "OneHealth", un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de
deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière /Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité OMS sur la

pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes

o Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions juridiquement

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

V'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-preuve

19)" et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMSO Se

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que "chef de file

de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé" (article 3,

paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les États de



mettre en cuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que

fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires

etc.

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC), notamment

une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

o Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMS comme

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte pendant

une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en cuvre

immédiatement et que les Etats membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au renforcement

du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on ne comprend

donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que 'la constatation par I'OMS

d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie pas automatiquement

qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent

dans le pays". La remarque du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6

peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire

à cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci

dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation et se révèlent

donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons

en toutes circonstances

O Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration

des personnes.

o Passage de l'identification des personnes malades ou infectées" à l'identification

des 'personnes malades, présumées malades, infectées, présumées infectées ou

excrétant des agents pathogènes'", que ces dernières soient réellement malades

ou infectées (ou même "présumées" infectées) ou non. On passe ainsi d'un

système où une personne est a priori considérée en bonne santé, la maladie ou

l'infection devant être médicalement constatée, à un nouveau système où toute

personne est à priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence

de symptômes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique et

basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou d'un

laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard, (présomption de

maladie) mettant en demeure la personne de devoir prouver par des moyens non

définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. L'expérience COVID ayant démontré



qu' un test de laboratoire inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter

la preuve de sa bonne santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni

malade ou ni infecté (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un

diagnostic (état de santé objectif)

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte de0

données 'sur les comportements, y compris les données relatives à la vie privée".
La notion de "comportements" n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif
à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : "La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont

confiance ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphèreSa

intime les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches". (traduit de
V allemand)

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification
des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une
atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a: Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la

gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit
être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la maladie
question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.en

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur
intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une obligation,

ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni

proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections deaucun

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptómes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,
tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un
document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.



Ce certificat de 'guérison" ressemble plutôt à un 'certificat de bonne santé", confirmant ainsi

le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci n'est

pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la crise du

Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une bureaucratie

administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination entre les

personnes

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral

part de certains présupposés erronés

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être

une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive

o En cas de pandémie, toute personne peut etre dangereuse pour les autres

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,

utiles, efficaces et proportionnées

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

-Lesinjections deARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la pandémie

Les masques ont un effet protecteur dans la population générale

Seuls les médicaments modernes sont efficaces

Le certificat sanitaire prouve l'immunite d'une personne ;

Le certificat a un impact positif sur la santé publique

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections

IIn'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème

qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien")

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point

central : parconséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une



telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences

etde pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et

véridique

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines0

complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le0

document central de I'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors0

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et0

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi

que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large deO

santé publique

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades

chroniques

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladiesO

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité

o Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoin

surl'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du sermentO

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec0

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples0

exécutants.



o En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint la

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coüteux

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers le

peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées

o
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Consultation sur la loi sur les épidémies

Mesdames et Messieurs

C'est avec plaisir que je profite de l'occasion pour prendre position sur les modifications

prévues de la loi sur les épidémies (LEp).

Prémisse

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, plusieurs hypothèses apparaissent et

sont présentées comme 'allant de soi". Les hypothèses sont les principes implicites qui

sous-tendent la position du Conseil fédéral et qui ne sont ni documentés, ni remis en

question.

Décisions fondées sur des preuves (art. 40b)

Les mesures prises à l'égard de la population doivent être fondées sur des preuves

scientifiques et leur efficacité doit être vérifiée par une instance indépendante. Cette

exigence fait défaut dans le présent projet de loi.

Système national d'information Contact-Tracing (art. 33 etart. 60a)

II n'est pas établi que le traçage des contacts soit pertinenten soi pour la gestion d'une

pandémie, car les évolutions respectives dépendent non seulement fortement de la maladie,

mais aussi et surtout de la manière dont le traçage est effectué. Si, par exemple, des

personnes vaccinées sont exemptées de tests et de quarantaine alors que l'injection ne

protège pas contre la transmission, cela montre à quel point une autorité peut effectuer ce

traçage de manière arbitraire. C'est la porte ouverte au non-respect des principes d'égalité

des chances, de non-discrimination et de proportionnalité. Cet article donne également la

priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur sphère intime par la Confédération.

De plus, le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une obligation,

ce qui souligne encore plus le côté policier et donc clairement invasif des mesures

proposées.

Pas de vaccination

Le thème des vaccinations doit également être abordé une nouvelle fois dans le contexte de

la surrèglementation unilatérale. En principe, le thème des vaccinations doit être réglé dans

la loi sur les produits thérapeutiques. Étant donné qu'ils ne sont pas administrés à des

malades, mais en premier lieu à des personnes en bonne santé, ils doivent être considérés

comme des vaccins.



Culture de l'erreur

II n'existe aucune référence à une culture de l'erreur vécue (leçons apprises et amélioration

continue) lors de la prescription de mesures. II devrait pourtant être clair qu'une telle culture

est absolument nécessaire pour éviter que des mesures soient décidées de manière répétée

alors qu'elles n'ont que peu ou pas d'efficacité.

Le présent projet de LPE révisée doit être rejeté dans son ensemble pour les raisons

exposées ci-dessus. La pandémie Corona doit d'abord être analysée de manière

transparente et indépendante, dans le sens d'une critique de la mancuvre, et ce n'est

qu'ensuite qu'une révision de la LEp pourra être entreprise sur la base de ces conclusions.

Nous vous remercions d'en avoir pris connaissance.

Avec mes salutations distinguées

Kaurpbelen
Marie-José Clerc

Copie à : Monsieur Pierre Maudet, Conseiller d'Etat genevois
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Concerne :

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la

consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons

cette opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur

santé), des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la

santé. Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée

de la crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour),

cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population

suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière,

déclenché par l'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes

non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.



L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples

exécutants des décisions politiques.

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des

personnes. Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra

apporter la preuve de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives

arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé »

des individus passera à un statut de « présomption de maladie >.

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population

suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise

Covid, on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès

aux soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par

la Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en

matière de santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne

reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur

du principe de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en

premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs

tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs

compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à "OneHealth", un concept qui peut sembler judicieux dans

l'abstrait, n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une

obéissance aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-

élues) et ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.



Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de

prendre en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation

(Traité OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international

RSI) qui prévoient les modifications majeures suivantes

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions0

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon I'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS0

se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que

"chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale

de la santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc...)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le

pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition

potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de portée

internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon

son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des Etats membres qu'ils reconnaissent I'OMS0

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.



0 L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en

œuvre immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

I'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la

conclusion que "la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière

en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays'. La remarque

du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être

appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à

cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil

fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car

l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de

notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances

0 Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de

déclaration des personnes.

0 Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a

priori considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être

médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptômes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ouf

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de

santé objectif).



o Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la

collecte de données '"sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas

précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie

dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance

ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime

les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches"

(traduitde l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens

consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des

cantons en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national Contact-Tracing.

De nombreuses études ont montré que le tracage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement

principalement de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le

traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par

une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.



Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et

qu'en l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une

personne ne soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve

de sa contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a

aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un "certificat de bonne santé",

confirmant ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de

maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-

ci n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait

depuis la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une

part, engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part,

entraîne une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées0

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces



Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne
;

Le certificat a un impact positif sur la santé publique

Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien")

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir

d'un point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en

mesure de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.)

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa,0

le document central de l'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,0

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.



o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus

large de santé publique.

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des

malades chroniques.

o Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des

maladies chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent

environ 1% de la mortalité.

0 Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique

a également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

o Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en

contradiction avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

0 Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de

simples exécutants.

o En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle

restreint la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs,

efficaces et moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et

dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a

et suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.

7
Olivier Codeluppi/



Luce Comte 4, chemin de la Tuilière 1184 Vinzel

Tél. 021 826 18 03/078 8079245

Courrier recommandéVinzel, le 19 mars 2024
Amtl DTS PuG R KUV LKV

771t fur
jeft TG

DG

Madame Andrea Arz de Falco
21. März 2024Office Fédérale de la Santé Publique

Schwarzenburgerstrasse 15 T

3097 Liebefeld Dig

BioM Str FAN URA
hem

Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies - réponse à la consultation

Chère Madame,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI) de

mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre 2012 sur les

épidémies (LEp, RS 818.101).

Je suis membre de l'association suisse Réinfosanté et également municipale dans ma commune de

domicile. C'est à ce titre, en tant que représentante élue de la population, que je me permets de

saisir cette opportunité de prendre position sur la révision prévue

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et des

personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux affirmations du

Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la

révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse scientifique indépendante de

la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi au

gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en lois

urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter. Par

ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de

passage à une situation particulière, déclenché par P'OMS, (qui est un organe supranational dirigé

par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des décisions

politiques.
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L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu sera

considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé en

répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel de

présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « présomption de maladieK D).

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive des

coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

Laformulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on relèvera

que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins médicaux, « l'égalité

des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération elle-même. A cela s'ajoutent

les déclarations de certains politiques demandant le renoncement aux soins médicaux des

personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci

est assujettie à des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet)

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec le

principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage, dans

l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant

ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé

doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs

tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur

de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait, n'apporte

pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans de l'OMS

(organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des conjectures sur

des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non d'un risque. Les

causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la diminution continue

du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de deux tiers depuis les

années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est

rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en compte

les documents de I'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS sur la pandémie

et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les modifications majeures

suivantes
:

Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement contraignantes

(actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon I'OMS) « l'évidente
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incapacité dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et d'équité

dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporterl'OMS se verrait confier un

rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de file de la coordination multilatérale

dans la gouvernance mondiale de la santé » (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non

plus la recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées

(article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et

tests obligatoires etc

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après consultation d'un

comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité

de contestation l'apparition potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de portée

internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon

vouloir.

eLe nouvel article 13A exigerait des Etats membres qu'ils reconnaissent I'OMS comme l'organe de

direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte pendant une telle crise et qu'ils

s'engagent à suivre ses directives

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en cuvre immédiatement et

que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si besoin) par tous les acteurs non

étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au renforcement du

rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on ne comprend donc pas

comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « la constatation par l'OMS d'une urgence

de santé publique de portée internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation

particulière en Suisse
;

il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du

rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière

alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique

conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité

Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent

l'abandon de la souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et devrait être

supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable

II représente un passage de l'identification des « personnes malades ou infectées » àe

l'identification des « personnes malades, présumées malades, infectées, présumées infectées ou

excrétant des agents pathogènes », que ces dernières soient réellement malades ou infectées (ou

même « présumées » infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement constatée, à un

nouveau système où toute personne est à priori « présumée » malade ou infectée et cela même
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en l'absence de symptömes. II s'agit d'un statut de santé qui n'est plus biologique et basé sur les

constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de

santé administratif standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. L'expérience COVID ayant

démontré qu'un test de laboratoire inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporterla

preuve de sa bonne santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté

(état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que je rejette en toutes

circonstances

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration des personnes.

.Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte de données « sur

les comportements, y compris les données relatives à la vie privée ». La notion de

comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ouK

de consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection des données (LPD)

du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme suit : « La sphère intime comprendtous les

faits et événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime les données

qui ont une forte connotation affective et que la personne concernée ne souhaite porter à la

connaissance que de ses proches ». (Traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification des

personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces dispositions vont

beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits

fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir dans

les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion des

institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing D).

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi pour la

gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la maladie en question,

mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur intimité. Le

principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une obligation, ce qui renforce le

côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est

rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc aucun

effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de ARNm ne

protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de symptômes, un test
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Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse, tout comme un test positif

n'est pas une preuve de sa contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui

n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant ainsi le

changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne devrait

pas être obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la crise du

Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une bureaucratie

administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination entre les personnes

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet etdu rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral part de

certains présupposés erronés

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une crise

majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, indépendamment de

son âge et de son état de santé. L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la

dangerosité d'un agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, utiles, efficaces

et proportionnées

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la pandémie

-Les masques ont un effet protecteur dans la population générale

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème qui doit

être abordé par la contrainte ("pour son bien")

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement opérationnel, il

ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances

- IIest possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point central :

par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une telle crise et il

est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société
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- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et

véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que parde nombreuses

études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants
:

e Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines

complémentaires (art. 118a Cst.).

eElle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le document central

de l'OMS.

e Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors qu'ils sont

déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

e Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et s'en sont

mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs

sur la société.

e Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de santé

publique.

e Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades chroniques.

eElle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies chroniques, alors

que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la mortalité.

e Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eues et continuent d'avoir sur l'état de

santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets secondaires indésirables

des médicaments et des injections, etc.)

e Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a également des

effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment d'Hippocrate « primume

non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).

eElle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec la nécessité

de considérer chaque cas individuellement.

eElle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples exécutants.

eEn centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle restreint la recherche de

moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins coûteux.
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Je vous remets la présente réponse à la consultation, en espérant que le Conseil fédéral et

l'administration respecteront leur engagement envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule

de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier

les articles 117a et suivants Cst.).

Je vous remercie de bien vouloir prendre en considération les remarques ci-dessus et vous prie

d'agréer, chère Madame, l'expression de ma meilleure considération.

KUn
Luce Comte, municipale

7



Coleen Connors

Breitenbuehlweg 12c

5727 Oberkulm

Bundesamt für Gesundheit BAG

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

03. Maerz 2024

Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung,

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht

geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar

Ausserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber

hinaus wird die medizinische Grundversorgungin der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb im

EpG nicht parallel geregelt werden.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung getragen.

Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmen im Kontextihres

wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie per se

relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem

von derArt und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von

Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der

Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch

in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

deutlicher betont.

Maskentragpflicht im öffentlichen Verkehr (Art. 40a)

Gemäss dem erläuternden Bericht ist eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das Tragen einer Maske im

öffentlichen Verkehr. Diese Intervention wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft. Eine entsprechende

gesetzliche Verankerung entbehrt deshalb jeglicher wissenschaftlichen Evidenz.



Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent).

Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Mit freundlichen Grüsse

0 Gryu
C. Connors
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EBioM Str FANNURA AS CherChem GBAFSehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur

Teilrevision des Epidemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein Vernehmlassungsverfahren

durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision Stellung zu nehmen.

1. Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mitdem Vorentwurf Teilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung gegeben

wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage stellt sich,

warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll.

Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Bei genauem Hinsehen ist im Grunde keine Änderung akzeptabel.

Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist mühselig und auch nicht

zwangsläufig zielführend, da es nicht um das Klein-Klein geht, sondern um das grosse Ganze, das beabsichtigt ist.

Aus Sicht der WHO und ihrem One-Health-Ansatz ist es - kurz gesagt - die Dauerimpfung von Mensch und Tier.

Und genau das gilt es zu verhindern! Es darf keinen One-Health-Ansatz im neuen EpG geben!

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in der aktuell

geltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Art. 1 Gegenstand

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen

Massnahmen vor.

Art. 2 Zweck

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten und zu

bekämpfen. (..)

Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet und

bekämpft werden. Klingt gut gemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten dieser übertragbaren

Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu einem schweren Schaden

eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits geführt hat. Dies begründet dann die

besondere bzw. ausserordentliche Lage, in deren Folge die im EpG beschriebenen Massnahmen

ergriffen werden können.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Willman die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil drakonischen

und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem das Recht auf

körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass (jemals) eine besondere

oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird, welche dann die Massnahmenlawine in

Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel angesetzt werden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6Impfungen als

obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der Impfung ansetzen.

Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert werden.

Schliesslich heisst das Gesetz so.
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2. Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen Fassung des
EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in Art. 6 Abs. 1 EpG
durch zwei alternative Tatbestandsvarianten deiniert (Bst. a und b), die jeweils zwei kumulative
Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei altemnativen Untervarianten in derzweiten Voraussetzung).
Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch auslegungsbedürftig. Daran ändert der
Vorentwurf zur Vernehmlassung nichts. Alle Tatbestände bleiben auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einerin Art. 6 Abs. 1
EpG beschriebenen Situation äussern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der Bund die
Kompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dieswirdneu in Art. 6b
präzisiert: «1 Der Bundesrat stellt die besondere Lagefest. 2 Er definiert die Zieleund Grundsätze der
Strategie zurBekämpfung der Gefährdung sowie die Form derZusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Er
entscheidet über den Einsatz der Krisenorganisation des Bundes.»

Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler und
besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritteund Abläufe zwischen der
Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind heute unklar, ebenso
wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die entsprechenden
Entscheidungen.

Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeitmit
den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone und die zuständigen
parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von Massnahmen 1
Der Bundesrat kann nach Anhörung der Kantoneund derzuständigen parlamentarischen Kommissionen:
a. Massnahmen anordnen gegenüber einzelnen Personen (Art. 30-39) oder gegenüber der Bevölkerung
und bestimmten Personengruppen (Art. 40): (.)c. Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen,
besonders exponierten Personen und Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, für obligatorisch
erklären.»

Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6 EpG in der Grössenordnung von
Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer besonderen
Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von Massnahmen
durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon nicht rechtmässig.
Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen Entwurf. «Vorübergehend dauerhaftes» Notrecht
muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden.

Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für eine
Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. b EpG auf Verordnungsebene
durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der«schwer-wiegenden» Auswirkungen auf
die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf
Verordnungsebene durch nachprüfbare, messbare Kriterien objektiviertwerden, unter welchen
Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen Lage erfüllt ist.

Die causserordentliche Lage» gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erstrecht
Konkretisierung des Begriffs erfolgen.eine

Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf die
Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht,wenn sie ausländischer oder
nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf Willkür fussen.

3. Hebel Nummer 2: Die Definition der Impfung

Die COVID-19-Impfung auf mRNA-Basis war keine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den Patenten von
Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller bisherigen Impfungen sein
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soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den Menschen injiziert werden soll,

Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizin echt / Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu

«erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform

aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient zur Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der

Nichterkrankung, Nichtansteckung und Nichtweitergabe von Krankheitserregern.

4. Hebel Nummer 3: Der guten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann die

erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden.

5. Hebel Nummer 4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (=

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz!

6. Fazit

Ja, die sog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind Anpassungen

durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien und das Lostreten

einer Massnahmenlawine /Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die falschen

Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in dem Freiheit,

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel sind. Alle

Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der Corona-

Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhaupt um eine Pandemie und damit eine besondere Lage

gehandelt hat und woher das Virus (wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam, in der Begründung für

die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt wird.

Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche Lage in

der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann unterläge das EpG

per se fremder Willkür.

Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie gezogen

werden, wird die Rolle, die die WHO hier gespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus könnte aber

abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, der WHO eine Machtausweitung zuzugestehen.

Ganz im Gegenteil: Eher deren Abschaffung!

Und erst recht gibt es keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-wünsche

der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt durch eine

Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Auch hatder One-Health-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) nichts im Epidemiengesetz
oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen.Wann hat der Souverän diesem Ansatz als Leitmotiv für

alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind Mensch und Tier NICHT

gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dassjedes Tier (oder jede Pflanze) ein Recht auf Leben

hat (Art. 10BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass

wir zu viele Menschen auf diesem Planeten sind).

Esist zwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung eine

Gentherapie und keine Impfungim herkömmlichen Sinne (und auch nichtim Sinne des Patentrechts)

nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und Nichtweitergabe eineswar,

Krankheitserregers.
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Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltvreit verboten werden, will man die konti-nuierliche

Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches(vorsätzliches) Entweichen an

Zukunft verhindern

7. Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante Abstimmung im

Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendung kommen und eine

erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt wird, sind in der

Teilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur Ausrufung

einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch eine (ausländische)

Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer Regierung. Der Gesetztstext muss

entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden, dann

sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte und / oder ungeprüftemuss

Substanz zwangsverabreichtbekommt (d.h. Impfzwang oder ähnliches), die eine bedingte (= Notfall-)

Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang ist zudem der Begriff der Impfung genau zu

definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-Impfung ist eine

Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpft Symptome, nicht den erstmaligen Ausbruch

einer Erkrankung. Zudem istzu verhindern, dass die Pharmalieferanten ihre Produkte umdeklarieren,

also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen.

ich danke für die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen,

Saga Comadtend

Sonja Corradini
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Nicholas Corrin 

Schauenburgerstrasse 23 

4052 Basel 

tel: 061 511 88 60 

email: shakri778@protonmail.com 

Februar 20, 2024 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante 

Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur 

Anwendung kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten 

Maßnahmen wiederholt wird, sollte es in den Vernehmlassungsantworten vor allem um zwei Dinge 

gehen: 

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur 
Ausrufung einer besonderen oder außerordentlichen Lage kommt und schon gar nicht 

durch eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer 

Regierung. 

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen 

werden, dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte 
und / oder ungeprüfte Substanz zwang verabreicht bekommt (dh. Impfzwang oder 

ähnliches), die eine bedingte (=Notfall-)Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang 

ist zudem der Begriff der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst recht niemand zu 

einer Therapie (die mRNA-Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie 

bekämpft Symptome, nicht den erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem ist zu 

verhindern, dass die Pharmalieferanten ihre Produkte umdeklarieren, also eine bewusste 

Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen. 

 
Ergebnis des Vergleichs beider Versionen (EpG alt und neu): 

• Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt. 
• Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage 

stellt sich, warum es sich nur um eine “Teilrevision“ handeln soll. Die Tragfähigkeit der 
Änderungen ist zudem enorm. 

• Bei genauem Hinsehen ist im Grunde keine Änderung akzeptabel. 

ERGO: Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist 

mühselig und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nicht um das Klein-Klein geht, sondern um 
das große Ganze, das beabsichtigt ist (aus Sicht der WHO und ihrem One-Health-Ansatz ist es - kurz 

gesagt – die Dauer Impfung von Mensch und Tier). Und genau das gilt es zu verhindern! Es darf 
keinen One-Health-Ansatz im neuen EpG geben! 

Mit einer Kommentierung der einzelnen neuen Artikel und dem Ziel bzw. der Hoffnung einer 

Umformulierung oder Streichung würden zudem nur die Symptome der Auswirkungen des Gesetzes 

(Massnahmenvollzug), aber nicht deren Ursache, die eigentliche Ingangsetzung der Massnahmen 

bekämpft. 

 
Was ist statt dessen zu tun? 

 

mailto:shakri778@protonmail.com


Bisheriger und auch gemäss Teilrevision unveränderter Wortlaut EpG: 

 
Art. 1 Gegenstand 

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu 

nötigen Massnahmen vor. 

 
Art. 2 Zweck 

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten 
und zu bekämpfen. (…) 

 
 

• Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet 

und bekämpft werden. Klingt gut gemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten dieser 

übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu 
einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits 
geführt hat. Dies begründet dann die besondere bzw. außerordentliche Lage, in deren Folge die 

im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können. 
• Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil 

drakonischen und freiheits- und verfassungsmäßig zweifelhaften Maßnahmen, welche zudem das 

Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass 
(jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird, welche 
dann die Maßnahmen Lawine in Gang setzt. Und hier kann der 1. Hebel angesetzt werden.  

• Die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von 

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6 

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der 
Impfung ansetzen. 

• Der “guten Ordnung halber“ sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert 
werden. Schließlich heisst das Gesetz so. 

 
Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe 

• Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen Fassung 

des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in Art. 6 Abs. 

1 EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), die jeweils zwei 

kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in der zweiten 

Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestand Definition sind juristisch auslegungsbedürftig. 

Daran ändert der Vorentwurf zur Vernehmlassung nichts. Alle Tatbe-stände bleiben 

auslegungsbedürftig! 
• Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art. 6 

Abs. 1 EpG beschriebenen Situation äußern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der 
Bund die Kompetenz zur Anordnung von Maßnahmen gemäß Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies wird 
neu in Art. 6b präzisiert: “1 Der Bundesrat stellt die besondere Lage fest.   
2 Er definiert die Ziele und Grundsätze der Strategie zur Bekämpfung der Gefährdung sowie die 

Form der Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Er entscheidet über den Einsatz der 

Krisenorganisation des Bundes. 
• Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler und 

besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe zwischen 

der Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind heute 
unklar, ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die 

entsprechenden Entscheidungen. 
• Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeit 

mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: “4 Er (der BR) hört die Kantone und die zuständigen 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/297/de#art_1
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/297/de#art_2


parlamentarischen Kommissionen an.“ Und in Art. 6c: “Besondere Lage: Anordnung von 
Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nach Anhörung der Kantone und der zuständigen 

parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenüber einzelnen Personen (Art. 

30–39) oder gegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (…) c. 
Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und 

Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, für obligatorisch erklären.“  
• Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6 EpG in der Grössenordnung von 

Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer 

besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von 

Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon 

nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen Entwurf. “Vorübergehend 
dauerhaftes Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden. 

 
 

• Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse des Gesetzes Klarheit, Bedarf für 

eine Konkretisierung der “besonderen“ Gefährdung gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. b EpG auf 

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der “schwer-

wiegenden“ Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls 
aus Gründen der Gesetzes Klarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare, messbare 

Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen 

Lage erfüllt ist. 
• Die "außerordentliche Lage“ gemäß Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst 

recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen. 
• Kein Kriterium zur Ausrufung einer “besonderen“ oder einer “ausserordentlichen Lage“ darf die 

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer 

oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf 
Willkür fussen. 

 

Hebel Nummer 2: Die Definition der Impfung 

Die COVID-19-Impfung auf mRNA-Basis war keine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den 
Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller 

bisherigen Impfungen sein soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den 

Menschen injiziert werden soll, Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht / 

Patientenrecht folgen und nicht für das EpG neu “erfunden“ werden bzw. schwammig sein. Zumal 
rein rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. Eine Therapie 

dient zur Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nicht Anstecken 

und Nichtweitergabe von Krankheitserregern. 

 
Hebel Nummer 3, der guten Ordnung halber, die Definition einer Epidemie und einer Pandemie. 

 
Erwähnenswert wäre noch Hebel Nummer 4: Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte 
man weltweit die “Gain-of-Function-Forschung“ (= Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen 
könnte man gleich einmal in der Schweiz! 

 
 

Argumentarium / Begründung einer Vernehmlassungsantwort: 

 
 



• Ja, die sog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind 

Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien 
und das Lostreten einer Massnahmenlawine / Aktionismuslawine. 

 
 

• Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die 

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in dem 
Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel 

sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der 

Corona-Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhaupt um eine Pandemie und damit eine 

besondere Lage gehandelt hat und woher das Virus (wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam, 

in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt 

wird. 
 
 

• Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche 

Lage in der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann 

unterläge das EpG per se fremder Willkür. 
 
 

• Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie 

gezogen werden, wird die Rolle, die die WHO hier gespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus 

könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, der WHO eine 

Machtausweitung zuzugestehen. Ganz im Gegenteil: Eher deren Abschaffung! 
 
 

• Und erst recht gibt es keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die 

Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) 

schon jetzt durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen. 
 
 

• Auch hat der One-Health-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) nichts im 

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem 

Ansatz als “Leitmotiv“ für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind 

Mensch und Tier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dass jedes Tier (oder 
jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat (Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen 

vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass wir zu viele Menschen auf diesem Planeten sind). 
 
 

• Es ist zwingend zu definieren, was unter “Impfung“ zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung 

eine Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne (und auch nicht im Sinne des 
Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nicht An-steckung und 

Nichtweitergabe eines Krankheitserregers. 
 
 

• Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die 

kontinuierliche Erzeugung von Labor Viren und deren versehentliches oder absichtliches 
(vorsätzliches) Entweichen in Zukunft verhindern. 

 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit in dieser dringenden Angelegenheit. 

 
Freundliche Grüsse. 

 
Nicholas Corrin 
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons

cette opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur

santé), des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la

santé. Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée

de la crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour)

cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population

suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière,

déclenché par P'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes

non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.



L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples

exécutants des décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des

personnes. Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra

apporter la preuve de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives

arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé >)

des individus passera à un statut de « présomption de maladie D)

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population

suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise

Covid, on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès

aux soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par

la Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en

matière de santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne

reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur

du principe de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en

premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs

tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs

compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à 'OneHealth", un concept qui peut sembler judicieux dans

l'abstrait, n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une

obéissance aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-

élues) et ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.



Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de

prendre en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation

(Traité OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international

RSI) qui prévoient les modifications majeures suivantes

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions0

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon I'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter 'OMS0

se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que

"chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale

de la santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc...

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de 'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le

pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition

potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de portée

internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon

son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMS0

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.



L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en0

immédiatement etque les États membres les fassent appliquer (parceuvre

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents der

T'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la

conclusion que "la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière

en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque

du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être

appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à

cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil

fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car

l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de

notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système deO

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" àO

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ceS

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a

priori considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être

médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptômes. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin OU

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de

santé objectif).



> Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la

collecte de données '"sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas

précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : '"La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie

dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance

ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime

les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches

(traduit de l allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens

consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des

cantons en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national Contact-Tracing.

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement

principalement de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le

traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par

une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.



Art. 49b : Certificats de vaccination, de test etde guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et

qu'en l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une

soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuvepersonne ne

de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a

utilité pour la santé publique.aucune

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un "certificat de bonne santé",

confirmant ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de

maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-

ci n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait

depuis la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une

part, engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part,

entraîne une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge etde son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient0

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces



- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien")

- est pleinementLe système de santé suisse - en dehors d'une pandémie

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir

d'un point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en

mesure de gérer une telle crise etil est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences etde pouvoirs

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa,

de document central de l'OMS.



Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,O

alors qu'ils sont déterminants pourl'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix0

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus0

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient desO

malades chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des0

maladies chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent

environ 1% de la mortalité

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuentO

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publiqueO

a également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est enO

contradiction avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de0

simples exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elleO

restreint la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs,

efficaces etmoins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et

dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a

et suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemi-

engesetzes (EpG) Stellung.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird wiederholt auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komple-

mentärmedizin komplett (Art. 118a BV).

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird viel Zu

wenig Rechnung getragen. Es ist keine absolut unabhängige Instanz vorgesehen, welche

angeordnete Massnahmen im Kontext ihres wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhält-

nismässigkeit überprüfen würde.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme

weitergeführt, deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen wurde, zu massiven Ausgren-

zungen von Mitmenschen und zu einer tiefgehenden Spaltung der Gesellschaft geführt

hat. Dies ist nicht akzeptabel. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit

dem Global Digital Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es kategorisch

abzulehnen. Medizinische Interventionen sind individuelle Entscheidungen und können

und dürfen nicht vom Staat und schon gar nicht von Institutionen wie der WHO verordnet

werden.

Kontaktverfolgung (Art. 60a)

Die angedachte Kontaktverfolgung (Contact Tracing) auf Bundesebene ist ein bürokrati-

scher «Alptraum». Es werden ohne medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein

potenzieller Missbrauch der Daten kann nicht ausgeschlossen werden. Ein Appell und die

entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, bei Krankheit generell zu Hause zu bleiben,

würde genügen und wäre eine viel weniger invasive Massnahme, um das gleiche Ziel zu

erreichen: eine rasche Genesung. Generell muss viel mehr darüber aufgeklärt werden,

wie die Menschen ihr Immunsystem stärken können.



Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Zeit kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen we-

der Abriegelung (Lockdown), soziale Distanzierung noch Masken wirksame Mittel zur Be-

kämpfung der angeblichen Pandemie waren. Dass solche Massnahmen bei grippalen Er-

krankungen keinen signifikanten Nutzen haben, mussten die WHO bereits 2019 und nun

auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress ZU-

geben. Eine WHO-Studie zu Grippe-«Pandemien» kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei

ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern. Trotzdem könnte mit der neuen

Vorlage ein solcher nutzloser Testzwang angeordnet werden, der insbesondere bei Kin-

dern zu traumatischen Erfahrungen führen.

Bekanntlich war die Ausrufung der letzten «Pandemien» ohnehin nur möglich, weil die

WHO in weiser Voraussicht die Definition für eine Pandemie im Jahr 2009 just einen Mo-

nat vor Ausrufung der Schweinegrippe-«Pandemie» geändert hat.

Aufklärung über Risiken und Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen wiederholt erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über die häufigen

Nebenwirkungen und Risiken unerwähnt (Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens sollen zur Durchführung von Injekti-

onen gezwungen werden können. Ein solch weitreichender Eingriff des Staates in die Be-

rufsausübung und die Privatsphäre ist unter allen Umständen abzulehnen.

Abschliessend eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona-Zeit.

Die durchwegs negative und reisserische Berichterstattung hat eine Art «Stockstarre» er-

zeugt, die heute noch in vielen Menschen nachhallt. Die von den Medien und Behörden
2

bewusst geschürten Ängste haben bei vielen Menschen anhaltenden körperlichen Stress

verursacht und sich negativ auf ihre Gesundheit ausgewirkt. Dieser Umstand müsste un-

bedingt berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision des EpG komplett unbeach-

tet.

Freundliche Grüsse

l.GsucpalO)
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehrgeehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mit dem Vorentwurf Teilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung

gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändert oderergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehrumfassende Änderungen und die Frage
stellt sich, warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll.

Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Beigenauem Hinsehen ist im Grunde keine Änderung akzeptabel.

ERGO: Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist mühselig

und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nichtum das Klein-Klein geht, sondern um das grosse

Ganze, das beabsichtigt ist. Aus Sicht der WHO und ihrem One-Health-Ansatz istes-kurz gesagt - die

Dauerimpfung von Mensch und Tier. Und genau das gilt es zu verhindern! Es darfkeinen One-Health-

Ansatz im neuen EpG geben!

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in der

aktuell geltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Art. 1 Gegenstand

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen

Massnahmen vor.

Art. 2 Zweck

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten und

zu bekämpfen. (..)
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Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet

und bekämpftwerden. Klingt gut gemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten diesen

übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislichzu

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits

geführt hat. Dies begründet dann die besondere bzw. ausserordentliche Lage,in deren Folge die

im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendungder vorgesehenen, zum Teil

drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem

das Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass

(jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird, welche

dann die Massnahmenlawine in Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel angesetzt werden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der

Impfung ansetzen.

Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert

werden. Schliesslich heisst das Gesetz so.

2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen Fassung

des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in Art. 6

Abs. 1 EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. aund b), die jeweils zwei

kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervariantenin der zweiten

Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch auslegungsbedürftig.

Daran ändert der Vorentwurf zur Vernehmlassung nichts. Alle Tatbestände bleiben

auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone Bedarf an Führungund Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art. 6

Abs. 1EpG beschriebenen Situation äussern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der

Bund die Kompetenz zur Anordnungvon Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies wird

neu in Art. 6b präzisiert: «1 Der Bundesrat stellt die besondere Lage fest. 2Er definiert die Ziele

und Grundsätze derStrategie zurBekämpfung der Gefährdung sowie dieForm der

Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Er entscheidet überden Einsatz der Krisenorganisation des

Bundes.

Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler und

besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe zwischen

der Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind heute

unklar, ebensowie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonenin die

entsprechenden Entscheidungen.

Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeit

mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone und die zuständigen

parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von

Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nachAnhörung derKantone und derzuständigen

parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenüber einzelnen Personen(Art.

30-39) odergegenüber derBevölkerung undbestimmten Personengruppen (Art. 40); (-.) c.

Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und

Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, für obligatorisch erklären.»

Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6EpG in der Grössenordnung von

Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer

besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von

Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon

nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen Entwurf. «Vorübergehend

dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden.
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Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht bestehtim Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für

eine Konkretisierung der «besonderen» Gefährdunggemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. b EpG auf

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls

aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare,messbare

Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen

Lage erfüllt ist.

Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst

recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen.

Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darfdie

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer

oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf

Willkür fussen.

3 Hebel Nummer2: Die Definition der Impfung

DieCOVID-19-Impfung auf mRNA-Basis war keine Impfung, sondern eine Gentherapie, wasin den

Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie dieZukunft aller

bisherigen Impfungen sein soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Eskann nicht alles, was den

Menschen injiziert werden soll, Impfunggenannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht /

Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu «erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein

rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient zur

Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nichtansteckung und

Nichtweitergabe von Krankheitserregern.

4 Hebel Nummer 3: Der guten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann

die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden.

5 Hebel Nummer 4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftigPandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung»(=

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz!

6 Fazit

Ja, die sog. Corona-Pandemie hatbestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind

Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick aufdie Verhinderung von Pandemien

und das Lostreten einer Massnahmenlawine / Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitungdieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in dem

Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel

sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der

Corona-Pandemie, ausder man ja lernen sollte, überhaupt um eine Pandemie und damit eine

besondere Lage gehandelt hat und woherdas Virus (wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam,

in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt

wird.
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Schon gar nicht darfeine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche

Lage in der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann

unterläge das EpG per se fremder Willkür.

Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie

gezogen werden, wird die Rolle, die dieWHO hier gespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus

könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, der WHO eine

Machtausweitung zuzugestehen. Ganz im Gegenteil: Eher deren Abschaffung!

Und erstrecht gibt es keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-
wünsche der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt

durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Auch hat der One-Health-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem
Ansatz als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind

Mensch undTier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dassjedes Tier (oder

jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat (Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen

vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass wir zu viele Menschen auf diesem Planeten sind).

Es ist zwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung

eine Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne (und auch nicht im Sinne des

Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und

Nichtweitergabe eines Krankheitserregers.

Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die konti-

nuierliche Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches (vorsätzliches)

Entweichen in Zukunft verhindern.

7 Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante

Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendung

kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt

wird, sind in der Teilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur

Ausrufung einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch

eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung/Zustimmung der Schweizer Regierung. Der

Gesetztstext muss entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden,

dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte und/oder

ungeprüfte Substanz zwangsverabreicht bekommt (d.h. Impfzwang oder ähnliches), die eine

bedingte (= Notfall-) Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang istzudem der Begriff

der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-

Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpft Symptome, nicht den

erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem istzu verhindern, dass die Pharmalieferanten

ihre Produkte umdeklarieren, also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen.

Ich danke für die Kenntnisnahme.
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames, Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et des

personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux affirmations

du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence, avant

d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse de la situation,

ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en lois

urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition està rejeter. Par

ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de

passage à une situation particulière, déclenché par P'OMS, (qui est un organe supranational

dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la

souveraineté contraire au droità l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.



L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et dela

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel

de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « présomption de

maladie >.

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à OneHealth" , un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de V'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voieà des
conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de

deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité OMS sur la



pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes:

- Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions juridiquement

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon P'OMS)
« l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire preuve de

solidarité et d'équité dans laréponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid- 19)" et y

remédier.

- Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporterI'OMS se

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que "chef de file de la

coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé“ (article 3, paragraphe

11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les

mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc..)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeurgénéral de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir d'annoncer

seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou actuelle d'une urgence

de santé publique de portée internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en

déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

- Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMS

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

- L'article 42 modifié exigerait que lesmesures ordonnées soient mises en œuvre

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si besoin)

par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on

ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que "la

constatation par I'OMS d'une urgencede santé publique de portée internationale ne signifie

pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours

d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du rapport explicatif selon laquelle les

points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien.

Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration

ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de
la souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons en

toutes circonstances :



Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration

des personnes.

- Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à l'identification

des "personnes malades, présumées malades, infectées, présumées infectées ou excrétant

des agents pathogènes", que ces dernières soient réellement malades ou infectées (ou même

"présumées" infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement constatée, à

un nouveau système où toute personne est à priori "présumée" malade ou infectée et cela

mème en l'absence de symptômes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus

biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou d'un

laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard, (présomption de maladie)
mettant en demeure la personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est

ni malade ni infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve desa bonne santé et

cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état de santé subjectif)

ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé objectif).

- Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte de

données "'sur les comportements, y compris les données relatives à la vie privée". La notion

de "comportements" n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de comportements sexuels,

politiques ou de consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme suit: "La sphère

intime comprend tous les faits et événements de la vie dont seule la personne concernée ou

les personnes qui ont sa confiance ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de

la sphère intime les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porterà la connaissance que de ses proches". (traduitde l'allemand).

L'article58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que surl'accès à la sphère intime. Ces
dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une
atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la

gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé

doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing"

Denombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est

effectué.



Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé parune obligation,

ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni

proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. II s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de "'guérison" ressemble plutôt à un "certificat de bonne santé", confirmant ainsi

le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci n'est

pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la crise du

Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et coûteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral

part de certains présupposés erronés :

- L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID -19 se sont révélées être

une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

- En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,

utiles, efficaces et proportionnées :

L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination.

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la pandémie.

*

Les masques ont un effet protecteur dans la population générale.

* Seuls les médicaments modernes sont efficaces.

*

Le certificat médical prouve l'immunité d'une personne.



Le certificatà un impact positif sur la santé publique.

* II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

*

II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème

qui doit être abordé par la contrainte (« pour son bien »).

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - et pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de matériel.

*

D'autres pandémies sontà craindre dans l'immédiat.

* L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central: par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une

telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences et de

pouvoirs.

* La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

* Les autorités se comportent et communiquentde manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que parde

nombreuses études dont le Conseil Fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines
complémentaires ( art. 118a Cst)

- Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé età la Charte d'Ottawa, le

document central de l'OMS.

- Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prises en charge précoce, alors

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi que

des effets négatifs sur la société

- Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de

santé publique.



- Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la mortalité.

- Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir

sur l'état de santé de la population ( isolement social, dommages économiques, effets

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

- Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a

également des effets néfastes à court, moyen et long terme ( effet nocebo).

- Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment

d'Hippocrate « primum non nocere » ( en premier lieu, ne pas nuire).

- Elle propose un approche standardisée du traitement qui esten contradiction avec la

nécessité de considérer chaque cas individuellement.

- Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang desimples

exécutants.

- En centralisant et imposant les directives de I'OMS, elle restreint la recherche et les

moyens de prévention et de traitements alternatifs, efficaces et moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers le

peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale ( en particulier les articles 117a et suivants Cst), nous

vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Mesdames, Messieurs, nos salutations distinguées.

Rolande Cotting Ngonga

E 1oR
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Office fédéral de la santé publique OFSP

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Berne

Date 21 mars 2024

Consultation sur la loi sur les épidémies

Mesdames et Messieurs,

C'est avec plaisir que je profite de l'occasion qui est donnée pour exprimer ma position sur les

modifications prévues de la loi sur les épidémies (LEp)

Thèmes dominants

Ce qui frappe, c'est un langage très autoritaire et directif, une terminologie presque guerrière et une

focalisation sur des mesures extrêmement invasives, en particulier la vaccination, qui est mentionnée

en moyenne trois fois par page

Principes d'efficacité et de proportionnalité

Les principes d'efficacité et de proportionnalité font également leur entrée dans la loi, ce qui est bien

sûr à saluer. S'ils avaient été effectivement pris en compte lors de la pandémie de Corona, des

dommages massifs pour la santé psychique et physique générale ainsi que pour l'économie nationale

auraient pu être évités. Cela doit-il changer à l'avenir ? Bien entendu, il ne suffit pas d'écrire une telle

chose dans un article de circonstance, alors qu'il n'en sera plus jamais question dans tout le reste du

texte. Il est nécessaire de formuler concrètement comment ces deux principes doivent être mis en

ceuvre.

Certificats de vaccination, de test et de guérison (art. 49b)

En reprenant le certificat Covid dans la LEp, on poursuit une mesure de santé dont l'efficacité n'a pas

pu être prouvée à ce jour et qui a parfois conduit à l'exclusion massive d'autres personnes. II convient

de rejeter un certificat de santé global tel que prévu par l'OMS avec le Global Digital Health
Certification Network (GDHCN). Les interventions médicales sont des décisions individuelles et ne

peuvent pas être prescrites par l'Etat.

Obligation de porter un masque (art. 40a)

L'efficacité du port d'un masque facial n'a jamais été testée ni attestée scientifiquement. II était même

inscrit sur les boîtes de masques au début de la crise du Covid en 2020 : « ce produit ne protège pas

des contaminations virales ou infectieuses ». Tant qu'une éventuelle efficacité n'a pas été prouvée,

elle ne devrait pas être inscrite comme mesure dans la LEp.

Répartition des produits thérapeutiques, substances antimicrobiennes, vaccins

Les termes actuels de « produits thérapeutiques » et de « dispositifs médicaux » suffisent amplement

et ne doivent pas être remplacés par le terme abstrait de « biens médicaux ». Le développement de la

résistance des substances antimicrobiennes et leur surveillance sont des sujets importants. II s'agit



toutefois de thèmes quotidiens qui sont déjà régis par la loi sur les produits thérapeutiques et quine

doivent donc pas être réglés en plus dans la LEp.

ensemble. Il faut recommander au Parlement de ne
En résumé, la révision doit être rejetée dans son

pas l'adopter ou de la rejeter. Le projetn'est pas acceptable

consultation et je le
Pour les raisons exposées ci-dessus, je ne suis pas d'accord avecle projet mis en

rejette.

Avec mes salutations distinguées,

Suzanne Cotting

S4H
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Concerne :

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette

opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé),

des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.

Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la

crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les

lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette

proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse

qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière, déclenché

par I'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes non-élues) soit

applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté contraire au droit à
Mouvement Fédératif Romand - 63, Avenue Maurice Troillet, 1950 Sion

info@mouvement-federatif-romand.ch
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants

des décisions politiques.

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes.

Tout individu sera considérécomme malade ou contagieux etdevra apporter la preuve

de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non

scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus

passera à un statut de « présomption de maladie »

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid,

on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux

soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la

Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins medicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction

avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé).

Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins

nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la

souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la

responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le

domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de

la Confédération.

Toute référence à OneHealth', un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et

ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.

LUTHVUVGINICH ICUCIAUITLUIIGEIN.U
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Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "'situation particulière", il est impératif de prendre

en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité

OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui

prévoient les modifications majeures suivantes :

o Le traité de I'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon I'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

o Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter I'OMS

se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que 'chef

de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la

santé“ (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc...)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, etd'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des Etats membres qu'ils reconnaissent I'OMS0

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

CIULVGTLIG
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o L'article 42 modifie exigerait que les mesures ordonnées soient mises en

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (parceuvre

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien auf

renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

'OMS, on ne comprend donc pascomment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion

que 'la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en

Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays'". La remarque du

rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués

de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard.

En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de

ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation

et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances

o Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des personnes malades ou infectées" à0

l'identification des 'personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être

médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptómes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de
ahntk nhinntift
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Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à laO

collecte de données "sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas

précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont

seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les

données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches".

(traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés

par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons

en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing"

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement

de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des

contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

DURMIHOUVCHNICHETCUGLGUEEULIGEU
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Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la sante publique. II est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en

labsence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne

soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa

contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune

utilité pour la santé publique.

Ce certificat de 'guérison" ressemble plutôt à un 'certificat de bonne santé", confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci

n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis

la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part,

engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne

une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie

-Lesmasques ont un effet protecteur dans la population générale
;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;
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- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("'pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure

de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le0

document central de I'OMS.

ILIIUIL J
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o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix0

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus0

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des0

malades chroniques.

Elle ne tient pas compte du faitque 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

o Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

o Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment

d'Hippocrate "'primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui esten contradiction

avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de0

simples exécutants.

o En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle restreint

la recherche de moyens de prévention et detraitement alternatifs, efficaces et

moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale etdans

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et

suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.

HoWgTUuvCEECE CUCFat ULIGHE.G
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Office fédéral de la santé publique OFSP,

Madame Anne Lévy, coordinatrice

Schwarzenburgerstr. 157

3097 Liebefeld

Onex, 20 mars 2024

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de l'intérieur DFI

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons volontiers l'occasion de prendre

position sur la révision prévue.

1 Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour plusieurs raisons.

II prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral - au détriment des

citoyens (qui sont en premier lieu responsables de leur santé), des cantons et des personnes

et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement à ce que pense le Conseil

fédéral, les leçons de la crise Covid-19 n'ont absolument pas été prises en compte. Avant

d'entamer une révision partielle, il est nécessaire de procéder à une analyse.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant au

gouvernement la possibilité de transformer les lois d'urgence en droit ordinaire. Sans un

examen minutieux (voir la mise à jour), il faut rejeter cette proposition. Par ailleurs, il n'est

pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une

situation particulière, déclenché par I'OMS, soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon

de souveraineté intolérable.

L'avant-projet fait des professionnels de la santé de vulgaires exécutants de décisions

politiques. II donne la priorité, en premier lieu et comme pilier central de sa stratégie, à la

vaccination - même avec des moyens encore inconnus aujourd'hui et contre une maladie

encore inconnue aujourd'hui. Cela ne peut pas être toléré. Dans la foulée, il ne tient pas

compte des aspects de la santé mentale et de la médecine complémentaire (art. 118a Cst.).
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L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. II va même

jusqu'à faire de toute personne a priori une personne (supposée) malade ou

contagieuse (statut standard), qui doit prouver le contraire (c'est-à-dire sa santé) par des

exigences administratives arbitraires et non scientifiques. Une telle approche fait fi de la

perception de l'individu (santé subjective) etde toute constatation clinique (santé objective).

Cela n'a plus rien à voir avec la promotion de la santé.

Ce qui est frappant, c'est le langage très directif et autoritaire, une terminologie

guerrière et une focalisation sur les mesures invasives. Pour quelle raison ? A titre

d'exemple, on notera que le rapport explicatif mentionne le mot vaccination" en moyenne
trois fois par page.

L'avant-projet ne répond pas à la question de savoir pourquoi il n'y a pratiquement rien sur

la prévention et la promotion de la santé par des moyens naturels et non

pharmacologiques. II est prouvé que ces derniers sont plus efficaces que les vaccins lorsqu'il

s'agit de prévenir et de traiter les infections, et ce à un coût très faible.

Et last but not least : il faut malheureusement constater avec effroi qu'une mise en œuvre de

l'avant-projet sous cette forme entraînerait une nouvelle hausse (massive) des coûts de la

santé. Ce n'est pas dans l'intérêt de la population suisse.

2 Concernant les différentes dispositions

Art. 2: But

La formulation "égalité des chances d'accès" doit être supprimée. La Confédération elle-

même n'a pas utilisé cette notion lors de la crise du Covid, lorsque de nombreuses

personnes non vaccinées n'avaient pas accès aux soins médicaux. Au contraire, il y a même

eu des déclarations selon lesquelles les personnes non vaccinées devaient renoncer aux

soins médicaux. Cela n'avait rien à voir avec l'égalité des chances.

Les soins médicaux de base sont déjà régis par la Constitution (art. 117a Cst.). Elle n'a pas

besoin d'être répétée dans la LEp.

D'un côté, la Confédération propose d'étendre ses compétences, ce qui est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de

santé). D'un autre côté, elle s'engage, dans l'art. 41 Cst., à ce que chaque personne reçoive

les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la

souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la

responsabilité de l'individu. En outre, les cantons doivent assumer leurs tâches dans le

domaine de la santé et ne pas transférer leurs compétences à la Confédération.

Toute référence à OneHealth, un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle signale l'obéissance aux plans de

'OMS et ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

2



diminution continue du nombre de lits d'höpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de

deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il estrédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

En ce qui concerne les principes relatifs à la "'situation particulière", il convient d'élargir le

regard : Les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité OMS sur

la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RGl) prévoient les

modifications suivantes :

.Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ doit contenir des dispositions juridiquement

contraignantes pour (citation) "mettre en évidence l'incapacité dramatique de la communauté

internationale à faire preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de

SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y remédier.

En ce qui concerne la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter si elle se

produit, I'OMS se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant

que ''chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la

santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation pour les Etats de mettre en œuvre

les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6).

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, le pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de

contestation l'apparition potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de

portée internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMS comme

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre

immédiatement et que les Etats membres les fassent appliquer partous les acteurs

non étatiques.

Le Conseil fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil fédéral en arrive à la

conclusion que (citation) "la constatation parl'OMS d'une urgence de santé publique

de portée internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation

particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La

remarque du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent

être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire

à cet égard. En toute logique, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité sur

la pandémie que le RSI.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Les deux articles évoqués représentent un changement de paradigme marquant, que

je rejette en toutes circonstances. Ce qui est prévu :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées"à

l'identification des personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", qu'elles soient

malades ou infectées ("présumées") ou non. On passe ainsi d'un système
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dans lequel une personne est a priori en bonne santé et où la maladie ou

l'infection est médicalement constatée à un nouveau système dans lequel

toute personne est a priori "présumée" malade ou infectée en l'absence

d'antécédents médicaux. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est

plus biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un

médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif

standard, dans lequel la personne doit prouver par des moyens non définis

qu'elle n'est ni malade ni infectée. L'expérience de COVID a montré que cela

peut se faire par un test de laboratoire inapproprié, sans que la personne ne

se sente malade ou infectée (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin

ne pose un diagnostic (état de santé objectif)

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la

collecte de données 'sur les comportements, y compris les données relatives

à la vie privée". La notion de 'comportements'" n'est toutefois pas précisée :

S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le

message relatif à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23

mars 1988, la sphère intime est définie comme suit : "La sphère intime

comprend tous les faits et événements de la vie dont seule la personne

concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont connaissance". "Sont
considérées comme relevant de la sphère intime les données qui ont une forte

connotation affective et que la personne concernée ne souhaite porter à la

connaissance que de ses proches" (traduit de l'allemand)

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent surl'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc rejetées avec véhémence.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures contraceptives dans les institutions

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales pour la gestion des

institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 etart. 60a : système d'information national 'Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement fortement de la maladie en

question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. De plus, le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier des mesures proposées. Cette mesure

n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de
RNAmod ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence

d'antécédents médicaux, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne n'est pas

contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de la contagiosité. II s'agit donc

d'un document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.
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De plus, un certificat de 'guérison" ressemble à un 'certificat de santé", confirmant ainsi le

changement de paradigme évoqué à l'article 12. II faudrait une preuve administrative de la

santé, mais celle-ci est réservée aux personnes qui peuvent prouver (comment ?) qu'elles

ont vécu la maladie mentionnée. Les personnes en bonne santé, sans symptômes, sans

anticorps spécifiques, avec une forte immunité naturelle qui n'est pas mesurée par un test

spécifique (par exemple, immunité croisée, immunité des muqueuses), qui ne contractent

pas la maladie, n'auront jamais accès à une telle preuve. II s'agit d'une discrimination à

l'encontre de personnes particulièrement saines - des personnes qui contribuent

justement à endiguer la propagation d'une maladie transmissible.

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande ne signifie pas qu'il n'est pas

obligatoire pour accéder à la vie professionnelle et sociale. On le sait depuis la crise du

Covid- 19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et, d'autre part, entraîne une discrimination entre les

personnes.

3 Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral

part de certains présupposés, qui ne sont toutefois exprimés qu'implicitement. Il est permis

de se demander si ces présupposés correspondent à la vérité

II s'agit des présupposés suivants du Conseil fédéral :

Tant l'infection par le SRAS-CoV2 que la maladie COVID-19 représentaient une crise

majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessives.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé. Une issue grave (maladie

grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,

utiles, efficaces et proportionnées

l'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;O

o les injections de RNAmod jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la o pandémie

les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;O

seuls les médicaments modernes sont efficacesO

o le certificat de santé prouve l'immunité d'une personne ;

le certificat a un impact positif sur la santé publique
;

O

iln'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.O

Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème

qui doit être abordé par la contrainte ("'pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point

central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une
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telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences et

de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

*Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et

véridique.

Cela correspond-il à la vérité ? Permettez-moi d'en douter. A titre d'exemple

seulement, nous renvoyons à l'interview de Madame Nora Kronig dans la NZZ.

4 Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines

complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le

document central de I'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi

que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de

santé publique.

Elle n'aborde pas, par exemple, les signaux inquiétants tels que l'état de santé de la

population (2 200 000 malades chroniques, augmentation des cancers, baisse de la

natalité, détérioration de la santé mentale, etc.) ou d'autres thématiques importantes

(maladies chroniques : 75 000 décès par an ; tabagisme : 10 000 décès par an) et

surestime certaines maladies (par exemple, Creutzfeldt- Jakob).

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment

d'Hippocrate "'primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples

exécutants.

En centralisant et en obligeant à suivre les directives de I'OMS, elle empêche la

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, plus efficaces et

moins coûteux.
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En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et

dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a

et suivants Cst.), je vous remets la présente réponse à la consultation.

En vous remerciant de bien vouloir en prendre connaissance et en tenir compte lors

de votre décision d'adhésion au Traité de l'OMS,

Je vous prie d agréer, Mesdames, Messieurs, mes salutations distinguées.

.CaualeSignature
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur Teilrevision

des Epiedemiengesetzes vom 28. September2012 (EpG, SR 818.101) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen.

Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29. November2023 zu

dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nichtum kleine, mehr kosmetische Anpassungen handeln soll: Wie

es aussieht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge her um ein Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der

Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren

Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth,

Impfungen, antimikrobielle Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges Fundament. Es

ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass esam Ende den besten Boden für reine Willkür abgibt. Es bleibt

unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder ausrufen kann, darfoder gar muss: Müsste

man hier gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten für

unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die unklare

Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit gestrichen wurde, gibt

dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die eszu definieren gilt, soll neu auch die

Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder müssen uns

daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der Entscheidung des Generaldirektors

und den Interessen der Pharmaindustrie.

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungenwährend der C-19-Krise dringend Not getan,

um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen derSterblichkeitsraten

gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1- 0,5), woran in der Schweiz jeden

Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor

schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es 2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70 Jahren

war sie 0.

1



So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine fachkundig

durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und mortalitätsmässig begründete

Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer extra eingesetzten «Taskforce» völlig

unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für dieVerfolgung von Partikularinteressen, nationalen

wie internationalen, die sich aufder Basis einer entstehenden Angst in der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen.

Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), womit die Resultate einer

breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können. Angeblich sind zwar

«Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber der Tatsache der sehr kontroversen Beurteilungen der

behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen

Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der

vorgeschlagenen Revision eben diese Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das Durcheinander an

Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte, Subventionen und Finanzhilfen

und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein

verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist

nicht nur unschön, sondern resultiert auch in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und fsowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die Grundsätze

der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien. Dies ist natürlich sehr zu

begrüssen.

Sprechen wir zunächst von derSubsidiarität. Hier spricht dergesamte Revisionsvorschlag eine ganz andere, dem

eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte des Gesundheitswesens

sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie

werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung in der

Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen politischen Kreisen

Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist das EpG gewiss nicht der rechte

Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen

durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserteim Herbst

2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den Schweizer Spitälern.

Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im Laufe der C-19-Krise 40% der

Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern ganz im Gegenteil: zeitweise standen

ganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was natürlich zu

begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver Schaden für

die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich

das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann

im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt

verstanden werden.
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Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von Kantonen und

Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos: Makulatur. Letztendlich kann

der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im

Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat

unmittelbar Notverordnungskompetenzen verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen

der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen

Moment niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren gilt

bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine Pandemie

gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im revidierten EpG völlig

vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse wieder als

unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genau darum verordnet:

Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht», dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im Fall der

Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer Kongressanhörung 2024

wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für diese Massnahmen. Das hatte bereits

2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der verordneten

Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle nötig. Es darfangenommen

werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso

wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die

Vorbereitungsindustrie blüht mit der Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts

zutun.

Aufjeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der verordneten

Massnahmen auf die psychische Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht werden. Es kann nicht sein,

dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG auch noch gesetzlich festgeschrieben

werden sollen.

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass man

nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz bekannt

gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist:

Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein

falsches Gefühl von Sicherheit.

3



Das elektronische Impfzertifikat dient nicht derGesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je häufiger werden

die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll offenbar als

Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden entsprechend auch schon in

der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz anders aus: Da werden sie nur höchst

ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen

nicht über eine EpG-Revision gewissermassen durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel

Interessen, die genau dies sehr gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie Google, Oracle,

Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck haben sie ein Interesse daran,

sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es,

dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen

über den Gesundheitszustand, an genetischen Daten (mögliche Auswirkung überGenerationen) und an medizinischen

Diagnosen, und der Wert dieser Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie

verknüpft werden können mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und Datenschutzes.

Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht gespeichert

ist kann auch nicht missbraucht werden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn was zentral

gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht mehr zurück zu holen.

Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen Patientendaten in

den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt: «those who own the data, controll

the future - not only of humanity - but the future of life itself»,

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass» sind hingegen

Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal verknüpfbare Speicherung

möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel den Datenschutz gross hinschreibt: Genau

dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen Interessen und

können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht werden. Sie dienen nicht der

Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten, mutmasslich

infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern auch Daten aus der

Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private

Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden, verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit

Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre sammeln möchte

- ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf herrscht. Die Intimsphäre ist

extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an. Es wäre sinnvoll, dies auch so zu

formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtetwerden (Art. 12

Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen gezwungenermassen zu Komplizen

einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so auch das Vertrauen missbrauchen, welches
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Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre.

Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch den

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch

Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig dominanten

Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und billige Medikamente gibt.

Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die

aktive Unterdrückungvon Substanzen wie Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft

diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nur im Falle einer Epidemie.

3.2 Diagnostika undTests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es wird

seitenlang ausgeführt, werwann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen darauf eingegangen,

wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir ihn während der C-19-Krise erlebt

haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur etwas näherem

Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-Tests als «Goldstandard»

bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestet wurde, als «erkrankt» zu gelten hatte, auch

ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen, wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze

Familien und Menschengruppen. Sogar ganz offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als

«Corona-Tote», wenn sie in den Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung derWHO laut

Ignazio Cassis am 7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen,

dass PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine Aussagekraft

bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test weist ja kein Virus, keine

Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens eine klassische medizinische

Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort

CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte Möglichkeit einer

«Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert werden könnte. Eine kritische

Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle Daten und Aussagen liefern, denn die

Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem

statistischen Minimalstandard spottet. So konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage

gewinnen, und genau dies ist der sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es wird vielmehr so

getan, als stellten sich angesichts der auch in derZukunft scheinbar sovorgesehenen Test-Exzesse nur Fragen der

Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das Risiko von Testpandemien keine Rolle

spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nurwegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem wegen der

Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.
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Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im vergangenen Jahrzehnt

erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-Stiftung 14,1 Millionen Franken und das

Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung

unabhängig zu sein. Hat die Ausweitung auf die Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den

Erläuterungen, das Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen werden.

Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken,

sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an ihre Prüfung

entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in derC-19-Krise verwiesen werden, die in der Revision in keiner

Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass im Fall der sogenannten

«Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt

werden konnten:

Was noch vorwenigen Jahren als «Gentherapeutika»* besonders strengen Prüfrichtlinien unterworfen war,

wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion nicht vor der

Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen Körper,

sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde sie explizit

für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch niemand, wie viel

und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den Studien wurde

gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu Mitgehilfen eines Verbrechens

gemacht. Der Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte Sterblichkeitsrate

sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keineImpfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die Massenproduktion ein ganz

anderer war als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und SV 40 Plasmide und können in die DNA

eingebaut werden. In anderen Worten: Die für Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der

Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome überall im Körper sind die Folgen.

Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um Epidemien zu

verhindern.

Doch dersogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Esgilt der

Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und völlig freiwillig sein. Es

gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer wird die «Impfung» aber

Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen nie geprüft wurde.

Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll: Eine Behauptung, für die es

ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021:@ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLIc
2
https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3
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Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der «Impfstoff»,

der keiner ist, war weder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise Inkompetenz, persönlicher

Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben oder ob man nicht sogar von einem

gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig geprüft und geklärt werden. Dass man aberso tut,

als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen

wäre: Das ist eine absolute Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal erwähnt und

eingehend diskutiert, werfür den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und werwas bezahlt. Abgesehen davon, dass

Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt das schon wieder fast wie eine

Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffung fliessen die schlechten Erfahrungen der

C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der sogenannten «Schweinegrippe»,

hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen derSchein einer anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt

vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und

Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass

das für die zuständigen Behörden eine Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In derC-19-Krise wurden genau die

gleichen Dinge in noch viel grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten.

35.6 Mio Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in Zukunft einen

wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede sein - ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein Verbrechen.»

Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA- Injektionen in einem

beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisher war eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder invalidisierenden

Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 - 0,5 kann davon bei Covid keine Rede sein. Esgab

alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt

wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben.

Die Impfung war und ist weder wirksam noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw.

nicht vom Marktgenommen, obwohl keine derVoraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren?

Es war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde. Studien

zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der modRNA-Injektion

kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA undWHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch die

Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen grösseren

Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch Arzneimittel

befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine besondere Gefährdung der

öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG vor, dass der Bundesrat von den

2

https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur

Verhütung und Bekämpfung einer besonderen Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen

Gesundheit (die auch der Bundesrat selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderungzu legalisieren?

Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber gegen den

Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz derGesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.

3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch Masken etwas

gebracht haben'. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine Evidenz gibt, haben die WHO

bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress zugegeben. Eine WHO-Studie zu

Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen»

ist. Auch der Testzwang ist ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das warbereits aus früheren Studien bekannt.

Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemäße

Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns tatsächlich zu

einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen Menschen geführt. Schweden: In Schweden

lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken Grippewelle und deutlich unter dem EU-

Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden. Das

Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 -84 festgeschrieben und ausgebaut werden. Nicht nur waren

diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der alten Menschen, Folter für Kinder,

Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das

sind inkompetente Anordnungen zum Schaden der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-19-Krise noch

nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess versteht, hat sie ja noch nicht

einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man damit die Bevölkerung künftig «noch

besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen»

drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF undWHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich «20 mal

tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht einmal

öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die Verhältnismässigkeit der

damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre Wirksamkeit bisher in keiner

belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne

nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so

«mild» hält.

4
https://www.aletheialib.org/doc/739

5
https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen: Recht auf

persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf Versammlungsfreiheit

und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie

gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze

Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders

hoch sein!

Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während derC-19-Krise auch ohne

explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler Hinsicht waren diese

unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die Gesundheit und die Wirtschaft. Dies

muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese (unwirksamen) Massnahmen wie

Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing, Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen

werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig noch

wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezugauf Antibiotika und auch die Fortbildungspflicht von Ärzten,

insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in einem EpG nichts zu

suchen haben.

Die SwissScience Taskforce“ war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht repräsentatives

Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich finanzierten Forschung

verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die

Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen. Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder

zu zeichnen und die von den Behörden verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern

(Maskenpflicht im öV; Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von

Kontakten; Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich belastbaren

Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig als falsch erwiesen.

Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der Bevölkerung, was einem guten

Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus

und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne

Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für

ansonsten völlig willkürliche Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem solchen hat die

Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt nicht auch noch in einem

Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach und ohne kritische Nachfragen einmal

durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So gesehen ist das

Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend,indem dort nicht nur der Mensch, sondern auch gleich noch

die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich

fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine ganzheitliche

Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass die WHO nicht nurim Fall von möglichen

Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von internationaler Tragweite), sondern auch im

6
https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten - und

welche hätte das nicht? Doch sind das dann im herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von derWHO schon während der sogenannten

«Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als eine solche qualifiziert

werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die Möglichkeit derAusrufung von Notständen

nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor derWHO ganz allein entschieden werden. Wenn es nach

dem revidierten EpG geht, würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich auch gleich zu einer

«besonderen Lage» führen - am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann gemäss den neuen IGV auch in der

Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen» waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand

aber nicht ein Problem der mangelnden Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-

Empfehlungen wurden in der C-19-Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres

kritisches Hinterfragen einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon

erwähnten Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen seitens der

Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln, manipulative

Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte Organisation erhält die

WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt. Von diesen privaten Spenden sind

der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5 Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die

Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1 :20 und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde

7 Mia Menschen impfen.

DieWHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den Schutz und die

Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der Pharmaindustrie. Der

OneHealth-Ansatz der WHO und derVereinten Nationen (UN) hat nichts im Epidemiengesetz oder anderen Schweizer

Gesetzen zu suchen. Wann hat derSouverän diesem Ansatz als «Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der

Begriff OneHealth bzw. immer wieder das Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss

ersatzlos gestrichen werden. Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in

vorauseilendem Gehorsam die Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV schon jetzt durch eine Erweiterung

des EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, derunserer Gesundheit schadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und inkongruente Vorlage

muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll das Corona

Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und schädlichen Auswirkungen wurden

nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz(EpG) vorgenommen werden, ist eine

gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fast jedem Artikel, sodass man sich fragen

muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer Betrachtung akzeptabel.

Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Es fehlen präzise Anfangs-

und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle folgenden Reglementierungen,

seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche Willkür.

Die Grundsätze derSubsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der Präambel

explizit genannt, dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die Tendenz zur Zentralisierung

macht nicht einmal bei derSchweizerischen Bundesregierung Halt. So übernimmt eine ausländische private
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Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des

Parlaments die Weisungsbefugnis. Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein

medizinischer Notfall vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-

Konzept von UN und WHO ist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl. Impfstoffe

und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur Digitalisierung des

Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen, Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden der Willkür

und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten. Dabei

orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen, die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht

bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen, Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste Grundprinzip:

Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und deeseskalieren

(Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise mit Angst und Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und Meldung von

Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich mutmasslich Kranke und

mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins EpG. Sie

verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von kritischen

Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen Diskurs, es gilt nur DIE

Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen derExekutive werden

ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw. eine

Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Ich danke für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

350
Elio Crameri
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Stefan & Jaroslava Cremonini 

Bohnacher 12 

5105 Auenstein 

        

 

        

       Per E-Mail an: 
       recht@bk.admin.ch 

 

 
10. Februar 2024 

 

 
Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 
Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI 

beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 

818.101) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, 
zur geplanten Revision Stellung zu nehmen. 

 

 

Grundsätzliches 
• Er stützt sich auf falsche oder gar irreführende Prämissen. 
• Er enthält Bestimmungen, die noch weiter gehen als das, was während der Covid-19-Krise 

praktiziert wurde und – wie wir heute wissen – nicht nur für die öffentliche Gesundheit, 
sondern auch für die Wirtschaft und den sozialen Zusammenhalt mehr Schaden als Nutzen 
brachte. 
 

Schlussbemerkungen   /   Übriges   /   Fazit 
Aus den oben beschriebenen Bemerkungen ist die Teilrevision des Epidemiengesetzes abzulehnen 
und neu auszuarbeiten.  
 

Wir danken für die Kenntnisnahme. 

 
Freundliche Grüsse 

 

    
Stefan Cremonini    Jaroslava Cremonini 
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponseàla consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de l'intérieur DFI de mener une

procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS

818.101). Nous saisissons volontiers l'occasion de prendre position sur la révision prévue.

1 Appréciation générale du projet mis en consultation

En principe, une révision de la LEp doit être saluée. Un premier coup d'œil à l'avant-projet du 29 novembre

2023 relatif à cette révision partielle montre toutefois qu'il ne s'agit pas ici de petites adaptations plutôt

cosmétiques, mais que le volume du texte a considérablement augmenté et que les modifications sont

importantes ! En même temps, le texte est désordonné et opaque. II ne s'agit pas simplement d'une meilleure

protection contre les maladies transmissibles, ce qui serait l'objectifde la loi, mais on y intègre en plus des

choses comme OneHealth, les vaccins, les substances antimicrobiennes, la numérisation, l'obligation de

formation continue des médecins, les subventions et bien plus encore.

1.1 Une loi arbitraire : le modèle des trois couches

Le concept tripartite sur lequel la loi est censée reposer ne s'avère pas être un fondement solide. Il est

défini de manière si diffuse qu'il constitue en fin de compte le meilleur terrain pour l'arbitraire. II n'est pas

clair de savoir quand le Conseil fédéral peut ou même doit définir ou déclarer une "situation particulière".

Quand commence chaque"couche" et, surtout, quand s'arrête-t-elle ? Quels paramètres s'appliquent aux

différentes "situations" ? Quelle est la délimitation exacte entre "normal", "particulier" et"extraordinaire" ?

Comment des choses comme un facteur R ou la mortalité (CFR) sont-elles définies ?

La définition peu claire d'une pandémie parl'OMS, qui a été modifiée et de laquelle la mortalité a été

supprimée, donne une marge de manœuvre supplémentaire à cet arbitraire. En plus d'un danger réel à

définir, la possibilité d'un danger doit désormais aussi être prise en compte, ce qui ouvre la voie à

l'arbitraire. De plus, l'OMS peut intervenir à tout moment et déclarer un PHEIC, auquel nous pouvons ou

devons conformer. Or I'OMS, qui est une organisation privée et non élue, peut prendre des décisions

arbitraires par son directeur général en accord avec les intérêts de l'industrie pharmaceutique.

II aurait été urgent de procéder à une évaluation critique préalable des erreurs commises lors de la crise du

C-19, afin de ne pas répéter les mêmes erreurs. Ainsi, en 2020, des modèles ont prédit
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destaux élevés de mortalité, bien que ces derniers étaient inférieurs àceux d'une vague de grippe moyenne

(0,1- 0,5) : 2000 à 2500 personnes meurent chaque hiver en Suisse. Et un confinement n'a été imposé que

lorsque le facteur R était déjà redescendu en dessous de 1. En Suisse, iln'y a pas eu de surmortalité importante

en 2020 : en dessous de 70 ans, elle était de 0.

Ainsi, dès le début, en 2020, aucune "situation particulière" n'aurait dû être déclarée, car une évaluation de

la situation effectuée par des experts aurait déjà montré àl'époque qu'il n'y avait jamais eu de danger justifié

par la morbidité et la mortalité. Lesinnombrables erreurs et la gestion de crise totalement non profession-

nelle malgré la mise en place d'une "task force" spéciale ne peuvent pas être décrites en quelques mots.

Avec autant d'ambiguités, la LEp prépare le meilleur terrain pour la poursuite d'intérêts particuliers, nationaux

ou internationaux, qui pourront ensuite être facilement imposés sur la base de la peur qui se développe au sein

de la population. Lescompétences du Conseil fédéral, en particulier, sont massivement étendues par la

révision.

1.2 Confusion et planification

La révision n'a pas été annoncée ou planifiée à plus long terme, ce qui aurait permis d'intégrer les

résultats d'un traitement large et transparent de la crise du C-19.

Les "expériences tirées de la crise du C-19" ont certes été prises en compte, mais sans que l'on tienne

compte du fait que les instructions et les mesures prises par les autoritésont été très controversées.

Les autorités concernées n'ont fait jusqu'à présent que se féliciter elles-mêmes de leurs prestations et,

par conséquent, ces mêmes prestations semblent servir de modèles pour de nombreux points de la

révision proposée.

Le projet de texte de révision introduit desthèmes, souvent totalement étrangers au sujet (comme par

exemple l'obligation de formation continue pour les médecins, les subventions et les aides financières et les

vaccinations mentionnées 20 fois) et contient des répétitions. Un texte de loi aussi alambiqué ne correspond

pas à l'idée que nous nous faisons de la diligence et de la précision suisses et a pour conséquence une

confusion des compétences.

1.3 Subsidiarité

Le tout premier paragraphe élargi sur le but (art. 2, al. 2, let. e et f, et al. 3) exige que la LEp tienne compte " des

principes de subsidiarité, d'efficacité et de proportionnalité". II s'agit bien entendu d'un point à saluer.

Parlons d'abord de la subsidiarité. Sur ce point, le projet de révision dans son ensemble parle un tout autre

langage, diamétralement opposé au principe déclaré au début :tous les aspects du système de santé

doivent être réglés au niveau fédéral par cette loi. La porte est ainsi ouverte à une extension sans limite de

la bureaucratie en matière de santé. La participation des cantons n'est prévue que par des formulations

potestatives.

Actuellement, la garantie d'une couverture sanitaire et d'une planification hospitalière suffisantes en Suisse

est régie par le principe de subsidiarité et donc par les cantons. Même si certains milieux politiques

s'efforcent de modifier cette situation en faveur d'une plus grande centralisation, la LEp n'est certainement

pas le bon endroit pour faire avancer de telles demandes qui n'ont pas de rapport direct avec l'objectif de la

loi, pour ainsi dire en les introduisant en catimini.

La crise du C-19 a également fourni un exemple de la manière dont les choses ne doivent certainement pas

se dérouler. Ainsi, à l'automne 2020, la "taskforce" de la Confédération a exprimé ses craintes quant au

manque de capacités dans les hôpitaux suisses. Les mesures ont été renforcées pour y faire face.

Mais dans le même temps au cours de la crise C-19, 40% des lits d'hôpitaux ont été supprimés et pourtant, il

n'y a jamais eu de pénurie, bien au contraire : par moments, des services entiers étaient vides.
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1.4 Principe d'efficacité et de proportionnalité

Les principes d'efficacité et de proportionnalité font également leur entrée dans la loi.

S'ils avaient été effectivement pris en compte dans l'épidémie de C-19, des dommages massifs pour la santé

physique et psychique générale ainsi que pour l'économie nationale auraient pu être évités.

Bien sür, cela doit changer à l'avenir ; mais il ne suffit pas d'écrire une telle chose dans un article de

circonstance, alors qu'il n'en est plus question dans tout le reste du texte.

La révision vise à donner plus de compétences au Conseil fédéral.

Les consultations des cantons et des commissions ne sont mentionnées que par des dispositions potestatives,

donc sans effet au final.

En fin de compte, le Conseil fédéral peut décider seul.

De même que Tedros Adhanom Ghebreyesus, l'actuel président de l'OMS, a pu déclarer seul une

pandémie de variole du singe.

Par une telle déclaration, le Conseil fédéral recevrait des compétences immédiates en matière

d'ordonnances d'urgence et deviendrait pratiquement le seul maître à bord.

Dans ce contexte, il n'est plus question des principes d'efficacité et de proportionnalité : le Conseil fédéral

ne devrait compte à rendre à personne et pourrait décider à sa guise, sans être gêné par aucun principe.

1.5 La salutogenèse et la santé mentale ne sont mentionnées nulle part

La santé doit fondamentalement être pensée en fonction de l'être humain dans son ensemble. C'est bien

connu, même pour les bactéries et les virus, le milieu fait tout. Ainsi, une population est saine si

elle se nourrit sainement,

son système immunitaire n'est pas affaibli par la peuret l'alarmisme,

elle possède un taux suffisamment élevé de vitamine D3,

ellefait du sport,

elle vit dans la confiance interpersonnelle et

elle n'est pas stressée par les divisions, etc.

Elle vit en communauté eten échange intense avec ses semblables, ce qui lui permet de se préparer au

mieux à une pandémie. Tous ces facteurs et bien d'autres encore de la psychoimmunologie sont totalement

négligés dans la LEp révisée, qui ne fait aucunement mention de la salutogenèse.

Au contraire, on mise à nouveau sur des mesures, qui se sont révélées inefficaces lors de la crise duC-19,

alors que :

I'OMS considérait la distanciation sociale, la quarantaine et les masques comme inefficaces lors

d'épidémies de type grippal, ce qui a été confirmé à nouveau par Antony Fauci lors d'une audition

au Congrès en 2024.

les masques ne sont prescrits qu'en raison de leur effet psychologique : chaque individu montre

ainsi de manière directement visible qu'il est "'solidaire", qu'il participe aussi".

À ce jour, Il n'existe pas de preuves scientifiques solides de l'efficacité de toutes ces mesures.

Leur mise en œuvre nécessite toutefois un degré élevé de pression et de contrôle social.

On peut supposer que l'augmentation marquée des maladies psychiques chez les enfants et les adultes,

ainsi que l'augmentation des suicides, sont en grande partie dues à cela : la peur rend malade.

II s'agit d'une terreur sanitaire qui n'a rien à voir avec la santé, mais qui a permisà certaines industries

d'engranger de juteux bénéfices.

En tout état de cause, il est grand temps d'examiner en profondeur les effets psychosociaux inquiétants des
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mesures prescrites sur la santé mentale pendant la crise du C-19. II n'est pas acceptable que ces mêmes

mesures soient maintenant inscrites dans la loi sans autre forme de procès dans une LEp révisée.

2 La numérisation et l'intrusion dans la vie privée

Le 27.10.2021, le conseiller fédéral Alain Berseta annoncé publiquement : ' Avec ce certificat, on peut

montrer qu'on n'est pas contagieux". Et ce, bien que Madame le Dr V. Masserey ait annoncé dès le 3.8.2021

lors d'une conférence de presse : 'Les personnes vaccinées C-19 peuvent propager le virus C aussi souvent

que les personnes non vaccinées'". Cela montre bien que la numérisation ne protège pas des mensonges, des

fausses informations et des abus. Elle ne fait que créer un faux sentiment de sécurité.

Le certificat électronique de vaccination ne sert pas la santé, mais crée une division, une société à deux

vitesses et rend malade. En outre, des études ont montré que plus les gens sont vaccinés, plus ils tombent

malades.

La numérisation se développe massivement dans le monde entier, y compris dans le secteur de la santé.

LaLEp doit manifestement servir de vecteur pour continuerà l'établir. La protection des données et de la

personnalité est mentionnée dans le préambule. Mais elle n'est prise en compte que de manière très

insuffisante, voire pas du tout. Ces questions nécessitent un large débat public et ne doivent pas être

introduites en catimini via une révision de la LEp. Mais il y a sans doute des intérêts derrière cela.

Les données de santé permettent de gagner beaucoup d'argent et d'exercer un pouvoir considérable. De

grandes entreprises comme Google, Oracle, Alphabet et Amazon investissent massivement dans le marché de

la santé. Pour ce faire, elles ont intérêt à avoir accès à toutes les données de santé et en particulier que les

données des patients soient enregistrées numériquement. Et l'intérêt de ces données augmente encore si elles

peuvent être combinées à des données personnelles.

Tout cela est en contradiction avec les principes déciarés dans le préambule de protection de la personnalité

et des données. En effet, le contraire serait nécessaire :

l'économie des données, c'est-à-dire la saisie numérique des seules données nécessaires

le stockage décentralisé des données qui est la meilleure protection contre le piratage" et la mise

en relation abusive des données.

Des piratages de bases de données d'assureurs ont déjà récemment rendu accessibles des millions de données

de patients aux Etats-Unis et dans le monde entier. Et Yuval Noah Harari du WEF dit

"ceux qui possèdent les données, contrôlent l'avenir - passeulement de l'humanité - mais l'avenir de la vie

elle-même“

Une carte d'identité numérique, le dossier électronique du patient (DEP), le traçage des contacts et un

"carnet de vaccination numérique" présupposent le stockage centralisé et interconnectable d'un maximum

de données, même si le préambule dit protéger les données.

La numérisation eten particulier les derniers points cités servent en premier lieu des intérêts économiques et

peuvent facilement être utilisés par les États pour un contrôle total des citoyens.

Ils ne servent pas la santé publique et, pour cette raison, ils n'ont en principe pas leur place dans une LEp.

2' Sphère intime

II s'agit non seulement d'inclure des informations permettant d'identifier les personnes malades,

présumées malades, infectées, présumées infectées ou excrétrices d'agents pathogènes, mais aussi des

données relevant de la sphère intime (art. 12, al. 1, let. c, du projet), que les médecins, hôpitaux et autres

établissements de santé publics ou privés, devenus désormais complices, seraient tenus de communiquer

(art. 12, al. 1, in initio du projet). Cela n'a rien à voir avec la protection de la sphère intime. Le terme

"présumé" ouvre à nouveau la voie à l'arbitraire.
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Dans 6 articles différents, il est mentionné en passant que l'on souhaite collecter des données relativesà la

santé et àla sphère intime. La sphère intime ne concerne pas les voisins et encore moins l'État.

Les médecins, hôpitaux et autres établissements de santé publics ou privés doivent également être obligés

(art. 12, al. 1,let. c du projet) de communiquer de telles données relevant de la sphère intime. Ils seront

contraints de se faire les complices d'une collecte incontrôlable des données les plus intimes etd'abuser ainsi

de la confiance de leurs patients. Il s'agit là d'atteintes importantes à la sphère privée et intime et il n'y a

aucune protection des données.

3 Surrèglementation des détails médicaux

3.1 Répartition des remèdes, substances antimicrobiennes, vaccins

Lestermes actuels de produits thérapeutiques et de dispositifs médicaux suffisent amplement etne

doivent pas être remplacés par le terme abstrait de biens médicaux.

Le développement des résistances des substances antimicrobiennes et leur surveillance sont des thèmes

importants. Mais ce sont des sujets de tous les jours, déjà réglés par la loi sur les produits thérapeutiques,

et ils n'ont donc rien à faire dans une LEp.

II en va de même pour les vaccins. On ne voit pas pourquoi ces deux remèdes obtiennent une place si

excessivement dominante dans la révision de la LEp, d'autant plus qu'il existe d'autres médicaments

efficaces, sans effets secondaires et bon marché.

La suppression active de substances telles que l'ivermectine et I'hydroxychloroquine pendant la crise C-19

soulève à cet égard des questions qui n'ont pas encore trouvé de réponse.

La recherche n'a pas non plus sa place dans la LEp, car elle se fait finalement à tout moment et pas

seulement en cas d'épidémie

3.2 Produits de diagnostic et tests

Les diagnostics et les tests sont mentionnés 9 fois dans la révision et 39 et 72 fois dans les explications. Des

pages entières sont consacrées à la question de savoir qui doit prendre en charge les coûts et à quel

moment. En revanche, pas un mot n'est dit sur la manière dont on pourrait éviter à l'avenir l'abus flagrant de

ces choses, comme nous l'avons vécu pendant la crise du C-19.

On sait que des milliards ont été dépensés pour des diagnostics et des tests qui, à y regarder de plus près,

in'étaient pas du tout adaptés à l'usage prévu.

Ainsi, les tests PCR de dépistage ont été qualifiés d"'étalon-or", dans le sens où toute personne testée

positivement devait être considérée comme "malade", même en l'absence de tout symptôme. Il en

résultait des mesures drastiques, telles que l'interdiction d'accès ou la mise en quarantaine de familles et de

groupes entiers. Même les personnes manifestement décédées pour d'autres raisons étaient considérées

comme des "morts de Corona" si elles avaient été testées positives dans les semaines précédentes ou

même à titre posthume (sur instruction de l'OMS selon Ignazio Cassis le 7.1.22). Dans ce contexte, les voix

des connaisseurs en la matière, qui n'ont cessé de rappeler que les tests PCR servent à des fins de

recherche et non de diagnostic, qu'ils n'ont en soi aucune signification en ce qui concerne la maladie, ont

été délibérément ignorées ou même supprimées. Un test PCR ne détecte en effet aucun virus, aucune

maladie, aucune infection et aucune infectiosité, mais peut tout au plus compléter un diagnostic médical

classique de maladie. Le test a en outre été réglé sur une sensibilité beaucoup trop élevée (mot-clé : valeur

CT), ce qui a surtout augmenté massivement le nombre de résultats faussement positifs en cas de doute.

Dans ce contexte, l'éventualité d'une pandémie test", absolument connue des milieux spécialisés, n'est pas

évoquée et la question de savoir comment l'éviter n'est pas abordée. Une évaluation critique de l'expérience

de la crise C-19 pourrait également fournir des données et des informations précieuses à ce sujet, car le
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recensement du "nombre de cas'" et des "incidences" a été effectué de manière totalement non

professionnelle, au mépris de toute norme statistique minimale. Ainsi, il n'a jamais été possible d'avoir une

vision claire de la situation sanitaire réelle, et c'est précisément le chemin le plus sûr vers une pandémie test.

Toutes ces expériences n'ont manifestement pas été prises en compte dans le projet de révision de la LEp.

Tout se passe comme si les excès des tests, apparemment prévus pour l'avenir, ne soulevaient que des

questions de financement, alors que l'utilité et la proportionnalité ou le risque des pandémies tests ne

jouent aucun rôle. Ils n'ont aucune influence sur le taux de morbidité.

Le test obligatoire pour les enfants était un crime, non seulement en raison des substancesdangereuses

contenues dans ces tests, mais surtout en raison de l'inutilité d'une telle mesure.

Le monitoring des eaux usées : la révision prévoit en outre d'étendre la réglementation en matière de

financement, de surveillance et de monitoring via le contrôle des eaux usées (par test PCR). Au cours de la

dernière décennie, l'Institut fédéral de recherche sur l'eau (Eawag) a reçu 14,1 millions de francs de la

Fondation Gates et I'Institut tropical fédéral a reçu près de 38 millions de francs. Les deux instituts assurent

être indépendants de la fondation. L'extension au contrôle des eaux usées par un test a-t-elle un rapport

avec cela ? II est dit dans les explications que le contrôle des eaux usées a un coût élevé.

3.3 Pas de Vaccination

Le thème des vaccinations doit également être abordé une nouvelle fois dans le contexte de la

surrèglementation unilatérale. En principe, comme nous l'avons déjà mentionné, les vaccins relèvent de la

loi sur les produits thérapeutiques. De par leur nature, ils ne sont pas administrés à des malades, mais en

premier lieu à des personnes en bonne santé.

Là encore, on peut se référer aux mauvaises expériences faites lors de la crise du C-19, qui ne sont

nullement prises en compte dans la révision. Il faudrait notamment clarifier comment ilest possible que,

dans le cas des soi-disant 'vaccins", toutes les lois en vigueur jusqu'à présent (voire tout bon sens) aient pu

être suspendues lors de cette crise

Ce qui, il y a quelques années encore, était soumis à des directives de contrôle particulièrement

strictes en tant que "médicaments de thérapie génique"est maintenant tout à coup qualifié de

"vaccins" qui, grâce à une "situation d'urgence", n'ont pratiquement pas dû être contrôlés.

Selon lesfabricants, I'EMA et l'OFSP (Dr V. Masserey), l'injection d'ARNm ne protège pas contre la

maladie ni contre la transmission de la maladie.

Les substances injectées ne restent pasau point d'injection, mais se répandent dans tout le

corps, même transplacentaire, dans le cerveau, le cœur, les ovaires, les testicules, etc.

Les conséquences d'une injection pour les femmes enceintes n'ont jamais été évaluées.

Pourtant, elle a été explicitement recommandée pour ce groupe.

Des protéines de pointe sont encore produites deux ans après l'injection. Chez Swiss Medic,

personne ne sait toutefois combien de protéines de pointe sont produites et pendant

combien de temps. La dose fait le poison.

La longue liste des effets secondaires était connue depuis le début (CDC) mais n'a pas été

publiée. Les études ont été falsifiées et maquillées. Les médecins ont été rendus complices par

des pressions, des manipulations et des sanctions : le serment d'Hippocrate -primum non

nocere - a été vidé de sa substance.

Depuis l'administration des injections, on constate dans le monde entier une baisse de la

natalité,une augmentation du taux de mortalité ainsi qu'une hausse massive des cancers, y

compris chez les enfants, et des crises cardiaques.

Les injections présentent un taux élevé d'effets secondaires. Ce ne sont pas dutout des

vaccins, mais des médicaments de thérapie génique, qui ont été déclarés comme armes

biologiques dans les brevets dès 2019.

1CEO Bayer : Stefan Oelrich Sommet mondial de la santé 2021 : @ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLlc
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Apparemment, personne n'a non plus été dérangé par le fait que le processus de production pour

la production de masse était très différent de celui utilisé pour l'étude d'autorisation.

IIs contiennent de I'ADN et des plasmides SV 40 et peuvent être incorporés dans I'ADN. En d'autres

termes, les services et offices responsables du contrôle de la qualité (en Suisse, Swiss Medic) n'ont

tout simplement pas fait leur travail et personne ne s'en est offusqué.

Dessymptômes graves dans tout le corps en sont les conséquences.

Les ARNm sont en fait des modRNA. IIs sont le résultat du gain de fonction et font partie du

programme d'armes biologiques qui doit être interdit d'urgence dans le monde entier.

Ce serait la première étape pour éviter les épidémies.

Pourtant, le soi-disant vaccin a déjà été autorisé pour une durée limitée au cours de la phase 3

des essais. Le code de Nuremberg s'applique et les expériences médicales doivent être

suffisamment expliquées et totalement volontaires. II n'y a pas d'obligation de vaccination en

Suisse, mais une pression et une coercition extrêmement fortes ont été exercées.

Beaucoup de ces choses ont été implicitement oumême explicitement admises aujourd'hui. Mais l'OFSP

continue de recommander la "vaccination" aux personnes très âgées et aux personnes ayant déjà été

malades, alors que, comme nous l'avons dit, elle n'a jamais été testée pour ces groupes. II n'est également

plus question que de"prévenir les évolutions graves" : une affirmation qui n'est pas non plus étayée par des

études solides.

Cette énumération pourrait être poursuivie à l'infini. Dans tous les cas, on peut affirmer que le ' vaccin" qui

n'en est pas un, n'était ni nécessaire, ni efficace, et encore moins sûr 3

Faut-il "seulement" parler ici d'un scandale, où se sont conjugués de manière particulièrement malheureuse

incompétence, ambition personnelle, peurs et autres faiblesses humaines ? Ou ne faut-il pas même parler

d'un crime délibérément commis : cela doit être soigneusement examiné et clarifié.

Mais que l'on fasse comme si on avait affaire ici à un modèle à suivre, qu'il faudrait au plus vite intégrer dans

la loi : c'est absolument inacceptable !

Toutes ces mauvaises expériences ne sont pas prises en compte dans le texte de la révision. En revanche, il y

est mentionné 18 fois et discuté en détail de qui est responsable de l'achat des vaccins et qui paie quoi. Outre

le fait que les vaccins n'ont absolument pas leur place dans la LEp (mais dans la loi sur les produits

thérapeutiques), cela ressemble à nouveau presque à une campagne de marketing.

Mais même pour cet aspectcommercial de l'approvisionnement en vaccins, les mauvaises expériences de la

crise du C-19 ne sont pas prises en compte dans la formulation de la loi. Il y a longtemps déjà, dans le cadre de

la "grippe porcine", nous avions vu comment des tests excessifs avaient permis de donner l'illusion d'un

vaccin.

La crise de la grippe aviaire a été l'occasion d'une "pandémie" durable, suivie de l'achat d'énormes quantités

de vaccins et de médicaments inutiles et,comme on l'a constaté, nocifs, dont une grande partie a dû être

éliminée àgrands frais.

Ceux qui s'attendaient à ce que cela serve de leçon aux autorités compétentes ont été amèrement déçus : lors

de la crise du C-19, exactement les mêmes choses ont été répétées à une échelle encore plus grande ! Les

contrats d'achat sont même tenus secrets jusqu'à aujourd'hui. 35,6 millions de doses de vaccin, dont 18,5 ont

expiré et ont été détruites. Des coûts d'achat de 468 millions de francs qui, même si la Confédération prend

en charge les coûts, sont payés par les contribuables.

On devrait au moins pouvoir attendre d'une LEp révisée qu'elle mette à l'avenir un terme efficace à de tels abus.

Or, il n'en est pas question dans le projet de révision actuel, bien au contraire.

"La vaccination, si on en ignore les dangers, est une bêtise ; si on les connaît, c'estun crime“. Franz Hartmann 1912

2 https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3

3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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3.4 Modification de la loi sur les produits thérapeutiques et adaptation dans la LEp

Malgré l'absence d'efficacité et de prévention de la transmission du CoV-2 (3.8.2021, OFSP) et des données

encore limitées (étude de phase 3 non terminée), les injections de modRNA ont été autorisées temporairement

dans le cadre d'une procédure accélérée

Jusqu'à présent, une autorisation temporaire n'était possible que pour le traitement d'une maladie

mettant la vie en danger ou invalidante (art. 9a, al. 1 LPTh). Avec un taux de mortalité d'environ 0,1 à 0,5, il

in'en est pas question pour Covid.

II existait des médicaments alternatifs éprouvés depuis longtemps, avec peu d'effets secondaires et bien

testés, mais ils ont été supprimés (hydroxychloroquine, ivermectine).

L'efficacité et la sécurité n'avaient pas été évaluées et n'étaient pas non plus données.

La vaccination n'était et n'est donc ni efficace ni sûre. Pourquoi ce médicament de thérapie génique a-t-il

été autorisé plus facilement ou n'a-t-il pas été retiré du marché alors qu'aucune des conditions de l'art. 9a,

al. 1, let. a. à c. n'était remplie ?LPTh étaient-elles remplies ? llétait clair, au plus tard en août 2021, que la

transmission du CoV-2 n'avait été ni empêchée, ni testée.

Des études ont montré que les personnes qui avaient été vaccinées plusieurs fois étaient plus souvent

atteintes de Covid. Dans le cas de l'injection de modRNA, on compte 1 effet secondaire pour 800

"vaccinations".

L'art. 9a, al. 1LPTh doit maintenant être assoupli afin que la Suisse puisse s'adapteràl'EMA et à 'OMS et que

le lobbying pharmaceutique puisse continuer à se développer. C'est criminel, comme l'ont montré la grippe

porcine et maintenant la crise de C-19. Si nous voulons protéger notre population, nous n'avons pas besoin

d'une plus grande marge de mancuvre dans la LPTh.

En complétant l'art. 9a LPTh (nouvel al. 1, let. b), Swissmedic doit avoir la possibilité d'autoriser également,

pour une durée limitée, des médicaments destinés à être utilisés dans une situation particulière ou

extraordinaire contre un danger particulier pour la santé publique. De plus, l'art. 44b LEp prévoit que le

Conseil fédéral peut dérogeraux exigences de la législation sur les produits thérapeutiques, la sécurité des

produits et les produits chimiques, si cela s'avère nécessaire pour prévenir et combattre une menace

particulière (définie par le Conseil fédéral lui-même) pour la santé publique (pouvant aussi être définie par le

Conseil fédéral).

Le Conseil fédéral tente-t-il de légaliser son comportement illégal lors de la crise du Covid par cette

modification de la loi ? Veut-il autoriser d'autres expériences de vaccination à l'avenir ? N'enfreint-il pas ainsi

lui-même le principe constitutionnel de l'art. 119 Cst. selon lequel l'être humain est protégé contre les abus

du génie génétique ?Cela n'est pas compatible avec la protection de la santé et n'est pas conforme au code

de Nuremberg.

3.5 Mesures inefficaces

En simplifiant quelque peu, on peut dire qu'il est désormais confirmé que ni le confinement, ni la

distanciation sociale, ni les masques n'ont eu d'effet. L'OMS et, depuis peu, Antony Fauci ont déjà admis

devant le Congrès américain en 2019 qu'il n'existait aucune preuve pour de telles mesures en cas de maladie

grippale. Une étude de l'OMS sur les pandémies de grippe a déjà conclu en 2019 que

"le suivi des contacts n'est recommandé en aucune circonstance". L'obligation de faire des tests est

également inutile et absurde en l'absence de symptômes, surtout chez les enfants.

Des études >ont démontré : les masques n'ont pas eu d'influence sur le taux d'infection. Cela était déjà connu

dans desétudes précédentes. Même les masques FFP2 n'avaient pas d'influence sur le taux d'infection.

Et l'utilisationà long terme ou inappropriée de masques peut entraîner des dommages.

Les confinements n'ont guère eu d'influence sur la pandémie. Selon la Banque mondiale, les confinements ont

effectivemententraîné une "augmentation sans précédent" de la pauvreté chez environ 100 millions

4
https://www.aletheialib.org/doc/739

5
https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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de personnes. En Suède, en l'absence de confinement, la mortalité par coronavirus se situait dans la

fourchette d'une épidémie de grippe d'intensité moyenne et était nettement inférieure à la moyenne

européenne.

Ces mesures, dont l'inefficacité est prouvée, doivent maintenant être inscrites dans la nouvelle LEp. La

procédure d'amende et les conditions de peine doivent être fixées et développées dans les articles 80 à

84. Non seulement ces mesures (isolement des personnes âgées, torture pour les enfants, augmentation

des divisions et de la peur, augmentation des maladies psychiques, énorme préjudice pour l'économie)

n'étaient pas efficaces, mais elles ont nui à la santé de la population.

4 Organisation

4.1 Absencede proportionnalité dans lesrestrictions des droits fondamentaux

Le texte accompagnant la révision de la loi indique également, à juste titre, que le traitement de la crise C-

19 n'est pas encore terminé. Si l'on entend par là un processus transparent et public, il n'a même pas

encore commencé. La révision de la LEp est nécessaire pour protéger 'encore mieux" la population contre

les maladies transmissibles, car de "grands défis" nous attendentà l'avenir. En effet, le WEF et I'OMS

parlent déjà de la "Disease X" (maladie X), qui serait "20 fois plus mortelle que le C-19"

Mais comment peut-on "'encore améliorer" une protection si les erreurs commises lors de la crise du C-19

n'ont même pas été clarifiées et nommées publiquement jusqu'à présent, pour pouvoir les éviter à l'avenir?

La proportionnalité des mesures imposées à l'époque n'a encore jamais fait l'objet d'une analyse critique, car

leur efficacité n'a jamais pu être prouvée de manière solide, même a posteriori. Or, une mesure sans efficaciteé

positive et sans innocuité prouvée ne peut pas être"'proportionnée"

Cela vaut en particulier lorsque les mesures portent atteinte à des droits fondamentaux particulièrement

protégés : droità la liberté personnelle, à l'intégrité physique et psychique, à la protection de la sphère

privée, à la liberté de réunion et à la liberté économique.

Les droits fondamentaux sont inscrits dans la Constitution fédérale en tant qu'inviolables. Ils doivent donc

être particulièrement protégés, même en cas de situation d'urgence.

S'ils sont malgré tout suspendus pour une courte période, les exigences en matière d'examen de la

proportionnalité doivent être particulièrement élevées !

Mais c'est précisément pour cela qu'il faudrait d'abord procéder à un examen ouvert et transparent des

mesures adoptées en marge de la légalité pendant la crise du C-19, même sans base légale explicite. A bien

des égards, ces mesures étaient disproportionnées, inutiles, incongrues, absurdes, source de division et

nuisibles à la santé et à l'économie. Cela doit être clarifié, examiné et évalué en détail avant que ces

mesures inefficaces telles que l'obligation de porter un masque, les prescriptions de quarantaine, le contact-

tracing, les restrictions d'accès, etc. ne soient intégrées dans de nouvelles lois.

Cela vaut en particulier pour les mandats de vaccination et l'obligation de suivre des traitements qui ne sont

ni sûrs, ni nécessaires, ni efficaces.

4.2 Conseil d'experts et taskforce

La loi révisée, qui exige un conseil d'experts en matière d'antibiotiques et l'obligation de formation continue

des médecins, notamment en matière d'antibiotiques, doit également être réglementée dans la loi. Autant

de points qui n'ont rien à faire dans une LEp.

La SwissScience Taskforce f était un organe non élu et non représentatif qui s'est constitué lui-même le

24 mars 2020. Ces scientifiques étaient étroitement liés à l'industrie pharmaceutique età la recherche

https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/

9



financée par l'État. De manière opaque et sans protocole, le scénario de Covid a été habillé de manière

pseudo-scientifique afin que les mesures paraissent un tant soit peu plausibles aux yeux des profanes. Leur

rôle consistait en premier lieu à dresser des images menaçantes et à exiger le renforcement des mesures

(port obligatoire du masque dans les transports publics ; fermeture de restaurants, de bars, d'installations

sportives et de loisirs ; réduction drastique des contacts ; bureau à domicile obligatoire ; fermeture de

nombreux magasins ; nouvelles restrictions pour les manifestations et les réunions privées. Les mesures

demandées par lataskforce n'étaient pas étayées par des preuves scientifiques solides. Les scénarios,

analyses et modélisations élaborés se sont régulièrement révélés faux. Les déclarations se sont

transformées en faits et ces derniers en craintes et en tensions au sein de la population, ce qui est

totalement contraire à une bonne gestion de crise.

Une analyse des bénéfices et des risques des mesures non pharmaceutiques n'a pas encore été réalisée et

est urgente avant d'inscrire de telles mesures dans la loi sur les épidémies. Car en l'absence d'analyses

d'efficacité ou de coûts-bénéfices, la taskforce n'était en fait qu'une justification pseudo-scientifique pour

des dispositions totalement arbitraires.

Une telle gestion non-professionnelle de la crise organisée par la taskforce ne doit en aucun cas être

inscrite dans une loi;c'était déjà suffisamment grave qu'elle a pu être appliquée aussi facilement sans

questions critiques.

4.3 One Health et I'OMS

Comme nous l'avons déjà dit plus haut, la santé nécessite une approche globale. De ce point de vue, le

concept de OneHealth està première vue séduisant, car il ne prend pas seulement en compte l'homme,

mais aussi l'environnement ! L'homme, l'animal et la plante n'existent pas sans l'environnement. On peut

se demander pourquoi la phrase '"'et l'environnement" a été ajoutée 12 fois dans la LEp.

En effet, en y regardant de plus près, on s'aperçoit qu'il s'agit de tout autre chose que de soins de santé

holistiques. II s'agit plutôt de permettre à l'OMS de déclarer un PHEIC (c'est-à-dire une crise sanitaire de

portée internationale) non seulement en cas d'éventuelle pandémie, mais aussi en cas de toute autre crise

susceptible d'avoir un impact sur la santé - et laquelle n'en aurait pas ?Mais il ne s'agit alors pas de

pandémies au sens traditionnel du terme.

La définition de ce qu'est une pandémie a déjà été modifiée par l'OMS lors dela "grippe porcine",de

sorte que toute vague de grippe saisonnière peut être qualifiée de pandémie. Avec les extensions du

concept OneHealth, la possibilité de déclarer des états d'urgence est encore élargie. En principe, un tel

état d'urgence peut désormais être déclaré à tout moment.

La déclaration d'un PHEIC peut être décidée par le directeur général de l'OMS tout seul. Si l'on s'en tient à

la LEp révisée, cela conduirait automatiquement et obligatoirement à une "situation particulière" en

Suisse, sans devoir passer par le Parlement.A partir de ce moment-là, les directives de I'OMS, qui n'étaient

jusqu'à présent que des "recommandations", seront automatiquement considérées comme contraignantes

en Suisse aussi, conformément au nouveau RSI. Jusqu'à présent, le fait que ce n'était pas obligatoire ne

posait aucun problème : les recommandations non contraignantes de l'OMS ont été appliquées sans autre

questionnement critique par une grande partie des pays, y compris la Suisse, lors de la crise du C-19. Cela a

également été le cas pour de nombreuses recommandations plutôt absurdes, comme les obligations de

port de masque, les dispositions relatives à la quarantaine, lestests obliga-toires et le traçage des contacts,

etc. Comme nous l'avons dit, le problème n'était pas le manque d'obligation, mais le manque de

questionnement critique de la part des autorités des pays.

L'OMS ajoué un rôle peu glorieux dans la crise du Covid (contradiction avec ses propres règles, comptage

manipulé des morts, modification des directives, par exemple pour les tests PCR). En tant qu'organisation

privée non élue, l'OMS reçoit 80% de ses recettes de donateurs privés, à des fins précises.

La plus grande partie de ces dons privés (76%) provient de Bill Gates et de ses fondations (2,5 milliards depuis
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2000). Il espère un retour sur investissement de 1:20 dans l'industrie de la vaccination et, en prime time à la

télévision, celui qui n'est même pas médecin promet de vacciner 7 milliards de personnes.

Depuis des années, l'OMS se transforme de plus en plus - avec un lobbying croissant - en un cartel

pharmaceutique.

Le terme OneHealth n'a rien à voir avec la santé, c'est un terme politique qui ne vise pas la protection et la

santé de la population, mais les intérêts de Bill Gates et de l'industrie pharmaceutique.

L'approche OneHealth de l'OMS et des Nations unies (ONU) n'a rien à faire dans la loi sur les épidémies, ni

dans d'autres lois suisses. Le peuple souverain n'a jamais accepté cette approche.

IIfaut rejeter le terme OneHealth, de même que l'ajout 'et environnement

L'article 6, lettre b de la LEp doit être supprimé sans être remplacé. Nous ne voulons pas d'une extension du

pouvoir de I'OMS. Etil n'y a surtout pas de raison de transposer dès maintenant dans le droit national, par

une extension de la LEp, les souhaits de modification de I'OMS concernant les VCI.

Le lobbying a pris une ampleur qui nuità notre santé.

5 Conclusion

La révision doit être rejetée dans son ensemble. Ce projet complet, surchargé, coûteux, confus et

incohérent doit être rejeté.

Une évaluation indépendante de la crise Covid n'a pas encore eu lieu. Néanmoins, le droit d'urgence de

C-19 doit être transformé en droit ordinaire. Les effets négatifs et néfastes n'ont pas été pris en

compte. Avant de procéder à des modifications de la loi sur les épidémies (LEp), il est nécessaire de

procéder à une analyse approfondie, critique et transparente des quatre dernières années.

Le projet de révision comporte des modifications très importantes dans presque tous les articles, si bien

qu'on peut se demander pourquoi il s'agit d'une révision partielle. Aucune des modifications n'est

acceptable.

Les propositions de modification reposent sur un modèle tripartite arbitraire. II manque des points

de départ et d'arrivée précis. Sur ce terrain arbitraire, toutes les réglementations qui suivent, même

si elles sont organisées et formulées avec précision, ne sont que des arbitraires confus.

Les principes de subsidiarité, d'efficacité et de proportionnalité sont certes explicitement

mentionnés dans le préambule, mais la suite montre que c'est exactement le contraire qui est

appliqué.

La tendance à la centralisation ne s'arrête même pas au gouvernement fédéral suisse : en cas de

situation particulière ou extraordinaire, une tierce partie privée étrangère (OMS) prend le pouvoir de

donner des instructions sans confirmation, ni approbation du Parlement.

Actuellement encore sous forme de recommandation, I'OMS veut pouvoir déterminer quand il ya

urgence médicale et ce qui doit alors devenir obligatoire pour la Suisse (nouveau RSI). Le concept

OneHealth de I'ONU et de l'OMS doit être rejeté.

Le projet de révision est complètement surchargé de choses qui n'ont pas leur place dans une LEp : Les

produits thérapeutiques, y compris les vaccins et les substances antimicrobiennes, appartien-nentà la

loi sur les produits thérapeutiques et les mesures de numérisation du système de santé n'ont pas non

plus leur place dans la LEp. IIen va de même pour les subventions, l'obligation de formation continue,

etc.

Les dispositions de cette loi pour la protection de l'homme contre les maladies transmissibles

s'inspirent de démarches qui n'ont justement pas fait leurs preuveslors de la crise du C-19 (test

PCR, injections d'ARNm, restrictions des droits fondamentaux, etc.).

En revanche, la salutogenèse, la médecine complémentaire et les questions de santé mentale, ainsi

que le principe fondamental suprême (primum non nocere), ne sontmême pas mentionnés.

Les principes de base de la gestion de crise ne sont pas non plus respectés : garder son calme et ne

pas faire peur, ni paniquer.

La fable du malade sans symptôme (autrefois en bonne santé) continue de se développer : on veut

passer de la surveillance et de la déclaration des maladiesà la surveillance et la déclaration des

personnes : des malades présumés et des personnes présumées infectées vont côtoyer des personnes

réellement malades et infectées.
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Le projet de révision entraîne une augmentation massive des coûts, et pas seulement dans le secteur de

la santé.

Le contrôle, la contrainte et la surveillance se développent : le règne de la peur s'épanouit.

L'introduction de la numérisation et donc l'atteinte àla sphère privée et intime n'ont pas leur place

dans la LEp. Elles ne préviennent pas les maladies.

Le développement des amendes et des réglementations pénales continue de réprimer les voix

critiques et d'exercer une censure. Il n'ya pas non plus de place pour la discussion et un discours

alternatif : or la science a progressé par le débat scientifique.

Les droits des citoyens à l'intégrité physique et mentale, à la vie privée, à la liberté d'expression età

la liberté économique sont restreints ; la bureaucratie et les compétences de l'exécutif sont

étendues avec encore plus de prérogatives au niveau fédéral.

La souveraineté de notre pays est vidée de sa substance.

En résumé, la révision doit être rejetée en totalité.

II faut recommander au Parlement de ne pas l'adopter ou de la rejeter. Le projet n'est pas acceptable.

Nous vous remercions d'en prendre connaissance.

Veuillez agréer, Mesdames et Messieurs, nos meilleures salutations

R Gtol
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der

Bundesrat die Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet.

Allein diese Tatsache widerspricht einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten

basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund, um die vorgeschlagenen

Änderungen zurückzuweisen.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig

Rechnung getragen. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete

Massnahmen im Kontext ihres wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit

überprüfen würde.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können,

ist unbestritten. Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht genügend

berücksichtigt. Bei der Anordnung von Massnahmen, muss der Nutzen gegen die

potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann

man zeigen, dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am

3.8.2021 an einer Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-

Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt

nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt

einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und

müssen von einer unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies

Anforderung fehlt in der vorliegenden Gesetzesvorlage.



Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt,

werden damit vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests

lediglich den Nachweis von Virus Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen

können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die Testergebnisse nur eine geringe

medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik

Methoden für politische Entscheidungen ist daher problematisch.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal

angesprochen werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu

regeln. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden

verabreichtwerden, müssen die Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders

streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Unwirksame Massnahmen

Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss auf die

Infektionsrate hatte. Das war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst FFP2-

Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige oder

unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings zu Schäden führen. Die

Wirksamkeit einer Massnahme müsste demnach also vor dem Beschluss derselben

erwiesen und zudem unwidersprochen sein.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche

Verbesserung) bei der Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein,

dass eine solche absolut erforderlich ist, um zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen

beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe Wirksamkeit aufweisen.

Medien

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona

Pandemie. Diese hat eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen

und einen negativen Effekt auf die Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand

müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision des EpG komplett unbeachtet.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten

Gründen als Ganzes abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie

transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis

dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG vorgenommen werden.

Ich danke für die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen

eBarbara
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Sehr geehrte Damen und Herren

Sie erhalten meine allgemeine persönliche Stellungnahme und anschliessend die Kreuzchenliste

ohne Kommentar zu allen Artikeln. Ich bitte Sie, diese mit zu berücksichtigen.

treunndiche grühste M.
1. Die Teilrevision des EpG ist als Ganzes abzulehnen, weil zuvor keine Aufarbeitung der

Corona-Epidemie stattgefunden hat.

Die Corona-Pandemie ist nicht aufgearbeitet und vieles istungeklärt oder nur immer

bruchstückhaft mitgeteilt. Aufarbeitung würde bedeuten, dass über neue Erkenntnisse breit

informiert wird und die Konsequenzen für eine Gesetzesrevision daraus gezogen werden.

Beispiele:

Das Epidemiengesetz hat u.a. den Zweck die Bevölkerung vor Krankheitserregern schützen. Die

höchstwahrscheinliche Herkunft des Corona-Virus aus amerikanisch finanzierter chinesischer

«Gain-of-Function-Forschung» ist heute bekannt. Eine Aufarbeitung würde bedeuten, dass die

Regierung, wenn sie uns schützen will, sich dem weltweit verlangten Verbot dieser Forschung

anschliesst.

Heute wissen wir, nur, weil es die EMA in der Zwischenzeit zugeben musste, dass die «Impfstoffe»

nie zugelassen wurden, um eine Ansteckung und somit Weitergabe des Coronavirus zu

verhindern. Das wurde der Bevölkerung bis heute verheimlicht. Das rEpG enthält keine

Bestimmung darüber, dass in Zukunft die Bevölkerung unverzüglich und vollständig über alles zu

informieren ist.

Auch ist heute bewiesen, dass Pfizer/Biontech keine gründliche Prüfung des «Impfstoffes»

durchgeführt hatte, bevor sie ihn auf den Markt brachten. Informationen darüber durch die

beteiligten Institutionen Bundesrat, BAG, SwissMedic gibt es nicht. Das müsste öffentlich

eingestanden und durch entsprechende Gesetzesartikel verhindert werden.
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Die Bevölkerung hat bis heute nicht erfahren, dass sie im Prinzip an einem medizinischen

Experiment teilgenommen hat und noch teilnimmt, da die notwendigen Studien bis zur Einführung

der «Impfungen» noch gar nicht abgeschlossen waren. Stattdessen wurde der Bevölkerung eine

grosse Schutzwirkung und eine «sichere» «Impfung» verkauft. Auch ist bis heute nicht klar, ob es

sich bei den «Impfstoffen» nicht eigentlich um Gentherapie-Produkte handelt. In einem neuen

Gesetz müsste festgehalten werden, dass nur sichere Werte und genaue Deklarationen öffentlich

kommuniziert werden dürfen.

2. Das rEpG ist abzulehnen, weil die Bedingungen für die Feststellung der «Besonderen

Lage» (u.a. Art. 5 bis 8 inklusive Erläuterungen) schwammig formuliert sind.

Beispiele:

Die Definition der «besonderen Lage», bzw. der Voraussetzungen, die dem Bundesrat das Recht

geben, diese «festzustellen», enthält schon im alten Gesetz viele unklare Rechtsbegriffe, und noch

mehr im neuen. Da die Feststellung der besonderen Lage dem Bundesrat die Macht zur

Anordnung weitreichender Einschränkungen unserer Freiheitsrechte gibt, müssten überprüfbare

Erkenntnisse und Fakten vorliegen, die die «Feststellung der besonderen Lage» erlauben. Das ist

nicht der Fall! Beispiele:

Die Begriffe «Gesundheitsgefährdung», «erhöhte Gefahr der Ansteckung» «Überlastung der

Gesundheitsversorgung.., «wenn die Krankheit durch die Vollzugsorgane nicht genügend

verhütet oder bekämpft werden kann». Diese Begriffe können - nach unserer Erfahrung mit der

Coronapandemie - alles Mögliche bedeuten. Darum sind diese Artikel abzulehnen.

Nur in einem Fall (Art. 6 b) ist die Formulierung präzise: «Eine besondere Lage liegt vor, wenn die

WHO festgestellt hat, dass eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite besteht und

durch diese in der Schweiz eine besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit droht» (Art.

6d) Das ist dann eine sehr präzise formulierte Bedingung, jedoch von einer ausländischen

Drittpartei (WHO), ohne Zustimmung der Schweizer Bevölkerung. In einem Land mit direkter

Demokratie sind solche Formulierungen auch im Epidemiefall abzuweisen.

3.Das rEpG muss abgelehnt werden, weil die Bestimmungen zur Impfung und Impfpflicht

äusserst fragwürdig sind. (u.a. Art 6c, 12, 20-24).

Beispiele:

Die eilig eingeführten Covid-«Impfstoffe» waren nicht genügend geprüft und schädigten viele

Menschen mit den daraus resultierenden Nebenwirkungen. Solche Verfahrensweisen müssen

gesetzlich unbedingt unterbunden werden. Die Bestimmungen zur Impfung sind nicht akzeptabel.

Die Zulassung war immer nur eine «vorläufige» Zulassung. Die Bevölkerung wurde bis heute nie

darüber aufgeklärt, dass sie im Prinzip an einem medizinischen Experiment teilnimmt, da die

notwendigen Studien bis zur Einführung der «Impfungen» noch gar nicht abgeschlossen waren. Es

gibt im rEpG keine Artikel, die die Bevölkerung zukünftig vor solchen Experimenten schützen

würden.

Im revidierten Gesetz werden jedoch wieder «Ausnahmen» von einer Wirksamkeits-und

Sicherheits-Prüfung der «medizinischen Produkte» vor der Zulassung ermöglicht. (Art 44)

Ausnahmen müssten gesetzlich klar geregelt sein, wenn z.B. die Mortalität der Erkrankten über

50% läge.
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Die Pharma-Industrie, die WHO und auch Bundesrat A. Berset (29.11.2023) sagten uns bei Covid

nicht die Wahrheit über die Unwirksamkeit der mRNA-»Impfung» zum Schutz vor Ansteckung. Und

nun will der Bundesrat die Impfpflicht unter unklaren Bedingungen für bestimmte

Bevölkerungsgruppen im EPG fest verankern! Das ist abzulehnen. Impfung greift in das

verfassungsmässig garantierte Recht auf körperliche Unversehrtheit ein und darf nur freiwillig

geschehen.

Viele Menschen sind im Zusammenhang mit derImpfung gestorben oder haben schwerste

gesundheitliche Schäden erlitten. Der Zusammenhang wird jedoch nicht seriös untersucht,

sondern grösstenteils einfach geleugnet. Die meisten sind bis heute nicht als «Impfopfer»

anerkannt, ihnen wird nicht geholfen, sie werden nicht entschädigt. Auf diesem Hintergrund ist es

unakzeptabel, dass der Bundesrat unter nicht genau bestimmten Umständen die Impfung in

bestimmten Fällen für obligatorisch erklären kann.

Laut dem neuen Gesetz kann der Bundesrat ärztliches Personal unter bestimmten Bedingungen

dazu verpflichten, Menschen zu impfen. Ärzte und Ärztinnen werden so zu reinen

Ausführungsgehilfen politischer Massnahmen degradiert. Das ärztliche Urteil ist nicht mehr

ausschlaggebend. Das ist verfassungswidrig.

Die Impfung ist eine freiwillige und selbst-gewählte Massnahme, über deren Anwendung jeder

Mensch frei bestimmen können muss, wozu der informed consent und das Vertrauen in den Arzt

Voraussetzung sind.

Das EpG istso formuliert, dass es den Bestrebungen derWHO mit ihren Internationalen

Gesundheitsvorschriften und dem geplanten Pandemievertrag entgegenkommt. Sollte die Schweiz

den Pandemievertrag ablehnen, wäre das rev. EpG beinahe eine Kopie desselbigen.

Die Impfung soll an Bildungs-Institutionen und Firmen beworben werden. Das wird unweigerlich zu

massivem Druck bzw. Ausübung von Zwang auf Schüler, Studenten und Arbeitnehmer führen, die

sich nicht impfen lassen wollen.

Das Recht auf körperliche Unversehrtheit darf niemals mit Zwang, weder direkt noch indirekt bspw.

durch Androhung eines Jobverlustes oder sonst zu erleidender Nachteile, ausgehebelt werden.

4. Das rEpG ist abzulehnen, weil die Bestimmungen zu Überwachung, Meldung,

Datensammlung viel zu weit gehen (u.a. Art.11-13, 58-60)

Beispiele:

Das neue Gesetz enthält einen Paradigma-Wechsel: Es verlangt die Überwachung, Meldung

und Datensammlung von Personen anstelle von Krankheitsfällen! Auch soziographische,

verhaltensbezogene und die Intimsphäre betreffende Daten sollen gesammelt werden. Das geht

viel zu weit.

Es sollen «erkrankte», «krankheitsverdächtige», «angesteckte» oder «ansteckungsverdächtige»

oder «krankheitserregerausscheidende» Personen gemeldet und deren Daten übermittelt werden.

Die Daten werden mit derAHV-Nummer verknüpft. Das führt dazu, dass jeder Mensch a priori zu

einer vermeintlich kranken oder angesteckten und damit überwachten Person wird.

In der Schweiz sind wir gewohnt mitzudenken und mitzugestalten. Aus sachlichen Informationen

zieht jederfür sich angemessene Schlüsse. Die Bestimmungen des EpG bedeuten stattdessen

eine «Verhaltenslenkung» der Bevölkerung. Das widerspricht im Kern der freiheitlichen und

liberalen Gesinnung unseres Landes.
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Jede «Beobachtung» im Epidemiefall muss gemeldet werden- und zwar von jeder Institution oder

Einrichtung, wo sich Menschen aufhalten. Wer die Meldepflicht nicht beachtet, kann gebüsst

werden. Dies sind Charakteristika eines Überwachungsstaates und widerspricht unserer

Verfassung.

5. Das Gesetz muss abgelehnt werden, weil es im Fall einer Epidemie die Schweiz den

Weisungen einer ausländischen nicht legitimierten Instanz unterstellen kann. (Internationale

Organisation WHO) Art. 6b)

Beispiele:

Aus den Erläuterungen des EpGs zu den Artikeln die Überwachung und auch die besondere Lage

betreffend geht hervor, dass Beobachtungen gemeldet werden müssen, deren «Überwachung

international vereinbart ist». Das bedeutet eine grossflächige Überwachung der Schweizer

Bevölkerung im Fall, dass der Bundesrat die IGV und/oder den Pandemievertrag derWHO nicht

explizit ablehnt.

Das heisst im Klartext: Unter gewissen Umständen soll die Schweiz im Fall einer Epidemie per

EpG einer Organisation unterstellt werden, in der es keine Rechenschaftspflicht und

Verantwortlichkeit, kein unabhängiges Controlling der Entscheide des WHO-Generaldirektors gibt.

Das muss klar abgelehnt werden.

Die Schweiz darf nicht der Willkür einer nicht gewählten und nicht unabhängigen Organisation, die

am Geldhahn von Bill Gates und der Pharma-Industrie hängt, ausgeliefert werden.

Wie wir aus den bis heute bekannten IHR-Änderungen der WHO wissen, könnte nebst

Krankheiten, der Gefahr durch Viren und Bakterien, künftig durchaus auch der Klimawandel oder

Tierkrankheiten zu den Risiken gehören, für welche der Generaldirektor eine besondere Lage

ausrufen kann. Es wird also mit dem rEpG möglich sein, künftig auch Verhaltens-Massnahmen zu

verhängen, sollte sich die Bevölkerung nicht wunschgemäss klimaschonend verhalten.

Die WHO plant mit One-Health eine einzige globale Gesundheitsbehörde nach ihren

Vorstellungen. Das EpG enthält ein implizites Einverständnis der Schweizer Behörden mit dem

«One-health-Konzept» derWHO. Das ist aus den oben genannten Gründen unbedingt

abzulehnen.
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1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten derVernehmlassungsvorlage einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe)

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden?

5
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Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

E.

Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring)

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern,

Gesundheitsversorgung)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)
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X

H. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung)

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

I. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

J. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder

7)

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage

ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine

gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen

mit Finanzhilfen unterstützen kann?

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen

werden. werden.

(bitte unten erläutern und auch die (bitte unten erläutern)

nachfolgende Frage beantworten)
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X

Erläuterung:

Falls aus Ihrer Sichtim EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen

werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

K. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

M. Art. 82-84a (Strafbestimmungen)

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG)
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Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps?

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing

Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden?

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden

Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und

vorangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact-

Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die

Möglichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit

entsprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden.

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen

werden. werden.

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Erläuterung:

5. Weitere Rückmeldungen

Gibt es weitere Punkte, dieSie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten?

Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars!
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) 

Angepasstes Antwortformular zur Vernehmlassung  
 

 
 

Stellungnahme von 

Name / Firma / Organisation / Amt / Kanton: Ursula Cross 

Abkürzung: 

Adresse: Gartenstr. 3, 8712 Stäfa 

Kontaktperson: 

Telefon: 044 926 67 43 

E-Mail: ursula.cross@bluewin.ch 

Datum: 22. März 2024 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie erhalten meine allgemeine persönliche Stellungnahme und anschliessend die Kreuzchenliste 
ohne Kommentar zu allen Artikeln. Ich bitte Sie, diese mit zu berücksichtigen. 

 
 
1. Die Teilrevision des EpG ist als Ganzes abzulehnen, weil zuvor keine Aufarbeitung der 
Corona-Epidemie stattgefunden hat. 
 
Die Corona-Pandemie ist nicht aufgearbeitet und vieles ist ungeklärt oder nur immer 
bruchstückhaft mitgeteilt. Aufarbeitung würde bedeuten, dass über neue Erkenntnisse breit 
informiert wird und die Konsequenzen für eine Gesetzesrevision daraus gezogen werden. 
 
Beispiele: 
Das Epidemiengesetz hat u.a. den Zweck die Bevölkerung vor Krankheitserregern schützen. Die 
höchstwahrscheinliche Herkunft des Corona-Virus aus amerikanisch finanzierter chinesischer 
«Gain-of-Function-Forschung» ist heute bekannt. Eine Aufarbeitung würde bedeuten, dass die 
Regierung, wenn sie uns schützen will, sich dem weltweit verlangten Verbot dieser Forschung 
anschliesst. 
 
Heute wissen wir, nur, weil es die EMA in der Zwischenzeit zugeben musste, dass die «Impfstoffe» 
nie zugelassen wurden, um eine Ansteckung und somit Weitergabe des Coronavirus zu 
verhindern. Das wurde der Bevölkerung bis heute verheimlicht. Das rEpG enthält keine 
Bestimmung darüber, dass in Zukunft die Bevölkerung unverzüglich und vollständig über alles zu 
informieren ist. 
 
Auch ist heute bewiesen, dass Pfizer/Biontech keine gründliche Prüfung des «Impfstoffes» 
durchgeführt hatte, bevor sie ihn auf den Markt brachten. Informationen darüber durch die 
beteiligten Institutionen Bundesrat, BAG, SwissMedic gibt es nicht. Das müsste öffentlich 
eingestanden und durch entsprechende Gesetzesartikel verhindert werden. 
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Die Bevölkerung hat bis heute nicht erfahren, dass sie im Prinzip an einem medizinischen 
Experiment teilgenommen hat und noch teilnimmt, da die notwendigen Studien bis zur Einführung 
der «Impfungen» noch gar nicht abgeschlossen waren. Stattdessen wurde der Bevölkerung eine 
grosse Schutzwirkung und eine «sichere» «Impfung» verkauft. Auch ist bis heute nicht klar, ob es 
sich bei den «Impfstoffen» nicht eigentlich um Gentherapie-Produkte handelt. In einem neuen 
Gesetz müsste festgehalten werden, dass nur sichere Werte und genaue Deklarationen öffentlich 
kommuniziert werden dürfen. 
 
2. Das rEpG ist abzulehnen, weil die Bedingungen für die Feststellung der «Besonderen 
Lage» (u.a. Art. 5 bis 8 inklusive Erläuterungen) schwammig formuliert sind. 
 
Beispiele: 
Die Definition der «besonderen Lage», bzw. der Voraussetzungen, die dem Bundesrat das Recht 
geben, diese «festzustellen», enthält schon im alten Gesetz viele unklare Rechtsbegriffe, und noch 
mehr im neuen. Da die Feststellung der besonderen Lage dem Bundesrat die Macht zur 
Anordnung weitreichender Einschränkungen unserer Freiheitsrechte gibt, müssten überprüfbare 
Erkenntnisse und Fakten vorliegen, die die «Feststellung der besonderen Lage» erlauben. Das ist 
nicht der Fall! Beispiele: 
 
Die Begriffe «Gesundheitsgefährdung», «erhöhte Gefahr der Ansteckung» «Überlastung der 
Gesundheitsversorgung...», «wenn die Krankheit durch die Vollzugsorgane nicht genügend 
verhütet oder bekämpft werden kann». Diese Begriffe können – nach unserer Erfahrung mit der 
Coronapandemie – alles Mögliche bedeuten. Darum sind diese Artikel abzulehnen. 
 
Nur in einem Fall (Art. 6 b) ist die Formulierung präzise: «Eine besondere Lage liegt vor, wenn die 
WHO festgestellt hat, dass eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite besteht und 
durch diese in der Schweiz eine besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit droht» (Art. 
6d) Das ist dann eine sehr präzise formulierte Bedingung, jedoch von einer ausländischen 
Drittpartei (WHO), ohne Zustimmung der Schweizer Bevölkerung. In einem Land mit direkter 
Demokratie sind solche Formulierungen auch im Epidemiefall abzuweisen. 
 
3.Das rEpG muss abgelehnt werden, weil die Bestimmungen zur Impfung und Impfpflicht 
äusserst fragwürdig sind.  (u.a. Art 6c, 12, 20-24). 
 
Beispiele: 
Die eilig eingeführten Covid-«Impfstoffe» waren nicht genügend geprüft und schädigten viele 
Menschen mit den daraus resultierenden Nebenwirkungen. Solche Verfahrensweisen müssen 
gesetzlich unbedingt unterbunden werden. Die Bestimmungen zur Impfung sind nicht akzeptabel. 
 
Die Zulassung war immer nur eine «vorläufige» Zulassung. Die Bevölkerung wurde bis heute nie 
darüber aufgeklärt, dass sie im Prinzip an einem medizinischen Experiment teilnimmt, da die 
notwendigen Studien bis zur Einführung der «Impfungen» noch gar nicht abgeschlossen waren. Es 
gibt im rEpG keine Artikel, die die Bevölkerung zukünftig vor solchen Experimenten schützen 
würden. 
 
Im revidierten Gesetz werden jedoch wieder «Ausnahmen» von einer Wirksamkeits-und 
Sicherheits-Prüfung der «medizinischen Produkte» vor der Zulassung ermöglicht. (Art 44) 
Ausnahmen müssten gesetzlich klar geregelt sein, wenn z.B. die Mortalität der Erkrankten über 
50% läge. 
 
Die Pharma-Industrie, die WHO und auch Bundesrat A. Berset (29.11.2023) sagten uns bei Covid 
nicht die Wahrheit über die Unwirksamkeit der mRNA-»Impfung» zum Schutz vor Ansteckung. Und 
nun will der Bundesrat die Impfpflicht unter unklaren Bedingungen für bestimmte 
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Bevölkerungsgruppen im EPG fest verankern! Das ist abzulehnen. Impfung greift in das 
verfassungsmässig garantierte Recht auf körperliche Unversehrtheit ein und darf nur freiwillig 
geschehen. 
 
Viele Menschen sind im Zusammenhang mit der Impfung gestorben oder haben schwerste 
gesundheitliche Schäden erlitten. Der Zusammenhang wird jedoch nicht seriös untersucht, 
sondern grösstenteils einfach geleugnet. Die meisten sind bis heute nicht als «Impfopfer» 
anerkannt, ihnen wird nicht geholfen, sie werden nicht entschädigt. Auf diesem Hintergrund ist es 
unakzeptabel, dass der Bundesrat unter nicht genau bestimmten Umständen die Impfung in 
bestimmten Fällen für obligatorisch erklären kann. 
  
Laut dem neuen Gesetz kann der Bundesrat ärztliches Personal unter bestimmten Bedingungen 
dazu verpflichten, Menschen zu impfen. Ärzte und Ärztinnen werden so zu reinen 
Ausführungsgehilfen politischer Massnahmen degradiert. Das ärztliche Urteil ist nicht mehr 
ausschlaggebend. Das ist verfassungswidrig. 
 
Die Impfung ist eine freiwillige und selbst-gewählte Massnahme, über deren Anwendung jeder 
Mensch frei bestimmen können muss, wozu der ‹informed consent und das Vertrauen in den Arzt 
Voraussetzung sind. 
 
Das EpG ist so formuliert, dass es den Bestrebungen der WHO mit ihren Internationalen 
Gesundheitsvorschriften und dem geplanten Pandemievertrag entgegenkommt. Sollte die Schweiz 
den Pandemievertrag ablehnen, wäre das rev. EpG beinahe eine Kopie desselbigen. 
Die Impfung soll an Bildungs-Institutionen und Firmen beworben werden. Das wird unweigerlich zu 
massivem Druck bzw. Ausübung von Zwang auf Schüler, Studenten und Arbeitnehmer führen, die 
sich nicht impfen lassen wollen. 
 
Das Recht auf körperliche Unversehrtheit darf niemals mit Zwang, weder direkt noch indirekt bspw. 
durch Androhung eines Jobverlustes oder sonst zu erleidender Nachteile, ausgehebelt werden. 
 
4. Das rEpG ist abzulehnen, weil die Bestimmungen zu Überwachung, Meldung, 
Datensammlung viel zu weit gehen (u.a. Art.11-13, 58-60) 
 
Beispiele: 
 Das neue Gesetz enthält einen Paradigma-Wechsel: Es verlangt die Überwachung, Meldung 
und Datensammlung von Personen anstelle von Krankheitsfällen! Auch soziographische, 
verhaltensbezogene und die Intimsphäre betreffende Daten sollen gesammelt werden. Das geht 
viel zu weit. 
 
Es sollen «erkrankte», «krankheitsverdächtige», «angesteckte» oder «ansteckungsverdächtige» 
oder «krankheitserregerausscheidende» Personen gemeldet und deren Daten übermittelt werden. 
Die Daten werden mit der AHV-Nummer verknüpft. Das führt dazu, dass jeder Mensch a priori zu 
einer vermeintlich kranken oder angesteckten und damit überwachten Person wird. 
 
In der Schweiz sind wir gewohnt mitzudenken und mitzugestalten. Aus sachlichen Informationen 
zieht jeder für sich angemessene Schlüsse. Die Bestimmungen des EpG bedeuten stattdessen 
eine «Verhaltenslenkung» der Bevölkerung. Das widerspricht im Kern der freiheitlichen und 
liberalen Gesinnung unseres Landes. 
 
Jede «Beobachtung» im Epidemiefall muss gemeldet werden – und zwar von jeder Institution oder 
Einrichtung, wo sich Menschen aufhalten. Wer die Meldepflicht nicht beachtet, kann gebüsst 
werden. Dies sind Charakteristika eines Überwachungsstaates und widerspricht unserer 
Verfassung. 



Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG 

4 

 

 

 
 
5. Das Gesetz muss abgelehnt werden, weil es im Fall einer Epidemie die Schweiz den 
Weisungen einer ausländischen nicht legitimierten Instanz unterstellen kann. (Internationale 
Organisation WHO) Art. 6b) 
 
Beispiele: 
Aus den Erläuterungen des EpGs zu den Artikeln die Überwachung und auch die besondere Lage 
betreffend geht hervor, dass Beobachtungen gemeldet werden müssen, deren «Überwachung 
international vereinbart ist». Das bedeutet eine grossflächige Überwachung der Schweizer 
Bevölkerung im Fall, dass der Bundesrat die IGV und/oder den Pandemievertrag der WHO nicht 
explizit ablehnt. 
 
Das heisst im Klartext: Unter gewissen Umständen soll die Schweiz im Fall einer Epidemie per 
EpG einer Organisation unterstellt werden, in der es keine Rechenschaftspflicht und 
Verantwortlichkeit, kein unabhängiges Controlling der Entscheide des WHO-Generaldirektors gibt. 
Das muss klar abgelehnt werden. 
 
Die Schweiz darf nicht der Willkür einer nicht gewählten und nicht unabhängigen Organisation, die 
am Geldhahn von Bill Gates und der Pharma-Industrie hängt, ausgeliefert werden. 
 
Wie wir aus den bis heute bekannten IHR-Änderungen der WHO wissen, könnte nebst 
Krankheiten, der Gefahr durch Viren und Bakterien, künftig durchaus auch der Klimawandel oder 
Tierkrankheiten zu den Risiken gehören, für welche der Generaldirektor eine besondere Lage 
ausrufen kann. Es wird also mit dem rEpG möglich sein, künftig auch Verhaltens-Massnahmen zu 
verhängen, sollte sich die Bevölkerung nicht wunschgemäss klimaschonend verhalten. 
 
 Die WHO plant mit One-Health eine einzige globale Gesundheitsbehörde nach ihren 
Vorstellungen. Das EpG enthält ein implizites Einverständnis der Schweizer Behörden mit dem 
«One-health-Konzept» der WHO. Das ist aus den oben genannten Gründen unbedingt 
abzulehnen. 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

 

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 
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☐ ☐ ☐ x 

 
 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 
 

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 
 

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden? 
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E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, 

Gesundheitsversorgung) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
H. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden? 
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Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
I. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
J. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder 
7) 
 

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage 
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen 
mit Finanzhilfen unterstützen kann? 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. werden. 

(bitte unten erläutern und auch die (bitte unten erläutern) 

nachfolgende Frage beantworten)  

☐ x 

Erläuterung: 
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Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen 
werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
K. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
L. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

M. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 
 

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 
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4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 
 

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing 
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden? 

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden 
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und 
vorangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact- 
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die 
Möglichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit 
entsprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden. 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. werden. 

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern) 

☐ x 

Erläuterung: 

 
 

5. Weitere Rückmeldungen 
 

 
Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars! 

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten? 
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En tant que citoyen profondément concerné par cette loi, je désire faire connaître ma position sur les

modifications prévues de la loi sur les épidémies (LEp).

Menaces particulières pour la santé publique (art. 5a)

Aujourd'hui déjà, le système de santé est périodiquement et parfois chroniquement surchargé. Il s'agit d'un fait

connu et non d'un risque. Les causes sontmultiples etinterdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux(le nombre de lits par habitant a diminué de deux tiers

depuis les années 1980) ainsi quel'augmentation etle vieillissement de la population. La mise en danger de la

santé publique est donc un problème connu, inhérent au système, qui doit être résolu en dehors de la LEp.

La numérisation et l'atteinte à la sphère privée

Le 27.10.2021, le conseiller fédéral Alain Berset a faitsavoir publiquement que"ce certificat permetde

montrer que l'onn'est pascontagieux". Etce, bien que Madame le DrV. Masserey ait annoncé dès le 3.8.2021

lors d'une conférence de presse : "Les personnes vaccinées C-19 peuvent propager le virus C aussi souvent que

les personnes non vaccinées". Cela montre bien que la numérisation ne protège pas des contre-vérités, des

fausses informations et des abus. Elle ne fait que créer un faux sentiment de sécurité et le documenter

numériquement.

Système national d'information "Contact-Tracing" (art. 33 etart. 60a)

II n'est pas établi que le traçage des contacts soit pertinent en soi pour la gestion d'une pandémie, car les

évolutions respectives dépendent non seulement fortement de la maladie, mais aussi et surtout dela manière

dont le traçage est effectué. Si, par exemple, des personnes vaccinées sont exemptées de tests et de

quarantaine alors que l'injection ne protège pas contre la transmission, cela montre à quel point une autorité

peut effectuer ce traçage de manière arbitraire. C'est la porte ouverte au non-respect des principes d'égalité

des chances, de non-discrimination et de proportionnalité. Cet article donne également la priorité à

l'identification des personnes etàl'accès à leur sphère intime par la Confédération. De plus, le principe de

coopération actuellement en vigueur est remplacé par une obligation, ce qui souligne encore plus le côté

policier et donc clairement invasif des mesures proposées.

Des mesures inefficaces

En ce qui concerne la pandémie de Covid, on peut dire qu'il a été prouvé que ni le confinement, ni la

distanciation sociale, ni les masques n'étaient des moyens efficaces pour lutter contre la pandémie. L'OMS a

déjà admis en 2019, etmaintenant aussi l'immunologue américain Antony Fauci devant le Congrès américain,

que de telles mesures n'ont pas d'utilité significative en cas de grippe. Une étude de l'OMS sur les pandémies

de grippe concluait déjà en 2019 que "le suivi des contacts n'est recommandé en aucune circonstance". De

même, l'obligation de faire des tests sans symptômes serait inutile et absurde, surtout chez les enfants. Malgré

cela, le nouveau projet pourrait mener à une telle obligation de test.



Autorisation limitée dans le temps (art. 9b LRH)

L'autorisation temporaire de médicaments en cas desituation particulière ou extraordinaire porte atteinte à la

sécurité des patients. Enl'absence d'une situationmettantla vie en danger, seuls les médicaments dont la

sécurité aété suffisamment vérifiée devraient être autorisés. En outre, chaque citoyen doit pouvoir déciderlui-

même s'il souhaite consommer un médicament.

Le présent projet de LPE révisée doitêtre rejeté dans son ensemble pour les raisons exposées ci-dessus. La

pandémie Corona doit d'abord être analysée de manière transparente etindépendante, dans le sens d'une

critique de la manœuvre, et ce n'est qu'ensuite qu'une révision de la LEp pourra être entreprise sur la base de

ceS conclusions. Je vous remercie d'en avoir pris connaissance.

Avecmes salutations distinguées

C.Crt
Claude Crottaz
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Schachen, den 14. März 2024

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November2023 das Eidgenössische Departementdes Innern EDI beauftragt,
zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG istausmehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte aufBundesebene zu konzentrieren- auf Kosten der Bürger(die in

erster Linie für ihre Gesundheitverantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden -entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist -bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrechtin ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeiterhält, Notstandsgesetze in ordentliches Rechtumzuwandeln. Ohne einesorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabevon Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurfmacht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung -selbst

mitheute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Daskann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt erAspekte der psychischen Gesundheitund der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachungund Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar soweit, dassjeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oderansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Miteinem solchen Vorgehenwerden dieWahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung aufinvasive Maßnahmen. Auswelchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähntwird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2:Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen aufeine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Siemuss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantoneim Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dassjede Person die für ihre Gesundheitnotwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnenliegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Tatsache,DasGesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohnerist seit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. DerArtikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art.6 : Besondere Lage / Grundsätze
dieBei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente,

derzeit ausgearbeitetund verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten,um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit derinternationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen,wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Derneue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanzfür Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesratzum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immerdarum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zurIdentifizierung von

«kranken,mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheitoder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuenSystem, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortestgeschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflichtfür Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehementabgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a:Verhütungsmassnahmenin Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob derBundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitungvon Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgungvon Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugangzu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt,wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- undGenesungsnachweise

Ein Zertifikatan sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

bekannt, dasspositiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Esist in der Zwischenzeit allgemein

RNAmod-Injektionenweder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dassbei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweisfür die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen fürdie öffentliche Gesundheithat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dasssie

diegenannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper,mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugangzu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besondersgesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einerübertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesratvon gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängigvon seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis derGefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;O

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung derO

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eineSchutzwirkung;0

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;O

das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;O

es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen,weder von den Testungen noch von den0

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerungist ein Problem, dasmitZwang

(«zuihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es istmöglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus Zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, einesolche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich,ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

auchDie Behörden verhalten sich ehrlich, transparent undwahrheitsgemäß und kommunizieren

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaftsei auf das Interview von Frau Nora Kronigin der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesonderewas die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht aufbeunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle proJahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle proJahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75%derSterblichkeit aufchronischeKrankheiten zurückzuführen
sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeitausmachen.
Siegehtnicht auf dieschädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden
Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,
wirtschaftlicheSchäden,unerwünschte Nebenwirkungenvon Medikamenten undInjektionen
usw.).

Sie unterschlägt, dassjedemedizinischeBehandlung, jedeMaßnahme im Bereich der
öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungenhat (Nocebo-
Effekt).

Sie ignoriertdas Grundprinzip des medizinischen Ansatzesaus dem Eid des Hippokrates «primum
non nocere» (in erster Linie nichtschaden).

schlägt einen standardisierten Ansatz für dieBehandlung vor,derim Widerspruchzu der
Sie

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zubetrachten.
Sie degradiert den Arzt und andereAngehörige der Gesundheitsberufe zubloßen
Befehlsempfängern.

Durch dieZentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,
verhindertsie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und
Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesratund Verwaltungim Sinne der PräambelderBundesverfassungundim
Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117aff. BV) ihrer Verpflichtung

dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.gegenüber

Wir danken für dieKenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Beatrice Crottogini-Raschle

6 2
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zurTeilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012(EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - aufKosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit selbst verantwortlich sind), derKantone und derim Gesundheitswesen

tätigen Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung

des Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird -

zuerst eine Aufarbeitungvon Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln,indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetzein ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es istfür die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dassein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einerbesonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe der Souveränität

derSchweiz entsprechen.

DerVorentwurfmacht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zugewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in ersterLinie und als zentrale Säule seiner Strategie dieImpfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln, gegen eine heute noch unbekannte Krankheit und im Unwissen von

allfälligen Impfschäden. Das kann nicht toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt erAspekte der

psychischen Gesundheit und der Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von(gesunden) Personen. Er geht sogar so weit, dassjederMenscha

priori zu einer(vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch

willkürliche und unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit)

beweisen muss. Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive

Gesundheit) und jede klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts

mehr mit Gesundheitsförderung zu tun.
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Auffällig sind die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund?

Weshalb praktisch keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche, nicht-

pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt derVorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last butnot least: es muss leider mitSchrecken festgestelltwerden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Diesist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» istzu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen aufeine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantoneim Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in derVerantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

JederVerweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. DerArtikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art.6: Besondere Lage /Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» istder Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.

Im Zusammenhang mit der Prävention einerPandemie und der Reaktion daraufim Falleihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei dieStaaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).
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Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise voninternationaler

Tragweite (Public Health Emergency ofInternational Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Derneue Artikel 13Awürde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

dieWHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offenzum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesratzum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zurMeldung von Krankheitenzu einem System zur Meldungvon

Personen.

Übergang von derIdentifizierung von «kranken oderinfizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln
nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass
dies durch einen ungeeigneten Labortestgeschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird
jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaftzum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23.März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachenund Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene
Person oder Personen, dieihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten
Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufder Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehementabgelehnt.

Art. 19Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen
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Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgungan sich nicht relevant istfür das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgungvon Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugangzu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatzder Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

EinZertifikatan sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenigwie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeitist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugangzu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierungvon besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

DerHinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist,um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestelltwerden, dass der

Bundesratvon gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang(schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;O
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o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

das Zertifikathat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;0

o es gibtkeine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist- außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

wederan Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und esist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies derWahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von

Bundesrat Alain Bersetvom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug aufdie Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokumentder WHO.

Siegeht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länderandere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalitätsowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht aufbeunruhigende Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand der

Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen, Geburtenrückgang,

Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige Themenbereiche

(chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle pro Jahr).

Sie berücksichtigt dieTatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,
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wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahmeim Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen haben kann

(Nocebo-Effekt).

Sieignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nichtschaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige derGesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltungim Sinne der Präambel der Bundesverfassung undim

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreiche ich Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Ich danke für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

KAu
Katrin Cryer
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Katrin Cryer      Per Einschreiben 
Birkenweg 20      Bundesamt für Gesundheit BAG 
8471 Berg (Dägerlen)     Schwarzenburgstrasse 157 

       3003 Bern 
 

       und 
       Per E-Mail an: 
       revEpG@bag.admin.ch  /  gever@bag.admin.ch 

 
 

16. März 2024 
 
 

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, 
zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein 
Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision 

Stellung zu nehmen. 
 

 
1 Grundsätzliches 
 

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen. 
 

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren – auf Kosten der Bürger (die in 
erster Linie für ihre Gesundheit selbst verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen 
tätigen Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden – entgegen der Meinung 

des Bundesrates – überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist – bevor eine Teilrevision gestartet wird – 
zuerst eine Aufarbeitung von Nöten. 

 
Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die 
Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung 

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht 
wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu 

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe der Souveränität 
der Schweiz entsprechen. 
 

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer 
Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst 
mit heute noch unbekannten Mitteln, gegen eine heute noch unbekannte Krankheit und im Unwissen von 
allfälligen Impfschäden. Das kann nicht toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der 
psychischen Gesundheit und der Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht. 

 
Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten 

hin zur Überwachung und Meldung von (gesunden) Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a 
priori zu einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch 
willkürliche und unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) 

beweisen muss. Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive 
Gesundheit) und jede klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts 

mehr mit Gesundheitsförderung zu tun. 
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Auffällig sind die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine 

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund?  
 
Weshalb praktisch keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche, nicht-

pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben 
nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und 

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten. 
 
Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des 

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde. 
Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung. 

 
 
2 Zu einzelnen Bestimmungen 
 
Art. 2: Zweck 
Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während 
der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer 

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine 
medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun. 
 

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im 
EpG nicht wiederholt werden. 

 
Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum 
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite 

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält, 
womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die 

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre 
Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen. 
 

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen 
wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und 

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten. 
 
Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit 
Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache, 
nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind 

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro 
Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die 
Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen. 

 
Art. 6: Besondere Lage / Grundsätze 
Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die 
derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der 
Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor: 

 

• Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die 
dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der 
Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben. 

• Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres 
Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der 
multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11) 
übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen 

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6). 
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• Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines 
Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines 
Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler 

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer 
Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären. 

• Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise 
die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen 

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen. 

• Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich 
umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt 
werden. 

 
Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum 
Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht 

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines 

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass 

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene 

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6 
auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich. 

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen. 
 

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten 
Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen 

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen: 
 

• Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von 
Personen. 

• Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von 
«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger 

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind 
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die 
Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede 

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese 

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf 

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen 
administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln 
nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass 

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder 
infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt 

(objektiver Gesundheitszustand). 

• Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen 
einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird 
jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder 

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom 
23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert: 
«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene 

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten 

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur 

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will». 
 
Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und 

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit 
und werden deshalb vehement abgelehnt. 

 
Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen 
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Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und 
medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der 
Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten. 
 

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing» 
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das 

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor 
allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird. 
 

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre 
Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine 

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch 
verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird 
abgelehnt. 

 
Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise 
Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine 
positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass 

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen 
einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht 
ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt 

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat. 
 

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit 
den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der 
Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie 

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische 
Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen 

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals 
Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden 
Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit 

einzudämmen. 
 

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend 
erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der 
Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht 

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen. 
 

3 Weitere Bemerkungen 
 
Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der 

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die 
Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen. 

 
Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen: 
 

• Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der 
öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität. 

• Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem 
Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder 
Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers. 

• Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig, 
nützlich, wirksam und verhältnismäßig: 

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung; 
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o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der 

Pandemie; 
o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung; 
o nur moderne Medikamente sind wirksam; 

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person; 
o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit; 

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den 
Injektionen. 

• Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen. 

• Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang 
(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss. 

• Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt 
weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material. 

• Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten. 

• Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle. 

• Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu 
beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen, 
und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen. 

• Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben. 

• Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch 
so. 

 

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von 
Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne, 

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer 
Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten 
können wie Ungeimpfte. 

 
 

4 Schlussbemerkungen 
 
Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb 

diese Eile und Unsorgfalt? 
 

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht: 
 

• Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen, 
nicht (Art. Art 118a BV). 

• Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale 
Dokument der WHO. 

• Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den 
therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind. 

• Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben 
und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die 
negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft. 

• Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit. 
Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigende Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand der 

Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen, Geburtenrückgang, 
Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige Themenbereiche 
(chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle pro Jahr). 

• Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht. 

• Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen 
sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen. 

• Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den 
Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation, 
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wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen 

usw.). 

• Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen haben kann 
(Nocebo-Effekt). 

• Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum 
non nocere» (in erster Linie nicht schaden). 

• Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der 
Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten. 

• Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen 
Befehlsempfängern. 

• Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten, 
verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und 
Behandlungsmöglichkeiten. 

 
 
In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im 

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung 
gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreiche ich Ihnen diese Vernehmlassungsantwort. 

 
Ich danke für die Kenntnisnahme. 
 

Freundliche Grüsse 
 

 
 
 

 
 

Katrin Cryer 
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Concerne :

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Fédéral de
Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département

l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

818.101). Nous saisissons cette
loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies(LEp, RS

opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

responsables de leur santé),
fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers

des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.

leçon n'a été tirée de la
Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune

crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéderà une analyse dela situation, cequi n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité detransformer, selon son bon vouloir

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour).

proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population
cette

suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière.

déclenché par P'OMS, (qui est un organe supranational dirigé pardes personnes

da souveraineténon-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de

suisse.contraire au droit à l'auto-détermination du peuple

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants

des décisions politiques.



L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes.

Tout individu sera considérécomme malade ou contagieux etdevra apporter la preuve
de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non

scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus

passera à un statut de « présomption de maladie »

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse
massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid

on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux

soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la

Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à
des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier
central de cet avant-projet)

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en

matière de santé). Elle s'engage,dans l'art. 41 Cst, àce quechaque personne reçoive

les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe
de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu
de la responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le

domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de
da Confédération.

Toute référence à "OneHealth", un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,
n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) etauX

a voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient êtreouvre

instrumentalisé

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment
mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par
habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes



Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre

compte les documents de I'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité
en

OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui

prévoient les modifications majeures suivantes

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions
0

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

l'évidente incapacitérecommandations) pour pallier à (selon T'OMS) K<

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter I'OMS
0

se verrait confier un rôle central de direction etde coordination entant que "chef

de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la

santé“ (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

des mesures déclaréesrecommandation ) pour les Etats de mettre en œuvre

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc..)

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMS
0

prévention et
comme l'organe de direction et de coordination des mesures de

ses directives.de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre

L'article 42 modifié exigerait que lesmesures ordonnées soient mises en œuvre

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la

contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

son soutien auLe Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises

des documents derenforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions

I'OMS, on necomprend doncpas commentle Conseil Fédéral en arrive à la conclusion

"la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée
que

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en

Suisse
;

il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays“. La remarque du

rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués

à cet égard.de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire

En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de



ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation

et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de0

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à0

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes" que cOS

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"
infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être
médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptômes. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique
et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin OU

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir
prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.
L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié
figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé
et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état
de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de
santé objectif)

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la0

collecte de données "sur les comportements, y compris les données
relatives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas

S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou deprécisée

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme
suit

:

"La sphèreintime comprend tous les faits et événements de la vie dont
seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les

données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches".

(traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la
sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec
véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés
par la Constitution.



Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut
Cet article

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion desinstitutions. Le principede la souveraineté des cantons

matière de santé doit être maintenuen

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que letraçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour lagestion d'une pandémie, carcela dépend non seulement principalement

de la manière dont le traçage des
de la maladie en question, mais aussi et surtout

contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a
Un certificat en soi ne peut pas prouver

donc aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en

l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne

preuve de sa
contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une

soit pas
administratif qui n'a aucunecontagiosité. Il s'agit donc d'un document purement

utilité pour la santé publique.

"certificat de bonne santé", confirmant
Ce certificatde"guérison"ressemble plutôt à un

(présomption de maladie).
ainsi le changement de paradigme évoqué àl'article 12.

demande démontre bien que celui-Ci
Le fait d'indiquer que le document est délivré sur

professionnelle. On le sait depuis
n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et

a crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part,

entraine
engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part,

une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

Ala lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées
0

une mortalitéêtre une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,
O

indépendamment de son âge et de son état de santé.



L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaientO

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

- L'immunisation se fait en premierlieu par la vaccination

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie

Les masques ont un effet protecteur dans la population générale

Seuls les médicaments modernes sont efficaces

Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne

Le certificat a un impact positif sur la santé publique
;

IIn'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni
de matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un
point central : parconséquent, seulesles autorités fédérales sont en mesure

de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer
davantage de compétences et de pouvoirs.

-La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,
transparente et véridique

Tout cela eSt mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de
nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une
telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants



Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les
0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.)

santé et à la Charte d'Ottawa,
lle ne fait pas référence à la promotion de la

O

le document central de l'OMS

prise en charge précoce,
Elle n'aborde pas la question du traitement et de la

0

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

d'autres choix
Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait

la
stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs surla société.

un contexte plus
Ile ne replace pas la problématique de la pandémie dans

0

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des
O

malades chroniques.

à des maladies
Elle netient pas compte du faitque 75% delamortalité est due

0

chroniques, alors que les maladiesinfectieuses représentent environ 1% de la

mortalité

o Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent

(isolement social, dommages
d'avoir sur l'état de santé de la population

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

de santé publique
o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo)
a

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment
0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire)

en contradiction
Elle propose une approche standardisée du traitement qui est

O

avec la nécessité de considérer chaque casindividuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de
O

simples exécutants.

de l'OMS, elle restreint
En centralisant et imposant l'application des directives

0

alternatifs, efficaces et
la recherchede moyens de prévention etde traitement

moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et

suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.

O0 Perret Georgette QS2C. (OO.1aCuendet Marlyse

FtNQlandos (RlXi0n



PROCURATION

Je, soussignée, Madame Georgette Renée Marcelle Perret,née le 22 juin 1933 à Montreux VD, domiciliée à la RésidenceTrèfle à Quatre, route de Villars 14, 1566 St Aubin FR,

atteste avoir donné procuration

à ma fille, Madame Marlyse Christiane Cuendet née Perret, le 3octobre 1956 à Lausanne VD, domiciliée àla Résidence Trèfleà Quatre, route de Villars 14, 1566 St Aubin FR

agir, signer et donnerpour
acte en mon nom et pour moi entout ce qui me concerne.

En foi de quoi, je signe la présente procuration pour serviret valoir ce que de droit.

Fait à St Aubin FR le..de.ut. 2.22-

Signature mne

Annexes: pièces d'identité des deux parties



LEGALISATION :

Le notaire soussigné, Me JEAN-PHILIPPE ROSSET, à Fribourg et Belmont-Broye certifieauthentique la signature apposée au Tecto par Madame Georgette Renée Marcelle Perret, néele 22.06.1933, originaire deMontreux, domiciliéeà 1566 St-Aubin, Résidence Trèfleà Quatre,Route de Villars 14, qui eSt conforme à un modèle de signature.

Belmont-Broye, le 13 juin 2022.

L'atteste :



Viviane Cuendet 

Rue Centrale 25 

1110 Morges      Recommandé 

OFS 

       Schwarzenburgerstr. 15 
       3097 Liebefeld 
 
 
 

Sion, le 12 mars 2024 

 
 

 

 

Concerne :  

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation 

Mesdames et Messieurs, 

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de 
l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la 
loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette 
opportunité et prenons position sur la révision prévue. 

1. Principes de base 

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons. 

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau 

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), 
des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. 
Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n’a été tirée de la 
crise Covid. En conséquence, avant d’entamer la révision de la LEp, il est 
indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n’a pas été fait. 

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en 
donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir 
les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), 
cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population 
suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière, 
déclenché par l’OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes 
non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté 
contraire au droit à l’auto-détermination du peuple suisse. 
 
 
 
 



L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants 
des décisions politiques.  

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et 
de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. 
Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve 
de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non 
scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus 
passera à un statut de « présomption de maladie ».  

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse 
massive des coûts de la santé, ce qui n’est pas souhaitable pour la population suisse. 

2. Concernant les différentes dispositions 

Art. 2 : But 

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, 
on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n’ont pas eu accès aux 
soins médicaux, « l’égalité des chances d’accès » n’ayant pas été respectée par la 
Confédération elle-même. A cela s’ajoutent les déclarations de certains politiques 
demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De 
quelle « égalité des chances d’accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à 
des conditions telles que la vaccination ?  (Sachant que celle-ci représente le pilier 
central de cet avant-projet). 

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction 

avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). 
Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins 
nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la 

souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la 
responsabilité de l'individu.  Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le 
domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de 
la Confédération. 

Toute référence à ‘’OneHealth’’, un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait, 
n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance 
aux plans de l’OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et 
ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être 
instrumentalisés. 

 

 

 

 

 



Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique 

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non 
d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment 
mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par 
habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et 
le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté. 

Art. 6 : Situation particulière / Principes 

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre 
en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité 
OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui 
prévoient les modifications majeures suivantes : 

o Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions 
juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que 
recommandations) pour pallier à (selon l’OMS) « l'évidente incapacité 
dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et 
d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y 
remédier. 

 

o Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS 
se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que "chef 
de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la 
santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la 
recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées 
appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières, 
confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc…) 
 

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après 
consultation d'un comité d’urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir 
d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou 
actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC), 
notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir. 
 

o Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS 
comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et 
de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives. 

 

 

 



o L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en 
œuvre immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par 
la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques. 

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au 
renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de 
l'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion 
que "la constatation par l'OMS d'une urgence de santé publique de portée 
internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en 
Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du 
rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués 
de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. 
En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit 
rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l’entrée de 
ceux-ci dans le droit suisse représentent l’abandon de la souveraineté de notre nation 
et se révèlent donc contraire à la Constitution. 

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles 

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous 
rejetons en toutes circonstances : 

o Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de 
déclaration des personnes. 

o Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à 
l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées, 
présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ces 
dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées" 
infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori 
considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être 
médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à 
priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de 
symptômes. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique 
et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou 
d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard, 
(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir 
prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. 
L’expérience COVID ayant démontré qu’un test de laboratoire inapproprié 
figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé 
et cela alors même que l’individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état 
de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de 
santé objectif). 

 

 



o Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la 
collecte de données "sur les comportements, y compris les données 
relatives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas 
précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de 
consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection 
des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme 
suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont 

seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont 

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les 

données qui ont une forte connotation affective et que la personne 

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches". 

(traduit de l’allemand). 

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur 
l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la 
sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec 
véhémence s’agissant d’une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés 
par la Constitution. 

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions. 

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut 

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce 

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons 
en matière de santé doit être maintenu. 

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing". 

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent 

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement 
de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des 
contacts est effectué. 

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à 
leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une 
obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni 
efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée. 

 

 

 

 

 

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/1988/2_413_421_353/fr
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/1988/2_413_421_353/fr


Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison 

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a 
donc aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les 
injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en 
l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne 
soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa 
contagiosité. Il s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune 

utilité pour la santé publique. 

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un "certificat de bonne santé", confirmant 
ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie). 

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci 
n’est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis 
la crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, 
engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne 
une discrimination entre les personnes. 

3. Autres remarques 

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil 
fédéral part de certains présupposés erronés :  

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées 
être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité 
nettement excessive. 

 

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, 
indépendamment de son âge et de son état de santé.  

    L’issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un 
agent pathogène. 

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient 
nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées : 

- L’immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ; 

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la 
pandémie ; 

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ; 

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ; 

 

 

 

 



- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ; 

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ; 

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections. 

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie. 

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un 
problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien"). 

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement 
opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni 
de matériel. 

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat. 

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances. 

- Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un 
point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure 
de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer 
davantage de compétences et de pouvoirs. 

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société. 

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, 
transparente et véridique. 

 

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de 
nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte. 

4. Remarques finales 

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une 
telle précipitation et un tel manque de soin ? 

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants : 

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les 
médecines complémentaires (art. 118a Cst.). 

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le 
document central de l'OMS. 

 

 

 

 

 



o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, 
alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie. 

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix 
stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la 
morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société. 

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus 
large de santé publique. 

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des 
malades chroniques. 

o Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies 
chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la 
mortalité. 

o Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent 
d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages 
économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des 
injections, etc.) 

o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a 
également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo). 

o Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment 
d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire). 

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction 
avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement. 

o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de 
simples exécutants. 

o En centralisant et imposant l’application des directives de l'OMS, elle restreint 
la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et 
moins coûteux. 

 

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement 
envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans 
l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et 
suivants Cst.), je vous remets cette présente réponse à la consultation. 

Merci de bien vouloir en prendre connaissance. 

Je vous prie d'agréer, Madame, Monsieur, mes salutations distinguées. 

 

Viviane Cuendet 

 



Amtl DTS PuG GZ R KUV LKV

DS Bundesamt für Gesundheit TG

VADG

UVCCMartine Cuennet

2 8. März 2024IntChemin de Saule 107
GeS1233 Bernex
NCDSTE

MTDig

T-GE/ER BioM Str FANMI URA AS ChemChem GB ADO

Office fédéral de la santé publique OFSP

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Berne

Bernex, le 14 mars 2024

Consultation sur la loi sur les épidémies

Mesdames et Messieurs

Je profite de l'occasion pour prendre position sur les modifications prévues de la loi sur les

épidémies (LEp).

Prémisse

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, plusieurs hypothèses apparaissent et

sont présentées comme "'allant de soi". Les hypothèses sont les principes implicites qui

sous-tendent la position du Conseil fédéral et qui ne sont ni documentés, ni remis en

question.

Principes d'efficacité et de proportionnalité

La révision prévoit d'accorder davantage de compétences au Conseil fédéral. Les

consultations des cantons et des commissions ne sont mentionnées que par des dispositions

potestatives, donc finalement sans effet et donc potentiellement maculées. En fin de compte,

le Conseil fédéral peut décider seul. Tout comme Tedros Adhanom Ghebreyesus, l'actuel

président de l'OMS, a pu déclarer seul une pandémie de variole du singe. A l'avenir, une

telle déclaration devrait conférer au Conseil fédéral des compétences immédiates en matière

d'ordonnances d'urgence. II deviendrait pratiquement le seul maître à bord. Dans ce

contexte, il n'est plus question des principes d'efficacité etde proportionnalité : dans un tel

moment, le Conseil fédéral n'a de comptes à rendre à personne ; il peut décider à sa guise

d'agir de telle ou telle manière, sans être gêné par aucun principe.

Mise en balance des avantages et des inconvénients (art. 40)

Il est indéniable que les mesures prises à l'égard de la population peuvent également avoir

des effets négatifs. Ce fait n'est pas suffisamment pris en compte dans la présente

proposition de loi. Lors de la mise en place de mesures, les avantages doivent être

soigneusement mis en balance avec les dommages potentiels.

Des mesures inefficaces

Des études internationales ont démontré que le port de masques n'avait aucune influence

sur le taux d'infection. Cela était pourtant déjà connu dans des études antérieures. Même les

masques FFP2 n'avaient aucune influence sur les infections. L'utilisation à long terme ou



inappropriée de masques peut toutefois entraîner des dommages. L'efficacité d'une mesure

devrait donc être prouvée et non contestée avant qu'elle ne soit décidée.

Suivi de la vaccination (art. 24)

Comme l'a montré la pandémie Corona, le taux de vaccination ne joue aucun rôle dans la

transmission d'un pathogène viral. La thèse de l'immunité grégaire s'est également révélée

fausse. Un monitoring de la vaccination n'a eu aucune utilité médicale, du moins lors de la

pandémie Corona, et doit donc être rejeté.

Le présent projet de LPE révisée doit être rejeté dans son ensemble pour les raisons

exposées ci-dessus. La pandémie Corona doit d'abord être analysée de manière

transparente et indépendante, dans le sens d'une critique de la manceuvre, et ce n'est

qu'ensuite qu'une révision de la LEp pourra être entreprise sur la base de ces conclusions.

Nous vous remercions d'en avoir pris connaissance.

Avec mes salutations distinguées.

Deu
Martine Cuennet

Copie à : Monsieur Pierre Maudet, Conseiller d'Etat (Genève)
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung derVernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von derTextmenge herum ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth,Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass es am Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier garschon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit dieWHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend

Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen

der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1-

1



0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70 Jahren war sie0.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten

nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von

Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich auf der Basis einer entstehenden Angst in

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), womit die

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können.

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber der Tatsache dersehr

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und

Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und fsowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die

Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag eine ganz

andere, dem Eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung

in derSchweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierungzu verändern, ist

das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den

Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im

Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern

ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.
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1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, Was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben,während dann im gesamten Rest des Textes davon nie

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; erkann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport treibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genau

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht»,

dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit beigrippeähnlichen Epidemien, wie im

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist,was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

nötig. Es darfangenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch

darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.

Aufjeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht
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werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,

dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung,

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je

häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr

gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm,wenn sie verknüpft werden können

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn

was zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht

mehr zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfungam

sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt:

«those who own the data, controll the future - not only of humanity - butthe futureof life itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass»

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit aufder Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht

werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.
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2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zurIdentifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte,

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre

sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an.

Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1Bst. cdes Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen.

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nur im Falle

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen

darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir

ihn während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-

Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestet wurde,

als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen,
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wie Zugangsverbote oder Quarantäne fürganze Familien und Menschengruppen. Sogarganz

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung der WHO laut Bundesrat Ignazio

Cassis am 7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf

hinwiesen, dass PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich

alleine keine Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt.

Ein PCR-Test weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern

kann höchstens eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf

eine viel zu hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor allem die Zahl

der falsch positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert

werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der

sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es

wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbar so vorgesehenen

Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das

Risiko von Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem

wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung(Eawag) von der Gates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die Ausweitung auf die

Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen werden, die in der

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika» besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, derEMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

ICEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLIc
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Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit derVerabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz andererwar als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40 Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In anderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome* überall im Körper sind die Folgen.

Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat dergain of function und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Daswäre der erste Schritt, um

Epidemien zu verhindern.

Doch dersogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer wird die «Impfung»

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist, warweder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss,wo in besonders unglücklicher Weise

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammengewirkt haben

oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig

geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kaufvon Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt.

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt

das schon wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt derImpfstoffbeschaffung fliessen die schlechten

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen der Schein einer

anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich

herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil

2 https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3
3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine

Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In derC-19-Krise wurden genau die gleichen Dinge in noch viel

grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6Mio

Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede

sein - ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA - Injektionen in

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisherwar eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 -0,5 kann davon bei

Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit

und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und ist weder wirksam

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt

genommen, obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren? Es

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist

wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA undWHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen

grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderung zu

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch

Masken etwas gebracht haben*. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang ist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien' belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss aufdas Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» derArmut bei rund 100 Millionen Menschen

geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden.

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 - 84 festgeschrieben und ausgebaut

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden

der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung derC-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns

nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und

WHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch

nicht einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält.

Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen

die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

4
https://www.aletheialib.org/doc/739

5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig

noch wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug auf Antibiotika und auch die Fortbildungspflicht

von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforcef war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und derstaatlich

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflichtim öV;

Schliessungvon Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen derTaskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth undWHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und

Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die

Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass die WHO nicht nur

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine

Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im

herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor derWHO ganz allein entschieden werden.

Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen -am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen»

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen dereigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil(76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1 : 20

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 Mia Menschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) hat nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe bEpG muss ersatzlos gestrichen werden.

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem

Gehorsam die Änderungswünsche derWHO hinsichtlich derIGV schon jetzt durch eine Erweiterung des

EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheitschadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der

letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fast jedem Artikel, sodass man

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.
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Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Es fehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle

folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche

Willkür.

Die Grundsätze derSubsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der

Präambel explizit genannt, dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So

übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.

Zur Zeit noch als Empfehlung will dieWHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept

von UN und WHOist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl.

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen,

Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipienim Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise

mit Angst und Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Curdm Mark
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012(EpG, SR818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG istaus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheitverantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden- entgegen der Meinungdes

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne einesorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) istdies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechselvon der Überwachung und Meldungvon Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

1



klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außerAcht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort«Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt derVorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mitSchrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» istzu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, wasim Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip(ZuständigkeitderKantone im Gesundheitswesen) steht. Aufderanderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheitausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen undihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, dieinstrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nichtum ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohnerist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikelin dieser Form ist abzulehnen.

Art.6 : Besondere Lage /Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur«Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 derIGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Derneue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

dieWHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art.12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständenabgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oderinfiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornhereingesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sichum einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflichtfür Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaftzum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmenin Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Artund Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in derZwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass einePerson nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nichtbekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierungvon besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat vongewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbiditätund Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgtin erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es istmöglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich,ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei aufdas Interview von Frau Nora Kronig in derNZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitetworden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dassjede medizinische Behandlung, jede Maßnahmeim Bereich der

öffentlichen Gesundheitkurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltungim Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wirIhnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

1.00
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Concerne :

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Je saisis cette

opportunité et prends position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé),

des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.

Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la

crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour),

cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population

suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière,

déclenché par P'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes

non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.



L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants

des décisions politiques.

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance età la déclaration des personnes.

Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve

de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non

scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus

passera à un statut de « présomption de maladie ».

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation 'égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid,

on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux

soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la

Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en

matière de santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, àce que chaque personne reçoive

les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi égalementen faveur du principe

de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu

de la responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le

domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de

la Confédération.

Toute référence à 'OneHealth'", un concept qui peut semblerjudicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et

ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.



Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre

en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité

OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui

prévoient les modifications majeures suivantes

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositionsO

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon l'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS0

se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que 'chef

de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la

santé“ (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc..)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMSO

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.



L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises enO

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (parceuvre

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

I'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive àla conclusion

que "la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en

Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du

rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués

de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard.

En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de

ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation

et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système deO

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des'personnes malades ou infectées" àO

l'identification des personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne esta priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être

médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori"présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptômes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de

santé objectif).



Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la0

collecte de données "sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée". La notion de 'comportements'" n'est toutefois pas

précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont

seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les

données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches

(traduit de lallemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés

par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons

en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national 'Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement

de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des

contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur estremplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.



Art. 49b : Certificats de vaccination, de test etde guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en

l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne

soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa

contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune

utilité pour la santé publique.

Ce certificat de "'guérison" ressemble plutôt à un "certificatde bonne santé", confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci

n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis

la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part,

engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne

une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées0

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge etde son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaientO

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;



- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("'pour son bien")

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Il est possible et souhaitable de maitriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure

de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa,O

de document central de l'OMS.



Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,0

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix0

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus0

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des0

malades chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent0

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publiqueO

a également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui esten contradiction0

avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de0

simples exécutants.

En centralisant etimposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint0

la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et

moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et

suivants Cst.), je vous remets la présente réponse à la consultation.

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance.

Je vous prie d'agréer, Madame, Monsieur, mes salutations distinguées.

Ab



Philippe Dafflon

Chemin du Schoenberg 5

1700 FRIBOURG
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la

consultation

Chère Madame Arz de Falco

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation surla révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons

cette opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur

santé), des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la

santé. Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée

de la crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse scientifique indépendante de la

situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour)

cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population
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suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière,

déclenché par l'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes

non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples

exécutants des décisions politiques

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des

personnes. Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra

apporter la preuve de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives

arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé »

des individus passera à un statut de « présomption de maladie >>

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population

suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise

Covid, on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès

aux soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par

la Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet)

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en

matière de santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne

reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur

du principe de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en

premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs

tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs

compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux dans

l'abstrait, n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une

obéissance aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-

élues) et ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés
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Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'höpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de

prendre en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation

(Traité CA+ OMS sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international

RSI) qui prévoient les modifications majeures suivantes

Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions0

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon V'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19) » et y

remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse ày apporter l'OMS0

se verrait confier un rôle central de direction etde coordination en tant que

« chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale

de la santé » (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc.

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le

pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition

potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de portée

internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon

son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des Etats membres qu'ils reconnaissent I'OMSO

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en0

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par laceuvre
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contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

I'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la

conclusion que « la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de

portée internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation

particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays »

La remarque du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6

peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est

nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le

Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du

RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 :

Traitement de données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article

33) et devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable

II représente un passage de l'identification des « personnes malades ou0

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées

malades, infectées, présumées infectées ou excrétant des agents

pathogènes », que ces dernières soient réellement malades ou infectées

(ou même « présumées » infectées) ou non. On passe ainsi d'un système

où une personne est a priori considérée en bonne santé, la maladie ou

l'infection devant être médicalement constatée, à un nouveau système où

toute personne est à priori « présumée » malade ou infectée et cela

même en l'absence de symptômes. II s'agit d'un statut de santé qui n'est

plus biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même,

d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif

standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la personne de

devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa

bonne santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni

infecté (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un

diagnostic (état de santé objectif)

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de0

déclaration des personnes.
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o Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la

collecte de données « sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois

pas précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définiecomme

suit :
« La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie

dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance

ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime

des données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porterà la connaissance que de ses proches >>

(Traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens

consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des

cantons en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing».

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement

principalement de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le

traçage des contacts est effectué

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par

une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et

qu'en l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une

personne ne soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve
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de sa contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a

aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé »

confirmant ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de

maladie)

Le fait d'indiquer que le document est délivré surdemande démontre bien que celui-

ci ne devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait

depuis la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une

part, engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part,

entraine une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constaterque le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées0O

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0O

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogene.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient0

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale

Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

-Le certificat a un impact positif sur la santé publique
;

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections

Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.
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Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien")

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir

d'un point central
: par conséquent, seules les autorités fédérales sont en

mesure de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences etde pouvoirs

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que parde

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants
:

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.)

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa.0

de document central deI'OMS

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,0

alors qu'ils sont déterminants pourl'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix0

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus0

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des0

malades chroniques.
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Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité estdue à des0

maladies chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent

environ 1% de la mortalité,

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent0

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publiqueO

a également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo)

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire)

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est enO

contradiction avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang deO

simples exécutants

En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle0

restreint la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs,

efficaces et moins coûteux.

En espérantque le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et

dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a

et suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance

Je vous prie d'agréer, chère Madame, mes salutations distinguées.

Philippe Dafflon

KU.YEeL
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Absender:

Stefan Dalcher

Flughofstrasse 126

8153 Rümlang

Bundesamt für Gesundheit BAG

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

6. März2024

Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz

(EpG) Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache

widerspricht einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre

ein gewichtiger Grund, um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung

getragen. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmen im Kontext

ihres wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikatsin das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt,

deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven

Ausgrenzungen von Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von derWHO

mitdem Global Digital Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen.

Medizinische Interventionen sind individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet

werden.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen weder

Lockdown, Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren.

Dass solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die

WHO bereits 2019 und nun ja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem

amerikanischen Kongress zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum

Ergebnis,dass «Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang



sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern. Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein

solcher Testzwang angeordnet werden.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage

untergräbt die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur

Arzneimittel zugelassen werden,welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem

muss es jedem Bürger selbst überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Dervorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemieim Sinne einer Manöverkritik

transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse

eine Revision des EpG vorgenommen werden. Wir danken für die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen

A1
Stefan Dalcher
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéderà une analyse

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas étéfait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires enau

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter.

Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique

de passage à une situation particulière, déclenché parl'OMS, (qui est un organe

supranational dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statutde simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changementde paradigme, passant de la surveillance etde la

déclaration des maladies à la surveillance età la déclaration des personnes. Tout individu

considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santésera

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

« présomption de maladie D).

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même.A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Lefait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe desubsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut semblerjudicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, sice n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a :Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Ils'agit d'un fait etnon d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notammentmentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué

de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.
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Art. 6:Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératifde prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+OMS

sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes:

O Letraité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19) ety remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS seO

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale dela santé »

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les

Etats de mettre en œeuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests

obligatoires etc...

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul etsans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, etd'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMS commeO

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

o L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on

comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « lane

constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie

automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujourspas

d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatif selon laquelle
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les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change

rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa

déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la

souveraineté de notre nation etse révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :

II représente un passage de l'identification des « personnes malades ou0

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées malades,

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées »

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatée, à un nouveau système où toute personne est à priori « présumée »

malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Ils'agit d'un statut

de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratif standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la

personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne

santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé

objectif).

Les articles 12 et58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons

en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclarationO

des personnes.

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte0

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et

événements dela vie dontseule la personne concernée ou les personnes qui ontSO

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime
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les données qui ont uneforte connotation affective et que la personne concernée

ne souhaite porter à la connaissance que deses proches ». (Traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce etconfirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cetarticle soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

desinstitutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art.33 etart. 60a : système d'information national « Contact-Tracing ».

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est

effectué.

Cetarticle donne également la priorité à l'identification des personnes età l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificaten soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratifquin'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques
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A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être uneO

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

O En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge etde son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,

utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, nide

matériel.

- D'autres pandémies sontà craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de

gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.
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- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le

document central de I'OMS.

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques

ets'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité

ainsi que les effets négatifs sur la société.

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de

santé publique.

O Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades

chroniques.

O Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures onteus et continuent d'avoirO

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques,

effets secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec0

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.
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Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples0

exécutants.

o En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle restreint la

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

cOûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers

le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), je

vous remets la présente réponse à la consultation.

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance.

Je vous prie d'agréer, Mesdames et Messieurs, mes salutations distinguées.

6
Claude-DefraPath
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons

cette opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pourde multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur

santé), des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la

santé. Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée

de la crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise àjour),

cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population

suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière,

déclenché par l'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes

non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples

exécutants des décisions politiques.
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L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des

personnes. Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra

apporter la preuve de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives

arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé »

des individus passera à un statut de « présomption de maladie >.

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population

suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise

Covid, on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès

aux soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par

la Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en

matière de santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne

reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur

du principe de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en

premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs

tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs

compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à "OneHealth", un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) etauX

ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique



Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissementde la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de

prendre en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation

(Traité OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international

RSI) qui prévoient les modifications majeures suivantes

o Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon I'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse a y apporter I'OMSO

se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que

chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale

de la santé“ (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc...)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, aprèsO

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le

pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition

potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de portée

internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon

son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS0

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en0

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (parcuvre

da contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.



Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien auf

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

I'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la

conclusion que "la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière

en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque

du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être

appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à

cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil

fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car

l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de

notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de0

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à0

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a

priori considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être

médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptômes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de

santé objectif).

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à laO

collecte de données "sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas

précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de



consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie

dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance

ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime

les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches".

(traduit de l allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens

consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des

cantons en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement

principalement de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le

traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par

une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les



injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et

qu'en l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une

personne ne soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve

de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a

aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un "certificat de bonne santé",

confirmant ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de

maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-

ci n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait

depuis la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une

part, engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part,

entraîne une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées0

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,O

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient0

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination
;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie

- Les masques ont un effet protecteur dansla population générale
;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.



Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien")

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir

d'un point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en

mesure de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.)

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa,0

de document central de I'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,0

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choixO

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plusO

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des0

malades chroniques.



Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des0

maladies chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent

environ 1% de la mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent0

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique0

a également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire)

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est enO

contradiction avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang deO

simples exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle0

restreint la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs,

efficaces et moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et

dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a

et suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.

A
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie dieImpfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führtzu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldungvon Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat butnot least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten.Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen aufeine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie mussim

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6: Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

Iin derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zurMeldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfosst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitungvon Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch dieinvasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierungvon besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugangzum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseitszu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätlicheVorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Artund Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Diefehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

DasSchweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich,ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht aufbeunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid desHippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung undim

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV)ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

a elihr
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Teilrevision des Epidemiengesetzes;Vernehmlassungsantwork:/ BioM Str FANMURA As Cher/Chem GB/AAPC

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012(EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurfzur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantoneund der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen derMeinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurfsieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetzein ordentliches Recht umzuwandeln.Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es istfür die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer,von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zugewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

- mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden.Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von derÜberwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jederMensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) undjede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort «Impfung»im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzungdes

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nichtim Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie mussim

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitungseiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sichin Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnenliegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgabenim Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

JederVerweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiertund

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, dieinstrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden(WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten,um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falleihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen,wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben,dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesratzum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risikozu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierungvon «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornhereingesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sichum einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a:Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Eswurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise,wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auchin diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Esist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich alsoum ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besondersgesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen,ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Esgibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

DasSchweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle proJahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jedeMaßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat(Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierungund die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHOzu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions-und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassungund im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wirIhnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

Neendliked
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Eve Danuser, im Stückler 15, 8048 Zürich 

 

 

        

Einschreiben 
       Schweizerische Bundeskanzlei 

       Bundeshaus West 

       3003 Bern 

 

        

        

 

 

Zürich, 15. März 2024 

 

 

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, 

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein 

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision 

Stellung zu nehmen. 

 

Doch zuerst eine Meldung, die in den öffentlichen Medien nicht zu finden war und ist: 

Entscheidung des Obersten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten: 

Covid-Impfstoffe sind KEINE Impfstoffe. Robert F. Kennedy Jr. hat gegen alle pharmazeutischen Lobbyisten 

gewonnen. 

 

Covid-19-Impfstoffe sind KEINE Impfstoffe. In seiner Entscheidung bestätigt der Oberste Gerichtshof, dass 

der Schaden, der durch die mRNA-Covid-Gen-Therapie verursacht wurde, UNUMKEHRBAR ist. 

 

Da der Oberste Gerichtshof die höchste Gerichtsinstanz in den Vereinigten Staaten ist, wird keine weitere 

Berufung eingereicht, und alle Berufungsmöglichkeiten sind ausgeschöpft. 

 

In seiner Erklärung betonte Robert Kennedy, dass dieser Erfolg nur durch die internationale 

Zusammenarbeit vieler Anwälte und Wissenschaftler möglich wurde. Natürlich schafft dieses Urteil einen 

internationalen Präzedenzfall. 

Es wird erwartet, dass diese Entscheidung insbesondere die Schweiz beeinflussen wird, da die Schweiz in 

ihrer Bundesverfassung eine besondere Stellung einnimmt. Einerseits wird der Nürnberger Kodex in Artikel 

118b der Verfassung erwähnt, und in der Schweiz ist die unzulässige Anwendung von Gentechnik beim 

Menschen gemäß Artikel 119 der Bundesverfassung verboten. Dies wird durch Artikel 230bis des 

Strafgesetzbuches ergänzt, was bedeutet, dass Straftäter bis zu 10 Jahre im Gefängnis verbringen können. 

 

Aber dieses historische Urteil sollte auch den Rest der Welt nachdenklich machen, da der Nürnberger 

Kodex internationale Gültigkeit hat und auch in Artikel 7 des Internationalen Paktes über bürgerliche und 

politische Rechte enthalten ist. 

Im Falle strafrechtlicher Vorwürfe sollte in der Erklärung der Contergan-Skandal erwähnt werden, um 

diesen Anschuldigungen besonderes Gewicht zu verleihen. 

In diesen Fällen sind der deutsche Anwalt Reiner Fuellmich und mehr als 100 andere deutsche Anwälte 

aktiv beteiligt. KEINE MEDIEN berichten darüber, weder in der Schweiz noch in Europa. 

 

Leider ist es fast mathematisch offensichtlich, dass, da es sich um ein zerstörerisches Thema handelt, das 

in der Lage ist, die finanziellen und wirtschaftlichen Pläne der einflussreichen Lobby des pharmazeutischen 

Sektors zu ändern, die Öffentlichkeit darüber nicht informiert wird. Wir befinden uns mitten in einer 
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Werbekampagne, die darauf abzielt, die Menschen dazu zu bewegen, sich impfen zu lassen, und dann bis 

zum nächsten Winter erneut zu impfen. 

Es ist sehr wahrscheinlich, dass, wenn die Nachricht über dieses historische Urteil jemals bekannt wird, es 

zu spät sein wird, um es dem korrupten medizinischen Establishment, das mit den Positionen der 

pharmazeutischen Lobby übereinstimmt, zu erlauben, in der Impfkampagne weiter voranzukommen. 

 

Wir laden alle ehrlichen Menschen guten Willens ein, dieses historische URTEIL des Obersten Gerichtshofs 

der Vereinigten Staaten so weit wie möglich zu verbreiten. 

Zu unserem eigenen Wohl, aber besonders zum Wohl unserer Kinder und Enkelkinder...lassen Sie uns nicht 

zu, dass Lobbyisten unsere Gesundheit unwiederbringlich zerstören und unser Leben in Gefahr bringen. 

 

Die Nachricht können Sie unter folgendem Link sehen: 

 

https://www.foxnews.com/us/new-york-supreme-court-reinstates-all-employees-fired-being-

unvaccinated-orders-backpay 

 

Der Oberste Gerichtshof von New York hat alle Mitarbeiter, die aufgrund ihrer Weigerung, geimpft zu 

werden, entlassen wurden, wieder eingestellt und angeordnet, Lohnausgleichszahlungen zu leisten | Fox 

News. 

 

 

Nun zum Thema Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 
 

1 Grundsätzliches 
 

Wenn das heute geltende EpG mit dem Vorentwurf Teilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung 

gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf: 

 

• Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt. 

• Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage 

stellt sich, warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll. 

• Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm. 

• Bei genauem Hinsehen ist im Grunde keine Änderung akzeptabel. 
 
ERGO: Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist mühselig 

und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nicht um das Klein-Klein geht, sondern um das grosse 

Ganze, das beabsichtigt ist. Aus Sicht der WHO und ihrem One-Health-Ansatz ist es – kurz gesagt – die 

Dauerimpfung von Mensch und Tier. Und genau das gilt es zu verhindern! Es darf keinen One-Health-
Ansatz im neuen EpG geben! 
 

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in der 

aktuell geltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt. 

 

Art. 1 Gegenstand 

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen 

Massnahmen vor. 

 

Art. 2 Zweck 

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten und 

zu bekämpfen. (…)  
 

• Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet 

und bekämpft werden. Klingt gut gemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten dieser 

übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu 

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/297/de#art_1
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/297/de#art_2
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geführt hat. Dies begründet dann die besondere bzw. ausserordentliche Lage, in deren Folge die 

im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können. 

• Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil 

drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem 

das Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass 

(jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird, welche 

dann die Massnahmenlawine in Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel angesetzt werden. 

• Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von 

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6 

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der 

Impfung ansetzen. 

• Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert 

werden. Schliesslich heisst das Gesetz so. 

 
 
2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe 
 

• Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen 

Fassung des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in 

Art. 6 Abs. 1 EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), die jeweils 

zwei kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in der 

zweiten Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch 

auslegungsbedürftig. Daran ändert der Vorentwurf zur Vernehmlassung nichts. Alle 
Tatbestände bleiben auslegungsbedürftig! 

• Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art. 6 

Abs. 1 EpG beschriebenen Situation äussern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der 

Bund die Kompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies wird 
neu in Art. 6b präzisiert: «1 Der Bundesrat stellt die besondere Lage fest. 2 Er definiert die Ziele 

und Grundsätze der Strategie zur Bekämpfung der Gefährdung sowie die Form der 

Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Er entscheidet über den Einsatz der Krisenorganisation des 

Bundes.» 

• Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler 

und besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe 

zwischen der Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind 

heute unklar, ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die 

entsprechenden Entscheidungen. 

• Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeit 

mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone und die zuständigen 

parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von 

Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nach Anhörung der Kantone und der zuständigen 

parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenüber einzelnen Personen (Art. 

30–39) oder gegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (…) c. 
Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und 

Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, für obligatorisch erklären.»  

• Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6 EpG in der Grössenordnung von 

Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer 

besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von 

Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon 

nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen Entwurf. «Vorübergehend 

dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden. 

 

• Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für 

eine Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. b EpG auf 

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls 

aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare, messbare 
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Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen 

Lage erfüllt ist. 

• Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst 

recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen. 

• Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf die 

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer 

oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf 

Willkür fussen. 

 

 

3 Hebel Nummer 2: Die Definition der Impfung 
 

Die COVID-19-Impfung auf mRNA-Basis war keine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den 

Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller 

bisherigen Impfungen sein soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den 

Menschen injiziert werden soll, Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht / 

Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu «erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein 

rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient zur 

Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nichtansteckung und 

Nichtweitergabe von Krankheitserregern. 

 

 

4 Hebel Nummer 3: Der guten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie 
 

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann 

die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden. 

 

 

5 Hebel Nummer 4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung» 
 

Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (= 

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz! 

 

 

6 Fazit 
 

• Ja, die sog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind 

Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien 

und das Lostreten einer Massnahmenlawine / Aktionismuslawine. 

 

• Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die 

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in dem 

Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel 

sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der 

Corona-Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhaupt um eine Pandemie und damit eine 

besondere Lage gehandelt hat und woher das Virus (wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam, 

in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt 

wird. 

 

• Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche 

Lage in der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann 

unterläge das EpG per se fremder Willkür. 

 

• Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie 

gezogen werden, wird die Rolle, die die WHO hier gespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus 
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könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, der WHO eine 

Machtausweitung zuzugestehen. Ganz im Gegenteil: Eher deren Abschaffung! 

 

• Und erst recht gibt es keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-

wünsche der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt 

durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen. 

 

• Auch hat der One-Health-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) nichts im 

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem 

Ansatz als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind 

Mensch und Tier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dass jedes Tier (oder 

jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat (Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen 

vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass wir zu viele Menschen auf diesem Planeten sind). 

 

• Es ist zwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung 

eine Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne (und auch nicht im Sinne des 

Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und 

Nichtweitergabe eines Krankheitserregers. 

 

• Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die konti-

nuierliche Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches (vorsätzliches) 

Entweichen in Zukunft verhindern. 

 

 

7 Schlussbemerkung 
 

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante 

Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendung 

kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt 

wird, sind in der Teilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen: 

 

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur 
Ausrufung einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch 

eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer Regierung. Der 

Gesetztstext muss entsprechend angepasst werden. 

 

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden, 

dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte und / oder 
ungeprüfte Substanz zwangsverabreicht bekommt (d.h. Impfzwang oder ähnliches), die eine 

bedingte (= Notfall-) Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang ist zudem der Begriff 
der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-

Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpft Symptome, nicht den 

erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem ist zu verhindern, dass die Pharmalieferanten 

ihre Produkte umdeklarieren, also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen. 

 

 

Danke für die Kenntnisnahme. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Eve Danuser 
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Teilrevisiondes Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

DerBundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,
zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) einVernehm-

lassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision wie folgt

Stellung zu nehmen.

1 Aufarbeitung der Corona-Zeit tut Not!

Der Entwurf hat tiefgehende und weitreichende Auswirkungen auf die Bevölkerung, sollte erin dieser
Form Gesetz werden.Ohne eine ehrliche und umfassende Aufarbeitung der Corona-Zeitist dies
unverantwortlich und nicht zulässig. Esgab viel Kritik anden unverhältnismässigen und schädlichen
Massnahmen.Zu erwähnen sind beispielhaft: die Anwendung des PCR-Tests, die Zählweise der Covid-
Toten, die Anordnungvon Lockdowns, das Tragen derMasken - insbesondere in Schulen, das
Aussprechen von Impfempfehlungen trotz fehlender Kenntnis der Risiken. Dazu braucht es eine
öffentliche Diskussion, BEVOR eine Anpassung des EpGin Betracht gezogenwerden darf.

Volk istder Souverän. Das Volk muss gehört werden. Das heisst auch, dass der Bundesrat und die
Das

Verwaltung im vorliegenden Entwurf über zu viel Macht verfügen - vorbei an Parlament und Volk. Auch
die Kantonewerden immer mehran den Rand gedrängt und haben -wenn überhaupt- nur noch zu
vollziehen, was der Bundesrat befiehlt. Dasist unakzeptabel und zu korrigieren.

Es ist offensichtlich, dass der Bundesrat in einem vorauseilenden Gehorsam dieVorgaben derWHO-
sprich des Pandemievertrages und der Internationalen Gesundheitsvorschriften-in die Teilrevision des
EpG einfliessenlassen will. Vorbei an Parlament und vorbei am Volk? Auch hiergilt: die Prinzipien der
Rechtsstaatlichkeit und der direkten Demokratie werden ausgehöhlt und bestehen nur noch auf dem
Papier.

Die Revision ist deshalb nur schon aus diesen grundsätzlichen Überlegungen abzulehnen.

Auf welchen Vorannahmenberuht die Teilrevision EpG?2

Es macht den Eindruck, dass der Bundesrat vongewissen Vorannahmen ausgeht, die mehr alsfragwürdig
sind. Folgende Vorannahmen scheint der Bundesrat-mehr oder weniger explizit ausgesprochen-
getroffen zu haben:
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Krise derSowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand fürandere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Dievon den Behördenwährend der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

die RNAmod-Injektionenspielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der
O

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerungeine Schutzwirkung;O

nur moderne Medikamente sind wirksam;O

o dasGesundheitszeugnis beweist dieImmunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

von den
es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen,weder von den Testungen noch

O

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art undWeise,um miteinerPandemie umzugehen.

Diefehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mitZwang

(«zuihrem Besten») angegangen werden muss.

DasSchweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, esfehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

zentralen Punkt auszuEs istmöglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem

beherrschen: folglich sind nur dieBundesbehörden in der Lage, einesolche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehrKompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

haben.Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen

DieBehörden verhalten sich ehrlich,transparent undwahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Die Frage sei erlaubt, ob diese Annahmen wirklich der Wahrheit entsprechen?

3 Definition der Begrifflichkeiten ist das«A&O»

Im Entwurfwerden viele Begriffe verwendet, ohne dass diese klardefiniert werden. Das schafft keine

Rechtssicherheit,sondern öffnet einer Willkür Tür und Tor.Was ist unter«Chancengleichheit» zu

verstehen? Wiewird «Pandemie» und «Epidemie» definiert? Wasversteht der Bundesrat unter «One-

Health»? Wo werden die verschiedenen Lagebegriffe definiert? Soll es in der Kompetenz des Bundesrates

liegen, die «besondereLage» festzustellen? Nach welchen Kriterien? Wie lange soll eine solche

«besondere Lage» dauern?Wer bestimmt das?Wer bestimmt, wann eine «ausserordentliche Lage»

vorliegt? WelcheÜberprüfungsmechanismen bestehen? Wasmacht der Bundesrat, wenn die WHO einen

PHEIC (Public Health Emergency of international Concern) ausruft? Wird dann in der Schweiz die

prüft die Schweiz«besondere Lage» oderdie «ausserordentliche Lage» ausgerufen? Automatisch oder

eigenständig? Hier braucht es eine Konkretisierung!

Das Gleiche gilt für Begriffe wie «Subsidiarität», «Wirksamkeit» und «Verhältnismässigkeit». Nur weil sie

im Gesetz verwendet werden (Art. 2 Abs. 3 EpG), heisst das noch lange nicht, dass diese Grundsätze dann

auch gelebt und umgesetztwerden. Ebensowenig findet manim Entwurf eine Auseinandersetzung

zwischen diesen Prinzipien und beispielsweise einer Kosten-Nutzen-Betrachtung. Note: ungenügend.
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4 Geht es um den Schutz desMenschen und seiner Gesundheit?

Gemäss Art. 1 EpG regelt dieses Gesetz den Schutz desMenschen vor übertragbaren Krankheiten.

Letztere sollen verhütet und bekämpftwerden. Klingt gut-ist abernur dann gut, wenn das Auftreten
dieser übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits geführt hat.

Wird im EpG sichergestellt, dass diese Voraussetzungen in jedem Fall erfüllt sind? Auch bei der Ausrufung

eines PHEIC (Public Health Emergency ofinternational Concern) durch die WHO?

Geht es bei der Revision des EpG eventuell auch um ganz andere Themen? Gemäss BAG soll ja die

Überwachung verstärkt werden. Mit den Bestimmungen über die Digitalisierung und den Eingriffin die

Privatsphäre- zu erwähnen sind hier z.B. das elektronische Patientendossier, eine digitale ID, das

Contract-Tracing- steht der Daten- und Persönlichkeitsschutzim Visierund istin Gefahr. So sollenz.B.

nicht mehr Krankheiten gemeldet werden, sondern Personen. Esgeht nicht mehr darum, «kranke oder
infizierte Personen» zu identifizeren, sondern es geht um eine Identifizierung von «kranken, mutmasslich

kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oderKrankheitserreger ausscheidenden Personen»,
unabhängig davon, ob sie krank oderinfiziert sind oder nicht.. Weiter soll es eineMeldepflicht geben
über «Verhaltensweisen einschliesslich Daten über die Intimsphäre». Welche Verhaltensweisen sind wohl
gemeint? Sexuelle, politische oder Konsumverhaltensweisen? Die Frage sei in diesem Zusammenhang
erlaubt: Geht es hier eventuell vielmehr um die Überwachung und Kontrolle der Bürger undwenigerum
Gesundheitsschutz?

5 Schlussbemerkungen

Es wäre zuwünschen, dass sich der Bundesratund die Verwaltung bewusst werden, wie unser Staat

aufgebautistund aufwelchen Säulen er beruht: «Das Schweizervolkund die Kantone . bilden die
Schweizerische Eidgenossenschaft.» (Art.1 BV). «DieSchweizerische Eidgenossenschaft schützt die
Freiheit und die Rechte des Volkes und wahrt die Unabhängigkeit und die Sicherheit des Landes. Sie
fördert die gemeinsame Wohlfahrt, die nachhaltige Entwicklung, den inneren Zusammenhalt unddie
kulturelle Vielfalt des Landes.» (Art. 2 Abs. 1 und 2 BV).«Die Bundesversammlung übtunter Vorbehalt der
Rechte von Volk und Ständen die oberste Gewaltim Bunde aus.» (Art. 148 Abs. 1 BV).

Ich bitte Sie, all diese Überlegungen im Entscheidungsprozess einzubeziehen.

Besten Dank und freundliche Grüsse

Anna Danz

10aur
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur

Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge her um ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes wäre,

sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle Substanzen,

Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass esam Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder ausrufen

kann, darf oder gar muss: Müsste man hier gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten für

unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder müssen

uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der Entscheidung des

Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.
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Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend

Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen

der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1 -

0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70 Jahren war sie 0.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer extra

eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten nicht

beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von Partikularinteressen,

nationalen wie internationalen, die sich auf der Basis einer entstehenden Angst in der Bevölkerung dann

leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden durch die Revision

massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung 2

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), womit die

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können.

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber der Tatsache der sehr

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und Weise

Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen gelobt, und

entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese Leistungen als

Vorbilderzu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und fsowieAbs. 3) verlangt, dass im EpG «die

Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag eine ganz

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist jeweils

nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.
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Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung

in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist das

EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des Gesetzes

nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den Schweizer

Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im Laufe der

C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern ganz im

Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.

1.4Grundsätze derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom Ghebreyesus,

der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte. In Zukunft soll

eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen verleihen. Erwürde

praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ist in diesem

Kontext keine Rede mehr: Der Bundesratist in einem solchen Moment niemandem Rechenschaft schuldig;

er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne aufirgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

. deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich
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für eine Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden

im revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer

Analyse wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genau darum

verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht», dass er

«solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im Fall

der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in

der verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer

Kontrolle nötig. Es darf angenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von

psychischen Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide,

nicht zuletzt auch darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die

Vorbereitungsindustrie blüht mit der Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit

Gesundheit nichts zutun.

Aufjeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht

werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,

dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung, und

nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je

häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge erfordern

eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen durch die

Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr gerne sehen

würden.
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Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn was

zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht mehr

zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am

sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF

sagt: «those who own the data, controll the future - not only of humanity - but the future of life

itself»,

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler

Impfpass» sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale

und maximal verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in

einer Präambel den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der

Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht

werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern

auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte, Spitäler und

andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden, verpflichtet wären

(Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu tun. Das Wort

«mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre

sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an.
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Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), solche Daten aus derIntimsphäre zu melden. Sie sollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so auch

das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie

sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie in

einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nur im Falle einer

Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen darauf

eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir ihn

während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur etwas

näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-

Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jederMensch, der damit positiv getestet wurde, als

«erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen, wie

Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz offensichtlich an

anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den Wochen davor oder

auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung der WHO laut Ignazio Cassis am 7.1.22). Dabei wurden

die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass PCR-Tests für Forschungs-

und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine Aussagekraft bezüglich
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Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test weist ja kein Virus, keine

Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens eine klassische

medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu hohe

Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womitim Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch positiven

Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte Möglichkeit

einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert werden

könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle Daten und

Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer vollkommen

unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So konnte man nie einen

klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der sicherste Weg in eine

Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurfzum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es wird

vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbar so vorgesehenen Test-

Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das Risiko

von Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem wegen

der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im vergangenen

Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates- Stiftung 14,1

Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen Franken. Beide Institute

versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die Ausweitung auf dieAbwasserkontrolle mit einem

Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten

versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur nach

nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen

an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in derC-19-Krise verwiesen werden, die in der

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dassim

Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

1Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika» besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.
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Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 hAps://www.youtube.com/

watch?v-OJFKBritLIc:

Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte ZU

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch Druck,

Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern

Gentherapeutika, diein den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz anderer war als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40 Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In anderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome“ überallim Körper sind die Folgen.

Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um

Epidemien zu verhindern.

Doch dersogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und völlig

freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und Nötigung

ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer wird die

«Impfung» aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für

diese Gruppen nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere
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Verläufe verhindern» soll: Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare

Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten

3

werden: Der «Impfstoff», der keiner ist, war weder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Angste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt

haben oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies

muss sorgfältig geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem

nachahmenswerten Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist

eine absolute Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort

18 mal erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und wer

was bezahlt. Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins

Heilmittelgesetz) klingt das schon wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffung fliessen die

schlechten Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit,

im Rahmen der sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen

der Schein einer

2
https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3

3 hAps://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/

anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und

wie sich herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem

grossen Teil kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die

zuständigen Behörden eine Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise wurden

genau die gleichen Dinge in noch viel grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden

sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet

wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die, auch wenn der Bund die Kosten übernimmt,

vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede

sein -ganzim Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA - Injektionen in

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisherwar eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 -0,5 kann davon bei
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Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit und

Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und ist weder wirksam noch

sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt genommen,

obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren? Es war

spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist wirksam

und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und WHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen grösseren

Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zurVerhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat selber

definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderung zu

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.

3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch

Masken etwas gebracht haben*. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang ist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen Menschen geführt.
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Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden. Das

Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 - 84 festgeschrieben und ausgebaut werden.

Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der alten

Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen Erkrankungen,

enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden der Gesundheit

der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns

nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und

WHO bereits von «DiseaseX» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre

Wirksamkeit bisherin keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält.

Das giltinsbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen die

Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

54
https://www.aletheialib.org/doc/739 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/

Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch fürImpfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig

noch wirksam sind.
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4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug auf Antibiotika und auch die Fortbildungspflicht

Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die invon

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflicht im öV; Schliessung

von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten; Homeoffice-

Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmenim

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war die

Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem solchen

hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt nicht auch

noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach und ohne

kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der Mensch,

sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und Pflanze ohne

Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die Umwelt»

angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass die WHO nichtnur im

Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine Auswirkung auf die

Gesundheit haben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im herkömmlichen Sinn

keine Pandemien.

6
h#ps://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/

Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als eine
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solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die Möglichkeit der

Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher Notstand erklärt

werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor der WHO ganz allein entschieden werden.

Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich auch

gleich zu einer «besonderen Lage» führen - am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann gemäss

den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen» waren,

automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden Verbindlichkeit,

sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C-19- Krise von einem

Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen einfach umgesetzt. Dies

galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten Maskenpflichten,

Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das Problem war wie

gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen seitens der

Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1 : 20 und

in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 Mia Menschen impfen.

DieWHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) hat nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden. Wir

wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem Gehorsam

die Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV schon jetzt durch eine Erweiterung des EpGin

nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet. 5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und inkongruente

Vorlage muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungenam Epidemien-

Gesetz (EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung
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der letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fastjedem Artikel, sodass man

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine derÄnderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.

Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Es fehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle

folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche

Willkür.

Die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwarin der

Präambel explizit genannt, dann aberim weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So

übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.

Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-

Konzept von UN und WHOist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl.

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen,

Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wiein der überstandenen Krise

mit Angst und Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (frühergesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.
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Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme

bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

RetoDapozzo
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STE GeS

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort Dig NCD

MT
T+GEÆER BioM Str FANM URA AS Chem ChemSehr geehrte Damen und Herren GB/APS

Der Bundesrat hat am 29. November2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zurTeilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - aufKosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist- bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne einesorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung- selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Ergehtsogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außerAcht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerischeTerminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention undGesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt derVorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab essogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. MitChancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor,was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip derindividuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdungder öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage/ Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

DerWHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion aufdie SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mitder Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel3Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency ofInternational Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch dieWHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immerdarum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesratsowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Wasist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierungvon «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, obsie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hatgezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff«Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23.März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen undEreignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufder Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a:Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 undArt. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgungan sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es istin der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Eswäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nurimplizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

O die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

O die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

O das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen,weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Esgibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Siegeht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontextder öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oderandere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt dieTatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Siegeht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift
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Claire-Lise De Bernardis 
Ch. de Primerose 5 
1030 Bussigny 
cl.debernardis@bluewin.ch 
 
 
       Office fédéral de la santé publique OFSP 
       Schwarzenburgstrasse 157 
       3003 Berne 
 
 
 
 

Bussigny, le 17 mars 2024 
 
 
 
 
Consultation sur la loi sur les épidémies 
 
 
Mesdames et Messieurs, 
 
C'est avec plaisir que je profite de l'occasion qui est donnée pour exprimer ma position sur les 
modifications prévues de la loi sur les épidémies (LEp). 
 
Objectif (art. 2) 

Le principe de "l'égalité des chances en matière d'accès" n'a pas été appliqué lors de la crise du Covid, 
où de nombreuses personnes non vaccinées n'ont pas eu accès aux soins médicaux. Au contraire, des 
déclarations ont même été faites selon lesquelles les personnes non vaccinées devraient renoncer aux 
soins médicaux. En outre, les soins médicaux de base sont régis par la Constitution (art. 117a Cst.) et 
ne doivent donc pas être réglés en parallèle par la Lep. 
 
La numérisation et l'atteinte à la sphère privée 

Le 27.10.2021, le conseiller fédéral Alain Berset a fait savoir publiquement que "ce certificat permet de 
montrer que l'on n'est pas contagieux". Et ce, bien que Madame le Dr V. Masserey ait annoncé dès le 
3.8.2021 lors d'une conférence de presse : "Les personnes vaccinées C-19 peuvent propager le virus 
aussi souvent que les personnes non vaccinées". Cela montre bien que la numérisation ne protège pas 
des contre-vérités, des fausses informations et des abus. Elle ne fait que créer un faux sentiment de 
sécurité et le documenter numériquement. 
 
Certificats de vaccination, de test et de guérison (art. 49b) 

En reprenant le certificat Covid dans la LEp, on poursuit une mesure de santé dont l'efficacité n'a pas 
pu être prouvée à ce jour et qui a parfois conduit à l'exclusion massive d'autres personnes. Il convient 
de rejeter un certificat de santé global tel que prévu par l'OMS avec le Global Digital Health Certification 
Network (GDHCN). Les interventions médicales sont des décisions individuelles et ne peuvent pas être 
prescrites par l'État. 
 
Des mesures inefficaces 

En ce qui concerne la pandémie de Covid, on peut dire de manière simplifiée qu'il a été prouvé que ni 
le confinement, ni la distanciation sociale, ni les masques n'étaient des moyens efficaces pour lutter 
contre la pandémie. L'OMS a déjà admis en 2019, et maintenant aussi l'immunologue américain Antony 
Fauci devant le Congrès américain, que de telles mesures n'ont pas d'utilité significative en cas de 
grippe. Une étude de l'OMS sur les pandémies de grippe concluait déjà en 2019 que "le suivi des 
contacts n'est recommandé en aucune circonstance". De même, l'obligation de faire des tests sans 
symptôme serait inutile et absurde, surtout chez les enfants. Malgré cela, la révision de la loi sur les 
épidémies pourrait ordonner une telle obligation de test. 
 
 

./. 



 
 

Information sur les effets secondaires potentiels 

Bien que les vaccinations soient mentionnées à plusieurs reprises, l'information sur les risques 
potentiels n'est pas mentionnée, ce qui viole le principe de consentement libre et éclairé, pourtant 
incontournable en cas d’acte médical (même en cas de pandémie ou de situation d’urgence) selon le 
serment d'Hippocrate, le Code de Nuremberg, la Déclaration de Genève, la Déclaration d’Helsinki, la 
Convention d'Oviedo, la Charte européenne des droits fondamentaux, art. 3, la résolution 2361 du 
Conseil de l'Europe. 
 
Le présent projet de LEp révisée doit être rejeté dans son ensemble pour les raisons exposées ci-
dessus. La pandémie de Covid-19 doit d'abord être analysée de manière transparente et indépendante, 
dans le sens d'une véritable analyse critique de la manœuvre, et ce n'est qu'ensuite qu'une révision de 
la LEp pourra être entreprise sur la base de ces conclusions. Je vous remercie d'en avoir pris 
connaissance et de respecter ma position en annulant la révision de la loi sur les épidémies (LEp). 
 
En vous remerciant de votre attention, je vous prie d’agréer, Mesdames, Messieurs, mes salutations 
distinguées, 
 
 
 
 
 Claire-Lise De Bernardis 
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Miriam de Lieme   
Via del Sole 16A  
6600 Muralto  
 
 per e-mail a: 
 revEpG@bag.admin.ch / gever@bag.admin.ch 
 
 Ufficio federale salute pubblica UFSP 
 Schwarzenburgstrasse 157 
 3003 Berna 
 
 Muralto, 21.03.2024  
 
 
Revisione parziale della Legge sulle epidemie; Risposta alla consultazione  

 
 
Gentili signore, egregi Signori,  
 
il 29 novembre 2023 il Consiglio federale ha incaricato il Dipartimento federale dell'interno (DFI) di 
condurre una procedura di consultazione sulla revisione parziale della Legge sulle epidemie (LEp) del 28 
settembre 2012 (LEp, RS 818.101). Volentieri colgo l'occasione per commentare la revisione prevista 
come segue:  
 
1 La revisione critica del periodo Covid è una premessa indispensabile! 

 
La revisione prevista della LEp avrà conseguenze profonde e di vasta portata per la popolazione se la 
bozza attuale diventerà legge. Senza procedere dapprima a una valutazione onesta e completa del 
periodo Covid, la modifica proposta è irresponsabile e inammissibile. Le misure sproporzionate e dannose 
prese durante il periodo Covid sono state oggetto di numerose critiche. Ad esempio: l'uso del test PCR, il 
conteggio dei decessi "per" Covid, i lockdown, l'uso della mascherina - soprattutto nelle scuole - 
l'emissione di raccomandazioni di vaccinazione nonostante l'assenza di informazioni sui rischi. Tutto ciò 
richiede un dibattito pubblico PRIMA che si possa prendere in considerazione una revisione della LEp. 
 
Il popolo è sovrano e quindi va ascoltato, mentre , secondo la bozza attuale, il Consiglio federale e 
l'Amministrazione si arrogano troppi poteri scavalcando il Parlamento e il popolo. Anche i Cantoni sono 
sempre più spinti verso il ruolo di meri esecutori e dovranno - nel caso in cui possano ancora farlo - 
applicare semplicemente gli ordini del Consiglio federale. Questa situazione è inaccettabile e deve essere 
corretta. 
 
È evidente che il Consiglio federale vuole incorporare i dettami dell'OMS - ossia il trattato sulle pandemie 
e il Regolamento sanitario internazionale - nella revisione parziale della LEp in un atto di obbedienza 
anticipata. Bypassando il Parlamento e aggirando il popolo? Anche in questo caso, i principi dello Stato di 
diritto e della democrazia diretta vengono minati e sussistono solo sulla carta. 
 
La revisione deve quindi essere respinta non fosse altro che per questi motivi fondamentali. 
 
 
2 Su quali presupposti si basa la revisione parziale della LEp? 

 
L'impressione è che il Consiglio federale stia lavorando basandosi su alcuni presupposti più che discutibili. 
Il Consiglio federale sembra aver formulato, più o meno esplicitamente, le seguenti ipotesi e valutazioni: 
 

• sia l'infezione da SARS-CoV2 sia la malattia da COVID-19 hanno rappresentato una grave crisi di 
salute pubblica, con un significativo eccesso di morbilità e mortalità; 

mailto:revEpG@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch
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• in caso di pandemia, chiunque può essere pericoloso per gli altri, indipendentemente dall'età e 
dallo stato di salute. Un esito grave (malattia grave o morte) dipende esclusivamente dalla 
pericolosità di un agente patogeno; 

• le misure adottate dalle autorità durante la crisi Covid erano necessarie, utili, efficaci e 
proporzionate:  

o l'immunizzazione avviene principalmente attraverso la vaccinazione  
o le iniezioni di RNAmod svolgono un ruolo cruciale nella lotta alla pandemia;  
o le mascherine hanno un effetto protettivo sulla popolazione generale; 
o solo i farmaci moderni sono efficaci;  
o il certificato sanitario (certificato Covid) dimostra l'immunità di una persona e la sua 

incapacità di infettare gli altri; 
o il certificato svolge un ruolo positivo sulla salute pubblica; 
o né i test né le vaccinazioni producono effetti collaterali indesiderati. 

• non esistono altri modi per affrontare una pandemia; 

• la mancanza di adesione volontaria di una parte della popolazione è un problema che deve essere 
affrontato con la coercizione ("per il loro bene"); 

• il sistema sanitario svizzero - al di fuori di una pandemia - è perfettamente funzionante, senza 
carenza di letti, personale, farmaci o materiali; 

• altre minacciose pandemie sono imminenti; 

• l'OMS svolge un ruolo salutare in ogni circostanza; 

• è possibile e auspicabile controllare una situazione complessa in modo centralizzato: di 
conseguenza, solo le autorità federali sono in grado di gestire una crisi di questo tipo ed è quindi 
essenziale conferire loro maggiori competenze e poteri; 

• la revisione della legge avrà solo effetti positivi per la società; 

• le autorità si comportano e comunicano in modo onesto, trasparente e veritiero. 
 

Chiedersi se questi presupposti siano veritieri è più che legittimo.  
 
 
3  La definizione dei termini è l'elemento fondamentale 

 
Nella bozza molti termini sono utilizzati senza essere chiaramente definiti. Questo impedisce la certezza 
giuridica, e apre la porta all'arbitrarietà. Cosa si intende per "pari opportunità"? Come si definiscono 
"pandemia" ed "epidemia"? Cosa intende il Consiglio federale per "One Health"? Dove sono definiti i 
criteri che definiscono le diverse situazioni? Il Consiglio federale deve essere autorizzato a dichiarare la 
"situazione speciale"? Secondo quali criteri? Quanto dovrebbe durare una "situazione speciale"? Chi ne 
stabilisce la durata? Chi stabilisce quando esiste una "situazione straordinaria"? Quali meccanismi di 
revisione esistono? Cosa fa il Consiglio federale se l'OMS dichiara una PHEIC (Public Health Emergency of 
International Concern)? Dichiara una "situazione speciale" o una "situazione straordinaria" in Svizzera? 
Ciò avviene in modo automatico o la Svizzera verifica la situazione autonomamente? Questo deve essere 
specificato! 
 
Lo stesso vale per termini come "sussidiarietà", "efficacia" e "proporzionalità". Il fatto che siano nominati 
nella legge (art. 2 cpv. 3 LEp) non basta a garantire che essi saranno implementati e attuati. Inoltre, nella 
bozza non c'è nessuna messa in relazione di questi principi con, ad esempio, l'analisi costi-benefici. La 
formulazione proposta è quindi del tutto insufficiente. 
 
 
4 Si tratta davvero di proteggere le persone e la loro salute? 

 
Secondo l'articolo 1 LEp, questa legge regola la protezione delle persone dalle malattie trasmissibili. 
Queste ultime devono essere prevenute e combattute. Sembra una buona idea, ma lo è solo se 
l'insorgenza di queste malattie trasmissibili è stata provata e se è dimostrato che la loro diffusione può 
causare o ha già causato gravi danni a una parte significativa della popolazione. La LEp garantisce che 
queste condizioni siano soddisfatte ogni volta? Anche quando l'OMS dichiara un'emergenza sanitaria di 
rilevanza internazionale (PHEIC)? 
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La revisione della LEp non tocca forse anche questioni completamente diverse? Secondo l'UFSP, la 
sorveglianza deve essere aumentata. Con le disposizioni sulla digitalizzazione e la violazione della privacy - 
come la cartella clinica elettronica, l'ID digitale e la tracciabilità dei contatti - la protezione dei dati e della 
privacy viene presa di mira ed è messa a rischio. Ad esempio, non sono più le malattie a dover essere 
segnalate, ma le persone. Non si tratta più di identificare "persone malate o infette", ma di identificare 
"persone malate, sospette malate, infette, sospette infette o che secernono agenti patogeni", 
indipendentemente dal fatto che siano malate o infette o meno... È previsto inoltre l'obbligo di segnalare 
"comportamenti, compresi i dati sulla privacy". Quali comportamenti si intendono? Comportamenti 
sessuali, politici o di consumo? In questo contesto ci si può chiedere: forse si tratta più di monitorare e 
controllare i cittadini e meno di proteggere la loro salute?  
 
 
5 Osservazioni conclusive 

 
Sarebbe auspicabile che il Consiglio federale e l'Amministrazione federale tenessero conto della struttura 
del nostro Stato e dei pilastri su cui si basa: "Il popolo svizzero e i Cantoni (...) costituiscono la 
Confederazione Svizzera" (art. 1 Cost.). "La Confederazione svizzera tutela la libertà e i diritti del Popolo e 
salvaguarda l'indipendenza e la sicurezza del Paese. Promuove in modo sostenibile la comune prosperità, 
la coesione interna e la plurità culturale del Paese" (art. 2 cpv 1 e 2 Cost.). "L'Assemblea federale esercita 
il potere supremo nella Confederazione, fatti salvi i diritti del Popolo e dei Cantoni" (art. 148 cpv. 1 Cost.) 
 
Come tutti sappiamo, la speranza è l'ultima a morire pertanto noi, continuiamo a crederci e a 
interpellarvi. 
 
Cordiali saluti.  
 
Miriam de Lieme  
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Isabelle De Luca 
Strada da Müralta 39 
6955 Cagiallo 
 
 
  
 Ufficio federale salute pubblica UFSP 
 Schwarzenburgstrasse 157 
 3003 Berna 
 
 Per e-mail a: 
 revEpG@bag.admin.ch / gever@bag.admin.ch 
 
 
 Cagiallo, 22 marzo 2024 
 
 
Revisione parziale della Legge sulle epidemie; Risposta alla consultazione  

 
 
Gentili signore, egregi Signori,  
 
il 29 novembre 2023 il Consiglio federale ha incaricato il Dipartimento federale dell'interno (DFI) di 
condurre una procedura di consultazione sulla revisione parziale della Legge sulle epidemie (LEp) del 28 
settembre 2012 (LEp, RS 818.101). Volentieri colgo l'occasione per commentare la revisione prevista 
come segue:  
 
1 La revisione critica del periodo Covid è una premessa indispensabile! 

 
La revisione prevista della LEp avrà conseguenze profonde e di vasta portata per la popolazione se la 
bozza attuale diventerà legge. Senza procedere dapprima a una valutazione onesta e completa del 
periodo Covid, la modifica proposta è irresponsabile e inammissibile. Le misure sproporzionate e dannose 
prese durante il periodo Covid sono state oggetto di numerose critiche. Ad esempio: l'uso del test PCR, il 
conteggio dei decessi "per" Covid, i lockdown, l'uso della mascherina - soprattutto nelle scuole - 
l'emissione di raccomandazioni di vaccinazione nonostante l'assenza di informazioni sui rischi. Tutto ciò 
richiede un dibattito pubblico PRIMA che si possa prendere in considerazione una revisione della LEp. 
 
Il popolo è sovrano e quindi va ascoltato, mentre , secondo la bozza attuale, il Consiglio federale e 
l'Amministrazione si arrogano troppi poteri scavalcando il Parlamento e il popolo. Anche i Cantoni sono 
sempre più spinti verso il ruolo di meri esecutori e dovranno - nel caso in cui possano ancora farlo - 
applicare semplicemente gli ordini del Consiglio federale. Questa situazione è inaccettabile e deve essere 
corretta. 
 
È evidente che il Consiglio federale vuole incorporare i dettami dell'OMS - ossia il trattato sulle pandemie 
e il Regolamento sanitario internazionale - nella revisione parziale della LEp in un atto di obbedienza 
anticipata. Bypassando il Parlamento e aggirando il popolo? Anche in questo caso, i principi dello Stato di 
diritto e della democrazia diretta vengono minati e sussistono solo sulla carta. 
 
La revisione deve quindi essere respinta non fosse altro che per questi motivi fondamentali. 
 
 
2 Su quali presupposti si basa la revisione parziale della LEp? 

 
L'impressione è che il Consiglio federale stia lavorando basandosi su alcuni presupposti più che discutibili. 
Il Consiglio federale sembra aver formulato, più o meno esplicitamente, le seguenti ipotesi e valutazioni: 
 

mailto:revEpG@bag.admin.ch
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• sia l'infezione da SARS-CoV2 sia la malattia da COVID-19 hanno rappresentato una grave crisi di 
salute pubblica, con un significativo eccesso di morbilità e mortalità; 

• in caso di pandemia, chiunque può essere pericoloso per gli altri, indipendentemente dall'età e 
dallo stato di salute. Un esito grave (malattia grave o morte) dipende esclusivamente dalla 
pericolosità di un agente patogeno; 

• le misure adottate dalle autorità durante la crisi Covid erano necessarie, utili, efficaci e 
proporzionate:  

o l'immunizzazione avviene principalmente attraverso la vaccinazione  
o le iniezioni di RNAmod svolgono un ruolo cruciale nella lotta alla pandemia;  
o le mascherine hanno un effetto protettivo sulla popolazione generale; 
o solo i farmaci moderni sono efficaci;  
o il certificato sanitario (certificato Covid) dimostra l'immunità di una persona e la sua 

incapacità di infettare gli altri; 
o il certificato svolge un ruolo positivo sulla salute pubblica; 
o né i test né le vaccinazioni producono effetti collaterali indesiderati. 

• non esistono altri modi per affrontare una pandemia; 

• la mancanza di adesione volontaria di una parte della popolazione è un problema che deve essere 
affrontato con la coercizione ("per il loro bene"); 

• il sistema sanitario svizzero - al di fuori di una pandemia - è perfettamente funzionante, senza 
carenza di letti, personale, farmaci o materiali; 

• altre minacciose pandemie sono imminenti; 

• l'OMS svolge un ruolo salutare in ogni circostanza; 
• è possibile e auspicabile controllare una situazione complessa in modo centralizzato: di 

conseguenza, solo le autorità federali sono in grado di gestire una crisi di questo tipo ed è quindi 
essenziale conferire loro maggiori competenze e poteri; 

• la revisione della legge avrà solo effetti positivi per la società; 

• le autorità si comportano e comunicano in modo onesto, trasparente e veritiero. 
 

Chiedersi se questi presupposti siano veritieri è più che legittimo.  
 
 
3  La definizione dei termini è l'elemento fondamentale 

 
Nella bozza molti termini sono utilizzati senza essere chiaramente definiti. Questo impedisce la certezza 
giuridica, e apre la porta all'arbitrarietà. Cosa si intende per "pari opportunità"? Come si definiscono 
"pandemia" ed "epidemia"? Cosa intende il Consiglio federale per "One Health"? Dove sono definiti i 
criteri che definiscono le diverse situazioni? Il Consiglio federale deve essere autorizzato a dichiarare la 
"situazione speciale"? Secondo quali criteri? Quanto dovrebbe durare una "situazione speciale"? Chi ne 
stabilisce la durata? Chi stabilisce quando esiste una "situazione straordinaria"? Quali meccanismi di 
revisione esistono? Cosa fa il Consiglio federale se l'OMS dichiara una PHEIC (Public Health Emergency of 
International Concern)? Dichiara una "situazione speciale" o una "situazione straordinaria" in Svizzera? 
Ciò avviene in modo automatico o la Svizzera verifica la situazione autonomamente? Questo deve essere 
specificato! 
 
Lo stesso vale per termini come "sussidiarietà", "efficacia" e "proporzionalità". Il fatto che siano nominati 
nella legge (art. 2 cpv. 3 LEp) non basta a garantire che essi saranno implementati e attuati. Inoltre, nella 
bozza non c'è nessuna messa in relazione di questi principi con, ad esempio, l'analisi costi-benefici. La 
formulazione proposta è quindi del tutto insufficiente. 
 
 
4 Si tratta davvero di proteggere le persone e la loro salute? 

 
Secondo l'articolo 1 LEp, questa legge regola la protezione delle persone dalle malattie trasmissibili. 
Queste ultime devono essere prevenute e combattute. Sembra una buona idea, ma lo è solo se 
l'insorgenza di queste malattie trasmissibili è stata provata e se è dimostrato che la loro diffusione può 
causare o ha già causato gravi danni a una parte significativa della popolazione. La LEp garantisce che 
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queste condizioni siano soddisfatte ogni volta? Anche quando l'OMS dichiara un'emergenza sanitaria di 
rilevanza internazionale (PHEIC)? 
 
La revisione della LEp non tocca forse anche questioni completamente diverse? Secondo l'UFSP, la 
sorveglianza deve essere aumentata. Con le disposizioni sulla digitalizzazione e la violazione della privacy - 
come la cartella clinica elettronica, l'ID digitale e la tracciabilità dei contatti - la protezione dei dati e della 
privacy viene presa di mira ed è messa a rischio. Ad esempio, non sono più le malattie a dover essere 
segnalate, ma le persone. Non si tratta più di identificare "persone malate o infette", ma di identificare 
"persone malate, sospette malate, infette, sospette infette o che secernono agenti patogeni", 
indipendentemente dal fatto che siano malate o infette o meno... È previsto inoltre l'obbligo di segnalare 
"comportamenti, compresi i dati sulla privacy". Quali comportamenti si intendono? Comportamenti 
sessuali, politici o di consumo? In questo contesto ci si può chiedere: forse si tratta più di monitorare e 
controllare i cittadini e meno di proteggere la loro salute?  
 
 
5 Osservazioni conclusive 

 
Sarebbe auspicabile che il Consiglio federale e l'Amministrazione si rendessero conto di come è 
strutturato il nostro Stato e su quali pilastri si basa: "Il popolo svizzero e i Canton (i...) costituiscono la 
Confederazione Svizzera" (art. 1 Cost.). "La Confederazione svizzera tutela la libertà e i diritti del Popolo e 
salvaguarda l'indipendenza e la sicurezza del Paese. Promuove in modo sostenibile la comune prosperità, 
la coesione interna e la plurità culturale del Paese" (art. 2 cpv 1 e 2 Cost.). "L'Assemblea federale esercita 
il potere supremo nella Confederazione, fatti salvi i diritti del Popolo e dei Cantoni" (art. 148 cpv. 1 Cost.) 
 
Come tutti sappiamo, la speranza è l'ultima a morire. 
 
Cordiali saluti 
 

 
    Isa De Luca 
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Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte aufBundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist- bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oderansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung(objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskostenführen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2:Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» istzu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, wasim Widerspruch zum
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgabenim Gesundheitsbereich wahrnehmen undihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahrenum zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6: Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der
Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

dieWHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in demjede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sichum einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf
den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass
dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit
und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs.2Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der
Hoheit der Kantoneim Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art.33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung vonPersonen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre
Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird
abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass
RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen
einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht
ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt
sich also um ein rein administratives Dokument,das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit
den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der
Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische
Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals
Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden
Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit
einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass esnicht zwingend

erforderlich ist,um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht
und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

O die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;
o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

O das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

O das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

O es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den
Injektionen.

Esgibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt
weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,
und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.
Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent undwahrheitsgemäß und kommunizieren auch
SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei aufdasInterview von Frau Nora Kronig in derNZZ
verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,
nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale
Dokument der WHO.

Sie geht nicht aufdie Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den
therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben
und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die
negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.
Sie geht beispielsweise nicht aufbeunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand
der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,
Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige
Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000
Todesfälle proJahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den
Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat(Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,
verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltungim Sinne der Präambel der Bundesverfassung undim

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung(insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wirIhnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift,

ALNN
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden -entgegen der Meinung des

Bundesrates- überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrechtin ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelösterMechanismus für den Übergang zu
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabevon Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zugewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst
mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eineheute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dassjeder Mensch a priori zu

einer(vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und
unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen(subjektive Gesundheit) undjede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderungzu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung aufinvasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähntwird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderungdurch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittelzu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung,

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantoneim Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen undihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6: Besondere Lage/ Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrathat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in demjede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabeium sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen
Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitungvon Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der
Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre
Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahmeist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hatdaher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass
RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen
einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht
ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt
sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheithat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit
den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische
Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals
Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besondersgesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit
einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugangzum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht
und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der
Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die
Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohldie SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten einegroße Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;
o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

0 Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

0 das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

O das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen nochvon den

Injektionen.

Esgibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt
weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in derLage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.
Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei aufdas Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb
diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV),

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht aufdie Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben
und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalitätsowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand
der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

DRRUAN
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Je saisis cette opportunité et prends position sur la

révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter.

Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique

de passage à une situation particulière, déclenché par l'OMS, (qui est un organe

supranational dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

« présomption de maladie ».

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut semblerjudicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué

de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.
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Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS

sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

o Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS seO

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé )

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les

Etats de mettre en cuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations ettests

obligatoires etc..

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des Etats membres qu'ils reconnaissent I'OMS comme0

'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en cuvre0O

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on

ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « la

constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie

pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours

d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatif selon laquelle
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les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change

rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à Sa

déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :

II représente un passage de l'identification des « personnes malades ou0

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées malades,

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées »

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatée, à un nouveau système où toute personne est à priori « présumée ))

malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut

de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratif standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la

personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne

santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé

objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que je rejette en

toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration0

des personnes.

O Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont SO

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime
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les données qui ont une forte connotation affective et que la personne concernée

ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing ».

De nombreuses études ont montré que letraçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est

effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. IIn'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué àl'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques
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A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge etde son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,

utiles, efficaces et proportionnées :

L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- Iln'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- IIn'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ('pour son bien").

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de

gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.
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Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que parde

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, leO

document central de l'OMS.

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques

et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité

ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de0

santé publique.

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% dela

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir0

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques,

effets secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec0

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.
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Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simplesO

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle restreintla0

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coüteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers

le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), je vous

remets la présente réponse à la consultation.

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance.

Je vous prie d'agréer, Mesdames et Messieurs, mes salutations distinguées.

Uul

Kirsti de Mestral
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, 

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein 
Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision 

Stellung zu nehmen. 

 

1 Grundsätzliches 
 
Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen. 
Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren – auf Kosten der Bürger (die in 

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen 

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden – entgegen der Meinung des 

Bundesrates – überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist – bevor eine Teilrevision gestartet wird – zuerst 

eine Aufarbeitung von Nöten. 
Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die 

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung 

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht 

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu 

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität 
entsprechen. 

 

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer 

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst 

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht 

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der 
Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht. 

 

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten 

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu 
einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und 
unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss. 

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede 

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit 

Gesundheitsförderung zu tun. 

 
Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine 

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im 

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird. 



Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche, 

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben 

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und 

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten. 
Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des 

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde. 

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung. 

 
2 Zu einzelnen Bestimmungen 
Art. 2: Zweck 
Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während 

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer 

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine 

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun. 

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im 
EpG nicht wiederholt werden. 

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum 
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite 

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält, 

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die 
Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre 

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen. 

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen 

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und 

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten. 

 
Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit 
Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache, 

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind 

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro 

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die 
Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen. 

 
Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze 
Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die 

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der 
Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor: 

• Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die 

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der 

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben. 

• Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres 

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der 
multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11) 

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen 

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6). 

• Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines 

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines 
Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler 

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer 

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären. 

• Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise 

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen 
anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen. 

• Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich 

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt 



werden. 

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum 

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht 

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines 

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass 

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene 

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6 

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich. 

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen. 

 
Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten 
Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen 

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen: 

• Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von 
Personen. 

• Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von 

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger 

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind 
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die 

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede 

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese 

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf 

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen 

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln 

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass 

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder 
infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt 

(objektiver Gesundheitszustand). 

• Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen 

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird 

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder 
Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom 

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert: 

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene 

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten 

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur 

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will». 

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und 

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit 

und werden deshalb vehement abgelehnt. 

 
Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen 
Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und 
medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der 

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten. 

 
Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing» 
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das 

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor 

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird. 

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre 

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine 
Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch 

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird 

abgelehnt. 



Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise 
Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine 

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass 

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen 
einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht 

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt 

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat. 

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit 

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der 

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie 
die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische 

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen 

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals 

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden 
Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit 
einzudämmen. 

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend 

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der 

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht 

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen. 
 
3 Weitere Bemerkungen 
Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der 

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die 

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen. 

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen: 
• Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der 

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität. 

• Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem 

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder 

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers. 
• Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig, 

nützlich, wirksam und verhältnismäßig: 

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung; 

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der 

Pandemie; 

o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung; 

o nur moderne Medikamente sind wirksam; 

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person; 

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit; 

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den 

Injektionen. 

• Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen. 

• Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang 
(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss. 

• Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt 

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material. 

• Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten. 

• Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle. 
• Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu 

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen, 

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen. 

• Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben. 

• Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch 
so. 



Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ 

verwiesen. 

 
4 Schlussbemerkungen 
Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb 

diese Eile und Unsorgfalt? 

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht: 

• Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen, 

nicht (Art. Art 118a BV). 

• Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale 
Dokument der WHO. 

• Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den 

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind. 

• Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben 

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die 
negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft. 

• Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit. 

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigende Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand 

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen, 

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige 
Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob). 

• Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht. 

• Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen 

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen. 

• Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den 
Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation, 

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen 

usw.). 

• Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der 

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo- 
Effekt). 

• Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum 

non nocere» (in erster Linie nicht schaden). 

• Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der 

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten. 
• Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen 

Befehlsempfängern. 

• Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten, 

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und 

Behandlungsmöglichkeiten. 

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im 
Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung 

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort. 

Wir danken für die Kenntnisnahme. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Irene De Salvo 
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Concerne : Réponse à la consultation sur le projet de révision partielle de la loi sur les

épidémies (LEp)

Mesdames et Messieurs,

Ala consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp,

RS 818.101), nous vous adressons ce jour notre prise de position sur la révision prévue.

En préambule et outre le fait de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment du cantonal, contrairement aux affirmations du Conseil fédéral aucune leçon n'a

été tirée de la crise Covid. En conséquence, avant d'entamer une révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse scientifique indépendante de la situation, ce qui

n'a pas été fait.

Quant à ce projet de révision de la LEp est-il souhaitable pour la population suisse que soit

applicable un mécanisme automatique de passage à une situation particulière contraignante,

de plus déclenché par 'OMS un organisme étranger ? La réponse est clairement non ! Toute

réponse contraire correspondrait à un abandon de notre souveraineté. L'OMS est une

instance consultative proposant des recommandations qui ne doivent jamais entrer en force

sans une consultation du souverain.

II apparaît donc évident que cet avant-projet ne respecte pas les engagements pris par les

conseillers fédéraux et les parlementaires puisque partant de présupposés erronés tels que

par exemple, pour n'en citer que quelques-uns :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une crise

majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres.

e Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, utiles,

efficaces et proportionnées.

e Les vaccinations comptent parmi les mesures de prévention médicales les plus efficaces et

les moins coûteuses.

Si ce ne sont mensonges, ce sont constats aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le projet de révision partielle ne tient aucun compte.

De plus cet avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. L'on est dès

lors en droit de se demander pourquoi une telle précipitation et un tel manque de soin ?

Mentionnons juste quelques points que cette révision partielle ignore royalement :
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Elle ne prend pas en compte les médecines complémentaires.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors qu'ils

sont déterminants.

Elle ne tient aucun compte des nombreux pays ayant fait d'autres choix stratégiques et qui

s'en sont mieux sortis.

Elle ne tient aucun compte des effets néfastes que les mesures ont eus (isolement social,

dommages économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc..).

Comme la loi actuelle, elle ignore depuis de nombreuses années des pandémies mortifères

bien actuelles telles que diabète de type 2, tabagisme, alcoolisme ; le conseil fédéral n'a

mis aucune mesure en place pour les éradiquer.

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment d'Hippocrate

« primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).

En espérant que, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de sa

section 8 (en particulier les articles 117a et suivants Cst), nos conseillers fédéraux et

parlementaires respecteront leur engagement envers le peuple suisse, et en rappelant qu'une

personne assermentée qui voterait une telle loi ne respecterait pas de facto le serment prêté

lors de sa prise de fonction, ceci rendrait la loi caduque, nous vous communiquons notre

présente réponse à la consultation qui, faut-il le préciser, est le rejet pur et simple du projet

de révision de la LEp.

Ce qu'il faut attendre par contre, c'est un examen et une enquête approfondis et

indépendants des trois pouvoirs d'Etat de cette période sans précédent en Suisse. A noterque

l'exigence d'indépendance est également requise pour les médias qui ont agi de la même

manière pendant toute cette période. Ce n'est que lorsque cela sera fait et que les leçons

nécessaires pourront être tirées, qu'une légifération fera sens.

En vous remerciant de l'attention que vous porterez à la présente, nous vous prions d'agréer,

Mesdames et Messieurs, nos salutations distinguées.

Pour HelvEthica

Le président : Le secrétaire :

Patrick de Sepibus Yves Poulin

Kuu

Copie à : Parlementaires suisses
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur

Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiertin erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt erAspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Ergeht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu
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einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung aufinvasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicherZugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im EpG

nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis aufOneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:
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Der WHO-Pandemievertrag CA+soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie(Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.

Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGVwürde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüberallen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente istes daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesratzum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesratsowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zurIdentifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sichum einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortestgeschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz(DSG) vom

23.März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten
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Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von derArt und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikatan sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument aufAntrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:
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Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;0

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;O

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang aufdie Aussage von

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand
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der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle

pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der öffentlichen

Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

DE VD, SPNIA
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Martine Deage 
Chemin du Creux 43 
1233 Bernex 
 
 
 
 
       Office fédéral de la santé publique OFSP 
       Schwarzenburgstrasse 157 
       3003 Berne 
 
 

Bernex, Le 21 mars 2024 
 
 
Consultation sur la loi sur les épidémies 
 
Mesdames et Messieurs 
 
C'est avec plaisir que je profite de l'occasion pour prendre position sur les modifications prévues de la loi 
sur les épidémies (LEp). 
 
Sans procéder à une analyse scientifique de la pandémie Corona, le Conseil fédéral a lancé une procédure 
de consultation pour une révision en profondeur de la LEp.  
Ce seul fait va à l'encontre d'une procédure ordonnée et basée sur des faits scientifiques et constituerait 
une raison de poids pour rejeter les modifications proposées. 
 
A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, plusieurs hypothèses apparaissent et sont présentées 
comme "allant de soi". Les hypothèses sont les principes implicites qui sous-tendent la position du Conseil 
fédéral et qui ne sont ni documentés, ni remis en question. 
 
Le principe de "l'égalité des chances en matière d'accès" n'a pas été appliqué lors de la crise du Covid, où 
de nombreuses personnes non vaccinées n'ont pas eu accès aux soins médicaux. Au contraire, des 
déclarations ont même été faites selon lesquelles les personnes non vaccinées devraient renoncer aux 
soins médicaux. En outre, les soins médicaux de base sont régis par la Constitution (art. 117a Cst.) et ne 
doivent donc pas être réglés en parallèle dans la LEp. 
 
Il est fait référence à plusieurs reprises aux vaccinations, mais les mesures de médecine complémentaire 
sont complètement absentes (art. 118a Cst.). 
 
Menaces particulières pour la santé publique (art. 5a) 

Aujourd'hui déjà, le système de santé est périodiquement et parfois chroniquement surchargé. Il s'agit d'un 
fait connu et non d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment 
mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué 
de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la population. La mise 
en danger de la santé publique est donc un problème connu, inhérent au système, qui doit être résolu en 
dehors de la LEp.  

 
Proportionnalité 

L'action de l'État doit être proportionnée (art. 5 Cst.). Cet aspect n'est pas suffisamment pris en compte. 
Aucune instance indépendante n'est prévue pour vérifier la proportionnalité des mesures ordonnées dans 
le contexte de leur référence scientifique.  
 
Décisions fondées sur des preuves (art. 40b) 



Les mesures prises à l'égard de la population doivent être fondées sur des preuves scientifiques et leur 
efficacité doit être vérifiée par une instance indépendante. Cette exigence fait défaut dans le présent projet 
de loi.  
 
Situation particulière / constatation de la situation (art. 6b) 

Selon le rapport explicatif, cette disposition est nouvelle. Elle règle la procédure de constatation et de levée 
d'une situation particulière. Jusqu'à présent, le début et la fin de la situation particulière n'étaient pas 
constatés par un acte spécifique ; la situation commence dès que le Conseil fédéral se voit contraint 
d'ordonner une mesure et dure (comme dans le cas du Covid-19) jusqu'à la fin de la dernière mesure 
ordonnée par le Conseil fédéral en vertu de l'art. 6, al. 2. Une réglementation concrète du changement de 
phase a été demandée à plusieurs reprises par le passé. Désormais, le Conseil fédéral devra constater la 
situation particulière et y mettre fin. Il est fondamental que cette constatation soit vérifiable, car elle ne 
concerne pas seulement des intérêts sanitaires, mais aussi économiques. 
 
Principes d'efficacité et de proportionnalité 

Les principes d'efficacité et de proportionnalité font également leur entrée dans la loi, ce qui est bien sûr à 
saluer. S'ils avaient été effectivement pris en compte lors de la pandémie de Corona, des dommages 
massifs pour la santé psychique et physique générale ainsi que pour l'économie nationale auraient pu être 
évités. Cela doit-il changer à l'avenir ? Bien entendu, il ne suffit pas d'écrire une telle chose dans un article 
de circonstance, alors qu'il n'en sera plus jamais question dans tout le reste du texte. Il est nécessaire de 
formuler concrètement comment les deux principes doivent être mis en œuvre. 
 

Principes d'efficacité et de proportionnalité 

La révision prévoit d'accorder davantage de compétences au Conseil fédéral. Les consultations des 
cantons et des commissions ne sont mentionnées que par des dispositions potestatives, donc finalement 
sans effet et donc potentiellement maculées. En fin de compte, le Conseil fédéral peut décider seul. Tout 
comme Tedros Adhanom Ghebreyesus, l'actuel président de l'OMS, a pu déclarer seul une pandémie de 
variole du singe. A l'avenir, une telle déclaration devrait conférer au Conseil fédéral des compétences 
immédiates en matière d'ordonnances d'urgence. Il deviendrait pratiquement le seul maître à bord. Dans 
ce contexte, il n'est plus question des principes d'efficacité et de proportionnalité : dans un tel moment, le 
Conseil fédéral n'a de comptes à rendre à personne ; il peut décider à sa guise d'agir de telle ou telle 
manière, sans être gêné par aucun principe. 
 
La numérisation et l'atteinte à la sphère privée 

Le 27.10.2021, le conseiller fédéral Alain Berset a fait savoir publiquement que "ce certificat permet de 
montrer que l'on n'est pas contagieux". Et ce, bien que Madame le Dr V. Masserey ait annoncé dès le 
3.8.2021 lors d'une conférence de presse : "Les personnes vaccinées C-19 peuvent propager le virus C 
aussi souvent que les personnes non vaccinées". Cela montre bien que la numérisation ne protège pas des 
contre-vérités, des fausses informations et des abus. Elle ne fait que créer un faux sentiment de sécurité 
et le documenter numériquement. 
 

Certificats de vaccination, de test et de guérison (art. 49b) 

En reprenant le certificat Covid dans la LEp, on poursuit une mesure de santé dont l'efficacité n'a pas pu 
être prouvée à ce jour et qui a parfois conduit à l'exclusion massive d'autres personnes. Il convient de 
rejeter un certificat de santé global tel que prévu par l'OMS avec le Global Digital Health Certification 
Network (GDHCN). Les interventions médicales sont des décisions individuelles et ne peuvent pas être 
prescrites par l'État. 
 

Contact Tracing (art. 60a) 

Le Contact Tracing envisagé au niveau fédéral est un "cauchemar" bureaucratique. Des données 
personnelles sont collectées sans utilité médicale. Un abus potentiel des données ne peut pas être exclu. 
Un appel du Conseil fédéral et une tolérance correspondante des employeurs pour que l'on reste à la 
maison lorsqu'on se sent malade suffiraient et constitueraient une mesure nettement moins invasive pour 
atteindre le même objectif : un rétablissement rapide. 



 
Diagnostic 

Il est fait référence à plusieurs reprises à la détection diagnostique. Bien qu'il ne soit pas explicitement 
mentionné, il s'agit probablement de tests PCR. Il convient de noter que ces tests ne permettent que de 
détecter des fragments de virus, mais pas de prouver une infection. Sans indication de la valeur Ct, les 
résultats des tests n'ont qu'une faible signification médicale et il n'est pas possible de faire des 
déclarations qualitatives sur la fiabilité des résultats des tests. La prise en compte des méthodes de 
diagnostic pour les décisions politiques est donc problématique.  
 
Certificats de vaccination, de test et de rétablissement 

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse et n'a donc pas d'impact 
positif sur la santé publique. Il est notamment de notoriété publique que les injections de ARNm ne 
protégeaient ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence d'antécédents médicaux, un 
test Covid négatif ne garantissait pas qu'une personne n'était pas contagieuse. De même, un test positif 
ne constituait pas une preuve de contagiosité. Il s'agit donc d'un document purement administratif, qui n'a 
aucune utilité pour la santé publique, mais qui peut en même temps entraîner des restrictions parfois 
massives des droits fondamentaux. 
 

Obligation de porter un masque (art. 40a) 

L'efficacité du port d'un masque facial n'a jamais été testée et, tant qu'une éventuelle efficacité n'a pas été 
prouvée, elle ne devrait pas être inscrite comme mesure dans la LEp. 
 

Port obligatoire du masque dans les transports publics (art. 40a) 

Selon le rapport explicatif, une mesure à l'égard de la population est le port du masque dans les transports 
publics. L'efficacité de cette intervention n'a jamais été testée. Une inscription correspondante dans la loi 
est donc dépourvue de toute évidence scientifique.  
 
Sphère intime 

Il ne s'agit pas seulement d'inclure des informations permettant d'identifier les personnes malades, 
présumées malades, infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes, mais aussi des 
données relevant de la sphère intime (art. 12, al. 1, let. c du projet). Les médecins, hôpitaux et autres 
établissements de santé publics ou privés pourraient désormais être tenus de les déclarer (art. 12, al. 1 in 
initio du projet). Cela n'a rien à voir avec le respect de la sphère intime de la personne concernée. Le mot 
"présumé" donne carte blanche et a le potentiel de protéger légalement des actes arbitraires. 
 
Pas de vaccination 

Le thème des vaccinations doit également être abordé une nouvelle fois dans le contexte de la 
surrèglementation unilatérale. En principe, le thème des vaccinations doit être réglé dans la loi sur les 
produits thérapeutiques. Étant donné qu'ils ne sont pas administrés à des malades, mais en premier lieu à 
des personnes en bonne santé, ils doivent être considérés comme des vaccins. 
 

Des mesures inefficaces 

En ce qui concerne la pandémie de Covid, on peut dire de manière simplifiée qu'il a été prouvé que ni le 
confinement, ni la distanciation sociale, ni les masques n'étaient des moyens efficaces pour lutter contre 
la pandémie. L'OMS a déjà admis en 2019, et maintenant aussi l'immunologue américain Antony Fauci 
devant le Congrès américain, que de telles mesures n'ont pas d'utilité significative en cas de grippe. Une 
étude de l'OMS sur les pandémies de grippe concluait déjà en 2019 que "le suivi des contacts n'est 
recommandé en aucune circonstance". De même, l'obligation de faire des tests sans symptômes serait 
inutile et absurde, surtout chez les enfants. Malgré cela, le nouveau projet pourrait ordonner une telle 
obligation de test. 
 
Des mesures inefficaces 



Des études internationales ont démontré que le port de masques n'avait aucune influence sur le taux 
d'infection. Cela était pourtant déjà connu dans des études antérieures. Même les masques FFP2 n'avaient 
aucune influence sur les infections. L'utilisation à long terme ou inappropriée de masques peut toutefois 
entraîner des dommages. L'efficacité d'une mesure devrait donc être prouvée et non contestée avant 
qu'elle ne soit décidée. 
 
Information sur les effets secondaires potentiels 

Bien que les vaccinations soient mentionnées à plusieurs reprises, l'information sur les risques potentiels 
n'est pas mentionnée (Informed Consent). 
 
Obligation de procéder à des vaccinations (art. 6c, al. 1, ch. b) 

Le personnel et les institutions de santé peuvent être contraints de procéder à des vaccinations. Il convient 
de rejeter une telle intervention de l'État dans l'exercice de la profession. 
 
Culture de l'erreur 

Il n'existe aucune référence à une culture de l'erreur vécue (leçons apprises et amélioration continue) lors 
de la prescription de mesures. Il devrait pourtant être clair qu'une telle culture est absolument nécessaire 
pour éviter que des mesures soient décidées de manière répétée alors qu'elles n'ont que peu ou pas 
d'efficacité. 
 
Suivi de la vaccination (art. 24) 

Comme l'a montré la pandémie Corona, le taux de vaccination ne joue aucun rôle dans la transmission 
d'un pathogène viral. La thèse de l'immunité grégaire s'est également révélée fausse. Un monitoring de la 
vaccination n'a eu aucune utilité médicale, du moins lors de la pandémie Corona, et doit donc être rejeté. 
 
Autorisation limitée dans le temps (art. 9b LRH) 

L'autorisation temporaire de médicaments en cas de situation particulière ou extraordinaire porte atteinte 
à la sécurité des patients. En l'absence d'une situation mettant la vie en danger, seuls les médicaments 
dont la sécurité a été suffisamment vérifiée devraient être autorisés. En outre, chaque citoyen doit pouvoir 
décider lui-même s'il souhaite consommer un médicament. 
 
Répartition des produits thérapeutiques, substances antimicrobiennes, vaccins 

Les termes actuels de produits thérapeutiques et de dispositifs médicaux suffisent amplement et ne 
doivent pas être remplacés par le terme abstrait de biens médicaux. Le développement de la résistance 
des substances antimicrobiennes et leur surveillance sont des sujets importants. Il s'agit toutefois de 
thèmes quotidiens qui sont déjà régis par la loi sur les produits thérapeutiques et qui ne doivent donc pas 
être réglés en plus dans la LEp. 
 
Le présent projet de LPE révisée doit être rejeté dans son ensemble pour les raisons exposées ci-dessus. 
La pandémie Corona doit d'abord être analysée de manière transparente et indépendante, dans le sens 
d'une critique de la manœuvre, et ce n'est qu'ensuite qu'une révision de la LEp pourra être entreprise sur 
la base de ces conclusions. Nous vous remercions d'en avoir pris connaissance. 
 
Avec mes salutations distinguées 
 
Martine Deage 
 
 
 
 
 
Nous lisent en copie : 
Pierre Maudet et Abfschweiz 
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Mont la Ville le 17 mars 2024

Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Chère Madame Arz de Falco,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

au niveau fédéral auCet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyseavant

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en
au

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter.

Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique

de passage à une situation particulière, déclenché par l'OMS, (qui est un organe
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supranational dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santéSerd

répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statuten

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

« présomption de maladie ).

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux,« l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait etnon d'un risque.

Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre delits parhabitant a diminué
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de deux tiers depuis les années 1980) ainsi quel'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6: Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératifde prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+OMS

prévoient les
sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui

modifications majeures suivantes :

Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement
0

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

V'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communautéinternationale à faire

SRAS-CoV2de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de
preuve

(Covid-19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se
0

que x chef de
verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant

mondiale de la santéfile de la coordination multilatérale dans la gouvernance D)

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les

États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests

obligatoires etc..

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après
O

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS comme
0

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

documents de l'OMS, on
renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des

à la conclusion que « la
comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive

ne

constatation par l'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie

automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours
pas

d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatif selon laquelle
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des points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien.

Une clarification estnécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration

ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

de la
amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représententl'abandon

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de

données sensibles

la loi actuelle (sous l'article 33)et
Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :

IIreprésente un passage de l'identification des « personnes malades ou
0

malades, présumées malades,
infectées » à l'identification des « personnes

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces

« présumées »
dernières soient réellement malades ou infectées (ou même

priori
infectées) ou non.On passe ainsi d'un système où une personne est a

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

est à priori « présumée D)
constatée, à un nouveau système où toute personne

malade ouinfectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut

n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne
de santé qui

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratif standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la

des moyens non définis qu'elle n'est nimalade ni
personne de devoir prouver par

COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire
infectée. L'expérience

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne

sentait ni malade ou ni infecté (état
santé et cela alors même que l'individu ne se

diagnostic (état de santé
de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un

objectif).

rejetons
Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous

en toutes circonstances

de déclaration des maladies à un système de déclaration
0 Passage d'un systeme

des personnes.

couplée à la collecte
Cette nouvelle obligation de notification des personnes est

0

compris les données relatives à la vie
de données « sur les comportements, y

n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de
privée ». La notion de « comportements »

consommation ? Dans le message relatif
comportements sexuels, politiques ou de

protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère
à la loi fédérale sur la

intime est définie comme suit :« Lasphère intime comprendtous les faits et

concernée ou les personnes qui ont sa
événements de la vie dont seule la personne

relevant de la sphère intime
confiance ont connaissance. Sont considérées comme

et que la personne concernée
les données qui ont une forte connotation affective

(Traduit de l'allemand).
ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches ).
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l'identification
L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

plus des maladies, ainsi que surl'accès à la sphère intime. Cesdes personnes et non

véhémence s'agissant d'unedispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter aved

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

dans les institutions.Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives

fédéral peut intervenir
Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

matière de santé doit être
des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en

maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national« Contact-Tracing ».

n'est pas pertinent en soi
De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts

la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la
pour

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est

effectué.

personnes et à l'accès à leur
Cet article donne également la priorité à l'identification des

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. IIn'a donc

bien connu que les injections de
effet positif sur la santé publique. Il est désormaisaucun

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

soit pas contagieuse,symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

documentpurement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôtà un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

professionnelle. On le sait depuis la
devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et

réglementation qui, d'une part, engendre une
crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette

entraîne une discrimination
bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part,

entre les personnes.
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3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral

part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une0

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,O

utiles, efficaces et proportionnées :

L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

-Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ,

Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien")

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central :
par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de

gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.
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constaté aussi bien dans la réalité du terrain que parde
Tout cela est mensonger et

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

Pourquoi une telle
L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis.

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les
Elle ne remplit pas0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

santé et à la Charte d'Ottawa, le
o Elle ne fait pas référence à la promotion de la

document central de l'OMS.

la prise en charge précoce, alors
Elle n'aborde pas la question du traitement et de

0

déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.
qu'ils sont

ont fait d'autres choix stratégiques et
o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays

a morbidité et la mortalité
s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne

ainsi que les effets négatifs sur la société.

contexte plus large de
Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un

0

santé publique.

du Covid étaient des malades
Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts

0

chroniques.

o Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies

1% de la
chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ

mortalité.

ont eus et continuent d'avoir
oElle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures

social, dommages économiques,
sur l'état de santé de la population (isolement

et des injections, etc.)
effets secondaires indésirables des médicaments

de santé publique a
Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure

0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

l'approche médicale issu du serment
Elle ignore le principe fondamental de0

(en premier lieu, ne pas nuire).
d'Hippocrate « primum non nocere »

qui est en contradiction avec
o Elle propose une approche standardisée du traitement

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples
0

exécutants.

la
En centralisant et imposantl'application des directives de l'OMS, elle restreint

O

alternatifs, efficaces et moins
recherche de moyens de prévention et de traitement

coüteux.
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respecteront leur engagement envers
En espérant que le Conseil fédéral et l'administration

de peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

remettons la présente réponse à la consultation.VvOUS

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, chère Madame, nos salutations distinguées.
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Révision partielle de la loi sur les épidémies (LEp ; RS 818.101) 

Formulaire de réponse pour la procédure consultation se déroulant du 
29 novembre 2023 au 22 mars 2024 

Prise de position de : 

Nom / entreprise / organisation / autorité / canton : Debrot André et Marie-Claude 

Sigle :       

Adresse : Etaches 1, 1036 Sullens 

Interlocuteur :       

Téléphone : 0217313133 

Courriel : amcdebrot@bluewin.ch 

Date : 19.03.2024 

Le cas échéant : prise de position rédigée en collaboration avec :       

Madame, Monsieur, 

Le présent formulaire de réponse concerne le projet de modification de la loi sur les épidémies (LEp) 
mis en consultation et le rapport explicatif y relatif, dans leur version du 29 novembre 2023. Les do-
cuments liés à la consultation sont disponibles sur Internet sous Procédures de consultation en 
cours (admin.ch). 

En utilisant ce formulaire, vous nous aidez à recueillir vos avis de manière organisée et à les classer 
correctement. Le formulaire vous permet de : 

- donner votre avis sur le projet dans son ensemble, 

- commenter globalement des groupes d’articles étroitement liés entre eux, 
- commencer individuellement chaque article du projet, 

- prendre position sur la création, dans la loi sur les épidémies, d’une base légale permettant 
d’exploiter des applications de traçage numérique des contacts.  

Nous vous prions d’inscrire vos réponses dans les champs prévus à cet effet.  

Remarques importantes : 

1. Le texte dans les champs de réponse ne peut pas être mis en format (par ex. ne peut pas 
être mis en gras ou barré). Veuillez donc formuler expressément les demandes d'adaptation 
d'articles, par exemple. 

2. Veuillez envoyer le formulaire dûment rempli au format Word d’ici au 22 mars 2024 à ces 
deux adresses en même temps : revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Pour toute question ou information complémentaire, vous pouvez vous adresser à l’équipe 
chargée du projet de révision de la LEp à l’adresse suivante : revEpG@bag.admin.ch.   

Nous vous remercions de votre précieuse contribution à la révision partielle de la LEp  

https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
mailto:gever@bag.admin.ch
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1. Avis sur le projet dans son ensemble 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu du projet mis en consultation ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

Explication : 

Veuillez expliquer votre impression générale. Vous pouvez formuler plus bas des commentaires spécifiques à 

chaque article. 

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons. 

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au détriment 
des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et des personnes et 
institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux affirmations du Conseil 
fédéral, aucune leçon n’a été tirée de la crise Covid. En conséquence, avant d’entamer la révision 
de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n’a pas été fait. 
L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi au 
gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en lois 
urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter. Par 
ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de 
passage à une situation particulière, déclenché par l’OMS, (qui est un organe supranational dirigé 
par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté 
contraire au droit à l’auto-détermination du peuple suisse. 

 

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des 
décisions politiques.  

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la 
déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu sera 
considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé en 
répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel de « 
présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « présomption de maladie ».  

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive des 
coûts de la santé, ce qui n’est pas souhaitable pour la population suisse. 
 

2. Avis sur les différents articles modifiés dans la LEp 

A. Remplacement d’expressions, art. 2 à 3 (but, définitions) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le remplacement d’expressions et les art. 2 à 
3 ? 



 

Département fédéral de l‘intérieur DFI 

Office fédéral de la santé publique OFSP 

 

4 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous)  

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 
 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Commentaires concernant le remplacement d'expressions : 

      

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

2 La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle 
réaliste ? Lors de la crise Covid, on relèvera que de 
nombreuses personnes non-vaccinées n’ont pas eu 
accès aux soins médicaux, « l’égalité des chances 
d’accès » n’ayant pas été respectée par la Confédération 
elle-même. A cela s’ajoutent les déclarations de certains 
politiques demandant le renoncement aux soins 
médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « 
égalité des chances d’accès aux soins » parle-t-on si 
celle-ci est assujettie à des conditions telles que la 
vaccination ?  (Sachant que celle-ci représente le pilier 
central de cet avant-projet). 

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses 
compétences, est en contradiction avec le principe de 
subsidiarité (compétence des cantons en matière de 
santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque 
personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se 
prononçant ainsi également en faveur du principe de la 
souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit 
relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu.  
Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le 
domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de 
leurs compétences en faveur de la Confédération. 

Toute référence à ‘’OneHealth’’, un concept qui peut 
sembler judicieux dans l'abstrait, n'apporte pas de réelle 
valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une 
obéissance aux plans de l’OMS (organe supranational 
dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à 
des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être 
instrumentalisés. 
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Le principe de "l'égalité des chances en matière d'accès" 
n'a pas été appliqué lors de la crise du Covid, où de 
nombreuses personnes non vaccinées n'ont pas eu 
accès aux soins médicaux. Au contraire, des 
déclarations ont même été faites selon lesquelles les 
personnes non vaccinées devraient renoncer aux soins 
médicaux. En outre, les soins médicaux de base sont 
régis par la Constitution (art. 117a Cst.) et ne doivent 
donc pas être réglés en parallèle dans la LEp  

Absence de prise en compte de la médecine 
complémentaire 

Il est fait référence à plusieurs reprises aux vaccinations, 
mais les mesures de médecine complémentaire sont 
complètement absentes (art. 118a Cst.). 

3             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

B. Art. 5a à 8 (risque spécifique, situation particulière, mesures préparatoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 5a à 8 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas échéant, 

qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indiquer l’alinéa / 
la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

5a Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. 
Il s'agit d'un fait et non d'un risque. Les causes sont 
multiples et interdépendantes. On peut notamment 
mentionner la diminution continue du nombre de lits 
d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de 
deux tiers depuis les années 1980) ainsi que 
l'augmentation et le vieillissement de la population.La 
mise en danger de la santé publique est donc un 
problème connu, inhérent au système, qui doit être résolu 
en dehors de la LEp. 

 L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté. 

      

6 Concernant les principes relatifs à la "situation 
particulière", il est impératif de prendre en compte les 
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documents de l'OMS en cours d'élaboration et de 
négociation (Traité OMS sur la pandémie CA+ et révision 
du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient 
les modifications majeures suivantes : 

o Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient 
des dispositions juridiquement contraignantes 
(actuellement ce ne sont que recommandations) pour 
pallier à (selon l’OMS) « l'évidente incapacité dramatique 
de la communauté internationale à faire preuve de 
solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de 
SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y remédier. 

 

o Relativement à la prévention d'une pandémie et la 
réponse à y apporter l'OMS se verrait confier un rôle 
central de direction et de coordination en tant que "chef 
de file de la coordination multilatérale dans la 
gouvernance mondiale de la santé" (article 3, paragraphe 
11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) 
pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées 
appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture 
des frontières, confinement, masques, vaccinations et 
tests obligatoires etc…) 
 

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur 
général de l'OMS, après consultation d'un comité 
d’urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir 
d'annoncer seul et sans possibilité de contestation 
l'apparition potentielle ou actuelle d'une urgence de santé 
publique de portée internationale (PHEIC), notamment 
une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique 
bon vouloir. 

 

o Le nouvel article 13A exigerait des États membres 
qu'ils reconnaissent l'OMS comme l'organe de direction et 
de coordination des mesures de prévention et de lutte 
pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses 
directives. 

 

o L'article 42 modifié exigerait que les mesures 
ordonnées soient mises en œuvre immédiatement et que 
les États membres les fassent appliquer (par la contrainte 
si besoin) par tous les acteurs non étatiques. 

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs 
reprises son soutien au renforcement du rôle de l'OMS. 
Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, 
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on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en 
arrive à la conclusion que "la constatation par l'OMS d'une 
urgence de santé publique de portée internationale ne 
signifie pas automatiquement qu'il existe une situation 
particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le 
risque présent dans le pays". La remarque du rapport 
explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 
peuvent être appliqués de manière alternative n'y change 
rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute 
logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le 
Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité 
Pandémique que les amendements du RSI car l’entrée de 
ceux-ci dans le droit suisse représentent l’abandon de la 
souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire 
à la Constitution. 

6a             

6b Selon le rapport explicatif, cette disposition est nouvelle. 
Elle règle la procédure de constatation et de levée d'une 
situation particulière. Jusqu'à présent, le début et la fin de 
la situation particulière n'étaient pas constatés par un acte 
spécifique ; la situation commence dès que le Conseil 
fédéral se voit contraint d'ordonner une mesure et dure 
(comme dans le cas du Covid-19) jusqu'à la fin de la 
dernière mesure ordonnée par le Conseil fédéral en vertu 
de l'art. 6, al. 2. Une réglementation concrète du 
changement de phase a été demandée à plusieurs 
reprises par le passé. Désormais, le Conseil fédéral devra 
constater la situation particulière et y mettre fin. Il est 
fondamental que cette constatation soit vérifiable, car elle 
ne concerne pas seulement des intérêts sanitaires, mais 
aussi économiques. 

      

6c art. 6c, al. 1, ch. b) 

Le personnel et les institutions de santé peuvent être 
contraints de procéder à des vaccinations. Il convient de 
rejeter une telle intervention de l'État dans l'exercice de la 
profession, en particulier car une telle contrainte violerait 
le serment d'Hippocrate, le Code de Nuremberg, la 
Déclaration de Genève, la Déclaration d’Helsinki, la 
Convention d'Oviedo, la Charte européenne des droits 
fondamentaux, art. 3, la résolution 2361 du Conseil de 
l'Europe. 

      

6d             

8             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          
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C. Art. 11 à 17 (systèmes de surveillance, déclarations, laboratoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 11 à 17 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

11             

12 art 12 et 58: 

Ces deux articles représentent un changement de 
paradigme marquant que nous rejetons en toutes 
circonstances : 

o Passage d'un système de déclaration des 
maladies à un système de déclaration des personnes. 

o Passage de l'identification des "personnes 
malades ou infectées" à l'identification des "personnes 
malades, présumées malades, infectées, présumées 
infectées ou excrétant des agents pathogènes", que 
ces dernières soient réellement malades ou infectées 
(ou même "présumées" infectées) ou non. On passe 
ainsi d'un système où une personne est a priori 
considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection 
devant être médicalement constatée, à un nouveau 
système où toute personne est à priori "présumée" 
malade ou infectée et cela même en l'absence de 
symptômes. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui 
n'est plus biologique et basé sur les constatations de la 
personne elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, 
mais d'un statut de santé administratif standard, 
(présomption de maladie) mettant en demeure la 
personne de devoir prouver par des moyens non définis 
qu'elle n'est ni malade ni infectée. L’expérience COVID 
ayant démontré qu’un test de laboratoire inapproprié 
figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve 
de sa bonne santé et cela alors même que l’individu ne 
se sentait ni malade ou ni infecté (état de santé 
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subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic 
(état de santé objectif). 

 

 

o Cette nouvelle obligation de notification des 
personnes est couplée à la collecte de données "sur les 
comportements, y compris les données relatives à la vie 
privée". La notion de "comportements" n'est toutefois 
pas précisée : S'agit-il de comportements sexuels, 
politiques ou de consommation ? Dans le message 
relatif à la loi fédérale sur la protection des données 
(LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie 
comme suit : "La sphère intime comprend tous les faits 
et événements de la vie dont seule la personne 
concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont 
connaissance". "Sont considérées comme relevant de 
la sphère intime les données qui ont une forte 
connotation affective et que la personne concernée ne 
souhaite porter à la connaissance que de ses proches". 
(traduit de l’allemand). 
L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire 
qu'il met l'accent sur l'identification des personnes et 
non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère 
intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont 
donc à rejeter avec véhémence s’agissant d’une 
atteinte aux droits fondamentaux des citoyens 
consacrés par la Constitution. 

 

12a             

13             

13a             

15             

15a             

15b             

16             

17             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          
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D. Art. 19 à 19a (prévention dans les établissements, prévention de la résistance 
aux antibiotiques) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 19 à 19a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

19 Cet article soulève la question fondamentale de savoir 
si le Conseil fédéral peut intervenir dans les 
compétences cantonales, managériales et médicales en 
ce qui concerne la gestion des institutions. Le principe 
de la souveraineté des cantons en matière de santé doit 
être maintenu. 

      

19a Cet article soulève la question fondamentale de savoir 
si le Conseil fédéral peut intervenir dans les 
compétences cantonales, managériales et médicales en 
ce qui concerne la gestion des institutions. Le principe 
de la souveraineté des cantons en matière de santé doit 
être maintenu. 

      

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

E. Art. 20 à 24a (vaccinations, monitorage de la couverture vaccinale) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 20 à 24a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 
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20             

21             

21a             

24 Comme l'a montré la pandémie de Covid-19, le taux de 
vaccination ne joue aucun rôle dans la transmission 
d'un pathogène viral. La thèse de l'immunité collective 
donnée par la vaccination s'est également révélée 
fausse. Un monitoring de la vaccination n'a eu aucune 
utilité médicale, du moins lors de la pandémie de Covid-
19, et doit donc être rejeté. 

      

24a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

F. Art. 33 à 43 (mesures visant des personnes, mesures dans les transports de 
personnes) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 33 à 43 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

33 et art. 60a : système d'information national "Contact-
Tracing". 

De nombreuses études ont montré que le traçage des 
contacts n'est pas pertinent en soi pour la gestion d'une 
pandémie, car cela dépend non seulement 
principalement de la maladie en question, mais aussi et 
surtout de la manière dont le traçage des contacts est 
effectué. 

Cet article donne également la priorité à l'identification 
des personnes et à l'accès à leur intimité. Le principe de 
coopération actuellement en vigueur est remplacé par 
une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. 
Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni 
proportionnée. Elle est rejetée. 
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37a             

40 Al 2bis _a: L'efficacité du port d'un masque facial n'a 
jamais été testée ni attestée scientifiquement. Il était 
même inscrit sur les boîtes de masques au début de la 
crise du Covid en 2020 : « ce produit ne protège pas 
des contaminations virales ou infectieuses ». Tant 
qu'une éventuelle efficacité n'a pas été prouvée, elle ne 
devrait pas être inscrite comme mesure dans la LEp.  

      

40a             

40b             

41             

43             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

G. Art. 44 à 44d (approvisionnement en biens médicaux importants, capacités sani-
taires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 44 à 44d ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

44             

44a             

44b             

44c             

44d             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          
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H. Art. 47 à 49b (autres mesures en matière de lutte) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 47 à 49b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

47             

49a             

49b En reprenant le certificat Covid dans la LEp, on poursuit 
une mesure de santé dont l'efficacité n'a pas pu être 
prouvée à ce jour et qui a parfois conduit à l'exclusion 
massive d'autres personnes. Il convient de rejeter un 
certificat de santé global tel que prévu par l'OMS avec 
le Global Digital Health Certification Network (GDHCN). 
Les interventions médicales sont des décisions 
individuelles et ne peuvent pas être prescrites par l'État. 

      

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

I. Art. 50 à 52 (aides financières, contributions, indemnisation) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 50 à 52 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

50             
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50a             

51             

51a             

52             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

J. Art. 53 à 55 (organes des cantons et de la Confédération) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 53 à 55 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

53             

54             

55             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

K. Art. 58 à 69 (traitement de données, systèmes d’information nationaux) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 58 à 59 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 
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58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met 
l'accent sur l'identification des personnes et non plus 
des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. 
Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à 
rejeter avec véhémence s’agissant d’une atteinte aux 
droits fondamentaux des citoyens consacrés par la 
Constitution. 

      

59             

60             

60a et art. 33 : système d'information national "Contact-
Tracing". 

De nombreuses études ont montré que le traçage des 
contacts n'est pas pertinent en soi pour la gestion d'une 
pandémie, car cela dépend non seulement 
principalement de la maladie en question, mais aussi et 
surtout de la manière dont le traçage des contacts est 
effectué.Cet article donne également la priorité à 
l'identification des personnes et à l'accès à leur intimité. 
Le principe de coopération actuellement en vigueur est 
remplacé par une obligation, ce qui renforce le côté 
invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni 
efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée. 

Cet article donne également la priorité à l'identification 
des personnes et à l'accès à leur intimité. Le principe de 
coopération actuellement en vigueur est remplacé par 
une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. 
Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni 
proportionnée. Elle est rejetée. 

      

60b             

60c             

60d             

62a             

69             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

L. Art. 70a à 70f (aides financières destinées aux entreprises en raison de mesures 
au sens de l’art. 6c ou 7) 

Les mesures que la Confédération prend durant la situation particulière ou extraordinaire 
peuvent entraîner des pertes de chiffre d’affaires pour les entreprises. Faut-il créer dans la 
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LEp une base légale pour que la Confédération puisse soutenir ces entreprises au moyen 
d’aides financières ? 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous et aussi ré-

pondre à la question suivante.) 

Une base légale devrait être créée.   

(Veuillez expliquer ci-dessous.) 

☒ ☐ 

Explication : 

      

 

Si vous estimez nécessaire de créer une base légale dans la LEp pour de telles aides finan-
cières, dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu concret des art 70a à 70f ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous)  
 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-
tions d’adaptation con-
crètes 

 

70a             

70b             

70c             

70d             

70e             

70f             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

M. Art. 74 à 74h (prise en charge des coûts relatifs aux biens médicaux importants) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 74 à 74h ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 
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☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

74             

74a             

74b             

74c             

74d             

74e             

74f             

74g             

74h             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

N. Art. 75 à 81b (exécution par la Confédération, les cantons et l’armée ; collabora-
tion) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 75 à 81b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

75             

77             

80             

81a             
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81b             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

O. Art. 82 à 84a (dispositions pénales) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 82 à 84a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

82             

83             

84             

84a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

3. Avis sur la modification d’autres actes (LAO, LAAM, LPTh) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les modifications prévues dans d’autres 
actes ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-
tions d’adaptation con-
crètes 

 

1 LAO             
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35 LAAM             

9a LPTh             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :            

4. Création d’une base légale pour les applications de traçage numérique des 
contacts ? 

Faut-il ajouter à la loi sur les épidémies une disposition permettant d’exploiter des applica-
tions de traçage numérique des contacts (similaires à SwissCovid) ? 

Le système SwissCovid a été développé sur mandat de la Confédération. Les pays voisins (dans 
l’espace européen) ont mis au point et déployé des systèmes semblables. Actuellement, le projet 
mis en consultation ne contient pas de disposition sur le traçage numérique des contacts. La créa-
tion d’une base légale à ce sujet dans la LEp permettrait à la Confédération de continuer à déve-
lopper et à faire fonctionner des applications de ce type. Elle entraînerait aussi des coûts supplé-
mentaires pour le développement et l’exploitation. 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

Une base légale devrait être créée. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

☒ ☐ 

Explication : 

      

 

5. Autres remarques 

Avez-vous d’autres remarques en lien avec la révision partielle de la LEp ? 

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral part 
de certains présupposés erronés :  

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une 
crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement excessive. 

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, 
indépendamment de son âge et de son état de santé.  

    L’issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent pathogène. 
o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, utiles, 
efficaces et proportionnées : 

- L’immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ; 
- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la pandémie ; 

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ; 

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ; 
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- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ; 

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ; 

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections. 

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie. 

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème qui doit 
être abordé par la contrainte ("pour son bien"). 

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement opérationnel, il 
ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de matériel. 

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat. 

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances. 

- Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point central 
: par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une telle crise et il est 
donc indispensable de leur conférer davantage de compétences et de pouvoirs. 

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société. 

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et 
véridique. 

 

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de nombreuses 
études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte. 

4. Remarques finales 

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle 
précipitation et un tel manque de soin ? 

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants : 

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines 
complémentaires (art. 118a Cst.). 

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le document 
central de l'OMS. 

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors qu'ils 
sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie. 

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et s'en 
sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi que les effets 
négatifs sur la société. 

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de santé 
publique. 

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades 
chroniques. 

o Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies chroniques, 
alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la mortalité. 

o Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir sur l'état 
de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets secondaires 
indésirables des médicaments et des injections, etc.) 
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o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a également 
des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo). 

o Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment d'Hippocrate 
"primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire). 

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec la 
nécessité de considérer chaque cas individuellement. 

o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples 
exécutants. 

o En centralisant et imposant l’application des directives de l'OMS, elle restreint la recherche 
de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins coûteux. 

En résumé, la révision de la LEp peut être qualifiée de projet de loi irréfléchi et, avec le recul de la 
pandémie de Covid-19, de projet de loi immature.  

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers le 
peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la section 8 
de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous vous remettons la 
présente réponse à la consultation. 

 

 

Nous vous remercions d’avoir rempli ce formulaire ! 
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Révision partielle de la loi sur les épidémies (LEp ; RS 818.101) 

Formulaire de réponse pour la procédure consultation se déroulant du 
29 novembre 2023 au 22 mars 2024 

Prise de position de : 

Nom / entreprise / organisation / autorité / canton : Debrot Anne-Lise 

Sigle :       

Adresse : Etaches 1, 1036 Sullens 

Interlocuteur :       

Téléphone : 0774861468 

Courriel : aldebrot@gmail.com 

Date : 20.03.2024 

Le cas échéant : prise de position rédigée en collaboration avec :       

Madame, Monsieur, 

Le présent formulaire de réponse concerne le projet de modification de la loi sur les épidémies (LEp) 
mis en consultation et le rapport explicatif y relatif, dans leur version du 29 novembre 2023. Les do-
cuments liés à la consultation sont disponibles sur Internet sous Procédures de consultation en 
cours (admin.ch). 

En utilisant ce formulaire, vous nous aidez à recueillir vos avis de manière organisée et à les classer 
correctement. Le formulaire vous permet de : 

- donner votre avis sur le projet dans son ensemble, 

- commenter globalement des groupes d’articles étroitement liés entre eux, 
- commencer individuellement chaque article du projet, 

- prendre position sur la création, dans la loi sur les épidémies, d’une base légale permettant 
d’exploiter des applications de traçage numérique des contacts.  

Nous vous prions d’inscrire vos réponses dans les champs prévus à cet effet.  

Remarques importantes : 

1. Le texte dans les champs de réponse ne peut pas être mis en format (par ex. ne peut pas 
être mis en gras ou barré). Veuillez donc formuler expressément les demandes d'adaptation 
d'articles, par exemple. 

2. Veuillez envoyer le formulaire dûment rempli au format Word d’ici au 22 mars 2024 à ces 
deux adresses en même temps : revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Pour toute question ou information complémentaire, vous pouvez vous adresser à l’équipe 
chargée du projet de révision de la LEp à l’adresse suivante : revEpG@bag.admin.ch.   

Nous vous remercions de votre précieuse contribution à la révision partielle de la LEp  

https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
mailto:gever@bag.admin.ch
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1. Avis sur le projet dans son ensemble 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu du projet mis en consultation ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

Explication : 

Veuillez expliquer votre impression générale. Vous pouvez formuler plus bas des commentaires spécifiques à 

chaque article. 

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons. 

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au détriment 
des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et des personnes et 
institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux affirmations du Conseil 
fédéral, aucune leçon n’a été tirée de la crise Covid. En conséquence, avant d’entamer la révision 
de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n’a pas été fait. 
L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi au 
gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en lois 
urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter. Par 
ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de 
passage à une situation particulière, déclenché par l’OMS, (qui est un organe supranational dirigé 
par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté 
contraire au droit à l’auto-détermination du peuple suisse. 

 

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des 
décisions politiques.  

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la 
déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu sera 
considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé en 
répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel de « 
présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « présomption de maladie ».  

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive des 
coûts de la santé, ce qui n’est pas souhaitable pour la population suisse. 
 

2. Avis sur les différents articles modifiés dans la LEp 

A. Remplacement d’expressions, art. 2 à 3 (but, définitions) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le remplacement d’expressions et les art. 2 à 
3 ? 
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Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous)  

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 
 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Commentaires concernant le remplacement d'expressions : 

      

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

2 La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle 
réaliste ? Lors de la crise Covid, on relèvera que de 
nombreuses personnes non-vaccinées n’ont pas eu 
accès aux soins médicaux, « l’égalité des chances 
d’accès » n’ayant pas été respectée par la Confédération 
elle-même. A cela s’ajoutent les déclarations de certains 
politiques demandant le renoncement aux soins 
médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « 
égalité des chances d’accès aux soins » parle-t-on si 
celle-ci est assujettie à des conditions telles que la 
vaccination ?  (Sachant que celle-ci représente le pilier 
central de cet avant-projet). 

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses 
compétences, est en contradiction avec le principe de 
subsidiarité (compétence des cantons en matière de 
santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque 
personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se 
prononçant ainsi également en faveur du principe de la 
souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit 
relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu.  
Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le 
domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de 
leurs compétences en faveur de la Confédération. 

Toute référence à ‘’OneHealth’’, un concept qui peut 
sembler judicieux dans l'abstrait, n'apporte pas de réelle 
valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une 
obéissance aux plans de l’OMS (organe supranational 
dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à 
des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être 
instrumentalisés. 
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Le principe de "l'égalité des chances en matière d'accès" 
n'a pas été appliqué lors de la crise du Covid, où de 
nombreuses personnes non vaccinées n'ont pas eu 
accès aux soins médicaux. Au contraire, des 
déclarations ont même été faites selon lesquelles les 
personnes non vaccinées devraient renoncer aux soins 
médicaux. En outre, les soins médicaux de base sont 
régis par la Constitution (art. 117a Cst.) et ne doivent 
donc pas être réglés en parallèle dans la LEp  

Absence de prise en compte de la médecine 
complémentaire 

Il est fait référence à plusieurs reprises aux vaccinations, 
mais les mesures de médecine complémentaire sont 
complètement absentes (art. 118a Cst.). 

3             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

B. Art. 5a à 8 (risque spécifique, situation particulière, mesures préparatoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 5a à 8 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas échéant, 

qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indiquer l’alinéa / 
la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

5a Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. 
Il s'agit d'un fait et non d'un risque. Les causes sont 
multiples et interdépendantes. On peut notamment 
mentionner la diminution continue du nombre de lits 
d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de 
deux tiers depuis les années 1980) ainsi que 
l'augmentation et le vieillissement de la population.La 
mise en danger de la santé publique est donc un 
problème connu, inhérent au système, qui doit être résolu 
en dehors de la LEp. 

 L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté. 

      

6 Concernant les principes relatifs à la "situation 
particulière", il est impératif de prendre en compte les 
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documents de l'OMS en cours d'élaboration et de 
négociation (Traité OMS sur la pandémie CA+ et révision 
du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient 
les modifications majeures suivantes : 

o Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient 
des dispositions juridiquement contraignantes 
(actuellement ce ne sont que recommandations) pour 
pallier à (selon l’OMS) « l'évidente incapacité dramatique 
de la communauté internationale à faire preuve de 
solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de 
SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y remédier. 

 

o Relativement à la prévention d'une pandémie et la 
réponse à y apporter l'OMS se verrait confier un rôle 
central de direction et de coordination en tant que "chef 
de file de la coordination multilatérale dans la 
gouvernance mondiale de la santé" (article 3, paragraphe 
11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) 
pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées 
appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture 
des frontières, confinement, masques, vaccinations et 
tests obligatoires etc…) 
 

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur 
général de l'OMS, après consultation d'un comité 
d’urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir 
d'annoncer seul et sans possibilité de contestation 
l'apparition potentielle ou actuelle d'une urgence de santé 
publique de portée internationale (PHEIC), notamment 
une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique 
bon vouloir. 

 

o Le nouvel article 13A exigerait des États membres 
qu'ils reconnaissent l'OMS comme l'organe de direction et 
de coordination des mesures de prévention et de lutte 
pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses 
directives. 

 

o L'article 42 modifié exigerait que les mesures 
ordonnées soient mises en œuvre immédiatement et que 
les États membres les fassent appliquer (par la contrainte 
si besoin) par tous les acteurs non étatiques. 

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs 
reprises son soutien au renforcement du rôle de l'OMS. 
Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, 



 

Département fédéral de l‘intérieur DFI 

Office fédéral de la santé publique OFSP 

 

7 

on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en 
arrive à la conclusion que "la constatation par l'OMS d'une 
urgence de santé publique de portée internationale ne 
signifie pas automatiquement qu'il existe une situation 
particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le 
risque présent dans le pays". La remarque du rapport 
explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 
peuvent être appliqués de manière alternative n'y change 
rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute 
logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le 
Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité 
Pandémique que les amendements du RSI car l’entrée de 
ceux-ci dans le droit suisse représentent l’abandon de la 
souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire 
à la Constitution. 

6a             

6b Selon le rapport explicatif, cette disposition est nouvelle. 
Elle règle la procédure de constatation et de levée d'une 
situation particulière. Jusqu'à présent, le début et la fin de 
la situation particulière n'étaient pas constatés par un acte 
spécifique ; la situation commence dès que le Conseil 
fédéral se voit contraint d'ordonner une mesure et dure 
(comme dans le cas du Covid-19) jusqu'à la fin de la 
dernière mesure ordonnée par le Conseil fédéral en vertu 
de l'art. 6, al. 2. Une réglementation concrète du 
changement de phase a été demandée à plusieurs 
reprises par le passé. Désormais, le Conseil fédéral devra 
constater la situation particulière et y mettre fin. Il est 
fondamental que cette constatation soit vérifiable, car elle 
ne concerne pas seulement des intérêts sanitaires, mais 
aussi économiques. 

      

6c art. 6c, al. 1, ch. b) 

Le personnel et les institutions de santé peuvent être 
contraints de procéder à des vaccinations. Il convient de 
rejeter une telle intervention de l'État dans l'exercice de la 
profession, en particulier car une telle contrainte violerait 
le serment d'Hippocrate, le Code de Nuremberg, la 
Déclaration de Genève, la Déclaration d’Helsinki, la 
Convention d'Oviedo, la Charte européenne des droits 
fondamentaux, art. 3, la résolution 2361 du Conseil de 
l'Europe. 

      

6d             

8             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          
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C. Art. 11 à 17 (systèmes de surveillance, déclarations, laboratoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 11 à 17 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

11             

12 art 12 et 58: 

Ces deux articles représentent un changement de 
paradigme marquant que nous rejetons en toutes 
circonstances : 

o Passage d'un système de déclaration des 
maladies à un système de déclaration des personnes. 

o Passage de l'identification des "personnes 
malades ou infectées" à l'identification des "personnes 
malades, présumées malades, infectées, présumées 
infectées ou excrétant des agents pathogènes", que 
ces dernières soient réellement malades ou infectées 
(ou même "présumées" infectées) ou non. On passe 
ainsi d'un système où une personne est a priori 
considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection 
devant être médicalement constatée, à un nouveau 
système où toute personne est à priori "présumée" 
malade ou infectée et cela même en l'absence de 
symptômes. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui 
n'est plus biologique et basé sur les constatations de la 
personne elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, 
mais d'un statut de santé administratif standard, 
(présomption de maladie) mettant en demeure la 
personne de devoir prouver par des moyens non définis 
qu'elle n'est ni malade ni infectée. L’expérience COVID 
ayant démontré qu’un test de laboratoire inapproprié 
figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve 
de sa bonne santé et cela alors même que l’individu ne 
se sentait ni malade ou ni infecté (état de santé 
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subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic 
(état de santé objectif). 

 

 

o Cette nouvelle obligation de notification des 
personnes est couplée à la collecte de données "sur les 
comportements, y compris les données relatives à la vie 
privée". La notion de "comportements" n'est toutefois 
pas précisée : S'agit-il de comportements sexuels, 
politiques ou de consommation ? Dans le message 
relatif à la loi fédérale sur la protection des données 
(LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie 
comme suit : "La sphère intime comprend tous les faits 
et événements de la vie dont seule la personne 
concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont 
connaissance". "Sont considérées comme relevant de 
la sphère intime les données qui ont une forte 
connotation affective et que la personne concernée ne 
souhaite porter à la connaissance que de ses proches". 
(traduit de l’allemand). 
L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire 
qu'il met l'accent sur l'identification des personnes et 
non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère 
intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont 
donc à rejeter avec véhémence s’agissant d’une 
atteinte aux droits fondamentaux des citoyens 
consacrés par la Constitution. 

 

12a             

13             

13a             

15             

15a             

15b             

16             

17             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          
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D. Art. 19 à 19a (prévention dans les établissements, prévention de la résistance 
aux antibiotiques) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 19 à 19a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

19 Cet article soulève la question fondamentale de savoir 
si le Conseil fédéral peut intervenir dans les 
compétences cantonales, managériales et médicales en 
ce qui concerne la gestion des institutions. Le principe 
de la souveraineté des cantons en matière de santé doit 
être maintenu. 

      

19a Cet article soulève la question fondamentale de savoir 
si le Conseil fédéral peut intervenir dans les 
compétences cantonales, managériales et médicales en 
ce qui concerne la gestion des institutions. Le principe 
de la souveraineté des cantons en matière de santé doit 
être maintenu. 

      

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

E. Art. 20 à 24a (vaccinations, monitorage de la couverture vaccinale) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 20 à 24a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 
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20             

21             

21a             

24 Comme l'a montré la pandémie de Covid-19, le taux de 
vaccination ne joue aucun rôle dans la transmission 
d'un pathogène viral. La thèse de l'immunité collective 
donnée par la vaccination s'est également révélée 
fausse. Un monitoring de la vaccination n'a eu aucune 
utilité médicale, du moins lors de la pandémie de Covid-
19, et doit donc être rejeté. 

      

24a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

F. Art. 33 à 43 (mesures visant des personnes, mesures dans les transports de 
personnes) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 33 à 43 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

33 et art. 60a : système d'information national "Contact-
Tracing". 

De nombreuses études ont montré que le traçage des 
contacts n'est pas pertinent en soi pour la gestion d'une 
pandémie, car cela dépend non seulement 
principalement de la maladie en question, mais aussi et 
surtout de la manière dont le traçage des contacts est 
effectué. 

Cet article donne également la priorité à l'identification 
des personnes et à l'accès à leur intimité. Le principe de 
coopération actuellement en vigueur est remplacé par 
une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. 
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Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni 
proportionnée. Elle est rejetée. 

37a             

40 Al 2bis _a: L'efficacité du port d'un masque facial n'a 
jamais été testée ni attestée scientifiquement. Il était 
même inscrit sur les boîtes de masques au début de la 
crise du Covid en 2020 : « ce produit ne protège pas 
des contaminations virales ou infectieuses ». Tant 
qu'une éventuelle efficacité n'a pas été prouvée, elle ne 
devrait pas être inscrite comme mesure dans la LEp.  

      

40a             

40b             

41             

43             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

G. Art. 44 à 44d (approvisionnement en biens médicaux importants, capacités sani-
taires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 44 à 44d ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

44             

44a             

44b             

44c             

44d             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          
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H. Art. 47 à 49b (autres mesures en matière de lutte) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 47 à 49b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

47             

49a             

49b En reprenant le certificat Covid dans la LEp, on poursuit 
une mesure de santé dont l'efficacité n'a pas pu être 
prouvée à ce jour et qui a parfois conduit à l'exclusion 
massive d'autres personnes. Il convient de rejeter un 
certificat de santé global tel que prévu par l'OMS avec 
le Global Digital Health Certification Network (GDHCN). 
Les interventions médicales sont des décisions 
individuelles et ne peuvent pas être prescrites par l'État. 

      

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

I. Art. 50 à 52 (aides financières, contributions, indemnisation) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 50 à 52 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

50             
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50a             

51             

51a             

52             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

J. Art. 53 à 55 (organes des cantons et de la Confédération) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 53 à 55 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

53             

54             

55             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

K. Art. 58 à 69 (traitement de données, systèmes d’information nationaux) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 58 à 59 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 
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58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met 
l'accent sur l'identification des personnes et non plus 
des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. 
Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à 
rejeter avec véhémence s’agissant d’une atteinte aux 
droits fondamentaux des citoyens consacrés par la 
Constitution. 

      

59             

60             

60a et art. 33 : système d'information national "Contact-
Tracing". 

De nombreuses études ont montré que le traçage des 
contacts n'est pas pertinent en soi pour la gestion d'une 
pandémie, car cela dépend non seulement 
principalement de la maladie en question, mais aussi et 
surtout de la manière dont le traçage des contacts est 
effectué.Cet article donne également la priorité à 
l'identification des personnes et à l'accès à leur intimité. 
Le principe de coopération actuellement en vigueur est 
remplacé par une obligation, ce qui renforce le côté 
invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni 
efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée. 

Cet article donne également la priorité à l'identification 
des personnes et à l'accès à leur intimité. Le principe de 
coopération actuellement en vigueur est remplacé par 
une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. 
Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni 
proportionnée. Elle est rejetée. 

      

60b             

60c             

60d             

62a             

69             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

L. Art. 70a à 70f (aides financières destinées aux entreprises en raison de mesures 
au sens de l’art. 6c ou 7) 

Les mesures que la Confédération prend durant la situation particulière ou extraordinaire 
peuvent entraîner des pertes de chiffre d’affaires pour les entreprises. Faut-il créer dans la 
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LEp une base légale pour que la Confédération puisse soutenir ces entreprises au moyen 
d’aides financières ? 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous et aussi ré-

pondre à la question suivante.) 

Une base légale devrait être créée.   

(Veuillez expliquer ci-dessous.) 

☒ ☐ 

Explication : 

      

 

Si vous estimez nécessaire de créer une base légale dans la LEp pour de telles aides finan-
cières, dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu concret des art 70a à 70f ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous)  
 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-
tions d’adaptation con-
crètes 

 

70a             

70b             

70c             

70d             

70e             

70f             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

M. Art. 74 à 74h (prise en charge des coûts relatifs aux biens médicaux importants) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 74 à 74h ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 
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☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

74             

74a             

74b             

74c             

74d             

74e             

74f             

74g             

74h             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

N. Art. 75 à 81b (exécution par la Confédération, les cantons et l’armée ; collabora-
tion) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 75 à 81b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

75             

77             

80             

81a             
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81b             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

O. Art. 82 à 84a (dispositions pénales) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 82 à 84a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

82             

83             

84             

84a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

3. Avis sur la modification d’autres actes (LAO, LAAM, LPTh) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les modifications prévues dans d’autres 
actes ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-
tions d’adaptation con-
crètes 

 

1 LAO             
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35 LAAM             

9a LPTh             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :            

4. Création d’une base légale pour les applications de traçage numérique des 
contacts ? 

Faut-il ajouter à la loi sur les épidémies une disposition permettant d’exploiter des applica-
tions de traçage numérique des contacts (similaires à SwissCovid) ? 

Le système SwissCovid a été développé sur mandat de la Confédération. Les pays voisins (dans 
l’espace européen) ont mis au point et déployé des systèmes semblables. Actuellement, le projet 
mis en consultation ne contient pas de disposition sur le traçage numérique des contacts. La créa-
tion d’une base légale à ce sujet dans la LEp permettrait à la Confédération de continuer à déve-
lopper et à faire fonctionner des applications de ce type. Elle entraînerait aussi des coûts supplé-
mentaires pour le développement et l’exploitation. 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

Une base légale devrait être créée. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

☒ ☐ 

Explication : 

      

 

5. Autres remarques 

Avez-vous d’autres remarques en lien avec la révision partielle de la LEp ? 

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral part 
de certains présupposés erronés :  

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une 
crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement excessive. 

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, 
indépendamment de son âge et de son état de santé.  

    L’issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent pathogène. 
o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, utiles, 
efficaces et proportionnées : 

- L’immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ; 
- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la pandémie ; 

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ; 

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ; 
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- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ; 

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ; 

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections. 

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie. 

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème qui doit 
être abordé par la contrainte ("pour son bien"). 

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement opérationnel, il 
ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de matériel. 

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat. 

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances. 

- Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point central 
: par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une telle crise et il est 
donc indispensable de leur conférer davantage de compétences et de pouvoirs. 

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société. 

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et 
véridique. 

 

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de nombreuses 
études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte. 

4. Remarques finales 

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle 
précipitation et un tel manque de soin ? 

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants : 

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines 
complémentaires (art. 118a Cst.). 

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le document 
central de l'OMS. 

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors qu'ils 
sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie. 

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et s'en 
sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi que les effets 
négatifs sur la société. 

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de santé 
publique. 

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades 
chroniques. 

o Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies chroniques, 
alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la mortalité. 

o Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir sur l'état 
de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets secondaires 
indésirables des médicaments et des injections, etc.) 
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o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a également 
des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo). 

o Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment d'Hippocrate 
"primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire). 

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec la 
nécessité de considérer chaque cas individuellement. 

o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples 
exécutants. 

o En centralisant et imposant l’application des directives de l'OMS, elle restreint la recherche 
de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins coûteux. 

En résumé, la révision de la LEp peut être qualifiée de projet de loi irréfléchi et, avec le recul de la 
pandémie de Covid-19, de projet de loi immature.  

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers le 
peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la section 8 
de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous vous remettons la 
présente réponse à la consultation. 

 

 

Nous vous remercions d’avoir rempli ce formulaire ! 
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz(EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die als

"selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des

Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen,insbesondere die Impfung, dieim Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht

geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar

Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber

hinaus wird die medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb im

EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV).



Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei

um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu

erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der

Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung getragen.

Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmen im Kontext ihres

wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und müssen von einer

unabhängigen Stelle aufihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies Anforderung fehlt in der vorliegenden

Gesetzesvorlage.

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung und

Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der besonderen Lage nicht durch einen

spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme

anzuordnen, und dauert (wie bspw. im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach

Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der

Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage künftig feststellen und

aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur

gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was natürlich zu

begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver

Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden

werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist. Es bedarf

einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhöltnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment



niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche

Grundsätze behaftet zu werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme desCovid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist,gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden

Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachteContact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Es werden ohne

medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller Missbrauch der Daten kann nicht

ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesratsund die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man

zu Hause bleiben soll, wenn man sichkrank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger invasive

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung

Abwögung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können, ist unbestritten

Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht genügend berücksichtigt. Bei der Anordnung von

Massnahmen, muss der Nutzengegen die potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden

Drognostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden damit

vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus

Fragmenten erbringen, jedochkeine infektion nachweisen können. Ohne Angabe desCt-Wertes haben die

Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische

Entscheidungen istdaher problematisch

mpf, Test- und Genesungsnachwe Se

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven

Auswirkungen auf die öffentlicheGesundheit. Es ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen

weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen

Anamnese ein negativer Covid-Testkeine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso



wenig war ein positiver Test ein Beweisfür die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein

administrativesDokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann

Nationales Informationssystem Contact-Tracing (Art. 33 undArt. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie per S0

relevant ist, da diejeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem

von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von

Tests undQuarantäne befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der

Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Torgeöffnet. Auch

an diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatzder Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

deutlicher betont

Moske

DasTragen einer Gesichtsmaske wurdenie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis eine a

Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme imEpGverankert sein

400

nahme gegenüber der Bevölkerung dasTragen einer Maske im

öffentlichen Verkehr. Diese Interventionwurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft. Eineentsprechende

setzliche Verankerung entbehrtdeshalb jeglicher wissenschaftlichen Evidenz

nicht nur informationen zur identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten

hutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern

auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs). Zuderen Meldung könnten Ärzte, Spitäler

und andereöffentliche oder privateGesundheitseinrichtungenneu verpflichtet werden(Art. 12 Abs. 1 in initio

des Entwurfs). Mit Wahrungder Intimsphäre derbetroffenenPerson hat dasnichtszutun. Das Wort

«mutmasslich» begründet eine Carte Blancheundhatdas Potential, willkürliche Handlungen gesetzlich Zu

chutze

Keine ImpJu

Auch dasThema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierungnocheinmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetzzuregeln. Da sie ihrer Natur nach

nichtKranken, sondern vielmehr in ersterLinieGesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

hre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt seinund sorgfältig gehandhabt werden



Inwirksame Massnahme

MitBlick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen wederLockdown,

SocialDistancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche

Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHObereits 2019 und

nunja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine

WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen

Umständenzuempfehlen» ist. Auch der Testzwang seiohneSymptome sinnlosund absurd, v.a.bei Kindern

solcher Testzwangangeordnet werden

nationa Tragen vonMasken keinen Einfluss aufdie Infektionsrate hatte. Das

war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. SelbstFFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das

nfektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings zu

Schäden führen. Die Wirksamkeiteiner Massnahme müsste demnach also vor dem Beschluss derselben

erwiesen und zudem unwidersproche

Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent)

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen

werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe

Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.



Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen ausund müssen nicht durch den

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen

Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen.

COE 00e nze

Panden transparent und

uf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG

zenommen werden. Wir danken für die Kenntmisnahm

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte undim Rückblick auf die CoronaPandemie al

unausgereifte Gesetzesvorlagebezeichnet werden. Trotzdem bedanken wir uns für die Moglichkeiteiner

Stellungnahme und hoffen aufdieBerücksichtigung unsere Einwände

Die vorhegende Revision des EpG ist als Ganzes abzuiehnen. Store

Praventionsmassnahmen kompiettfehien, GesundeErnährung und Bewegung haben einen positiven Effektauf

Ga cksichtis

Abschliessend noch eine Bemerkune zur Medienberichterstattung während der Corona Pandemie. Diese hat

eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann phvsischen Stress auslösen undeinen negativen Effekt auf die

besundheit von M erücksichtig werden, bleibt jedochbei der Revision

des tnG komplet

15301 nen. Dem Parlament ist eie NichtanhandnahmeDzw

DD6 undlehne

Mit freundlichen Grüssen
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die als

"selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des

Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen,insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht

geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar

Ausserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber

hinaus wird die medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb im

EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV)



Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei

um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu

erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der

Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung getragen.

Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmen im Kontext ihres

wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und müssen von einer

unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies Anforderung fehlt in der vorliegenden

Gesetzesvorlage.

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung und

Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der besonderen Lage nicht durch einen

spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme

anzuordnen, und dauert (wie bspw. im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach

Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der

Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage künftig feststellen und

aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur

gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismüssigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was natürlich zu

begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver

Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden

werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist. Es bedarf

einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismüssigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment



niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche

Grundsätze behaftet zu werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist,gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelleEntscheidungen und können nicht vomStaat verordnet werden

Contact Tracing (Art. 60d)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Es werden ohne

medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller Missbrauch der Daten kann nicht

ausgeschlossen werden. Ein Aufrufdes Bundesrats und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man

zu Hause bleiben soll, wenn man sich krank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger invasive

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung

Abwögung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können, ist unbestritten

Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht genügend berücksichtigt. Bei der Anordnung von

Massnahmen, muss der Nutzen gegen die potenziellen Schäden sorgfältigabgewogen werden

Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwahnt, werden damit

vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus

Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe desCt-Wertes haben die

Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische

Entscheidungen ist daher problematisch

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven

Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen

weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten unddass bei Fehlen einer medizinischen

Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso



wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann

Nationales Informationssystem"Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie per Se

relevant ist, da diejeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem

von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von

Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl die injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der

Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch

in diesem Artikelwird der Identifizierung vonPersonen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

deutlicher betont

Moske

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurdenieaufihre Wirksamkeitüberprüftundsollte, bis eine allfällige

nker cht alsMassnahme im EpG verankert C01

Moskentroo Art. 400/

em t eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das Tragen einer Maske in

öffentlichen Verkehr. Diese Interventionwurde nie auf ihreWirksamkeit überprüft. Eine entsprechende

setzliche Verankerung entbehrtdeshalbjeglicherwissenschaftlichen Evidenz

Es sollen nicht nur informationen zur identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern

auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs). Zu deren Meldungkönnten Arzte, Spitäler

und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungenneu verpflichtetwerden(Art. 12 Abs. 1 in initio

des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre der betroffenenPerson hat das nichtszutun. Das Wort

«mutmasslich che und hat das Potential, willkürliche Handlungen gesetzlich ZU

schütze

Keine ImpJun

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext dereinseitigen Überregulierungnocheinmalangesprochen

werden. Grundsätzlich istdie Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetzzu regeln. Da sie ihrer Naturnach

nichtKranken, sondern vielmehr in erster LinieGesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

hre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt seinund sorgfältig gehandhabt werden



Unwirksame Massnohm

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfachtgesagt werden, dass erwiesenermassen wederLockdown

SocialDistancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dasssolche

Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHObereits 2019 unO

nun ja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine

WHO-Studie zu Grippepandemienkam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgungunter keinen

Umständenzuempfehlen» ist. Auchder Testzwang seiohneSymptome sinnlosund absurd, v.a. bei Kindern

insolcher Testzwang angeordnet werden

nationale Studien belegen, dass das Tragen von Maskenkeinen Einfluss auf die Infektionsrate hatte. Das

ar allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hattenkeinen Einfluss aufdas

nfektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdingszu

Schädenführen. Die Wirksamkeiteiner Massnahme müsste demnach alsovor dem Beschluss derselben

erwiesen und zudem unwidersprochen

Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen

werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe

Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen undist daher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.



Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen ausund müssen nicht durch den

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen

Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen.

Der VOregende D0 Ganze:

ulehnen. Zue Panden transparent und

abhängig analysiert werden und erst dann kann aufder ndes EpG

nommen ahm

5 ammenfassend kann die Revision des EpGals undurchdachte und im Rückblick auf die Corona Pandemie als

unausgereifte Gesetzesvorlagebezeichnet werden. Trotzdem bedanken wir uns für die Moglichkeiteine

lungnahme und hoffen aufdie Berücksichtigung unsere Einwände

Dievoritegende Reviston des EpG ist als Ganzes abzuiehnen. Storend

Praventionsmassnahmen komplettfehlen. GesundeErnährung und Bewegung haben einen positivenEffektauf

cksichti

Abschliessend noc fichterstattung während der Corona Pandemie. Diese hat

eine Art «Stockst hen Stress auslösen undeinen negativen Effekt auf die

Gesundheitvon Menschen haben. Dieser Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedochbei der Revision
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Lausanne, le 18 mars 2024

Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies; réponse à la consultation

Chère Madame Arz de Falco,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Je saisis cette opportunité etprends position sur la

révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtantles premiers responsables de leur santé), des cantons etdes

personnes et institutions actives dans le domaine dela santé. Contrairement aux affirmations

du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence, avant

d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse scientifique

indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

au gouvernementla possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en lois

urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est àrejeter. Par

ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de

passage à une situation particulière, déclenché par l'OMS, (qui est un organe supranational

dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la

souveraineté contraire au droità l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.
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L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires etnon scientifiques. Le statut actuel

de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « présomption de

maladie ».

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n' ontpas eu accès aux soinsmédicaux,

« l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération elle-même.A

cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le renoncement aux soins

médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des chances d'accès aux soins »

parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que

celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec le

principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage, dans

l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant

ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé

doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer

leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences

en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un risque.

Les causes sont multiples et interdépendantes. On peutnotammentmentionner la diminution

continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de deux tiers

depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissementde la population. L'article

tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS sur
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la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement0

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

T'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19) » ety remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se0

verraitconfier un rôle central de direction et de coordination en tantque « chef de file

de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé » (article

3, paragraphe 11), avec l'obligation (etnon plus la recommandation ) pour les États de

mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que

fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires

etc..

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou actuelle

d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC), notamment une

pandémie, etd'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS comme0

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte pendant

une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

o L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en cuvre

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement età plusieurs reprises son soutien au renforcement

du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on ne comprend

donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « la constatation parl'OMS

d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie pas automatiquement

qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent

dans le pays ». La remarque du rapport explicatifselon laquelle les points a. et b. de l'article 6

peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification estnécessaire

à cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci

dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation etse révèlent

donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de

données sensibles
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Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :

II représente un passagedel'identification des « personnes malades ou infectées D)0

à l'identification des « personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces dernières

soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées » infectées) ou

non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori considérée en bonne

santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement constatée, à un nouveau

système où toute personne est à priori « présumée » malade ou infectée et cela

même en l'absence de symptômes. II s'agit d'un statut de santé qui n'est plus

biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin

ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir prouver par

des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. L'expérience COVID

ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié figurait comme moyens

retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé et cela alors même que

l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état de santé subjectif) ou sans

qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons

en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration des0

personnes.

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte de0

données « sur les comportements, y compris les données relativesàla vie privée ).

La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime

les données qui ont une forte connotation affective et que la personne concernée

ne souhaite porterà la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion
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des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing D),

De nombreuses études ont montréque letraçage des contacts n'est pas pertinent en soi pour

la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la maladie en

question, mais aussi etsurtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellementen vigueur est remplacé par une obligation,

ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni

proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changementde paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le saitdepuis la crise

du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet etdu rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral

partde certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une0

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogene.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, utiles,O

efficaces et proportionnées :
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- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminantdans la lutte contre la pandémie

6

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ('pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

- D'autres pandémies sontà craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Il est possible etsouhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point

central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une

telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences

et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation etun tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle deprendre en compte les médecines0

complémentaires (art. 118a Cst.).
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Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le0

document central de l'OMS.

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le faitque de nombreux pays ont faitd'autres choix stratégiques et0

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité

ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de0

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades0

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladiesO

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Ellen'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus etcontinuent d'avoir sur0

'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du sermentO

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec0

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simplesO

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint la0

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral etl'administration respecteront leur engagement envers le

peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

vous remettons la présente réponse à la consultation.

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance.

Je vous prie d'agréer, chère Madame, mes salutations distinguées.

Jeannine Déforel

Cgtef
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI

beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR

818.101) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit,

zur geplanten Revision Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Grundsätzlich finde ich es höchst bedenklich, dass so ziemlich alle in den letzten Jahren

erlebten Massnahmen wie Tests, Masken, Impfungen, Zertifikat, Contact-Tracing, Ein- und

Ausreise-Beschränkungen etc. jetzt in einem Gesetzestext (mit Bussgeldregelung)

festschrieben werden sollen, ohne dass bisher eine vernünftige wissenschaftliche

Aufarbeitung stattgefunden hat.

Der Entwurf hat tiefgehende und weitreichende Auswirkungen auf die Bevölkerung, sollte er

in dieser Form Gesetz werden. Ohne eine ehrliche und umfassende Aufarbeitung der Corona-

Zeit ist dies unverantwortlich und nicht zulässig. Nur der Lockdown und die

Schulschliessungen werden nicht erwähnt, wahrscheinlich weil sich mittlerweile

herumgesprochen hat, dass sie ein kolossaler Fehler waren. Aber auch für die anderen

Massnahmen fehlen immer noch seriöse Beweise und im WHO-Pandemie-Vorbereitungsplan

von 2019 wurde aktiv von ihnen abgeraten. Erst kürzlich hat eine Studie das

Infektionsgeschehen in 6 nördlichen Ländern untersucht und ergeben, dass die Saisonalität

und nicht die Massnahmen oder die Impfung der entscheidende Faktor war (Quinn GA et al. J

Clin Med, 2024).



2 Zu den einzelnen Bestimmungen

Ungenaue Definition der „Lage“ und der besonderen Gefährdung der öffentlichen

Gesundheit

Die besondere und die aussergewöhnliche Lage ist sehr ungenau definiert, auch was eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit darstellt, ist sehr schwammig

beschrieben:

„Die Gefahr derAnsteckung .. oderdie Gefahr derAusbreitung eines Krankheitserregers ist

erhöht.

Die Häufigkeit und Schwere von Krankheitsfällen, die durch einen bestimmten

Krankheitserreger verursacht werden, in bestimmten Bevölkerungsgruppen sind erhöht.

Die Sterblichkeit aufgrund eines bestimmten Krankheitserregers ist erhöht."

Soviel Interpretationsspielraum halte ich für sehr gefährlich, es müsste von einer

«besonderen schweren Gefährdung für Leib und Leben» gesprochen werden.

Bedenklich finde ich ausserdem, dass es nach Art. 6 in der Schweiz auch zu einer

„besonderen Lage“ kommen könnte, wenn der General-Direktor der WHO einen

internationalen Gesundheitsnotstand (PHEIC) beschliesst. Dass er das als Nicht-Arzt alleine,

auch gegen den Willen seines Exekutiv-Kommitees (und ohne die Möglichkeit von „Check

and Balances") machen könnte (so wie bei den Affenpocken), ist zur Zeit einer der

Kernpunkte der öffentlichen Diskussion zu den geplanten Abstimmungen im Mai. Auch

Organisationen wie Amnesty international und Human Rights Watch haben sich schon

kritisch zu Wort gemeldet zu eventuellen Streichungen von Passagen mit Bezug zu

unveräusserlichen Menschenrechten.

Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon

während der sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale

Grippewelle ohne weiteres als eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen

des OneHealth-Konzepts wird die Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals

erweitert. Im Prinzip könnte nun jederzeit ein solcher Notstand erklärt werden.

Das Subsidiaritätsprinzip wird zwar erwähnt, aber in Art. 6c steht bereits, dass der Bundesrat

über Massnahmen entscheiden kann, und in Art. 6d, dass die Kantone zuständig sind,

soweit der Bundesrat nichts anderes bestimmt".

Unverhältnismässige Eingriffe in Freiheitsrechte Art. 6c Ziff. 1 Bst. cführt de facto ein

Impfobligatorium für gefährdete Bevölkerungsgruppen ein. Es werden gefährdete,

besonders exponierte Personen und Personen mit bestimmten Tätigkeiten erwähnt.

«Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben» ist eine viel zu allgemeine Angabe und im

Falle einer Pandemie genügt das Postulieren einer allgemeinen Gefährdung, um die gesamte

Bevölkerung einem Impfzwang zu unterstellen.

Keiner der Impfstoffe für Covid-19 oder Grippe hat jemals einen Fremdschutz gezeigt und es

ist auch nicht zu erwarten, dass zukünftige Impfstoffe einen haben könnten.



Diese Formulierung stellt eine der massivsten Änderungen gegenüber der bisherigen

Fassung des EpG dar und kann auf Grund der noch nicht absehbaren, schwerwiegenden

Impffolgen für diverse Mitbürger in der eben durchgemachten Pandemie, nicht begründet

werden.

Die freie Verfügung über seinen eigenen Körper muss in einem freiheitlichen Staat als

Grundrecht erhalten bleiben.

Art. 11 betrifft die Überwachung. Der Bundesrat will viele öffentliche und private Akteure

Überwachung des Abwassers verpflichten können. Das ist eine teure Maßnahme mitzur

zweifelhaftem Nutzen und somit eine mögliche Ressourcenverschwendung. Erst kürzlich

wurde bei der Abwasserüberwachung eine riesige "Covid-Welle" festgestellt, die keinen

Einfluss auf das Auftreten der Krankheit hatte.

Fehlender Datenschutz

Art. 12: Meldepflicht neu auch für krankheitsverdächtige oder ansteckungsverdächtige

schliesst sich gesund fühlende Menschen ein. Müssen sie dann beweisen, dass sie gesund

sind? Wie denn? Mit einem PCR-Test, der mit grosser Wahrscheinlichkeit falsch-positive

Ergebnisse bringt? Das ist nicht nur ein gefährlicher Paradigma-Wechsel, sondern auch

Türöffner für Missbrauch und Ressourcenverschwendung bei der Jagd nach dem

„asymptomatischen Superspreader“.

Einer der besonders kritischen Punkte in dem aktuellen Vorentwurf ist der Umgang mit den

Daten (z.B. Art. 12, ab Art. 33, ab Art. 58). Es wird aufgeführt,welche Daten man im Falle einer

besonderen Lage zukünftig sammeln möchte: „Daten zum Verhalten“und der„Intimsphäre“

(Kontakte müssen auch angegeben werden) sollen zur besseren Identifizierung an die AHV-

Nummer gekoppelt werden, um Doppelmeldungen zu vermeiden. Zum Beispiel bei der

Einreise sollen ausser „Daten zur Identität, die eine eindeutige Identifizierung und die

Kontaktaufnahme ermöglichen" (was ist gemeint, die Mobilnummer?), auch „Daten über

Impf-oder Prophylaxebescheinigungen, den Gesundheitszustand, Ergebnisse von

medizinischen Untersuchungen und diagnostischen Analysen, Angaben über Reisewege,

Aufenthaltsorte und Kontakte mit Personen, Tieren und Gegenständen" gefordert werden, die

an das Nationale Informationssystem gegeben werden, das eine Schnittstelle mit den

nationalen Informationssystemen „Contact-Tracing“ und „Genom-Analysen“ hat (Art. 60).

Absolut besorgniserregend ist der Umstand, dass in Art. 12 Ziff. 5 Bst. d das Kriterium einer

Internationalen Übereinkunft genügt, um diesen schweren Eingriff in die Datensouveränität

des Individuums zu gerechtfertigen, und legt zugleich offen, dass die Intimsphäre auch

gegenüber internationalen Organisationen offengelegt werden soll.

Auch Art. 13 lässt jegliche Form der Bewahrung eines zumindest reduzierten Datenschutzes

vermissen.

Mit Art. 19a kommt zudem ein zwar relevantes medizinisches Problem (die zunehmende

Antibiotika Resistenz) ins Gesetz hinein. Das ist aber kein Pandemie-Thema und müsste in

einem Heilmittelgesetz abgehandelt werden.



Ab Art. 20 geht es um Impfungen, und es scheint, dass das BAG noch immer nicht erkannt

habe, dass Impfungen nicht vor Ansteckung und Übertragungschützen (wie die Pharmafirmen

selbst zugeben). Warum wird mit keinem Wort die mögliche Frühtherapie und

Präventionsmassnahmen wie gesunde Ernährung, Bewegung und Mikronährstoffe erwähnt?

Art. 24 Ziff. 4 bezieht sich auf ein seit Jahrzehnten entwickeltes und immer noch nicht

eingeführtes Patientendossier. Insofern gibt auch diese Passage eher Wunschdenken wieder

und ist auch viel zu detailliert, um in einem Pandemie-Gesetz erwähnt zu werden.

Beginnend mit Art. 33 geht es um Maßnahmen (siehe oben für einen allgemeinen

Kommentar); nun sollen auch Versammlungen verboten werden (Art. 40, im Gegensatz zur

verfassungsmäßig verankerten Versammlungsfreiheit, die vom Europäischen Gerichtshof für

Menschenrechte bekräftigt wurde, der die Schweiz wegen der Verhinderung von

Versammlungen während der Pandemie verurteilte) und es werden Bußgelder angedroht

(Art. 83).

Art. 33 legt auch die Grundlage für ein Kontrakt-Tracing. Diese Massnahme erwies sich als

unverhältnismässig, weil die Eindämmung eines endemisch gewordenen Virus nie

erfolgsversprechend ist. In diesem Zusammenhang müsste ein strategieabhängiges Verfolgen

von Ansteckungen definiert werden und Voraussetzung für die Strategiewahl im Gesetz

definiert werden (Containment versus Mitigation Strategie).

Nach Art. 43 möchte das BAG den Betreibern von öffentlichen Verkehrsmittel die Befugnis

geben, folgende Daten (nach Art. 41) zu prüfen:

b) Impf- oder Prophylaxebescheinigung,

d) Nachweis einer ärztlichen Untersuchung,

dbis) Nachweis einer diagnostischen Analyse.

Heisst das, dass ein Busfahrer oder Zugbegleiter im Fall einer besonderen Lage auch

Gesundheitsdokumentekontrollieren dürfte, obwohl erdafür keine fachliche Kompetenz hat?

Fehlende Berücksichtigung des Vorsorgeprinzips

Art. 44b betrifft Massnahmen zur Gewährleistung einer ausreichenden Versorgung mit

wichtigen medizinischen Gütern, und der Bundesrat möchte verschiedene Ausnahmen (von

Einfuhrbestimmungen, Zulassungs- oder Bewilligungspflichten) gewähren können. Dies ist ein

extremes Risiko für die Sicherheit der Patienten und der Umwelt, da diese Richtlinien im

Wesentlichen darauf abzielen, dass unwirksame, schädliche oder kontaminierte Arzneimittel

und Medizinprodukte nicht in Verkehr gebracht werden. Dafür müsste es klare Regeln geben.

Die Sicherheit muss immer an erster Stelle stehen: «Zuallererst nicht schaden» ist die

wichtigste Regel in der Medizin.

Wenn man bedenkt, dass die Krankenhäuser insgesamt (auch in anderen Ländern) im Jahr

2020 nicht überlastet waren, obwohl in den letzten Jahren immer mehr Betten abgebaut

wurden, istes sehr besorgniserregend, dass wieder möglich gemacht werden soll, medizinisch

nicht dringende Untersuchungen zu verbieten oder einzuschränken (Art. 44d). Wie viele

Krebspatienten sind in den letzten Jahren aufgrund dieser Einschränkungen zu spät

diagnostiziert worden?



t

Riskanter Datenaustausch

Art. 59 Abs. 1, 3 Einleitungssatz und Bst. c sowie, 4-6: Auch der Austausch von

„Personendaten, einschliesslich Daten über die Gesundheit und die Intimsphäre , die Bund

und Kantone mit „nach diesem Gesetz beauftragten öffentlichen und privaten Institutionen"

macht mir, was die Datensicherheit angeht, grosse Sorgen. Wer sind diese «privaten

Institutionen»?

Unsere Daten sind eine von der Wirtschaft heißbegehrte und teuer gehandelte Ware. „Daten

zur Intimsphäre“ und allgemein Gesundheitsdaten sind bisher immer als besonders

schutzwürdig angesehen worden, weil ein sehr hohes Missbrauchsrisiko besteht. Es gibt

strenge Auflagen für das Berufsgeheimnis. Dass Big-Tech-Unternehmen wie Amazon in den

letzten Jahren verstärkt in den Gesundheitssektor investieren, ist auch kein Geheimnis.

Die verschiedenen internationalen Daten-Leak-Skandale der vergangenen Jahre zeigen

deutlich, dass ein versehentliches Leaken hochsensibler Gesundheitsdaten nicht

ausgeschlossen werden kann und deswegen halte ich diese Erweiterungen für sehr gefährlich!

3 Weitere Bemerkungen

Auch wenn die EpG Revision als Teilrevision präsentiert wird, sind die Änderungen doch

umfassend und sollten dringend in einer Totalrevision bearbeitet werden, vor allem was

folgende Punkte angeht:

Eine Reduktion der Eingriffe in die Freiheitsrechte auf ein absolut unvermeidbares

Minimum.
. Eine Respektierung des Datenschutzes allenfalls in leicht eingeschränkter Form.

Eine Aufhebung des in der Gesetzesvorlage implementierten umfassenden Impfzwangs.

Eine dringende Entschlackung der Gesetzesvorlage, damit das Gesetz als Instrument in

einer künftigen Notsituation überhaupt anwendbar sein wird.

4 Fazit

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden.

Nichtsdestotrotz soll das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt

werden. Die negativen und schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt.

Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz (EpG) vorgenommen werden, ist eine

gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fastjedem Artikel,

sodass man sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft. Keine der

Änderungen ist bei genauer Betrachtung akzeptabel.

Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Es

fehlen präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Aufdem

Willkürboden sind alle folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis

organisiert und formuliert, nur verwirrliche Willkür.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören:

Heilmittel inkl. Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz



und Massnahmen zur Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins

EpG. So auch Subventionen, Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf

dem Boden der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des

Menschen vor übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen

Bestimmungen an Vorgehensweisen, die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht

bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen, Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie

das oberste Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe

bewahren und deeskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in

der überstandenen Krise mit Angst und Panik.

DieMär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut:

Überwachung und Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von

Personen. Da tummeln sich mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben

wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nurim

Gesundheitswesen.

Bevor darüber nachgedacht wird, irgendwelche Massnahmen beim nächsten Mal

anzuwenden, muss erst einmal eine gründliche Aufarbeitung und Analyse der

zurückliegenden Jahre erfolgen. Massnahmen müssen immer erforderlich, zweckmässig und

verhältnismässig sein und für die in der Covid-19-Pandemie angewendeten Massnahmen

fehlen bis heute die Beweise. Von allen Ländern hat gerade Schweden, das Land mit den

mildesten Massnahmen, ohne Zertifikats-oder Maskenpflicht, die niedrigste

Übersterblichkeit über den Zeitraum 2020-2023.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine

Nichtanhandnahme bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Ich danke für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

MADHR















  1  
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  OfÏce Fédérale de la Santé Publique  
  Schwarzenburgstrasse 157  
  3003 Berne  
  
    Par e-mail à :  
  revEpG@bag.admin.ch  /  gever@bag.admin.ch   
  
  

Vercorin, le 19 mars 2024  
   
Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation  

Mesdames et Messieurs  

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI) 
de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre 
2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons 
position sur la révision prévue.  

1. Principes de base  

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.  

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au 
détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et 
des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux 
afÏrmations du Conseil fédéral, aucune leçon n’a été tirée de la crise Covid. En conséquence, 
avant d’entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse 
scientifique indépendante de la situation, ce qui n’a pas été fait.  

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi 
au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en 
lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter. 
Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique 
de passage à une situation particulière, déclenché par l’OMS, (qui est un organe 
supranational dirigé par des personnes non-élues et majoritairement financé par des sources 
privées, notamment Bill Gates et sa fondation) soit applicable. Cela équivaudrait à un 
abandon de la souveraineté contraire au droit à l’auto-détermination du peuple suisse.  
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des 
décisions politiques.   

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la 
déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu 
sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé 
en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut 
actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « 
présomption de maladie ».   

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive 
des coûts de la santé, ce qui n’est pas souhaitable pour la population suisse.  

2. Concernant les différentes dispositions Art. 2 : But  

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on 
relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n’ont pas eu accès aux soins 
médicaux, « l’égalité des chances d’accès » n’ayant pas été respectée par la Confédération 
elle-même. A cela s’ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le 
renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des 
chances d’accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujetÝe à des conditions telles que la 
vaccination qui ne protège ni les personnes qui s’y soumettent ni leur entourage? Ce d’autant 
plus qu’on ne sait strictement rien sur les conséquences à long termes des vaccins mRNA 
(Sachant que ces vaccins représentent le pilier central de cet avant-projet).  

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec le 
principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage, dans 
l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se 
prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la 
santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons 
doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de 
leurs compétences en faveur de la Confédération.  

Toute référence à « OneHealth », un concept abstrait, n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, 
si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aveugle aux plans de l’OMS (organe 
supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des conjectures sur des 
risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.  

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique  

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un risque. 
Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la 
diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué 
de deux tiers depuis les années 1980) pour des raisons « économiques » ainsi que 
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l'augmentation et le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être 
rejeté.  

Art. 6 : Situation particulière / Principes  

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en 
compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS 
sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les 
modifications majeures suivantes :  

o Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement 
contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier (selon 
l’OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire 
preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 
(Covid19) » et y remédier.  

  

o Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se 
verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de 
file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé » 
(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les 
États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6) 
tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests 
obligatoires etc… En clair, ce seront Bill Gates et compagnie qui dicteront à l’OMS 
quelles mesures imposer et quels « vaccins » utiliser. 

  
o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après 

consultation d'un comité d’urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir 
d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou 
actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC), 
notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.  

  
o Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS comme 

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte 
pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.  

  
o L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre 

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si 
besoin) par tous les acteurs non étatiques.  
  

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au 
renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on 
ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « la 
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constatation par l'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale » signifie 
automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours 
d'évaluer le risque présent dans le pays. La remarque du rapport explicatif selon laquelle les 
points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien. 
Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique, conformément à sa déclaration 
ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les 
amendements du RSI car l’entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l’abandon de la 
souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.  

Art. 12 : Personnes et services soumis à l’obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de 
données sensibles  

Des éléments de l’article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l’article 33) et 
devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :  

o Il représente un passage de l'identification des « personnes malades ou infectées 
» à l'identification des « personnes malades, présumées malades, infectées, 
présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces dernières 
soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées » infectées) ou 
non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori considérée en 
bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement constatée, à un 
nouveau système où toute personne est à priori « présumée » malade ou 
infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut de santé 
qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même, 
d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif 
standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir 
prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. 
L’expérience COVID ayant démontré qu’un test de laboratoire inapproprié figurait 
comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé et cela alors 
même que l’individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état de santé subjectif) 
ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé objectif).  

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons 
en toutes circonstances :  

o Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration 
des personnes.  

o Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte 
de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie 
privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de 
comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif 
à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère 
intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et 
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événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa 
confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime  

les données qui ont une forte connotation affective et que la personne concernée 
ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l’allemand).  

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification 
des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces 
dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s’agissant d’une 
atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.  

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.  

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir 
dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion 
des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être 
maintenu.  

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing ».  

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi 
pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la 
maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est 
effectué.  

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur 
intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une 
obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efÏcace, ni 
efÏciente, ni proportionnée. Elle doit être rejetée car foncièrement anti-démocratique et 
digne d’un état policier et totalitaire.  

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison  

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a donc 
aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les injections de 
ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de 
symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse, 
tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un 
document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.  

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant 
ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).  

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne 
devrait pas être obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la 
crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une 
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bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination 
entre les personnes.  

3. Autres remarques  

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral 
part de certains présupposés totalement erronés :   

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une 
crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement 
excessive.  

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, 
indépendamment de son âge et de son état de santé.   

    L’issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent 
pathogène.  

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, 
utiles, efÏcaces et proportionnées :  

- L’immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;  

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la 
pandémie ;  

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;  

- Seuls les médicaments modernes sont efÏcaces ;  

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;  

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;  

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.  

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.  

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un 
problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").  

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement 
opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de 
matériel.  

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.  
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- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.  

- Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un 
point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de 
gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de 
compétences et de pouvoirs.  

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.  

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente 
et véridique.  

  

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de 
nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.  

 Remarques finales  

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle 
précipitation et un tel manque de soin ?  

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :  

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les 
médecines complémentaires (art. 118a Cst.).  

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le 
document central de l'OMS.  

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors 
qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.  

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et 
s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité 
ainsi que les effets négatifs sur la société.  

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de 
santé publique.  

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades 
chroniques.  

o Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies 
chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la 
mortalité.  

o Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir 
sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, 
effets secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)  
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o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a 
également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).  

o Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment 
d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).  

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec 
la nécessité de considérer chaque cas individuellement.  

o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples 
exécutants.  

o En centralisant et imposant l’application des directives de l'OMS, elle restreint la 
recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efÏcaces et moins 
coûteux.  

  

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers le 
peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la 
section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous 
vous remettons la présente réponse à la consultation.  

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.  

Nous vous prions d'agréer, Mesdames et Messieurs, nos salutations distinguées.  

  
 

Rita Frischkopf Delissy    Eric Delissy 

(par courriel)      (par courriel) 



Von: Das Mass <mdellanave2@gmail.com> 

Gesendet: Mittwoch, 20. März 2024 11:51 

An: _BAG-Media <Media@bag.admin.ch> 

Betreff: Loi sur Pandémie. 

Bonjour, 

Je voulais vous informer que je souhaiterais votez contre la 

Révision de la loi sur les épidémies pour 
mieux gérer les crises futures de santé 
publique. 
Je vous présente mes respectueuses salutations. 

Della Nave Massimo 

Ch.de l'Ochettaz 21A 

1025 ST-SULPICE 

076 382 05 67 

mdellanave2@gmail.com 
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Sehrgeehrte Damen und Herren

Der Bundesrathat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzesvom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurfzur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist -bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergangzu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufezu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oderansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außerAcht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt derVorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicherZugang» istzu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in derVerfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholtwerden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, wasim Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit derKantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in derVerantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang derAnzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl derBetten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage /Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

DerWHO-PandemievertragCA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um(Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie(Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit derPrävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in derglobalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGVwürde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesratzum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von derIdentifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krankoder infiziert(«mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a:Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevantist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugangzu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test-und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Testein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich alsoum ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestelltwird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierungvon Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;0

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der0

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hateinen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

esgibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von denO

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbarzu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle proJahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die dieMaßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruchzu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung undim

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wirdanken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Deltatec AG

KürtGigen
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle dela

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons

cette opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur

santé), des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la

santé. Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée

de la crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour),

cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population

suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière,

déclenché par l'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes

non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples

exécutants des décisions politiques.



L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des

personnes. Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra

apporter la preuve de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives

arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé »

des individus passera à un statut de « présomption de maladie .

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population

suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise

Covid, on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès

aux soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par

la Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet)

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en

matière de santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne

reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur

du principe de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en

premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs

tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs

compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à 'OneHealth", un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et

ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique



Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de

prendre en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation

(Traité OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international

RSI) qui prévoient les modifications majeures suivantes

o Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon V'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

Relativement a la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS0

se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que

"chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale

de la santé“ (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc...)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le

pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition

potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de portée

internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon

son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMS0

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en0

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (parceuvre

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.



Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

I'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la

conclusion que "la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière

en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque

du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être

appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à

cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil

fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car

l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de

notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système deO

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" àO

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ceS

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a

priori considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être

médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptômes. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin Ou

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de

santé objectif).

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la0

collecte de données "sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas

précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de



consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit :
"La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie

dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance

ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime

les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches".

(traduit de lallemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens

consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des

cantons en matière de santé doit être maintenu

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement

principalement de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le

traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par

une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les



injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et

qu'en l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une

personne ne soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve

de sa contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a

aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un "certificat de bonne santé",

confirmant ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de

maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-

ci n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait

depuis la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une

part, engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part,

entraîne une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

Ala lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révéléesO

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient0

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne
;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique

Iln'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.



Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien")

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir

d'un point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en

mesure de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.)

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa,O

le document central de I'OMS

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,O

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix0

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plusO

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des0O

malades chroniques.



Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des0

maladies chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent

environ 1% de la mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent0

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique0

a également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du sermentO b

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en0

contradiction avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de0

simples exécutants

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle0

restreint la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs,

efficaces et moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et

dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulierles articles 117a

et suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons

cette opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur

santé), des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la

santé. Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée

de la crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour),

cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population

suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière,

déclenché par l'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes

non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples

exécutants des décisions politiques.
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L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des

personnes. Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra

apporter la preuve de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives

arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé »

des individus passeraà un statut de « présomption de maladie >>

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population

suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "'égalité des chances d'accès"' est-elle réaliste ? Lors de la crise

Covid, on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès

aux soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par

la Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en

matière de santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne

reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur

du principe de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en

premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs

tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs

compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à "'OneHealth", un concept qui peut semblerjudicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et

ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique



consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie

dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance

ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime

les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches".

(traduit de l allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens

consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des

cantons en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le tracage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement

principalement de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le

traçage des contacts est effectué

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par

une obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les



injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et

qu'en l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une

personne ne soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve

de sa contagiosité. IIl s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a

aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un '"certificat de bonne santé",

confirmant ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de

maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-

ci n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait

depuis la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une

part, engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part,

entraîne une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révéléesO

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient0

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

- Limmunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique
;

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.



Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir

d'un point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en

mesure de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants
:

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.)

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa,0

le document central de l'OMS

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,0

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix0

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plusO

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient desO

malades chroniques.



Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des0

maladies chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent

environ 1% de la mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent0

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique0

a également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en0

contradiction avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de0

simples exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle0

restreint la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs,

efficaces et moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et

dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a

et suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.

luram Demierre
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Solange Demole,236 rte de Lausanne 

1292 Pregny-Chambésy 

solangedemole@mac.com 

 

Courrier A Plus ou recommandé  

Office fédéral de la santé publique OFSP, 
Madame Anne Lévy, coordinatrice 

Schwarzenburgerstr. 157 
3097 Liebefeld  

et/ou  

Par courrier électronique à : recht@bk.admin.ch  

 Date :le 22/3/2024 

 

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation  

Mesdames et Messieurs,  

Le 29 novembre 2023, le Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de l'intérieur DFI 
de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre 
2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons volontiers l'occasion de prendre 
position sur la révision prévue.  

 

1 Principes de base  

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour plusieurs raisons.  

Il prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral - au détriment des 
citoyens (qui sont en premier lieu responsables de leur santé), des cantons et des personnes 
et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement à ce que pense le Conseil 
fédéral, les leçons de la crise Covid-19 n'ont absolument pas été prises en compte. Avant 
d'entamer une révision partielle, il est nécessaire de procéder à une analyse.  

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant au 
gouvernement la possibilité de transformer les lois d'urgence en droit ordinaire. Sans un 
examen minutieux (voir la mise à jour), il faut rejeter cette proposition. Par ailleurs, il n'est 
pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une 
situation particulière, déclenché par l'OMS, soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon 
de souveraineté intolérable.  
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L'avant-projet fait des professionnels de la santé de vulgaires exécutants de décisions 
politiques. Il donne la priorité, en premier lieu et comme pilier central de sa stratégie, à la 
vaccination - même avec des moyens encore inconnus aujourd'hui et contre une maladie 
encore inconnue aujourd'hui. Cela ne peut pas être toléré. Dans la foulée, il ne tient pas 
compte des aspects de la santé mentale et de la médecine complémentaire (art. 118a Cst.).  

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la 
déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Il va même 
jusqu'à faire de toute personne a priori une personne (supposée) malade ou 

contagieuse (statut standard), qui doit prouver le contraire (c'est-à-dire sa santé) par des 
exigences administratives arbitraires et non scientifiques. Une telle approche fait fi de la 
perception de l'individu (santé subjective) et de toute constatation clinique (santé objective). 
Cela n'a plus rien à voir avec la promotion de la santé.  

Ce qui est frappant, c'est le langage très directif et autoritaire, une terminologie 
guerrière et une focalisation sur les mesures invasives. Pour quelle raison ? A titre 
d'exemple, on notera que le rapport explicatif mentionne le mot "vaccination" en moyenne 
trois fois par page.  

L'avant-projet ne répond pas à la question de savoir pourquoi il n'y a pratiquement rien sur 
la prévention et la promotion de la santé par des moyens naturels et non 
pharmacologiques. Il est prouvé que ces derniers sont plus efficaces que les vaccins lorsqu'il 
s'agit de prévenir et de traiter les infections, et ce à un coût très faible.  

Et last but not least : il faut malheureusement constater avec effroi qu'une mise en œuvre de 
l'avant-projet sous cette forme entraînerait une nouvelle hausse (massive) des coûts de la 
santé. Ce n'est pas dans l'intérêt de la population suisse.  

 

2 Concernant les différentes dispositions  

Art. 2 : But  

La formulation "égalité des chances d'accès" doit être supprimée. La Confédération elle-
même n'a pas utilisé cette notion lors de la crise du Covid, lorsque de nombreuses 
personnes non vaccinées n'avaient pas accès aux soins médicaux. Au contraire, il y a même 
eu des déclarations selon lesquelles les personnes non vaccinées devaient renoncer aux 
soins médicaux. Cela n'avait rien à voir avec l'égalité des chances.  

Les soins médicaux de base sont déjà régis par la Constitution (art. 117a Cst.). Elle n'a pas 
besoin d'être répétée dans la LEp.  

D'un côté, la Confédération propose d'étendre ses compétences, ce qui est en 
contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de 
santé). D'un autre côté, elle s'engage, dans l'art. 41 Cst., à ce que chaque personne reçoive 
les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la 
souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la 
responsabilité de l'individu. En outre, les cantons doivent assumer leurs tâches dans le 
domaine de la santé et ne pas transférer leurs compétences à la Confédération.  

Toute référence à OneHealth, un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait, 
n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle signale l'obéissance aux plans de 
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l'OMS et ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être 
instrumentalisés.  

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique  

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un 
risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la 
diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de 
deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la 
population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.  

Art. 6 : Situation particulière / Principes  

En ce qui concerne les principes relatifs à la "situation particulière", il convient d'élargir le 
regard : Les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité OMS sur 
la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RGI) prévoient les 
modifications suivantes :  

• Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ doit contenir des dispositions juridiquement 
contraignantes pour (citation) "mettre en évidence l'incapacité dramatique de la  

2  

communauté internationale à faire preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la 
pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y remédier.  

• En ce qui concerne la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter si elle se 
produit, l'OMS se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant 
que "chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la 
santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation pour les États de mettre en œuvre 
les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6).  

• L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après 
consultation d'un comité d'urgence, le pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de 
contestation l'apparition potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de 
portée internationale (PHEIC), notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin.  

• Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS comme 
l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte 
pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.  

• L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre 
immédiatement et que les États membres les fassent appliquer par tous les acteurs 
non étatiques.  

Le Conseil fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au 
renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de 
l'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil fédéral en arrive à la 
conclusion que (citation) "la constatation par l'OMS d'une urgence de santé publique 
de portée internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation 
particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La 
remarque du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent 
être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire 
à cet égard. En toute logique, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité sur la 
pandémie que le RSI.  

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles  
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Les deux articles évoqués représentent un changement de paradigme marquant, que 
nous rejetons en toutes circonstances. Ce qui est prévu :  

• Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de 
déclaration des personnes.  

• Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à 
l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées, 
présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", qu'elles soient 
malades ou infectées ("présumées") ou non. On passe ainsi d'un système 
dans lequel une personne est a priori en bonne santé et où la maladie ou 
l'infection est médicalement constatée à un nouveau système dans lequel 
toute personne est a priori "présumée" malade ou infectée en l'absence 
d'antécédents médicaux. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus 
biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un 
médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard, 
dans lequel la personne doit prouver par des moyens non définis qu'elle n'est 
ni malade ni infectée. L'expérience de COVID a montré que cela peut se faire 
par un test de laboratoire inapproprié, sans que la personne ne se sente 
malade ou infectée (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose 
un diagnostic (état de santé objectif).  

• Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la 
collecte de données "sur les comportements, y compris les données relatives 
à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas précisée : 
S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le 
message relatif à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 
mars 1988, la sphère intime est définie comme suit : "La sphère intime 
comprend tous les faits et événements de la vie dont seule la personne 
concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont connaissance". "Sont 
considérées comme relevant de la sphère intime les données qui ont une forte 
connotation affective et que la personne concernée ne souhaite porter à la 
connaissance que de ses proches". (traduit de l’allemand)  

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification 
des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces 
dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc rejetées avec véhémence.  

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures contraceptives dans les institutions  

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir 
dans les compétences cantonales, managériales et médicales pour la gestion des 
institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être 
maintenu.  

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".  

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi 
pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement fortement de la maladie en 
question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.  

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur 
intimité. De plus, le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une 
obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier des mesures proposées. Cette mesure 
n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.  
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Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison  

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a donc 
aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les injections de 
RNAmod ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence 
d'antécédents médicaux, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne n'est pas 
contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de la contagiosité. Il s'agit donc 
d'un document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.  

De plus, un certificat de "guérison" ressemble à un "certificat de santé", confirmant ainsi le 
changement de paradigme évoqué à l'article 12. Il faudrait une preuve administrative de la 
santé, mais celle-ci est réservée aux personnes qui peuvent prouver (comment ?) qu'elles 
ont vécu la maladie mentionnée. Les personnes en bonne santé, sans symptômes, sans 
anticorps spécifiques, avec une forte immunité naturelle qui n'est pas mesurée par un test 
spécifique (par exemple, immunité croisée, immunité des muqueuses), qui ne contractent 
pas la maladie, n'auront jamais accès à une telle preuve. Il s'agit d'une discrimination à 
l'encontre de personnes particulièrement saines - des personnes qui contribuent 
justement à endiguer la propagation d'une maladie transmissible.  

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande ne signifie pas qu'il n'est pas 
obligatoire pour accéder à la vie professionnelle et sociale. On le sait depuis la crise du 
Covid- 19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une 
bureaucratie administrative inutile et, d'autre part, entraîne une discrimination entre les 
personnes.  

 

3 Autres remarques  

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral 
part de certains présupposés, qui ne sont toutefois exprimés qu'implicitement. Il est permis 
de se demander si ces présupposés correspondent à la vérité.  

Il s'agit des présupposés suivants du Conseil fédéral :  

• Tant l'infection par le SRAS-CoV2 que la maladie COVID-19 représentaient une crise 
majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement 
excessives.  

• En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, 

indépendamment de son âge et de son état de santé. Une issue grave (maladie grave ou 

décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent pathogène.  

• Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, utiles, 

efficaces et proportionnées :  

o l'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ; 

o les injections de RNAmod jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la o pandémie ; 

o les masques ont un effet protecteur dans la population générale ; 

o seuls les médicaments modernes sont efficaces ; 

o le certificat de santé prouve l'immunité d'une personne ; 

o le certificat a un impact positif sur la santé publique ; 

o il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.  

• Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.  
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• Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème qui 

doit  

être abordé par la contrainte ("pour son bien").  

• Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement opérationnel, il 

ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de matériel.  

• D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.  

• L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.  

• Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point 

central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une 

telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences et de 

pouvoirs.  

• La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.  

• Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et  

véridique.  

Cela correspond-il à la vérité ? A titre d'exemple seulement, nous renvoyons à l'interview 

de Madame Nora Kronig dans la NZZ.  

4 Remarques finales  

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une 

telle précipitation et un tel manque de soin ?  

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :  

• Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines 

complémentaires (art. 118a Cst.).  

• Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le 

document central de l'OMS.  

• Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors qu'ils 

sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.  

• Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et 

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi 

que les effets négatifs sur la société.  

• Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de 

santé publique.  

Elle n'aborde pas, par exemple, les signaux inquiétants tels que l'état de santé de la 

population (2 200 000 malades chroniques, augmentation des cancers, baisse de la 

natalité, détérioration de la santé mentale, etc.) ou d'autres thématiques importantes 

(maladies chroniques : 75 000 décès par an ; tabagisme : 10 000 décès par an) et 

surestime certaines maladies (par exemple, Creutzfeldt- Jakob).  

• Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades 

chroniques.  
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• Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies 

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la 

mortalité.  

• Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir sur 

l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets 

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)  

• Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a 

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).  

• Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment 

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).  

• Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec la 

nécessité de considérer chaque cas individuellement.  

• Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples 

exécutants.  

• En centralisant et en obligeant à suivre les directives de l'OMS, elle empêche la 

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, plus efficaces et moins 

coûteux.  

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement 

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans 

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et 

suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.  

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance. 

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.  

 

Signature , Solange Demole 

 

Chère Mme Anne Levy,  

Chère  Mme ,  

Comme de nombreux citoyens suisses, je m’adresse à vous afin que vous protégiez 

La souveraineté de notre pays…..face aux atteintes que l’OMS se prépare à nous 
imposer. Je vous remercie de vouloir  bien prendre notre défense . 

Solange Demole 
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies / réponse à la

consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre 2012

sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons position sur

la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et des

personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux affirmations

du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence, avant

d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse de la situation,

qui n'a pas été fait.CC

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en loisau

urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter. Par

ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de

passage à une situation particulière, déclenché par P'OMS, (qui est un organe supranational

dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la

souveraineté contraire au droità l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.



L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé en

répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel de

présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « présomption deK

maladie ».

Lamise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive des

coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art.2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins médicaux,

« l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération elle-même. A

cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le renoncement aux soins

médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des chances d'accès aux soins X)

parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que

celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec le

principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage, dans

l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant

ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé

doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer

leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en

faveur de la Confédération.

Toute référence à 'OneHealth', un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans de

1'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Lesystème de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non d'un risque.

Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la diminution

continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de deux tiers

depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la population. L'article

tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité OMS sur la

pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

o Le traité de 1'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions juridiquement

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

T'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire



preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19)" ety remédier.

Relativementà la prévention d'une pandémie et la réponse ày apporterl'OMS se verraitO

confier un rôle central de direction et de coordination en tant que "chef de file de la

coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé“ (article 3,

paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les Etats de

mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que

fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc..)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de V'OMS, aprèsO

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou actuelle

d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC), notamment une

pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS commeO

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte pendant

une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre0

immédiatement et que les Etats membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au renforcement

du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on ne comprend donc

comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que "la constatation par l'OMS d'unepas

urgence de santé publique de portée internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe

une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays".

La remarque du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être

appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard.

En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi

bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit

suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à

la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons en

toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration des0

personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à l'identification0

des "personnes malades, présumées malades, infectées, présumées infectées ou

excrétant des agents pathogènes", que ces dernières soient réellement malades ou

infectées (ou même "présumées" infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où

une personne est a priori considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant

être médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à priori

"présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit



d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations

delapersonne elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratifstandard, (présomption de maladie) mettant en demeure la personne

de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié figurait

comme moyens retenus pour apporter lapreuve de sa bonne santé et cela alorsmême

que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état de santé subjectif) ou sans

qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé objectif).

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte de0

données "sur les comportements,y compris les données relatives à la vie privée". La

notion de "comportements" n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de comportements

sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatifà la loi fédérale

la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définiesur

comme suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont

seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les données

qui ont une forte connotation affective et que la personne concernée ne souhaite

porter à la connaissance que de ses proches". (traduit de l' allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes etnon plus des maladies, ainsi que surl'accès àla sphère intime. Cesdispositions

vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une atteinte aux

droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing.

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi pour

la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la maladie en

question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également lapriorité àl'identification des personnes età l'accès à leur intimité.

Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une obligation, ce qui

renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni

proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaceination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouverqu'une personne n'est pas contagieuse. IIn'a donc aucun

effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de ARNm ne

protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de symptômes, un test

Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pascontagieuse, tout comme un test positif

n'est pas une preuve de sa contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif

qui n'a aucune utilité pour la santé publique.



Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un "certificat de bonne santé", confirmant ainsi

le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document estdélivré sur demande démontre bien que celui-ci n'est pas

obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la crise du Covid-

19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une bureaucratie

administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination entre les

personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral

part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladieCOVID-19 se sontrévélées être uneO

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, utiles,0

efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la pandémie
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- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positifsur la santé publique ;

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème

qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").

- Lesystème de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement opérationnel,

il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.



II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point

central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une

telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences et

de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et

véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de nombreuses

études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecinesO

complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à lapromotion dela santé et àlaCharte d'Ottawa, le document0

central de I'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement etde laprise en charge précoce, alors qu'ils
0

sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques etO

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi

que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large deO

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des maladesO

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladiesO

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1%de la mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir surO

l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique aO

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec la0

nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simplesO

exécutants.



En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint laO

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers le

peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'espritde la section

8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous vous

remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.

Fabienne Depallens
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blickin den Vorentwurfvom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge herum ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass es am Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.

1



Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während derC-19-Krise dringend

Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder garfestzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen

der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1-

0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70 Jahren war sie 0.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten

nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von

Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich auf der Basis einer entstehenden Angst in

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), womit die

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können.

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber derTatsache der sehr

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und

Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und f sowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die

Grundsätze derSubsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht dergesamte Revisionsvorschlag eine ganz

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung

in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist

das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mitdem Zweck des

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den
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Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im

Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern

ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in derCorona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwasin einen Zweckartikel zu schreiben,während dann im gesamten Rest des Textes davon nie

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genau

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht»,

dass er«solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Fürihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

nötig. Es darf angenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch

darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.
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Aufjeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht

werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,

dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung,

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je

häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr

gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn

was zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht

mehr zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfungam

sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt:

«those who own the data, controll the future - not only of humanity - but the future oflife itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass»

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht
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werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte,

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zurGesundheit und Intimsphäre

sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an.

Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1Bst. cdes Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen.

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nur im Falle

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen

darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir

ihn während derC-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-
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Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestet wurde,

als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen,

wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung derWHO laut Ignazio Cassis am

7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass

PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine

Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test

weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens

eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu

hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch

positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert

werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der

sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es

wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbar so vorgesehenen

Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das

Risiko von Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem

wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die Ausweitung auf die

Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen werden, die in der

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika» besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLic
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Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid -non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz anderer war als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40 Plasmide und können in die DNAeingebautwerden. In anderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in derSchweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome* überall im Körper sind die Folgen.

Die mRNAsind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain offunction und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um

Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoffwurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immerwird die «Impfung»

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, siefür diese Gruppen

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist, warweder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben

oder obman nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig

geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt.

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt

das schon wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffung fliessen die schlechten

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen der Schein einer

2 https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3
3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich

herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine

Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise wurden genau die gleichen Dinge in noch viel

grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio

Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede

sein - ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA - Injektionen in

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisherwar eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1-0,5 kann davon bei

Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrücktwurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit

und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und ist weder wirksam

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt

genommen, obwohl keine derVoraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c.HMG erfüllt waren? Es

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist

wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und WHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiterausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen

grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung(die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit(die auch der Bundesrat

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderung zu

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mitdem Schutz der Gesundheit vereinbarund auch nicht mit dem Nürnberger Codex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen,es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch

Masken etwas gebracht haben*. Dass es fürsolche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben dieWHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang ist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien' belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut beirund 100 Millionen Menschen

geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdownim Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden.

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 - 84 festgeschrieben und ausgebaut

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden

der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung derC-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns

nämlich in derZukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und

WHO bereits von «DiseaseX» (KrankheitX), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält.

Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen

die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

4
https://www.aletheialib.org/doc/739

5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das giltim Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig

noch wirksam sind.

4.2 ExpertenratundTaskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug aufAntibiotika und auch die Fortbildungspflicht

von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce-war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren engmit der Pharmaindustrie und der staatlich

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflicht im öV;

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen derTaskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und

Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die

Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass dieWHO nicht nur

im Fallvon möglichen Pandemien eine PHEICausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine

Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im

herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von derWHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit derAusrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor derWHO ganz allein entschieden werden.

Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen -am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur«Empfehlungen»

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält dieWHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1 :20

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 Mia Menschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) hat nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat derSouverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden.

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem

Gehorsam die Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGVschon jetzt durch eine Erweiterung des

EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der

letzten vierJahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fastjedem Artikel, sodass man

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.
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Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Es fehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Aufdem Willkürboden sind alle

folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche

Willkür.

Die Grundsätze derSubsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der

Präambel explizit genannt, dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die

Tendenz zurZentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So

übernimmt eine ausländische private Drittpartei(WHO) bei einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.

Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept

von UN und WHO ist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl.

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen,

Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise

mit Angst und Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meidung von Personen. Da tummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Romano Deplazes

A
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Eva Derrer      

Bahnhofstrasse 5 
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       A-Post Plus  oder  Einschreiben 

       Schweizerische Bundeskanzlei 
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       3003 Bern 
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Datum 28.02.2024 

 

 

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, 

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein 

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision 

Stellung zu nehmen. 

 

 

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage 

 

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29. 

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische 

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge her um ein 

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht 

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes 

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle 

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr. 

 

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell 
 

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges 

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass es am Ende den besten Boden für reine 

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder 

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier gar schon von einem Sumpf sprechen? 

 

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten 

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und 

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die 

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit 

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu 

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur! 

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder 

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der 

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie. 

 

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend 

Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen 
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der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1 – 

0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown 

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es 

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit – unter 70 Jahren war sie 0. 

 

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine 

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und 

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer 

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten 

nicht beschrieben werden. 

 

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von 

Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich auf der Basis einer entstehenden Angst in 

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden 

durch die Revision massiv ausgeweitet. 

 

1.2 Durcheinander und Planung 
 

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), womit die 

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können. 

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber der Tatsache der sehr 
kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und 

Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen 

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese 

Leistungen als Vorbilder zu dienen. 

 

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das 

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte, 

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und 

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem 

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch 

in einem Zuständigkeitssalat. 

 

1.3 Subsidiarität 

 

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und f sowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die 
Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien. 

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen. 

 

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag eine ganz 

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte 

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen 

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist 

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen. 

 

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung 

in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen 

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist 

das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des 

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen. 

 

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte 

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den 

Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im 
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Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern 

ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer. 

 

1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit 
 

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was 

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden, 

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die 

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür 

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie 

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden. 

 

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von 

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos: 

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom 

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte. 

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen verleihen. 

Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit 

ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem 

Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche 

Grundsätze behaftet zu werden. 

 

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt 

 

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren 

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche, 

• die sich gesund ernährt, 

• deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist, 

• die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist, 

• die Sport betreibt, 

• die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und 

• die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw. 

 

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine 

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im 

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt. 

 

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse 

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war: 

• Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genau 

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht», 

dass er «solidarisch» ist. 

• Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im 

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer 

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für 

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht. 

 

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der 

verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle 

nötig. Es darf angenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen 

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch 

darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der 

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun. 
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Auf jeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der 

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht 

werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG 

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen. 

 

 

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre 
 

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, 
dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer 

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten 

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung, 

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit. 

 

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer 

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je 

häufiger werden die Menschen krank. 

 

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll 

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden 

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz 

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge 

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen 

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr 

gerne sehen würden. 

 

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie 

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck 

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu 

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital 

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen 

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser 

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können 

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen. 

 

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und 

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich: 

• Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht 

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden. 

• Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn was 

zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht mehr 

zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am 

sichersten. 

 

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen 

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt: 

«those who own the data, controll the future - not only of humanity - but the future of life itself». 

 

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass» 

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal 

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel 

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke. 

 

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen 

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht 
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werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie 

grundsätzlich nicht in ein EpG. 

 

2.1 Intimsphäre 
 

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten, 

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, 

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte, 

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden, 

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu 

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür. 

 

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre 

sammeln möchte – ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf 

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an. 

Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die 

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen. 

 

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet 

werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen 

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so 

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind 

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert. 

 

 

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten 
 

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen 
 

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch 

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. 

 

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. 

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie 

in einem EpG nichts verloren. 

 

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig 

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und 

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und 

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie 

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht 

beantwortet sind. 

 

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nur im Falle 

einer Epidemie. 

 

3.2 Diagnostika und Tests 
 

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es 

wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen 

darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir 

ihn während der C-19-Krise erlebt haben. 

 

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur 

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-
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Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestet wurde, 

als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen, 

wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz 

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den 

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung der WHO laut Ignazio Cassis am 

7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass 

PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine 

Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test 

weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens 

eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu 

hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch 

positiven Resultate massiv gesteigert wurde. 

 

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte 

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert 

werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle 

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer 

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So 

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der 

sicherste Weg in eine Testpandemie. 

 

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es wird 

vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbar so vorgesehenen Test-

Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das Risiko 

von Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss. 

 

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem 

wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen. 

 

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und 

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im 

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen 

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die Ausweitung auf die 

Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das 

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen. 

 

3.3 Keine Impfungen 

 

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen 

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur 

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die 

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden. 

 

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen werden, die in der 

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass 

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde 

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten: 

• Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»1 besonders strengen Prüfrichtlinien 

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft 

werden mussten, bezeichnet. 

• Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion 

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit. 

 

1CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20    https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLlc  

https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLlc
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• Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen 

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc. 

• Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde 

sie explizit für diese Gruppe empfohlen. 

• Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch 

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift. 

• Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den 

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu 

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid – non nocere – wurde durch 

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt. 

• Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte 

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und 

Herzinfarkten verzeichnet. 

• Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern 

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden. 

• Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die 

Massenproduktion ein ganz anderer war als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und 

SV 40 Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In anderen Worten: Die für 

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit 

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen. 

• Schwere Symptome2 überall im Körper sind die Folgen. 

• Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function und gehören zum 

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um 

Epidemien zu verhindern. 

• Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es 

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und 

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und 

Nötigung ausgeübt. 

 

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer wird die «Impfung» 

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen 

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll: 

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt. 

 

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der 

«Impfstoff», der keiner ist, war weder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3 

 

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise Inkompetenz, 

persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben oder ob man 

nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig geprüft und 

geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten Vorbild zu tun, 

das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute Unmöglichkeit! 

 

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal 

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt. 

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt 

das schon wieder fast wie eine Marketingkampagne. 

 

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffung fliessen die schlechten 

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der 

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen der Schein einer 

 

2  https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3  
3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/ 

https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3
https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich 

herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil 

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine 

Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise wurden genau die gleichen Dinge in noch viel 

grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio 

Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die, 

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden. 

 

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in 

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede 

sein – ganz im Gegenteil. 

 

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein 

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912 

 

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG 

 

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch 

eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA – Injektionen in 

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen. 

 

Bisher war eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder 

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 – 0,5 kann davon bei 

Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte 

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit 

und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und ist weder wirksam 

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt 

genommen, obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren? Es 

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde. 

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der 

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist 

wirksam und sicher. 

 

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und WHO anpassen und der 

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch 

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen 

grösseren Handlungsspielraum im HMG. 

 

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch 

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine 

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG 

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und 

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen 

Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat 

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist. 

 

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderung zu 

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber 

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der 

Gentechnologie geschützt ist? 

 

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex. 
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3.5 Unwirksame Massnahmen 

 

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch 

Masken etwas gebracht haben4. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine 

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress 

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass 

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang ist ohne Symptome 

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern. 

 

Studien5 belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren 

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige 

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen. 

 

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns 

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen Menschen 

geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken 

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt. 

 

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden. 

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 – 84 festgeschrieben und ausgebaut 

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der 

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen 

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden 

der Gesundheit der Bevölkerung. 

 

 

4 Organisatorisches 

 

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen 
 

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess 

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man 

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns 

nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und 

WHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll. 

 

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht 

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die 

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre 

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine 

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon 

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält. 

 

Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen: 

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf 

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der 

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn 

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen 

die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein! 

 

4 https://www.aletheialib.org/doc/739 
 
5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/  
 

https://www.aletheialib.org/doc/739
https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise 

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler 

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die 

Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese 

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing, 

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden. 

 

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig 

noch wirksam sind. 

 

4.2 Expertenrat und Taskforce 

 

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug auf Antibiotika und auch die Fortbildungspflicht 

von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in 

einem EpG nichts zu suchen haben. 

 

Die SwissScience Taskforce6 war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht 

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich 

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch 

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen. 

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden 

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflicht im öV; 

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten; 

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und 

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich 

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig 

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der 

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von 

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im 

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war 

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche 

Anordnungen. 

 

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem 

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt 

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach 

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte. 

 

4.3 OneHealth und WHO 
 

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So 

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der 

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und 

Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die 

Umwelt» angehängt wurde. 

 

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine 

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass die WHO nicht nur 

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von 

internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine 

Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten – und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im 

herkömmlichen Sinn keine Pandemien. 

 

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/ 

https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während der 

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als 

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die 

Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher 

Notstand erklärt werden. 

 

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor der WHO ganz allein entschieden werden. 

Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich 

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen – am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann 

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen» 

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden 

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen 

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten 

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das 

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen 

seitens der Länderbehörden. 

 

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln, 

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte 

Organisation erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt. 

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5 

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1 : 20 

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 Mia Menschen impfen. 

Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr – mit zunehmendem Lobbyismus – zu einem 

Pharmakartell. 

 

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den 

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der 

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) hat nichts im 

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als 

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das 

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden. 

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem 

Gehorsam die Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV schon jetzt durch eine Erweiterung des 

EpG in nationales Recht umzusetzen. 

 

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet. 
 

 

5 Fazit 

 

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und 

inkongruente Vorlage muss verworfen werden. 

 

• Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll 

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und 

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz 

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der 

letzten vier Jahre von Nöten. 

• Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fast jedem Artikel, sodass man 

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer 

Betrachtung akzeptabel. 
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• Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Es fehlen 

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle 

folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche 

Willkür. 

• Die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der 

Präambel explizit genannt, dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die 

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So 

übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder 

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis. 

Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall 

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept 

von UN und WHO ist abzulehnen. 

• Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl. 

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur 

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen, 

Fortbildungspflicht etc. 

• Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden 

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor 

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen, 

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR–Test, mRNA-Injektionen, 

Grundrechtseinschränkungen etc.). 

• Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste 

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt. 

• Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und 

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise 

mit Angst und Panik. 

• Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und 

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich 

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten. 

• Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen. 

• Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht. 

• Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins 

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten. 

• Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von 

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen 

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft. 

• Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und 

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive 

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes 

wird ausgehöhlt. 

 

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw. 

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel. 

 

 

Wir danken für die Kenntnisnahme. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Unterschrift 
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Eva Derrer 
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponseà la consultation

Chère Madame Arz-de Falco,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Je saisis cette opportunité de prendre position sur

la révision prévue.

1. Principesde base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir, les lois ordinaires enau

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voire une mise à jour), cette proposition est à

rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme

automatique de passage à une situation particulière, déclenché par l'Organisation Mondiale

de la Santé (OMS) qui est un organe supranational dirigé par des personnes non-élues, soit
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applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-

détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statuten

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

présomption de maladie ».K

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 :But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination (sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet) ?

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences est en contradiction avec le

principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage, dans

l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un risque.

Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué
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de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en

compte les documents del'OMS en cours d'élaboration et de négociation - le traité

pandémique CA+ et la révision du Règlement Sanitaire International (RSI) - qui prévoientles

modifications majeures suivantes :

Le traité sur les pandémies CA+ de l'OMS contient des dispositions juridiquement0

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

V'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-preuve

19) » et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se0

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé »

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les

États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests

obligatoires etc...

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, aprèsO

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS comme0

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en ceuvreO

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on

comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « lane

constatation par l'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie

pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours
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d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatifselon laquelle

les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien.

Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration

ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité pandémique que les

amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représente l'abandon de la

souveraineté de notre nation et se révèle donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 :Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33). Pour

cela, l'article devrait être supprimé sans plus attendre, tant il est inacceptable :

II représente un passage de l'identification des « personnes malades ou0

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées malades,

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées )

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé (la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatées) à un nouveau système où toute personne est à priori « présumée D)

malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut

de santé qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratif standard (présomption de maladie) mettant en demeure la

personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyen retenu pour apporter la preuve de sa bonne

santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ni infecté (état de

santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé

objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que je rejette en

toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclarationO

des personnes.

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte0

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphèreSO

intime les données qui ont une forte connotation affective et que la personne
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concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches ». (Traduit de

'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l 'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al.2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing ).

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est

effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positifsur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatifne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas être obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.
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3.Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral

part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une0

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,0

utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- IIn'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ('pour son bien'").

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de

gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.
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- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte lesO

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le0

document central de l'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors0

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et0

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité

ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de0

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades0

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoirO

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques,

effets secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen et longterme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premierlieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec0

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples0

exécutants.
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O En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint la

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers le

peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), je VOUS

remets la présente réponse à la consultation.

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance et vous prie d'agréer, chère

Madame, mes salutations distinguées.

8



Margrith Deubelbeiss

8400 Winterthur peA-ost T
Hermann Götzstrasse4

Telefon 052 21276 44

SchNeiz. Buuenskazle
Bundlshaus Abebt

3003 Amtl DTSA PuG GZ R KUV LKV

DS Bundesamt für Gesundheit TG

2o.Februar2029
DG VA

CC UV

Int
27. Feb. 2024 GeS

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vern STE NCD

Dig MT

Sehr geehrte Damen und Herren BioM Str FANM URA AS ChemChem GB/APS

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes
vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne
nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten

Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG istaus mehreren Gründen
abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte auf Bundesebene zu
konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Liniefür ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen, Die Lehren aus der Covild-19-Krise wurden
- entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist-bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrechtin ordentliches
Recht umzuwandeln,indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Rechtumzuwandeln.
Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) istdies abzulehnen. Es ist für die SchweizerBevölkerung
im Weiteren nicht

wünschenswert, dassein automatischer, von der
WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang Zu

einer besonderen Lage Geltung
erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe

von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurfmacht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen
Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiertin erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie dieImpfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Daskann
nicht

toleriertwerden.Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung
von Krankheiten

hin zur Überwachung und
Meldungvon Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a

priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder
ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche,administrative
Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Dashatnichts mehr
mit

Gesundheitsförderungzutun.

Auffälligist die stark befehlendeund autoritäre Sprache,einekriegerische Terminologie und eine

Fokussierung aufinvasiveMaßnahmen.Auswelchem Grund?
Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal proSeite erwähnt wird.

Weshalb praktisch keinkeine Ausführungen zu Prävention
und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässtder Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit alsImpfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln -und dasbei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: esmussleider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs indieser Form zueinem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht imSinne derSchweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnenBestimmungen

Art. 2:Zweck

Die Formulierung«chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hatdiesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als vielenicht geimpfte Personen keinen Zugangzu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen
auf eine

medizinischeVersorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzenvor wasim Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit derKantoneim Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BVdafür ein, dass jede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch fürdas Prinzip der individuellenSouveränitätfür die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit sollin erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen dieKantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereichwahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiertwerden könnten.

Art.5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

DasGesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handeltsichdabei umeine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältigund miteinander verknüpft. Zu erwähnensind

insbesondere der kontinuierliche Rückgangder Anzahlder Krankenhausbetten
(die Anzahl der Betten pro

Einwohner istseit den 1980erJahrenum zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art.6 : Besondere Lage/ Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur«Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-PandemievertragCA+ und
Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-PandemievertragCA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19)
aufzuzeigen» undzu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeiteines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency ofInternational Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs-und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaatengegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar,wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellungeines

gesundheitlichen Notfalls voninternationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, doss

in derSchweiz einebesondere Situation herrscht; es wird immerdarum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendetwerden können, ändert daran nichts. Hier ist eineKlärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wieauch IGVabzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zurMeldungvon

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zurIdentifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krankoder infiziert(«mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestelltwird,zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern umeinen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei demdie Person mitnicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dasssie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hatgezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortestgeschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzteine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflichtfür Personen istmit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über dieIntimsphäre» gekoppelt. DerBegriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handeltes sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetzüber den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäreumfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, vondenen nur die betroffene

Person oder Personen, dieihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die einestarke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58bekräftigt undbestätigt Art. 12,d. h. der Fokus liegtauf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen vielzu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, obder Bundesrat indie kantonalen,managerialen und

medizinischenKompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantoneim Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art.33und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurdeinzahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüberhinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt,wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Siewird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikatan sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionenweder voreinerInfektion noch vor einer Übertragung schützen und dassbei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist,ebenso wenig wieein positiver Test ein Beweisfür die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument,das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, derin Art. 12 angesprochen wurde. Eswäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisenkönnen (wie?), dass sie

diegenannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nichtdurch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität,Schleimhautimmunität),die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierungvon besonders gesunden

Menschen dar- Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestelltwird, bedeutet nicht, dassesnichtzwingend

erforderlichist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfesund deserläuternden Berichtskann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, miteinem deutlichen Übermaß an Morbiditätund Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

O die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

O nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

0 das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen
noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mitZwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, einesolche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich,ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaftnur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäßund kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei aufdas Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfaltausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlungund die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlaufeiner Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein,dass viele Länder andere strategischeEntscheidungengetroffenhaben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nichtin einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahmevon Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen; 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit aufchronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die dieMaßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dassjede medizinische Behandlung, jedeMaßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert dasGrundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden),

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an dieRichtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat undVerwaltungim Sinne derPräambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

teber
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur

Teilrevision des Epidemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger(die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst eine

Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst mit

heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine



Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Auswelchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt derVorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im EpG

nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite setzt

er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält, womit er

sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die Gesundheit soll

in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre Aufgaben im

Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit Das Gesundheitssystem ist bereits heute

periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache, nichtum ein Risiko. Die Ursachen sind

vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der

Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei

Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form

ist abzulehnen.

Art. 6 :Besondere Lage /Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

* Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der Reaktion auf

die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.

Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines Widerspruchs



das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler Tragweite

(Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer Pandemie, zu

verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offenzum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher

nicht nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch

bedeutet, dass in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das

im Land vorhandene Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die

Buchstaben a. und b. von Art. 6 auch alternativ angewendetwerden können, ändert daran nichts.

Hier ist eine Klärung erforderlich. Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag

wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter

allen Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oderinfizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede Person

von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese vorliegt.

Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf den

Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass dies

durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder infiziert

fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt (objektiver

Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird jedoch

nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder Konsumverhaltensweisen? In

der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom 23. März 1988 wird die

Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zurKenntnis bringen will»,

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit



und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen Dieser Artikel wirft

die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und medizinischen

Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der Hoheit der Kantone

im Gesundheitswesen istfestzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing» Es wurde in zahlreichen Studien

festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das Management einer Pandemie, da dies

nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor allem von der Art und Weise, wie die

Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre Vorrang

eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenigwie ein positiver Testein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie die

genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische Antikörper,

mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen wird (z. B.

Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals Zugang zu

einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden Menschen dar -

Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der Covid-

19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht und

andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen derWahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:



o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung:

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

o Masken haben in derAllgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam; o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität

einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen,weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Esgibt keine andere relevante Art und Weise,um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.



Sie geht beispielsweise nicht aufbeunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand der

Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen, Geburtenrückgang,

Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtigeThemenbereiche

(chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle pro Jahr) und

überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der öffentlichen

Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo- Effekt).

Sie ignoriertdas Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Katrin Dewald

A71A
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Consultation sur la loi sur les épidémies

Mesdames etMessieurs,

C'est avec plaisir que je profite de l'occasion qui est donnée pour exprimer ma position sur les

modifications prévues de la loi sur les épidémies (LEp).

Thèmes dominants

Ce qui frappe, c'est un langage très autoritaire et directif, une terminologie presque guerrière et

une focalisation sur des mesures extrêmement invasives, en particulier la vaccination, qui est

mentionnée en moyenne trois fois par page.

Situation particulière / constatation de la situation (art. 6b)

Selon le rapport explicatif, cette disposition est nouvelle. Elle règle la procédure de constatation et

de levée d'une situation particulière. Jusqu'à présent, le début et la fin de la situation particulière

n'étaient pas constatés par un acte spécifique ; la situation commence dès que le Conseil fédéral

se voit contraint d'ordonner une mesure et dure (comme dans le cas du Covid-19) jusqu'à la fin de

la dernière mesure ordonnée par le Conseil fédéral en vertu de l'art. 6, al. 2. Une réglementation

concrète du changement de phase a été demandée à plusieurs reprises par le passé. Désormais,

le Conseil fédéral devra constater la situation particulière et y mettre fin. Il est fondamental que

cette constatation soit vérifiable, car elle ne concerne pas seulement des intérêts sanitaires, mais

aussi économiques.



Mise en balance des avantages et des inconvénients (art. 40)

II est indéniable que les mesures prises à l'égard de la population peuvent également avoir des

effets négatifs. Ce fait n'est pas suffisamment pris en compte dans la présente proposition de loi.

Lors de la mise en place de mesures, les avantages doivent être soigneusement mis en balance

avec les dommages potentiels.

Sphère intime

II ne s'agit pas seulement d'inclure des informations permettant d'identifier les personnes malades,

présumées malades, infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes, mais

aussi des données relevant de la sphère intime (art. 12, al. 1, let. c du projet). Les médecins,

hôpitaux et autres établissements de santé publics ou privés pourraient désormais être tenus de

les déclarer (art. 12, al. 1 in initio du projet). Cela déroge au respect de la sphère intime de la

personne concernée. Le mot "présumé" donne carte blanche et a le potentiel de protéger

légalement les auteurs d'actes arbitraires.

Culture de l'erreur

II n'existe aucune référence à une culture de l'erreur vécue (leçons apprises et amélioration

continue) lors de la prescription de mesures. II devrait pourtant être clair qu'une telle culture est

absolument nécessaire pour éviter que des mesures soient décidées de manière répétée alors

qu'elles n'ont que peu ou pas d'efficacité.

Pour terminer, une remarque sur la couverture médiatique de la pandémie de Covid-19.

Celle-ci a créé une sorte de peur et même de torpeur". La peur peut provoquer un stress physique

et avoir un effet extrêmement délétère sur la santé des personnes. Ce fait devrait être pris en

compte, mais au contraire, ce fait est complètement ignoré dans la révision de la LEp.

En résumé, la révision doit être rejetée dans son ensemble. II faut recommander au Parlement de

ne pas l'adopter ou de la rejeter. Le projet n'est pas acceptable.

Pour les raisons exposées ci-dessus, je ne suis pas d'accord avec le projet mis en consultation et

je le rejette.

Avec mes salutations distinguées,

Lorella Di Bechi

DEhl
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, 
zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein 
Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision 
Stellung zu nehmen. 
 
 
1 Grundsätzliches 
 
Wenn das heute geltende EpG mit dem Vorentwurf Teilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung 
gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf: 
 

 Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt. 
 Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage 

stellt sich, warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll. 
 Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm. 
 Bei genauem Hinsehen ist im Grunde keine Änderung akzeptabel. 

 
ERGO: Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist mühselig 
und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nicht um das Klein-Klein geht, sondern um das grosse 
Ganze, das beabsichtigt ist. Aus Sicht der WHO und ihrem One-Health-Ansatz ist es – kurz gesagt – die 
Dauerimpfung von Mensch und Tier. Und genau das gilt es zu verhindern! Es darf keinen One-Health-
Ansatz im neuen EpG geben!  
 
Zudem rufen wir dringlich dazu auf, die Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft Artikel 
2 Abs.1 zu Freiheit, Rechte des Volkes, unserer Unabhängigkeit und Sicherheit zu gewähren. Der 
Sourverän lässt sich von den umfassenden Änderungsvorschlägen nicht hinters Licht führen, um unsere 
Souveränität den Politikern und Globalisten abzugeben, auch nicht in einem einseitig ausgerufenen 
Notstand! Der Schutz vor Willkür muss ebenso geahrt bleiben wie Art.10 Abs.2 das Recht auf persönliche 
Freiheit, insbesondere auf körperliche und geistige Unversehrtheit und auf Bewegungsfreiheit. Die 
Verfassungsgrundsätze sind in der Ausführung der Änderungsvorschläge des EpG verletzt, ausgehebelt 
oder in Gefahr ausser Kraft gesetzt zu werden. Wir verlangen bei Änderungen der Gesetzesgrundlagen die 
konkrete Absicherung, dass diese verfassungsrechtlichen Grundsätze des Persönlichkeitsschutzes in jeder 
Situation und für alle Bürger, auch in Notsituationen, vollumfänglich gewährleistet werden.   
Artikel 11 Abs 1 der Bundesverfassung weist auf den besonderen Schutz der Kinder hin. Wir wurden im 
Jahr 2021 Zeuge von schweren Verletzungen dieses Grundsatzes durch das BAG auf der Basis des heute 
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gültigen EpG Regimes, welches experimentelle  ungeprüfte medizinische Produkte, ohne Rücksicht auf 
elterliche Obhut, an minderjährige Kindern abgegeben wurde. Eine solche Verantwortung zum 
besonderen Schutz unserer Kinder kann und darf nicht an internationale Gremien delegiert werden, die 
jegliche Haftung für schwerwiegende, gar tödliche Folgen ihrer Vorgaben von sich weisen.  
 
 
Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in der 
aktuell geltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt. 
 
Art. 1 Gegenstand 
Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen 
Massnahmen vor. 
 
Art. 2 Zweck 
1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten und 
zu bekämpfen. (…) 
 

 Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet 
und bekämpft werden. Klingt gut gemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten dieser 
übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu 
einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits 
geführt hat. Dies begründet dann die besondere bzw. ausserordentliche Lage, in deren Folge die 
im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können. 

 Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil 
drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem 
das Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass 
(jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird, welche 
dann die Massnahmenlawine in Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel angesetzt werden. 

 Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von 
übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6 
Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der 
Impfung ansetzen. 

 Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert 
werden. Schliesslich heisst das Gesetz so. 

 
 
2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe 
 

 Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen Fassung 
des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in Art. 6 
Abs. 1 EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), die jeweils zwei 
kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in der zweiten 
Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch auslegungsbedürftig. 
Daran ändert der Vorentwurf zur Vernehmlassung nichts. Alle Tatbestände bleiben 
auslegungsbedürftig! 

 Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art. 6 
Abs. 1 EpG beschriebenen Situation äussern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der 
Bund die Kompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies wird 
neu in Art. 6b präzisiert: «1 Der Bundesrat stellt die besondere Lage fest. 2 Er definiert die Ziele 
und Grundsätze der Strategie zur Bekämpfung der Gefährdung sowie die Form der 
Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Er entscheidet über den Einsatz der Krisenorganisation des 
Bundes.» 

 Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler 
und besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe 
zwischen der Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind 
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heute unklar, ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die 
entsprechenden Entscheidungen. 

 Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeit 
mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone und die zuständigen 
parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von 
Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nach Anhörung der Kantone und der zuständigen 
parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenüber einzelnen Personen (Art. 
30–39) oder gegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (…) c. 
Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und 
Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, für obligatorisch erklären.»  

 Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6 EpG in der Grössenordnung von 
Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer 
besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von 
Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon 
nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen Entwurf. «Vorübergehend 
dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden. 

 
 Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für 

eine Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. b EpG auf 
Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-
wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls 
aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare, messbare 
Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen 
Lage erfüllt ist. 

 Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst 
recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen. 

 Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf die 
Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer 
oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf 
Willkür fussen. 

 
 
3 Hebel Nummer 2: Die Definition der Impfung 
 
Die COVID-19-Impfung auf mRNA-Basis war keine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den 
Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller 
bisherigen Impfungen sein soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den 
Menschen injiziert werden soll, Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht / 
Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu «erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein 
rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient zur 
Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nichtansteckung und 
Nichtweitergabe von Krankheitserregern. 
 
 
4 Hebel Nummer 3: Der guten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie 
 
Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann 
die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden. 
 
 
5 Hebel Nummer 4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung» 
 
Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (= 
Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz! 
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6 Fazit 
 

 Ja, die sog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind 
Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien 
und das Lostreten einer Massnahmenlawine / Aktionismuslawine. 

 
 Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die 

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in dem 
Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel 
sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der 
Corona-Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhaupt um eine Pandemie und damit eine 
besondere Lage gehandelt hat und woher das Virus (wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam, 
in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt 
wird. 

 
 Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche 

Lage in der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann 
unterläge das EpG per se fremder Willkür. 

 
 Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie 

gezogen werden, wird die Rolle, die die WHO hier gespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus 
könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, der WHO eine 
Machtausweitung zuzugestehen. Ganz im Gegenteil: Eher deren Abschaffung! 

 
 Und erst recht gibt es keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-

wünsche der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt 
durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen. 

 
 Auch hat der One-Health-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) nichts im 

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem 
Ansatz als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind 
Mensch und Tier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dass jedes Tier (oder 
jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat (Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen 
vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass wir zu viele Menschen auf diesem Planeten sind). 

 
 Es ist zwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung 

eine Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne (und auch nicht im Sinne des 
Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und 
Nichtweitergabe eines Krankheitserregers. 

 
 Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die konti-

nuierliche Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches (vorsätzliches) 
Entweichen in Zukunft verhindern. 

 
 
7 Schlussbemerkung 
 
Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante 
Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendung 
kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt 
wird, sind in der Teilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen: 
 

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur 
Ausrufung einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch 
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eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer Regierung. Der 
Gesetztstext muss entsprechend angepasst werden. 

 
2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden, 

dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte und / oder 
ungeprüfte Substanz zwangsverabreicht bekommt (d.h. direkter oder indirekter Impfzwang oder 
ähnliches), die eine bedingte (= Notfall-) Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang ist 
zudem der Begriff der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer 
Therapie (die mRNA-Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpft 
Symptome, nicht den erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem ist zu verhindern, dass die 
Pharmalieferanten ihre Produkte umdeklarieren, also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit 
vornehmen. 
 

3. Achtung der Grundrechte eines jeden Bürgers gemäss eidg. Bundesverfassung Art. 7 bis Artikel 
13  müssen in jedem Fall gewährleistet bleiben und können von keiner politischen oder 
behördlichen Instanz im In oder Ausland, noch von einem subsidiären Gesetz übergangen 
werden. Das EpG ist deshalb in allen Punkten subsidiär zu den oben genannten Artikeln der BV zu 
gestalten. Die anstehende EpG Teilrevision verfehlt diesen Anspruch zu gewährleisten.   

 
 
Wir danken für die Kenntnisnahme. 
 
Freundliche Grüsse, 
 

 
Roland Diethelm 
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzesvom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zurgeplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte auf Bundesebenezu konzentrieren - auf Kosten der Bürger(die in

erster Linie für ihre Gesundheitverantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden- entgegen der Meinung des

Bundesrates -überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eineTeilrevision gestartet wird- zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurfsieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln,indem die Regierungdie

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert,dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergangzu
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurfmacht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie dieImpfung - selbst
mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oderansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil(d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung(objektive Gesundheit) außerAcht gelassen. Das hat nichts mehrmit

Gesundheitsförderungzu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerischeTerminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei daraufhingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnittdreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat butnot least: es muss leider mitSchrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2:Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufdereinen Seite schlägtder Bund eine Ausweitungseiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf deranderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihreGesundheit notwendige Pflege erhält,

womiter sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

JederVerweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass esGehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdungder öffentlichen Gesundheit

DasGesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nichtum ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art.6 :Besondere Lage/Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden(WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. derFokus liegt aufder Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen,managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitungvon Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur starkvon derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von derArt und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeitdurch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite dervorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt,dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich alsoum ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheithat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, derin Art. 12 angesprochenwurde. Eswäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierungvon besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument aufAntrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist,um Zugangzum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierungvon Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei derLektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestelltwerden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen derWahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3Ziffer 11)
übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörungeines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrathat seine Unterstützung für dieStärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigungder Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wirdimmer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hatder Bundesratsowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensiblerDaten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergangvon einem System zurMeldung von Krankheiten zu einem SystemzurMeldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierungvon «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierungvon

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die
Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf
den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen
einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur
nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Im Falle einerPandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

O die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

O die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der
Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

O das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

O das Zertifikathateinen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

O es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Artund Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Diefehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerungist ein Problem, das mit Zwang
(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

wederan Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbarzu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in derLage, einesolche Krise zu bewältigen,
und es ist daher unerlässlich,ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch
SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interviewvon Frau Nora Kronig in derNZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurfscheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale
Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlungund die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit bessergefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die
negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.
Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke,Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige
Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht,dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht aufdie schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlungvor, derim Widerspruchzu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne derPräambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8.Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV)ihrer Verpflichtung

gegenüber dem SchweizerVolk nachleben, überreichen wirIhnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift Ohanzdhe
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nichtum kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussicht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge herum ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

DasDreilagenkonzept, aufdem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass es am Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrateine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHOintervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend

Notgetan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen
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der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1 -

0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown

wurde erst dann verhängt, als der R Faktor schon wieder unter 1gesunken war. In der Schweiz gab es

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70Jahren war sie 0.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten

nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von

Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich aufder Basis einer entstehenden Angst in

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), womit die

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können.

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C 19-Krise» miteingeflossen, ohne aber derTatsache der sehr

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und

Weise Rechnungzu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Derallererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e undfsowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die

Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht dergesamte Revisionsvorschlag eine ganz

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichstalle Aspekte

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung

in derSchweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist

das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mitdem Zweck des

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise botauch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den

Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im
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Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern

ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze derWirksamkeitund Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben,während dann im gesamten Rest des Textes davon nie

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesratallein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher.Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheitwerden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder als unwirksam erwiesen haben,was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genauf

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er«mitmacht»,

dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aberein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

nötig. Es darfangenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch

darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mitGesundheit nichts zutun.
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Auf jeden Fallist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während derC-19-Krise gründlich untersucht

werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hatBundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,

dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können dasC-Virusgenauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung,

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je

häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutzwerden

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In dertechnischen Umsetzung sieht es hingegen ganz

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr

gerne sehen würden.

MitGesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt ersteinmal lückenlos digital

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wertdieser

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht

gespeichert ist kann auch nicht missbrauchtwerden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn

was zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht

mehr zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am

sichersten.

Durch Hackerangriffe aufDatenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt:

«thosewho own the data, controll the future - notonly ofhumanity - but the future of life itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass»

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambe!

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht
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werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte,

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre

sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an.

Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlungintimster Daten werden und SO

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen.

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle dasEpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nur im Falle

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen

darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir

ihn während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR
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Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestet wurde,

als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen,

wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den

Wochen davor oder auch posthum positiv getestetwurden (auf Weisung der WHO laut Ignazio Cassis am

7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass

PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine

Aussagekraftbezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhörtoder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test

weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens

eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. DerTestwurde ausserdem auf eine viel zu

hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch

positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch aufdie in Fachkreisen absolut bekannte

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert

werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen derC 19 Krise könnte auch hierzu wertvolle

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» istdort in einer

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der

sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurfzum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es

wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbar so vorgesehenen

Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das

Risiko von Testpandemien keine Rolle spielen. Aufdie Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

DieTestpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Testaber vor allem

wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38Millionen

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die Ausweitung aufdie

Abwasserkontrolle mit einem Testetwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in derC-19-Krise verwiesen werden, die in der

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

Was noch vorwenigen Jahren als «Gentherapeutika» besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt aufeinmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, derEMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 https://www.voutube.com/watch?v=OJFKBritl.Ic
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Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Es war nie geprüft worden,was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hatman Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seitder Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz anderer war als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In anderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hatdaran Anstoss genommen.

Schwere Symptome? überall im Körper sind die Folgen.

Die mRNAsind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat dergain of function und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um

Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Nochimmer wird die «Impfung»

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist, war weder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben

oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig

geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt.

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt

dasschon wieder fastwie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffung fliessen die schlechten

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen der Schein einer

2 rps://www.natu

3https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich

herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für diezuständigen Behörden eine

Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise wurden genau die gleichen Dinge in noch viel

grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio

Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahltwerden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede

sein- ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA- Injektionen in

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisher war eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1- 0,5 kann davon bei

Covid keine Rede sein. Esgab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit

und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und istweder wirksam

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt

genommen, obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren? Es

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist

wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sichEMA und WHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen

grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetztwerden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung (die derBundesratselber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mitdieser Gesetzesänderung zu

legalisieren? Will erin Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nichtmit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Löckdown, Social Distancing, noch

Masken etwas gebracht haben*. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang ist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien- belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» derArmut bei rund 100 Millionen Menschen

geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalitätohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden.

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 - 84 festgeschrieben und ausgebaut

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isclation der

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst,Zunahme von psychischen

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden

der Gesundheit der Bevölkerung

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittextzur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sel die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns

nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und

WHO bereits von «DiseaseX» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält.

Dasgilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, aufSchutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen

die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

4
ttps://www.aletheialib.org/doc/739
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Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das giltim Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigungzu Behandlungen, die weder sicher, nötig

noch wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug aufAntibiotika und auch die Fortbildungspflicht

von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce“war ein nichtgewähltes,am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflichtim öV;

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth undWHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und

Pflanze ohne Umweltgibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die

Umwelt» angehängtwurde,

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass die WHO nicht nur

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEICausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine

Auswirkung auf die Gesundheithaben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dannim

herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/

10



Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nunjederzeit ein solcher

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor der WHO ganz allein entschieden werden.

Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in derSchweiz ganz automatisch und verbindlich

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen - am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen»

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C 19

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen dereigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1:20

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperie, er werde 7 Mia Menschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OncHealth Ansatz derWHO und der Vereinten Nationen (UN) hat nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden.

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem

Gehorsam die Änderungswünsche derWHO hinsichtlich der IGV schon jetzt durch eine Erweiterung des

EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet.

5 Fazit

Die Revision istin toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Geseiz

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der

letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fast jedem Artikel, sodass man

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.
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Die Änderungsvorschläge stehen aufdem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Esfehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Aufdem Willkürboden sind alle

folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiertund formuliert, nur verwirrliche

Willkür.

Die Grundsätze der Subsidiarität, derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der

Präambel explizit genannt, dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So

übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einerbesonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.

Zur Zeitnoch als Empfehlung will die WHO bestimmen können,wann ein medizinischer Notfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept

von UN und WHO ist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl.

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen,

Fortbildungspflichtetc

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiertwie in der überstandenen Krise

mitAngstund Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseresLandes

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI

beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR

818.101) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit,

zur geplanten Revision Stellung zu nehmen.

1 Vorbemerkungen / Allgmeines / Grundsätzliches

2 Zu den einzelnen Bestimmungen

Art.1

Art. 2

etc.

3 Weitere Bemerkungen

4 Schlussbemerkungen / Übriges / Fazit

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift
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Teilrevision des Epidemiengesetzes: Stellungnahme im Rahmen des

Vernehmlassungsverfahrens

"Ich habe nicht die Kraft, als kleines Individuum, das ich bin, mich derriesigen totalitären

Lügenmaschinerie zu widersetzen, aber ich kann zumindest dafürsorgen, dass ich kein

Durchgangspunkt für die Lüge bin". Alexander Solschenizyn

1. Ziele des Dokuments

Dieser Text analysiert den Teil "Pandemievorbereitung" desVorentwurfs zur Teilrevision des EpG. Er

geht weder auf wirtschaftliche Fragen noch auf das Thema der Antibiotikaresistenzen ein.

Er soll einen bescheidenen Beitrag zu den gesellschaftlichen Überlegungen leisten, die rund um die

Fragen der Rechte und Freiheiten inVerbindung mit den Herausforderungen des öffentlichen

Gesundheitswesens angestellt werden müssen.

Es ist frei von Rechten Dritter und darf ohne Angabe der Herkunft und des Autors verwendet werden.

2. Zusammenfassung

Welche Bemerkungen lassen sich zum Vorschlag des Bundesrates für eine Teilrevision des EpG

machen?

Er stützt sich auf falsche oder gar irreführende Prämissen.

Er enthält Bestimmungen, die noch weiter gehen als das, was während der Covid-19-Krise

praktiziert wurde und - wie wir heute wissen - nicht nur für die öffentliche Gesundheit,

sondern auch für die Wirtschaft und den sozialen Zusammenhalt mehr Schaden als Nutzen

brachte.

Er sieht vor, die bereits heute nicht eingedämmten Kosten des Gesundheitswesens weiter

explodieren zu lassen.

Er berücksichtigt die Komplementärmedizin nicht und verletzt damit die Verfassung (Art.

118a BV).

Er nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Er sieht einen Paradigmenwechsel vor, der in einer Pandemiesituation und sogar bei einer

Pandemiegefahr alle Bürger als "kranke, mutmaßlich kranke, infizierte, mutmaßlich infizierte

oder Krankheitserreger ausscheidende Personen" zum Standardstatus macht. Er sieht VOr,

dass der Gesundheitsstatus nicht mehr biologisch (subjektives Empfinden jedes Einzelnen

oder medizinische Klinik), sondern durch einen einzigen "Test" definiert werden kann.

Er wechselt von einer Logik der Überwachung und Meldung von Krankheiten zu einer Logik

der Überwachung und Meldung von Personen.

Er nimmt den Bürgern die Verantwortung ab, indem er Zusammenarbeit durch Zwang

ersetzt.

Er sieht eine Impfpflicht für bestimmte, unzureichend definierte Personengruppen VOr.

Er setzt das öffentliche Gesundheitsrisiko einer Pandemie nicht in Bezug zu anderen Risiken

oder sogar nachgewiesenen Problemen der öffentlichen Gesundheit (chronische Krankheiten,

Rauchen, psychische Gesundheit, usw.).
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Er erwähnt mit keinem Wort die psychische Gesundheit, die jedoch von den vorgeschlagenen

Maßnahmen ebenfalls betroffen ist.

Er berücksichtigt nicht den Einsatz von Antibiotika in der Agrar- und Ernährungswirtschaft

sowie in der Tiermedizin, was dem OneHealth-Prinzip widerspricht.

Er sieht einen automatischen, von derWHO ausgelösten Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Situation vor, was einer Abgabe von Souveränität entspricht.

Er enthält mehrere Bestimmungen des in Verhandlung befindlichen Pandemievertrags CA+

(darunter das OneHealth-Prinzip), obwohl die endgültigen Ergebnisse nach eigenem

Bekunden des Bundesrats frühestens im Mai 2024 vorliegen werden.

Er führt zu einer systematischen Digitalisierung, die eine Vielzahl von persönlichen Daten

erfassen und auswerten will, darunter auch solche aus der Intimsphäre.

Er erhöht die Kompetenzen des Bundes auf Kosten der Kantone und der Menschen und

verstößt damit gegen das Subsidiaritätsprinzip.

Er verstößt gegen die Grundprinzipien der Widerstandsfähigkeit komplexer Systeme, die nicht

aufStandardisierung, Zentralisierung und Top-down-Richtlinien beruhen, sondern im

Gegenteil auf Vielfalt, Redundanzen, Standortverlagerung, Selbstorganisation, Innovation und

Zusammenarbeit.

Es wird die Aufgabe jedes Einzelnen sein, sich in seiner Funktion und Verantwortung eine eigene

Meinung zu bilden und die Position einzunehmen, die er oder sie für richtig hält. Die zentrale

Frage lautet: Wird mehr öffentliches Gut geschaffen oder zerstört, wenn man das Gleiche tut wie

während der Covid-19-Krise?

3. Der Prozess

"Man denkt mit Eile und drückt sich mit Sorgfalt, mit Studium, mitAnstrengung aus. Das ist ein Fehler

des Jahrhunderts." Joseph Joubert

Die Dringlichkeit desVorgehens wirft einige Fragen auf:

Warum enthält derVorentwurf zur Revision des EpG bereits Inhalte aus den Entwürfen des

WHO-Pandemievertrags CA+, obwohl die Verhandlungen noch nicht abgeschlossen sind?

Warum legt der Bundesrat diesen Entwurf vor, obwohl eine unabhängige Auswertung der

Covid-Krise noch nicht stattgefunden hat und eine Volksinitiative zu diesem Thema zur

Unterzeichnung vorliegt (Eidgenössische Volksinitiative Aufarbeitung der Hintergründe der

Covid-19-Pandemie (Aufarbeitungsinitiative)?

Warum legt der Bundesrat diese Vorlage vor, obwohl sie weder in der Botschaft vom 29.

Januar 2020 über die Legislaturplanung 2019 bis 2023 noch im Bundesbeschluss vom 21.

September 2020 über die Legislaturplanung 2019 bis 2023 angekündigt wurde?

Warum hält der Bundesrat eine Verschärfung des Gesetzeswerks für so dringend notwendig?

Warum hielt es der Bundesrat inmitten eines Krisenmanagements, das die

Bundesverwaltungsstellen überlastete, für relevant, Ressourcen für die Umwandung von

Notrecht in ordentliches Recht einzusetzen?
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4. Der größere Zusammenhang

"Ifthe problem is too big to be solved, enlarge it"(Wenn das Problem zu groß ist, um gelöstzu

werden, erweitern Sie es) Dwight Eisenhower

In einem größeren nationalen und internationalen Kontext sind folgende Ereignisse zu beobachten:

Verhandlungen der WHO über einen neuen Pandemievertrag CA+ und eine Überarbeitung

der Internationalen Gesundheitsvorschriften, die von der Weltgesundheitsversammlung im

Mai 2024 gebilligt werden sollen;

Teilrevision des Heilmittelgesetzes (offene Konsultation am 8.12.2023), die unter anderem die

gesetzlichen Grundlagen für das elektronische Rezept und den elektronischen

Medikationsplan schaffen will, wodurch jedes Rezept standardmäßig digital wird;

Vollständige Revision des Gesetzes über das elektronische Patientendossier (Vernehmlassung

bis 19.10.2023);

Vorentwurf des Bundesgesetzes über den elektronischen Identitätsnachweis und andere

elektronische Nachweise (E-ID-Gesetz) (Konsultation bis 20.10.2022), der die Schaffung einer

neuen elektronischen Identität(E-ID) vorsieht, die vom Bund ausgestellt wird;

Am 1.4.2024 treten verbesserte Sicherheitsstandards für Fahrzeuge in Kraft. Gemäß den

europäischen Bestimmungen für die Zulassung zum Straßenverkehr müssen neue Fahrzeuge

mit einem Unfalldatenschreiber und neuen Fahrerassistenzsystemen ausgestattet sein;

Am 1.1.2024 treten drei Verordnungen zum Fernmeldeüberwachungsgesetz in Kraft, die

unter anderem eine genauere Positionsbestimmung und die Nachverfolgung anonymer

Anrufe vorsehen;

Teilrevision der Verordnung über die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs

(Vernehmlassung voraussichtlich ab Juni 2024), die den Bundesrat ermächtigen würde, die

Kategorien von Personen, die zur Zusammenarbeit verpflichtet sind, genauer zu beschreiben.

Diese verschiedenen Rechtsakte scheinen auf eine zunehmende und erzwungene Digitalisierung

hinzudeuten, die durch die Erfassung von immer mehr persönlichen Daten in interoperablen

Systemen erfolgt.

Gleichzeitig berichten die Medien, dass medizinische Daten ein Drittel aller Daten ausmachen und

sehr anfällig für Cyberangriffe sind.

5. Analyse der Vorannahmen und Auslassungen, die dem Vorentwurf

zugrunde liegen

"Ausgehend vonfalschen Prämissen kann alles bewiesen werden. Nurweil eine Argumentation

unerbittlich ist, heißt das nicht, dass sie nicht wahnhaft ist." François Lelord

Bei der Lektüre desVorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die

als "selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position

des Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert noch in Frage gestellt werden.

Darüber hinaus lässt dererläuternde Bericht viele Informationen aus, die öffentlich weitgehend

verfügbar sind und die für alle Überlegungen zur öffentlichen Gesundheit von entscheidender

Bedeutung sind.
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5.1. Die dominierenden Themen der Revision

Hier sind die dominierenden Themen im erläuternden Bericht

Wort Anzahl der Zitate im erläuternden Bericht

Impfstoff, Impfung, Vakzine 338

Krank, Krankheit 335

Gesundheit 326

Daten 313

Risiko/en 193

Krise 161

Ringen 146

Armee, Militär 76

Dringend 41

Bedroht 39

Sicherheit 34

Kampf, kämpfen 27

Gefahr, gefährlich 22

Beschleunigen, Beschleunigung 6

Gegenmaßnahmen 3

Müssen, sollen, sollten 248

verpflichten, Pflicht, obligatorisch 172

Verschreiben, Verschreibung 93

Ordnen, anordnen 65

verbieten 40

Zwang, einschränkend 32

Man muss, man sollte 30

(sich) durchsetzen 27

anweisen 22

Sind gehalten 19

Der Bundesrat kann 43
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Wort Anzahl derZitate im erläuternden Bericht

Die Kantone müssen 9

Die Kantone können 8

Überwachen, Überwachung 152

Testen 134

Medikament 108

Zertifikat 60

Erkennen, Erfassen 56

Digitalisierung, digital 46

Maske 39

Plotten 29

Tod, Sterben 26

Geheilt, Heilung 13

Resilient, Widerstandsfähigkeit 2

Gesunder Patient 1

Therapie 1

Frühe Behandlung 0

Komplementäre Medizin 0

Förderung der Gesundheit 0

Vitamin 0

Ottawa-Charta 0

Konvaleszenz, Rekonvaleszenz 0

Auffällig ist eine stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf sehr invasive Maßnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal

pro Seite erwähnt wird.

Es ist auch festzustellen, dass der Begriff der Prävention und Gesundheitsförderung praktisch nicht

vorkommt.

5.2. Was implizit behauptet wird
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Die folgenden Postulate sind implizit. Entsprechen sie der Wahrheit?

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise

der öffentlichen Gesundheit dar, mit übermäßiger Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein; ein schwererAusgang (schwere Krankheit

oder Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielten eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in derAllgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

O das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von

den Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, mit einer Pandemie umzugehen;

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit

Zwang ("zu ihrem Besten") angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es

herrscht kein Mangel an Betten, Personal oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt eine heilsame Rolle.

Esist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus

zu beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu

bewältigen, und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu

übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren

auch so.
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5.3. Was nicht gesagt wird

Die Teilrevision des EpG lässt folgende Punkte der öffentlichen Gesundheit aus:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu

berücksichtigen, nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, die für den therapeutischen

Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen

haben und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität

sowie die negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen

Gesundheit: sie geht nicht auf beunruhigende Signale ein, wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (Zunahme von Krebserkrankungen, Rückgang der Geburtenrate,

Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oderandere wichtige Themenbereiche

(chronische Krankheiten: 75 000 Todesfälle pro Jahr, Rauchen: 10 000 Todesfälle pro Jahr) und

überschätzt sogar einige der erwähnten Krankheiten (z.B. Kreutzfeldt-Jakob).

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, welche die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten undimmer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat

(Nocebo-Effekt).

6. Einige kommentierte Schlüsselartikel

6.1. Art. 2: Zweck

Der Begriff "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht angewendet, als

viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung hatten. Im Gegenteil gab

es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten

sollten. Darüber hinaus wird die medizinische Grundversorgung in der Verfassunggeregelt (Art. 117a

BV) und muss deshalb im EpG nicht wiederholt werden.

Paradox: Der Bund schlägt insgesamt eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch

zum Subsidiaritätsprinzip steht. In Art. 41 BV setzt sich der Bund dafür ein, dass jede Person die für

ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält.

Jeder Verweis auf OneHealth bringt keinen konkreten Mehrwert, außer dass er die Pläne derWHO

befolgt.

6.2. Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine

Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen

sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der
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Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme

und die Alterung der Bevölkerung

6.3. Art. 6: Besondere Lage / Grundsätze

Die WHO-Dokumente, die derzeit ausgearbeitet und verhandeltwerden (WHO-Pandemievertrag CA+

und Revision der Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen VOr:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um "die

dramatische Unfähigkeit derinternationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die Pandemie der koronaren Herzkrankheit 2019 (Covid-19) aufzuzeigen" und zu

beheben.

Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als Leiterin der
multilateralen Koordinierung in derglobalen Gesundheitssteuerung" (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC),

insbesondere einer Pandemie, zu erklären und deren Ende zu verkünden.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten die WHO während einer

solchen Krise als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und

Gegenmaßnahmen anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen

unverzüglich umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen
Akteuren durchgesetzt werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Es ist daher nicht nachvollziehbar, wie erzum Schluss kommt, dass "die

Feststellung eines gesundheitlichen Notfallsvon internationaler Tragweite durch die WHO nicht

automatisch bedeutet, dass in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immerdarum

gehen, das im Land vorhandene Risikozu bewerten." Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass

die Buchstaben a. und b. auch alternativ angewendet werden können, ändern daran nichts.

6.4. Art. 6b: Besondere Lage
/ Feststellung der Lage

Laut dem erläuternden Bericht "ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zurFeststellung

undAufhebung einerbesonderen Lage. Gemäss geltendem Recht werden Beginn und Ende der
besonderen Lage nicht durch einen spezifischenAktfestgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der

Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme anzuordnen, und dauert bis zum Ende derletzten vom

Bundesrat nach Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Sowohl während der COVID-19-

Epidemie als auch unabhängig von dieser Krise wareine genauere Regelung derPhasenwechsel

gefordert worden. GemässAbs. 1 stellt der Bundesrat künftig mittels einer formellen Verfügung das
Vorliegen und die Aufhebung einer besonderen Lage fest. Eine besondere Lage wirdfestgestellt,

wenn die inArtikel 6 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. In der Regel wird der Bundesrat, wenn

er das Vorliegen einer solchen Situation feststellt, gleichzeitig auch Massnahmen anordnen. Dies

wirdjedoch nicht zwingend der Fallsein".

Gemäss Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG, SR 172.10) ist der Bundesrat eine

Vollzugsbehörde (Art. 9), die politische Verantwortung übernehmen muss (Art. 4). Es ist daher nicht

zulässig, dass die Umsetzung von für die Bevölkerung und die Wirtschaft so einschneidenden
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Massnahmen auf einer blossen *Feststellung" beruht und nicht Gegenstand eines formellen

Beschlusses des Bundesrates ist, der seine politische Verantwortunggegenüber den

eidgenössischen Räten direkt und gegenüber dem Volk indirekt wahrnimmt.

6.5. Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Unter dem Titel einer "Meldepflicht" stellt dieser Artikel einen Wendepunkt dar, einen wichtigen

Paradigmenwechsel in dem vom Bundesrat vorgeschlagenen Ansatz:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von "kranken oder infizierten Personen" zur Identifizierung

von "kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder

Krankheitserreger ausscheidenden Personen", unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert

("mutmaßlich") sind oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von

vornherein gesund ist und die Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu

einem neuen System, in dem jede Person von vornherein "mutmaßlich" krank oder infiziert

ist, wenn keine medizinische Anamnese vorliegt. Es handelt sich um einen neuen

Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und aufden Feststellungen der Person selbst

und eines Arztes oder sogar eines Labors beruht, sondern um einen administrativen

Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln nachweisen

muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass dies

durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten "über

Verhaltensweisen einschließlich Daten über die Intimsphäre" gekoppelt. Der Begriff

Verhaltensweisen" wird jedoch nicht spezifiziert: Handeltes sich dabei um sexuelle,

politische oder Konsumverhaltensweisen? Darüber hinaus wird die Intimsphäre in der

Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom 23. März 1988 wie folgt

definiert:

Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die

betroffene Person oderPersonen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben." "Als

Intimsphäre gelten Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene

Person nurnahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will".

Art. 58 bekräftig und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auch hier aufder Identifizierung von

Personen und nicht mehr von Krankheiten und dem Zugang zur Intimsphäre.

6.6. Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher

keine positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere allgemein

bekannt, dass RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen

und dass bei Fehlen einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür

ist, dass eine Person nicht ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die

Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei

Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine "Heilungs"-Bescheinigung einer"Gesundheitsbescheinigung" und bestätigt

damit den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde: Es wäre ein administrativer

Nachweis der Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen

können (wie?), dass sie die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne

Symptome, ohne spezifische Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch

einen bestimmten Test gemessen wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die

Krankheit nicht bekommen, werden niemals Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt
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eine Diskriminierung von besonders gesunden Menschen dar - Menschen, die gerade dazu

beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokumentauf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus

der Covid-19-Krise bekannt.

6.7. Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem 'Contact-

Tracing

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie perse

relevant ist, da dies nicht nur stark von der Krankheit abhängt, sondern vorallem von der Art und Weise,

wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von Tests und

Quarantäne befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der

Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Verhältnismäßigkeit Tür und Torgeöffnet.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

weiter verstärkt.

7. Politische Fragen, die man sich stellen sollte (für eidgenössische

und kantonale Exekutiven, Legislativen und Gerichte

Entsprechen die Informationen des Bundesrats der wissenschaftlichen und rechtlichen

Wahrheit?

Ist der Vorschlag des Bundesrats die einzige Möglichkeit, mit einer Pandemie umzugehen?

Ist der Vorschlag des Bundesrates bedingungslos im Dienste dergesamten Bevölkerung?

Nach welchen Kriterien priorisiert der Bundesrat die Pandemievorbereitungen im Hinblick auf

andere Problembereiche der öffentlichen Gesundheit (z.B. chronische Krankheiten, Rauchen,

psychische Gesundheit, usw.)? Ist das Verhältnis zwischen Investition und Gewinn für die

öffentliche Gesundheit angemessen?

Ist die Dringlichkeit des Vorschlags gerechtfertigt?

Stärkt der Bundesrat mit seinem Vorgehen das Vertrauen der Bürger in ihre Behörden?

Stellt derVorschlag des Bundesrats eine wünschenswerte Zukunft dar?
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI

beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR

818.101) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit,

zur geplanten Revision Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der

Bürger (die in erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim

Gesundheitswesen tätigen Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise

wurden - entgegen der Meinung des Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist

- bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrechtin ordentliches Recht umzuwandeln, indem die

Regierung die Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln.

Ohne eine sorgfältige Prüfung (siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die

Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht wünschenswert, dass ein automatischer, von der

WHO ausgelöster Mechanismus fürden Übergang zu einer besonderen Lage Geltung

erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen

Vollstreckern politischer Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule

seiner Strategie die Impfung - selbst mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine

heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht toleriert werden. Im gleichenAtemzug

lässt erAspekte der psychischen Gesundheit und der Komplementärmedizin (Art. 118a BV)

ausserAcht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von

Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit,

dass jeder Mensch a priori zu einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person

wird (Standardstatus), die durch willkürliche und unwissenschaftliche, administrative

Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss. Mit einem solchen

Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außerAcht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie

und eine Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei

darauf hingewiesen, dass im erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt

dreimal pro Seite erwähnt wird.



Weshalb praktisch keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch

natürliche, nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet.

Letztere haben nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht,

Infektionen zu verhindern und zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung

des Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der

Gesundheitskosten führen würde. Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen

Begriff während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen

Zugang zu medizinischer Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass

nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit

Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV).

Sie muss im EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im

Widerspruch zum Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im

Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass

jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält, womit er sich auch für das

Prinzip derindividuellen Souveränitätfür die Gesundheit ausspricht. Die Gesundheit soll

in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund

übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag,

bringt keinen wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der

WHO signalisiert und Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, dieinstrumentalisiert

werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei

um eine Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander

verknüpft. Zu erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang derAnzahl der

Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei

Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in

dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-

Dokumente, die derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+

und Revision der Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen

vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat)

«die dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei

der Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.

Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle

ihres Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als

«Leiterin der multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3



Ziffer 11) übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten

Maßnahmen umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

- Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung

eines Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC),

insbesondere einer Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

- Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen

Krise dieWHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und

Gegenmaßnahmen anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

- Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen

unverzüglich umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen

Akteuren durchgesetzt werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen

zum Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist

es daher nicht nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die

Feststellung eines gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO

nicht automatisch bedeutet, dass in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird

immer darum gehen, das im Land vorhandene Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im

erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6 auch alternativ angewendet

werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich. Konsequenterweise

hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der

unter allen Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

- Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur

Meldung von Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur

Identifizierung von «kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder

Krankheitserreger ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder

infiziert («mutmaßlich») sind oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person

von vornherein gesund ist und die Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu

einem neuen System, in dem jede Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert

ist, wenn keine medizinische Anamnese vorliegt. Es handelt sich um einen neuen

Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf den Feststellungen der Person

selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen administrativen Standard-

Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln nachweisen muss, dass

sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass dies durch einen

ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder infiziert

fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand)

- Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über

Verhaltensweisen einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff

«Verhaltensweisen» wird jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle,

politische oder Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den

Datenschutz (DSG) vom 23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die

betroffene Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als

Intimsphäre gelten Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die



betroffene Person nur nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von

Personen und nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese

Bestimmungen gehen viel zu weit und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen,

managerialen und medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen

eingreifen kann. Am Grundsatz der Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist

festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist

für das Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit

abhängt, sondern vor allem von derArt und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten

durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer

Intimsphäre Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der

Zusammenarbeit durch eine Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche

Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher

weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat

daher keine positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit

allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer

Übertragung schützen und dass bei Fehlen einer medizinischenAnamnese ein negativer

Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht ansteckend ist, ebenso wenig wie

ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt sich also um ein

rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und

bestätigt damit den Paradigmenwechsel, derin Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein

administrativer Nachweis der Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten

ist, die beweisen können (wie?), dass sie die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde

Menschen ohne Symptome, ohne spezifische Antikörper, mit einer starken natürlichen

Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen wird (z. B. Kreuzimmunität,

Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals Zugang zu

einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders

gesunden Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer

übertragbaren Krankheit einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument aufAntrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht

zwingend erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu
erhalten. Das ist aus der Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine

nutzlose administrative Bürokratie verursacht und andererseits zu einer Diskriminierung von

Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden,

dass der Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit

geäussert werden. Es soll die Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der

Wahrheit entsprechen.



Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

- Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große

Krise der öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und

Mortalität.

- Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere

Krankheit oder Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines

Krankheitserregers.

- Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren

notwendig, nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von

den Injektionen.

- Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

- Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit

Zwang («zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

- Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig,

es fehlt weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

. Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

- DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

- Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt

aus zubeherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise

zu bewältigen, und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse

zu übertragen.

- Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

- Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und

kommunizieren auch so.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in

der NZZ verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu

sein. Weshalb diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausserAcht:

- Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu

berücksichtigen, nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das

zentrale Dokument derWHO.



- Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

- Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen

getroffen haben und damit besser gefahren sind, insbesonderewas die Morbidität und

Mortalität sowie die negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

- Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen

Gesundheit. Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den

Gesundheitszustand der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von

Krebserkrankungen, Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit

usw.) oder andere wichtige Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle

pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B.

Creutzfeldt-Jakob).

- Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

- Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten

zurückzuführen sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit

ausmachen.

- Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und

Injektionen usw.).

- Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat

(Nocebo- Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates

«primum non nocere» (in erster Linie nicht schaden)

- Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu

der Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

- Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

- Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu

halten, verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren

Präventions- und Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der

Bundesverfassung und im Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere

Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen

wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüße

:Dielkilueka



Absender

Dobler Josef,

Pommernweg 9a

8608 Bubikon

Bundesamt für Gesundheit BAG

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

und/oder

Per E-Mail an:

revEpG@bag.admin.ch / gever@bag.admin.ch

Datum 5.3.24

Teilrevision des Epidemiengesetzes;Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzesvom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte aufBundesebene zu konzentrieren -auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre GesundheitSelbst verantwortlich sind), Die Lehren aus derCovid-19-Krise

wurden - entgegen der Meinung des Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hierist - bevor eine

Teilrevision gestartet wird - zuerst eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurfsieht vor, Notstandsrechtin ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln, diesist abzulehnen. Es ist für

die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO

ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde

einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität entsprechen und ist des Menschen absolut

unwürdig.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zugewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Medikamenten und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann

nicht toleriert werden.Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht. In erster Linie ist der Mensch selbst für

seine Gesundheit verantwortlich, wenn er möchte in Zusammenarbeit mit

seinem Arzt seines Vertrauens, aber ganz sicher nicht das BAG und schon gar nicht die WHO,

was wissen denn diese schon vom einzelnen Menschen, was er braucht und was er will!
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Der Staat hat nichts zu suchen im Gesundheitswesen, das ist Sache des

Einzelnen, punkt.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldungvon Krankheiten

hin zurÜberwachung und Meldung von Personen. Ergehtsogar so weit, dass jeder Mensch a priorizu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seineGesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmungdes Einzelnen (subjektive Gesundheit) undjede

klinische Feststellung(objektive Gesundheit) außerAcht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung»im Durchschnitt dreimal proSeite erwähnt wird.

Weshalb praktisch keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche, nicht-

pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das beisehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne derSchweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicherZugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugangzu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen aufeine

medizinische Versorgungverzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun. Istes nicht

ein HOHN?

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in derVerfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor,was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantoneim Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite

setzt ersich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in derVerantwortung des Einzelnenliegen. Weiter sollen dieKantoneihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstraktgesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikelin dieser Form ist abzulehnen.
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Art.6 :Besondere Lage/Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandeltwerden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit derinternationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.So nicht!

Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären. So nicht!

Der neue Artikel 13Awürde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

dieWHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrathat seine Unterstützung für die Stärkungder Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigungder Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wirdimmer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesratsowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergangvon einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen. So nicht!

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zurIdentifizierungvon

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängigdavon, ob sie krankoder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krankoder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehrbiologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondernum einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder
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infiziert fühlt (subjektiverGesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «überVerhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen undEreignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufder Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschriftund Abs.2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf,obderBundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitungvon Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit des Einzelnen Menschen im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art.33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Nein danke!

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Nein danke!

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre desVorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussertwerden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand fürandere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

0 die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in derAllgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

O das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hateinen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, wedervon den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Artund Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mitZwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.
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Das Schweizer Gesundheitssystem ist- außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

wederan Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehrKompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Alles Lügen! Hören Sie auf damit!

Nur beispielhaftsei in diesem Zusammenhangaufdie Aussage von Bundesrat Alain Berset vom 27.

Oktober 2021verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne, dass man nicht ansteckend sei.

Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021an einer Pressekonferenz bekannt gegeben

hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

In der Hoffnung, dass Bundesratund Verwaltungim Sinne derPräambel derBundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung(insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wirIhnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme und hoffen auf Ihre Vernunft.

FreundlicheGrüsse

Unterschrift rdh
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Markus Domeisen 

Meierhof 27  
7134 Obersaxen  
               

              Schweizerische Bundeskanzlei  
              Bundeshaus West  
              3003 Bern  
  
              und/oder  
              Per E-Mail an: recht@bk.admin.ch  
  
  
22. März 2024 

  
  
Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort  
  
Sehr geehrte Damen und Herren  
  
Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur 
Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein  
Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision 
Stellung zu nehmen.  
  
  
1 Grundsätzliches  
  
Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.  
  
Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren – auf Kosten der Bürger (die in 
erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen 
Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden – entgegen der Meinung des 
Bundesrates – überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist – bevor eine Teilrevision gestartet wird – zuerst 
eine Aufarbeitung von Nöten.  
  
Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die  
Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung 
(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht 
wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu 
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität 
entsprechen.  
  
Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer 
Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst 
mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht  
toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der 
Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.  
  
Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten 
hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu 
einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und 
unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss. 
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Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede 
klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit 
Gesundheitsförderung zu tun.  
  
Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine 
Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im 
erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.  
  
Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche, 
nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben 
nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und 
zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.  
  
Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des 
Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde. 
Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.  
  
  
2 Zu einzelnen Bestimmungen Art. 2: Zweck  
  
Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während 
der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer 
Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine 
medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.  
  
Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im EpG 
nicht wiederholt werden.  
  
Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum 
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite 
setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält, 
womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die 
Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre 
Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.  
  
Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen 
wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und 
Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.  
  
Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit  
Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache, 
nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind  
insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro 
Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die 
Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.  
  
Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze  
Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die 
derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der 
Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:  
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• Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die 
dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der 
Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.  

• Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres 
Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der 
multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11) 
übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen 
umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).  

• Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines  
Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines  
Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler 
Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer 
Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.  

• Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise 
die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen 
anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.  

• Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich 
umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt 
werden.  

  
Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum Ausdruck 
gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht 
nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines 
gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass 
in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene 
Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6 
auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich. 
Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.  
  
Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten  
Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen 
Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:  
  

• Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von 
Personen.  

• Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von 
«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger 
ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind 
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die 
Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede 
Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese 
vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf 
den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen 
administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln 
nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass 
dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder 
infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt 
(objektiver Gesundheitszustand).  

• Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen 
einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird 
jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder  
Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom 
23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:  



  4  

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene  
Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten 
Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur 
nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».  

  
Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und 
nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit 
und werden deshalb vehement abgelehnt.  
  
Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen  
Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und 
medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der 
Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.  
  
Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»  
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das 
Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor 
allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.  
  
Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre  
Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine 
Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch 
verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch efÏzient, noch verhältnismäßig. Sie wird 
abgelehnt.  
  
Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise  
Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine 
positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass 
RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen 
einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht 
ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt 
sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.  
  
Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit 
den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der 
Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie 
die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische 
Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen 
wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals 
Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden 
Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit 
einzudämmen.  
  
Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend 
erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der 
Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht 
und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.  
  
3 Weitere Bemerkungen  
  
Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der 
Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die 
Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.  
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Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:  
  

• Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der 
öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.  

• Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem 
Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder 
Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.  

• Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig, 
nützlich, wirksam und verhältnismäßig:  

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;  
o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der  

Pandemie; o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine 
Schutzwirkung; o nur moderne Medikamente sind wirksam;  
o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person; o das Zertifikat hat einen 

positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit; o es gibt keine unerwünschten 
Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den Injektionen.  

• Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.  
• Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang 

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.  
• Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt 

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.  
• Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.  
• Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.  
• Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu 

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen, 
und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.  

• Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.  
• Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch 

so.  
  
Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ 
verwiesen.  
  
  
4 Schlussbemerkungen  
  
Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb 
diese Eile und Unsorgfalt?  
  
Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:  
  

• Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen, 
nicht (Art. Art 118a BV).  

• Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale 
Dokument der WHO.  

• Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den 
therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.  

• Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben 
und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die 
negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifv.  
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• Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit. 
Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand 
der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,  
Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige 
Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle 
pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).  

• Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.  
• Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen 

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.  
• Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den 

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation, 
wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen 
usw.).  

• Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (NoceboEffekt).  

• Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum 
non nocere» (in erster Linie nicht schaden).  

• Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der 
Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.  

• Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen 
Befehlsempfängern.  

• Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten, 
verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und 
Behandlungsmöglichkeiten.  

  
  
In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im 
Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung 
gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.  
  
Ich danke für die Kenntnisnahme.  
  
Freundliche Grüsse  
  
 

 

Markus Domeisen 
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Teilrevision desEpidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche BeurteilungderVernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge her um ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist derText unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was derZweck des Gesetzes

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass esam Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darfoder gar muss: Müsste man hiergar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parametergelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzungzwischen «normaler»,«besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit(CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hierjederzeit dieWHO intervenieren und eine PHEICausrufen und wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend

Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder garfestzuschreiben. Sowurde 2020 mit hohen Modellen
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So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten

nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von

Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich auf der Basis einer entstehenden Angst in

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19Erläuterungen), womit die

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können.

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber derTatsache der sehr

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und

Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber fürihre Leistungen

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e undfsowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die

Grundsätze derSubsidiarität, derWirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag eineganz

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung

in derSchweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist

das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den

Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft,um dem Rechnungzutragen. Zugleich wurden im

Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einerKnappheit, sondern

ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit
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Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiverSchaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Restdes Textes davon nie

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende,im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher.Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen hergedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebtin Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genau

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht»,

dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

nötig. Es darf angenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch

darauf zurück zu führen sind: Angstmacht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.

Aufjeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht

werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.
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2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,

dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung,

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht derGesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je

häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiterzu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzungsieht es hingegen ganz

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr

gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und derWert dieser

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu denin der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nurder allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits derbeste Schutz gegen «Hacking», denn

was zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht

mehr zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am

sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt:

«those who own the data, controll the future - not only of humanity - but the future of life itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass»

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht

werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre
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Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus derIntimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte,

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre

sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, dieim gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an.

Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. cdes Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlungintimster Daten werden und so

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutzwird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen,Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen.

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschunggehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nurim Falle

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, werwann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen

darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir

ihn während derC-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-

Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestet wurde,

als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen,

wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung der WHO laut Ignazio Cassis am
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7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass

PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine

Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört odersogar unterdrückt. Ein PCR-Test

weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens

eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu

hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch

positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert

werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, diejedem statistischen Minimalstandard spottet. So

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der

sicherste Weg in eineTestpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es

wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbar so vorgesehenen

Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das

Risiko von Testpandemien keine Rolle spielen. Aufdie Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nurwegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem

wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängigzu sein. Hat die Ausweitung auf die

Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen mussim Kontext dereinseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen werden, die in der

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»* besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion

nicht vor derKrankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Es warnie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v-=OJFKBritLlo
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Noch 2Jahre nach Injektionwerden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid -non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit derVerabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz andererwar als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40 Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In anderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome' überall im Körper sind die Folgen.

Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat dergain offunction und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre dererste Schritt, um

Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibt in derSchweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizitzugegeben. Noch immerwird die «Impfung»

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, siefür diese Gruppen

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist, warweder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Obman hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben

oder ob man nicht sogarvon einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig

geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und werwas bezahlt.

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt

dasschon wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffung fliessen die schlechten

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit,im Rahmen der

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen der Schein einer

anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich

herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden

eine Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise wurden genau die gleichen Dinge in

2 https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3

3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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noch viel grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6

Mio Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtetwurden. Einstandskosten von 468 Mio

Franken, die, auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede

sein -ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA- Injektionen in

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisherwar eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1-0,5 kann davon bei

Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit

und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfungwar und ist weder wirksam

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt

genommen, obwohl keine derVoraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren?Es

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist

wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und WHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen

grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zurVerhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderung zu

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV,wonach der Mensch vor Missbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass wederLockdown, Social Distancing, noch

Masken etwas gebracht haben'. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vordem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch derTestzwang ist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien- belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss aufdas Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» derArmut bei rund 100 Millionen Menschen

geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden.

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 - 84 festgeschrieben und ausgebaut

werden. Nicht nurwaren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden

der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns

nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und

WHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler derC-19-Krise bisher noch nicht

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält.

Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, aufSchutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschütztwerden, wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen

die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

4
https://www.aletheialib.org/doc/739

5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlageam Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheit und die Wirtschaft. Dies mussim Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das giltim Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig

noch wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug aufAntibiotika und auch die Fortbildungspflicht

von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce- warein nichtgewähltes,am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftlerwaren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich

finanzierten Forschungverbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflichtim öV;

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen derTaskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darfein solches Vorgehen jetzt

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth aufden ersten Blick bestechend, indem dort nicht nurder

Mensch,sondern auch gleich noch die Umwelt mitin Betracht gezogen werden solll Mensch, Tier und

Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen,warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die

Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass die WHO nicht nur

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEICausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine

Auswirkung aufdie Gesundheit haben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im

herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit derAusrufungvon Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor derWHO ganz allein entschieden werden.

Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in derSchweiz ganz automatisch und verbindlich

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen -am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur«Empfehlungen»

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden

Verbindlichkeit, sondernim Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in derC-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive derSchweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen,wie die schon erwähnten

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem warwie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln,

manipulative Zählungvon Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält dieWHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern,zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil(76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht ersich eine Rendite von 1 : 20

undin primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 Mia Menschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus-zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerungim Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz derWHO und der Vereinten Nationen (UN) hat nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden.

Wirwollen keine Machtausweitung der WHO. Und erstrecht gibt es keinen Grund in vorauseilendem

Gehorsam die Änderungswünsche derWHO hinsichtlich derIGV schon jetzt durch eine Erweiterung des

EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismushat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungenam Epidemien-Gesetz

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische undtransparente Aufarbeitung der

letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fast jedem Artikel, sodass man

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine derÄnderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.
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Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Es fehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle

folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche

Willkür.

Die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der

Präambel explizit genannt, dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei derSchweizerischen Bundesregierung Halt. So

übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.

Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll(neue IGV). Das OneHealth-Konzept

von UN und WHO ist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl.

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nichtins EpG. So auch Subventionen,

Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, aufdem Boden

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise

mit Angst und Panik.

Die Märvom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

lin
Roland Dornbierer
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Betreff: Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI

beauftragt, zurTeilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zurgeplanten

Revision Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mit dem Vorentwurf Teilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung

gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändertoder ergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage

stellt sich, warum es sich nurum eine «Teilrevision» handeln soll.

Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Beigenauem Hinsehen istim Grunde keine Änderung akzeptabel.

ERGO: Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist

mühselig und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nicht um das Klein-Klein geht, sondern um

das grosse Ganze, das beabsichtigt ist. Aus Sicht derWHO und ihrem One-Health-Ansatzistes - kurz

gesagt -die Dauerimpfung von Mensch und Tier. Und genau das giltes zu verhindern! Es darf keinen

One-Health-Ansatz im neuen EpG geben!

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in

der aktuell geltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Art. 1 Gegenstand

DiesesGesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu

nötigen Massnahmen vor.

Art. 2Zweck

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten

und zu bekämpfen. (..)
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Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen

verhütet und bekämpft werden. Klingt gutgemeint, ist aber nur dann gut, wenn das

Auftreten dieser übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren

Ausbreitung nachweislich zu einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der

Bevölkerung führen wird oder bereits geführt hat. Dies begründet dann die besondere bzw.

ausserordentliche Lage, in deren Folge die im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen

werden können.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil

drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche

zudem das Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man

verhindern, dass (jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz

ausgerufen wird, welche dann die Massnahmen-Lawine in Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel

angesetzt werden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung

von übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der

Impfung ansetzen.

Der«guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert

werden. Schliesslich heisst das Gesetz so.

2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung derLagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen

Fassung des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage

ist in Art. 6 Abs. 1 EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert(Bst. a und b),

die jeweils zwei kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen

Untervarianten in der zweiten Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition

sind juristisch auslegungsbedürftig. Daran ändert derVorentwurf zurVernehmlassung

nichts. Alle Tatbestände bleiben auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone Bedarfan Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in

Art. 6 Abs. 1EpG beschriebenen Situation äussern, ist eszudem nicht automatisch

notwendig, dass der Bund die Kompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6

Abs. 2 EpG erhält. Dies wird neu in Art. 6b präzisiert: «1 DerBundesrat stellt die besondere

Lage fest. 2 Erdefiniert die Zieleund Grundsätze derStrategie zur Bekämpfung der

Gefährdung sowie die Form derZusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Erentscheidet über

den Einsatz der Krisenorganisation des Bundes.»

Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen

normaler und besonderer Lage ist rechtlich nicht explizitgeregelt. Die konkreten Schritte

und Abläufe zwischen der Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer

besonderen Lage sind heute unklar, ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen

Ebene in den Kantonen in die entsprechenden Entscheidungen.

Auch im Vorentwurfzur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur

Zusammenarbeit mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er(derBR) hört die Kantone und

die zuständigen parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage:

2



Anordnung von Massnahmen 1 Der Bundesratkann nach Anhörung der Kantone und der

zuständigen parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenüber

einzelnen Personen (Art. 30-39) oder gegenüber der Bevölkerung und bestimmten

Personengruppen (Art. 40); (.) c. Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen,

besonders exponierten Personen und Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, für

obligatorisch erklären. »

Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6EpG in derGrössenordnung

von Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende

einer besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der

Anordnung von Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und

losgelöst davon nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen

Entwurf. «Vorübergehend dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen

werden.

Ergo: Insbesondere ausjuristischer Sicht bestehtim Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für

eine Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. b EpG auf

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte,

ebenfalls aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare,

messbare Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung

einer besonderen Lage erfüllt ist.

Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte

erst recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen.

Kein Kriterium zurAusrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf

die Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie

ausländischer oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten

würde das EpG aufWillkür fussen.

3 Hebel Nummer 2: Die Definition der Impfung

Die COVID-19-Impfung auf mRNA-Basis war keine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den

Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller

bisherigen Impfungen sein soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, wasden

Menschen injiziert werden soll, Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht/

Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu «erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein

rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient

zur Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nichtansteckung und

Nichtweitergabe von Krankheitserregern.

4 Hebel Nummer 3: Der guten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer

Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie»

kann die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden.

3



5 Hebel Nummer 4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (=

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz!

6 Fazit

Ja, die sog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind

Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von

Pandemien und das Lostreten einer Massnahmenlawine / Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in

dem Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden,

inakzeptabel sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage,

ob es sich bei der Corona-Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhaupt um eine

Pandemie und damit eine besondere Lage gehandelt hat und woher das Virus (wenn

überhaupt, dann aus dem Labor) kam, in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht

erwähnt und damit auch nicht geklärt wird.

Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) übereine besondere oder

ausserordentliche Lage in der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der

Schweiz, denn dann unterläge das EpG per se fremder Willkür.

Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie

gezogen werden, wird die Rolle, die dieWHO hiergespielt hat, auch nicht thematisiert.

Hieraus könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, derWHO eine

Machtausweitung zuzugestehen. Ganzim Gegenteil: Eher deren Abschaffung!

Und erst recht gibtes keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-

wünsche derWHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt

durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Auch hat der One-Health-AnsatzderWHO und derVereinten Nationen (UN) nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat derSouverän

diesem Ansatz als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt?

Es ist zwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-

Impfung eine Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne (und auch nicht im

Sinne des Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h.

Nichtansteckung und Nichtweitergabe eines Krankheitserregers.

Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, willman die

kontinuierliche Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches

(vorsätzliches) Entweichen in Zukunft verhindern.
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7 Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften(geplante

Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiertin das EpG übernommen werden sollen, je zur

Anwendung kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten

Massnahmen wiederholt wird, sind in derTeilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur

Ausrufung einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt durch eine

(ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer Regierung. Der

Gesetztstext muss entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen

werden, dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte

und / oder ungeprüfte Substanzzwangsverabreicht bekommt (d.h. Impfzwang oder

ähnliches), die eine bedingte (= Notfall-) Zulassung bekommen hat. In diesem

Zusammenhang ist zudem der Begriff der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst

recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-Impfung isteine Gentherapie) gezwungen

werden. Eine Therapie bekämpft Symptome, nicht den erstmaligen Ausbruch einer

Erkrankung. Zudem ist zu verhindern, dass die Pharmalieferanten ihre Produkte

umdeklarieren, also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen.

Ich danke für die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen

B16
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réponse à la consultation
Révision partielle de la loi sur les épidémies ;

Madame, Monsieur,

chargé le Département Fédéral de
Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a

consultation sur la révision partielle de la
l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de

épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons
loi du 28 septembre 2012 sur les

cette opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pourde multiples raisons

encore plus de prérogatives au niveau
Cet avant-projet prévoit de concentrer

(pourtant les premiers responsables de leur
fédéral au détriment des citoyens

(F

et institutions actives dans le domaine de la
santé), des cantons et des personnes

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée
santé. Contrairement aux

avant d'entamer la révision de la LEp, il est
de la crise Covid. En conséquence,

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

transformer, selon son bon vouloir
donnant ainsi au gouvernement la possibilité de

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir lamise à jour)

il n'est pas souhaitable pour la population
cette proposition est à rejeter. Par ailleurs,

particulière,
suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation

supranational dirigé par des personnes
déclenché par l'OMS, (qui est un organe

abandon de la souveraineté
non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

suisse.
contraire au droit à l'auto-détermination du peuple



au statut de simples
L'avant-projet relègue les professionnels de la santé

exécutants des décisions politiques.

passant de la surveillance et
L'avant-projet entraîne un changement de paradigme,

surveillance et à la déclaration des
de la déclaration des maladies à la

contagieux et devra
Tout individu sera considéré comme malade OU

personnes.

apporter la preuve de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives

présomption de bonne santé
arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel de XK

des individus passera à un statut de « présomption de maladie X)

avant-projet entraînerait une hausse
La mise en place de la politique prônée par cet

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population

suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise
La formulation "égalité des chances

non-vaccinées n'ont pas eu accès
Covid, on relèvera que de nombreuses personnes

aux soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par

la Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

non-vaccinées. De
demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes

à
quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie

celle-ci représente le pilier
des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que

central de cet avant-projet).

d'étendre ses compétences, est en
Le fait que la Confédération propose

contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en

matière de santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne

reçoive les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur

souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en
du principe de la

doivent assumer leurs
premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

déposséder de leurs
tâches dans le domaine de la santé et ne pas se volr

compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à "OneHealth", un concept qui peut sembler judicieux dans

n'est qu'elle engendre
l'abstrait, n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si unece

obéissance aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-

élues) et ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

surchargé. Il s'agit d'un fait et non
Le système de santé est déjà périodiquement

sont multiples et interdépendantes. On peut notamment
d'un risque. Les causes

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par



habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

particulière", il est impératif de
Concernant les principes relatifs à la 'situation

prendre en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation

Règlement sanitaire international
(Traité OMS sur la pandémie CA+ et révision du

RSI) qui prévoient les modifications majeures suivantes :

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions
0

ce ne sont que
juridiquement contraignantes (actuellement

l'évidente incapacité
recommandations) pour pallier à (selon l'OMS) K

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporterl'OMS
O

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que
se

mondiale
"chef de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance

de la santé“ (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

déclaréesrecommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures

que fermeture des frontières,
appropriées (article 3, paragraphe 6) tels

)
confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc.

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après
O

ses collaborateurs) le
consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi

pouvoir d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition

potentielle ou actuelle d'une urgence de santé publique de portée

pandémie, et d'en déclarer la fin selon
internationale (PHEIC), notamment une

son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent IOMS
0

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

directives.
de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en

appliquer (par la
immédiatement et que les États membres les fassent

ceuvre

non étatiques.contrainte si besoin) par tous les acteurs

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

comment le Conseil Fédéral en arrive à la
T'OMS, on ne comprend donc pas

conclusion que "la constatation par l'OMS d'une urgence de santé publique de portée

une situation particulière
internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe

en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque



l'article 6 peuvent être
du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de

à
appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire

déclaration ci-dessus, le Conseil
cet égard. En toute logique conformément à sa

que les amendements du RSI car
fédéral doit rejeter aussi bien le traité pandémique

représentent l'abandon de la souveraineté de
l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse

notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Traitement de données sensibles
Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 :

changement de paradigme marquantque nous
Ces deux articles représentent un

rejetons en toutes circonstances :

maladies à un système de
Passage d'un système de déclaration des

O

déclaration des personnes.

malades ou infectées" à
Passage de l'identification des personnes

0

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ceS

infectées (ou même "présumées"
dernières soient réellement malades OU

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a

l'infection devant être
priori considérée en bonne santé, la maladie ou

système où toute personne est à
médicalement constatée, à un nouveau

en l'absence de
priori "présumée" malade ou infectée et cela même

symptômes. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

elle-même, d'un médecin ou
et basé sur les constatations de la personne

santé administratif standard,
d'un laboratoire, mais d'un statut de

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée

laboratoire inappropriéL'expérience COVID ayant démontré qu'un test de

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

infecté (état
et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni

diagnostic (état de
de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un

santé objectif).

personnes est couplée à la
Cette nouvelle obligation de notification des

O

compris les données
collecte de données "sur les comportements, y

relatives à la vie privée“". La notion de "comportements" n'est toutefois pas

S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de
précisée

:

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie

sa confiance
dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont

ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime

les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

souhaite porter à la connaissance que de ses proches".
concernée ne

(traduit de l'allemand).



12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur
L'article 58 renforce et confirme l'article

et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la
l'identification des personnes

trop loin et sont donc à rejeter avec
sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup

fondamentaux des citoyens
véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits

consacrés par la Constitution.

limitatives dans les institutions.
Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures

fédéral peut
Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

institutions. Le principe de la souveraineté des
qui concerne la gestion des

cantons en matière de santé doit être maintenu.

national "Contact-Tracing".
Art. 33 et art. 60a : système d'information

De nombreuses études ont montré que letraçage des contacts n'est pas pertinent

soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement
en

manière dont le
principalement de la maladie en question, mais aussi et surtout de la

traçage des contacts est effectué.

et à l'accès à
Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes

vigueur est remplacé par
leur intimité. Le principe de coopération actuellement en

Cette mesure n'est donc ni
obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier.

une

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a
Un certificat en soi ne peut pas prouver

connu que les
donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et

test Covid négatif ne garantit pas qu'une
qu'en l'absence de symptômes, un

test positif n'est pas une preuve
personne ne soit pas contagieuse, tout comme un

de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a

utilité pour la santé publique.aucune

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un "certificat de bonne santé"

confirmant ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de

maladie).

demande démontre bien que celui-
Le fait d'indiquer que le document est délivré sur

vie sociale et professionnelle. On le sait
ci n'est pas obligatoire pour mener une

depuis la crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une

et, d'autre part,
part, engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse

entraîne une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

constater que le Conseil
A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut

fédéral part de certains présupposés erronés :



se sont révélées
L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19

0

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

les autres,
En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour

O

indépendamment de son âge etde son état de santé.

décès) n'estque le résultatde la dangerosité d'un
L'issue (maladie grave ou

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient
0

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination
;

la lutte contre la
injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans

- Les

pandémie

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- IIn'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- IIn'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

ni
opérationnel, ilne manque ni de lits, ni de personnel, nide médicaments,

de matériel.

l'immédiat.
- D'autres pandémies sont à craindre dans

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

situation complexe à partir
II est possible et souhaitable de maîtriser une

d'un point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en

indispensable de leur conférer
mesure de gérer une telle crise et il est donc

davantage de compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

que par de
et constaté aussi bien dans la réalité du terrain

Tout cela est mensongen

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.



4. Remarques finales

Pourquoi une
L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis.

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle netient pas compte des aspects suivants :

l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les
Elle ne remplit pas0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

lle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa,
0

le document central de l'OMS.

question du traitement et de la prise en charge précoce,
Elle n'aborde pas la0

l'évolution thérapeutique d'une maladie.
alors qu'ils sont déterminants pour

ont fait d'autres choix
Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays

O

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité etla mortalité ainsì que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus
0

large de santé publique.

compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des
Elle ne tient pasO

malades chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des
O

maladies infectieuses représentent
maladies chroniques, alors que les

environ 1% de la mortalité.

les mesures ont eus et continuent
Elle n'aborde pas les effets néfastes que

0O

de santé de la population (isolement social, dommages
d'avoir sur l'état

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

de santé publique
Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure

O

et long terme (effet nocebo).
également des effets néfastes à court, moyena

le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment
Elle ignoreO

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

est enapproche standardisée du traitement qui
Elle propose uneO

individuellement.
contradiction avec la nécessité de considérer chaque cas

professionnels de la santé au rang de
Elle relègue le médecin et les autres

O

simples exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de 'OMS, elle
0

alternatifs,
restreint la recherche de moyens de prévention et de traitement

efficaces et moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

préambule de la Constitution fédérale et
envers le peuple suisse, dans l'esprit du

articles 117a
dans l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulierles

et suivants Cst.), je vous remets la présente réponse à la consultation.



Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance.

Je vous prie d'agréer, Madame, Monsieur, mes salutations distinguées

Barbara Dousse
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Révision partielle de la loi sur les épidémies (LEp ; RS 818.101) 

Formulaire de réponse pour la procédure consultation se déroulant du 
29 novembre 2023 au 22 mars 2024 

Prise de position de : 

Nom / entreprise / organisation / autorité / canton : Dromelet Cécile 

Sigle :       

Adresse : 89 route des Mosses, 1660 
L'Etivaz 

Interlocuteur :       

Téléphone :       

Courriel : cc.morelle@gmail.com 

Date : 18.03.2024 

Le cas échéant : prise de position rédigée en collaboration avec :       

Madame, Monsieur, 

Le présent formulaire de réponse concerne le projet de modification de la loi sur les épidémies (LEp) 
mis en consultation et le rapport explicatif y relatif, dans leur version du 29 novembre 2023. Les do-
cuments liés à la consultation sont disponibles sur Internet sous Procédures de consultation en 
cours (admin.ch). 

En utilisant ce formulaire, vous nous aidez à recueillir vos avis de manière organisée et à les classer 
correctement. Le formulaire vous permet de : 

- donner votre avis sur le projet dans son ensemble, 

- commenter globalement des groupes d’articles étroitement liés entre eux, 
- commencer individuellement chaque article du projet, 

- prendre position sur la création, dans la loi sur les épidémies, d’une base légale permettant 
d’exploiter des applications de traçage numérique des contacts.  

Nous vous prions d’inscrire vos réponses dans les champs prévus à cet effet.  

Remarques importantes : 

1. Le texte dans les champs de réponse ne peut pas être mis en format (par ex. ne peut pas 
être mis en gras ou barré). Veuillez donc formuler expressément les demandes d'adaptation 
d'articles, par exemple. 

2. Veuillez envoyer le formulaire dûment rempli au format Word d’ici au 22 mars 2024 à ces 
deux adresses en même temps : revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Pour toute question ou information complémentaire, vous pouvez vous adresser à l’équipe 
chargée du projet de révision de la LEp à l’adresse suivante : revEpG@bag.admin.ch.   

Nous vous remercions de votre précieuse contribution à la révision partielle de la LEp  

https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
mailto:gever@bag.admin.ch
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D. Art. 19 à 19a (prévention dans les établissements, prévention de la résistance aux 
antibiotiques) 

E. Art. 20 à 24a (vaccinations, monitorage de la couverture vaccinale) 

F. Art. 33 à 43 (mesures visant des personnes, mesures dans les transports de personnes) 

G. Art. 44 à 44d (approvisionnement en biens médicaux importants, capacités sanitaires) 

H. Art. 47 à 49b (autres mesures en matière de lutte) 

I. Art. 50 à 52 (aides financières, contributions, indemnisation) 

J. Art. 53 à 55 (organes des cantons et de la Confédération) 

K. Art. 58 à 69 (traitement de données, systèmes d’information nationaux) 

L. Art. 70a à 70f (aides financières destinées aux entreprises en raison de mesures au sens de 
l’art. 6c ou 7) 

M. Art. 74 à 74h (prise en charge des coûts relatifs aux biens médicaux importants) 

N. Art. 75 à 81b (exécution par la Confédération, les cantons et l’armée ; collaboration) 

O. Art. 82 à 84a (dispositions pénales) 

3. Avis sur la modification d’autres actes (LAO, LAAM, LPTh) 

4. Création d’une base légale pour les applications de traçage numérique des 
contacts ? 

5. Autres remarques 

 

  



 

Département fédéral de l‘intérieur DFI 

Office fédéral de la santé publique OFSP 

 

3 

1. Avis sur le projet dans son ensemble 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu du projet mis en consultation ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

Explication : 

Veuillez expliquer votre impression générale. Vous pouvez formuler plus bas des commentaires spécifiques à 

chaque article. 

      

 

2. Avis sur les différents articles modifiés dans la LEp 

A. Remplacement d’expressions, art. 2 à 3 (but, définitions) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le remplacement d’expressions et les art. 2 à 
3 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous)  

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 
 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Commentaires concernant le remplacement d'expressions : 

Par respect de la constitution suisse, article 10 en particulier. Il faudrait qualifier les mesures 
citées  dans l'art 2 But 2 comme respectant la constitution suisse art 10" 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

2 "Les mesures qu'elle prévoit poursuiveent les buts 
suisvants et respectent l'article 10 de la constitution 
suisse"  

      

3 Il faut définir aussi terme "pandémie" et quel est 
l'assemblée démocratique suisse qui vote le 
commancement et la fin d'une pandémie 
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Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

B. Art. 5a à 8 (risque spécifique, situation particulière, mesures préparatoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 5a à 8 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas échéant, 

qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indiquer l’alinéa / 
la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

5a Rappeler le respect de l'artiche 10 de la constitution dans 
les programmes nationaux dans les tout les 
domaindomaines (vaccinations, l'emploi des antibiotiques, 
et autes) 

      

6 Seule lle peuple suisse peut décider d'une urgence 
sanitaire (pas l'OMS qui est une institution privée) 

      

6a             

6b L'OMS n'intervient pas,6b à supprimer       

6c Rappeler que les mesures doivent respecter l'art 10 de la 
constitution. On ne doit pas astreindre les médecins dans 
leur liberté de prescrire. 

. 

6d La liberté vaccinale est garantie par la constitution et ne 
doit pas être abrogée 

      

8 Manque le restect de l'art 10 de la constitution suisse       

Autres remarques sur ce groupe d’articles : art 7 Rappeler que les mesures doivent être conforme 
à l'art 10 de la constitution  suisse, quelqu'extraordinaire soit la situation.    

C. Art. 11 à 17 (systèmes de surveillance, déclarations, laboratoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 11 à 17 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 
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☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

11             

12 Supprimer l'obligation de déclarer l'identité les 
personnes afin de respecter le secret médical. 

      

12a Supprimer l'obligation de déclarer l'identité les 
personnes afin de respecter le secret médical. 

      

13             

13a La discrimination sur l'obligation de déclarer est contre-
productive, et augmenterait le risque de fraude sur les 
données. >> supprimer le 13.2 

      

15 Rappeler la liberté au gens de participer ou pas à ces 
enquêtes 

      

15a Rappeler la liberté au gens de participer ou pas à ces 
enquêtes 

      

15b Rappeler la liberté au gens de participer ou pas à ces 
enquêtes 

      

16             

17             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : art 14 :Rappeler la liberté au gens de participer ou 
pas à ces enquêtes     

D. Art. 19 à 19a (prévention dans les établissements, prévention de la résistance 
aux antibiotiques) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 19 à 19a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☒ ☐ ☐ 
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Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

19             

19a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Rappeler la préséance de la liberté constitutionelle 
(art 10)     

E. Art. 20 à 24a (vaccinations, monitorage de la couverture vaccinale) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 20 à 24a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

20 En rappelant la liberté vaccinale        

21 En rappelant la liberté vaccinale        

21a En rappelant la liberté vaccinale        

24 Art 24b : changer le terme "augmenter" car il ne 
respecte pas la liberté vaccinale. 

      

24a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Art 22 : Supprimer l'article, car iln'y a pas de 
vaccination obligatoire en Suisse Art 23 : supprimer l'article, car il n'est pas conforme au secret 
médical.    

F. Art. 33 à 43 (mesures visant des personnes, mesures dans les transports de 
personnes) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 33 à 43 ? 
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Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☒ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

33             

37a A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

40 A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

40a A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

40b A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

41 A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

43 A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Art 32 , art 33, art 34, art 35, art 36,  A supprimer à 
cause de non-conformité à la liberté constitutionnelle (art 10)    

G. Art. 44 à 44d (approvisionnement en biens médicaux importants, capacités sani-
taires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 44 à 44d ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 
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Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

 

44             

44a             

44b             

44c             

44d             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Contre productive, car cela augmente le risque de 
fraude et et favorise le capitalisme de connivence. Qu'a-t-on fait avec les vaccins COVID non 
injectés ? Le vaccin COVID étaient-il efficace et sans danger ? La surmortalité général depuis 
l'injection du vaccin COVD a-t-elle été qualifiée ?    

H. Art. 47 à 49b (autres mesures en matière de lutte) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 47 à 49b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

47             

49a             

49b             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

I. Art. 50 à 52 (aides financières, contributions, indemnisation) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 50 à 52 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 
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☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

50             

50a             

51             

51a             

52 A supprimer car avec le régime des autorisations 
(Section II art 16, 17 18), cela augmente les risque de 
conflits d'intérêt. 

      

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

J. Art. 53 à 55 (organes des cantons et de la Confédération) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 53 à 55 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

53 Rappeler le respect de la liberté de prescription du 
médecin et la liberté de choix du patient 

      

54 Rappeler le respect de la liberté de prescription du 
médecin et la liberté de choix du patient 

      

55             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          
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K. Art. 58 à 69 (traitement de données, systèmes d’information nationaux) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 58 à 59 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

58 A supprimer, car ces traitements de données ne 
resppecte pas le secret médical 

      

59 A supprimer car ces communications ne respecte pas le 
secret médical 

      

60         

60a             

60b             

60c             

60d             

62a             

69             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Correspond à des mesures dictatoriales de 
surveillance totale (1984 Georges Orwell) Il faut que le secret médical reste secret entre le 
médecin et son patient.    

L. Art. 70a à 70f (aides financières destinées aux entreprises en raison de mesures 
au sens de l’art. 6c ou 7) 

Les mesures que la Confédération prend durant la situation particulière ou extraordinaire 
peuvent entraîner des pertes de chiffre d’affaires pour les entreprises. Faut-il créer dans la 
LEp une base légale pour que la Confédération puisse soutenir ces entreprises au moyen 
d’aides financières ? 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous et aussi ré-

pondre à la question suivante.) 

Une base légale devrait être créée.   

(Veuillez expliquer ci-dessous.) 
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☐ ☐ 

Explication : 

      

 

Si vous estimez nécessaire de créer une base légale dans la LEp pour de telles aides finan-
cières, dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu concret des art 70a à 70f ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous)  
 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-
tions d’adaptation con-
crètes 

 

70a             

70b             

70c             

70d             

70e             

70f             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Ces sous-articles n'existent pas. Si les mesures 
respectent la liberté constitutionnelle, si les producteurs prennent leur responsabilité sur leur 
produits, il n'y a pas lieu de légiférer le code civil et pénal suffit    

M. Art. 74 à 74h (prise en charge des coûts relatifs aux biens médicaux importants) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 74 à 74h ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 
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Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

74             

74a             

74b             

74c             

74d             

74e             

74f             

74g             

74h             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Ces sous-articles n'existent pas. Si les mesures 
respectent la liberté constitutionnelle, si les producteurs prennent leur responsabilité sur leur 
produits, il n'y a pas lieu de légiférer le code civil et pénal suffit    

N. Art. 75 à 81b (exécution par la Confédération, les cantons et l’armée ; collabora-
tion) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 75 à 81b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

75             

77 77a Supprimer  Le conseil fédéral n'impose rien       

80             

81a             

81b             
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Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

O. Art. 82 à 84a (dispositions pénales) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 82 à 84a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

82             

83             

84             

84a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : En matière de santé, personne ne doit être contreint 
et les mesures doivent respecter la constitution suisse.    

3. Avis sur la modification d’autres actes (LAO, LAAM, LPTh) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les modifications prévues dans d’autres 
actes ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-
tions d’adaptation con-
crètes 

 

1 LAO             
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35 LAAM             

9a LPTh             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :            

4. Création d’une base légale pour les applications de traçage numérique des 
contacts ? 

Faut-il ajouter à la loi sur les épidémies une disposition permettant d’exploiter des applica-
tions de traçage numérique des contacts (similaires à SwissCovid) ? 

Le système SwissCovid a été développé sur mandat de la Confédération. Les pays voisins (dans 
l’espace européen) ont mis au point et déployé des systèmes semblables. Actuellement, le projet 
mis en consultation ne contient pas de disposition sur le traçage numérique des contacts. La créa-
tion d’une base légale à ce sujet dans la LEp permettrait à la Confédération de continuer à déve-
lopper et à faire fonctionner des applications de ce type. Elle entraînerait aussi des coûts supplé-
mentaires pour le développement et l’exploitation. 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

Une base légale devrait être créée. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

☐ ☐ 

Explication : 

      

 

5. Autres remarques 

Avez-vous d’autres remarques en lien avec la révision partielle de la LEp ? 

      

 

 

Nous vous remercions d’avoir rempli ce formulaire ! 



 

 

 
 
Recommandé 
OFSP 

       Schwarzenburgerstr. 15 
       3097 Liebefeld 
 
 
 

Sion, le 12 mars 2024 
 

 

 

 
Concerne :  
Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation 

Mesdames et Messieurs, 

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de 
l'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la 
loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette 
opportunité et prenons position sur la révision prévue. 

1. Principes de base 

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons. 

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau 

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), 
des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. 
Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n’a été tirée de la 
crise Covid. En conséquence, avant d’entamer la révision de la LEp, il est 
indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n’a pas été fait. 

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en 
donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir 
les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), 
cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population 
suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière, 
déclenché par l’OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes 
non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté 
contraire au droit à l’auto-détermination du peuple suisse. 
 
L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants 
des décisions politiques.  

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et 
de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. 
Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve 
de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non 



 

 

scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus 
passera à un statut de « présomption de maladie ».  

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse 
massive des coûts de la santé, ce qui n’est pas souhaitable pour la population suisse. 

2. Concernant les différentes dispositions 

Art. 2 : But 

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, 
on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n’ont pas eu accès aux 
soins médicaux, « l’égalité des chances d’accès » n’ayant pas été respectée par la 
Confédération elle-même. A cela s’ajoutent les déclarations de certains politiques 
demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De 
quelle « égalité des chances d’accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à 
des conditions telles que la vaccination ?  (Sachant que celle-ci représente le pilier 
central de cet avant-projet). 

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en 
contradiction avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en 

matière de santé). Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive 
les soins nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe 

de la souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu 
de la responsabilité de l'individu.  Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le 
domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de 
la Confédération. 

Toute référence à ‘’OneHealth’’, un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait, 
n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance 
aux plans de l’OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et 
ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être 
instrumentalisés. 

 

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique 

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non 
d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment 
mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par 
habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et 
le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté. 

Art. 6 : Situation particulière / Principes 

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre 
en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité 
OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui 
prévoient les modifications majeures suivantes : 



 

 

o Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions 
juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que 
recommandations) pour pallier à (selon l’OMS) « l'évidente incapacité 
dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et 
d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y 
remédier. 

 

o Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS 
se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que "chef 
de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la 
santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la 
recommandation ) pour les États de mettre en œuvre les mesures déclarées 
appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières, 
confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc…) 
 

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après 
consultation d'un comité d’urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir 
d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou 
actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC), 
notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir. 

 
o Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS 

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et 
de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives. 

 

o L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre 
immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la 
contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques. 

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au 
renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de 
l'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion 
que "la constatation par l'OMS d'une urgence de santé publique de portée 
internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en 
Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du 
rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués 
de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. 
En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit 
rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l’entrée de 
ceux-ci dans le droit suisse représentent l’abandon de la souveraineté de notre nation 
et se révèlent donc contraire à la Constitution. 

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles 

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous 
rejetons en toutes circonstances : 



 

 

o Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de 
déclaration des personnes. 

o Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à 
l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées, 
présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ces 
dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées" 
infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori 
considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être 
médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à 
priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de 
symptômes. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique 
et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou 
d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard, 
(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir 
prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. 
L’expérience COVID ayant démontré qu’un test de laboratoire inapproprié 
figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé 
et cela alors même que l’individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état 
de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de 
santé objectif). 

 

o Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la 
collecte de données "sur les comportements, y compris les données 
relatives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas 
précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de 
consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection 
des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme 
suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont 

seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont 

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les 

données qui ont une forte connotation affective et que la personne 

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches". 

(traduit de l’allemand). 

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur 
l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la 
sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec 
véhémence s’agissant d’une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés 
par la Constitution. 

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions. 

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut 

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce 

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons 
en matière de santé doit être maintenu. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/1988/2_413_421_353/fr
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/1988/2_413_421_353/fr


 

 

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing". 

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent 

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement 
de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des 
contacts est effectué. 

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à 
leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une 
obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni 
efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée. 

 

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison 

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a 
donc aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les 
injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en 
l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne 
soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa 
contagiosité. Il s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune 

utilité pour la santé publique. 

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un "certificat de bonne santé", confirmant 
ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie). 

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci 
n’est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis 
la crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, 
engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne 
une discrimination entre les personnes. 

3. Autres remarques 

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil 
fédéral part de certains présupposés erronés :  

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées 
être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité 
nettement excessive. 

 

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, 
indépendamment de son âge et de son état de santé.  

    L’issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un 
agent pathogène. 

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient 
nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées : 

- L’immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ; 



 

 

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la 
pandémie ; 

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ; 

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ; 

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ; 

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ; 

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections. 

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie. 

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un 
problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien"). 

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement 
opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni 
de matériel. 

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat. 

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances. 

- Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un 
point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure 
de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer 
davantage de compétences et de pouvoirs. 

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société. 

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, 
transparente et véridique. 

 

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de 
nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte. 

4. Remarques finales 

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une 
telle précipitation et un tel manque de soin ? 

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants : 

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les 
médecines complémentaires (art. 118a Cst.). 

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, 
le document central de l'OMS. 

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, 
alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie. 



 

 

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix 
stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la 
morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société. 

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus 
large de santé publique. 

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des 
malades chroniques. 

o Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies 
chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la 
mortalité. 

o Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent 
d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages 
économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des 
injections, etc.) 

o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique 
a également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo). 

o Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment 
d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire). 

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction 
avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement. 

o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de 
simples exécutants. 

o En centralisant et imposant l’application des directives de l'OMS, elle restreint 
la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et 
moins coûteux. 

 

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement 
envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans 
l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et 
suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation. 

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance. 

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées. 



 

Département fédéral de l‘intérieur DFI 

Office fédéral de la santé publique OFSP 
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Révision partielle de la loi sur les épidémies (LEp ; RS 818.101) 

Formulaire de réponse pour la procédure consultation se déroulant du 
29 novembre 2023 au 22 mars 2024 

Prise de position de : 

Nom / entreprise / organisation / autorité / canton : Dromelet Pascal 

Sigle :       

Adresse : 89 route des Mosses, 1660 
L'Etivaz 

Interlocuteur :       

Téléphone :       

Courriel : pascal.dromelet@bluewin.ch 

Date :       

Le cas échéant : prise de position rédigée en collaboration avec :       

Madame, Monsieur, 

Le présent formulaire de réponse concerne le projet de modification de la loi sur les épidémies (LEp) 
mis en consultation et le rapport explicatif y relatif, dans leur version du 29 novembre 2023. Les do-
cuments liés à la consultation sont disponibles sur Internet sous Procédures de consultation en 
cours (admin.ch). 

En utilisant ce formulaire, vous nous aidez à recueillir vos avis de manière organisée et à les classer 
correctement. Le formulaire vous permet de : 

- donner votre avis sur le projet dans son ensemble, 

- commenter globalement des groupes d’articles étroitement liés entre eux, 
- commencer individuellement chaque article du projet, 

- prendre position sur la création, dans la loi sur les épidémies, d’une base légale permettant 
d’exploiter des applications de traçage numérique des contacts.  

Nous vous prions d’inscrire vos réponses dans les champs prévus à cet effet.  

Remarques importantes : 

1. Le texte dans les champs de réponse ne peut pas être mis en format (par ex. ne peut pas 
être mis en gras ou barré). Veuillez donc formuler expressément les demandes d'adaptation 
d'articles, par exemple. 

2. Veuillez envoyer le formulaire dûment rempli au format Word d’ici au 22 mars 2024 à ces 
deux adresses en même temps : revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Pour toute question ou information complémentaire, vous pouvez vous adresser à l’équipe 
chargée du projet de révision de la LEp à l’adresse suivante : revEpG@bag.admin.ch.   

Nous vous remercions de votre précieuse contribution à la révision partielle de la LEp  

https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
https://www.fedlex.admin.ch/fr/consultation-procedures/ongoing
mailto:gever@bag.admin.ch
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1. Avis sur le projet dans son ensemble 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu du projet mis en consultation ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

Explication : 

Veuillez expliquer votre impression générale. Vous pouvez formuler plus bas des commentaires spécifiques à 

chaque article. 

      

 

2. Avis sur les différents articles modifiés dans la LEp 

A. Remplacement d’expressions, art. 2 à 3 (but, définitions) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le remplacement d’expressions et les art. 2 à 
3 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous)  

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 
 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Commentaires concernant le remplacement d'expressions : 

Par respect de la constitution suisse, article 10 en particulier. Il faudrait qualifier les mesures ci-
tées  dans l'art 2 But 2 comme respectant la constitution suisse art 10" 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

2 "Les mesures qu'elle prévoit poursuiveent les buts 
suisvants et respectent l'article 10 de la constitution 
suisse"  

      

3 Il faut définir aussi terme "pandémie" et quel est 
l'assemblée démocratique suisse qui vote le 
commancement et la fin d'une pandémie 
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Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

B. Art. 5a à 8 (risque spécifique, situation particulière, mesures préparatoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 5a à 8 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas échéant, 

qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indiquer l’alinéa / 
la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

5a Rappeler le respect de l'artiche 10 de la constitution dans 
les programmes nationaux dans les tout les 
domaindomaines (vaccinations, l'emploi des antibiotiques, 
et autes) 

      

6 Seule lle peuple suisse peut décider d'une urgence 
sanitaire (pas l'OMS qui est une institution privée) 

      

6a             

6b L'OMS n'intervient pas,6b à supprimer       

6c Rappeler que les mesures doivent respecter l'art 10 de la 
constitution. On ne doit pas astreindre les médecins dans 
leur liberté de prescrire. 

. 

6d La liberté vaccinale est garantie par la constitution et ne 
doit pas être abrogée 

      

8 Manque le restect de l'art 10 de la constitution suisse       

Autres remarques sur ce groupe d’articles : art 7 Rappeler que les mesures doivent être conforme 
à l'art 10 de la constitution  suisse, quelqu'extraordinaire soit la situation.    

C. Art. 11 à 17 (systèmes de surveillance, déclarations, laboratoires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 11 à 17 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous 
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☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

11             

12 Supprimer l'obligation de déclarer l'identité les 
personnes afin de respecter le secret médical. 

      

12a Supprimer l'obligation de déclarer l'identité les 
personnes afin de respecter le secret médical. 

      

13             

13a La discrimination sur l'obligation de déclarer est contre-
productive, et augmenterait le risque de fraude sur les 
données. >> supprimer le 13.2 

      

15 Rappeler la liberté au gens de participer ou pas à ces 
enquêtes 

      

15a Rappeler la liberté au gens de participer ou pas à ces 
enquêtes 

      

15b Rappeler la liberté au gens de participer ou pas à ces 
enquêtes 

      

16             

17             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : art 14 :Rappeler la liberté au gens de participer ou 
pas à ces enquêtes     

D. Art. 19 à 19a (prévention dans les établissements, prévention de la résistance 
aux antibiotiques) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 19 à 19a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☒ ☐ ☐ 
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Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

19             

19a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Rappeler la préséance de la liberté constitutionelle 
(art 10)     

E. Art. 20 à 24a (vaccinations, monitorage de la couverture vaccinale) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 20 à 24a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

20 En rappelant la liberté vaccinale        

21 En rappelant la liberté vaccinale        

21a En rappelant la liberté vaccinale        

24 Art 24b : changer le terme "augmenter" car il ne 
respecte pas la liberté vaccinale. 

      

24a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Art 22 : Supprimer l'article, car iln'y a pas de 
vaccination obligatoire en Suisse Art 23 : supprimer l'article, car il n'est pas conforme au secret 
médical.    

F. Art. 33 à 43 (mesures visant des personnes, mesures dans les transports de 
personnes) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 33 à 43 ? 
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Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☒ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

33             

37a A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

40 A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

40a A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

40b A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

41 A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

43 A supprimer à cause de non-conformité à la liberté 
constitutionnelle (art 10) 

      

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Art 32 , art 33, art 34, art 35, art 36,  A supprimer à 
cause de non-conformité à la liberté constitutionnelle (art 10)    

G. Art. 44 à 44d (approvisionnement en biens médicaux importants, capacités sani-
taires) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 44 à 44d ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 
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Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

 

44             

44a             

44b             

44c             

44d             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Contre productive, car cela augmente le risque de 
fraude et et favorise le capitalisme de connivence. Qu'a-t-on fait avec les vaccins COVID non 
injectés ? Le vaccin COVID étaient-il efficace et sans danger ? La surmortalité général depuis 
l'injection du vaccin COVD a-t-elle été qualifiée ?    

H. Art. 47 à 49b (autres mesures en matière de lutte) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 47 à 49b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

47             

49a             

49b             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

I. Art. 50 à 52 (aides financières, contributions, indemnisation) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 50 à 52 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement 
 d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 
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☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

50             

50a             

51             

51a             

52 A supprimer car avec le régime des autorisations 
(Section II art 16, 17 18), cela augmente les risque de 
conflits d'intérêt. 

      

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

J. Art. 53 à 55 (organes des cantons et de la Confédération) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 53 à 55 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord  

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

53 Rappeler le respect de la liberté de prescription du mé-
decin et la liberté de choix du patient 

      

54 Rappeler le respect de la liberté de prescription du 
médecin et la liberté de choix du patient 

      

55             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :          
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K. Art. 58 à 69 (traitement de données, systèmes d’information nationaux) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 58 à 59 ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

58 A supprimer, car ces traitements de données ne 
resppecte pas le secret médical 

      

59 A supprimer car ces communications ne respecte pas le 
secret médical 

      

60         

60a             

60b             

60c             

60d             

62a             

69             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Correspond à des mesures dictatoriales de 
surveillance totale (1984 Georges Orwell) Il faut que le secret médical reste secret entre le 
médecin et son patient.    

L. Art. 70a à 70f (aides financières destinées aux entreprises en raison de mesures 
au sens de l’art. 6c ou 7) 

Les mesures que la Confédération prend durant la situation particulière ou extraordinaire 
peuvent entraîner des pertes de chiffre d’affaires pour les entreprises. Faut-il créer dans la 
LEp une base légale pour que la Confédération puisse soutenir ces entreprises au moyen 
d’aides financières ? 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous et aussi ré-

pondre à la question suivante.) 

Une base légale devrait être créée.   

(Veuillez expliquer ci-dessous.) 
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☐ ☐ 

Explication : 

      

 

Si vous estimez nécessaire de créer une base légale dans la LEp pour de telles aides finan-
cières, dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec le contenu concret des art 70a à 70f ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous)  
 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-
tions d’adaptation con-
crètes 

 

70a             

70b             

70c             

70d             

70e             

70f             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Ces sous-articles n'existent pas. Si les mesures 
respectent la liberté constitutionnelle, si les producteurs prennent leur responsabilité sur leur 
produits, il n'y a pas lieu de légiférer le code civil et pénal suffit    

M. Art. 74 à 74h (prise en charge des coûts relatifs aux biens médicaux importants) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 74 à 74h ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 



 

Département fédéral de l‘intérieur DFI 

Office fédéral de la santé publique OFSP 

 

12 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

74             

74a             

74b             

74c             

74d             

74e             

74f             

74g             

74h             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : Ces sous-articles n'existent pas. Si les mesures 
respectent la liberté constitutionnelle, si les producteurs prennent leur responsabilité sur leur 
produits, il n'y a pas lieu de légiférer le code civil et pénal suffit    

N. Art. 75 à 81b (exécution par la Confédération, les cantons et l’armée ; collabora-
tion) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 75 à 81b ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

75             

77 77a Supprimer  Le conseil fédéral n'impose rien       

80             

81a             

81b             
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Autres remarques sur ce groupe d’articles :          

O. Art. 82 à 84a (dispositions pénales) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les art. 82 à 84a ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, indi-

quer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, propositions 
d’adaptation concrètes 

 

82             

83             

84             

84a             

Autres remarques sur ce groupe d’articles : En matière de santé, personne ne doit être contreint 
et les mesures doivent respecter la constitution suisse.    

3. Avis sur la modification d’autres actes (LAO, LAAM, LPTh) 

Dans quelle mesure êtes-vous d’accord avec les modifications prévues dans d’autres 
actes ? 

Pleinement d’accord Majoritairement  
d’accord 

(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Partiellement d’accord 
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

Pas d’accord  
(veuillez expliquer ci-

dessous) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Commentaires 

Avec quoi êtes-vous ou n’êtes-vous pas d’accord ? Le cas 

échéant, qu’est-ce qui n’est pas clair ? Veuillez, si possible, 

indiquer l’alinéa / la lettre en question. 

Le cas échéant, proposi-
tions d’adaptation con-
crètes 

 

1 LAO             
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35 LAAM             

9a LPTh             

Autres remarques sur ce groupe d’articles :            

4. Création d’une base légale pour les applications de traçage numérique des 
contacts ? 

Faut-il ajouter à la loi sur les épidémies une disposition permettant d’exploiter des applica-
tions de traçage numérique des contacts (similaires à SwissCovid) ? 

Le système SwissCovid a été développé sur mandat de la Confédération. Les pays voisins (dans 
l’espace européen) ont mis au point et déployé des systèmes semblables. Actuellement, le projet 
mis en consultation ne contient pas de disposition sur le traçage numérique des contacts. La créa-
tion d’une base légale à ce sujet dans la LEp permettrait à la Confédération de continuer à déve-
lopper et à faire fonctionner des applications de ce type. Elle entraînerait aussi des coûts supplé-
mentaires pour le développement et l’exploitation. 

Il ne devrait pas être créé de base légale. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

Une base légale devrait être créée. 

(Veuillez expliquer ci-dessous) 

☐ ☐ 

Explication : 

      

 

5. Autres remarques 

Avez-vous d’autres remarques en lien avec la révision partielle de la LEp ? 

      

 

 

Nous vous remercions d’avoir rempli ce formulaire ! 
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames, Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et des

personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux affirmations

du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence, avant

d'entamer la révision de la LEp, il estindispensable de procéder à une analyse de la situation,

ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en lois

urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter. Par

ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de

passage à une situation particulière, déclenché par I'OMS, (qui est un organe supranational

dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la

souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel

de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « présomption de

maladie ».



La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même.A celas'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le renoncement

aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des chances d'accès

aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la vaccination ?

(Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à 'OneHealth'", un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de

deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité OMS sur la

pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions juridiquement0

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

T'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19)" et y remédier.
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Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se0

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que 'chef de file

de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé" (article 3,

paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les Etats de

mettre en cuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que

fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires

etc..)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, aprèsO

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC), notamment

une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS commeO

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte pendant

une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvreO

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement età plusieurs reprises son soutien au renforcement

du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de I'OMS, on ne comprend

donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que "la constatation par I'OMS

d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie pas automatiquement

qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent

dans le pays". La remarque du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6

peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire

à cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci

dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation et se révèlent

donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons en

toutes circonstances

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration0

des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à l'identificationO

des "personnes malades, présumées malades, infectées, présumées infectées ou

excrétant des agents pathogènes", que ces dernières soient réellement malades

ou infectées (ou même "présumées" infectées) ou non. On passe ainsi d'un
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système où une personne est a priori considérée en bonne santé, la maladie ou

l'infection devant être médicalement constatée, à un nouveau système où toute

personne est à priori ""présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence

de symptômes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique et

basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou d'un

laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard, (présomption de

maladie) mettant en demeure la personne de devoir prouver par des moyens non

définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. L'expérience COVID ayant démontré

qu'un test de laboratoire inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter

la preuve de sa bonne santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni

malade ou ni infecté (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un

diagnostic (état de santé objectif).

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte de0

données "sur les comportements, y compris les données relatives à la vie privée".

La notion de "comportements" n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : "La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont

sa confiance ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère

intime les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches". (traduit de

allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés parla Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenin

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la

gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit

être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la maladie

en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une obligation,

ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni

proportionnée. Elle est rejetée.
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Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptómes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. II s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un '"certificat de bonne santé", confirmant ainsi

le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci n'est

pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la crise du

Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraine une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral

part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sontrévélées être une0

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,O

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,O

utiles, efficaces et proportionnées

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination.

- Lesinjections deARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la pandémie.

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale.

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces.

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne.

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique.

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème

qui doit être abordé par la contrainte ('pour son bien").
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Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point

central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une

telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences

etde pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et

véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecinesO

complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, leO

document central de I'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors0

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et0

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi

que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de0

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades0

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladiesO

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir0

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)
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Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec0

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simplesO

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint laO

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral etl'administration respecteront leur engagement envers le

peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Mesdames, Messieurs, nos salutations distinguées.

Osvald Duba

Man Ohrabft
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VernehmlassungsantwortTeilrevision des Epidemiengesetzes;

Sehr geehrte Damen und Herren

des Innern EDI beauftragt,
Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement

ein28. September 2012 (EpG, SR 818.101)
zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom

geplanten Revision wie
Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur

folgt Stellung zu nehmen.

Aufarbeitung der Corona-Zeit tutNot!1

Auswirkungen auf die Bevölkerung, sollte er in dieser
Der Entwurf hattiefgehende und weitreichende

Form Gesetz werden. Ohne eine ehrliche und umfassende Aufarbeitung der Corona-Zeit ist dies

unverhältnismässigen und schädlichen
unverantwortlich und nicht zulässig. Esgab viel Kritik an den

Anwendung des PCR-Tests, die Zählweise der Covid-
Massnahmen. Zu erwähnen sind beispielhaft: die

- insbesondere in Schulen, das
Toten, die Anordnungvon Lockdowns, das Tragen derMasken

Impfempfehlungen trotz fehlender Kenntnis der Risiken. Dazu braucht es eine
Aussprechen von

öffentliche Diskussion,BEVOR eine Anpassung des EpGin Betracht gezogen werden darf.

heisst auch, dass der Bundesrat und die
Das Volk ist der Souverän. DasVolkmuss gehört werden. Das

- vorbei an Parlament und Volk. Auch
Verwaltung im vorliegenden Entwurf über zu viel Macht verfügen

- wenn überhaupt- nur noch zu
die Kantone werden immer mehr an den Rand gedrängt und haben

unakzeptabel und zu korrigieren.
vollziehen, was der Bundesrat befiehlt. Dasist

vorauseilenden Gehorsam die Vorgaben der WHO -
Esist offensichtlich, dass der Bundesratin einem

-in die Teilrevision des
sprich des Pandemievertrages und derInternationalen Gesundheitsvorschriften

und vorbei am Volk? Auch hier gilt: die Prinzipien der
EpG einfliessen lassen will. Vorbei an Parlament

ausgehöhlt und bestehen nur noch auf dem
Rechtsstaatlichkeit und der direkten Demokratie werden

Papier.

diesen grundsätzlichen Überlegungen abzulehnen.
Die Revision ist deshalb nur schon aus

Auf welchen Vorannahmen beruht die TeilrevisionEpG?
2
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Es macht den Eindruck, dass der Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die mehr alsfragwürdig

sind. Folgende Vorannahmen scheint der Bundesrat- mehr oder weniger explizit ausgesprochen-

getroffen zu haben:

große Krise derSowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine

Mortalität.öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;
O

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;O

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;
O

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

Testungen noch von den
o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen,weder von den

Injektionen.

- Esgibt keine andere relevante Artund Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

das mit Zwang («zu
- Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem,

ihrem Besten») angegangen werden muss.

. Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, esfehlt

Material.weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder

Weitere Pandemien sind unmittelbarzu befürchten.

. Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in derLage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich,ihnenmehr Kompetenzen und Befugnissezu übertragen.

. Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

- Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch so.

Die Frage sei erlaubt, ob diese Annahmen wirklich der Wahrheit entsprechen?

3 Definition der Begrifflichkeiten ist das«A&O»

Im Entwurf werden viele Begriffe verwendet, ohne dass diese klar definiert werden. Das schafft keine

Rechtssicherheit, sondern öffnet einer Willkür Tür und Tor.Was ist unter «Chancengleichheit» zu

der Bundesrat unter «One-
verstehen? Wie wird «Pandemie» und «Epidemie» definiert?Was versteht

Kompetenz des Bundesrates
Health»?Wo werden die verschiedenen Lagebegriffe definiert? Soll es in der

liegen, die «besondere Lage» festzustellen? Nach welchen Kriterien? Wie lange soll eine solche

dauern? Wer bestimmt das? Wer bestimmt, wann eine «ausserordentliche Lage»«besondere Lage»

vorliegt? Welche Überprüfungsmechanismen bestehen? Was macht der Bundesrat, wenn die WHO einen

ausruft? Wird dann in der Schweiz die
PHEIC (Public Health Emergency of international Concern)

«besondere Lage» oder die «ausserordentliche Lage» ausgerufen? Automatisch oder prüft die Schweiz

eigenständig? Hier braucht es eine Konkretisierung!

Das Gleiche gilt für Begriffe wie «Subsidiarität», «Wirksamkeit» und «Verhältnismässigkeit». Nur weil sie

nicht, dass diese Grundsätze dann
im Gesetz verwendet werden (Art. 2 Abs. 3 EpG), heisst das noch lange

auch gelebt und umgesetzt werden. Ebensowenig findet manim Entwurf eine Auseinandersetzung

Note: ungenügend.
zwischen diesen Prinzipien und beispielsweise einer Kosten-Nutzen-Betrachtung.
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Geht es um den Schutz des Menschen und seiner Gesundheit?4

Gemäss Art. 1 EpG regelt dieses Gesetz den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten.

Letztere sollen verhütet und bekämpft werden. Klingt gut - ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten

und deren Ausbreitung nachweislich zu
dieser übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist

Bevölkerung führen wird oder bereits geführt hat.
einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der

jedem Fall erfüllt sind? Auch bei der Ausrufung
Wird im EpG sichergestellt, dass diese Voraussetzungen in

PHEIC (Public Health Emergency of international Concern) durch die WHO?
eines

sollja die
Geht es bei der Revision des EpG eventuell auch um ganz andere Themen? Gemäss BAG

Überwachung verstärkt werden. Mit den Bestimmungen über die Digitalisierung und den Eingriff in die

Privatsphäre - zu erwähnen sind hier z.B. das elektronische Patientendossier, eine digitale ID, das

Contract-Tracing - steht der Daten- und Persönlichkeitsschutzim Visier und ist in Gefahr. So sollen z.8.

gemeldet werden, sondern Personen. Esgeht nicht mehr darum, «kranke oder
nicht mehr Krankheiten

infizierte Personen» zu identifizeren, sondern es gehtum eine Identifizierung von «kranken, mutmasslich

ausscheidenden Personen»,
kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger

soll es eine Meldepflicht geben
unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert sind oder nicht.. Weiter

Welche Verhaltensweisen sind wohl
über «Verhaltensweisen einschliesslich Daten über die Intimsphäre».

gemeint? Sexuelle, politische oder Konsumverhaltensweisen? DieFrage sei in diesem Zusammenhang

eventuell vielmehr um die Überwachung und Kontrolle der Bürger und weniger um
erlaubt: Geht es hier

Gesundheitsschutz?

5 Schlussbemerkungen

wünschen, dass sich der Bundesrat und die Verwaltung bewusst werden, wie unser Staat
Es wäre zu

Schweizervolk und die Kantone . bilden die
aufgebaut ist und auf welchen Säulen er beruht: «Das

Eidgenossenschaft schützt die
Schweizerische Eidgenossenschaft.» (Art. 1 BV). «Die Schweizerische

Freiheit und die Rechte des Volkes und wahrt die Unabhängigkeit und die Sicherheit des Landes. Sie

Wohlfahrt, die nachhaltige Entwicklung, deninneren Zusammenhalt und die
fördert die gemeinsame

«Die Bundesversammlung übt unter Vorbehalt der
kulturelle Vielfalt des Landes.» (Art. 2Abs. 1 und 2 BV).

BV).
Rechte von Volk und Ständen die oberste Gewalt im Bunde aus.» (Art. 148 Abs. 1

Die Hoffnung stirbt ja bekanntlich zuletzt.

Freundliche Grüsse

Ursula Dubach-Klemm
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Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames, Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et des

personnes etinstitutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux affirmations

du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence, avant

d'entamer la révision de la LEp, il estindispensable de procéderà une analyse de la situation,

ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en lois

urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter. Par

ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique de

passage à une situation particulière, déclenché par I'OMS, (qui est un organe supranational

dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la

souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.

L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut actuel

de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « présomption de

maladie ».



)

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation '"'égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même.Acela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le renoncement

aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des chances d'accès

aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la vaccination ?

(Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à 'OneHealth', un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de

deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité OMS sur la

pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions juridiquement0

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

P'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19)" et y remédier.
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Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter 'OMS seO

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que "chef de file

de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé" (article 3,

paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les États de

mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que

fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires

etc...)

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC), notamment

une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMS commeO

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte pendant

une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en cuvreO

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au renforcement

du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on ne comprend

donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que "la constatation parI'OMS

d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie pas automatiquement

qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent

dans le pays'". La remarque du rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6

peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire

à cet égard. En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci

dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation et se révèlent

donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons en

toutes circonstances

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration0

des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à l'identificationO

des "personnes malades, présumées malades, infectées, présumées infectées ou

excrétant des agents pathogènes', que ces dernières soient réellement malades

ou infectées (ou même "présumées" infectées) ou non. On passe ainsi d'un



système où une personne est a priori considérée en bonne santé, la maladie ou

l'infection devant être médicalement constatée, à un nouveau système où toute

personne est à priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence

de symptômes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique et

basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou d'un

laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard, (présomption de

maladie) mettant en demeure la personne de devoir prouver par des moyens non

définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. L'expérience COVID ayant démontré

qu'un test de laboratoire inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter

la preuve de sa bonne santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni

malade ou ni infecté (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un

diagnostic (état de santé objectif)

o Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte de

données "sur les comportements, y compris les données relatives à la vie privée".

La notion de "comportements" n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : "La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont

sa confiance ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère

intime les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches" (traduit de

Tallemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés parla Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la

gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit

être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la maladie

en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une obligation,

ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni efficiente, ni

proportionnée. Elle est rejetée.
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Art. 49b : Certificats de vaccination, de test etde guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. II s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de 'guérison" ressemble plutôt à un 'certificat de bonne santé", confirmant ainsi

le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci n'est

pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la crise du

Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraine une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral

part de certains présupposés erronés

o L'infection parle SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,

utiles, efficaces et proportionnées

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination.

- Les injections deARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la pandémie.

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale.

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces.

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne.

- Le certificata un impact positif sur la santé publique.

Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un problème

qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").
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Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un point

central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de gérer une

telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de compétences

et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente et

véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecines0

complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le0

document central de l'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors0

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques etO

s'en sontmieux sortis, notammenten ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi

que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de0

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades0

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladiesO

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoirO

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)



o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avecO

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint la0

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers le

peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance

Nous vous prions d'agréer, Mesdames, Messieurs, nos salutations distinguées.

Jan Duba-Fort

de.u26
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Concerne

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

I'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette

opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé),

des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.

Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la

crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour),

cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population

suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière,

déclenché par l'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes

non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.



L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants

des décisions politiques.

'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes.

Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux etdevra apporter la preuve

de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non

scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus

passera à un statut de « présomption de maladie D.

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid,

on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux

soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la

Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet).

Le fait quela Confédération propose d'étendre ses compétences, esten contradiction

avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé).

Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins

nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la

souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la

responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le

domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de

da Confédération.

Toute référence à 'OneHealth', un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et

ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés



Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre

en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité

OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui

prévoient les modifications majeures suivantes

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon T'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

o Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS

se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que"chef

de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la

santé“ (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les Etats de mettre en œuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc...)

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul etsans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

o Le nouvel article 13A exigerait des Etats membres qu'ils reconnaissent I'OMS

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagentà suivre ses directives.



o L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en

immédiatement et que les Etats membres les fassent appliquer (parceuvre

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien auf

renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

I'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion

que 'la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en

Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du

rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués

de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard.

En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de

ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation

et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de0

déclaration des personnes.

o Passage de l'identification des 'personnes malades ou infectées" à

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être

médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptömes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de

santé objectif).



o Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la

collecte de données "sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas

précisée
: S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont

seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les

données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches"

(traduit de /allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés

parla Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons

en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national 'Contact-Tracing"

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement

de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des

contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc nI

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.



Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en

l'absence de symptömes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne

soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa

contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune

utilité pour la santé publique

Ce certificatde"'guérison" ressemble plutôt à un 'certificat de bonne santé", confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquerque le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci

n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis

la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part,

engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne

une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées0

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaientO

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces
;



- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("'pour son bien")

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement
opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- Il est possible etsouhaitable de maitriser une situation complexe à partir d'un
point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure

de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé età la Charte d'Ottawa, le0

document central de I'OMS

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.



Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix0

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus0

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des0

malades chroniques.

o Elle ne tient pas compte du faitque 75% de la mortalité est due à des maladies

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent0

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

o Elle ometle fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui esten contradiction0

avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de0

simples exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle restreint0

la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et

moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et

suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la

consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

I'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette

opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé),

des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.

Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la

crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour),

cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population

suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière,

déclenché par l'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes

non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.



L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants

des décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes.

Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux etdevra apporter la preuve

de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non

scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus

passera à un statut de « présomption de maladie >>

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "'égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid,

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accèson aux

soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la

Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à
des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction

avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé).
Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins

nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la

souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la

responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le

domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de

da Confédération.

Toute référence à "OneHealth", un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) etaux

la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient êtreouvre

instrumentalisés.



Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la 'situation particulière“", il est impératif de prendre

en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité

OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui

prévoient les modifications majeures suivantes
:

o Le traité de I'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon I'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS0

se verrait confier un rôle central de direction etde coordination en tant que 'chef

de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la

santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les Etats de mettre en œuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc...

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMSO

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.



L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises0 en

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (parceuvre

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de
V'OMS, on ne comprend donc pas commentle Conseil Fédéral en arrive àla conclusion

que 'la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en
Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du

rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués

de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard.

En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de

ceux-ci dans le droit suisse représententl'abandon de la souveraineté de notre nation

etse révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances :

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de0

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à0

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes" que CeS

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"
infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne esta priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être

médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptômes. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin Ou

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de

santé objectif).



Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la0

collecte de données'sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée'. La notion de 'comportements' n'est toutefois pas

précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont

seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les

données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches

(traduit de l allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés

par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons

en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement

de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des

contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.



Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en

labsence de symptómes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne

soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa

contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune

utilité pour la santé publique.

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un "certificat debonne santé", confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci

in'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis

la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part,

engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne

une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées0

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge etde son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient0

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;



- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("'pour son bien").

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- Il est possible etsouhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure

de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte lesO

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, leO

document central de l'OMS.



Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,0

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix0

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plusO

large de santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des0

malades chroniques.

Elle netient pas compte du faitque 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent0

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction0

avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang deO

simples exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle restreint0

la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et

moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et

suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.

Ahn KR-
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Preziadas dunnas e prezai signurs

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz(EpG)

Stellung.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.

Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Eswerden ohne

medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller Missbrauch der Daten kann nicht

ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man

zu Hause bleiben soll, wenn man sich krank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger invasive

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können, ist unbestritten.

Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht genügend berücksichtigt. Bei der Anordnungvon

Massnahmen,muss der Nutzen gegen die potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.

Diagnostik

Mehrfach wird aufden diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden damit

vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus

Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Werteshaben die

Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische

Entscheidungen ist daher problematisch.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven

Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen

weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen

Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso



wenig war ein positiver Testein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie per se

relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem

von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von

Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der

Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch

in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

deutlicher betont.
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Vernehmlassung Epidemiengesetz 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG) 

Stellung. 

 

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)  

Das Gesundheitssystem ist seit Jahren periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei um 

eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu 

erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der 

Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die 

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes, 

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss. 

 

Unwirksame Massnahmen 

Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss auf die Infektionsrate hatte. Das 

war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das 

Infektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings zu 

Schäden führen. Die Wirksamkeit einer Massnahme müsste demnach also vor dem Beschluss derselben 

erwiesen und zudem unwidersprochen sein. 

 

 

Die Gefährdung der persönlichen Gesundheit durch das tägliche, stundenlange Tragen von Masken während 

zwei Jahren, empfand ich persönlich als sehr erschreckende und bis heute für mich unbegründete Massnahme.  

 

Ich arbeite seit über 20 Jahren im Pflege-, Betreuungsberuf. Ich habe diesen Beruf gewählt, weil unter anderem 

alte Menschen, die ein Leben lang für dieses Land gearbeitet haben, ein Recht auf ein würdevolles Leben im 

Alter haben. Aber natürlich haben alle Menschen ein Recht auf ein würdevolles Leben und darauf frische Luft 

einatmen zu dürfen. 

Das aufgrund der Massnahmen während Corona alte Menschen von den Angehörigen, allein gelassen werden 

mussten, das an den Beerdigungen ohne Maske nicht gemeinsam gesungen werden durfte, Neugeborene die 

Gesichter ihrer Eltern nicht sehen durften, Kinder in Schulen einem Testzwang unterlagen, Geschäfte schliessen 

oder sich verschulden mussten, das ist alles bis heute nicht begründet und nicht nachvollziehbar für mich. 

 

 

Digital isierung und der Eingriff in die Privatsphäre  

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass 

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz 

bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte». 



Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor 

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital. 

 

Zudem hat mich persönlich sehr gestört, dass ein Test besser wissen sollte, ob ich gesund bin oder nicht. Das 

kommt einer Entmündigung der Menschen gleich.  Bei den G-Regeln fehlte das G für Gesund vollständig.  

 

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden damit 

vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus 

Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die 

Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die 

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische 

Entscheidungen ist daher problematisch.  

 

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b) 

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren 

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von 

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital 

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind 

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden. 

 

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der 

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um 

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe 

Wirksamkeit aufweisen. 

 

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona Pandemie. Diese hat 

eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen und einen negativen Effekt auf die 

Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision 

des EpG komplett unbeachtet.  

 

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden und lehne 

sie ab.  

 

 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

 

 
 

Jacqueline Dummermuth 
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Dübendorf, 19. März 2024

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2A23 das Eidgenössische Departement des lnnern EDI beauftragt,
zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 8L8.101) ein
Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision
Stellung zu nehmen.

I Vorbemerkung

Diese Vernehmlassungsantwort bezieht sich ausschliesslich auf ökonomische Aspekte, andere Themen
werden nicht beleuchtet.

2 Vernehmlassung zur Teilrevision: ökonomlsche Aspekte

ln der <<Übersicht» des <<Erlduternden Berichts zur Eröffnung des Vernehmlossungsverfahrens zur
Teilrevision des Epidemiengesetzes>> wird ausgeführt, dass die Bewältigung der Covid-19-Krise gezeigt
habe, «dass die gesetzlichen Rahmenbedingungen für den Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren
Krankheiten weiter verbessert werden>» müssten, um Bund und Kantone in die Lage zu versetzen,
<<Epidemien und andere grosse zukünftige Herausforderungen für die öffentliche Gesundheit besser zu
bewöltigen».

lm Umgang mit Covid wurde Einiges gut gemacht, Anderes nicht. Macht man ein neues Gesetz, das
explizit zum Ziel hat, künftige Herausforderungen besser (als bei Covid) zu bewältigen, muss man
erwarten, dass das in den Gesetzesänderungen klar zum Ausdruck kommt.

Aus ökonomischer Sicht, und nur diese wird hier vertreten, müsste man erwarten, dass deshalb
mindestens folgenden Aspekten Rechnung getragen wird:

r Massnahmen sollen Evidenz-basiert sein.
r Wo Massnahmen nicht Evidenz-basiert sein können, weil man zu wenig weiss, sollen diese einei

explizit formulierten Risikostrategie folgen (2.8. Maximin-Prinzip). Damit soll* beispielsweise -
erreicht werden, dass man im konkreten Fall keine Massnahmen ergreift, deren Schaden man
praktisch nicht abschätzen kann, und dass deswegen das Prinzip der Güterabwägung verletzt
würde.

.t



Massnahmen sollen auf der Basis einer Kosten-Nutzen-Betrachtung getroffen werden; die
unterstellte Kostendefinition (ökonomische Opportunitätskosten) muss explizit und klar sein.

Das Prinzip der Verhältnismässigkeit von Massnahmen muss explizit vorgegeben werden; es muss

sich sichtbar und spürbar durch das ganze Gesetz erstrecken. Es muss klar sein, wie die
Abwägungen im Prinzip r.rnd im Einzelfall vorgenomrnen werden sollen. Das gilt vor allem dann,
wenn Freiheitsrechte gemäss BundesverfassunB zugunsten direkter Eingriffe zur Disposition
gestellt werden sollen.

Es muss explizit und implizit klar sein, dass Fehlinformationen und Angst keine Basis sind, die
Bevölkerung zu einem aus der jeweiligen Lage heraus gewünschten Verhalten zu veranlassen"

Es muss eine explizite Fehlerkultur verlangt werden, die ex post zu Anwendung kommen muss. Es

darf nicht sein, dass offensichtliche Fehler nicht als «zu vermeiden» in Handbücher zur künftigen
Krisenhandhabu ng einfliessen.

Abgesehen vom neuen Art. 2 Abs. 3

«Bei der Planung und Umsetzung der Mossnahmen ist Folgendes zu berücksichtigen:
a. die Grundsatze der Subsidiaritöt, der Wirksamkeit und der Verhöltnismrissigkeit;
b. die Auswirkungen auf Volkswirtschaft und Gesellschaft;»

werden diese Anforderungen nicht angesprochen, geschweige denn umgesetzt.

Die geforderten Prinzipien * Evidenz-loasiert, Risiko-orientiert, Kosten-Nutzen-Betrachtung,
Verhältnismässigkeit, Fehlerkultur - werden in den Gesetzesformulierungen nicht gelebt. Nirgends im
Gesetz entsteht der Eindruck, als ob diesen Prinzipien Rechnung getragen werden soll, Gewisse Prinzipien
werden im besten Fall (Subsidiarität, Wirksamkeit, Verhältnismässig), so der Eindruck, lieblos und
implikationslos hingeschrieben, damit sie dort stehen. Gelebt wird das nicht.

Es muss daher gefolgert werden, dass die Gesetzesänderungen den gestellten Anforderungen gemäss
«Erläuterndem Bericht zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens zur Teilrevision des
Epidemiengesetzes» lN KEINER WEISE genügen. Die Gesetzesänderungen sind zu stark von der ldee
getragen, dass einer Pandemie mit technischen Massnahmen, ohne die Kollateralschäden zu bewerten,
begegnet werden kann und dass den ökonomischen und politökonomischen Aspekten - ausser bei
Entschädigungen und Kostenübernahmen - keine Rechnung getragen werden muss. Eine echte Abwägung
von sich widersprechenden Massnahmen, d.h. die Umsetzung des Prinzips der Verhältnismässigkeit auf
der Basis expliziter Kosten- und Risikokonzepte, findet NICHT statt.

Aus diesen Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden. Sie soll vollständig
überarbeitet werden, damit den genannten Prinzipien formell und vor allem materiell Rechnung getragen
werden kann.

lch da ne für die Kenntnisnahme.

Freu sse

a

a

a

a

2

Peter Paul Dünner
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) 

Angepasstes Antwortformular zur Vernehmlassung  
 

 
Stellungnahme von 

Name: André Dürig 

Adresse: Route de Chandossel 37, 1784 Wallenried 

Telefon: +41 79 415 00 84 

E-Mail: andre-duerig@hispeed.ch 

Datum: 21. März 2024 

 

Sie erhalten meine allgemeine persönliche Stellungnahme und anschliessend die Kreuzchenliste 
ohne Kommentar zu allen Artikeln. Ich bitte Sie, diese mit zu berücksichtigen. Falls das Gesetz 
„durchgewunken“ werden sollte kann ich Ihnen zum Vorneherein versichern, dass wir uns nie 
und nimmer daran halten werden und unsererseits Massnahmen ergreifen werden gegen diese 
kriminellen Machenschaften Ihrerseits. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Das fEpG muss in jedem Punkt abgelehnt werden, weil die Bestimmungen derart 
Menschenverachtend sind, besonders auf folgende Punkte möchte eingehen. 
 
Art 6c, 12, 20-24: 
Die Pharma-Industrie, die WHO und auch Bundesrat A. Berset (29.11.2023) sagten uns bei Covid 
nicht die Wahrheit über die Unwirksamkeit der mRNA-»Impfung» zum Schutz vor Ansteckung. Und 
nun will der Bundesrat die Impfpflicht unter unklaren Bedingungen für bestimmte 
Bevölkerungsgruppen im EPG fest verankern! Das ist abzulehnen. Impfung greift in das 
verfassungsmässig garantierte Recht auf körperliche Unversehrtheit ein und darf nur freiwillig 
geschehen. 
Das Recht auf körperliche Unversehrtheit darf niemals mit Zwang, weder direkt noch indirekt bspw. 
durch Androhung eines Jobverlustes oder sonst zu erleidender Nachteile, ausgehebelt werden. 
 
Laut dem neuen Gesetz kann der Bundesrat ärztliches Personal unter bestimmten Bedingungen 
dazu verpflichten, Menschen zu impfen. Ärzte und Ärztinnen werden so zu reinen 
Ausführungsgehilfen politischer Massnahmen degradiert. Das ärztliche Urteil ist nicht mehr 
ausschlaggebend. Das ist verfassungswidrig. 
 
Arbeitende im Pflegeberuf berichten u.A.: „Seit der Impfung haben wir Arbeitsunfälle wie noch nie 
zuvor, die Leistungsfähigkeit hat extrem abgenommen, seit da haben wir auch auffällig viele 
sonderbare Krankheitsbilder deren Verläufe viel länger gehen oder nicht mehr reparabel sind. 
Viele Menschen sind im Zusammenhang mit der Impfung gestorben oder haben schwerste 
gesundheitliche Schäden erlitten. Der Zusammenhang wird jedoch nicht seriös untersucht, 
sondern grösstenteils einfach geleugnet. Die meisten sind bis heute nicht als «Impfopfer» 
anerkannt, ihnen wird nicht geholfen, sie werden nicht entschädigt. Auf diesem Hintergrund ist es 
unakzeptabel, dass der Bundesrat unter nicht genau bestimmten Umständen die Impfung in 
bestimmten Fällen für obligatorisch erklären kann.“ 
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Die Zulassung war immer nur eine «vorläufige» Zulassung. Die Bevölkerung wurde bis heute nie 
darüber aufgeklärt, dass sie im Prinzip an einem medizinischen Experiment teilnimmt, da die 
notwendigen Studien bis zur Einführung der «Impfungen» noch gar nicht abgeschlossen waren. Es 
gibt im rEpG keine Artikel, die die Bevölkerung zukünftig vor solchen Experimenten schützen 
würden. 
 
Im revidierten Gesetz werden jedoch wieder «Ausnahmen» von einer Wirksamkeits-und 
Sicherheits-Prüfung der «medizinischen Produkte» vor der Zulassung ermöglicht. (Art 44) 
Ausnahmen müssten gesetzlich klar geregelt sein, wenn z.B. die Mortalität der Erkrankten über 
50% läge. 
 
Aufarbeitung der Corona-Epidemie: 
Die Corona-Pandemie ist nicht aufgearbeitet und vieles ist ungeklärt oder nur immer 
bruchstückhaft mitgeteilt. Die höchstwahrscheinliche Herkunft des Corona-Virus aus amerikanisch 
finanzierter chinesischer «Gain-of-Function-Forschung» ist heute bekannt. Eine Aufarbeitung 
würde bedeuten, dass die Regierung, wenn sie uns schützen will, sich dem weltweit verlangten 
Verbot dieser Forschung anschliesst. 
 
Die EMA musste in der Zwischenzeit zugeben, dass die «Impfstoffe» nie zugelassen wurden, um 
eine Ansteckung und somit Weitergabe des Coronaviruses zu verhindern. Das wurde der 
Bevölkerung bis heute verheimlicht. Das rEpG enthält keine Bestimmung darüber, dass in Zukunft 
die Bevölkerung unverzüglich und vollständig über alles zu informieren ist. 
 
Auch ist heute bewiesen, dass Pfizer/Biontech keine gründliche Prüfung des «Impfstoffes» 
durchgeführt hatte, bevor sie ihn auf den Markt brachten. Informationen darüber durch die 
beteiligten Institutionen Bundesrat, BAG, SwissMedic gibt es nicht. Das müsste öffentlich 
eingestanden und durch entsprechende Gesetzesartikel verhindert werden. 
 
Art. 5 bis 8 inklusive Erläuterungen: 
Die Definition der «besonderen Lage», bzw. der Voraussetzungen, die dem Bundesrat das Recht 
geben, diese «festzustellen», enthält schon im alten Gesetz viele unklare Rechtsbegriffe, und noch 
mehr im neuen. Da die Feststellung der besonderen Lage dem Bundesrat die Macht zur 
Anordnung weitreichender Einschränkungen unserer Freiheitsrechte gibt, müssten überprüfbare 
Erkenntnisse und Fakten vorliegen, die die «Feststellung der besonderen Lage» erlauben. Das ist 
nicht der Fall! 
 
Art.11-13, 58-60: 
Es sollen «erkrankte», «krankheitsverdächtige», «angesteckte» oder «ansteckungsverdächtige» 
oder «krankheitserregerausscheidende» Personen gemeldet und deren Daten übermittelt werden. 
Die Daten werden mit der AHV-Nummer verknüpft. Das führt dazu, dass jeder Mensch a priori zu 
einer vermeintlich kranken oder angesteckten und damit überwachten Person wird. 
 
Jede «Beobachtung» im Epedemiefall muss gemeldet werden – und zwar von jeder Institution oder 
Einrichtung, wo sich Menschen aufhalten. Wer die Meldepflicht nicht beachtet, kann gebüsst 
werden. Dies sind Charakteristika eines Überwachungsstaates. 
 
Wie wir aus den bis heute bekannten IHR-Änderungen der WHO wissen, könnte nebst 
Krankheiten, der Gefahr durch Viren und Bakterien, künftig durchaus auch der Klimawandel oder 
Tierkrankheiten zu den Risiken gehören, für welche der Generaldirektor eine besondere Lage 
ausrufen kann. Es wird also mit dem rEpG möglich sein, künftig auch Verhaltens-Massnahmen zu 
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verhängen, sollte sich die Bevölkerung nicht wunschgemäss klimaschonend verhalten! 

 
Zusammengefasst, wird versucht mithilfe von Gesetzesvorlagen, «Revisionen», «Anpassungen», 
usw. - unter dem Vorwand der «Gesundheitsfürsorge» - sowohl international (WHO: IGV, 
PANDEMIEVERTRAG) als auch national (Covid-Gesetz. EpG) die Freiheitsrechte der Bürger 
einzuschränken. Sozusagen eine «Verhaltenslenkung» der Bevölkerung angestrebt. Das 
widerspricht im Kern der freiheitlichen und liberalen Gesinnung unseres Landes und unserer 
Verfassung! 
 
Besten Dank für die Kenntnisnahme. 
A. Dürig 

 

 

 
1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

 

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 
 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 
 

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden? 
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C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 
 

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, 

Gesundheitsversorgung) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden? 
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Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
H. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
I. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
J. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 
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Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder 
7) 
 

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage 
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen 
mit Finanzhilfen unterstützen kann? 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. werden. 

(bitte unten erläutern und auch die (bitte unten erläutern) 

nachfolgende Frage beantworten)  

x  

Erläuterung: s. unten 

 

Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen 
werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
K. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 
L. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 
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M. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 
 

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 
4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

 

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing 
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden? 

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden 
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und 
vorangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact- 
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die 
Möglichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit 
entsprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden. 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. werden. 

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern) 

x ☐ 

Erläuterung: S. unten 

 
 

5. Weitere Rückmeldungen 
 

 

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten? 

S. unten Punkte 5 bis 9 
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Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars! 
 

1. Die Teilrevision des EpG ist als Ganzes abzulehnen, weil zuvor keine Aufarbeitung der 
Corona-Epidemie stattgefunden hat. 
 
Die Corona-Pandemie ist nicht aufgearbeitet und vieles ist ungeklärt oder nur immer 
bruchstückhaft mitgeteilt. Aufarbeitung würde bedeuten, dass über neue Erkenntnisse breit 
informiert wird und die Konsequenzen für eine Gesetzesrevision daraus gezogen werden. 
 
Beispiele: 
Das Epidemiengesetz hat u.a. den Zweck die Bevölkerung vor Krankheitserregern schützen. Die 
höchstwahrscheinliche Herkunft des Corona-Virus aus amerikanisch finanzierter chinesischer 
«Gain-of-Function-Forschung» ist heute bekannt. Eine Aufarbeitung würde bedeuten, dass die 
Regierung, wenn sie uns schützen will, sich dem weltweit verlangten Verbot dieser Forschung 
anschliesst. 
 
Heute wissen wir, nur, weil es die EMA in der Zwischenzeit zugeben musste, dass die «Impfstoffe» 
nie zugelassen wurden, um eine Ansteckung und somit Weitergabe des Coronaviruses zu 
verhindern. Das wurde der Bevölkerung bis heute verheimlicht. Das rEpG enthält keine 
Bestimmung darüber, dass in Zukunft die Bevölkerung unverzüglich und vollständig über alles zu 
informieren ist. 
 
Auch ist heute bewiesen, dass Pfizer/Biontech keine gründliche Prüfung des «Impfstoffes» 
durchgeführt hatte, bevor sie ihn auf den Markt brachten. Informationen darüber durch die 
beteiligten Institutionen Bundesrat, BAG, SwissMedic gibt es nicht. Das müsste öffentlich 
eingestanden und durch entsprechende Gesetzesartikel verhindert werden. 
 
Die Bevölkerung hat bis heute nicht erfahren, dass sie im Prinzip an einem medizinischen 
Experiment teilgenommen hat und noch teilnimmt, da die notwendigen Studien bis zur Einführung 
der «Impfungen» noch gar nicht abgeschlossen waren. Stattdessen wurde der Bevölkerung eine 
grosse Schutzwirkung und eine «sichere» «Impfung» verkauft. Auch ist bis heute nicht klar, ob es 
sich bei den «Impfstoffen» nicht eigentlich um Gentherapie-Produkte handelt. In einem neuen 
Gesetz müsste festgehalten werden, dass nur sichere Werte und genaue Deklarationen öffentlich 
kommuniziert werden dürfen. 
 
2. Das rEpG ist abzulehnen, weil die Bedingungen für die Feststellung der «Besonderen 
Lage» (u.a. Art. 5 bis 8 inklusive Erläuterungen) schwammig formuliert sind. 
 
Beispiele: 
Die Definition der «besonderen Lage», bzw. der Voraussetzungen, die dem Bundesrat das Recht 
geben, diese «festzustellen», enthält schon im alten Gesetz viele unklare Rechtsbegriffe, und noch 
mehr im neuen. Da die Feststellung der besonderen Lage dem Bundesrat die Macht zur 
Anordnung weitreichender Einschränkungen unserer Freiheitsrechte gibt, müssten überprüfbare 
Erkenntnisse und Fakten vorliegen, die die «Feststellung der besonderen Lage» erlauben. Das ist 
nicht der Fall! Beispiele: 
 
Die Begriffe «Gesundheitsgefährdung», «erhöhte Gefahr der Ansteckung» «Überlastung der 
Gesundheitsversorgung...», «wenn die Krankheit durch die Vollzugsorgane nicht genügend 
verhütet oder bekämpft werden kann». Diese Begriffe können – nach unserer Erfahrung mit der 
Corona-(Plandemie) – alles Mögliche bedeuten. Darum sind diese Artikel abzulehnen. 
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Nur in einem Fall (Art. 6 b) ist die Formulierung präzise: «Eine besondere Lage liegt vor, wenn die 
WHO festgestellt hat, dass eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite besteht und 
durch diese in der Schweiz eine besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit droht» (Art. 
6d) Das ist dann eine sehr präzise formulierte Bedingung, jedoch von einer ausländischen 
Drittpartei (WHO), ohne Zustimmung der Schweizer Bevölkerung. In einem Land mit direkter 
Demokratie sind solche Formulierungen auch im Epedemiefall abzuweisen. 
 
3.Das rEpG muss abgelehnt werden, weil die Bestimmungen zur Impfung und Impfpflicht 
äusserst fragwürdig sind.  (u.a. Art 6c, 12, 20-24). 
 
Beispiele: 
Die eilig eingeführten Covid-«Impfstoffe» waren nicht genügend geprüft und schädigten viele 
Menschen mit den daraus resultierenden Nebenwirkungen. Solche Verfahrensweisen müssen 
gesetzlich unbedingt unterbunden werden. Die Bestimmungen zur Impfung sind nicht akzeptabel.  
 
Die Zulassung war immer nur eine «vorläufige» Zulassung. Die Bevölkerung wurde bis heute nie 
darüber aufgeklärt, dass sie im Prinzip an einem medizinischen Experiment teilnimmt, da die 
notwendigen Studien bis zur Einführung der «Impfungen» noch gar nicht abgeschlossen waren. Es 
gibt im rEpG keine Artikel, die die Bevölkerung zukünftig vor solchen Experimenten schützen 
würden. 
 
Im revidierten Gesetz werden jedoch wieder «Ausnahmen» von einer Wirksamkeits-und 
Sicherheits-Prüfung der «medizinischen Produkte» vor der Zulassung ermöglicht. (Art 44) 
Ausnahmen müssten gesetzlilch klar geregelt sein, wenn z.B. die Mortalität der Erkrankten über 
50% läge. 
 
Die Pharma-Industrie, die WHO und auch Bundesrat A. Berset (29.11.2023) sagten uns bei Covid 
nicht die Wahrheit über die Unwirksamkeit der mRNA-»Impfung» zum Schutz vor Ansteckung. Und 
nun will der Bundesrat die Impfpflicht unter unklaren Bedingungen für bestimmte 
Bevölkerungsgruppen im EPG fest verankern! Das ist abzulehnen. Impfung greift in das 
verfassungsmässig garantierte Recht auf körperliche Unversehrtheit ein und darf nur freiwillig 
geschehen. 
 
Viele Menschen sind im Zusammenhang mit der Impfung gestorben oder haben schwerste 
gesundheitliche Schäden erlitten. Der Zusammenhang wird jedoch nicht seriös untersucht, 
sondern grösstenteils einfach geleugnet. Die meisten sind bis heute nicht als «Impfopfer» 
anerkannt, ihnen wird nicht geholfen, sie werden nicht entschädigt. Auf diesem Hintergrund ist es 
unakzeptabel, dass der Bundesrat unter nicht genau bestimmten Umständen die Impfung in 
bestimmten Fällen für obligatorisch erklären kann. 
  
Laut dem neuen Gesetz kann der Bundesrat ärztliches Personal unter bestimmten Bedingungen 
dazu verpflichten, Menschen zu impfen. Ärzte und Ärztinnen werden so zu reinen 
Ausführungsgehilfen politischer Massnahmen degradiert. Das ärztliche Urteil ist nicht mehr 
ausschlaggebend. Das ist verfassungswidrig. 
 
Die Impfung ist eine freiwillige und selbst-gewählte Massnahme, über deren Anwendung jeder 
Mensch frei bestimmen können muss, wozu der ‹informed consent› und das Vertrauen in den Arzt 
Voraussetzung sind. 
 
Das EpG ist so formuliert, dass es den Bestrebungen der WHO mit ihren Internationalen 
Gesundheitsvorschriften und dem geplanten Pandemievertrag entgegenkommt. Sollte die Schweiz 
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den Pandemievertrag ablehnen, wäre das rev. EpG beinahe eine Kopie desselbigen. 
Die Impfung soll an Bildungs-Institutionen und Firmen beworben werden. Das wird unweigerlich zu 
massivem Druck bzw. Ausübung von Zwang auf Schüler, Studenten und Arbeitnehmer führen, die 
sich nicht impfen lassen wollen. 
 
Das Recht auf körperliche Unversehrtheit darf niemals mit Zwang, weder direkt noch indirekt bspw. 
durch Androhung eines Jobverlustes oder sonst zu erleidender Nachteile, ausgehebelt werden. 
 
4. Das rEpG ist abzulehnen, weil die Bestimmungen zu Überwachung, Meldung, 
Datensammlung viel zu weit gehen (u.a. Art.11-13, 58-60) 
 
Beispiele: 
 Das neue Gesetz enthält einen Paradigma-Wechsel: Es verlangt die Überwachung, Meldung 
und Datensammlung von Personen anstelle von Krankheitsfällen! Auch soziographische, 
verhaltensbezogene und die Intimsphäre betreffende Daten sollen gesammelt werden. Das geht 
viel zu weit. 
 
Es sollen «erkrankte», «krankheitsverdächtige», «angesteckte» oder «ansteckungsverdächtige» 
oder «krankheitserregerausscheidende» Personen gemeldet und deren Daten übermittelt werden. 
Die Daten werden mit der AHV-Nummer verknüpft. Das führt dazu, dass jeder Mensch a priori zu 
einer vermeintlich kranken oder angesteckten und damit überwachten Person wird. 
 
In der Schweiz sind wir gewohnt mitzudenken und mitzugestalten. Aus sachlichen Informationen 
zieht jeder für sich angemessene Schlüsse. Die Bestimmungen des EpG bedeuten stattdessen 
eine «Verhaltenslenkung» der Bevölkerung. Das widerspricht im Kern der freiheitlichen und 
liberalen Gesinnung unseres Landes. 
 
Jede «Beobachtung» im Epedemiefall muss gemeldet werden – und zwar von jeder Institution oder 
Einrichtung, wo sich Menschen aufhalten. Wer die Meldepflicht nicht beachtet, kann gebüsst 
werden. Dies sind Charakteristika eines Überwachungsstaates und widerspricht unserer 
Verfassung. 
 
5. Das Gesetz ist abzulehnen, weil es nichts aussagende und damit unsinnige Impf-, Test- 
und Genesungsnachweise verlangt. (u.a. Art. 49) 
   
Beispiele: 
Ein Zertifikat kann nicht beweisen, dass ein Mensch nicht ansteckend ist und hat damit keine 
Auswirkung auf die öffentliche Gesundheit, ebenso wenig wie ein Test ohne klinische 
Untersuchungen eine Ansteckung oder das Vorliegen einer Krankheit beweisen kann. 
 
Menschen, die gesund und nie krank waren, hatten während der Corona-Epidemie keinen Zugang 
zu einem solchen Nachweis. Dies bedeutet eine Diskriminierung von gesunden Menschen.   
 
Es ist unerträglich, dass Menschen aufgrund eines solche fragwürdigen und nichts aussagenden 
Papiers vom öffentlichen Leben und ausgeschlossen werden können und ihnen die 
Bewegungsfreiheit genommen wird. 
 
6. Das Gesetz muss abgelehnt werden, weil es im Fall einer Epidemie die Schweiz den 
Weisungen einer ausländischen nicht legitimierten Instanz unterstellen kann. (Internationale 
Oganisation WHO) Art. 6b) 
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Beispiele: 
Aus den Erläuterungen des EpGs zur den Artikeln die Überwachung und auch die besondere Lage 
betreffend  geht hervor, dass Beobachtungen gemeldet werden müssen, deren «Überwachung 
international vereinbart ist». Das bedeutet eine grossflächige Überwachung der Schweizer 
Bevölkerung im Fall, dass der Bundesrat die IGV und/oder den Pandemievertrag der WHO nicht 
explizit ablehnt. 
 
Das heisst im Klartext: Unter gewissen Umständen soll die Schweiz im Fall einer Epidemie per 
EpG einer Organisation unterstellt werden, in der es keine Rechenschaftspflicht und 
Verantwortlichkeit, kein unabhängiges Controlling der Entscheide des WHO-Generaldirektors gibt. 
Das muss klar abgelehnt werden. 
 
Die Schweiz darf nicht der Willkür einer nicht gewählten und nicht unabhängigen Organisation, die 
am Geldhahn von Bill Gates und der Phama-Inustrie hängt, ausgeliefert werden. 
 
Wie wir aus den bis heute bekannten IHR-Änderungen der WHO wissen, könnte nebst 
Krankheiten, 
der Gefahr durch Viren und Bakterien, künftig durchaus auch der Klimawandel oder 
Tierkrankheiten zu den Risiken gehören, für welche der Generaldirektor eine besondere Lage 
ausrufen kann. Es wird also mit dem rEpG möglich sein, künftig auch Verhaltens-Massnahmen zu 
verhängen, sollte sich die Bevölkerung nicht wunschgemäss klimaschonend verhalten. 
 
 Die WHO plant mit One-Health eine einzige globale Gesundheitsbehörde nach ihren 
Vorstellungen. Das EpG enthält ein implizites Einverständnis der Schweizer Behörden mit dem 
«One-health-Konzept» der WHO. Das ist aus den oben genannten Gründen unbedingt 
abzulehnen. 
 
7. Das Gesetz ist abzulehnen, weil es das verfassungswidrige Verbot von 
Menschenansammlungen, usw. enthält. (EPG Art. 40) 
 
Beispiele: 
Ohne irgendwelche Erkenntnisse darüber, was solche sogenannten Schutzmassnahmen zur 
Verhinderung von Ansteckungen wirklich gebracht haben, können sie im EpG unter der 
«besonderen» Lage erneut angeordnet werden genannt. Das ist abzulehnen. 
 
Gemäss neuem Gesetz können die Kantone bestimmte Aktivitäten an definierten Orten sowie 
Menschenansammlungen im öffentlichen Raum verbieten oder einschränken. 
Damit wird also bereits in diesem Artikel die Möglichkeit geschaffen, dass die Kantone die 
verfassungsmässigen, demokratischen Grundrechte der Bürger, an Kundgebungen und 
Demonstrationen teilzunehmen, verbieten können. Da verfassungswidrig, ist dieser Artikel 
abzulehnen. 
 
8. Das Gesetz ist abzulehnen, weil es unpräzise Bestimmungen zu medizinische Gütern und 
Arzneimitteln enthält ( Art. 44b) 
 
Beispiel: 
Die Erleichterung der Einfuhr von nicht zugelassenen, verwendungsfertigen Arzneimitteln, bzw. 
dass der Bundesrat künftig Ausnahmen für die Bestimmungen bei der Einfuhr von medizinischen 
Gütern machen kann, indem er die Bewilligungsvoraussetzungen anpasst, ist nicht zu 
akzeptieren nach den Erfahrungen der Schweiz mit den sogenannten «Covid-Impfstoffen». 
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9. Das Gesetz ist abzulehnen, weil der Bund im Epidemiefall Unmengen Impfungen und 
Medikamente bestellt, die nachher in dieser Menge nicht gebraucht und damit Unsummen 
an Geld unnötig ausgegeben werden (Art. 74, 74a-c) 
 
Beispiele: 
In Artikel 74 a-c wird festgehalten, dass der Bund für die Kosten der Impfungen und Medikamente 
aufkommt. Das ist trügerisch, denn der Bund, das sind wir, die Steuerzahler. Wir können nicht 
mitbestimmen, wieviel bestellt wird, müssen aber alles berappen (auch Fehleinkäufe).  
 
Der Bund schliesst mit der Pharma Verträge (Bestellungen) über Impfstoffe bei Ausbruch einer 
Epidemie oder Pandemie ab, wenn überhaupt noch nicht bekannt ist, wie gefährlich die Krankheit 
ist. Bei der Schweinegrippe musste der allergrösste Teil der vom Bund gekauften Impfungen 
wegen Nichtgebrauchs entsorgt werden. So verschleudert der Bund Millionen und Milliarden 
Steuergelder, die niemandem zugutekommen. Ähnliches konnte bei der Coronapandemie 
festgestellt werden. 

 
 

Mit Bitte um Stellungnahme Ihrerseits und 
freundlichen Grüßen  
 
 
André Dürig 
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehrgeehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurfzur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren- auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), derKantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hierist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Rechtumzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen derGesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Ergeht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oderansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektiveGesundheit) außer Achtgelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben
nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und
zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mitSchrecken festgestellt werden,dass eine Umsetzung des
Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg derGesundheitskosten führenwürde.
Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während
der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer
Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine
medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im
EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seinerKompetenzen vor, wasim Widerspruch zum
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite
setzt er sichin Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,
womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die
Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre
Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

JederVerweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen
wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und
Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdungder öffentlichen Gesundheit
DasGesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabeium eine Tatsache,
nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältigund miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind
insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl derKrankenhausbetten (die Anzahl derBetten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die
Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage /Grundsätze
Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiterzu fassen: Die WHO-Dokumente, die
derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der
Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die
dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der
Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einerPandemie und der Reaktion daraufim Falleihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchsdas potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of InternationalConcern PHEIC),insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendetwerden können, ändert daran nichts. Hierist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zurMeldungvon

Personen.

Übergangvon der Identifizierungvon «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierungvon

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oderinfiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird,zu einem neuen System, indem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sichum einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, beidem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie wederkrank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «überVerhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff«Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaftzum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wiefolgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufder Identifizierung von Personen und

nicht mehrvon Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschriftund Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art.60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Eswurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevantist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird derIdentifizierung von Personen und dem Zugang zuihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in derZwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich alsoum ein rein administrativesDokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer«Gesundheitsbescheinigung» und bestätigtdamit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugangzu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

DerHinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwererAusgang(schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,
nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

O die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;
O die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

O nur moderne Medikamente sind wirksam;

O das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

O das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den
Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Artund Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang
(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt
weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

WeiterePandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu
beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,
und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positiveAuswirkungen haben.
Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparentund wahrheitsgemäß und kommunizieren auch
SO.

Entspricht dies derWahrheit? Nurbeispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ
verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurfscheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb
diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt dieTeilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale
Dokument der WHO.

Sie geht nicht aufdie Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den
therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben
und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext deröffentlichen Gesundheit.
Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigende Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,
Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige
Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000
Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).
Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftlicheSchäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige derGesundheitsberufezu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesratund Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem SchweizerVolk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wirdanken fürdie Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Selina Dürrenberger

SAMUNN
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Sehr geehrte Damen und Herren GeS
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Dig
MTDer Bundesrathat am 29. November 2023 das Eidgenössische DepartementdesIpnern EDI beauftragt,

hemzur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG,SR818.101) ein
Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurfzur Teilrevision des EpG istaus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren -auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), derKantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden- entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist-bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurfsieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannteKrankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führtzu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachungund Meldung von Personen. Ergehtsogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außerAcht gelassen. Das hat nichts mehrmit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung aufinvasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort «Impfung»im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letzterehaben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» istzu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugangzu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Siemussim

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgabenim Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabeium eineTatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältigund miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage/ Grundsätze

Beiden Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.

2



Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Derneue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise
die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hatseine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risikozu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hatder Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheitenzu einem System zurMeldung von

Personen.

Übergangvon der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen»zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängigdavon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen
administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «überVerhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaftzum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene
Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufderIdentifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschrift und Abs. 2Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgungan sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zuihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besondersgesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument aufAntrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist,um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei derLektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwererAusgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis derGefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;O

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;O

das Zertifikat hateinen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;O

es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von denO

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zuihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zU

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit?Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige
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Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahmeim Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat(Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige derGesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem SchweizerVolk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

1(DImi
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen

des Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der

Komplementärmedizin komplett (Art. 118a BV).

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt

werden. Die Anhörungen von Kantonen und Kommissionen sind nur durch

Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und damit

möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen.

So wie auch Tedros Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende,im

Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte. In Zukunft soll eine

solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der

Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr:

Der Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem Rechenschaft schuldig;

er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche

Grundsätze behaftet zu werden.
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Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist,

und hat daher keine positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es

ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen weder vor einer

Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer

medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war,

dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso wenig war ein positiver Test ein

Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit

hat, gleichzeitig aber zu bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte

führen kann.

Maskenpflicht (Art. 40a)

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und

sollte, bis eine allfällige Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme

im EpG verankert sein.

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung

von Impfungen gezwungen werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des

Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage

nicht einverstanden und lehne sie ab.

Mit freundlichen Grüssen

Fleehz
Pius Eberhard
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht

angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer
Versorgung erhielten. im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte

Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber hinaus wird die
medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb

im EpG nicht parallel geregelt werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat

kann man zeigen, dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr.V. Masserey schon

am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das

C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte». Womitillustriert ist: Digitalisierung
schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor Missbrauch. Sie

erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit derÜbernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme

weitergeführt, deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu
bisweilen massiven Ausgrenzungen von Mitmenschen geführt hat. Ein globales
Gesundheitszertifikat, wie es von derWHO mit dem Global Digital Health Certification

Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom

Staat verordnet werden.



Intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken,

infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen

aufgenommen werden, sondern auch Daten aus derIntimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. cdes

Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private

Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs).

Mit Wahrung der Intimsphäre der betroffenen Person hat das nichts zu tun. DasWort

«mutmasslich» begründet eine Carte Blanche und hat das Potential, willkürliche

Handlungen gesetzlich zu schützen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage untergräbt die Patientensicherheit. Ohne dass eine

lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen werden, welche

ausreichend aufihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss esjedem Bürger selbst

überlassen bleiben,ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal

angesprochen werden. Grundsätzlich ist die Thematik derImpfungen im Heilmittelgesetz

ZU regeln. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden

verabreicht werden, müssen die Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders

streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona

Pandemie. Diese hat eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen

und einen negativen Effekt auf die Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand

müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision des EpG komplett unbeachtet.

Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine

Nichtanhandnahme bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht

akzeptabel.

Mit Freundlichen Grüssen

SEhU
SliMy
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheitbeim Zugang" wurde während derCovid-Krise nicht

angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung erhielten. im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte

Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber hinaus wird die

medizinische Grundversorgung in derVerfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb

im EpG nicht parallel geregelt werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat

kann man zeigen, dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon

am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das

C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung

schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor Missbrauch. Sie

erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme

weitergeführt, deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu

bisweilen massiven Ausgrenzungen von Mitmenschen geführt hat. Ein globales

Gesundheitszertifikat, wie es von derWHO mit dem Global Digital Health Certification

Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind
individuelle Entscheidungen und können nicht vom

Staat verordnet werden.



Intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken,
infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen

aufgenommen werden, sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. cdes

Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private

Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtetwerden (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs).

Mit Wahrung der Intimsphäre der betroffenen Person hat das nichts zu tun. Das Wort

«mutmasslich» begründet eine Carte Blanche und hat das Potential, willkürliche

Handlungen gesetzlich zu schützen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage untergräbt die Patientensicherheit. Ohne dass eine

lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen werden, welche
ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal

angesprochen werden. Grundsätzlich ist die Thematik derImpfungen im Heilmittelgesetz

zu regeln. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden

verabreicht werden, müssen die Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders

streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona

Pandemie. Diese hat eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen

und einen negativen Effekt aufdie Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand

müsste berücksichtig werden, bleibtjedoch bei der Revision des EpG komplett unbeachtet.

Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine

Nichtanhandnahme bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht
akzeptabel.

MitFreundlichen Grüssen

SEhU
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision
Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG istausmehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebenezu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in
erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantoneund der im Gesundheitswesen tätigen
Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des
Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst
eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die
Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung
(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiterennicht
wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität
entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen derGesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer
Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säute seiner Strategie die Impfung- selbst
mit heute noch unbekannten Mitteln undgegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht
toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der
Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten
hin zur Überwachung und Meldungvon Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu
einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird(Standardstatus), die durch willkürliche und
unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.
Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen(subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderungdurch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn esdarum geht, Infektionenzu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art.2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab essogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, wasim Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen undihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vieffäftig undmfteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage/ Grundsätze
Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie(Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobel die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of InternationalConcern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13Awürde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

dieWHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber aflen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immerdarum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldungvon

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierungvon

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängigdavon, ob sie krank oder infiziert(«mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund istund die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in demjede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sichum einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisth ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie wederkrank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasstatle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitungvon Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise,wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geftende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch dieinvasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hatdaher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in derZwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebensowenig wie ein positiver Testein Beweis für dieAnsteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» undbestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

diegenannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Essoll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis derGefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfungder

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eineSchutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibtkeine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Esgibt keine andere relevante Art und Weise, ummit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mitZwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständeneineheilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

DieGesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent undwahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitetworden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nichtin einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht aufbeunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle proJahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeitauf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungenein,die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dassjede medizinische Behandlung, jede Maßnahmeim Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat(Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes ausdem Eid des Hippokrates«primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltungim Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wirIhnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

Innh Oese

6



Amtl DTS PuG GZ R KUV LKV

DS Bundesamt für Gesundheit TG

DG VA

CC UV

Absender
Int

2 7.Feb. 2024 GeS

STE NCD

A-Post Plus odrEinschreiben
MT

Buchrestaurierungen Schweizerisuirc
BIMStFANM URA ASChemChem GB

Agatha Ebneter Bundeshaus West

Frauenfelderstrasse 44 3003 Bern

8266 Steckborn
und/oder

Per E-Mail an:

recht@bk.admin.ch

Datum Stekebrin 13.2.29

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement desInnern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren -auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldungvon Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaftsei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt derVorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nichtim Sinne derSchweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang»ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruchzum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantoneim Gesundheitswesen) steht. Auf deranderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren umzwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 :Besondere Lage /Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

DerWHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion aufdie SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie,zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13Awürde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierungvon «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oderinfiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hatgezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaftzum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufder Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschriftund Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art.33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussertwerden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

O die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

O das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nichtin einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% derSterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% derSterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten undimmer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahmeim Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltungim Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung(insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wirIhnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift Wdag.t
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheitund nehmen zu dengeplanten Änderungen desEpidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung desEpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die als

"selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des

Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheitbeim Zugang" wurde während der Covid-Krise nichtangewendet, als viele nicht

geimpfte Personen keinen Zugangzu medizinischer Versorgung erhielten.Im Gegenteil gab es sogar

Äusserungen, dass nichtgeimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber

hinaus wird die medizinische Grundversorgung in der Verfassunggeregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb im

EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV).



Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei

um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu

erwähnen sindinsbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der

Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdungder öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung getragen.

Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmen im Kontext ihres

wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und müssen von einer

unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies Anforderung fehltin der vorliegenden

Gesetzesvorlage

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung und

Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der besonderen Lage nicht durch einen

spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme

anzuordnen, und dauert (wie bspw. im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach

Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der

Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage künftig feststellen und

aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur

gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was natürlich zu

begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigt worden,hätte massiver

Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden

werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dannim gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist. Es bedarf

einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden Grundsätze umgesetztwerden sollen.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungenvon

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment



niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendweiche

Grundsätze behaftet zu werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist», Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nichtvom Staat verordnet werden

Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer«Alptraum». Es werden ohne

medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller Missbrauch der Daten kann nicht

ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man

zU Hause bleiben soll, wenn man sich krank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger invasive

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können, istunbestritten.

Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nichtgenügend berücksichtigt. Bei der Anordnung von

Massnahmen, muss der Nutzen gegen die potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.

Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden damit

vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier giltes festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus

Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die

Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische

Entscheidungen ist daher problematisch.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven

Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod -Injektionen

weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen

Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso



wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie per se

relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem

von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird.Wenn beispielsweise geimpfte Personen von

Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der

Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch

in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und demZugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

deutlicher betont

Maskenpflicht (Art. 40a)

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüftund sollte, bis eine allfällige

Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert sein

Maskentragpflicht im öffentlichen Verkehr (Art. 40a)

Gemäss dem erläuternden Berichtist eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das Tragen einer Maske m

öffentlichen Verkehr. Diese intervention wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft. Eine entsprechende

gesetzliche Verankerung entbehrt deshalb jeglicher wissenschaftlichen Evidenz

intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern

auch Daten aus der Intimsphäre (Art.12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler

undandere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtet werden (Art, 12 Abs. 1 in initio

desEntwurfs). Mit WahrungderIntimsphäre der betroffenen Person hat das nichtszu tun. Das Wort

«mutmasslich» begründeteine Carte Blanche und hatdas Potential, willkürliche Handlungen gesetzlich zu

schützen

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontextder einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrerNatur nach

nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen aht

hre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältiggehandhabt werden



Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen weder Lockdown,

Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche

Massnahmen beigrippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHO bereits 2019 und

nunja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine

WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a, bei Kindern.

Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden.

Unwirksame Massnahmen

internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss auf die Infektionsrate hatte. Das

war allerdings bereitsaus früheren Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss aufdas

Infektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings zu

Schädenführen. Die Wirksamkeit einer Massnahme müsste demnach also vor dem Beschluss derseiben

erwiesen und zudem unwidersprochen sein.

Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen

werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe

Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollte n nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.



Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch den

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetztwerden. Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen

Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit nicht zusätzlich imEpG geregeltwerden müssen.

erarbeiteten EPG ist aus den

oben ausgeführten GründenalsGanzes

Zuerst muss insbesonderedieCorona-Pandemie im Sinneeiner Manöverkritik transparent und

ängig analystertwerdenunderst dann kann aufder Basisdieser Erkenntnisse eine Revision desEpG

nommen werden, Wirdanken für die Kenntn

samnre fassend kann die Revision des EpG als undurchdachteundim Rückblick auf dieCoronaPandemie als

unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnetwerden. Trotzdem bedanken wir uns fürdie Möglichkeit eine

Stellungnahme und hoffen auf dieBerücksichtigung unsereEinwände

deR on desEpG istals Ganzes abzulehnen, Störend ist insbesondere, dass

Froventtionsmassnahmen komplett fehlen. GesundeErnährung und Bewegung haben einen positiven Effekt at

mmunsystem. Dies sollte entsprechendberücksichtig werden

Bemerkungzur Medienberichterstattung währendderCoronaPandemie. Diese hat

e Art xStockstarre» erzeugt. Dies kann physischenStressauslösen undeinennegativen Effekt aufdie

undheltvon Menschenhaben. Dieser Umstand müsste berücksichtigwerdien, bleibt jedoch bei der Revision

CoG kompiett unbeachtet

aimmenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme

Zurückweisungzuempfehlen. Die Vorlage istnicht akzeptabe

isden oben ausgeführtenGründenbin ich mit dervernehmlassungsvorlage nicht einverstanden undlehn

Mit freundlichen Grüssen
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zum Epidemiengesetz und zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Dieganze „Übung“ Epidemiengesetz, seit der letzten Revision im Jahr 2016, entspringt den Köpfen die in und

ums schweizerische Parlament und den entsprechenden Bundesämtern und Institutionen herum, Weibeln, um

die finanziellen Interessen der mächtigen Pharma und Gesundheitsindustrie zu befriedigen. Das bewährte

Mittel um den normalen Menschen oder Wähler zu täuschen, ist die Installation von Buchstabenmaschinen in

Bundesämtern und Universitäten in Form von hochbezahlten Personen die nur eine Verpflichtung kennen,

nämlich die Verpflichtung ihre eigenen Taschen zu füllen.

Allein der erläuternde Bericht zur Teilrevision des Epidemiengesetzes ist ein widerliches reinwaschen und

belobigen aller Fehler die die Schweiz in 3 Jahren Corona gemacht hat:

1. Die sogenannte Pandemie war eine Inszenierung. Akribisch vorbereitet und weltweit ausgerollt durch

die WHO und die Bill und Melinda Gates Stiftung. Im Hintergrund agierten die amerikanischen

Puppenspieler von der CDC, DARPA/US Militär, etc. und koordinierten den weltweiten Zugriff auf die
Volksvermögen der Länder. Gleichzeitig katapultierten sich 100'000de Mikrobiologiewissenschaftler

aus allen Löchern an die Oberfläche. Wenige Wochen nach dem ausrufen der Pandemie waren schon

15'000 Studien abrufbar die Covid 19 zum Thema hatten. 100'000sende Seiten als Stütze der

Geschichte die wie Betonwände gegen jede vernünftigen Einwände aufgestellt wurden. Unabhängig

vom Inhalt der Studien. Da auch sie nur als Buchstabenmaschinen dienen um die Finanzierung der

Interessengruppen zu befördern. SARS, Schweinegrippe, Vogelgrippe etc. hatten in den letzten

Jahrzehnten nicht gezündet und die Mikrobiologie stand am Abgrund. MODERNA hatte bereits 12

Jahre an MRNA Technologie geforscht und nichts Brauchbares geliefert. Eine Pandemie musste her,

um jeden Preis. Und so kam es auch. Als Auftakt der Plünderung von Volksvermögen sprach der

Bundesrat 300 Millionen an LONZA zum Dank dass MODERNA den Schweizer Biotechnologie Konzern

als Hersteller für die Spritzsuppe ausgewählt hatte. Am 16. April 2020 waren bereits 40 Milliarden vom

Bundesrat angefordert worden um die Pandemie zu bekämpfen.
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2. Mit Ach und Krach förderten die Schweizer Behörden im Pandemiejahr 2020 gerade mal 10'000

Pandemietote hervor. Durchschnittsalter 84. Diese konnten nur mit Hilfe der verschiedenen

Instrumente wie den Bodycountingrichtlinien sowie den Behandlungsrichtlinien der WHO statistisch

hervorgezaubert werden. Positiver Test = Coronatoter. Sauerstoffsättigung unter 91%= Invasive

Beatmung/50% Exitus. Die Panikmache 24/7 steuerte das Umfeld so, dass jeder, jeden Scheiss der von

einem Politiker oder einem Studierten durch die Kanäle geblasen wurde, kritiklos annahm.

3. Die Schweiz machte keine Anstalten eine eigene Analyse zu erarbeiten. Das Parlament verabschiedete

sich, der Bundesrat bestellte eine Taskforce ein, und füllte sie mit Interessenvertreter aus

Gesundheitsindustrie und Pharmakomplex. Der Gesundheitsminister schielte zum Nachbarn um die

Massnahmen mit 2wöchiger Verzögerung autonom nachzuvollziehen. Geld spielte keine Rolle mehr.

50, 100, oder 150 Milliarden, Hauptsache nicht anecken bei den grossen Freunden und mitmachen

war die Devise.

Die Tragödie Covid 19, ein Stück in vier Akten wurde aufgeführt

1. Akt 2020 Hirnwäsche und Geld

2. Akt 2021 Spritze und Kontrolle

3. Akt 2022 Verwirrung und Verschleierung

4. Akt 2023 Ducken und Lügen

Das Impfdesaster, die Inzidenzpsychose durch die Testpest, die Verfolgung und Ausgrenzung der Kritiker, das

Einnorden der Massenmedien, das belügen der Bevölkerung und das negieren der Geschädigten durch den

Impfstoff bis Heute, werden getopt durch die bereits Mitte 2020 erfundene Krankheit LongCovid und die

heuchlerische Verwunderung über die Tausenden plötzlich verstorbenen Jungen und fitten Menschen aufder

ganzen Welt die fast ausnahmslos zu den Immunisierten gehören. Die Warnsignale die im ersten Halbjahr 2021

wie Leuchttürme aufleuchteten, wurden von den zuständigen Behörden durch ihr Fachpersonal in krimineller

Weise ignoriert.

Die Lehren die daraus zu ziehen wären, sind:

1. Austritt der Schweiz aus derWHO

2. Ausweisung der Gesundheitspolitisch relevanten internationalen Organisationen aus der Schweiz.

3. Abwicklung des Bundesamtes für Gesundheit und ihrer Abteilungen wie SwissMedic und

Impfkommission.

4. Einberufung einer breit abgestützten Kommission unter gleichberechtigtem Einbezug der Kritiker der

Massnahmen und der fachlichen Einbeziehung von Naturheilkunde und Schulmedizin zu gleichen

Teilen, mit der Aufgabe neben der Aufarbeitung der Coronapolitik einen Vorschlag auszuarbeiten,

wie die Schweizer Gesundheitspolitik und ihre Institutionen neu aufgegleist werden müssten.

Dominierende Themen in dieser Revision sind der Ausbau und die Automatisierung der

Beschaffung von Material. Das Epidemiengesetz ist zu einem Kaufvertrag auf Vorrat degradiert

worden. Insbesondere die revidierten Artikel lesen sich wie Kaufbefehle der Gesundheitsindustrie an den

Staat. Während der letzten drei Generationen hat es keine Pandemie gegeben die diesen Namen verdient. Das

letzte Ereignis welches bis Heute als Beispiel herhalten muss ist die spanische Grippe von 1918. Vertieft man

sich in die spärlichen Quellen die verfügbar sind, sieht man auch bei der spanischen Grippewie sie unter dem

Geist der Kriegsmedizin vermarktet wurde um die Theorie von den übertragbaren gefährliche Krankheiten zu

stützen. Ergo es gibt keine Pandemien. Es ist eine Fata Morgana. Die Pandemien sind ein Geschäftsmodell das

unglaubliche Profite verspricht. Das war auch der Treiber von Covid 19.
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Weitere Grundsätzliche Einwände möchte ich noch auflisten.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche

Grundsätze behaftet zu werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.

Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Eswerden ohne

medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potentieller Missbrauch der Daten kann nicht

ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man

zu Hause bleiben soll, wenn man sich krank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger invasive

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung.

Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden damit

vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus

Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die

Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische

Entscheidungen ist daher problematisch.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven

Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen

weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen

Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso

wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie per se

relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem
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von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von

Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies,wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der

Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch

in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

deutlicher betont.

Intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern

auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler

und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1 in initio

des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre der betroffenen Person hat das nichts zu tun. Das Wort

«mutmasslich» begründet eine Carte Blanche und hat das Potential, willkürliche Handlungen gesetzlich zu

schützen.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach

nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen weder Lockdown,

Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche

Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHO bereits 2019 und

nun ja auch der amerikanische ImmunologeAntony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine

WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden.

Aufklärung über potentielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen

werden. Ein solcher weitreichender Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist,um

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe

Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.
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Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend aufihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch den

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen

Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemieim Sinne einer Manöverkritik transparent und

unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG

vorgenommen werden. Ich danke für die Kenntnisnahme.

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick auf die Corona Pandemie als

unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnet werden. Trotzdem bedanken wir uns für die Möglichkeit einer

Stellungnahme und hoffen auf die Berücksichtigung unsere Einwände.

Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend ist insbesondere, dass

Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und Bewegung haben einen positiven Effekt auf

das Immunsystem. Dies sollte entsprechend berücksichtig werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona Pandemie. Diese hat

eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen und einen negativen Effekt auf die

Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision

des EpG komplett unbeachtet.

Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden und lehne

sie ab.

Mit freundlichen Grüssen

K
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Vernehmlassungsantwort

Teilrevision des Epidemiengesetzes

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzesvom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein Vernehm-

lassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision wie folgt

Stellung zu nehmen.

1. Aufarbeitung der Corona-Zeit kommt zuerst!

Der Entwurf hat tiefgehende und weitreichende Auswirkungen auf die Bevölkerung, sollte er in dieser

Form Gesetz werden. Ohne eine ehrliche und umfassende Aufarbeitung derCorona-Zeit ist dies

unverantwortlich und nicht zulässig. Es gab viel Kritik an den unverhältnismässigen und schädlichen

Massnahmen. Zu erwähnen sind beispielhaft: die Anwendung des PCR-Tests, die Zählweise der Covid-

Toten, die Anordnungvon Lockdowns, das Tragen der Masken - insbesondere in Schulen, das

Aussprechen von Impfempfehlungen trotz fehlender Kenntnis der Risiken. Es braucht eine öffentliche

Diskussion, BEVOR eine Anpassung des EpG in Betracht gezogen werden darf.

Das Volk ist derSouverän. Das Volk muss gehört werden. Das heisst auch, dass der Bundesrat und die

Verwaltung im vorliegenden Entwurf über zu viel Macht verfügen - vorbei an Parlament und Volk. Auch

die Kantone werden immer mehr an den Rand gedrängt und haben - wenn überhaupt - nur noch zu

vollziehen, was der Bundesrat befiehlt. Das ist unakzeptabel und in jedem Fall zu korrigieren.

Es ist offensichtlich, dass der Bundesrat in einem vorauseilenden Gehorsam die Vorgaben der WHO -

sprich des Pandemievertrages und der Internationalen Gesundheitsvorschriften - in die Teilrevision des

EpG einfliessen lassen will. Vorbei an Parlament und vorbei am Volk? Auch hier gilt: die Prinzipien der

Rechtsstaatlichkeit und der direkten Demokratiewerden ausgehöhlt und bestehen nur noch aufdem

Papier.

Die Revision ist deshalb nur schon aus diesen grundsätzlichen Überlegungen abzulehnen.
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2. Auf welchen Vorannahmen beruht die Teilrevision EpG?

Es scheint, dass der Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die mehr für mich mehr als

fragwürdig sind. Es wurden nachfolgende Vorannahmen des Bundesrates mehr oder weniger explizit

ausgesprochen, obwohl diese bereits wiederlegt und somit falsch sind:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwererAusgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o Die Immunisierung erfolgt in ersterLinie durch eine Impfung;

Die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der0

Pandemie;

0 Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hateinen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, wedervon den Testungen noch von den0

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einerPandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist einProblem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - vollfunktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krisezu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nurpositive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent undwahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Wie ist es möglich, dass ein Bundesrat so vorgeht?

3. Definition der Begrifflichkeiten ist das «A & O»

Im Entwurf werden viele Begriffe verwendet, ohne dass diese klar definiert werden. Das schafft keine

Rechtssicherheit, sondern öffnet einer Willkür Tür und Tor. Was ist unter «Chancengleichheit» zu

verstehen? Wie wird «Pandemie» und «Epidemie» definiert? Was versteht der Bundesrat unter «One-

Health»? Wo werden die verschiedenen Lagebegriffe definiert? Soll es in der Kompetenz des Bundesrates

liegen, die «besondere Lage» festzustellen? Nach welchen Kriterien? Wie lange soll eine solche

«besondere Lage» dauern? Werbestimmt das? Wer bestimmt, wann eine «ausserordentliche Lage»

vorliegt? Welche Überprüfungsmechanismen bestehen? Was macht der Bundesrat, wenn die WHO einen

PHEIC (Public Health Emergency of international Concern) ausruft? Wird dann in derSchweiz die

«besondere Lage» oder die «ausserordentliche Lage» ausgerufen? Automatisch oder prüft die Schweiz

eigenständig? Hier braucht es eine Konkretisierung!

Das Gleiche gilt für Begriffe wie «Subsidiarität», «Wirksamkeit» und «Verhältnismässigkeit». Nur weil sie

im Gesetz verwendet werden (Art. 2 Abs. 3 EpG), heisst das noch lange nicht, dass diese Grundsätze dann
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auch gelebt und umgesetzt werden. Ebensowenig findet man im Entwurf eine Auseinandersetzung

zwischen diesen Prinzipien und beispielsweise einer Kosten-Nutzen-Betrachtung. Note: ungenügend.

4. Geht es um den Schutz des Menschen und seiner Gesundheit?

Gemäss Art. 1 EpG regelt dieses Gesetz den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten.

Letztere sollen verhütet und bekämpft werden. Klingt gut - ist aber nur dann gut,wenn das Auftreten

dieser übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits geführt hat.

Wird im EpG sichergestellt, dass diese Voraussetzungen in jedem Fall erfüllt sind? Auch bei der Ausrufung

eines PHEIC (Public Health Emergency ofinternational Concern) durch die WHO?

Geht es bei der Revision des EpG eventuell auch um ganz andere Themen?

Gemäss BAG soll ja die Überwachung verstärkt werden. Mit den Bestimmungen über die Digitalisierung

und den Eingriff in die Privatsphäre - zu erwähnen sind hierz.B. das elektronische Patientendossier, eine

digitale ID, das Contract-Tracing - steht der Daten- und Persönlichkeitsschutz im Visier und ist in Gefahr.

So sollen z.B. nicht mehr Krankheiten gemeldet werden, sondern Personen. Es geht nicht mehr darum,

«kranke oder infizierte Personen» zu identifizeren, sondern es geht um eine Identifizierung von «kranken,

mutmasslich kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden

Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert sind oder nicht.. Weiter soll es eine

Meldepflicht geben über «Verhaltensweisen einschliesslich Daten über die Intimsphäre». Welche

Verhaltensweisen sind wohl gemeint? Sexuelle, politische oder Konsumverhaltensweisen? Die Frage sei in

diesem Zusammenhang erlaubt: Geht es hier eventuell vielmehr um die Überwachung und Kontrolle der

Bürger und weniger um Gesundheitsschutz?

5. Schlussbemerkungen

Der Bundesrat und die Verwaltung müssen sich doch bewusst sein, wie unser Staat aufgebaut ist und auf

welchen Säulen er beruht: «Das Schweizervolk und die Kantone .
bilden die Schweizerische

Eidgenossenschaft.» (Art. 1 BV). «Die Schweizerische Eidgenossenschaft schützt die Freiheit und die

Rechte des Volkes und wahrt die Unabhängigkeit und die Sicherheit des Landes. Sie fördert die

gemeinsame Wohlfahrt, die nachhaltige Entwicklung, den inneren Zusammenhalt und die kulturelle

Vielfalt des Landes.» (Art. 2 Abs. 1 und 2 BV). «Die Bundesversammlung übt unter Vorbehalt der Rechte

von Volk und Ständen die oberste Gewalt im Bunde aus.» (Art. 148 Abs. 1 BV).

Freundliche Grüsse

Edward Leypoldt

3



Dersonnes

VFR Amtl DTS PuG GZ R KUV LKVDS Bundes.amt für GesundheitMouvement Fédératif Romand TGDG

CRoyens CO VA
Politique

UVntMedias

22. März 2024
Jundique

Santé

GeSSTE

Dig NCD

Hosen StrenErgmrbann
MTBioM Str ANM URA AS

hemiChem IGB/APS
Recommandé

21 OFSP

iam Emb.Kil

Schwarzenburgerstr. 15
3097 Liebefeld

Sion, le 12 mars 2024

Concerne :

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral chargé le Département Fédéral dea
I'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de laloidu 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cetteopportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveaufédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé),des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, leçon n'a été tirée de laaucune
crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il estindispensable de procéder à une analyse dela situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence droit ordinaireen endonnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloirleslois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cetteproposition està rejeter. Par ailleurs, I n'estpas souhaitable pour la population suissequ'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière, déclenchépar F'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes non-élues) soitapplicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté contraire au droit à
ition du peuple suisse.
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants
des décisions politiques.

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et
de la déclaration des maladies à la surveillance età la déclaration des personnes.
Toutindividu sera considéré comme malade ou contagieux etdevra apporter la preuve
de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non
scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus
passera à un statut de « présomption de maladie ),

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse
massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid,
relèvera que de nombreuseson

personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux
soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès ayant pas été respectée par lan
Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques
demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on Sicelle-ci est assujettie à
quelle KO

des conditions telles que la vaccination (Sachant que celle-ci représente le pilier?
central de cet avant-projet).

Le fait quela Confédération propose d'étendre ses compétences, esten contradiction
le principe de subsidiarité (compétenceavec

des cantons en matière de santé).
Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins
nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la
souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu dela
responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans ledomaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences enfaveur dela Confédération.

Toute référence à "OneHealth" unconcept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, n'est qu'elle engendre une obéissanceSi ce
aux plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) etla voie à des conjecturesouvre

sur des risques diffus qui pourraient êtreinstrumentalisés.
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Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non
d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment
mentionner la diminution continue du nombre delits d'hôpitaux (le nombre de lits par
habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et
le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière/ Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il estimpératif de prendre
en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité
OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui
prévoient les modifications majeures suivantes

:

Le traité de l'OMS sur la0 pandémie CA+ contient des dispositions
juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que
recommandations) pour pallier à (selon V'OMS) « l'évidente incapacité
dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et
d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y
remédier.

Relativement à la prévention d'uneO
pandémie et la réponse à y apporterl'OMS

verrait confier un rôle centralSe de direction etde coordination en tantque "chef
de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la
santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la
recommandation pour les Etats de mettre en œuvre les mesures déclarées
appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,
confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc..)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur
0

général de l'OMS, après
consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoird'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ouactuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),
notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

o Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS
comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention etde lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.
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L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient misesO
en

immédiatement et que les Etats membres les fassent appliquer (parceuvre

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au
Trenforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents der
T'OMS,on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion
que "la constatation VOMS d'une urgence de santé publique de portéepar

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en
Suisse il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du
rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués
de manière alternative ny change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard.
En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit
rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de
ceuxci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation
et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous
rejetons en toutes circonstances

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de
0

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" à
0

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,
présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes" que ces
dernières soient_réellement malades ou infectées (ou même "présumées"
infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori
considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être
médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à
priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de
symptômes. II s'agit d'un statut de santé qui n'est plus biologiquenouveau

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou
d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,
(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir
prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.
L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié
figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé
et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état
de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de
santé objectif).
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Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à laO

collecte de données "sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas

précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de
consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme
suit :

"La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont

seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les
données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches".

(traduit de l allemand).

Larticle 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur
l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la
sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec
véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés
par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut
intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce
qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons
en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 etart. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent
en soi pour la gestion d'une pandémie, cela dépend non seulementprincipalementcar

de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des
contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à
leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une
obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni
efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.
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Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'estpas contagieuse. Il n'a
donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les
injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en
l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne

soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa

contagiosité Il s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune
utilité pour la santé publique.

Ce certificat de "guérison" ressemble plutôt à un "certificatde bonne santé", confirmant
ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci
n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis
da crise du Covid-19. convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part,
engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne
une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil
fédéral part de certains présupposés erronés:

L'infection par le SRAS-CoV20 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées
être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité
nettement excessive.

En cas de pandémie, toute0
personne peut être dangereuse pour les autres,

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un
agent pathogène.

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient
nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la
pandémie

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;
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- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne
;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- IIn'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien"),

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement
opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni
de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Ilestpossible etsouhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un
point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont enmesure
de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer
davantage de compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,
transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de
nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi unetelle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligationO
constitutionnelle de prendre en compte les

médecines complémentaires (art. 118a Cst.)
Elle ne fait pas référence à la0

promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le
document central de l'OMS.
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Eille n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,
0

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.
Elle n'aborde pas le fait que de nombreuxO

pays ont fait d'autres choix
stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la
morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.
Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus

O

large de santé publique.

Elle ne tient compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des
O pas

malades chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies
O

chroniques, alors les maladies infectieuses représentent environ 1% dela
que

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les
O

mesures ont eus et continuent
d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages
économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et desinjections, etc.)

Elle omet le faitque tout traitement0
médical, toute mesure de santé publique aégalement des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamentalO
de l'approche médicale issu du serment

d'Hippocrate "primum non nocere“ (en premierlieu, ne pas nuire).
Elle proposeO approche standardiséeune du traitement qui est en contradiction

la nécessité de considérer chaqueavec
cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les
O

autres professionnels de la santé au rang desimples exécutants.

En centralisant etimposant l'application des directives de I'OMS, elle restreint
O

la recherche de moyens de prévention et detraitement alternatifs, efficaces etmoins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagementenvers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dansl'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a etsuivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.
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Gerne nutzen ich die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz(EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Analyse der Corona-Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine umfassende Überarbeitung des Epidemiegesetzes (EpG) eingeleitet. Diese

Vorgehensweise steht im Widerspruch zu einem geordneten und auf wissenschaftlichen Erkenntnissen

basierenden Ansatz und wäre ein maßgeblicher Grund, die vorgeschlagenen Änderungen abzulehnen."

Prämisse

Während dem Studium des Vorentwurfs und des begleitenden Berichts werden mehrere Annahmen als

selbstverständlich' dargestellt. Diese Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des Bundesrates

zugrundeliegen, und werden weder dokumentiert noch in Frage gestellt.

Dominierende Themen

Bemerkenswert ist die vermehrte Verwendung einer autoritären und anweisenden Sprache, sowie einer fast

drohenden Terminologie im Vorentwurf. Zudem fällt eine starke Betonung auf äußerst invasive Maßnahmen

auf, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Zweck (Art. 2)

Während der Covid-Krise wurde das Prinzip der 'Chancengleichheit beim Zugang' nicht beachtet, da viele nicht

geimpfte Personen keinen Zugang zur medizinischen Versorgung erhielten. Es gab sogar Äußerungen, dass

nicht geimpfte Personen auf medizinische Versorgung verzichten sollten. Die medizinische Grundversorgungist

bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss nicht im Epidemiegesetz erneue geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach aufImpfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

ignoriert trotz der Verankerung in der Bundesverfassung (Art. 118a BV).



Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet und überteuert, was

eine anerkannte Tatsache und kein Risiko darstellen. Die Ursachen dafür sind vielfältig und miteinander

verbunden. Insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl von Krankenhausbetten sowie die Zunahme

der überheblichen Kosten und Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist somit

ein bekanntes, systemimmanentes Problem, das nicht mit dem Epidemiegesetzes gelöst werden kann.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss gemäß dem Verhältnismäßigkeitsprinzip (Art. 5 BV) erfolgen. Diesem Aspekt wird

kaum Beachtung geschenkt. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, die die angeordneten Massnahmen

im Zusammenhang mit ihrem wissenschaftlichen Bezug auf ihre Verhältnismäßigkeit überprüfen würde. Eine

solche Instanz fehlt gänzlich ist aber dringendst erforderlich.

Weiter werden die Kantone und Kommissionen nur durch eine Anhörungs-Bestimmung erwähnt ohne eigene

Kompetenzen und somit reine Makulatur. Letztlich liegt die Bestimmung allein beim Bundesrat was zum

Schutze des Bundesrates und der Bevölkerung nicht zu verantworten ist.

Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der

Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder

anders entscheiden, ohne aufirgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung müssen auf wissenschaftlicher Evidenz basieren und von einer

unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Diese Anforderung wird nicht berücksichtigt und

fehlt vollständig in der vorliegenden Gesetzesvorlage.

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Gemäss dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung einer

besonderen Lage. Bisher wurden weder der Beginn noch das Ende der besonderen Lage durch eine spezifische

Handlung festgestellt. Die Lage beginnt, sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Maßnahme

anzuordnen, und dauert bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach Artikel 6 Absatz 2 angeordneten

Maßnahme.

Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der

Bundesrat die besondere Lage künftig feststellen und aufheben. Es ist von grundsätzlicher Wichtigkeit und

unumgänglich einzufordern, dass diese Feststellung überprüfbar ist, da nicht nur gesundheitliche, sondern auch

wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan:

«Mit diesem Zertifikatkann man zeigen, dass man nicht ansteckendist».

Trotz der Aussage von Frau Dr. V. Masserey bei einer Pressekonferenz am 3.8.2021, dass "C-19 Geimpfte das C-

Virus genauso häufig verbreiten können wie Ungeimpfte", wird dies nicht berücksichtigt. Es wird deutlich, dass

Digitalisierung nicht vor Unwahrheiten, Falschmeldungen und Missbrauch schützt. Es entsteht lediglich eine

trügerische Sicherheit und dies wird digital dokumentiert.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Die Integration des Covid-Zertifikats in das EpG markiert einen bedeutsamen Schritt, derjedoch kritisch

betrachtet werden muss. Bisher konnte die Wirksamkeit dieser Maßnahme nicht zweifelsfrei nachgewiesen

werden, während gleichzeitig Bedenken über potenzielle Auswirkungen auf die gesellschaftliche Integration

aufkommen. Ebenso istes entscheidend, das geplante globale Gesundheitszertifikat, wie es von der WHOim

Rahmen des Global Digital Health Certification Network (GDHCN) vorgeschlagen wird, zu hinterfragen und

abzulehnen.



Medizinische Interventionen sollten stets als individuelle Entscheidungen betrachtet werden, die von

persönlichen Bedürfnissen und Risikobewertungen geleitet werden sollten. Es darfnicht der Staat sein, der

solche Entscheidungen verordnet oder erzwingt. Die Freiheit, über unsere eigenen medizinischen

Angelegenheiten zu entscheiden, ist ein grundlegendes Recht, das nicht leichtfertig aufgegeben werden sollte.

Daher ist es dringend erforderlich, die aktuellen Maßnahmen zu überdenken und sicherzustellen, dass sie den

Grundsätzen der individuellen Freiheit und Selbstbestimmung entsprechen. Eine kritische Prüfung der

politischen Entscheidungen im Gesundheitsbereich ist unerlässlich, um sicherzustellen, dass sie sowohl den

individuellen Rechten als auch den öffentlichen Gesundheitsinteressen gerecht werden.

Contact Tracing (Art. 60a)

Die geplante Einführung eines bundesweiten Contact Tracing Systems ist aus mehreren Gründen bedenklich

und sollte überdacht werden. Es handelt sichum einen bürokratischen Albtraum, der ohne klaren

medizinischen Nutzen eine umfangreiche Sammlung personenbezogener Daten vorsieht. Darüber hinaus

besteht ein erhebliches Risiko für den Missbrauch dieser sensiblen Informationen.

Statt aufinvasive Überwachungsmaßnahmen zu setzen, könnte der Bundesrat und die Arbeitgeber die

Bevölkerung ermutigen, bei Krankheitssymptomen zu Hause zu bleiben. Dieser Ansatzwürde nicht nur die

individuelle Freiheit respektieren, sondern auch eine schnellere Genesung fördern. Eine solche proaktive

Unterstützung seitens der Regierung und der Arbeitgeber könnte effektiver sein und zugleich weniger

Bedenken hinsichtlich des Datenschutzes aufwerfen.

Es ist wichtig, dass politische Entscheidungenim Gesundheitsbereich sorgfältig abgewogen werden, um einen

angemessenen Schutz der Privatsphäre und individuellen Freiheiten zu gewährleisten. Eine übermäßige

Sammlung und Nutzung persönlicher Daten sollten vermieden werden, insbesondere wenn es effektive und

wenigerinvasive Alternativen gibt, um die öffentliche Gesundheit zu schützen.

Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden damit

vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus

Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die

Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische

Entscheidungen ist daher problematisch.

Nationales Informationssystem " Contact-Tracing (Art. 33 und Art. 60a)

Die Wirksamkeit der Kontaktverfolgung als Mittel zur Pandemiebekämpfung steht in Frage, daihr Erfolg stark

von der Umsetzung und den zugrunde liegenden Bedingungen abhängt. Die Tatsache, dass geimpfte Personen

trotzdem Test- und Quarantänemaßnahmen unterliegen können, obwohl die Impfung nicht vor einer

Übertragung schützt, verdeutlicht die Willkür, mit der eine Behörde bei der Kontaktverfolgung vorgehen kann.

Diese Vorgehensweise öffnet Tür und Tor für die Missachtung grundlegender Prinzipien wie Chancengleichheit,

Nichtdiskriminierung und Verhältnismäßigkeit.

Darüber hinaus scheint in diesem Zusammenhang der Schutz der individuellen Intimsphäre und persönlicher

Daten nicht ausreichend berücksichtigt zu werden. Es besteht die Gefahr, dass der Bund zu stark in die

Identifizierung und den Zugang zur Intimsphäre von Personen eingreift, was einen klaren Verstoß gegen das

Recht auf Privatsphäre darstellen würde.

Die aktuelle Politik der Zusammenarbeit sollte nicht durch eine verpflichtende polizeiliche Herangehensweise

ersetzt werden. Diese würde die bereits vorhandenen Bedenken hinsichtlich der Überwachung und des

Eingriffs in die persönlichen Freiheiten weiter verstärken.

Es ist entscheidend, dass jegliche Maßnahmen zur Kontaktverfolgung unter Berücksichtigung grundlegender

ethischer Prinzipien sowie der individuellen Rechte und Freiheiten der Bürger durchgeführt werden. Ein

ausgewogener Ansatz, der die öffentliche Gesundheit schützt, ohne die persönlichen Freiheiten zu

beeinträchtigen, ist von größter Bedeutung

Intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oder

Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern auch Daten aus der Intimsphäre

(Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder



private Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtetwerden (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung

der Intimsphäre der betroffenen Person hat das nichts zu tun. Das Wort «mutmasslich» begründet eine Carte

Blanche und hat das Potential, willkürliche Handlungen gesetzlich zu schützen.

Keine Impfungen

Es ist wichtig, das Thema Impfungen im Zusammenhang mit einer möglichen einseitigen Überregulierung zu

diskutieren. Traditionell werden Impfungen im Rahmen des Heilmittelgesetzes geregelt. Da Impfungen in erster

Linie gesunden Personen verabreicht werden und nicht Kranken, ist es entscheidend, dass die Anforderungen

an ihre Prüfung besonders streng und sorgfältig gehandhabt werden.

Die regulatorischen Standards müssen darauf abzielen, die Sicherheit und Wirksamkeit von Impfstoffen zu

gewährleisten, ohne jedoch übermäßige Hindernisse für deren Entwicklung und Verfügbarkeit zu schaffen. Es

ist wichtig, dass diese Standards transparent sind und auf einer soliden wissenschaftlichen Grundlage beruhen,

um das Vertrauen der Öffentlichkeit zu erhalten.

Gleichzeitig sollte jedoch vermieden werden, dass übermäßige Regulierung Innovationen behindert oder den

Zugang zu lebensrettenden Impfungen erschwert. Ein ausgewogener Ansatz, der sowohl den Schutz der

öffentlichen Gesundheit als auch die Förderung von Fortschritt und Innovation berücksichtigt, ist erforderlich.

Es ist entscheidend, dass die regulatorischen Rahmenbedingungen für Impfungen kontinuierlich überprüft und

angepasst werden, um sicherzustellen, dass sie den sich wandelnden Bedürfnissen und Erkenntnissen gerecht

werden. Dadurch kann eine effektive und sichere Impfpraxis gewährleistet werden, die zum Schutz der

Gesundheit der Bevölkerung beiträgt.

Unwirksame Massnahmen

Im Zusammenhang mit der Covid-Pandemie ist festzustellen, dass weder Lockdowns, Social Distancing noch das

Tragen von Masken nachweislich effektive Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie waren. Sowohl die

WHO als auch der renommierte amerikanischeImmunologe Antony Fauci haben vor dem amerikanischen

Kongress eingeräumt, dass solche Maßnahmen bei grippeähnlichen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen

haben.

Bereits 2019 kam eine WHO-Studie zu Grippepandemien zu dem Schluss, dass die Kontaktverfolgung unter

keinen Umständen empfohlen werden sollte. Darüber hinaus wurde betont, dass der Zwang zum Testen ohne

Symptome, insbesondere bei Kindern, sinnlos und absurd ist. Trotz dieser Erkenntnisse könnte die neue

Vorlage dennoch einen solchen Testzwang vorsehen.

Es ist wichtig, dass politische Entscheidungen zur Pandemiebekämpfung auf wissenschaftlichen Erkenntnissen

basieren und die tatsächlichen Auswirkungen der vorgeschlagenen Maßnahmen berücksichtigen. Eine kritische

Prüfung der Effektivität und Verhältnismäßigkeit dieser Maßnahmen ist unerlässlich, um sicherzustellen, dass

sie sowohl den individuellen Rechten als auch den öffentlichen Gesundheitsinteressen gerecht werden.

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Es ist besorgniserregend, dass sowohl Einzelpersonen als auch Institutionen im Gesundheitswesen

möglicherweise zur Durchführung von Impfungen gezwungen werden könnten. Ein solch weitreichender

Eingriff des Staates in die Berufsausübung ist bedenklich und sollte abgelehnt werden

Stattdessen sollten Regierungen und Institutionen darauf abzielen, durch Aufklärung und Überzeugungsarbeit

die Bereitschaft zur Teilnahme an Impfprogrammen zu erhöhen. Ein respektvoller Dialog und eine offene

Kommunikation sind wesentlich, um die öffentliche Gesundheit zu fördern und gleichzeitig die individuellen

Rechte und Freiheiten zu wahren.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnungvon Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe

Wirksamkeit aufweisen.



Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Die Erfahrungen während der Corona-Pandemie haben gezeigt, dass die Impfquote allein keine signifikante

Rolle bei der Übertragung eines viralen Erregers spielt. Auch die Hypothese der Herdenimmunität hat sich als

nicht tragfähig erwiesen. Infolgedessen ist ein Impfmonitoring zumindestim Kontext der Corona-Pandemie

nicht von medizinischem Nutzen und sollte daher abgelehnt werden.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die vorübergehende Zulassung von Arzneimitteln während einer besonderen oder außergewöhnlichen Lage

birgt das Risiko, die Patientensicherheit zu untergraben. Es ist unerlässlich, dass nur Arzneimittel zugelassen

werden, die ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden, es sei denn, es liegt eine unmittelbar

lebensbedrohliche Situation vor.

Es ist wichtig anzuerkennen, dass die Sicherheit und Wirksamkeit von Arzneimitteln sorgfältig geprüft werden

müssen, um das Wohlergehen der Patienten zu gewährleisten.

Darüber hinaus ist es ein grundlegendes Recht jedes Bürgers, selbst darüber zu entscheiden, ob er ein

bestimmtes Arzneimittel konsumieren möchte oder nicht. Dieses Recht aufinformierte Entscheidung sollte

auch während außergewöhnlicher Situationen uneingeschränkt gewahrt bleiben.

Eine transparente und evidenzbasierte Bewertung von Arzneimitteln sowie die Achtung der individuellen

Autonomie sind entscheidend, um die Integrität des Gesundheitssystems und das Vertrauen der Öffentlichkeit

zu erhalten.

Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bestehenden Begriffe "Heilmittel" und "Medizinprodukte" sind angemessen und ausreichend definiert und

müssen nicht durch den abstrakten Begriff "medizinische Güter" ersetzt werden. Es ist wichtig, dass die

bestehenden Kategorien klar und präzise bleiben, um Missverständnisse zu vermeiden und die Wirksamkeit der

Regulierung zu gewährleisten.

Die Entwicklung von Antibiotikaresistenzen und deren Überwachung sind zweifellos wichtige Themen im

Gesundheitswesen. Es ist jedoch zu beachten, dass diese bereits im Heilmittelgesetz geregelt sind und daher

nicht zusätzlich im EpG behandelt werden müssen.

Es ist entscheidend, dass Gesetze und Vorschriften klar und kohärent sind und keine unnötigen Redundanzen

enthalten. Durch die Konzentration auf bereits bestehende Regelungen können Ressourcen effizienter genutzt

und unnötige Bürokratie vermieden werden.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EpG ist aus den oben genannten Gründen in seiner Gesamtheit

abzulehnen. Zunächst muss die Corona-Pandemie einer transparenten und unabhängigen Analyse unterzogen

werden, um Lehren daraus zu ziehen. Erst auf der Basis dieser Erkenntnisse sollte eine Überarbeitung des EpG

erfolgen.

Ich fordern weiter eine Neubewertung des EpG, die auch die Bedeutung von Präventionsmaßnahmen

angemessen berücksichtigt. Dies würde nicht nur zur Verbesserung der individuellen Gesundheit beitragen,

sondern auch langfristig die Belastung des Gesundheitssystems verringern.

Ich danke für die Kenntnisnahme und hoffen, dass unsere Bedenken angemessen berücksichtigt werden, um

eine verbesserte und effektive Gesundheitspolitik zu fördern.

Mit freundlichen Grüssen

5.90



Beat Egger 
Wächselacher 36 
6370 Stans 
 
 
 
 
       Bundesamt für Gesundheit BAG 
       Schwarzenburgstrasse 157 
       3003 Bern 
 
 
22. März 2024 
 
 
Vernehmlassung Epidemiengesetz 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Gerne nutzen ich die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG) 
Stellung. 
 
Gesetzgebungsprozess 

Ohne eine wissenschaftliche Analyse der Corona-Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die 
Vernehmlassung für eine umfassende Überarbeitung des Epidemiegesetzes (EpG) eingeleitet. Diese 
Vorgehensweise steht im Widerspruch zu einem geordneten und auf wissenschaftlichen Erkenntnissen 
basierenden Ansatz und wäre ein maßgeblicher Grund, die vorgeschlagenen Änderungen abzulehnen." 
 

Prämisse 

Während dem Studium des Vorentwurfs und des begleitenden Berichts werden mehrere Annahmen als 
'selbstverständlich' dargestellt. Diese Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des Bundesrates 
zugrunde liegen, und werden weder dokumentiert noch in Frage gestellt. 
 
Dominierende Themen 

Bemerkenswert ist die vermehrte Verwendung einer autoritären und anweisenden Sprache, sowie einer fast 
drohenden Terminologie im Vorentwurf. Zudem fällt eine starke Betonung auf äußerst invasive Maßnahmen 
auf, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird. 
 

Zweck (Art. 2) 

Während der Covid-Krise wurde das Prinzip der 'Chancengleichheit beim Zugang' nicht beachtet, da viele nicht 
geimpfte Personen keinen Zugang zur medizinischen Versorgung erhielten. Es gab sogar Äußerungen, dass 
nicht geimpfte Personen auf medizinische Versorgung verzichten sollten. Die medizinische Grundversorgung ist 
bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss nicht im Epidemiegesetz erneue geregelt werden. 
 
Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin 

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett 
ignoriert trotz der Verankerung in der Bundesverfassung (Art. 118a BV). 
 
  



Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a) 

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet und überteuert, was 
eine anerkannte Tatsache und kein Risiko darstellen. Die Ursachen dafür sind vielfältig und miteinander 
verbunden. Insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl von Krankenhausbetten sowie die Zunahme 
der überheblichen Kosten und Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist somit 
ein bekanntes, systemimmanentes Problem, das nicht mit dem Epidemiegesetzes gelöst werden kann. 
 
Verhältnismässigkeit 

Staatliches Handeln muss gemäß dem Verhältnismäßigkeitsprinzip (Art. 5 BV) erfolgen. Diesem Aspekt wird 
kaum Beachtung geschenkt. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, die die angeordneten Massnahmen 
im Zusammenhang mit ihrem wissenschaftlichen Bezug auf ihre Verhältnismäßigkeit überprüfen würde. Eine 
solche Instanz fehlt gänzlich ist aber dringendst erforderlich. 
Weiter werden die Kantone und Kommissionen nur durch eine Anhörungs-Bestimmung erwähnt ohne eigene 
Kompetenzen und somit reine Makulatur. Letztlich liegt die Bestimmung allein beim Bundesrat was zum 
Schutze des Bundesrates und der Bevölkerung nicht zu verantworten ist. 
Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der 
Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder 
anders entscheiden, ohne auf irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden. 
 
Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b) 

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung müssen auf wissenschaftlicher Evidenz basieren und von einer 
unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Diese Anforderung wird nicht berücksichtigt und 
fehlt vollständig in der vorliegenden Gesetzesvorlage. 
 
Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b) 

Gemäss dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung einer 
besonderen Lage. Bisher wurden weder der Beginn noch das Ende der besonderen Lage durch eine spezifische 
Handlung festgestellt. Die Lage beginnt, sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Maßnahme 
anzuordnen, und dauert bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach Artikel 6 Absatz 2 angeordneten 
Maßnahme. 
Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der 
Bundesrat die besondere Lage künftig feststellen und aufheben. Es ist von grundsätzlicher Wichtigkeit und 
unumgänglich einzufordern, dass diese Feststellung überprüfbar ist, da nicht nur gesundheitliche, sondern auch 
wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind. 
 
Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre 

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: 
«Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass man nicht ansteckend ist». 
Trotz der Aussage von Frau Dr. V. Masserey bei einer Pressekonferenz am 3.8.2021, dass "C-19 Geimpfte das C-
Virus genauso häufig verbreiten können wie Ungeimpfte", wird dies nicht berücksichtigt. Es wird deutlich, dass 
Digitalisierung nicht vor Unwahrheiten, Falschmeldungen und Missbrauch schützt. Es entsteht lediglich eine 
trügerische Sicherheit und dies wird digital dokumentiert. 
 

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b) 

Die Integration des Covid-Zertifikats in das EpG markiert einen bedeutsamen Schritt, der jedoch kritisch 
betrachtet werden muss. Bisher konnte die Wirksamkeit dieser Maßnahme nicht zweifelsfrei nachgewiesen 
werden, während gleichzeitig Bedenken über potenzielle Auswirkungen auf die gesellschaftliche Integration 
aufkommen. Ebenso ist es entscheidend, das geplante globale Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO im 
Rahmen des Global Digital Health Certification Network (GDHCN) vorgeschlagen wird, zu hinterfragen und 
abzulehnen. 



Medizinische Interventionen sollten stets als individuelle Entscheidungen betrachtet werden, die von 
persönlichen Bedürfnissen und Risikobewertungen geleitet werden sollten. Es darf nicht der Staat sein, der 
solche Entscheidungen verordnet oder erzwingt. Die Freiheit, über unsere eigenen medizinischen 
Angelegenheiten zu entscheiden, ist ein grundlegendes Recht, das nicht leichtfertig aufgegeben werden sollte. 
Daher ist es dringend erforderlich, die aktuellen Maßnahmen zu überdenken und sicherzustellen, dass sie den 
Grundsätzen der individuellen Freiheit und Selbstbestimmung entsprechen. Eine kritische Prüfung der 
politischen Entscheidungen im Gesundheitsbereich ist unerlässlich, um sicherzustellen, dass sie sowohl den 
individuellen Rechten als auch den öffentlichen Gesundheitsinteressen gerecht werden. 
 
Contact Tracing (Art. 60a) 

Die geplante Einführung eines bundesweiten Contact Tracing Systems ist aus mehreren Gründen bedenklich 
und sollte überdacht werden. Es handelt sich um einen bürokratischen Albtraum, der ohne klaren 
medizinischen Nutzen eine umfangreiche Sammlung personenbezogener Daten vorsieht. Darüber hinaus 
besteht ein erhebliches Risiko für den Missbrauch dieser sensiblen Informationen. 
Statt auf invasive Überwachungsmaßnahmen zu setzen, könnte der Bundesrat und die Arbeitgeber die 
Bevölkerung ermutigen, bei Krankheitssymptomen zu Hause zu bleiben. Dieser Ansatz würde nicht nur die 
individuelle Freiheit respektieren, sondern auch eine schnellere Genesung fördern. Eine solche proaktive 
Unterstützung seitens der Regierung und der Arbeitgeber könnte effektiver sein und zugleich weniger 
Bedenken hinsichtlich des Datenschutzes aufwerfen. 
Es ist wichtig, dass politische Entscheidungen im Gesundheitsbereich sorgfältig abgewogen werden, um einen 
angemessenen Schutz der Privatsphäre und individuellen Freiheiten zu gewährleisten. Eine übermäßige 
Sammlung und Nutzung persönlicher Daten sollten vermieden werden, insbesondere wenn es effektive und 
weniger invasive Alternativen gibt, um die öffentliche Gesundheit zu schützen. 
 
Diagnostik 

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden damit 
vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus 
Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die 
Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die 
Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische 
Entscheidungen ist daher problematisch.  
 
Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a) 

Die Wirksamkeit der Kontaktverfolgung als Mittel zur Pandemiebekämpfung steht in Frage, da ihr Erfolg stark 
von der Umsetzung und den zugrunde liegenden Bedingungen abhängt. Die Tatsache, dass geimpfte Personen 
trotzdem Test- und Quarantänemaßnahmen unterliegen können, obwohl die Impfung nicht vor einer 
Übertragung schützt, verdeutlicht die Willkür, mit der eine Behörde bei der Kontaktverfolgung vorgehen kann. 
Diese Vorgehensweise öffnet Tür und Tor für die Missachtung grundlegender Prinzipien wie Chancengleichheit, 
Nichtdiskriminierung und Verhältnismäßigkeit. 
Darüber hinaus scheint in diesem Zusammenhang der Schutz der individuellen Intimsphäre und persönlicher 
Daten nicht ausreichend berücksichtigt zu werden. Es besteht die Gefahr, dass der Bund zu stark in die 
Identifizierung und den Zugang zur Intimsphäre von Personen eingreift, was einen klaren Verstoß gegen das 
Recht auf Privatsphäre darstellen würde. 
Die aktuelle Politik der Zusammenarbeit sollte nicht durch eine verpflichtende polizeiliche Herangehensweise 
ersetzt werden. Diese würde die bereits vorhandenen Bedenken hinsichtlich der Überwachung und des 
Eingriffs in die persönlichen Freiheiten weiter verstärken. 
Es ist entscheidend, dass jegliche Maßnahmen zur Kontaktverfolgung unter Berücksichtigung grundlegender 
ethischer Prinzipien sowie der individuellen Rechte und Freiheiten der Bürger durchgeführt werden. Ein 
ausgewogener Ansatz, der die öffentliche Gesundheit schützt, ohne die persönlichen Freiheiten zu 
beeinträchtigen, ist von größter Bedeutung. 
 
Intimsphäre 

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oder 
Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern auch Daten aus der Intimsphäre 
(Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder 



private Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung 
der Intimsphäre der betroffenen Person hat das nichts zu tun. Das Wort «mutmasslich» begründet eine Carte 
Blanche und hat das Potential, willkürliche Handlungen gesetzlich zu schützen. 
 

Keine Impfungen 

Es ist wichtig, das Thema Impfungen im Zusammenhang mit einer möglichen einseitigen Überregulierung zu 
diskutieren. Traditionell werden Impfungen im Rahmen des Heilmittelgesetzes geregelt. Da Impfungen in erster 
Linie gesunden Personen verabreicht werden und nicht Kranken, ist es entscheidend, dass die Anforderungen 
an ihre Prüfung besonders streng und sorgfältig gehandhabt werden. 
Die regulatorischen Standards müssen darauf abzielen, die Sicherheit und Wirksamkeit von Impfstoffen zu 
gewährleisten, ohne jedoch übermäßige Hindernisse für deren Entwicklung und Verfügbarkeit zu schaffen. Es 
ist wichtig, dass diese Standards transparent sind und auf einer soliden wissenschaftlichen Grundlage beruhen, 
um das Vertrauen der Öffentlichkeit zu erhalten. 
Gleichzeitig sollte jedoch vermieden werden, dass übermäßige Regulierung Innovationen behindert oder den 
Zugang zu lebensrettenden Impfungen erschwert. Ein ausgewogener Ansatz, der sowohl den Schutz der 
öffentlichen Gesundheit als auch die Förderung von Fortschritt und Innovation berücksichtigt, ist erforderlich. 
Es ist entscheidend, dass die regulatorischen Rahmenbedingungen für Impfungen kontinuierlich überprüft und 
angepasst werden, um sicherzustellen, dass sie den sich wandelnden Bedürfnissen und Erkenntnissen gerecht 
werden. Dadurch kann eine effektive und sichere Impfpraxis gewährleistet werden, die zum Schutz der 
Gesundheit der Bevölkerung beiträgt. 
 
Unwirksame Massnahmen 

Im Zusammenhang mit der Covid-Pandemie ist festzustellen, dass weder Lockdowns, Social Distancing noch das 
Tragen von Masken nachweislich effektive Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie waren. Sowohl die 
WHO als auch der renommierte amerikanische Immunologe Antony Fauci haben vor dem amerikanischen 
Kongress eingeräumt, dass solche Maßnahmen bei grippeähnlichen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen 
haben. 
Bereits 2019 kam eine WHO-Studie zu Grippepandemien zu dem Schluss, dass die Kontaktverfolgung unter 
keinen Umständen empfohlen werden sollte. Darüber hinaus wurde betont, dass der Zwang zum Testen ohne 
Symptome, insbesondere bei Kindern, sinnlos und absurd ist. Trotz dieser Erkenntnisse könnte die neue 
Vorlage dennoch einen solchen Testzwang vorsehen. 
Es ist wichtig, dass politische Entscheidungen zur Pandemiebekämpfung auf wissenschaftlichen Erkenntnissen 
basieren und die tatsächlichen Auswirkungen der vorgeschlagenen Maßnahmen berücksichtigen. Eine kritische 
Prüfung der Effektivität und Verhältnismäßigkeit dieser Maßnahmen ist unerlässlich, um sicherzustellen, dass 
sie sowohl den individuellen Rechten als auch den öffentlichen Gesundheitsinteressen gerecht werden. 
 
Verpfl ichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff.  b) 

Es ist besorgniserregend, dass sowohl Einzelpersonen als auch Institutionen im Gesundheitswesen 
möglicherweise zur Durchführung von Impfungen gezwungen werden könnten. Ein solch weitreichender 
Eingriff des Staates in die Berufsausübung ist bedenklich und sollte abgelehnt werden 
Stattdessen sollten Regierungen und Institutionen darauf abzielen, durch Aufklärung und Überzeugungsarbeit 
die Bereitschaft zur Teilnahme an Impfprogrammen zu erhöhen. Ein respektvoller Dialog und eine offene 
Kommunikation sind wesentlich, um die öffentliche Gesundheit zu fördern und gleichzeitig die individuellen 
Rechte und Freiheiten zu wahren. 
 
Fehlerkultur 

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der 
Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um 
zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe 
Wirksamkeit aufweisen. 
  



 
Impfmonitoring (Art. 24) 

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen 
Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte 
mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen. 
Die Erfahrungen während der Corona-Pandemie haben gezeigt, dass die Impfquote allein keine signifikante 
Rolle bei der Übertragung eines viralen Erregers spielt. Auch die Hypothese der Herdenimmunität hat sich als 
nicht tragfähig erwiesen. Infolgedessen ist ein Impfmonitoring zumindest im Kontext der Corona-Pandemie 
nicht von medizinischem Nutzen und sollte daher abgelehnt werden. 
 
Befristete Zulassung (Art. 9b HG) 

Die vorübergehende Zulassung von Arzneimitteln während einer besonderen oder außergewöhnlichen Lage 
birgt das Risiko, die Patientensicherheit zu untergraben. Es ist unerlässlich, dass nur Arzneimittel zugelassen 
werden, die ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden, es sei denn, es liegt eine unmittelbar 
lebensbedrohliche Situation vor. 
Es ist wichtig anzuerkennen, dass die Sicherheit und Wirksamkeit von Arzneimitteln sorgfältig geprüft werden 
müssen, um das Wohlergehen der Patienten zu gewährleisten. 
Darüber hinaus ist es ein grundlegendes Recht jedes Bürgers, selbst darüber zu entscheiden, ob er ein 
bestimmtes Arzneimittel konsumieren möchte oder nicht. Dieses Recht auf informierte Entscheidung sollte 
auch während außergewöhnlicher Situationen uneingeschränkt gewahrt bleiben. 
Eine transparente und evidenzbasierte Bewertung von Arzneimitteln sowie die Achtung der individuellen 
Autonomie sind entscheidend, um die Integrität des Gesundheitssystems und das Vertrauen der Öffentlichkeit 
zu erhalten. 
 
Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen 

Die bestehenden Begriffe "Heilmittel" und "Medizinprodukte" sind angemessen und ausreichend definiert und 
müssen nicht durch den abstrakten Begriff "medizinische Güter" ersetzt werden. Es ist wichtig, dass die 
bestehenden Kategorien klar und präzise bleiben, um Missverständnisse zu vermeiden und die Wirksamkeit der 
Regulierung zu gewährleisten. 
Die Entwicklung von Antibiotikaresistenzen und deren Überwachung sind zweifellos wichtige Themen im 
Gesundheitswesen. Es ist jedoch zu beachten, dass diese bereits im Heilmittelgesetz geregelt sind und daher 
nicht zusätzlich im EpG behandelt werden müssen. 
Es ist entscheidend, dass Gesetze und Vorschriften klar und kohärent sind und keine unnötigen Redundanzen 
enthalten. Durch die Konzentration auf bereits bestehende Regelungen können Ressourcen effizienter genutzt 
und unnötige Bürokratie vermieden werden. 

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EpG ist aus den oben genannten Gründen in seiner Gesamtheit 
abzulehnen. Zunächst muss die Corona-Pandemie einer transparenten und unabhängigen Analyse unterzogen 
werden, um Lehren daraus zu ziehen. Erst auf der Basis dieser Erkenntnisse sollte eine Überarbeitung des EpG 
erfolgen.  
Ich fordern weiter eine Neubewertung des EpG, die auch die Bedeutung von Präventionsmaßnahmen 
angemessen berücksichtigt. Dies würde nicht nur zur Verbesserung der individuellen Gesundheit beitragen, 
sondern auch langfristig die Belastung des Gesundheitssystems verringern. 
Ich danke für die Kenntnisnahme und hoffen, dass unsere Bedenken angemessen berücksichtigt werden, um 
eine verbesserte und effektive Gesundheitspolitik zu fördern. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort, JRA Chem

Sehr geehrte Damen und Herren

des Innern EDIDer Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement

beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR

818.101) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen ich die Gelegenheit,

zur geplanten Revision Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten

der Bürger (die in erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der

im Gesundheitswesen tätigen Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise

wurden - entgegen der Meinung des Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist

- bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem

die Regierung die Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln.

Ohne eine sorgfältige Prüfung (siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die

Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht wünschenswert, dass ein automatischer, von der

WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu einer besonderen Lage Geltung

erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität entsprechen.

gewöhnlichenDer Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu

Vollstreckern politischer Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale

Säule seiner Strategie die Impfung - selbst mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen

eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht toleriert werden. Im gleichen

Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der Komplementärmedizin (Art.

118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung

Personen. Er geht sogar sovon Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von

weit, dass jeder Mensch a priori zu einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden

Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und unwissenschaftliche,
muss. Mitadministrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen

einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit)

und jede klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts

mehr mit Gesundheitsförderung zu tun.
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Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische

Terminologie und eine Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund?

Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im

Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und

Gesundheitsförderung durch natürliche, nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind,

lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben nachweislich eine höhere Wirksamkeit

als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und zu behandeln - und das

bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine

Umsetzung des Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der

Gesundheitskosten führen würde. Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen

Begriff während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen

Zugang zu medizinischer Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass

nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit

Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV).

Sie muss im EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im

Widerspruch zum Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im

Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass

jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält, womit er sich auch für das

Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die Gesundheit

soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund

übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag,

bringt keinen wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO

signalisiert und Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden

könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich

dabei um eine Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander

verknüpft. Zu erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der

Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei

Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die Alterung der Bevölkerung. Der Artikel

in dieser Form ist abzulehnen.
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Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-

Dokumente, die derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+

und Revision der Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen

vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um

(Zitat) «die dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität

und Fairness bei der Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen»

und zu beheben.

Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim

Falle ihres Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und

Koordinierungsrolle als «Leiterin der multilateralen Koordinierung in der globalen

Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11) übertragen, wobei die Staaten

verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen umzusetzen (Artikel 3

Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 derIGV würde dem Generaldirektor der WHO nach

Anhörung eines Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die

Möglichkeit eines Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer

Gesundheitskrise von internationaler Tragweite (Public Health Emergency of

International Concern PHEIC), insbesondere einer Pandemie, zu verkünden und deren

Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer

undsolchen Krise die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions-

Gegenmaßnahmen anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen

unverzüglich umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen

nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen

zum Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente

ist es daher nicht nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die

die WHOFeststellung eines gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch

nicht automatisch bedeutet, dass in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird

» Die Bemerkung imimmer darum gehen, das im Land vorhandene Risiko zu bewerten.

erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6 auch alternativ angewendet

werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich. Konsequenterweise

hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der

unter allen Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur

Meldung von Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur

Identifizierung von «kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten

oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie

krank oder infiziert («mutmaßlich») sind oder nicht. Dies führt von einem

System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die Krankheit oder

Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede Person

vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischevon

Anamnese vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht
Arztes odermehr biologisch ist und auf den Feststellungen der Person selbst, eines

eines Labors beruht, sondern um einen administrativen Standard-Gesundheitsstatus,

bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln nachweisen muss, dass sie weder
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krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass dies durch einen

ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine

Diagnose stellt (objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über

Verhaltensweisen einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff

«Verhaltensweisen» wird jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle,

politische oder Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über

den Datenschutz (DSG) vom 23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur

die betroffene Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben. >>

«Als Intimsphäre gelten Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die

die betroffene Person nur nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von

Personen und nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese

Bestimmungen gehen viel zu weit und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in

Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen,

managerialen und medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen

eingreifen kann. Am Grundsatz der Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist

festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht

relevant ist für das Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der

jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor allem von der Art und Weise, wie die

Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer

Intimsphäre Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der

Zusammenarbeit durch eine Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche

Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher

weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat

daher keine positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der

Zwischenzeit allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch

vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen einer medizinischen Anamnese ein

negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht ansteckend ist, ebenso

wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt sich also

um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche

Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und

bestätigt damit den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein

administrativer Nachweis der Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten

ist, die beweisen können (wie?), dass sie die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde

Menschen ohne Symptome, ohne spezifische Antikörper, mit einer starken natürlichen

Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen wird (z. B. Kreuzimmunität,

Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals Zugang zu

einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders

gesunden Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer

übertragbaren Krankheit einzudämmen.
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Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht

zwingend erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu

erhalten. Das ist aus der Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine

nutzlose administrative Bürokratie verursacht und andererseits zu einer Diskriminierung von

Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden,

dass der Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit

geäussert werden. Es soll die Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der

Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große

Krise der öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität

und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere

Krankheit oder Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines

Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren

notwendig, nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

0 die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung

der Pandemie;

0 Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;0

das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;0

0 es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch

von den Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das

mit Zwang («zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll

funktionsfähig, es fehlt weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder

Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen

Punkt aus zu beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine

solche Krise zu bewältigen, und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen

und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und

kommunizieren auch so.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die

Aussage von Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit

dem Zertifikat zeigen könne, dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V.

Masserey schon am 3. August 2021 an einer Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass

C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten können wie Ungeimpfte.

5



4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu

sein. Weshalb diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu

berücksichtigen, nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das

zentrale Dokument derWHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen

getroffen haben und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität

und Mortalität sowie die negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen

Gesundheit. Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B.

den Gesundheitszustand der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von

Krebserkrankungen, Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen

Gesundheit usw.) oder andere wichtige Themenbereiche (chronische Krankheiten:

75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle pro Jahr) und überschätzt

einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren,

nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten

zurückzuführen sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit

ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale

Isolation, wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten

und Injektionen usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen

hat (Nocebo-Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des

Hippokrates «primum non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch

zu der Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu

halten, verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und

kostengünstigeren Präventions- und Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der

Bundesverfassung und im Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere

Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen

ich Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Ich danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

AR
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) 

Antwortformular zur Vernehmlassung vom 29. November 2023 � 
22. März 2024 

Stellungnahme von 

Name / Firma / Organisation / Amt / Kanton: Egli Martin 

Abkürzung:  ME 

Adresse: Kleinstrasse 14, 8008 Zürich 

Kontaktperson: Martin Egli 

Telefon: 079 520 72 70 

E-Mail: me49@gmx.ch 

Datum:  22.03.2024 

Gegebenenfalls: Stellungnahme erstellt in Zusammenarbeit mit:       

Sehr geehrte Damen und Herren 

Dieses Antwortformular bezieht sich auf die Vernehmlassungsvorlage zur Änderung des Epidemien-
gesetzes (EpG) sowie den dazugehörigen erläuternden Bericht mit Stand vom 29. November 2023. 
Die Vernehmlassungsunterlagen können über diese Internetadresse bezogen werden: Vernehmlas-
sungen laufend (admin.ch). 

Mit der Verwendung dieses Antwortformulars helfen Sie uns, Ihre Rückmeldungen systematisch auf-
zunehmen und richtig einzuordnen. Das Formular erlaubt Ihnen, 

- die Vernehmlassungsvorlage als Ganzes zu beurteilen, 

- inhaltlich eng verwandte Artikel als Ganzes zu beurteilen, 

- alle Artikel der Vernehmlassungsvorlage einzeln zu kommentieren, 

- dazu Stellung zu nehmen, ob im Epidemiengesetz eine gesetzliche Grundlage für den Be-
trieb von digitalen Contact-Tracing Apps geschaffen werden soll.  

Bitte fügen Sie dafür Ihre Antworten in die entsprechenden Antwortfelder ein.  

Wichtige Hinweise: 

1. Der Text in den Antwortfeldern kann nicht formatiert werden (z. B. nicht fett hervorgehoben 
oder durchgestrichen werden). Bitte formulieren Sie daher z. B. Anpassungswünsche an Ar-
tikeln explizit. 

2. Bitte senden Sie das ausgefüllte Formular als Word-Dokument bis am 22. März 2024 gleich-
zeitig an folgende E-Mail-Adressen: revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen das Projektteam Revision EpG unter 
revEpG@bag.admin.ch gerne zur Verfügung.  

Vielen Dank für Ihren wertvollen Beitrag zur Teilrevision des EpG! 

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
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Gliederung 

1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, Gesundheitsversorgung) 

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder 7) 

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

5. Weitere Rückmeldungen 
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1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

Erläuterung: 

Bitte erläutern Sie Ihren Gesamteindruck. Rückmeldungen zu einzelnen Artikeln können weiter unten erfasst werden. 

Das revidierte Epidemiengesetz, wie auch das ursprüngliche Epidemiengesetz, legt einen völlig 
falschen Fokus. Wenn der Zweck des Gesetzes (Art. 1) ein legitimer ist, da die Übertragbarkeit von 
Krankheiten weit weniger gesichert ist als allgemein üblich angenommen wird, man betrachte nur 
die Tatsache, dass die Modi der Übertragung von Influenza nicht bekannt bzw. nicht 
wissenschaftlich etabliert sind, dann ist die Bekämpfung der Krankheit dort anzusetzen, wo sie 
bekämpfbar ist, und das ist beim einzelnen Bürger. Diesem muss das Wissen, Mittel und die 
ENTSCHEIDUNG für seine Handlungen im Zusammenhang mit der Krankheit gegeben werden. 
Dieses Vorgehen wird durch die Schwere der Krankheit selbst geregelt. Wenn es offensichtlich ist, 
dass eine Krankheit schwerwiegend ist und tatsächlich, was ein Novum wäre, irgendwie zwischen 
Menschen mittels Körperflüssigkeiten direkt übertragbar, da die gehäufte Erkrankung bisher immer 
Korrelationen waren, die auf einen anderen gemeinsamen, ausserhalb des eigenen Körpers 
liegenden Grundes zurückzuführen sind (man beachte z. B. die Scheinkorrelation zwischen 
Storchenflug und vermehrten Menschengeburten), dann verhalten sich die Menschen automatisch 
vorsichtiger. Natürlich haben die Schweizer gezeigt, dass sie auch auf die Verordnung von 
Massnahmen reagieren, aber noch besser reagieren sie, wenn sie aus eigener Überzeugung eine 
Massnahme ergreifen. Bestes Beispiel war die Einführung der Maskenpflicht am 6. Juli 2020. 
Untersuchungen vor Einführung der Maskenpflicht zeigten ein Maskentragen wesentlich im 
einstelligen Prozentbereich, nach der Einführung der Maskentragpflicht trugen 81 bis 100 Prozent 
der Passagiere in den untersuchten Transporteinheiten des öffentlichen Verkehrs eine 
Gesichtsmaske. Am Tag vor Einführung der Maskentragpflicht in Läden im Kanton Zürich war es 
überhaupt kein Problem, ohne Maske in die Apotheke zu gehen. Mit dem Tag der Einführung der 
Maskentragpflicht war in der gleichen Apotheke, ein Tag später, die Hölle los, man wollte einen 
nicht bedienen, hat sich bedroht gefühlt und hat den Arbeitgeber informiert, dass man ohne Maske 
in die Apotheke getreten ist. 

Zusammenfassung mit Vorschlag für ein Epidemiengesetz: 

Das bestehende Epidemiengesetz enthält zu 99% überflüssige Artikel, die vorgelegte Teilrevision 
99.5%. Dies sind ungefähre Angaben. 

Das Epidemiengesetz zielt auf die Gesunderhaltung der einzelnen Menschen bzw. des 
Volkskörpers. Da ein Gesetz nicht jeden einzelnen Menschen individuell betreffen kann, muss es 
sich an ein Konstrukt wie ein Volk wenden. Ein Gesetz, das die Gesundheit erhalten möchte, richtet 
sich also an den Volkskörper, bzw. an alle Körper, die das Volk oder die Gemeinschaft bilden. Da 
jeder Mensch seinem je eigenen Körper am nächsten ist, ist das mit Abstand wichtigste 
Vollzugsorgan des Epidemiengesetzes jeder einzelne Mensch. Die Polizei kann nur so etwas wie 
einen Volkskörper schützen, was aber nicht gelingt, ohne einige Körper im Vollzug zu schädigen. 
Dies gelingt zwangsläufig, da es kaum Massnahmen gibt, die ohne unbeabsichtigte Folgeschäden 
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auskommen. Massnahmen, die direkt oder indirekt auf den Körper wirken, sind von solchen 
Kollateralschäden am ehesten betroffen. 

 

Mein Vorschlag für ein Epidemiengesetz: 

 

Bei einer gesundheitlichen Gefährdungslage arbeiten Bund, Kantone und Gemeinden zusammen 
mit der Zivilbevölkerung und einer breit abgestützen Beraterschar, in welcher in bester 
wissenschaftlicher Manier auch gegenteilige Meinungen erwünscht sind und gefördert werden, an 
einem Empfehlungskatalog zuhanden von Bund, Kantonen, Gemeinden und Zivilbevölkerung, in 
welchen Situationen wo welche Verhaltensweisen empfohlen werden. Zu diesen Empfehlungen 
werden alle wichtigen Meinungen publiziert, damit sich die Zivilbevölkerung ein eigenes Bild über 
die Empfehlungen machen und eine eigenständige informierte Entscheidung erarbeiten kann. 

Bund und Kantone sind für die Beschaffung von hilfreichen Materialien besorgt. 

 

So ein Gesetz spart einen Haufen Geld und einen Haufen Ärger und erreicht eine optimale 
Information der Bürger, was auch in Notlagen das allerwichtigste ist. Dass dies reichen kann, hat 
man in der Corona-Situation am Beispiel von Schweden gesehen, das mit am besten durch die 
Pandemie gekommen ist, und das ganz ohne Pflichten zum Maskentragen etc. 

Mehr als ein solches Gesetz braucht es nicht, da mehr als Empfehlungen auch in solchen 
Situationen nicht nötig und nicht erwünscht sind, da Anordnungszwang vielleicht ein paar 
Krankheitsfälle verhindert, aber ein ganzes Volk nicht nur in seinem Selbstbild krank machen kann. 
Auf eine philosophische Erörterung dieses Aspekts wird verzichtet. Im BAG und bei SwissNoso sind 
ausreichend gebildete Menschen tätig, die den Zusammenhang von Freiheit und Menschenwürde 
genügend gut verstehen. Gerade in Notlagen sind diese beiden Konzepte besonders wichtig. Da 
ihr Verlust weit gravierendere Folgen haben kann als man sich gemeinhin vorstellt. 

 

 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Rückmeldungen zum Ersatz von Ausdrücken:  

Der Ersatz des undefinierten Begriffs "Heilmittel" durch einen ebenso undefinierten Begriff 
"wichtige medizinische Güter" erbringt keinen Mehrwert und ist zu streichen und differenzierte 
Begriffe sind zu verwenden. 
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Art. 1 EpG sollte angepasst werden dahingehend, dass Kriterien aufgeführt werden, wie eine 
"übertragbare Krankheit" festgestellt wird, also wie die Wissenschaftlichkeit der Behauptung einer 
übertragbaren Krankheit festgestellt wird, und ab wann das Epidemiengesetz für eine 
übertragbare Krankheit zuständig ist. 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

2  Art. 2 Abs. 2 Bst. e: Was bedeutet "chancengleich"? 
Dies ist wieder ein völlig undefinierter Begriff, der 
bereits im Bildungswesen gescheitert ist, da die 
Herkunftsfamilie immer noch entscheidend ist für den 
Bildungserfolg, unabhängig von den konkreten 
schulischen Leistungen. 

 

 Art. 2 Abs. 2 Bst. f: Es muss unbedingt auch in das 
Gesetz hinein, dass "die Auswirkungen von 
Massnahmen gegen übertragbare Krankheiten" 
reduziert werden müssen und nicht grösser sein dürfen 
als die Auswirkungen der übertragbaren Krankheiten. In 
der vergangenen Corona-Situation waren die 
Auswirkungen der Massnahmen gegen die 
"übertragbare Krankheit" viel viel grösser als die 
Krankheit selber, wenn man sie ohne konkrete 
Massnahmen begleitet hätte. Dies zeigt die Sterblichkeit 
der "mit oder an" Corona verstorbenen, die eine starke 
Tendenz zu älteren Altersgruppen aufweist und eine 
Verschiebung der Sterblichkeit Richtung jüngere 
Menschen nicht feststellbar war, d. h. jüngere 
Menschen waren von der "Krankheit" überhaupt nicht 
betroffen. Ohne Tests hätte man gar nichts von einer 
"neuen übertragbaren Krankheit" bemerkt und sowohl 
ihre Neuheit, als auch ihre Übertragbarkeit und Schwere 
sind sehr fraglich. 

 

Art. 2 Abs. 3: Warum steht da kein "insbesondere" oder 
"namentlich"?: "Bei der Planung und Umsetzung der 
Massnahmen ist INSBESONDERE Folgendes zu 
berücksichtigen:" 

Art. 2 Abs. 3 Bst b.: Wie sollen die "Auswirkungen auf 
Volkswirtschaft und Gesellschaft" festgestellt werden? 
Warum wird nicht von Individuen gesprochen? 

Bst. c: Was sind "Auswirkungen auf gegenseitige 
Abhängigkeiten von Mensch, Tier und Umwelt"? Bst. c 

"chancengleich" ist zu definieren. 

Art. 2 Abs. 3 Bst. b: Die 
MUTMASSLICHEN 
Auswirkungen auf 
Volkswirtschaft und Gesellschaft 
und die Individuen. 

Art. 2 Abs. 3 Bst. c ist zu 
streichen. 
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ist zu streichen, da völlig unklar ist, was gemeint sein 
könnte, und keinen Mehrwert bringend.  

3        

 

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

5a Abs. 1 lit. a: "erhöhte Gefahr": Wie soll das gemessen 
werden? Dieser Buchstabe ist völliger Humbug. 

lit. b: Krankheitserreger: Dieser müsste auf seine 
Fähigkeit, eine bestimmte Krankheit, untersucht werden, 
was in der Corona-Pandemie, die von Fehl- und 
Zirkelschlüsseln nur so wimmelte, sträflich vernachlässigt 
wurde. 

Abs. 2: Die Gesundheitsversorgung war während Corona 
nie überlastet, vielleicht kurz an bestimmten Orten, z. B. in 
Schwyz, mit seinen paar wenigen Intensivstations-
Plätzen. 

zu streichen. 

Eine Gefährdung der 
Gesundheit liegt grundsätzlich 
immer vor. Die Menschen sind 
fähig, selber mit Gefahren 
fertig zu werden. 

6 a: Es braucht konkrete, mess- und überprüfbare Kriterien, 
um eine besondere Lage zu definieren. 

b: WHO streichen. Uns wurde von Bundesrat Berset 2012 
oder 2013 bei der parlamentarischen Diskussion des 
totalrevidierten Epidemiengesetzes versprochen, dass vor 
der Ausrufung einer besonderen Lage, auch wenn die 
WHO einen PHEIC ausgerufen hat, über die Medien eine 
gesellschaftliche Diskussion geführt werden würde, ob 
eine Gefährdungslage vorliege oder nicht. Es ist genau 
NICHTS passiert und der Bundesrat hat eigenmächtig 
ohne vorgängige Diskussion entschieden. Zwischen 
PHEIC und besonderer Lage 2020 lag FAST EIN 
MONAT! 

Besser gleich streichen. 
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6a Der Bund soll sich aus Gesundheitssystem zurückziehen. 
Bund bringt keinen Mehrwert und hat keine 
Vollzugsorgane. Die Kantone können Notlagen selber 
managen. 

streichen. 

6b Gibt dem Bundesrat zu viel Macht. Muss stark 
eingegrenzt werden. 

      

6c Abs. 1 lit. a: streichen 

Abs. 1 lit. b: Dieser Buchstabe lässt mich an der geistigen 
Fähigkeit der Autorschaft dieser Zeilen zweifeln. An 
diesem Satz stimmt rein logisch gar nichts und ist 
dermassen unbestimmt, dass er nie und nimmer durch 
eine Prüfung durchkommen sollte. Er ist dermassen falsch 
(Institutionen können nicht impfen) und dermassen offen 
(Institutionen sollen zu Stiefelknechten des Bundes 
werden? Institutionen sind keine polizeilichen Anstalten. 
Zur Impfung verpflichtete Personengruppen sollen konkret 
benannt werden, selbst "weitere 
Gesundheitsfachpersonen" ist viel zu weit gehalten. 
Sollen Gesundheitsfachpersonen zum Impfen gezwungen 
werden? Hier wird ein Tor aufgestossen, das so schnell 
wie möglich wieder geschlossen werden muss. 

lit. c: Auch Angehörige von besonders gefährdeten 
Bevölkerungsgruppen besitzen Würde und Freiheit und 
möchten möglicherweise nicht geimpft werden, ebenso 
besonders exponierte Personen und Personen, die 
bestimmte Tätigkeiten ausüben. Wenn es der Bund 
schafft, die Notwendigkeit und den Nutzen einer Impfung 
geeignet darzustellen, dann lassen sich die Menschen 
freiwillig und mit Überzeugung impfen. Wenn er es nicht 
schafft, dann soll er es lassen, die Menschen zu gängeln 
und mit Strafen zu bedrohen. 

Art. 6c streichen. 

6d Abändern. 

 

Abs. 1 Die Kantone behalten in 
einer besonderen Lage ihre 
Zuständigkeiten und werden 
auf Wunsch durch den Bund 
beraten. 

8 Auf das Minimum zu begrenzen.       

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden? 
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Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

11 Abs. 3 ist zu streichen. In Ausscheidungen zu wühlen 
bringt nichts. In Ausscheidungen ist alles zu finden, 
man muss nur danach suchen. 

Abs. 3: streichen 

Abs. 4: streichen. Freiwilligkeit 
reicht. 

12 Abs. 1 lit. b: Die Feststellung des Übertragungswegs 
braucht unbedingt messbare Kriterien, sonst wird es zu 
einem Verweisen, wie man in der Corona-Zeit gesehen 
hat. 

Abs. 5: Es braucht auch hier messbare Kriterien. Was 
sind solche Beobachtungen? lit. d ist zu streichen. 

Abs. 5 lit. d: streichen 

12a             

13             

13a Es sei auch der Verbrauch weiterer Substanzen zu 
melden, die einen Zusammenhang mit 
Verhaltensänderungen von Spitälern zu tun haben. 

      

15             

15a Die genetische Sequenzierung bringt nichts. Es kann in 
den genetischen Informationen alles gefunden werden, 
wenn man nur danach sucht. Der Bias in diesen 
Untersuchungen ist immens und sie sind NICHT 
überprüfbar. Mit genetischen Sequenzierungen wurde 
die ganze Corona-Zeit ausgelöst, wobei nicht 
untersucht wurde, ob die Sequenzen überhaupt etwas 
mit der Krankheit zu tun haben, bzw. dermassen viel 
Theorie für eine Verbindung zwischen genetischer 
Sequenz und Krankheits-Phänomenen notwendig ist, 
dass die ganze Sache dermassen aufgebläht wurde, 
dass niemand mehr den Durchblick hat und das meiste 
auf Zirkelschlüssen beruht. Zu Beginn wurde von 
chinesischen Forschern ein Genom sequenziert und 
dann einfach behauptet, ohne Experimente 
durchzuführen, dass dieses Genom ein 
replikationsfähiges Virus darstellt, welches 
definitionsgemäss krank machen könne. Mit 

Die Formulierung "die 
genetische Sequenzierung 
bestimmter Krankheitserreger" 
ist wissenschaftlich kreuzfalsch 
und sollte umformuliert werden, 
oder besser der ganze Absatz 
gestrichen werden. 
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genetischer Sequenzierung lässt sich nur mit Fehl- und 
Zirkelschlüssen eine übertragbare Krankheit 
feststellen. Der PCR-Test stellt nur das Vorliegen einer 
RNA-Teilsequenz dar und sagt nichts darüber aus, ob 
ein replikationsfähiges und krankmachendes Virus 
vorhanden ist oder nur gerade zufälligerweise eines 
oder mehrerer dieser Teilstücke. 

15b             

16             

17             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

19 Schweizweit einheitliche Massnahmen sind selten 
notwendig und schwerlich etwas Gutes. Es gibt immer 
Situationen, in denen abweichende Massnahmen 
besser als einheitliche sind. 

lit. a, 2: streichen, da übermässiger Aufwand wegen 
dreifacher Redundanz. 

Änderungen streichen. 

19a Es werden wieder Institutionen verpflichtet, etwas 
durchzuführen, also Polizei zu spielen. Das ist ungut 
und führt zu Spaltung und Ausschluss. Unserer 
Gesellschaft unwürdig. 

Mindestens Abs. 1 lit. b 
streichen. 

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden? 
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Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

20 Wischi-Waschi-Formulierungen. 

Was hat der Begriff der "fachlichen Expertise" in einem 
Gesetz zu suchen? 

Abs. 2: Wie tragen die Genannten dazu bei? Es sind die 
Menschen, die zur Umsetzung des Impfplans beitragen, 
indem sie ihr Einverständnis zur Impfung geben. 

Abs. 2 streichen. 

21 Wie soll diese Sorge der Kantone aussehen? 

Impfungen sollen nicht in der Schule angeboten 
werden. Eine Staatsimpfung ist nicht gewünscht. 
Impfung ist höchstpersönlich und gehört in die Hände 
jedes Einzelnen und seines Arztes. Auch ist das viel zu 
teuer. Der Nutzen für diese Steuergelder ist minim. Wer 
sich impfen lassen will, macht das. Um noch ein paar 
zusätzliche zu gewinnen, mit einem riesengrossen 
Aufwand, ist widersinnig. Dieses Geld könnte sinnvoller 
eingesetzt werden. 

Alle Änderungen streichen. 

21a Hat während Corona gut funktioniert. Wozu ein Gesetz? Streichen 

24 Die "Herdenimmunität" bei Corona war ein fürchterlicher 
Rohrkrepierer. Erst hiess es, man bräuchte 60% oder 
so für eine Herdenimmunität, dann plötzlich 80, 90%, 
am besten alle. Und bald stellte sich heraus, dass die 
Impfung überhaupt keine Immunität und kein Schutz vor 
Übertragung auf andere liefert, oder wenn, dann nur für 
ganz kurze Zeit. Ist bei anderen Krankheiten ähnlich. 
Wozu dann ein "Durchimpfungsmonitoring"? Ein ganz 
fürchterlicher Begriff. 

Abs. 1: Welche Zwecke werden mit den 
Impfmassnahmen verfolgt und wie werden sie 
gemessen? Sollte irgendwie erwähnt werden. 

Abs. 2: Wozu hat die betroffene Person "frei 
eingewilligt"? Das Objekt dieser Einwilligung ist im Satz 
unklar. Zur Impfung? Zur Datenerhebung? Zu beidem? 
Was, wenn die Person zur Datenerhebung nicht 
einwilligt? 

Am besten streichen 
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Abs. 3: Es muss gesagt werden, wie das BAG den 
Anteil geimpfter Personen selber erheben kann. 
Gewisse Leitplanken braucht es, sonst ist der Absatz 
eine Generalvollmacht für das BAG. 

Abs. 4: Was, wenn die Person nicht einwilligt? 

Abs. 5: Wichtiger als den Anteil der geimpften Personen 
zu wissen, ist es zu wissen, ob die Impfung überhaupt 
wirkt. Hier sollte Geld verwendet werden, nicht für die 
Meldung von Impfungen. 

24a Die Regelmässigkeit sollte genauer definiert werden. 
Alle 10 Jahre? Alle 20 Jahre? 

Bei Anordnung zur Anwendung von medizinischen 
Gütern muss die Bevölkerung darüber prominent 
informiert werden, wo sie allfällige Schäden durch die 
Anwendung der Güter melden kann. Sonst kann das 
medizinische Gut nicht auf seine Verhältnismässigkeit 
evaluiert werden. 

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

33 Woher soll eine Person wirssen, ob sie eine andere 
Person angesteckt haben könnte? Das ist eine ganz 
schlimme Massnahme, die völlig unnötig ist, solange 
nicht untersucht wurde, wie viele Todesfälle und 
Krankheiten durch das Contact Tracing verhindert 
werden konnte. Wie zu vermuten ist, hat das BAG hier 
keine Studien in Auftrag gegeben und weiss nichts über 
die Wirksamkeit von Contact Tracing. Aber Leute dazu 
zu bringen, auf andere hinzuweisen, das soll gesetzlich 
ermöglicht werden? 
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37a Warum wird unter "namentlich" nur die Creutzfeldt-
Jakob-Krankheit genannt? Bei Corona wurden die 
Sterbefälle nach positivem Corona-Test einfach unter 
Corona subsumiert. Eine Obduktion hätte die korrektere 
Todesursache bestimmen können und die Corona-
Panik massiv reduzieren können. Warum wurde das 
nicht gemacht? Entweder CJ-Krankheit streichen oder 
ein Zusatz wie "neuartige Krankheiten". 

Streichen oder zu CJK ein 
Zusatz wie "neuartige 
Krankheiten". 

40 Abs. 2 lit. c: Das Verbot von Menschenansammlungen 
im öffentlichen Raum war eine der sinnlosesten 
Massnahmen der ganzen Corona-Zeit. 

Abs. 2bis lit. a:Das Tragen einer Gesichtsmaske steht 
hier am falschen Ort, da sie unter "ärztlicher 
Behandlung" zu subsumieren ist und unterliegt 
wechselnden wissenschaftlichen Erkennissen. Stand 
jetzt: Keine Belege für Wirksamkeit bei Tragen in der 
Allgemeinheit (Jefferson et al., 2023, Cochrane-Studie). 
Siehe nachfolgend. 

Abs. 2bis lit. b: Wer soll diese Schutzkonzepte 
erarbeiten? Wer soll sie umsetzen? Private haben keine 
polizeilichen Kompetenzen und sollten sie durch ein 
Gesetz solche erhalten, haben sie keine Möglichkeiten, 
die Umsetzung der Schutzkonzepte durchzusetzen 
ohne diskriminierend zu werden, was sie aber nicht 
dürfen, da sie sonst sich selbst und der Gesellschaft 
und dem Bild des Menschen schaden. 

Abs. 2 lit. c: Neuerungen 
streichen 

Abs. 2bis: Streichen 

40a Allgemein: Ersetzen von "anordnen" durch "empfehlen". 
Es soll die Eigenverantwortung der Menschen beachtet 
werden, auch in Krisenzeiten. 

      

40b             

41             

43             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Vorbemerkungen: 

Die sog. Maskentragpflicht darf nicht in Artikeln zu Massnahmen gegenüber der Bevölkerung 
genannt werden. Dies hat den Grund darin, dass das Tragen einer Maske nicht an die anonyme 
Masse der Bevölkerung oder an bestimmte Personengruppen gerichtet ist, sondern an jeden 
einzelnen Menschen, die zusammen eine Bevölkerung bilden können. Die Art der Verfügung einer 
Pflicht darf nicht die Natur der Massnahme überstimmen, ganz besonders nicht in einer Epidemie, 
wo es um das Überleben geht und nicht um die juristisch richtige Form der Verfügung. 

Das Tragen einer Maske ist eine ärztliche Behandlung und ist als solche auch juristisch zu 
bewerten. Ärztliche Behandlungen sind strafbefreit und sollen unabhängig von ihrer Verfügung 
strafbefreit bleiben, weil sonst der Wille des Souveräns durch juristische Tricksereien unterlaufen 
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werden kann, indem man eine ärztliche Behandlung einfach als jeden betreffend, also als 
Massnahme gegenüber der Bevölkerung definiert. 

Zur Subsumtion der Maskentragpflicht gab es weder eine öffentliche Diskussion noch eine 
Diskussion unter Juristen. Die freihändige Einschätzung von Kaspar Gerber wurde bis zum 
Bundesgericht befolgt, nicht aber vom Bundesrat, wie im folgenden zu sehen sein wird. 

Die Gerichtspraxis, der Wille des Bundesrates und der Gesetzestext. 

  Historischer Abriss dieser Subsumtion 

1. Kantonsgericht des Kantons Jura:  Das gemäss Recherche erste Gericht, welches die 
sog. Maskentragpflicht unter Art. 40 Abs. 2 lit. b EpG subsumiert hat, ist das Tribunal cantonal des 
Kantons Jura in seinem �Arrêt de la cour constitutionelle� (CST 8/2020) vom 08.10.2020. In E. 5.2. 
schreibt das Gericht ohne Begründung für seine Subsumtionspraxis folgendes: 

  En temps normal, les cantons sont compétents pour ordonner des mesures de police 
sanitaire dans des cas individuels qui ont un effet collectif (p. ex. fermeture d�une école, d�un hôtel 
ou d�un autre établissement). Mais étant donné les responsabilités qui leur incombent lorsqu�une 
situation particulière est déclarée, il convient de leur donner le pouvoir d�ordonner des mesures 
selon l�art. 40 LEp qui ne sont pas limitées à des manifestations ou à des établissements 
déterminés, même si leur portée ne doit pas dépasser l�échelle locale ou régionale. Ces mesures 
peuvent régir le fonctionnement d�installations, interdire ou restreindre les flux de personnes dans 
certains bâtiments ou dans certains secteurs, réglementer l�organisation d�activités déterminées, 
mais aussi imposer des règles de conduite à la population (p. ex. le port de masques faciaux)."� 

  Hierzu ist zu sagen, dass die kantonalen Behörden auch befugt sind, Massnahmen nach 
den Artikeln 33-38 EpG anzuordnen (Art. 31 Abs. 1 EpG) und die sog. Maskentragpflicht nicht als 
�Verhaltensregel� für die Bevölkerung zu bezeichnen ist, sondern eine Applizierung eines 
Medizinproduktes mit medizinischen Konsequenzen und Implikationen bedeutet. 

2. Verwaltungsgericht des Kantons Zürich:  Das Zürcher Verwaltungsgericht ist dem 
jurassischen Kantonsgericht gefolgt. In seinem Urteil zum Geschäft Nr. AN.2020.00011, schreibt 
das Verwaltungsgericht in E. 4.3.4, ebenfalls ohne Begründung, folgendes: �Zu den Vorschriften 
zum Betrieb im Sinn von Art. 40 Abs. 2 lit. b EpG zählen neben anderem Hygienemassnahmen 
(Botschaft EpG, S. 392), namentlich die Verwendung von Schutzmaterial (bspw. 
Gesichtsmasken).� Diese Formulierung wurde in vielen weiteren Urteilen des Zürcher 
Verwaltungsgerichts verwendet. 

3. Begriffsklauberei in der Botschaft zum EpG:  In der Botschaft zum EpG werden auf S. 392 
�Hygienemassnahmen� im Zusammenhang mit �besonderen Vorschriften zum Betrieb� gemäss 
Art. 40 Abs. 2 lit. b EpG genannt. Die Begriffe �Schutzmaterial� und �Gesichtsmaske� sucht man in 
der Botschaft zum EpG vergebens. Zu Beginn der Botschaft findet sich der Begriff �Mundschutz� 
im Zusammenhang mit Elementen der Krankheitsbekämpfung (S. 324) und der Begriff 
�Schutzmaske� im Zusammenhang mit Art. 44 EpG und Medizinprodukten (S. 396). Der 
Zusammenzug dieser drei völlig separat stehenden oder gar nicht auftretenden Begriffe 
�Hygienemassnahmen�, �Schutzmaterial� und �Gesichtsmasken� in einen einzigen Satz, 
insbesondere mit dem Begriff �namentlich�, welcher insinuiert, dass diese Begriffe in irgendeinem 
inhaltlichen Zusammenhang zueinander in der Botschaft zum EpG stehen würden, genügt den 
Anforderungen präziser juristischer Arbeit nicht und ist als willkürlich zu beurteilen und gegen Treu 
und Glauben verstossend. 

4. Die Gerichte suchten sich also in vereinzelten und verstreuten Wörtern in der Botschaft 
zum EpG den Willen des Gesetzgebers zusammen. Wenn aber, wie gleich anschliessend gezeigt 
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wird, der Wille des Verordnungsgebers, der sich auf dieses Gesetz beruft, so deutlich geschrieben 
steht und erkennbar ist wie in dieser Verordnung, braucht er nicht zusammengesucht zu werden. 

  Der offensichtliche und beständige Wille des Bundesrats 

5. Die von diesen beiden Gerichten betriebene Subsumtion der sog. Maskentragpflicht unter 
Art. 40 Abs. 2 lit. b EpG steht in eklatantem Widerspruch zu den wörtlichen Ausführungen des 
Bundesrats in seiner COVID-19-Verordnung besondere Lage, in welcher die sog. 
Maskentragpflicht klar den Massnahmen gegenüber Personen zugerechnet wird und nicht den in 
Art. 40 EpG genannten betrieblichen Vorschriften, wie im Folgenden gezeigt wird. 

6. Die allererste COVID-19-Verordnung, die �Verordnung vom 28. Februar 2020 über 
Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus (COVID-19)� (SR 818.101.24) wurde auf Art. 6 
Abs. 2 lit. b EpG gestützt, somit auf die Kompetenz des Bundesrates, in einer besonderen Lage 
�Massnahmen gegenüber der Bevölkerung� zu erlassen. 

7. Die COVID-19-Verordnung besondere Lage vom 19.06.2020 wurde hingegen gestützt auf 
Art. 6 Abs. 2 lit. a und b EpG erlassen. Art. 6 Abs. 2 lit. a EpG gibt dem Bundesrat in der 
besonderen Lage die Kompetenz, �Massnahmen gegenüber einzelnen Personen� zu erlassen. 
Von dieser Möglichkeit machte er Gebrauch, indem er unter der Gliederungsüberschrift �2. 
Abschnitt: Massnahmen gegenüber Personen� Art. 3 erliess, in welchem folgendes verordnet 
wird: �Jede Person beachtet die Empfehlungen des Bundesamtes für Gesundheit (BAG) zu 
Hygiene und Verhalten in der COVID-19-Epidemie�. 

8. In der Fassung vom 06.07.2020 kam unter dem gleichen Zwischentitel Art. 3a hinzu, in 
welchem Reisenden im öffentlichen Verkehr eine sog. Maskentragpflicht verordnet wurde. 

9. In der Fassung vom 19.10.2020 kam unter dem gleichen Zwischentitel �2. Abschnitt: 
Massnahmen gegenüber Personen� Art. 3b hinzu, in welchem unter der Sachüberschrift 
�Personen in öffentlich zugänglichen Bereichen von Einrichtungen und Betrieben und in 
Zugangsbereichen des öffentlichen Verkehrs� an den genannten Orten eine sog. 
Maskentragpflicht eingeführt wurde. 

10. Der Bundesrat hat somit im Lichte obiger Ausführungen die sog. Maskentragpflicht ganz 
klar und eindeutig unter Massnahmen gegenüber Personen gemäss Art. 6 Abs. 2 lit. a subsumiert, 
einen Artikel, welchen er für die COVID-19-Verordnung besondere Lage erstmals im Ingress 
genannt hat, da er erstmals Massnahmen gegenüber Personen erlassen hat. Ein begründeter 
Zweifel an der gewollten Einordnung der Massnahmen ist ausgeschlossen. An dieser Einordnung 
hat der Bundesrat auch bei der Total-Revision der COVID-19-Verordnung besondere Lage am 
26.06.2021 festgehalten. Eine Subsumtion der sog. Maskentragpflicht unter Art. 40 Abs. 2 lit. b 
EpG, also unter Massnahmen gegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen, 
war somit zweifelsfrei nicht der Wille des Verordnungsgebers, welche sie gemäss Wortlaut 
zweifelsfrei unter Massnahmen gegenüber (einzelnen) Personen subsumierte. 

  Normadressaten von Art. 40 EpG 

11. Untersucht man den Worlaut des bisherigen Art. 40 Abs. 2 EpG, lässt sich feststellen, 
dass der Normadressat in der nicht-abschliessenden Aufzählung Veranstalter, Schulbetreiber, 
Mitglieder öffentlicher Institutionen und private Unternehmer sind, die in ihrer Funktion die 
Normen, welche der Kanton oder der Bund vorgeben, umzusetzen haben. Privatpersonen in ihren 
alltäglichen Handlungen werden nicht genannt und es gibt im Art. 40 EpG keinerlei Hinweise, 
dass mit den in Art. 40 EpG intendierten Massnahmen Privatpersonen gemeint sein könnten.  Da 
sich der Gesetzgeber bereits zu Privatpersonen in Art. 31 bis 38 EpG geäussert hat, sah er keine 
Notwendigkeit, diese auch in Art. 40 EpG einzuführen. Vielmehr hat er sich mit der einseitigen 
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Aufzählung von öffentlichen Personen oder Personen mit bestimmten wirtschaftlichen Funktionen 
festgelegt, dass Privatpersonen in ihren alltäglichen Handlungen hier nicht mitgemeint sind. Dass 
er dies unterlässt, ist deshalb als qualifiziertes Schweigen zu bewerten, zumal das Gesetz durch 
dieses Schweigen nicht unvollständig wird, da sich zeigt, dass die sog. Maskentragpflicht ohne 
weiteres und sogar zwingend mit einer anderen Gesetzesnorm begründet werden kann. Das 
Fehlen von Privatpersonen in Art. 40 ist somit keine echte Lücke und diese darf deshalb vom 
Gericht nicht beliebig gefüllt werden, sondern unter Abwägung, welche Verhaltensregeln bereits 
anderswo geregelt wurden. Es fehlt hier zwar das Gewohnheitsrecht, aber dies bedeutet hier 
keine freie Rechtsfindung, weil sich der Gesetzgeber und der Bundesrat klar und deutlich 
geäussert haben, so dass das Gericht das Recht nicht abweichend auslegen darf (vgl. Art. 1 
ZGB). 

  Normadressaten von Art. 83 Abs. 1 lit. j EpG 

12. Die Strafbestimmung in Art. 83 Abs. 1 lit. j EpG lautet folgendermassen: �Mit Busse wird 
bestraft, wer vorsätzlich sich Massnahmen gegenüber der Bevölkerung widersetzt (Art. 40)�. Art. 
40 EpG hat folgende Sachüberschrift: �Massnahmen gegenüber der Bevölkerung und bestimmten 
Personengruppen�. Angaben in Klammern haben erläuternden Charakter und die Funktion, 
anzuzeigen, wo diese Massnahmen zu finden sind, nämlich in Art. 40 EpG. Sie bedeuten nicht, 
dass alle Massnahmen nach Art. 40 EpG strafbar sind, insbesondere weil die Sachüberschrift auf 
den Doppelcharakter der Massnahmen in Art. 40 EpG hinweist. Es sind nur die unpersönlichen 
Massnahmen nach Art. 40 EpG strafbar, nicht aber die personenbezogenen, im Sinne von 
Privatpersonen. 

13. Somit sieht der Gesetzgeber gemäss Wortlautprimat nur eine eingeschränkte Strafbarkeit 
von Massnahmen nach Art. 40 EpG vor, und zwar nur bei Massnahmen, die sich nicht direkt an 
Personen richten, wie in den Art. 33 bis 38 EpG, oder die sich nicht direkt an eine 
Personengruppe richten, also bspw. die Gesamtheit der Personen, die sich in einem Zug 
aufhalten, also nur bei Massnahmen �gegenüber der Bevölkerung�. Was unter diesen 
Massnahmen zu verstehen ist, wird in Art. 40 Abs. 2 EpG näher umschrieben. Obwohl diese 
Umschreibung nicht abschliessend ist, lässt sich erkennen, dass mit diesen Massnahmen nicht 
Privatpersonen gemeint sein können, zumal diese Massnahmen bereits in den Art. 33 bis 38 EpG 
geregelt sind. Falls doch Massnahmen gegenüber Personengruppen ausgesprochen werden 
sollten, sind diese, bzw. die die Gruppe bildenden Individuen, explizit von einer Strafbarkeit 
ausgenommen. 

14. Vielleicht lässt sich der Unterschied zwischen Massnahmen gegenüber der Bevölkerung 
und Massnahmen gegenüber Personen am einfachsten mit dem STOP-Prinzip erklären: S 
bedeutet Substitution. Werden Läden geschlossen, wird die Versorgung mit Gütern über den 
Versandhandel substitutiert. T für technische Massnahmen sind z. B. Plexiglasscheiben im Laden 
oder eine bessere Lüftung. O für organisatorische Massnahmen wären z. B. bestimmte Zeiten, in 
welchen man einkaufen darf, oder eine Beschränkung der Anzahl Personen im Laden. Erst 
zuletzt, wenn alle obigen Massnahmen ausgeschöpft sind, betritt man die Ebene der Person mit 
den personenbezogenen Massnahmen. Es ist unzweifelhaft, dass das Tragen einer 
Gesichtsmaske nichts mit S-, T- oder O-Massnahmen, sondern nur mit P-Massnahmen zu tun 
haben. Es mag sein, dass das Tragen von Gesichtsmasken gewisse O-Massnahmen aufheben 
könnte, was aber aus dem Tragen der Gesichtsmaske keine organisatorische Massnahme macht. 

15. Es ist nicht Bestrafung der Hauptzweck des EpG ist, sondern Massnahmen zum Schutz 
der Bevölkerung. Aus diesem Grund scheint der Gesetzgeber mit Bestrafungsnormen sehr 
sparsam umgegangen zu sein. 
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  Normadressaten der sog. Maskentragpflichten 

16. Privatpersonen sind nicht Normadressaten der Massnahmen in Art. 40 Abs. 2 lit. b EpG. 
Schüler oder Einkaufende sind nicht Betriebsmittel und nicht als solche zu betrachten, auch nicht 
in einer Pandemie, da sie sonst ihrer kantianisch verstandenen Menschenwürde enthoben werden 
würden und dies gemäss Bundesverfassung nicht legitim ist (I. Kant: �Der Mensch, und überhaupt 
jedes vernünftige Wesen, existiert als Zweck an sich selbst, nicht bloß als Mittel zum beliebigen 
Gebrauche für diesen oder jenen Willen, sondern muß in allen seinen, sowohl auf sich selbst, als 
auch auf andere vernünftige Wesen gerichteten Handlungen jederzeit zugleich als Zweck 
betrachtet werden�). Es soll nochmals betont werden, dass in diesem Argument nicht die 
Maskenpflicht als Verstoss gegen die Menschenwürde zu beurteilen ist, sondern die Erniedrigung 
des Menschen als Betriebsmittel des Betriebs �Lebensmittelgeschäft� oder des Schülers als 
Betriebsmittel des Betriebs �Schule�. Nichts ist falscher als das, denn es ist nicht der Zweck des 
Menschen, für den Betrieb �Schule� oder den Betrieb �Lebensmittelgeschäft� da zu sein, also ein 
Mittel für seinen Betrieb zu sein, sondern der Zweck dieser Betriebe ist es, dem Menschen und 
der Gesellschaft zu dienen. 

17. Die in Art. 3b Abs. 1 COVID-19-Verordnung besondere Lage genannte sog. 
Maskentragpflicht richtet sich folgerichtig nicht an Betriebe oder Arbeitgeber, sondern an 
Privatpersonen. Soweit die Massnahmen Menschen betreffen, werden diese Massnahmen zum 
Schutz von Arbeitnehmern in Art. 10 COVID-19-Verordnung besondere Lage geregelt. Letzteres 
kann als �Vorschrift zum Betrieb� gemäss Art. 40 Abs. 2 lit. b EpG verstanden werden. 

18. Dass der Bundesrat die sog. Maskentragpflicht gegenüber Mitarbeitenden extra nochmals 
wiederholt, obwohl auch sie sich in öffentlich zugänglichen Innenräumen aufhalten, zeigt, dass er 
beide Maskentragvorschriften als unterschiedlich im Gesetz verankert sieht, einmal als 
Massnahme gegenüber Privatpersonen im Sinne von Art. 33-38 und das andere Mal als 
Betriebsvorschrift im Sinne von Art. 40 EpG. Wenn Arbeitnehmer als Betriebsmittel angesehen 
werden, stellt das keine grosse ethische Schwierigkeit dar, da ein Betrieb ohne Mitarbeitende 
nicht funktionieren kann und die Arbeitskraft, welche durch einen Menschen zugunsten des 
Betriebs zur Verfügung gestellt wird, für die Aufrechterhaltung des Betriebs unerlässlich ist. 

  Aufgaben der Betreiber bezüglich Durchsetzung der Maskenpflicht 

19. Durch Art. 4 Abs. 2 lit. b COVID-19-Verordnung besondere Lage überträgt der Bundesrat 
den Normadressaten von Art. 40 Abs. 2 lit. b EpG, also den Betreibern von öffentlich 
zugänglichen Einrichtungen und Betrieben, einschliesslich Bildungseinrichtungen, sowie 
Organisatoren von Veranstaltungen gesundheitspolizeiliche Aufgaben, indem als Inhalt des 
Schutzkonzepts vorgeschrieben wird, dass es Massnahmen vorsehen müsse, �welche die 
Einhaltung der Maskentragpflicht nach Artikel 3b gewährleisten�. Gemäss Erläuterungen zur 
Verordnung soll dies geschehen, indem beispielsweise folgende Massnahmen vorgesehen sein 
sollen: �Der Situation angepasste Kontrollen, adäquate Informationstafeln, Aufmerksamkeit des 
Personals im Zugangsbereich etc. Personen, die sich trotz Hinweisen und Ermahnungen nicht an 
die Maskentragpflicht halten, sind wegzuweisen.� Der Bundesrat macht aus der sog. 
Maskentragpflicht also keine betriebsspezifische Einlassbedingung bspw. für Geschäfte, denn 
sonst hätte er verordnen müssen, dass nur Personen mit Gesichtsmaske oder entsprechender 
Befreiung in das Geschäft eingelassen werden dürfen. Vielmehr beschränkt er sich auf 
indikatorische Massnahmen, also auf Kontrollen, die der Situation angepasst sind, auf Information 
der Kunden, auf aufmerksames Personal, das Menschen ohne Maske auf die Maskenpflicht 
hinweisen soll, sowie auf �Wegweisung�, also eine Weisung, den Laden zu verlassen. Widersetzt 
sich der Kunde der �Wegweisung�, hat der Ladenbetreiber, da ihm durch den Verordnungsgeber 
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keine polizeilichen Kompetenzen übertragen worden sind, da das Gewaltmonopol durch den 
Verordnungsgeber nicht aufgebrochen wurde, zur Durchsetzung seiner Weisung die Polizei zu 
rufen. Die Pflicht des Betreibers ist gemäss Erläuterungen zur COVID-19-Verordnung besondere 
Lage mit Hinweisen an Privatpersonen und Polizei erfüllt. Diese wendet sich aber nicht gegen den 
Betrieb oder gegen die Schule, sondern gegen die Person, den Kunden, den Schüler, welcher 
sich nicht der jeder Person verordneten sog. Maskentragpflicht unterworfen hat. Somit ist auch 
der Adressat der Durchsetzungsmassnahme die einzelne Person und nicht der Betrieb. Denn der 
Betrieb wird bei Erfüllung seiner Pflichten nicht behelligt, und es kann mangels Kompetenzen 
nicht die Pflicht der Betriebe sein, aus eigener Kompetenz heraus die sog. Maskentragpflichten 
tatsächlich durchzusetzen. Somit zeigt sich auch hier, dass die sog. Maskentragpflicht keine 
Vorschrift zum Betrieb ist, dass der Betrieb also gleichsam nur noch mit maskierten Kunden 
funktionieren könnte, was offensichtlich nie der Fall war, sondern eine Verhaltensanweisung an 
jede einzelne Person. 

  Strafbestimmungen 

20. Die Strafbestimmungen in der COVID-19-Verordnung besondere Lage beschränken sich 
bis zur Einflechtung der Strafen in das Ordnungsbussensystem am 1.2.2021 auf explizite 
Verstösse von Betreibern und Veranstaltern gegen Art. 40 EpG (Art. 13 COVID-19-Verordnung 
besondere Lage). Auf eine spezifische Strafbestimmung bezüglich Verhaltensweisen von 
Privatpersonen, die sich nicht an die Regeln dieser Verordnung halten, wird angesichts der im 
Zentrum stehenden Eigenverantwortung und mit Blick auf das Verhältnismässigkeitsprinzip 
verzichtet (Erläuterungen zur COVID-19-Verordnung besondere Lage, Version vom 18. Januar 
2021, S. 30. Frühere Versionen waren noch expliziter: �Auf eine Pönalisierung von 
Verhaltensweisen von Privatpersonen ... wird ... verzichtet�). Gemäss Art. 13 COVID-19-
Verordnung besondere Lage werden Betreiber, Organisatoren und Veranstalter bei schuldhafter 
gewerblicher Tätigkeit mit Strafe bedroht, also keine Privatpersonen in ihren alltäglichen 
Verrichtungen. 

21. Bezüglich Verhältnismässigkeitsprinzip muss auch mitbedacht werden, ob die Bestrafung 
von Verhaltensweisen von Privatpersonen in einem vernünftigen Verhältnis zwischen Massnahme 
und der Erreichung des Ziels stehe. Die ganze juristische Arbeit trägt nichts zur Erreichung der 
gesetzten Ziele bei, womit es zumindest als zweifelhaft erscheint, ob Verhältnismässigkeit im 
engeren Sinne bestehe. Wenn die Maskentragpflicht das Risiko einer Ansteckung um absolut 
0.01% senken kann, dann ist der ganze Aufwand für dieses Strafverfahren absolut 
unverhältnismässig. 

22. Auch gemäss Erläuterungen zur COVID-19-Verordnung besondere Lage (Version vom 
18.01.2021) ist jede Person Normadressat der Massnahme: �Jede Person muss in bestimmten 
Bereichen im öffentlichen Raum eine Gesichtsmaske tragen� (S. 7). 

23. Schweizer Gerichte haben diese Einwände mit folgendem Hinweis abgetan: �Da sich die 
angeordnete Maskenpflicht aber gleichermassen an die ganze Bevölkerung richtet, handelt es 
sich auch vorliegend um eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung im Sinne von Art. 6 Abs. 2 
lit. b EpG, Art. 40 EpG und Art. 83 Abs. 1 lit. j EpG�. Nur schon rein logisch betrachtet erweist sich 
diese Begründung als illegitim. Genanntes Argument ist kein Argument, da �weil A, deshalb A� 
eine Tautologie darstellt und mittels Tautologien Beliebiges begründet werden kann, dies aber 
gemäss Art. 5 BV und Art. 9 BV für staatliche Behörden verboten ist. 

24. Die Subsumtion von Massnahmen gegenüber Personen unter Massnahmen gegenüber 
der Bevölkerung über würde unerlaubterweise über die Ausweitung des Adressatenkreises die 
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Strafbewehrung von nicht strafbewehrten Verhaltensweisen ermöglichen. Dies gilt auch für das 
teilrevidierte Epidemiengesetz, auf welches sich diese Vernehmlassungsantwort bezieht. 

  Zwischenfazit 

25. Mit obigen gedrängten Ausführungen ist etabliert, dass es gemäss der gängigen 
Auslegungsmethoden in Hinblick auf das Primat des Wortlauts, aber auch gemäss der 
historischen, systematischen und teleologischen Auslegung zweifelsfrei dem Buchstaben der 
Verordnung und dem Willen des Verordnungsgebers entspricht, dass die sog. Maskentragpflicht 
nicht unter Art. 40 Abs. 2 lit. b EpG subsumiert wird, was er ohne weiteres hätte machen können, 
indem er z. B. die Gliederung seiner Verordnung anders gestaltet hätte, was er aber nicht 
gemacht hat. Weiter hat die sog. Maskentragpflicht keinerlei Entsprechung in Art. 40 Abs. 2 lit. b 
EpG und ist von einer ganz anderen Kategorie als die dort zwar nicht-abschliessend aufgeführten 
Massnahmen und ihre Aufnahme in diesen Artikel ist ein Verstoss gegen das Willkürverbot und 
gegen den Willen des Gesetzgebers. Diese Subsumtion widerspricht somit dem Legalitätsprinzip 
und etablierten Grundsätzen des Bundesgerichts. 

  Masketragen ist eine Form ärztlicher Behandlung 

26. In diesem Abschnitt wird hergeleitet, dass die Handlung des Aufsetzens einer 
Gesichtsmaske zweifelsfrei als �ärztliche Behandlung� zu gelten hat. Durch diese Kategorisierung 
der Handlung wird zwingend Art. 37 EpG für die Beurteilung der Handlung verwendet werden 
müssen. 

  Definition von �ärztlicher Behandlung� 

27. In Art. 37 EpG wird die Massnahme der ärztlichen Behandlung geregelt. Der Begriff 
�ärztliche Behandlung� oder �medizinische Behandlung� wird im Gesetz nicht definiert. In Art. 34 
Abs. 1 der Mehrwertsteuerverordnung vom 27.11.2009 findet sich der ähnliche Begriff 
�Heilbehandlung� (MWSTV, SR 641.201): �Als Heilbehandlungen gelten die Feststellung und 
Behandlung von Krankheiten, Verletzungen und anderen Störungen der körperlichen und 
seelischen Gesundheit des Menschen sowie Tätigkeiten, die der Vorbeugung von Krankheiten 
und Gesundheitsstörungen des Menschen dienen�. 

28. In der Literatur wird für die medizinische Behandlung teilweise der Begriff �medizinischer 
Eingriff� verwendet. Früher wurde ein medizinischer Eingriff als eine Behandlung bezeichnet, die 
sich durch eine äussere Einwirkung auf den Körper charakterisiert. Nach dieser überholten 
Definition umfasst ein medizinischer Eingriff vor allem chirurgische Behandlungsmethoden. Nach 
heutiger Auffassung stellt jede Tätigkeit einen medizinischen Eingriff dar, die im Rahmen eines 
Behandlungsverhältnisses eine Veränderung der körperlichen Funktionen bewirkt oder bewirken 
soll (Shenbao, Liang, Einwilligung in medizinische Behandlungen, Schulthess Juristische Medien 
AG, 2018, S. 4). 

29. Das Aufsetzen einer Gesichtsmaske bewirkt eine Veränderung der körperlichen 
Funktionen. Das Ziel bzw. der intendierte Zweck der Maske passt ebenfalls auf obige Definition, 
nämlich die �Vorbeugung von Krankheiten� durch ihre Nicht-Verbreitung. Dies gilt auch dann, 
wenn der intendierte Effekt hauptsächlich auf andere Personen gerichtet sein soll, denn ohne 
Eingriff in die Atemphysiologie des masketragenden Menschen gibt es keinen Effekt auf andere 
Personen. Es ist zu betonen, dass unter den Begriff ärztliche Behandlung nicht nur 
pharmazeutische, sondern auch nicht-pharmazeutische Interventionen fallen. 

30. Die postulierte Ansteckung von anderen Personen geschieht durch körperliche 
Funktionen, genauer durch die Ausscheidung von verbrauchter Atemluft durch die ausatmende 
Person. Würde die Gesichtsmaske nicht in die körperliche Funktion eingreifen, also keinen 
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Einfluss auf den Luftaustausch des Menschen, also auf die grundlegendste Lebensfunktion des 
Menschen, haben, wäre diese Massnahme offensichtlich und auf den ersten Blick völlig nutzlos. 
Das Tragen einer Maske bewirkt, dass keine Tröpfchen geradeaus aus Mund oder Nase fliegen 
können und dass der Luftstrom umgeleitet wird. Ein Effekt der Umleitung des Luftstroms ist, dass 
ein Teil der ausgeatmeten Luft gleich wieder eingeatmet wird, weil die Luft zwischen Maske und 
Gesicht in der kurzen Zeit bis zum nächsten Atemzug nicht mit frischer Umgebungsluft vermischt 
werden kann, sie also die Vergrösserung des Totraums bewirkt und somit das Einatmen von 
grösseren Mengen an Kohlendioxid bewirkt, was eine Vasodilatation (Erweiterung der 
Blutgefässe) zur Folge hat, mit daraus folgender nochmaliger Vergrösserung des Totraums. Um 
diesem Effekt entgegenzuwirken, werden vermehrt Stresshormone ausgeschüttet. Diese führen 
zu einer Vasokonstriktion (Zusammenziehen der Blutgefässe), aber auch zu einem 
physiologischen Stresszustand. Wie gross diese Effekte sind, spielt in der Argumentation, ob die 
Maskenpflicht eine ärztliche Behandlung darstellt oder nicht, keine Rolle, da es hier nur um die 
Charakteristika des Masketragens geht und nicht um ihre konkreten Auswirkungen auf die 
Gesundheit des masketragenden Menschen. 

  OP-Maske ist ein Medizinprodukt 

31. Gemäss Medizinprodukteverordnung vom 01.07.2020 (MepV, SR 812.213) gelten als 
Medizinprodukte: (Art. 3 Abs. 1 MepV) 

  Instrumente, Apparate, Geräte, Software, Implantate, Reagenzien, Materialien oder 
andere Gegenstände: 

a. die dem Hersteller zufolge für Menschen bestimmt sind; 

b. deren bestimmungsgemässe Hauptwirkung im oder am menschlichen Körper weder durch 
pharmakologische oder immunologische Mittel noch metabolisch erreicht wird, deren 
Wirkungsweise aber durch solche Mittel unterstützt werden kann; und 

c. die allein oder in Kombination einen oder mehrere der folgenden spezifischen 
medizinischen Zwecke erfüllen: 

1. Diagnose, Verhütung, Überwachung, Vorhersage, Prognose, Behandlung oder Linderung 
von Krankheiten, 

2. Diagnose, Überwachung, Behandlung, Linderung von oder Kompensierung von 
Verletzungen oder Behinderungen, 

3. Untersuchung, Ersatz oder Veränderung der Anatomie oder eines physiologischen oder 
pathologischen Vorgangs oder Zustands, 

4. Gewinnung von Informationen durch die In-vitro-Untersuchung von aus dem menschlichen 
Körper � auch aus Organ-, Blut- und Gewebespenden � stammenden Proben. 

  Auch in der MepV wird nochmals deutlich, dass Medizinprodukte den Zweck haben 
können, physiologische Vorgänge zu verändern. Beim Tragen von Gesichtsmasken soll dadurch 
die Übertragung von Krankheiten vermindert werden. 

32. Im Bundesgesetz über die Unfallversicherung vom 20.03.1981 (UVG, SR 832.20) wird 
unter der Überschrift �Heilbehandlung� in Art. 10 der Anspruch des Versicherten auf eine 
zweckmässige Behandlung der Unfallfolgen geregelt. In Art. 10 Abs. 1 lit. e wird der Anspruch auf 
�die der Heilung dienlichen Mittel und Gegenstände� genannt. 

33. Die Gesichtsmaske, welche grossmehrheitlich durch die von der Verordnung betroffenen 
Menschen eingesetzt wurde, war die sog. medizinische Gesichtsmaske gemäss der Norm EN 
14683. Die Gründe hierfür waren ihre im Gegensatz zur Textilmaske eindeutige Konformität mit 
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der Verordnung und im Gegensatz zur FFP2-Maske ihr günstiger Preis und der geringere 
Atemwiderstand bei Benutzung. 

34. Medizinische Gesichtsmasken gemäss der Norm DIN EN 14683 sind grundsätzlich 
Medizinprodukte und daher im Zuständigkeitsbereich von Swissmedic. Siehe Swissmedic: 
Merkblatt Medizinprodukte / COVID-19 vom 24.06.2020.  

35. Die Definition von �Medizinprodukt� ist gemäss Heilmittelgesetz folgende: �Produkte, 
einschliesslich Instrumente, Apparate, In-vitro-Diagnostika, Software und andere Gegenstände 
oder Stoffe, die für die medizinische Verwendung bestimmt sind oder angepriesen werden und 
deren Hauptwirkung nicht durch ein Arzneimittel erreicht wird� (Art. 4 Abs. 1 lit. b HMG). 
Medizinprodukte sind Produkte, die für die medizinische Verwendung bestimmt und somit auch 
geeignet sind, für die ärztliche Behandlung eingesetzt zu werden. Durch das Ziel ihrer 
Verwendung fallen alle Arten von Gesichtsmasken zur Verhinderung von Übertragungen von 
SARS-CoV-2 (das sind Viren) unter diese Definition und sind somit als Medizinprodukte zu 
betrachten. 

  Instanzen zur Ausübung ärztlicher Behandlungen 

36. Eine Handlung, die medizinischen Zwecken dient, ist eine medizinische Behandlung oder 
synonym eine ärztliche Behandlung zu nennen. Dabei spielt es keine Rolle, ob die Instanz, 
welche die ärztliche Behandlung durchführt, ein Arzt ist oder nicht. Viele medizinische 
Handlungen werden nicht von Ärzten durchgeführt, sondern durch anderes geschultes Personal 
oder durch Privatpersonen. Das EpG nennt ausdrücklich keine Instanz, welche die ärztliche 
Behandlung durchführt, es sagt auch nicht �Behandlung durch einen Arzt�. Gemäss der 
Verordnung des EDI über Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung vom 
29.09.1995 (Krankenpflege-Leistungsverordnung, KLV, SR 832.112.31) leistet die Versicherung 
eine Vergütung an Mittel und Gegenstände, die der Behandlung einer Krankheit dienen und die 
auf Anordnung eines Arztes von der versicherten Person selbst angewendet werden (Art. 20 Abs. 
1 und Art. 20 Abs. 1 lit. a KLV). Somit ist bundesrechtlich die Anwendung von Medizinprodukten 
im Rahmen einer ärztlichen Behandlung durch Privatpersonen etabliert. Da nicht ein Arzt, sondern 
der Bundesrat diese Behandlung anordnet, ist hier ein Grund ersichtlich, warum in den Ingress 
der COVID-19-Verordnung besondere Lage der Art. 6 Abs. 2 lit. a EpG aufgenommen wurde, 
nach welchem der Bundesrat befugt ist, Massnahmen gegenüber einzelnen Personen 
anzuordnen und somit auch �ärztliche Behandlungen�. 

  Strafbefreiung von Privatpersonen und Art. 37 EpG 

37. Die Nicht-Befolgung von Anordnungen zur ärztlichen Behandlung nach Art. 37 EpG ist 
ausdrücklich strafbefreit. Der Bundesrat schreibt bereits in den ersten Erläuterungen zur COVID-
19-Verordnung besondere Lage vom 20.06.2020 folgendes: �Auf eine Pönalisierung von 
Verhaltensweisen von Privatpersonen, die sich nicht an die Regeln dieser Verordnung halten, wird 
angesichts der im Zentrum stehenden Eigenverantwortung und mit Blick auf das 
Verhältnismässigkeitsprinzip verzichtet�. Unmittelbar nach den ersten oben genannten 
Gerichtsurteilen hat er obige Formulierung geändert und schliesslich per 01.02.2021 
Ordnungsbussen für Privatpersonen eingeführt. Diese Praxisänderung ist nicht der ursprünglich 
sachbezogenen Einschätzung der Verhaltensregeln für Privatpersonen geschuldet, sondern 
gerichtlichen Entscheidungen, die Verhaltensweisen nicht sachbezogen beurteilt und folglich 
unter nicht passende Gesetzesartikel subsumiert haben. 

  Masktentragpflicht als milderes Mittel der Quarantäne 
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38. Wird die Anordnung einer Verhaltensweise als milderes Mittel als die Anordnung der 
Schliessung von Betrieben betrachtet, folgt daraus nicht, dass die Anordnung der 
Verhaltensweise auf Basis des für die Schliessung zuständigen Gesetzesartikels geschehen 
muss. 

  Das Bundesgericht argumentiert, dass die sog. Maskentragpflicht ein milderes Mittel sei 
als die Schliessung von Schulen und Betrieben oder das Verbot von Veranstaltungen, was nach 
Art. 40 EpG möglich ist, dann sei es e maiore minus auch zulässig, diese Veranstaltungen oder 
Institutionen nicht zu schliessen, sondern offen zu lassen unter der Voraussetzung, dass 
bestimmte Sicherheitsmassnahmen getroffen werden (BGE 147 I 478, E. 3.8.1). Hier geht es um 
die sog. Maskentragpflicht. Dieses Argument verkennt einerseits, dass die sog. Maskentragpflicht 
aus obigem zwingend resultierend nicht eine �Sicherheitsmassnahme� im Sinne einer Massnahme 
gegenüber der Bevölkerung sein kann, sondern andererseits auch, dass die sog. 
Maskentragpflicht von ihrer Natur her als milderes Mittel der Quarantäne oder Absonderung (Art. 
35 EpG) verstanden werden muss. Selbst positiv getestete Personen, die eigentlich in 
Quarantäne oder gar Isolation hätten verharren müssen, durften ab Herbst 2020 unter der 
Voraussetzung des Tragens von Gesichtsmasken in Spitälern arbeiten gehen. 

(«Anordnungen und Empfehlungen gegenüber Heimen betreffend COVID-Patientinnen und 
Patienten» vom 14.04.2021. 

«Empfehlungen für Beschäftigte im Gesundheitswesen, die ungeschützten engen Kontakt mit 
COVID-19-Fällen hatten» (Version 4.2, Swissnoso 30.10.2020).) 

 

39. Sogar symptomatische und sog. positiv auf SARS-CoV-2 getestete Mitarbeitende von 
Akutspitälern durften gemäss Swissnoso unter Empfehlung des Tragens einer chirurgischer 
Gesichtsmaske oder alternativ des Haltens von Abstand arbeiten gehen. Das Schliessen von 
Spitälern war dank dieser Massnahmen, die einzig durch Eingriffe in Tätigkeitsverbote auf 
individueller Ebene geschehen sind, nicht nötig und die Quarantänepflicht konnte auf Antrag 
umgangen werden, wenn darauf geachtet wurde, genügend Abstand zu halten oder eine Maske 
zu tragen, was funktionell einer milderen Form der Quarantäne gleichkommt, weil der 
Luftaustausch zwischen den Menschen so stark wie möglich reduziert werden soll. Bei der 
häuslichen Quarantäne ist der Luftaustausch mit haushaltsfernen Menschen gleich null. 

(«COVID-19 Verdacht oder bestätigte Infektion bei Mitarbeitenden im Gesundheitswesen, welche 
Patienten in AKUTSPITÄLERN versorgen (Version 4.2, Swissnoso 30.10.2020)). 

 

40. Es verhält sich gleich mit der sog. Zertifikatspflicht, welche der Bundesrat im Winter 
2021/22 eingeführt hat. Eine pharmazeutische ärztliche Behandlung, die Verabreichung einer 
�Impfung� genannten Substanz, hat dazu geführt, dass der Bundesrat von seiner Macht, 
Restaurants schliessen zu können, abgesehen hat und Menschen, die sich der ärztlichen 
Behandlung unterzogen haben, in Restaurants und an Veranstaltungen reingelassen werden 
durften. Menschen, die sich dieser ärztlichen Behandlung nicht unterzogen haben, mussten 
ausweichen bzw. sich im nicht kontrollierten privaten Bereich aufhalten, wo kaum Maske getragen 
wurde, oder sie haben freiwillig eine Art Quarantäne in den eigenen vier Wänden gemacht. Es 
zeigt sich also, dass eine ärztliche Behandlung, die als Massnahme unter Art. 37 EpG fällt, und 
nicht eine Massnahme nach Art. 40 EpG, als Mittel verstanden werden kann, dass Betriebe ihre 
Kunden nicht verlieren und schliessen müssen, oder als milderes Mittel im Vergleich zu 



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

22 

Betriebsschliessungen. Dass das eine nicht als milderes Mittel des anderen betrachtet werden 
kann, ist hier offensichtlich und gilt in gleicher Weise auch für die sog. Maskentragpflicht. 

  Fazit 

41. Aus allem oben gesagten folgt zwingend, dass das Aufsetzen einer Gesichtsmaske als 
medizinische Handlung und somit als �ärztliche Behandlung� zu taxieren ist. Da es im EpG eine 
Massnahme gibt, die sich �ärztliche Behandlung� nennt (Art. 37 EpG), ist nicht einsichtig, warum 
die Massnahme der sog. Maskentragpflicht, die gegenüber jeder Person gilt und die vom 
Bundesrat als Massnahme gegenüber Personen kategorisiert wurde, rechtlich nicht als �ärztliche 
Behandlung� behandelt werden soll. Die sog. Maskentragpflicht ist somit unter Art. 37 EpG zu 
subsumieren und von Bestrafung befreit, notabene eine Strafbefreiung, wie sie vom Bundesrat bis 
zu den ersten einschlägigen Gerichtsurteilen klar und unmissverständlich intendiert und schriftlich 
festgehalten war. 

42. Eine Bestrafung wegen Widerhandlung gegen die sog. Maskentragpflicht, wenn sie 
korrekterweise Art. 37 EpG zugeordnet wird, ist nicht möglich, da Widerhandlungen gegen Art. 37 
EpG strafbefreit sind und sowieso die Voraussetzungen für die Verhängung von Massnahmen 
nach Art. 37 EpG, welche in Art. 31 Abs. 3 und 4 genannt werden, nicht erfüllt sind (Aufklärung 
darüber, warum die Massnahmen angeordnet werden und wie lange sie voraussichtlich dauern. 
Die Massnahmen dürfen nur so lange dauern, wie es notwendig ist, um die Verbreitung einer 
übertragbaren Krankheit zu verhindern und um eine ernsthafte Gefahr für die Gesundheit Dritter 
abzuwenden. Sie sind regelmässig zu überprüfen). 

43. Dass Massnahmen nach Art. 33 bis 38 EpG nur gegen Personen durchgeführt werden 
können, die krank, krankheitsverdächtig, angesteckt oder ansteckungsverdächtig sind oder 
Krankheitserreger ausscheiden, ist ein Problem der Staatsgewalten, welche dieses Gesetz 
erarbeitet, erlassen und angewendet haben. 

44. Die Subsumtion muss zwingend durch die Art der Verhaltensregeln und nicht durch 
praktische Erwägungen bezüglich Information der Menschen über die Regeln geschehen, also ob 
die Verhaltensregel als individuell-konkrete Verfügung, Allgemeinverfügung oder generell-
abstrakte oder -konkrete Norm zu verstehen sei, also z. B. bezüglich der Möglichkeit, jeden 
einzelnen Menschen zu erreichen und zu verpflichten. Letzteres sind logistische Fragen, die 
veränderbar und somit lösbar sind. Die Natur des Eingriffs in das menschliche Leben und seine 
Körperphysiologie durch die Verordnung einer sog. Maskentragpflicht stellt ein unabänderliches 
Faktum dar. 

45. Eine Verhaltensnorm, die offensichtlich unter einen Gesetzesartikel fällt, der explizit 
strafbefreit ist, sich aber gegen einzelne Personen richtet, darf nicht unter einen anderen 
Gesetzesartikel subsumiert werden, nur mit der Begründung, dass die Verhaltensnorm alle 
Personen betrifft und somit eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung darstelle. Damit würde 
der ausdrückliche Wille des Gesetzgebers und des Volkes, aber auch des Bundesrates, nämlich 
eine Verhaltensnorm von Strafe auszunehmen, unterlaufen und jede beliebige strafbefreite 
Verhaltensnorm könnte unter Hinweis auf den umfassenden Adressatenkreis mit Strafe 
sanktioniert werden. Auf diesem Weg könnten ärztliche Behandlungen für alle Menschen 
verpflichtend und mit Sanktionsmöglichkeiten ausgestattet werden. Dies würde allerdings das 
Legalitätsprinzip und das Willkürverbot verletzen. Somit darf die sog. Maskentragpflicht von 
Privatpersonen und Kunden von Lebensmittelgeschäften nicht als Handlung im Sinne von Art. 40 
Abs. 2 lit. b EpG verstanden werden, sondern gemäss ihrer Natur als strafbefreite Handlung im 
Sinne von Art. 37 EpG, wegen Ablehnung einer ärztlichen Behandlung. 
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46. Art. 37 EpG nennt keine Beschränkung des Personenkreises, auf welche die Massnahme 
angewendet werden soll, ausser dass die betroffenen Personen krank, krankheitsverdächtig, 
angesteckt oder ansteckungsverdächtig sind oder Krankheitserreger ausscheiden. Da der 
Bundesrat mit der Verordnung der sog. Maskentragpflicht und anderer Massnahmen zur 
Bekämpfung von COVID-19 davon ausgegangen sein musste, dass jede Person in der Schweiz 
ansteckungsverdächtig oder im Verdacht steht, Krankheitserreger auszuscheiden, gilt diese 
Einschränkung im Verständnis des Bundesrats für jede Person in der Schweiz und somit ist Art. 
37 EpG auf jede Person in der Schweiz anwendbar, wobei für Anordnungen von Massnahmen die 
Bedingungen für ihre Anordnung nach Art. 31 Abs. 3 und 4 EpG zu beachten sind. Dies wurde 
nicht gemacht, womit die Anordnung einer Maskentragpflicht gegen Bundesrecht verstösst. 

Nach den obigen Ausführungen ist die Subsumtion der Maskentragpflicht unter Art. 40 EpG also 
klar widerrechtlich und stellt eine Verletzung des Legalitätsprinzips dar. 

Somit muss die Maskentragpflicht aus dem Epidemiengesetz gestrichen werden oder unter Art. 
37 aufgeführt werden. Besser ist es, die Massnahme wegzulassen, da sie von wissenschaftlichen 
Erkenntnissen abhängig ist und es heute schon bekannt ist, dass es keine guten Belege für eine 
Wirksamkeit der Gesichtsmaske gibt, wenn sie in der allgemeinen Bevölkerung im Alltag getragen 
wird und die durch das Masketragen verursachten Schäden grösser als ihr Nutzen zu sein 
scheinen. Wenn das BAG keine Daten zu Schäden durch das Masketragen hat, dann ist davon 
auszugehen, dass es nicht untersucht hat, ob Schäden durch das Masketragen entstanden sind. 
Ein passives Meldungssystem über die Hersteller der Masken und Swissmedic reicht nicht aus, 
um völlig neuartige Massnahmen auf ihre Verhältnismässigkeit hin zu untersuchen. Hier ist von 
einer Unterlassung gigantischen Ausmasses auszugehen. Sollte das Epidemiengesetz tatsächlich 
teuer erweitert werden, dann sollte an diesem Punkt nicht mit den Kosten gespart werden, 
sondern grosszügig gesetzliche Möglichkeiten geschaffen werden, neue Massnahmen 
wissenschaftlich zu begleiten und auf ihre Wirksamkeit UND ihre Schädlichkeit hin zu 
untersuchen.    

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, 
Gesundheitsversorgung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

44 Bei Anordnung zur Anwendung von medizinischen 
Gütern muss die Bevölkerung darüber prominent 
informiert werden, wo sie allfällige Schäden durch die 
Anwendung der Güter melden kann. Sonst kann das 
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medizinische Gut nicht auf seine Verhältnismässigkeit 
evaluiert werden. 

44a Die Massnahmen und somit die Kosten sind auf ein 
Minimum zu beschränken (gilt auch für weitere Artikel) 

      

44b             

44c             

44d             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

47 Wenn nicht genannt wird, wie diese gefährlichen 
Organismen erkannt werden sollen, kann diesem Artikel 
nicht zugestimmt werden, da Potential für falsche 
Anwendung oder Missbrauch virulent ist. 

      

49a ist ok so. Allerdings darf nicht der Umkehrschluss 
entstehen, dass alle Diagnostika, die nicht mit Auflagen 
versehen oder verboten ist, nicht in der Lage seien, die 
öffentliche Gesundheit zu gefährden, also dass keine 
Kanonisierung durch den Bundesrat geschieht, indem 
er etwas nicht verbietet. 

      

49b Impfnachweise etc. bringen nichts und sollen nicht 
gemacht werden. Aussteller sollen nicht entschädigt 
werden. Die Kosten voll von den Gesuchsstellenden 
getragen werden. Es braucht Kriterien, wann für 
welchen Krankheitserreger Nachweise nötig werden. 
Bei Corona war dies für Impfungen völlig unnötig und 
2G wissenschaftlicher Humbug und eine rechtliche 
Katastrophe. 

Streichen. 

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

50 Wichtiger wäre es, ganz vorsichtig mit Massnahmen 
umzugehen, so dass gar keine Finanzhilfen notwendig 
werden. Bei Corona hätte man kaum etwas tun 
brauchen und Finanzhilfen wären nicht nötig gewesen 
(siehe auch Schweden). Hier besteht die Gefahr eines 
Honigtopfes, dass viele Organisationen die 
Massnahmen nur deswegen mittragen, weil sie so leicht 
zu Finanzhilfen kommen. 

  

50a Gleich wie Art. 50       

51 Kosten auf Minimum senken. Man hat das Gefühl, dass 
über dieses Gesetz alles, was nur irgendwie möglich 
geregelt und ermöglicht werden soll. Es kann nicht alles 
gemacht werden, sonst wird dieses Gesetz zum 
teuersten Gesetz aller Zeiten, im Sinne von sinnlos 
verbranntem Kapital. 

      

51a             

52             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 
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Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

53             

54             

55 Was bringt eine Krisenorganisation, wenn sie in der 
Krise nicht aktiv wird? 

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

58 Zu viele unnötige Daten sollen erhoben werden. 10 
Jahre ist viel zu lange, eine längere Aufbewahrung 
muss ausgeschlossen werden. 

      

59             

60 Da sollte der Bund Abstand nehmen, nach den 
Informatik-Pannen der letzten Jahre, das kommt nicht 
gut. 

      

60a Zu streichen. Zu streichen. 

60b             

60c zu streichen. zu streichen. 

60d             

62a             

69             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 
6c oder 7) 

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage 
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen 
mit Finanzhilfen unterstützen kann? 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. 

(bitte unten erläutern und auch die nachfol-

gende Frage beantworten) 

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

☒ ☐ 

Erläuterung: 

Gesetze ziehen Kosten nach sich. Das Epidemiengesetz ist bereits viel zu teuer und die revidierte 
Fassung scheint noch teurer zu werden. Wenn so ein Gesetzes-Artikel abgesegnet wird, sinkt die 
Hemmnis, Massnahmen einzuführen, da die Betroffenen ja entschädigt werden können, vom Geld 
der Steuerzahler. Wichtiger als Entschädigungen ist die sehr sorgfältige Überprüfung, ob die 
Massnahmen wirklich nötig sind. Wie Schweden gezeigt hat, kam man mit sehr wenigen 
Massnahmen nach anfänglichen Schwierigkeiten und vielen alten Menschen, die den Winter 
2019/2020 gerade noch so überlebt haben (starke Untersterblichkeit in 2019), sehr gut durch die 
Corona-Zeit. 

 

Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen 
werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

70a             

70b             

70c             

70d             

70e             

70f             
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Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

74 Abs. 3: Auslandschweizern sind die Kosten von 
wichtigen medizinischen Gütern nicht zu übernehmen. 
Was für ein bürokratisches Monster würde damit 
geschaffen? Man müsste ja in Nicht-Krisenzeiten 
bereits in Kontakt mit den Auslandschweizern sein (zur 
Überprüfung der Zumutbarkeit der Selbsthilfe), bzw. 
informieren, dass sie im Krisenfall Anrecht auf 
Vergütung dieser Kosten hätten. Die Zumutbarkeit der 
Selbsthilfe muss dann konkret überprüft werden. Und in 
der Krise, wenn die Übernahme der Kosten dann nicht 
klappt?  

Abs. 3 streichen. 

74a Impfstoffe sollen von den Impfwilligen selbst bezahlt 
werden, ebenso ihre Verabreichung. 

streichen 

74b             

74c             

74d             

74e Es soll darauf geachtet werden, dass mit dem 
teilrevidierten Epidemiengesetz nicht Tür und Tor für 
Missbrauch geöffnet wird. 

      

74f             

74g             

74h             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

75 Massnahmen sind auf ein Minimum zu reduzieren. 
Überflüssiger Artikel. Wie soll der Bund, der keine 
Vollzugsorgane hat, die Massnahmen umsetzen? Es 
bleiben also nur die Kantone. 

zu streichen 

77 Warum soll der Bundesrat besser wissen, was zu tun 
ist, als die Kantone? Hat der Bund irgendwelche 
gesundheitlichen Überkompetenzen? 

zu streichen 

80             

81a die "ganzheitliche Sichtweise auf die Gesundheit von 
Mensch und Tier sowie die Auswirkungen aus der 
Umwelt" ist genauer zu definieren. Dieses Gesetz 
macht keinen Eindruck von "ganzheitlicher Sichtweise", 
eher von technokratischem Machtgehabe. Wie in einem 
solchen Umfeld eine "ganzheitliche Sichtweise" möglich 
sein soll, ist nicht ersichtlich. Dieser Aritkel steht völlig 
schräg und total im Widerspruch zum Duktus, zu den 
Zielsetzungen und zu den Massnahmen und ihrer 
gewaltlichen Durchsetzung dieses Gesetzes. 

Warum heisst es "Auswirkungen aus der Umwelt" und 
nicht "Auswirkungen auf die Umwelt"? Völlig 
widersprüchlich. Streichen oder völlig neu ausarbeiten. 

Zu streichen. 

81b             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

30 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

82 Bereits durch Strafgesetzbuch abgedeckt. Streichen 

83 Strafen streichen. 

Abs. 1 lit. n: Streichen. Der Bundesrat sollte keine 
Kompetenzen zum Erlass von Strafen erhalten, auch 
nicht in Krisenzeiten. Blankovollmacht sogar für Strafen 
ist widersinnig und gibt zu viel Macht. Die 
Blankovollmacht in Art. 7 ist bereits zu viel. Ich habe ein 
sehr schlechtes Gefühl, wenn ich diesen Buchstaben 
lese. Der muss unbedingt raus. 

Streichen 

84             

84a unnötig, wenn auf Regelung für Finanzhilfen verzichtet 
wird. Deshalb keine Finanzhilfen-Regelung im Gesetz 
(gilt auch für Teile von Art. 84). 

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Massnahmen gegen übertragbare 
Krankheiten sollen nicht strafbewehrt sein. Strafen dienen nicht der Gefahrenabwehr. In einem 
Gesetz, das der Gefahrenabwehr dienst, soll sich auf diese beschränken.    

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls un-

klar? Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

1 OBG Das Epidemiengesetz soll keine Quelle von 
büssbaren Straftaten sein. 

streichen 

35 MG Es ist die Möglichkeit, Impfung für obligatorisch zu 
erklären, zu streichen. Eventualiter sind die 
Bedingungen für die Möglichkeit der Aussprechung 
des Obligatoriums zu konretisieren. 
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9a HMG Zu streichen. Die Zulassung von Arzneimitteln soll 
nicht mit dem Vorliegen einer rechtlichen Situation 
korrelieren, sondern mit dem Vorliegen einer 
medizinischen Notwendigkeit. 

Art. 9a Abs. 1 lit. b wäre das einzige Kriterium, die für 
eine befristete Zulassung der Corona-Impfstoffe 
zutreffend gewesen wäre. Alle anderen Bedingungen 
waren unzutreffend. Dies birgt die Gefahr, dass dann 
die besondere oder ausserordentliche Lage künstlich 
verlängert wird, weil mit der Beendigung dieser Lagen 
die Bedingung für die Zulassung der Arzneimittel 
wegfallen würde. Es ist unter allen Umständen zu 
vermeiden, dass Anreize geschaffen werden, 
besondere und ausserordentliche Lagen künstlich zu 
verlängern. Auch steht lit. b im Widerspruch zu lit. a, 
da in lit. a steht, dass Krankheiten lebensbedrohlich 
sein müssen oder eine Individualität zur Folge haben 
müssen, damit ein vereinfachtes 
Zulassungsverfahren angewendet werden könne. In 
lit. b steht nichts über die Schwere der Krankheit und 
lit. a und lit. b sind nicht mit einem "und" verbunden, 
somit kann das eine ODER das andere zutreffen. 
Eine besondere Lage kann gemäss Art. 6 lit. a Ziff. 2 
auch vorliegen, wenn keine besondere Gefährdung 
der öffentlichen Gesundheit besteht und lediglich 
schwerwiegende Auswirkungen auf die Wirtschaft 
oder auf andere Lebensbereiche durch eine 
übertragbare Krankheit unbekannter Schwere 
bestehen. 

Abs. 3: "Zulassungsgesuch" nach?? 

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing 
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden? 

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden 
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und vo-
rangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact-
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die Mög-
lichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit ent-
sprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden. 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  
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(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern) 

☒ ☐ 

Erläuterung: 

Keine gesetzliche Grundlage nötig, da eine lebensweltlich irrelevante Massnahme. Zuerst müsste 
untersucht werden, ob die Folgen der App irgendeinen Nutzen für die Bekämpfung der Krankheit 
hatte oder ob diese nur zur Beruhigung der pathologisierten Bevölkerung genutzt hat. 

 

5. Weitere Rückmeldungen 

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten? 

Es ist von überaus grosser Wichtigkeit, dass dem Punkt des Nachweises einer übertragbaren 
Krankheit Nachdruck verliehen wird. Zu Beginn der Corona-Pandemie wurde dieser Nachweis nicht 
erbracht, sondern behauptet und durch die WHO autoritativ durchgesetzt und dann mit dem PCR-
Test kanonisiert, sowie das Narrativ mit der Impfung durch die Bevölkerung abgesegnet. Man lese 
die fundieren Artikel von Wu, F. et al (https://doi.org/10.1038/s41586-020-2008-3), Zhou, P. et al. 
(https://doi.org/10.1038/s41586-020-2012-7) und Zhu, N. et al. 
(https://doi.org/10.1056/NEJMoa2001017). Der erste PCR-Test, welche von der WHO kanonisiert 
wurde, war das PCR-Protokoll von Corman und Drosten et al., welches in diesem Artikel nach 
einem Tag Peer-Review-Prozess veröffentlicht wurde: https://doi.org/10.2807/1560-
7917.ES.2020.25.3.2000045. Dieser PCR-Test basiert auf der Genom-Analyse eines einzigen 
Patienten, wie von Wu et al. in ihrem Artikel berichtet wird, ohne Kontrolle, ob die Gensequenz auch 
in Gesunden zu finden wäre oder ob mit den genetischen Informationen der untersuchten Probe 
nicht auch andere pathogene Strukturen nachweisbar bzw. berechenbar wären. Wu, Zhou und Zhu 
schreiben in ihren entsprechenden Aritkeln, dass sie nicht untersucht hätten, ob die genetische 
Sequenz, die sie mit ihren Computerprogrammen errechnet haben, die Lungenentzündungen 
unbekannter Ursache auslösen. Es wird einfach angenommen, dass dem so ist, dass die 
genetische Sequenz also einen Virus darstellt, der infektiös und replikationsfähig ist. Da werden 
unglaublich viele Sprünge gemacht, die nicht mit wissenschaftlicher Evidenz abgedeckt sind. Als 
dann der Test da war, hat man überall mit diesem Test nach einer genetischen Sequenz gesucht 
und natürlich einiges gefunden, auch falsch-positive. Die Genauigkeit des Tests lässt sich daran 
ablesen, dass er zur Mehrheit völlig gesunde Personen positiv getestet hat und er ohne klinische 
Anamnese somit völlig wertlos ist. All die epidemiologischen Untersuchungen nutzten natürlich 
diesen Test, damit sie ihr Resultat schneller hatten. Nach etwas anderem wurde aber nicht gross 
gesucht. Es wurden einige andere Viren und Bakterien ausgeschlossen, aber das Leben ist 
dermassen viel reichhaltiger und die moderne Gesellschaft dermassen viel auch 
gesundheitsgefährdender, als dass man sich für die Ursache von Krankheiten einfach auf ein paar 
Viren und Bakterien beschränken könnte. Eine "ganzheitliche Sichtweise" auf Gesundheit würde 
eine solche Beschränkung gerade verhindern wollen.  

 

 

Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars! 
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Thalwil, 11. März 2024

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von derTextmenge her um ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem dasGesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass esam Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus derdie Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betrachtgezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während derC-19-Krise dringend

Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. Sowurde 2020 mit hohen Modellen
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der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1-

0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70Jahren war sie 0.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten

nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von

Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich auf der Basis einer entstehenden Angst in

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), womit die

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriertwerden können.

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber der Tatsache der sehr

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und

Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem

Selbstverständnis von SchweizerSorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und fsowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die

Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag eine ganz

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung

in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist

das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte
im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den

Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im
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Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern

ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz,was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende,im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genau

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht»,

dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

nötig. Es darf angenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch

darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.

3



Auf jeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht

werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,

dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung,

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je

häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr

gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn

was zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht

mehr zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am

sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt:

«those who own the data, controll the future - not only of humanity - butthe future of life itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass»

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht
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werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte,

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre

sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an.

Eswäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen.

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nurim Falle

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, werwann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen

daraufeingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindertwerden könnte, wie wir

ihn während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-
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Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestetwurde,

als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen,

wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote»,wenn sie in den

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung der WHO laut Ignazio Cassis am

7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass

PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine

Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test

weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens

eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu

hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch

positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert

werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der

sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es

wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbarso vorgesehenen

Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das

Risiko von Testpandemien keine Rolle spielen. Aufdie Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem

wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängigzu sein. Hat die Ausweitung auf die

Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch dasThema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen werden, die in der

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»* besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, derEMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021:@ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLlc
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Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weissjedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftunghat man Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit derVerabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz anderer war als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40 Plasmide und können in die DNAeingebaut werden. In anderen Worten: Diefür

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hatdaran Anstoss genommen.

Schwere Symptome? überallim Körper sind die Folgen.

Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um

Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoff wurdein der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer wird die «Impfung»

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl,wie gesagt, sie für diese Gruppen

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist, warweder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben

oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig

geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt.

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt

dasschon wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffung fliessen die schlechten

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen der Schein einer

2 https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3

3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich

herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine

Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In derC-19-Krise wurden genau die gleichen Dinge in noch viel

grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio

Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede

sein - ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeitund Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA - Injektionen in

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisher war eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 -0,5 kann davon bei

Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit

und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und ist weder wirksam

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt

genommen, obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren? Es

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist

wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und WHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen

grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetztwerden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit(die auch der Bundesrat

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderung zu

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch

Masken etwas gebracht haben'. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwangist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien° belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen Menschen

geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden.

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 - 84 festgeschrieben und ausgebaut

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden

der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns

nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und

WHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon

nicht «verhältnismässig» sein, selbstwenn man sie für noch so «mild» hält.

Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen

die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

4
https://www.aletheialib.org/doc/739

5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/

9



Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig

noch wirksam sind.

4.2 Expertenratund Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug aufAntibiotika und auch die Fortbildungspflicht

von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce- war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflicht im öV;

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und

Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die

Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass die WHO nicht nur

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine

Auswirkung aufdie Gesundheit haben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im

herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor der WHO ganz allein entschieden werden.

Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen -am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur«Empfehlungen»

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem dermangelnden

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält dieWHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen(2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1:20

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 MiaMenschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr- mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz derWHO und der Vereinten Nationen (UN) hat nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden.

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem

Gehorsam die Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV schon jetzt durch eine Erweiterung des

EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungenam Epidemien-Gesetz

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der

letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fast jedem Artikel, sodass man

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.
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Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Esfehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz.Aufdem Willkürboden sind alle

folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche

Willkür.

Die Grundsätze derSubsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der

Präambel explizit genannt, dann aberim weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So

übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.

Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept

von UN und WHO ist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpGgehören: Heilmittel inkl.

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen,

Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wiein der überstandenen Krise

mit Angst und Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

Kontrolle,Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Ich danke für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

D LA
Ralph Ehrat
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 ㈰

 ㈰

Jean搠嵢Michel ㈰Ehrsam ㈰ Office ㈰Fédérale ㈰de ㈰la ㈰Santé ㈰Publique ㈰

Chemin ㈰des ㈰Voies ㈰10 ㈰ Schwarzenburgstrasse ㈰157 ㈰

2503 ㈰Biel/Bienne ㈰ 3003 ㈰Berne ㈰

 ㈰  ㈰

 ㈰ ㈰

 ㈰

 ㈰

le ㈰20 ㈰mars ㈰2024 ㈰

 ㈰

 ㈰

Concerne ㈰: ㈰Révision ㈰partielle ㈰de ㈰la ㈰loi ㈰sur ㈰les ㈰épidémies ㈰; ㈰réponse ㈰à ㈰la ㈰consultation ㈰

Mesdames ㈰et ㈰Messieurs ㈰

Le ㈰29 ㈰novembre ㈰2023, ㈰le ㈰Conseil ㈰Fédéral ㈰a ㈰chargé ㈰le ㈰Département ㈰Fédéral ㈰de ㈰l'Intérieur ㈰(DFI) ㈰

de ㈰mener ㈰une ㈰procédure ㈰de ㈰consultation ㈰sur ㈰la ㈰révision ㈰partielle ㈰de ㈰la ㈰loi ㈰du ㈰28 ㈰septembre ㈰

2012 ㈰sur ㈰les ㈰épidémies ㈰(LEp, ㈰RS ㈰818.101). ㈰Nous ㈰saisissons ㈰cette ㈰opportunité ㈰et ㈰prenons ㈰

position ㈰sur ㈰la ㈰révision ㈰prévue. 

1. ㈰Principes ㈰de ㈰base 

L'avant搠嵢projet ㈰de ㈰révision ㈰partielle ㈰de ㈰la ㈰LEp ㈰doit ㈰être ㈰rejeté ㈰pour ㈰de ㈰multiples ㈰raisons. 

Cet ㈰avant搠嵢projet ㈰prévoit ㈰de concentrer ㈰encore ㈰plus ㈰de ㈰prérogatives ㈰au ㈰niveau ㈰fédéral ㈰au ㈰

détriment ㈰des ㈰citoyens ㈰(pourtant ㈰les ㈰premiers ㈰responsables ㈰de ㈰leur ㈰santé), ㈰des ㈰cantons ㈰et ㈰

des ㈰personnes ㈰et ㈰institutions ㈰actives ㈰dans ㈰le ㈰domaine ㈰de ㈰la ㈰santé. ㈰Contrairement ㈰aux ㈰

affirmations ㈰du ㈰Conseil ㈰fédéral, ㈰aucune ㈰leçon ㈰n’a ㈰été ㈰tirée ㈰de ㈰la ㈰crise ㈰Covid. ㈰En ㈰conséquence, ㈰

avant ㈰d’entamer ㈰la ㈰révision ㈰de ㈰la ㈰LEp, ㈰il ㈰est ㈰indispensable ㈰de ㈰procéder ㈰à ㈰une ㈰analyse ㈰

scientifique ㈰indépendante ㈰de ㈰la ㈰situation, ㈰ce ㈰qui ㈰n’a ㈰pas ㈰été ㈰fait. 

L'avant搠嵢projet ㈰prévoit de ㈰transformer ㈰le ㈰droit ㈰d'urgence ㈰en ㈰droit ㈰ordinaire en ㈰donnant ㈰ainsi ㈰

au ㈰gouvernement ㈰la ㈰possibilité ㈰de ㈰transformer, ㈰selon ㈰son ㈰bon ㈰vouloir ㈰les ㈰lois ㈰ordinaires ㈰en ㈰

lois ㈰urgentes. ㈰Sans ㈰un ㈰examen ㈰minutieux ㈰(voir ㈰la ㈰mise ㈰à ㈰jour), ㈰cette ㈰proposition ㈰est ㈰à ㈰rejeter. ㈰

Par ㈰ailleurs, ㈰il ㈰n'est ㈰pas ㈰souhaitable ㈰pour ㈰la ㈰population ㈰suisse ㈰qu'un ㈰mécanisme ㈰automatique 

de ㈰passage ㈰à ㈰une ㈰situation ㈰particulière, ㈰déclenché ㈰par ㈰l’OMS, ㈰(qui ㈰est ㈰un ㈰organe ㈰

supranational ㈰dirigé ㈰par ㈰des ㈰personnes ㈰non搠嵢élues) ㈰soit ㈰applicable. ㈰Cela ㈰équivaudrait ㈰à ㈰un ㈰

abandon ㈰de ㈰la ㈰souveraineté ㈰contraire ㈰au ㈰droit ㈰à ㈰l’auto搠嵢détermination ㈰du ㈰peuple ㈰suisse. 

 

L'avant搠嵢projet ㈰relègue ㈰les ㈰professionnels ㈰de ㈰la ㈰santé ㈰au ㈰statut ㈰de ㈰simples ㈰exécutants ㈰des ㈰

décisions ㈰politiques. ㈰ 
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L'avant搠嵢projet ㈰entraîne ㈰un changement ㈰de ㈰paradigme, ㈰passant ㈰de ㈰la ㈰surveillance ㈰et ㈰de ㈰la ㈰

déclaration ㈰des ㈰maladies à ㈰la ㈰surveillance ㈰et ㈰à ㈰la ㈰déclaration ㈰des ㈰personnes. ㈰Tout ㈰individu ㈰

sera ㈰considéré ㈰comme ㈰malade ㈰ou ㈰contagieux ㈰et ㈰devra ㈰apporter ㈰la ㈰preuve ㈰de ㈰sa ㈰bonne ㈰santé ㈰

en ㈰répondant ㈰à ㈰des ㈰conditions ㈰administratives ㈰arbitraires ㈰et ㈰non ㈰scientifiques. ㈰Le ㈰statut ㈰

actuel ㈰de ㈰« ㈰présomption ㈰de ㈰bonne ㈰santé ㈰» ㈰des ㈰individus ㈰passera ㈰à ㈰un ㈰statut ㈰de ㈰

« ㈰présomption ㈰de ㈰maladie ㈰». ㈰ 

La ㈰mise ㈰en ㈰place ㈰de ㈰la ㈰politique ㈰prônée ㈰par ㈰cet ㈰avant搠嵢projet ㈰entrainerait ㈰une ㈰hausse ㈰massive ㈰

des ㈰coûts ㈰de ㈰la ㈰santé, ㈰ce ㈰qui ㈰n’est ㈰pas ㈰souhaitable ㈰pour ㈰la ㈰population ㈰suisse. 

2. ㈰Concernant ㈰les ㈰différentes ㈰dispositions 

Art. ㈰2 ㈰: ㈰But 

La ㈰formulation ㈰« ㈰égalité ㈰des ㈰chances ㈰d'accès ㈰» ㈰est搠嵢elle ㈰réaliste ㈰? ㈰Lors ㈰de ㈰la ㈰crise ㈰Covid, ㈰on ㈰

relèvera ㈰que ㈰de ㈰nombreuses ㈰personnes ㈰non搠嵢vaccinées ㈰n’ont ㈰pas ㈰eu ㈰accès ㈰aux ㈰soins ㈰

médicaux, ㈰« ㈰l’égalité ㈰des ㈰chances ㈰d’accès ㈰» ㈰n’ayant ㈰pas ㈰été ㈰respectée ㈰par ㈰la ㈰Confédération ㈰

elle搠嵢même. ㈰A ㈰cela ㈰s’ajoutent ㈰les ㈰déclarations ㈰de ㈰certains ㈰politiques ㈰demandant ㈰le ㈰

renoncement ㈰aux ㈰soins ㈰médicaux ㈰des ㈰personnes ㈰non搠嵢vaccinées. ㈰De ㈰quelle ㈰« ㈰égalité ㈰des ㈰

chances ㈰d’accès ㈰aux ㈰soins ㈰» ㈰parle搠嵢t搠嵢on ㈰si ㈰celle搠嵢ci ㈰est ㈰assujettie ㈰à ㈰des ㈰conditions ㈰telles ㈰que ㈰la ㈰

vaccination ㈰? ㈰ ㈰(Sachant ㈰que ㈰celle搠嵢ci ㈰représente ㈰le ㈰pilier ㈰central ㈰de ㈰cet ㈰avant搠嵢projet). 

Le ㈰fait ㈰que ㈰la ㈰Confédération ㈰propose ㈰d'étendre ㈰ses ㈰compétences, ㈰est ㈰en ㈰contradiction ㈰avec ㈰

le ㈰principe ㈰de ㈰subsidiarité ㈰(compétence ㈰des ㈰cantons ㈰en ㈰matière ㈰de ㈰santé). Elle ㈰s'engage, ㈰

dans ㈰l'art. ㈰41 ㈰Cst, ㈰à ㈰ce ㈰que ㈰chaque ㈰personne ㈰reçoive ㈰les ㈰soins ㈰nécessaires ㈰à ㈰sa ㈰santé, ㈰se ㈰

prononçant ㈰ainsi ㈰également ㈰en ㈰faveur ㈰du principe ㈰de ㈰la ㈰souveraineté ㈰individuelle ㈰pour ㈰la ㈰

santé. La ㈰santé ㈰doit ㈰relever ㈰en ㈰premier ㈰lieu ㈰de ㈰la ㈰responsabilité ㈰de ㈰l'individu. ㈰Les ㈰cantons ㈰

doivent ㈰assumer ㈰leurs ㈰tâches ㈰dans ㈰le ㈰domaine ㈰de ㈰la ㈰santé ㈰et ㈰ne ㈰pas ㈰se ㈰voir ㈰déposséder ㈰de ㈰

leurs ㈰compétences ㈰en ㈰faveur ㈰de ㈰la ㈰Confédération. 

Toute ㈰référence ㈰à ㈰« ㈰OneHealth ㈰», ㈰un ㈰concept ㈰qui ㈰peut ㈰sembler ㈰judicieux ㈰dans ㈰l'abstrait, ㈰

n'apporte ㈰pas ㈰de ㈰réelle ㈰valeur ㈰ajoutée, ㈰si ㈰ce ㈰n'est ㈰qu'elle ㈰engendre ㈰une ㈰obéissance ㈰aux ㈰plans ㈰

de ㈰l’OMS ㈰(organe ㈰supranational ㈰dirigé ㈰par ㈰des ㈰personnes ㈰non搠嵢élues) ㈰et ㈰ouvre ㈰la ㈰voie ㈰à ㈰des ㈰

conjectures ㈰sur ㈰des ㈰risques ㈰diffus ㈰qui ㈰pourraient ㈰être ㈰instrumentalisés. ㈰

Art. ㈰5a ㈰: ㈰Menaces ㈰particulières ㈰pour ㈰la ㈰santé ㈰publique 

Le ㈰système ㈰de ㈰santé ㈰est ㈰déjà ㈰périodiquement ㈰surchargé. ㈰Il ㈰s'agit ㈰d'un ㈰fait ㈰et ㈰non ㈰d'un ㈰

risque. ㈰Les ㈰causes ㈰sont ㈰multiples ㈰et ㈰interdépendantes. ㈰On ㈰peut ㈰notamment ㈰mentionner ㈰la ㈰

diminution ㈰continue ㈰du ㈰nombre ㈰de ㈰lits ㈰d'hôpitaux ㈰(le ㈰nombre ㈰de ㈰lits ㈰par ㈰habitant ㈰a ㈰diminué ㈰

de ㈰deux ㈰tiers ㈰depuis ㈰les ㈰années ㈰1980) ㈰ainsi ㈰que ㈰l'augmentation ㈰et ㈰le ㈰vieillissement ㈰de ㈰la ㈰

population. ㈰L'article ㈰tel ㈰qu'il ㈰est ㈰rédigé ㈰doit ㈰être ㈰rejeté. ㈰

 ㈰
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Art. ㈰6 ㈰: ㈰Situation ㈰particulière ㈰/ ㈰Principes 

Concernant ㈰les ㈰principes ㈰relatifs ㈰à ㈰la ㈰« ㈰situation ㈰particulière ㈰», ㈰il ㈰est ㈰impératif ㈰de ㈰prendre ㈰en ㈰

compte ㈰les ㈰documents ㈰de ㈰l'OMS ㈰en ㈰cours ㈰d'élaboration ㈰et ㈰de ㈰négociation ㈰(Traité ㈰CA+ ㈰OMS ㈰

sur ㈰la ㈰pandémie ㈰et ㈰révision ㈰du ㈰Règlement ㈰sanitaire ㈰international ㈰RSI) ㈰qui ㈰prévoient ㈰les ㈰

modifications ㈰majeures ㈰suivantes ㈰: 

o Le ㈰traité ㈰CA+ ㈰de ㈰l'OMS ㈰sur ㈰la ㈰pandémie ㈰contient ㈰des ㈰dispositions ㈰juridiquement ㈰

contraignantes ㈰(actuellement ㈰ce ㈰ne ㈰sont ㈰que ㈰recommandations) ㈰pour ㈰pallier ㈰à ㈰(selon ㈰

l’OMS) ㈰« ㈰l'évidente ㈰incapacité ㈰dramatique ㈰de ㈰la ㈰communauté ㈰internationale ㈰à ㈰faire ㈰

preuve ㈰de ㈰solidarité ㈰et ㈰d'équité ㈰dans ㈰la ㈰réponse ㈰à ㈰la ㈰pandémie ㈰de ㈰SRAS搠嵢CoV2 ㈰(Covid搠嵢

19) ㈰» ㈰et ㈰y ㈰remédier. ㈰

 

o Relativement ㈰à ㈰la ㈰prévention ㈰d'une ㈰pandémie ㈰et ㈰la ㈰réponse ㈰à ㈰y ㈰apporter ㈰l'OMS ㈰se ㈰

verrait ㈰confier ㈰un ㈰rôle ㈰central ㈰de ㈰direction ㈰et ㈰de ㈰coordination ㈰en ㈰tant ㈰que ㈰« ㈰chef ㈰de ㈰

file ㈰de ㈰la ㈰coordination ㈰multilatérale ㈰dans ㈰la ㈰gouvernance ㈰mondiale ㈰de ㈰la ㈰santé ㈰» ㈰

(article ㈰3, ㈰paragraphe ㈰11), ㈰avec ㈰l'obligation ㈰(et ㈰non ㈰plus ㈰la ㈰recommandation ㈰) ㈰pour ㈰les ㈰

États ㈰de ㈰mettre ㈰en ㈰œuvre ㈰les ㈰mesures ㈰déclarées ㈰appropriées ㈰(article ㈰3, ㈰paragraphe ㈰6) ㈰

tels ㈰que ㈰fermeture ㈰des ㈰frontières, ㈰confinement, ㈰masques, ㈰vaccinations ㈰et ㈰tests ㈰

obligatoires ㈰etc… 

 

o L'article ㈰12 ㈰modifié ㈰du ㈰RSI ㈰conférerait ㈰au ㈰directeur ㈰général ㈰de ㈰l'OMS, ㈰après ㈰

consultation ㈰d'un ㈰comité ㈰d’urgence, ㈰(choisi ㈰parmi ㈰ses ㈰collaborateurs) ㈰le ㈰pouvoir ㈰

d'annoncer ㈰seul ㈰et ㈰sans ㈰possibilité ㈰de ㈰contestation ㈰l'apparition ㈰potentielle ㈰ou ㈰

actuelle ㈰d'une ㈰urgence ㈰de ㈰santé ㈰publique ㈰de ㈰portée ㈰internationale ㈰(PHEIC), ㈰

notamment ㈰une ㈰pandémie, ㈰et ㈰d'en ㈰déclarer ㈰la ㈰fin ㈰selon ㈰son ㈰unique ㈰bon ㈰vouloir. 

 ㈰

o Le ㈰nouvel ㈰article ㈰13A ㈰exigerait ㈰des ㈰États ㈰membres ㈰qu'ils ㈰reconnaissent ㈰l'OMS ㈰comme ㈰

l'organe ㈰de ㈰direction ㈰et ㈰de ㈰coordination ㈰des ㈰mesures ㈰de ㈰prévention ㈰et ㈰de ㈰lutte ㈰

pendant ㈰une ㈰telle ㈰crise ㈰et ㈰qu'ils ㈰s'engagent ㈰à ㈰suivre ㈰ses ㈰directives. 

 ㈰

o L'article ㈰42 ㈰modifié ㈰exigerait ㈰que ㈰les ㈰mesures ㈰ordonnées ㈰soient ㈰mises ㈰en ㈰œuvre ㈰

immédiatement ㈰et ㈰que ㈰les ㈰États ㈰membres ㈰les ㈰fassent ㈰appliquer ㈰(par ㈰la ㈰contrainte ㈰si ㈰

besoin) ㈰par ㈰tous ㈰les ㈰acteurs ㈰non ㈰étatiques. ㈰

 

Le ㈰Conseil ㈰Fédéral ㈰a ㈰exprimé ㈰ouvertement ㈰et ㈰à ㈰plusieurs ㈰reprises ㈰son ㈰soutien ㈰au ㈰

renforcement ㈰du ㈰rôle ㈰de ㈰l'OMS. ㈰Compte ㈰tenu ㈰des ㈰dispositions ㈰des ㈰documents ㈰de ㈰l'OMS, ㈰on ㈰

ne ㈰comprend ㈰donc ㈰pas ㈰comment ㈰le ㈰Conseil ㈰Fédéral ㈰en ㈰arrive ㈰à ㈰la ㈰conclusion ㈰que ㈰« ㈰la ㈰

constatation ㈰par ㈰l'OMS ㈰d'une ㈰urgence ㈰de ㈰santé ㈰publique ㈰de ㈰portée ㈰internationale ㈰ne ㈰signifie ㈰

pas ㈰automatiquement ㈰qu'il ㈰existe ㈰une ㈰situation ㈰particulière ㈰en ㈰Suisse ㈰; ㈰il ㈰s'agira ㈰toujours ㈰

d'évaluer ㈰le ㈰risque ㈰présent ㈰dans ㈰le ㈰pays ㈰». ㈰La ㈰remarque ㈰du ㈰rapport ㈰explicatif ㈰selon ㈰laquelle ㈰
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les ㈰points ㈰a. ㈰et ㈰b. ㈰de ㈰l'article ㈰6 ㈰peuvent ㈰être ㈰appliqués ㈰de ㈰manière ㈰alternative ㈰n'y ㈰change ㈰

rien. ㈰Une ㈰clarification ㈰est ㈰nécessaire ㈰à ㈰cet ㈰égard. ㈰En ㈰toute ㈰logique ㈰conformément ㈰à ㈰sa ㈰

déclaration ㈰ci搠嵢dessus, ㈰le ㈰Conseil ㈰fédéral ㈰doit ㈰rejeter ㈰aussi ㈰bien ㈰le ㈰traité ㈰Pandémique ㈰que ㈰les ㈰

amendements ㈰du ㈰RSI ㈰car ㈰l’entrée ㈰de ㈰ceux搠嵢ci ㈰dans ㈰le ㈰droit ㈰suisse ㈰représentent ㈰l’abandon ㈰de ㈰la ㈰

souveraineté ㈰de ㈰notre ㈰nation ㈰et ㈰se ㈰révèlent ㈰donc ㈰contraire ㈰à ㈰la ㈰Constitution. 

Art. ㈰12 ㈰: ㈰Personnes ㈰et ㈰services ㈰soumis ㈰à ㈰l’obligation ㈰de ㈰déclarer ㈰et ㈰art. ㈰58 ㈰: ㈰Traitement ㈰de ㈰

données ㈰sensibles 

Des ㈰éléments ㈰de ㈰l’article ㈰12 ㈰sont ㈰déjà ㈰en ㈰vigueur ㈰dans ㈰la ㈰loi ㈰actuelle ㈰(sous ㈰l’article ㈰33) ㈰et ㈰

devrait ㈰être ㈰supprimé ㈰sans ㈰plus ㈰attendre ㈰tant ㈰il ㈰est ㈰inacceptable ㈰: 

o Il ㈰représente ㈰un ㈰passage ㈰de ㈰l'identification ㈰des ㈰« ㈰personnes ㈰malades ㈰ou ㈰

infectées ㈰» ㈰à ㈰l'identification ㈰des ㈰« ㈰personnes ㈰malades, ㈰présumées ㈰malades, ㈰

infectées, ㈰présumées ㈰infectées ㈰ou ㈰excrétant ㈰des ㈰agents ㈰pathogènes ㈰», ㈰que ㈰ces ㈰

dernières ㈰soient ㈰réellement ㈰malades ㈰ou ㈰infectées ㈰(ou ㈰même ㈰« ㈰présumées ㈰» ㈰

infectées) ou ㈰non. ㈰On ㈰passe ㈰ainsi ㈰d'un ㈰système ㈰où ㈰une ㈰personne ㈰est ㈰a ㈰priori ㈰

considérée ㈰en ㈰bonne ㈰santé, ㈰la ㈰maladie ㈰ou ㈰l'infection ㈰devant ㈰être ㈰médicalement ㈰

constatée, ㈰à ㈰un ㈰nouveau ㈰système ㈰où ㈰toute ㈰personne ㈰est ㈰à ㈰priori « ㈰présumée ㈰» ㈰

malade ㈰ou ㈰infectée et ㈰cela ㈰même ㈰en ㈰l'absence ㈰de ㈰symptômes. ㈰Il ㈰s'agit ㈰d'un ㈰statut ㈰

de ㈰santé ㈰qui ㈰n'est ㈰plus ㈰biologique ㈰et ㈰basé ㈰sur ㈰les ㈰constatations ㈰de ㈰la ㈰personne ㈰

elle搠嵢même, ㈰d'un ㈰médecin ㈰ou ㈰d'un ㈰laboratoire, ㈰mais ㈰d'un ㈰statut ㈰de ㈰santé 

administratif ㈰standard, ㈰(présomption ㈰de ㈰maladie) ㈰mettant ㈰en ㈰demeure ㈰la ㈰

personne ㈰de ㈰devoir ㈰prouver ㈰par ㈰des ㈰moyens ㈰non ㈰définis ㈰qu'elle ㈰n'est ㈰ni ㈰malade ㈰ni ㈰

infectée. ㈰L’expérience ㈰COVID ㈰ayant ㈰démontré ㈰qu’un ㈰test ㈰de ㈰laboratoire ㈰

inapproprié ㈰figurait ㈰comme ㈰moyens ㈰retenus ㈰pour ㈰apporter ㈰la ㈰preuve ㈰de ㈰sa ㈰bonne ㈰

santé ㈰et ㈰cela ㈰alors ㈰même ㈰que ㈰l’individu ㈰ne ㈰se ㈰sentait ㈰ni ㈰malade ㈰ou ㈰ni ㈰infecté ㈰(état ㈰

de ㈰santé ㈰subjectif) ㈰ou ㈰sans ㈰qu'un ㈰médecin ㈰ne ㈰pose ㈰un ㈰diagnostic ㈰(état ㈰de ㈰santé ㈰

objectif). 

Les ㈰articles ㈰12 ㈰et ㈰58 ㈰représentent ㈰un ㈰changement ㈰de ㈰paradigme ㈰marquant ㈰que ㈰nous ㈰rejetons ㈰

en ㈰toutes ㈰circonstances ㈰: 

o Passage ㈰d'un ㈰système ㈰de ㈰déclaration ㈰des ㈰maladies ㈰à ㈰un ㈰système ㈰de ㈰déclaration ㈰

des ㈰personnes. ㈰

o Cette ㈰nouvelle ㈰obligation ㈰de ㈰notification ㈰des ㈰personnes ㈰est ㈰couplée ㈰à ㈰la ㈰collecte ㈰

de ㈰données ㈰« ㈰sur ㈰les ㈰comportements, ㈰y ㈰compris ㈰les ㈰données ㈰relatives ㈰à ㈰la ㈰vie ㈰

privée ㈰». ㈰La ㈰notion ㈰de ㈰« ㈰comportements ㈰» ㈰n'est ㈰toutefois ㈰pas ㈰précisée ㈰: ㈰S'agit搠嵢il ㈰de ㈰

comportements ㈰sexuels, ㈰politiques ㈰ou ㈰de ㈰consommation ㈰? ㈰Dans ㈰le ㈰message ㈰relatif ㈰

à ㈰la ㈰loi ㈰fédérale ㈰sur ㈰la ㈰protection ㈰des ㈰données ㈰(LPD) ㈰du ㈰23 ㈰mars ㈰1988, ㈰la ㈰sphère ㈰

intime ㈰est ㈰définie ㈰comme ㈰suit ㈰: ㈰« ㈰La ㈰sphère ㈰intime ㈰comprend ㈰tous ㈰les ㈰faits ㈰et ㈰

événements ㈰de ㈰la ㈰vie ㈰dont ㈰seule ㈰la ㈰personne ㈰concernée ㈰ou ㈰les ㈰personnes ㈰qui ㈰ont ㈰sa ㈰

confiance ㈰ont ㈰connaissance. ㈰Sont ㈰considérées ㈰comme ㈰relevant ㈰de ㈰la ㈰sphère ㈰intime ㈰
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les ㈰données ㈰qui ㈰ont ㈰une ㈰forte ㈰connotation ㈰affective ㈰et ㈰que ㈰la ㈰personne ㈰concernée ㈰

ne ㈰souhaite ㈰porter ㈰à ㈰la ㈰connaissance ㈰que ㈰de ㈰ses ㈰proches ㈰». ㈰(Traduit ㈰de ㈰l’allemand). 

L'article ㈰58 ㈰renforce ㈰et ㈰confirme ㈰l'article ㈰12, ㈰c'est搠嵢à搠嵢dire ㈰qu'il ㈰met ㈰l'accent ㈰sur ㈰l'identification ㈰

des ㈰personnes ㈰et ㈰non ㈰plus ㈰des ㈰maladies, ㈰ainsi ㈰que ㈰sur ㈰l'accès ㈰à ㈰la ㈰sphère ㈰intime. ㈰Ces ㈰

dispositions ㈰vont ㈰beaucoup ㈰trop ㈰loin ㈰et ㈰sont ㈰donc ㈰à ㈰rejeter ㈰avec ㈰véhémence ㈰s’agissant ㈰d’une ㈰

atteinte ㈰aux ㈰droits ㈰fondamentaux ㈰des ㈰citoyens ㈰consacrés ㈰par ㈰la ㈰Constitution. 

Art. ㈰19, ㈰titre ㈰et ㈰al. ㈰2, ㈰let. ㈰a ㈰: ㈰Mesures ㈰limitatives ㈰dans ㈰les ㈰institutions. 

Cet ㈰article ㈰soulève ㈰la ㈰question ㈰fondamentale ㈰de ㈰savoir ㈰si le ㈰Conseil ㈰fédéral ㈰peut ㈰intervenir ㈰

dans ㈰les ㈰compétences ㈰cantonales, ㈰managériales ㈰et ㈰médicales ㈰en ㈰ce ㈰qui ㈰concerne ㈰la ㈰gestion ㈰

des ㈰institutions. ㈰Le ㈰principe ㈰de ㈰la ㈰souveraineté ㈰des ㈰cantons ㈰en ㈰matière ㈰de ㈰santé ㈰doit ㈰être ㈰

maintenu. 

Art. ㈰33 ㈰et ㈰art. ㈰60a ㈰: ㈰système ㈰d'information ㈰national ㈰« ㈰Contact搠嵢Tracing ㈰». 

De ㈰nombreuses ㈰études ㈰ont ㈰montré ㈰que ㈰le ㈰traçage ㈰des ㈰contacts ㈰n'est ㈰pas ㈰pertinent ㈰en ㈰soi ㈰

pour ㈰la ㈰gestion ㈰d'une ㈰pandémie, ㈰car ㈰cela ㈰dépend ㈰non ㈰seulement ㈰principalement ㈰de ㈰la ㈰

maladie ㈰en ㈰question, ㈰mais ㈰aussi ㈰et ㈰surtout ㈰de ㈰la ㈰manière ㈰dont ㈰le ㈰traçage ㈰des ㈰contacts ㈰est ㈰

effectué. 

Cet ㈰article ㈰donne ㈰également ㈰la ㈰priorité ㈰à ㈰l'identification ㈰des ㈰personnes ㈰et ㈰à ㈰l'accès ㈰à ㈰leur ㈰

intimité. ㈰Le ㈰principe ㈰de ㈰coopération ㈰actuellement ㈰en ㈰vigueur ㈰est ㈰remplacé ㈰par ㈰une ㈰

obligation, ㈰ce ㈰qui ㈰renforce ㈰le ㈰côté ㈰invasif ㈰et ㈰policier. ㈰Cette ㈰mesure ㈰n'est ㈰donc ㈰ni ㈰efficace, ㈰ni ㈰

efficiente, ㈰ni ㈰proportionnée. ㈰Elle ㈰est ㈰rejetée. ㈰

Art. ㈰49b ㈰: ㈰Certificats ㈰de ㈰vaccination, ㈰de ㈰test ㈰et ㈰de ㈰guérison 

Un ㈰certificat ㈰en ㈰soi ㈰ne ㈰peut ㈰pas ㈰prouver ㈰qu'une ㈰personne ㈰n'est ㈰pas ㈰contagieuse. ㈰Il ㈰n'a ㈰donc ㈰

aucun ㈰effet ㈰positif ㈰sur ㈰la ㈰santé ㈰publique. ㈰Il ㈰est ㈰désormais ㈰bien ㈰connu ㈰que ㈰les ㈰injections ㈰de ㈰

ARNm ㈰ne ㈰protègent ㈰ni ㈰contre ㈰l'infection ㈰ni ㈰contre ㈰la ㈰transmission ㈰et ㈰qu'en ㈰l'absence ㈰de ㈰

symptômes, ㈰un ㈰test ㈰Covid ㈰négatif ㈰ne ㈰garantit ㈰pas ㈰qu'une ㈰personne ㈰ne ㈰soit ㈰pas ㈰contagieuse, ㈰

tout ㈰comme ㈰un ㈰test ㈰positif ㈰n'est ㈰pas ㈰une ㈰preuve ㈰de ㈰sa ㈰contagiosité. ㈰Il ㈰s'agit ㈰donc ㈰d'un 

document ㈰purement ㈰administratif ㈰qui ㈰n'a ㈰aucune ㈰utilité ㈰pour ㈰la ㈰santé ㈰publique. 

Ce ㈰certificat ㈰de ㈰« ㈰guérison ㈰» ㈰ressemble ㈰plutôt ㈰à ㈰un ㈰« ㈰certificat ㈰de ㈰bonne ㈰santé ㈰», ㈰confirmant ㈰

ainsi ㈰le ㈰changement ㈰de ㈰paradigme ㈰évoqué ㈰à ㈰l'article ㈰12 ㈰(présomption ㈰de ㈰maladie). 

Le ㈰fait ㈰d'indiquer ㈰que ㈰le ㈰document ㈰est ㈰délivré ㈰sur ㈰demande ㈰démontre ㈰bien ㈰que ㈰celui搠嵢ci ㈰ne ㈰

devrait ㈰pas ㈰être ㈰obligatoire ㈰pour ㈰mener ㈰une ㈰vie ㈰sociale ㈰et ㈰professionnelle. ㈰On ㈰le ㈰sait ㈰depuis ㈰

la ㈰crise ㈰du ㈰Covid搠嵢19. ㈰Il ㈰convient ㈰de ㈰rejeter ㈰cette ㈰réglementation ㈰qui, ㈰d'une ㈰part, ㈰engendre ㈰

une ㈰bureaucratie ㈰administrative ㈰inutile ㈰et ㈰couteuse ㈰et, ㈰d'autre ㈰part, ㈰entraîne ㈰une ㈰

discrimination ㈰entre ㈰les ㈰personnes. ㈰
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3. ㈰Autres ㈰remarques 

A ㈰la ㈰lecture ㈰de ㈰l'avant搠嵢projet ㈰et ㈰du ㈰rapport ㈰explicatif, ㈰on ㈰peut ㈰constater ㈰que ㈰le ㈰Conseil ㈰

fédéral ㈰part ㈰de ㈰certains ㈰présupposés ㈰erronés ㈰: ㈰ 

o L'infection ㈰par ㈰le ㈰SRAS搠嵢CoV2 ㈰ainsi ㈰que ㈰la ㈰maladie ㈰COVID搠嵢19 ㈰se ㈰sont ㈰révélées ㈰être ㈰une ㈰

crise ㈰majeure ㈰de ㈰santé ㈰publique, ㈰avec ㈰une ㈰morbidité ㈰et ㈰une ㈰mortalité ㈰nettement ㈰

excessive. 

o En ㈰cas ㈰de ㈰pandémie, ㈰toute ㈰personne ㈰peut ㈰être ㈰dangereuse ㈰pour ㈰les ㈰autres, ㈰

indépendamment ㈰de ㈰son ㈰âge ㈰et ㈰de ㈰son ㈰état ㈰de ㈰santé. ㈰ ㈰

 ㈰ ㈰ ㈰ ㈰L’issue ㈰(maladie ㈰grave ㈰ou ㈰décès) ㈰n'est ㈰que ㈰le ㈰résultat ㈰de ㈰la ㈰dangerosité ㈰d'un ㈰agent ㈰

pathogène. 

o Les ㈰mesures ㈰prises ㈰par ㈰les ㈰autorités ㈰lors ㈰de ㈰la ㈰crise ㈰du ㈰Covid ㈰étaient ㈰nécessaires, ㈰

utiles, ㈰efficaces ㈰et ㈰proportionnées ㈰: 

- L’immunisation ㈰se ㈰fait ㈰en ㈰premier ㈰lieu ㈰par ㈰la ㈰vaccination ㈰; 

- Les ㈰injections ㈰de ㈰ARNm ㈰jouent ㈰un ㈰rôle ㈰déterminant ㈰dans ㈰la ㈰lutte ㈰contre ㈰la ㈰

pandémie ㈰; 

- Les ㈰masques ㈰ont ㈰un ㈰effet ㈰protecteur ㈰dans ㈰la ㈰population ㈰générale ㈰; 

- Seuls ㈰les ㈰médicaments ㈰modernes ㈰sont ㈰efficaces ㈰; 

- Le ㈰certificat ㈰sanitaire ㈰prouve ㈰l'immunité ㈰d'une ㈰personne ㈰; 

- Le ㈰certificat ㈰a ㈰un ㈰impact ㈰positif ㈰sur ㈰la ㈰santé ㈰publique ㈰; ㈰

- Il ㈰n'y ㈰a ㈰pas ㈰d'effets ㈰secondaires ㈰indésirables, ㈰ni ㈰des ㈰tests ㈰ni ㈰des ㈰injections. 

- Il ㈰n'existe ㈰pas ㈰d'autre ㈰manière ㈰pertinente ㈰de ㈰faire ㈰face ㈰à ㈰une ㈰pandémie. 

- Le ㈰manque ㈰de ㈰participation ㈰volontaire ㈰d'une ㈰partie ㈰de ㈰la ㈰population ㈰est ㈰un ㈰

problème ㈰qui ㈰doit ㈰être ㈰abordé ㈰par ㈰la ㈰contrainte ㈰("pour ㈰son ㈰bien"). 

- Le ㈰système ㈰de ㈰santé ㈰suisse ㈰搠嵢 ㈰en ㈰dehors ㈰d'une ㈰pandémie ㈰搠嵢 ㈰est ㈰pleinement ㈰

opérationnel, ㈰il ㈰ne ㈰manque ㈰ni ㈰de ㈰lits, ㈰ni ㈰de ㈰personnel, ㈰ni ㈰de ㈰médicaments, ㈰ni ㈰de ㈰

matériel. 

- D'autres ㈰pandémies ㈰sont ㈰à ㈰craindre ㈰dans ㈰l'immédiat. 

- L'OMS ㈰joue ㈰un ㈰rôle ㈰salutaire ㈰en ㈰toutes ㈰circonstances. 

- Il ㈰est ㈰possible ㈰et ㈰souhaitable ㈰de ㈰maîtriser ㈰une ㈰situation ㈰complexe ㈰à ㈰partir ㈰d'un ㈰

point ㈰central ㈰: ㈰par ㈰conséquent, ㈰seules ㈰les ㈰autorités ㈰fédérales ㈰sont ㈰en ㈰mesure ㈰de ㈰

gérer ㈰une ㈰telle ㈰crise ㈰et ㈰il ㈰est ㈰donc ㈰indispensable ㈰de ㈰leur ㈰conférer ㈰davantage ㈰de ㈰

compétences ㈰et ㈰de ㈰pouvoirs. 

- La ㈰révision ㈰de ㈰la ㈰loi ㈰n'aura ㈰que ㈰des ㈰effets ㈰positifs ㈰pour ㈰la ㈰société. 
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- Les ㈰autorités ㈰se ㈰comportent ㈰et ㈰communiquent ㈰de ㈰manière ㈰honnête, ㈰transparente ㈰

et ㈰véridique. ㈰

 ㈰

Tout ㈰cela ㈰est ㈰mensonger ㈰et ㈰constaté ㈰aussi ㈰bien ㈰dans ㈰la ㈰réalité ㈰du ㈰terrain ㈰que ㈰par ㈰de ㈰

nombreuses ㈰études ㈰dont ㈰le ㈰Conseil ㈰fédéral ㈰ne ㈰tient ㈰aucun ㈰compte. ㈰

 

4. ㈰Remarques ㈰finales 

L'avant搠嵢projet ㈰semble ㈰avoir ㈰été ㈰élaboré ㈰à ㈰la ㈰hâte ㈰et ㈰sans ㈰le ㈰soin ㈰requis. ㈰Pourquoi ㈰une ㈰telle ㈰

précipitation ㈰et ㈰un ㈰tel ㈰manque ㈰de ㈰soin ㈰? 

La ㈰révision ㈰partielle ㈰ne ㈰tient ㈰pas ㈰compte ㈰des ㈰aspects ㈰suivants ㈰: 

o Elle ㈰ne ㈰remplit ㈰pas ㈰l'obligation ㈰constitutionnelle ㈰de ㈰prendre ㈰en ㈰compte ㈰les ㈰

médecines ㈰complémentaires ㈰(art. ㈰118a ㈰Cst.). 

o Elle ㈰ne ㈰fait ㈰pas ㈰référence ㈰à ㈰la ㈰promotion ㈰de ㈰la ㈰santé ㈰et ㈰à ㈰la ㈰Charte ㈰d'Ottawa, ㈰le ㈰

document ㈰central ㈰de ㈰l'OMS. 

o Elle ㈰n'aborde ㈰pas ㈰la ㈰question ㈰du ㈰traitement ㈰et ㈰de ㈰la ㈰prise ㈰en ㈰charge ㈰précoce, ㈰alors ㈰

qu'ils ㈰sont ㈰déterminants ㈰pour ㈰l'évolution ㈰thérapeutique ㈰d'une ㈰maladie. 

o Elle ㈰n'aborde ㈰pas ㈰le ㈰fait ㈰que ㈰de ㈰nombreux ㈰pays ㈰ont ㈰fait ㈰d'autres ㈰choix ㈰stratégiques ㈰

et ㈰s'en ㈰sont ㈰mieux ㈰sortis, ㈰notamment ㈰en ㈰ce ㈰qui ㈰concerne ㈰la ㈰morbidité ㈰et ㈰la ㈰mortalité ㈰

ainsi ㈰que ㈰les ㈰effets ㈰négatifs ㈰sur ㈰la ㈰société. 

o Elle ㈰ne ㈰replace ㈰pas ㈰la ㈰problématique ㈰de ㈰la ㈰pandémie ㈰dans ㈰un ㈰contexte ㈰plus ㈰large ㈰de ㈰

santé ㈰publique. 

o Elle ㈰ne ㈰tient ㈰pas ㈰compte ㈰du ㈰fait ㈰que ㈰95% ㈰des ㈰morts ㈰du ㈰Covid ㈰étaient ㈰des ㈰malades ㈰

chroniques. 

o Elle ㈰ne ㈰tient ㈰pas ㈰compte ㈰du ㈰fait ㈰que ㈰75% ㈰de ㈰la ㈰mortalité ㈰est ㈰due ㈰à ㈰des ㈰maladies ㈰

chroniques, ㈰alors ㈰que ㈰les ㈰maladies ㈰infectieuses ㈰représentent ㈰environ ㈰1% ㈰de ㈰la ㈰

mortalité. 

o Elle ㈰n'aborde ㈰pas ㈰les ㈰effets ㈰néfastes ㈰que ㈰les ㈰mesures ㈰ont ㈰eus ㈰et ㈰continuent ㈰d'avoir ㈰

sur ㈰l'état ㈰de ㈰santé ㈰de ㈰la ㈰population ㈰(isolement ㈰social, ㈰dommages ㈰économiques, ㈰

effets ㈰secondaires ㈰indésirables ㈰des ㈰médicaments ㈰et ㈰des ㈰injections, ㈰etc.) 

o Elle ㈰omet ㈰le ㈰fait ㈰que ㈰tout ㈰traitement ㈰médical, ㈰toute ㈰mesure ㈰de ㈰santé ㈰publique ㈰a ㈰

également ㈰des ㈰effets ㈰néfastes ㈰à ㈰court, ㈰moyen ㈰et ㈰long ㈰terme ㈰(effet ㈰nocebo). 

o Elle ㈰ignore ㈰le ㈰principe ㈰fondamental ㈰de ㈰l'approche ㈰médicale ㈰issu ㈰du ㈰serment ㈰

d'Hippocrate ㈰« ㈰primum ㈰non ㈰nocere ㈰» ㈰(en ㈰premier ㈰lieu, ㈰ne ㈰pas ㈰nuire). 

o Elle ㈰propose ㈰une ㈰approche ㈰standardisée ㈰du ㈰traitement ㈰qui ㈰est ㈰en ㈰contradiction ㈰avec ㈰

la ㈰nécessité ㈰de ㈰considérer ㈰chaque ㈰cas ㈰individuellement. 
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o Elle ㈰relègue ㈰le ㈰médecin ㈰et ㈰les ㈰autres ㈰professionnels ㈰de ㈰la ㈰santé ㈰au ㈰rang ㈰de ㈰simples ㈰

exécutants. 

o En ㈰centralisant ㈰et ㈰imposant ㈰l’application ㈰des ㈰directives ㈰de ㈰l'OMS, ㈰elle ㈰restreint ㈰la ㈰

recherche ㈰de ㈰moyens ㈰de ㈰prévention ㈰et ㈰de ㈰traitement ㈰alternatifs, ㈰efficaces ㈰et ㈰moins ㈰

coûteux. ㈰

 

En ㈰espérant ㈰que ㈰le ㈰Conseil ㈰fédéral ㈰et ㈰l'administration ㈰respecteront ㈰leur ㈰engagement ㈰envers ㈰

le ㈰peuple ㈰suisse, ㈰dans ㈰l'esprit ㈰du ㈰préambule ㈰de ㈰la ㈰Constitution ㈰fédérale ㈰et ㈰dans ㈰l'esprit ㈰de ㈰la ㈰

section ㈰8 ㈰de ㈰la ㈰Constitution ㈰fédérale ㈰(en ㈰particulier ㈰les ㈰articles ㈰117a ㈰et ㈰suivants ㈰Cst.), ㈰nous ㈰

vous ㈰remettons ㈰la ㈰présente ㈰réponse ㈰à ㈰la ㈰consultation. 

Nous ㈰vous ㈰remercions ㈰de ㈰bien ㈰vouloir ㈰en ㈰prendre ㈰connaissance. 

Nous ㈰vous ㈰prions ㈰d'agréer, ㈰Mesdames ㈰et ㈰Messieurs, ㈰nos ㈰salutations ㈰distinguées. ㈰

 ㈰

Jean搠嵢Michel ㈰Ehrsam ㈰

 ㈰

 ㈰
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG) wie

folgt Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen undwäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die als

"selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des

Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierungauf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht

geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar

Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber

hinaus wird die medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalbim

EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV).



Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei

um eine bekannte Tatsache, nichtum ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu

erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (dieAnzahl der

Betten pro Einwohner ist seit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen

werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis aufeine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe

Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristeteZulassungvon Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend aufihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick auf die Corona Pandemie als

unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnet werden. Trotzdem bedanken wir uns für die Möglichkeit einer

Stellungnahme und hoffen auf die Berücksichtigung unsere Einwände.

Mit freundlichen Grüssen

Adrian und Barbara Eichenberger-Weber
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Teilrevision des Epidemiengesetzes;
Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision desEpiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mit dem Vorentwurf Teilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung

gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändertoder ergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage

stellt sich, warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll.

Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Bei genauem Hinsehen ist im Grunde keine Änderung akzeptabel.

ERGO: Eine Vernehmlassungsantwortmit Kommentierung
eines jeden geänderten Artikels ist mühselig

und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nicht um das Klein-Klein geht, sondern um das grosse

Ganze, das beabsichtigt ist. Aus Sicht der WHO und ihrem One-Health-Ansatz ist es - kurz gesagt- die

Dauerimpfung von Mensch und Tier. Und genau das gilt es zu verhindern! Es darfkeinen One-Health-

Ansatzim neuen EpG geben!

Wasist stattdessen zutun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in der

aktuell geltenden undin der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Art. 1Gegenstand

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen

Massnahmen vor.

Art.2 Zweck

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu
verhüten und

zu bekämpfen. (..)

Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet

und bekämpft werden. Klingt gut gemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten dieser

übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu
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einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits

geführt hat. Dies begründet dann die besondere bzw. ausserordentliche Lage, in deren Folge die

im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil

drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem

das Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass

(jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird, welche

dann die Massnahmenlawine in Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel angesetzt werden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der

Impfung ansetzen.

Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert

werden. Schliesslich heisst das Gesetz so.

2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen

Fassung des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage istin

Art. 6Abs.1EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), die jeweils

zwei kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in der

zweiten Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch

auslegungsbedürftig. Daran ändert der Vorentwurf zur Vernehmlassung nichts. Alle

Tatbestände bleiben auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art. 6

Abs. 1 EpG beschriebenen Situation äussern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der

Bund die Kompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies wird

neu in Art. 6b präzisiert: «1 Der Bundesrat stellt die besondere Lage fest. 2 Er definiert die Ziele

und Grundsätze der Strategie zur Bekämpfung derGefährdung sowie die Form der

Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Er entscheidet über den Einsatz der Krisenorganisation des

Bundes.

DasVerfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler

und besonderer Lage istrechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe

zwischen der Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind

heute unklar, ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die

entsprechenden Entscheidungen.

Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeit

mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone und die zuständigen

parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von

Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nach Anhörung der Kantone und derzuständigen

parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenübereinzelnen Personen (Art.

30-39) oder gegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (-.) c.

Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und

Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, fürobligatorisch erklären.»

Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6EpG in der Grössenordnung von

Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer

besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von

Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon

nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nichtim neuen Entwurf. «Vorübergehend

dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden.

Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für

eine Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. b EpG auf

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls

aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare, messbare
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Kriterien objektiviert werden, unterwelchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen

Lage erfüllt ist.

Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art.7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst

recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen.

Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf die

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer

oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf

Willkür fussen.

3 Hebel Nummer 2: Die Definition der Impfung

Die COVID-19-Impfung auf mRNA-Basis war keine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den

Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller

bisherigen Impfungen sein soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den

Menschen injiziertwerden soll, Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht /

Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu «erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein

rechtlich niemandem einebestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient zur

Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nichtansteckung und

Nichtweitergabe von Krankheitserregern.

4 Hebel Nummer 3: Der guten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann

die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden.

5 Hebel Nummer 4: Verbot der«Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (=

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz!

6 Fazit

Ja, die sog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind

Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien

und das Lostreten einer Massnahmenlawine/ Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in dem

Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel

sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der

Corona-Pandemie, aus derman ja lernen sollte, überhauptum eine Pandemie und damit eine

besondere Lage gehandelt hat und woher das Virus (wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam,

in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt

wird.

Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche

Lage in derSchweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann

unterläge das EpG per se fremder Willkür.

Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie

gezogen werden, wird die Rolle, die die WHO hiergespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus

könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, derWHO eine

Machtausweitung zuzugestehen. Ganzim Gegenteil: Eher deren Abschaffung!
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Und erst recht gibt es keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-

wünsche der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt

durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Auch hat der One-Health-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem

Ansatz als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind

Mensch und Tier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dassjedes Tier (oder

jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat(Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen

vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass wir zu viele Menschen auf diesem Planeten sind).

Es ist zwingend zu definieren,was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung

eine Gentherapie und keine Impfungim herkömmlichen Sinne (und auch nicht im Sinne des

Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und

Nichtweitergabe eines Krankheitserregers.

Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die konti-

nuierliche Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches (vorsätzliches)

Entweichen in Zukunft verhindern.

7 Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante

Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendung

kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt

wird, sind in der Teilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur

Ausrufung einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch

eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer Regierung. Der

Gesetztstext muss entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden,

dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte und / oder

ungeprüfte Substanz zwangsverabreicht bekommt (d.h. Impfzwang oder ähnliches), die eine

bedingte (= Notfall-) Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang ist zudem der Begriff

der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-

Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpftSymptome, nicht den

erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem ist zu verhindern, dass die Pharmalieferanten

ihre Produkte umdeklarieren, also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

ME RÖb
Ursula Elbe-Jäggi Rainer Elbe

Vernehmlassungsantwort Ursula Elbe-Jäggi & Rainer Elbe 4



Ellen Brunner

Dättwilerstrasse 21

5405 Dättwil

Bundesamt für Gesundheit BAG

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

Amtl DTS PuG GZ R KUV LKV
DS Bundesamt für Gesundheit TG
DG

VA
Dättwil, den 15.03.2024 CC

UV
Int

18. März 2024
GeS

Teilrevision des Epidemiengesetzes STE
NCD

Vernehmlassungsantwort Dig
MT

BioM Str URA AS CherChem
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur

Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden- entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hierist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dieswürde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufezu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst mit

heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogarso weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicherZugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

derCovid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen aufeine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im EpG

nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitungseiner Kompetenzen vor, wasim Widerspruchzum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf deranderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen undihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. DerArtikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art.6 : Besondere Lage/ Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 derIGVwürde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (PublicHealth Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wirdimmer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertragwie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zurIdentifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff«Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz

(DSG) vom 23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nurdie betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten
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Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es istin der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich alsoum ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument aufAntrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei umfolgende bundesrätliche Vorannahmen:
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Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

O die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der0

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;0

das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;0

es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den0

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Artund Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne diegebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und fehlende Sorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.
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Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle proJahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle

pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der öffentlichen

Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreiche ich Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Ich danke Ihnen für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

<
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln,indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zugewöhnlichen Vollstreckern politischer
Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der
Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten
hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu
einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und
unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil(d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.
Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit
Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine
Fokussierung auf invasive Maßnahmen Auswelchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim
erläuternden Bericht das Wort «Impfung»im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,
nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben
nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und
zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestelltwerden, dass eine Umsetzung des
Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.
Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2:Zweck

Die Formulierung u«chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während
der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer
Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine
medizinische Versorgung verzichtensollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereitsin der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im
EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor,was im Widerspruch zum
Subsidiaritätsprinzip(Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite
setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dassjede Person die fürihre Gesundheitnotwendige Pflege erhält,
womit er sich auch für das Prinzip derindividuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die
Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre
Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder.Verweis auf OneHealth, ein Konzept, dasabstrakt gesehen sinnvollerscheinen mag, bringt keinen
wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und
Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit
Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabeium eine Tatsache,
nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind
insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro
Einwohner ist seit den 1980er Jahrenum zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die
Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze
Bei den Grundsätzen zur«Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die
derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der
Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die
dramatische Unfähiskeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der
Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres
Auftretens würde der WHO einezentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der
multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)
übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen
umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines
Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines
Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler
Tragweite (Public Health Emergency ofInternational Concern PHEIC), insbesondere einer
Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise
die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen
anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.
Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich
umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt
werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum
Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht
nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines
gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass
in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene
Risiko zu bewerten.» DieBemerkung im erläuternden Bericht, dassdie Buchstaben a. und b. von Art. 6
auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich
Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten
Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen
Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von
Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von
«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger
ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die
Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in demjede
Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese
vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf
den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen
administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln
nachweisen muss, dasssie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass
dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder
infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt
(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen
einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird
jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder
Konsumverhaltensweisen? In der Botschaftzum Bundesgesetz über den Datenschutz(DSG) vom
23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:
«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene
Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten
Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur
nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokusliegt auf der Identifizierung von Personen und
nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit
und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen
Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und
medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann.Am Grundsatz der
Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das
Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor
allem von der Art und Weise,wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre
Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine
Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenenMaßnahmen noch
verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird
abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine
positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass
RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen
einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht
ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeitist. Eshandelt
sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit
den Paradigmenwechsel, derin Art. 12 angesprochenwurde. Eswäre ein administrativerNachweis der
Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können(wie?), dass sie
die genannte Krankheit durchlebt haben. GesundeMenschen ohne Symptome, ohne spezifische
Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen
wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals
Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden
Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit
einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend
erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der
Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht
und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der
Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die
Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmender Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der
öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

O es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit,

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand
der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,
Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000
Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).
Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen
sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.
Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den
Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,
wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen
usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der
öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-
Effekt)

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum
non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der
Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.
Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen
Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,
verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und
Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung undim
Sinne des8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung
gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

S.ElbegeG
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort (Seiten 12)

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrathat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzesvom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blickin den Vorentwurf vom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nichtum kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge her um ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes

wäre, sondern eswerden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass esam Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend

Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. Sowurde 2020 mithohen Modellen

der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1-
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0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 -2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1gesunken war. In der Schweiz gab es

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70 Jahren war sie 0.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten

nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgungvon

Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich aufder Basis einer entstehenden Angst in

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrateswerden

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinanderund Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5Seite 19Erläuterungen), womit die

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können.

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber derTatsache der sehr

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und

Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber fürihre Leistungen

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das

Durcheinanderan Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wiez.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und fsowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die

Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.

Dies ist natürlich sehrzu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht dergesamte Revisionsvorschlag eine ganz

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz aufBundesebene geregeltwerden. Einer uferlosen

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Torgeöffnet. Kantonsbeteiligung ist

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung

in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist

das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den

Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im

Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern

ganzim Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.
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1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumtwerden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbarNotverordnungskompetenzen

verleihen. Erwürde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; erkann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftetzu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheitwerden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

edie sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlichim Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist sobestmöglich für eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in ersterLinie genau

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er«mitmacht»,

dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit beigrippeähnlichen Epidemien, wie im

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHOin einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

nötig. Es darf angenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch

darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.

Aufjeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheitwährend der C-19-Krise gründlich untersucht

werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.
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2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,

dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womitillustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung,

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaftund macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je

häufigerwerden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr

gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn

was zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht

mehr zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfungam

sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt:

«those who own the data, controll the future - not only of humanity -but the future of life itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass»

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorherin einer Präambel

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht

werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre
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Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte,

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit undIntimsphäre

sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an.

Es wäre sinnvoll, dies auch sozu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12Abs. 1Bst. cdes Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen ausund müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen.

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nurim Falle

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika undTests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen

darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir

ihn während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-

Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, derdamit positiv getestet wurde,

als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen,

wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung derWHO laut Ignazio Cassis am

7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass
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PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine

Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test

weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens

eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu

hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womitim Zweifelsfall vor allem die Zahl derfalsch

positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert

werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, diejedem statistischen Minimalstandard spottet. So

konnteman nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der

sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es

wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbar so vorgesehenen

Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das

Risiko von Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Testaber vor allem

wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitetwerden. Im

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von derGates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die Ausweitungauf die

Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontextder einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreichtwerden, müssen die

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in derC-19-Krise verwiesen werden, die in der

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»* besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt aufeinmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA-Injektion

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sichim ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Eswar nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLIc
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Die lange Nebenwirkungsliste war seitAnfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid -non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

SeitderVerabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz andererwar als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40 Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In anderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome' überall im Körper sind die Folgen.

Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre dererste Schritt,um

Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

giltder Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibtin der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogarexplizitzugegeben. Nochimmerwird die «Impfung»

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, siefür diese Gruppen

nie geprüftwurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist,war weder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben

oder ob man nicht sogarvon einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig

geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kaufvon Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt.

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nichtins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt

das schon wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspektder Impfstoffbeschaffung fliessen die schlechten

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen der Schein einer

anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkaufvon Unmengen von nutzlosen und wie sich

herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine

Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise wurden genau die gleichen Dinge in noch viel

grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio

Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

2https:Z/www.nature som/articles/s41573-023-00859-3
3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede

sein -ganzim Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA-Injektionen in

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisherwar eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 - 0,5 kann davon bei

Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit

und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und ist weder wirksam

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt

genommen, obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c.HMG erfüllt waren?Es

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufigeran Covid erkrankten. Bei der

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist

wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit dieSchweiz sichEMA und WHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen

grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetztwerden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen derHeilmittel-, Produktesicherheits- und

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesratsein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderungzu

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vorMissbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.

8



3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch

Masken etwas gebracht haben*. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch derTestzwang ist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien- belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen Menschen

geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden.

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80-84 festgeschrieben und ausgebaut

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der

alten Menschen, Folter für Kinder,Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sindinkompetente Anordnungen zum Schaden

der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dassman

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns

nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und

WHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemachtwerden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht

einmal öffentlich geklärt und benanntwurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, daihre

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält.

Das giltinsbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschütztwerden, wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen

dieAnforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

4
https:(/www.alethelalib.org/doc/739

5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während derC-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertetwerden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigungzu Behandlungen, die weder sicher, nötig

noch wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug auf Antibiotika und auch die Fortbildungspflicht

von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, sollim Gesetz reglementiertwerden. Alles Punkte, die in

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce6war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflichtim öV;

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen derTaskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und istdringend geboten, bevor solche Massnahmen im

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; eswar schon schlimm genug, dass es so einfach

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth undWHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth aufden ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und

Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die

Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglichtwerden, dass die WHO nicht nur

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine

Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im

herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von derWHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nunjederzeit ein solcher

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEICkann durch den Generaldirektor derWHO ganz allein entschieden werden.

Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen -am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen»

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in derC-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält die WHO 80%ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil(76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1:20

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 MiaMenschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und derVereinten Nationen (UN) hat nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden.

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erstrecht gibtes keinen Grund in vorauseilendem

Gehorsam die Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV schon jetzt durch eine Erweiterung des

EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheitschadet.

5 Fazit

Die Revision istin toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hatnoch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der

letzten vierJahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fastjedem Artikel, sodass man

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.

Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Es fehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Aufdem Willkürboden sind alle
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folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche

Willkür.

Die Grundsätze derSubsidiarität, derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der

Präambel explizit genannt, dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So

übernimmt eine ausländische private Drittpartei(WHO) bei einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.

Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept

von UN und WHO ist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl.

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen,

Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, aufdem Boden

der Willkür und häufiginhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise

mit Angst und Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

G6b2
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Teilrevision des Epidemiengesetzes;Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrathatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung derVernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge her um ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass esam Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier garschon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler»,«besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hierjederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.

1



Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertungvon Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend

Not getan,um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen

der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1-

0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 -2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70 Jahren war sie 0.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und dastrotz einer

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten

nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von

Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich auf der Basis einer entstehenden Angst in

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen.Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), womit die

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung derC-19-Krise hätten integriert werden können.

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber derTatsache der sehr

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und

Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und fsowie Abs. 3) verlangt, dassim EpG «die

Grundsätze derSubsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag eine ganz

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung

in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist

das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den
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Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im

Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern

ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Restdes Textes davon nie

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen hergedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genau

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht»,

dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHOin einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Fürihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

nötig. Es darf angenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch

darauf zurückzu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.
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Aufjeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht

werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.

2 Digitalisierung und derEingriffin die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,

dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung,

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je

häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In dertechnischen Umsetzung sieht es hingegen ganz

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr

gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nurirgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

DezentraleSpeicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn

was zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht

mehr zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfungam

sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt:

«those who own the data, controll the future - not only of humanity - but thefuture oflife itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass»

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürgermissbraucht
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werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12Abs. 1 Bst. cdes Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte,

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre

sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, dieim gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an.

Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und SO

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen.

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nur im Falle

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen

darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir

ihn während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-

Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestet wurde,
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als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen,

wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung der WHO laut Ignazio Cassis am

7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass

PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine

Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test

weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens

eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Testwurde ausserdem auf eine viel zu

hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womitim Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch

positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen,wie eine solche verhindert

werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dortin einer

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau diesist der

sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es

wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbar so vorgesehenen

Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das

Risiko von Testpandemien keine Rolle spielen. Aufdie Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem

wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-,Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die Ausweitung auf die

Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch dasThema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen werden, die in der

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären,wie es möglich ist, dass

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»! besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLic
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Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei SwissMedic weiss jedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hatman Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz anderer war als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40 Plasmide und könnenin die DNA eingebaut werden. In anderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome? überall im Körper sind die Folgen.

Die mRNAsind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um

Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizitzugegeben. Noch immer wird die «Impfung»

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist, war weder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Obman hier «nur» von einem Skandal sprechen muss,wo in besonders unglücklicherweise Inkompetenz,

persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben oder ob man

nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig geprüft und

geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten Vorbild zu tun,

das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, werfür den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt.

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt

das schon wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffungfliessen die schlechten

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt,wie durch exzessives Testen der Schein einer

anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich

2 https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3
3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, dieam Ende zu einem grossen Teil

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine

Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise wurden genau die gleichen Dinge in noch viel

grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio

Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede

sein - ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassungim EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern derWeitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA- Injektionen in

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisher war eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 - 0,5 kann davon bei

Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit

und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und ist weder wirksam

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt

genommen, obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren?Es

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist

wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA undWHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen

grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung(die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderung zu

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dassweder Lockdown, Social Distancing, noch

Masken etwas gebracht habenf. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch derTestzwang ist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien! belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Daswar bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen Menschen

geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden.

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 -84 festgeschrieben und ausgebaut

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden

der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns

nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und

WHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält.

Das gilt insbesondere dann,wenn Massnahmenin die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen

die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

4
https://www.aletheialib.org/doc/739

5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheit und die Wirtschaft. Dies mussim Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig

noch wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenratin Bezug auf Antibiotika und auch die Fortbildungspflicht

von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, sollim Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce- warein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren engmit der Pharmaindustrie und der staatlich

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordnetenMassnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflicht im öV;

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth undWHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und

Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die

Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass die WHO nicht nur

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine

Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im

herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dassjede saisonale Grippewelle ohne weiteres als

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor der WHO ganz allein entschiedenwerden.

Wenn es nach dem revidierten EpG geht,würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen -am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen»

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1: 20

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 Mia Menschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN)hat nichtsim

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden.

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem

Gehorsam die Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV schon jetzt durch eine Erweiterung des

EpG in nationales Recht umzusetzen.

DerLobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der

letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fastjedem Artikel, sodass man

sich fragen muss,warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.

Die Änderungsvorschläge stehen aufdem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Esfehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Esist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle
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folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche

Willkür.

Die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der

Präambel explizit genannt, dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So

übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.

Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept

vonUN und WHO ist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl.

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen,

Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise

mit Angst und Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führtzu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Rley
Cornelia Elmiger
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101)

Antwortformular zur Vernehmlassung vom 29. November2023

22. März 2024

Stellungnahme von

Name / Firma / Organisation / Amt / Kanton: 447
Abkürzung:

ioweg15, G4381baehAdresse:

Iene fieoenKontaktperson:

Telefon: 047870 35 20

E-Mail: cher.rene@gmail.com
183. 2024Datum:

Gegebenenfalls: Stellungnahme erstellt in Zusammenarbeit mit:

Sehr geehrte Damen und Herren

Dieses Antwortformular bezieht sich auf die Vernehmlassungsvorlage zur Änderung des Epidemien-

gesetzes (EpG) sowie den dazugehörigen erläuternden Bericht mit Stand vom 29. November 2023.

Die Vernehmlassungsunterlagen können über diese Internetadresse bezogen werden: Vernehmlas-

sungen laufend (admin.ch).

Mit der Verwendung dieses Antwortformulars helfen Sie uns,Ihre Rückmeldungen systematisch auf-

zunehmen und richtig einzuordnen. Das Formular erlaubt Ihnen,

- die Vernehmlassungsvorlage als Ganzes zu beurteilen,

inhaltlich eng verwandte Artikel als Ganzes zu beurteilen,

- alle Artikel der Vernehmlassungsvorlage einzeln zu kommentieren,

- dazu Stellung zu nehmen, ob im Epidemiengesetz eine gesetzliche Grundlage für den Be-

trieb von digitalen Contact-Tracing Apps geschaffen werden soll.

Bitte fügen Sie dafür Ihre Antworten in die entsprechenden Antwortfelder ein.

Wichtige Hinweise:

1. Der Text in den Antwortfeldern kann nicht formatiert werden (z. B. nicht fett hervorgehoben

oder durchgestrichen werden). Bitte formulieren Sie daher z. B. Anpassungswünsche an Ar-

tikeln explizit.

2. Bitte senden Sie das ausgefüllte Formular als Word-Dokument bis am 22. März 2024 gleich-

zeitig an folgende E-Mail-Adressen: revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch.

3. Für Rückfragen und allfällige Informationen stehtIhnen das Projektteam Revision EpG unter

revEpG@bag.admin.ch gerne zur Verfügung.

Vielen Dank für Ihren wertvollen Beitrag zurTeilrevision des EpG!
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Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgenössisches Departement des Innern EDI
Confédération suisse

Bundesamt für Gesundheit BAGConfederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Gliederung

1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe)

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen)

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien)

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen)

E. Art. 20-24a(Impfungen, Durchimpfungsmonitoring)

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr)

Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, Gesundheitsversorgung)G.

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung)

. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung)

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund)

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme)

Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund vonMassnahmen nach Art. 6c oder 7)L.

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter)

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit)

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen)

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG)

Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps?4.

5. Weitere Rückmeldungen

2
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1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten derVernehmlassungsvorlage einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Erläuterung:

Bitte erläutem Sie Ihren Gesamteindruck. Rückmeldungen zu einzelnen Artikein können weiter unten erfasst werden.

Die einzige Lehre aus drei Jahren "Pandemie" scheint zu sein: zu Eigenverantwortung sind die

Bürger nicht fähig, radikale Einschränkung der Freiheit ist das einzige Mittel gegen das Virus, bis

eine Impfung uns die Freiheit zurückgibt. Zwei Buden, die noch nie ein marktfähiges Produkt

entwickelt haben (BioNTech und Moderna) erhalten darum in Lichtgeschwindigkeit die Erlaubnis,

ihrneues Produkt, eine sogenannte Impfung, an Milliarden von Menschen auszuprobieren.
ptoebenwitungeveberst itmandten Pu/nteress

Tedes
andere Medtikamsea

NBe Jehe Ghssdnrom,
Mertigenom

Die "besondere Lage" und die "ausserordentliche"Lage sind Gummibegriffe, die Willkür Tür und

Toröffnen. Was ist die "Gefährdung der öffentlichen Gesundheit"? Wodurch und ab wann ist diese

gefährdet? Was soll bedeuten: Die Ausbreitung eines Krankheitserregers ist"erhöht", die Schwere

der Krankheit ist "erhöht", die Zahl der Todesfälle ist "erhöht". Diese schwammigen Begriffe

genügten, um einerganzen Nation die fundamentalen Freiheitsrechte zu entziehen und die ganze

Nation in "Geimpfte"(die Guten) und "Ungeimpfte" (die Virenschleudern, die Bösen) zu teilen und 0

den letzteren den Zugangzu einemnormalen sozialen Leben zu verweigern, "bei Bedarf" auch den

Zugang zum Gesundheitswesen.

Insbesondere ist diezu 80% privatfinanzierteWHO keine Referenz zurAusrufung einer Pandemie ND

(besondere oder ausserordentliche Lage) weil sie

1.)2009 den Pandemiebegriff zurechtgebogen hat (nicht mehr viele Tote sondern viele Infizierte)

2.)die neue Definition erlaubteihr,im ersten Viertel des 21. Jh. bereits vier Pandemien auszurufen

(Vogelgrippe, Mittelmeer-"SARS", MPox, Sars Cov2") nachdem das ganze 20. Jh eine einzige
R&

erlebt hat. Die fünfte Pandemie (Disease X) hat der GD der WHO bereits angekündigt.

3.) der GD der WHO vertuscht mit Xi zuerst die Wuhan Epidemie, dann schwatzt er Xi von der

KPChina nach, es gebe keine Mensch zu Mensch Übertragung, dann begrüsst er das nationale

Reiseverbotin China aber befürwortetdenfreieninternationalen Reiseverkehr, dann behauptet er,

der angeblich in London Immunologie studiert hat, das Corona Virus sei neu, es gebe keine

natürliche Immunität, dann versucht er, die Suche nach der Herkunftdes Virus zu blockieren,dann

spricht er sich zuerstgegen, dann fürMaskentragen aus, dann, dann brauchtes noch mehr,

um die Inkompetenz (oderbesser die Interessenverflechtung und finanzielle Abhängigkeit) dieser

demokratisch nicht legitimierten aber masslos aufgeblähten Organisation mit sage und schreibe

fast 9000 Mitarbeitern mit einem steuerfreien Durchschnittseinkommen von SFr 100'000 zu

belegen?

4.) die von der WHO progagierten NPls (non pharmacologic interventions) finden sich in keinem

Textbook über Public Health, sie sind von der KPChina "erfunden" und von der WHO kritiklos

übernommen. Donald Henderson, einer der Grossen im Bereich Public Health, popstulierte, dass
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im Falle einer Pandemie keine Angst aufkommen sollte (Deeskalierung), das Leben normal weiter
gehen soll, dass der Bevölkerung versichert werden muss, das Gesundheitswesen habe

ausreichend Kapazität. Erlebt haben wir das genaue Gegenteil. Der GD der WHO deklarierte
Anfang 2020 ein Mortalitätsrisiko von 3 - 4 % durch die Corona-Infektion. Die schon im Mai
publizierte Santa Clara Study der Stanford University wies einen hohen Anteil von Infizierten nach
und eine Sterblichkeit von 0.2%, also 2 von 1000, in den meisten Fällen Hochbetagte mit

Komorbiditäten.

5.) Im neuen "Pandemievertrag" und den "Nachbesserungen der IGV" verlangt dieWHO von allen
Mitgliedstaaten eine strikte Zensur, die alleinige Wahrheit liegt bei der WHO. Dabei werden schon
seit Beginn der "Pandemie" Gegner des offiziellen Narrativs gnadenlos verfolgt, an den Pranger

gestellt, von den Universitäten entlassen, Ärzten wird die Praxisbewilligung entzogen,

Wissenschaftler werden mit einem Publikationsverbot belegt.

6.) "test, test, test“ rief derGD derWHO mehrmals aus. Der "offizielle"PCR Corona-Testwurde nie
auf eine Kreuzreaktivität mit "normalen" Corona (Grippe-) Viren getestet. Es müsste darum

offensichtlich sein, dass die Mehrzahl der "positiven" PCR Tests falsch positiv waren, da sie auf
normale Corona (Grippe-) Viren reagierten. Gibtes eine andere Erklärung dafür, dass während der

"Pandemie" die Grippe "spurlos verschwand"? o / 6 686

7.) Die von derWHO geforderte Massenimpfunggegen SarsCov2 war wie jede Massenimpfung in
der Geschichte eine Katastrophe: Die Pockenimpf-Kampagnen (teilweise mit Obligatorien) waren

eine Katastrophe, mehr Leute erkrankten an Pocken als je zuvor. Die Polio Massenimpfungen
waren eine Katastrophe, in den USA der "Cutter-Unfall" mit der Salk Vakzine, in Indien der steile
Anstieg der "akuten schlaffen Lähmung" mit der Sabin-Impfung. Die Anthrax Impfung des

amerikanischen Militärs, aktuell die äusserst fragwürdige Malaria-Massenimpfung.

Der von der WHO (und der UNO) propagierte Gesundheitsbegriff "One Health" ist Ideologie,

absolut nebulös, aber wie "besondere Lage" überall anwendbar. Im Epidemiegesetz hat er, auch
auf Deutsch, keinen Platz!

Impf- Test- und Genesungszertifikate sind strikt abzulehnen, sie dienen nur der Diskriminierung.

Ein Impfobligatorium für "gefährdete Personen" (Art. 6c) führt wie vorher beschrieben zur

Katastrophe. Dies gilt besonders für als "Impfung" umdefinierte Injektionen von genetischem
Material. Impfungen sind Eingriffe an Gesunden, deshalb sind höchste Sicherheitsstandards

zwingend. Eine Vermarktung innerhalb eines Jahres kann solchen nie genügen.

"Krankheitsverdächtige", "ansteckungsverdächtige" und "Krankheitserreger ausscheidende
Personen" (auf wen trifft das nicht zu?) müssen identifizierbar mit AHV Nr gemeldet werden. Das

ist eine klare Verletzung des Datenschutzes.

Ausnahmslos inakzeptabel ist die Einschränkung fundamentaler Menschenrechte aufgrund eines

respiratorischen Virus, das mit gewaltigem finanziellem PR Aufwand zu einemMonsterhochstilisiert

worden ist.

Gegen Epidemien (und Pandemien) gibt es mehrere wirksame Präventionsmöglichkeiten (Vit. D
und C, viel Bewegung an der frischen Luft, gesunde Ernährung, normales Körpergewicht) sowie
seit Jahrzehnten bewährte präventiv wirksame Pharmaka. Das neue Epidemiegesetz kennt nur

Vorschriften und Zwangsmassnahmen.
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Das erweiterete Epidemiegesetz ist in seiner Gänze abzulehnen. Eine Überarbeitung des

bestehenden Gesetzes ist allerdings indiziert!

IN SCHWEDEN HAT DIE POLITIK BEI PANDEMIEN LAUT VERFASSUNG KEINE KOMPETENZ

VERFÜGUNGEN ZU ERLASSEN, AUCH KEIN MIT- ODER EINSPACHERECHT, DIESE

OBLIEGT ALLEIN DEN GESUNDHEITSDBEHÖRDEN. Darum ist die schwedische Bevölkerung

von den meisten Zwangsmassnahmen verschont geblieben und ist damit europaweit am besten

gefahren. WELTWEIT HATTEN GEGENDEN MIT DEN AM MEISTEN EINSCHNEIDENDEN

MASSNAHMEN AM MEISTEN OPFER ZU BEKLAGEN. Das ist das Resultat, wenn POLITIKER

ihre Landsleute vor Infektionen schützen.

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe)

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Rückmeldungen zum Ersatz von Ausdrücken:

keine

Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

AnpassungsvorschlägeWomit sind Sie (nicht) einverstanden? Was istallenfalls unklar?

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

2 keine

3 keine

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)
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Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Wasist allenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

5a schwammige Begriffe genau definieren

6 ordentliche Vollzugsorgane: was ist deren Kompetenz?

6a die WHO hatim 21. Jh vier PHEICs ausgerufen, im 20. Jh
hatten wir EINE, in der sog SARS Cov 2 Krise hat die

WHO dauernd ihre Positionen geändert, die Krise in
China zuerst vertuscht, dann den Ursprung des Virus etc.

Die WHO hat keinerlei demokratische Legitimation

6b wie soll der Bundesrat einebesondere Lage feststellen, er die besondere Lage ist ein
hat keinerlei fachliche Voraussetzungen dazu epidemiologisches Problem

und muss von entsprechnden

Spezialisten festegestellt

werden nicht von einem
1oskOn Cfen

eeihePOItIK@r Jrc PIC y 06-

6c Das sind Aufgaben, die den Gesundheitsbehörden es muss ein genaues ronCHeR

obliegen, nicht dem Bundesrat und "Parlamentarischen Organigramm definiertwerden,
Kommissionen", ausserdem steht in den Q&A dass welche Gesundheitsbehörden
Impfungen NIE obligatorisch ein können welche Aufgaben haben

6d miserabel definierte Zuständigkeiten genaues Organigramm!!!

8 wann soll das geschehen, durch wen?? nichts ist klar

definiert

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfallsunklar? Anpassungsvorschläge

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.
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11 Abwasser-Überwachung ist nutzlos. In New York

wurden Polioviren im Abwasser nachgewiesen, aber

P262i798keine Erkrankung d or nnlas dem
herZ

12 was sollen ansteckungs- uns krankheitsverdächtige

Personen sein, das sind ausnahmslos alle, wie sollen

"Krankheitserreger ausscheidende Personen" erfasst

werden? Totalüberwachung?

Auf blossen Verdacht hin Personen eindeutig zu

identifizieren (AHVNr) und damit zu registrieren, ist ein

Verstoss ggen die Menschenrechte

12a s.o.

13 es ist absolut nicht nachvollziehbar, was der das müssen die

"Bundesrat" alles festlegen soll, Gesundheitsbehörden festlegen.

wieder: es muss ein klares

Organigramm definiert werden

13a schon wieder ist der "Bundesrat zuständig", das gehört

alles ins Heilmittelgesetz

15

Nichtein Piitike- hatdie
15a schon wieder bestimmt der Bundesrat in eigener

rugmün eum

Sache, in der er KEINE Zuständigkeit hat. Schon e
u st 2e

wieder der Begriff "Gefahr für die öffentliche g

Gesundheit". Nachgewiesenermassen war nicht das de erbreitexAnte alerImmunsyre f
Sars Cov2 Virus eine Gefahr sondern die vom e/ 6

Bundesrat ergriffenen NPls U1e och

15b kein Kommentar

16 Der Bundesrat kann diese Aufgaben nicht das ist Aufgabe von

wahrnehmen, da er keine entsprechenden Gesundheitsbehörden, gemäss

Fachkenntnisse oder Kompetenzen hat, das ist nicht einem klaren Organigramm

Aufgabe eines politischen Entscheidungsträgers,

17 kein Kommentar

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)
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Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfallsunklar? Anpassungsvorschläge

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

19

19a Antibiotika Resistenz gehört ins Heilmittelgesetz. 80%
aller Antibiotika werden in der Tierzucht verbraucht,
entsprechende Verordnungen gehören in diese

Gesetze, die ärztliche Therapiekompetenz zu
beschneiden ist nicht bundesrätliche Aufgabe,

insbesondere nicht, Ärzten Fortbildungspflichten

vorzuschreiben, das kann allenfalls die FMH

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womit sind Sie (nicht) einverstanden?Wasist allenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

20 wer regelt die Bestellung von Impfstoffen? Offenbar Der Covid "Impfstoff" ist KEINE
mussten Millionen von Covid-Impfstoffen entsorgt Impfung, es handelt sich um eine
werden, Kauf und Entsorgung auf Kosten der Injektion von genetischem

Steuerzahler. Wo ist genau definiert,was ein Impfstoff Material, nämlich einer
ist? modifztierten mRNa, welche im

Eilverfahren durchgeboxt wurde

und die ein erhebliches

Schadenspotential hat, was

schon klar war, wenn man die

Studienprotokolle genau gelesen

hätte.

21

21a dieser Art legitimiert offenbar den indirekten Impfzwang,

indem Ungeimpfte vom Sozialleben weitgehend einfach

ausgeschlossen werden
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24 aus dem Nichts ist ein elektronisches Patientendossier

vorhanden, dieses existiert noch nicht, und viele Ärzte

wehren sich nach wie vor dagegen!

24a

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen,im Personenverkehr)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

AnpassungsvorschlägeWomit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

33 niemand wird freiwillig solche Daten weitergeben, da

dem "Kontakt" u.U. Nachteile daraus entstehen

37a diese wurde bei der SARS Cov2 Krise aktiv verhindert

40 eine Massnahme, die erwiesenermassen keinen Nutzen

hat, offensichtlich wird hier versucht, das Covid Gesetz

im neuen Epidemiegesetz unterzubringen, Andto
"Schutzmasken", die niemanden schützen, d schaden
Schutzkonzepte die jeglicher Logik und Erfahrung

widersprechen

40a

40b

41 Grenzkontrollen sind nicht evidenzbasiert,

"Gesundheitszeugnisse" dienen der Diskriminierung

und können bei Bedarf ohnehin gefälscht werden

43

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern,

Gesundheitsversorgung)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden?

9
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Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womitsind Sie (nicht) einverstanden? Was istallenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

44 das ist Aufgabe von

Gesundheitsbehörden

44a kein Kommentar

44b wieso soll der BUNDESRAT über die Einfuhr nicht

zugeassener Medikamente entscheiden, woher hat er

die Kompetenz: über die Zulassung hat nicht der

Bundesrat zu entscheiden, auch nicht über das

Zulassungsverfahren

44c no comment

44d no comment

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womitsind Sie (nicht) einverstanden? Wasistallenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

47

49a

49b Impf-Test und Genesungsnachweise DIENEN NUR
DER DISKRIMINIERUNG, sie haben keinen

nachweisbaren Effekt auf die öffentliche Gesundheit, da
sie weder vor Ansteckung noch vor Weitergabe der

Infektion schützen D habe, em Steuerfehter Ungebener

o ernSdrihn

E
10
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Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

AnpassungsvorschlägeWomitsind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

50 Finanzhilfe an private Organisationen heisstVersagen

der öffentlichen Organisationen

50a da kann es sich nur um WHO, GAVI oder BMG

Foundation handeln, Beiträge an die WHO sowie GAVI

u. BMG müssern ausgeschlossen werden. Die WHO ist

eine >80% privatfinanzierte Organisation, die

niemandem Rechenschaft schuldig ist und immer

wieder für unsägliches Leid verantwortlich ist: Polio

Impfkampagne in Indien, aktuell Malaria Impfkampagne

in Afrika BtJchweie-SolKg aevdt- UHo austretenrie brng/
neh-leidorsNatzen

51 Finanzhilfen nur als Kredite, die zurückzuzahlen sind

51a

52 kein Kommentar

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge

11
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Womitsind Sie (nicht) einverstanden? Wasistallenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

53 informiert auch die Bevölkerung

54

55 was soll heissen "der BR verfügt"? Woher kommt diese,

wie wird sie konstituiert, welche Kompetenzen sollen
dabei vertreten sein, wie gross soll sie sein. Eine

selbsternannte Gruppe wie die Task Force anlässliche

Covid darf nicht mehr vorkommen.

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womitsind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

58 private Institutionen dürfe AUF KEINEN FALL

schützenswerte Personendaten "bearbeiten"

59 s.o. nicht nur Gesundheitsdaten sondern sogar Daten
über die Intimsphäre

60 krankheitsverdächtig, ansteckungsverdächtig" und

Krankheitserreger ausscheidende Personen, da wird
der Willkür Tür und Tor geöffnet, krankheitsverdächtig
und ansteckungsverdächtig ist jeder Bewohner der
Schweiz, solche Begriffe gehören nicht in ein Gesetz.
Auf keinen Fall dürfen dazu "Daten bearbeitet" werden,
die auch noch angaben übr die Intimsphäre enthalten

sollen. Solche Daten können anonym verarbeitet

werden, ohne mögliche Identifizierung der Person

60a contract tracing hat erwiesenemassen keinen Public t
Health Wert, es ist abzulehnen, hat in der Covd Krise

Heusnohmenvöllig versagt. e JorWe andtere

12
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60b Reisebschränkungen sind sinnlos, das Fordern von

medizinischen Daten als "Reiseerlaubnis" ist strikt

abzulehnen, da es keine Daten gibt, die nicht hackbar

sind.

60c keine Sequenzierung von menschlichem Genom

60d da es sich angeblich um Genome von Tieren,

Gegenständen (?) und Umwelt (?) handelt, wozu denn

Datenschutz? Sind doch wieder Patientendaten

darunter?

62a Impf-Test- und Genesungsnachweise sind abzulehnen,

da sinnlos, demzufolge entfällt die Einbindung in

"ausländische Systeme".

69

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art

6c oder 7)

Massnahmen, welche derBund während der besonderen oderderausserordentlichen Lage

ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine

gesetzliche Grundlage dafürgeschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen

mit Finanzhilfen unterstützen kann?

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen

werden.werden.

(bitte unten erläutern und auch die nachfol- (bitte unten erläutern)

gende Frage beantworten)

Erläuterung:

die "besondere"und "ausserordentliche" Lage sind nirgends genau definiert, darum kann es auch

keine Finanzhilfen geben, diese wären Sache einer Finanzbehörde

Falls aus Ihrer Sichtim EpG eine gesetzliche Grundlagefürsolche Finanzhilfen geschaffen

werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkretenInhalten derArt. 70a-70f einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

13
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Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Wasist allenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

70a

70b

70c

70d

70e

70f

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

Art. 74-74h (Kostenübernahme fürwichtige medizinische Güter)M.

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womitsind Sie (nicht) einverstanden?Wasistallenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

74

74a tritt eine Epidemie mit einem bisher unbekannten für virale und bakterielle
Erreger auf, istImpfen keine mögliche Lösung, da Infektionen stehen an erster
Entwicklung und Testung eines neuen Impfstoffs Stelle Vit. D hochdosiert und
mehrere Jahre in Anspruch nimmt. Notfallzulassung therapeutisch Vit. C, das sind
ohne Sicherheitsnachweis ist abzulehnen. evidenzbasierte Massnahmen.
Geninjektionen sind keine Impfungen. Zuerst sind alle Dann kommen alle möglichen off
möglichen präventiven Massnahmen auszuschöpfen, label Therapien dazuX
dann alle möglichen vorhandenen Therapien.

74b

74c no comment

74d no comment

74e no comment

74f no comment
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74g

74h

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

N

Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

AnpassungsvorschlägeWomit sind Sie (nicht) einverstanden?Was istallenfalls unklar?

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

75 besondere Lage ist nicht definiert

77 Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist nicht

definiert

80 Die Covid Krise hat gezeigt, dass jeder Staat zuerst für

sich selbst schaut (siehe Impfstoffbeschaffung). Eine

internationale Koordination istIllusion. Eine

Koordination durch einen Dritten (zB WHO) ist strikt

abzulehnen.

81a Der nebulöse ideologisch geladene One Health Ansatz

ist strikt abzulehnen

81b no comment

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)
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Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Wasistallenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

82 Urkundenfälschung, Erschleichen einer falschen

Beurkundung darf sich auf keinen Fall auf Impf- und

Genesungsnachweis beziehen, dasolche Nachweise

weil nutzlos abzulehnen sind

83 sich gegen sinnlose Massnahmen zurWEehr zu setzen

ist Bürgerpflicht

das ist ein Rundumschlag, der BR darf alles verbieten

resp anordnen, auch wenn evidenzbasierter Unsinn wie

Mechlich und machtMasken und Social distancing<-c n

Krankikleigsrnch erne Bineswanttet,184

84a

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG)

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

WomitsindSie (nicht) einverstanden? Was istallenfalls un- Anpassungsvorschläge

klar? Bitte möglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

1 OBG no comment

35 MG no comment

9a HMG Notfallzulassung auch für Impfungen sind strikte
abzulehnen, solange nicht alle bestehenden

Therapiemöglichkeiten ausgeschöpft sind

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:
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4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-TracingApps?

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung fürden Betrieb von «digitalen Contact-Tracing
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden?

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und vo-
rangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact-
Tracing Apps. Mit einerentsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die Mög-
lichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit ent-
sprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden.

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen
werden. werden.

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Erläuterung:

contact tracing ist KEINE evidenzbasierte Massnahme

5. Weitere Rückmeldungen

Gibt esweitere Punkte, die Sie unsbezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten?

Grundsätzlich hat die Politik in der Gesundheitspolitikim besten Fall eine Unterstützungsfuktion.
Laut vorliegendem Epidemiegesetz masst sich die Politik an, eine Epidemie zu "bekämpfen", die
medizinischen Fachleute haben allenfalls eine Hilfsfunktion.

Das Management derCovid-Krisein Schweden war deshalb erfolgreich,weilderChefepidemiologe
Tegnell und seine Crew alle Massnahmen strikteim Sinne von Public Health ergriffen, die Politiker
hatten keine Befugnis, sich einzumischen.

Alle von unseren Politikern ergriffenen Masnnahmen waren von der WHO direkt aus China
designed bythe KPChina" für ihre völlig erfolglose Zero Covid Politik, importiertworden, mit Public
Health haben sie NICHTSzu tun. Dergrosse Epidemiologe Donad Henderson hatfüreinemögliche
Pandemie ein ganz anderes Rezept vorgeschlagen, genau das, was die Schweden befolgthaben.
Genau das Gegenteil von dem, was unsere (und alle andern auch) Politiker WHO gläubig
angerichtet haben.

Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars!Aemotesirr
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818101)
Antwortformular zur Vernehmlassung vom 29. November 2023 -

22. März 2024

Stellungnahme von

Name I Firma I Organisation I Amt/ Kanton: f

Abkurzung:

Adresse: 7

Kontaktperson: /"-e Er-, .

Telefon: -) ,' d7'o ?J?o
E-Mail: /' (-,e--. " , /.

p -

Datum: ¯
- /

Gegebenenfalls: Stellungnahme erstelit in Zusammenarbeit mit:

Sehr geehrte Damen und Herren

Dieses Antwortformular bezieht sich auf die Vernehmlassungsvorlage zur Anderung des Epidemien-
gesetzes (EpG) sowie den dazugehorigen erläuternden Bericht mit Stand vom 29. November 2023.
Die Vernehmlassungsunterlagen können über diese Internetadresse bezogen werden: Vernehmlas-
sungen laufend (admin.ch).

Mit der Verwendung diesesAntwortformulars helfen Sie uns, lhre Ruckmeldungen systematisch auf-
zunehmen und richtig einzuordnen. Das Formular erlaubt lhnen,

- die Vernehmlassungsvorlage als Ganzes zu beurteilen,
- inhaitlich eng verwandte Artikel als Ganzes zu beurteilen,
- alle Artikel der Vernehmlassungsvorlage einzeln zu kommentieren,
- dazu Stellung zu nehmen, ob im Epidemiengesetz eine gesetzliche Grundlage für den Be -

trieb von digitalen Contact-Tracing Apps geschaffen werden soil.

Bitte fugen Sie dafür Ihre Antworten in die entsprechenden Antwortfelder em.
Wichtige Hinweise:

1. Der Text in den Antwortfeldern kann nicht formatiert werden (z. B. nicht fett hervorgehoben
oder durchgestrichen werden). Bitte formulieren Sie daher z. B. Anpassungswunsche an Ar-
tikein explizit.

2. Bitte senden Sie das ausgefuilte Formular als Word-Dokument bis am 22. März 2024 gleich-
zeitig an folgende E-Mail-Adressen: revEpG©bag.admin .ch, geverbag.admin.ch.

3. Für Ruckfragen und allfallige Informationen steht lhnen das Projektteam Revision EpG unter
revEpGbag.admin.ch gerne zur Verfügung.

Vielen Dank für Ihren wertvollen Beitrag zurTeilrevision des EpG!
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Gliederung
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1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe)

B. Art. 5a-8 (besondere Gefahrdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen)

C. Art. 11-17 (Uberwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien)

D. Art. 19-19a (Verhutung in Einrichtungen, Verhutung Antibiotika-Resistenzen)

E. Art. 20-24a ((mpfungen, Durchimpfungsmonitoring)

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenuber Personen, im Personenverkehr)

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, Gesundheitsversorgung)

H. Art. 47-4gb (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekampfung)

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beitrage, Entschädigung)

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund)

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale lnformationssysteme)

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder 7)

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter)

N. Art. 75-81b (Volizug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit)

0. Art. 82-84a (Strafbestimmungen)

3. Beurteilung der Anderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG)

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact -Tracing Apps?

5. Weitere Ruckmeldungen
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1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten derVemehmlassungsvorlage einverstanden?

Voilständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern,) (bitte unten er/autern)

Erlauterung:

Bitte er/au/em Sie Ihren Gesamteindruck. Ruckmeldungen zu einzelnen Mike/n können we//er unten ertsst weren.

Die einzige Lehre aus drei Jahren "Pandemie" scheint zu sein: zu Eigenverantwortung sind die
Burger nicht fähig, radikale Einschrankung der Freiheit ist das einzige Mittel gegen das Virus, bis
eine lmpfung uns die Freiheit zuruckgibt. Zwei Buden, die noch nie em marktfähiges Produkt
entwickelt haben (BioNTech und Moderna) erhaiten darum in Lichtgeschwindigkeit die Eriaubnis,
ihr,neues Produkt, elne sogenannte Impfung, an Milliarden von Menschen auszuprQbieren.

r , .ec - /''-'jr ,''

jCc / /(2

Die "besondere Lage" und die "ausserordentliche" Lage sind Gummibegriffe, die Wiiikür Tür und
Tor äffnen. Was ist die "Gefährdung der äffentiichen Gesundheit"? Wodurch und ab wann ist diese
gefahrdet? Was soil bedeuten: Die Ausbreitung eines Krankheitserregers ist "erhäht", die Schwere
der Krankheit ist "erhöht", die Zahi der Todesfälle ist "erhäht". Diese schwammigen Begriffe
genugten, urn einerganzen Nation die fundamentalen Freiheitsrechtezu entziehen und die ganze
Nation in "Geimpfte" (die Guten) und 'Ungeimpfte" (die Virenschleudern, die Bäsen) zu teilen und
den letzteren den Zugang zu elnem normalen sozialen Leben zu verweigern, "bei Bedarf" auch den
Zugang zum Gesundheitswesen.

Insbesondere ist die zu 80% privatfinanzierte WHO keine Referenz zur Ausrufung einer Pandemie
(besondere oder ausserordentliche Lage) weil sie

1.) 2009 den Pandemiebegriff zurechtgebogen hat (nicht mehr viele Tote sondern viele Infizierte)
2.) die neue Definition erlaubte ihr, im ersten Viertel des 21. Jh. bereits vier Pandemien auszurufen
(Vogelgrippe, Mittelmeer-"SARS", MPox, Sars Cov2") nachdem das ganze 20. Jh eine einzige
erlebt hat. Die fünfte Pandemie (Disease X) hat der GD der WHO bereits angekundigt.
3.) der GD der WHO vertuscht mit Xi zuerst die Wuhan Epidemie, dann schwatzt er Xi von der
KPChina nach, es gebe keine Mensch zu Mensch Ubertragung, dann begrusst er das nationale
Reiseverbot in China aber befürwortet den freien internationalen Reiseverkehr, dann behauptet er,
der angeblich in London Immunologie studied hat, das Corona Virus sei neu, es gebe keine
natürliche lmmunität, dann versucht er, die Suche nach der Herkunft des Virus zu blockieren,dann
spricht er sich zuerst gegen, dann fur Maskentragen aus, dann, dann ......... braucht es noch mehr,
urn die lnkompetenz (oder besser die Interessenverflechtung und finanzielle Abhängigkeit) dieser
demokratisch nicht legitimierten aber masslos aufgeblahten Organisation mit sage und schreibe
fast 9000 Mitarbeitern mit einem steuerfreien Durchschnittseinkommen von SFr 100'000 zu
belegen?

4.) die von der WHO progagierten NPIs (non pharmacologic interventions) finden sich in keinem
Textbook über Public Health, sie sind von der KPChina "erfunden" und von der WHO kritiklos
übernomrnen. Donald Henderson, einer der Grossen irn Bereich Public Health, popstulierte, dass
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im Faile einer Pandemie keine Angst aufkommen solite (Deeskalierung), das Leben normal weiter
gehen soil, dass der Bevalkerung versichert werden muss, das Gesundheitswesen habe
ausreichend Kapazitat. Erlebt haben wir das genaue Gegenteil. Der GD der WHO deklarierte
Anfang 2020 em Mortalitätsrisiko von 3 - 4 % durch die Corona-Infektion. Die schon im Mai
publizierte Santa Clara Study der Stanford University wies einen hohen Anteil von Infizierten nach
und eine Sterblichkeit von 0.2%, also 2 von 1000, in den meisten Fallen Hochbetagte mit
Komorbiditäten.
5.) Pm neuen "Pandemievertrag" und den "Nachbesserungen der IGV" verlangt die WHO von alien
Mitgliedstaaten eine strikte Zensur, die alleinige Wahrheitliegt bei der WHO. Dabel werden schon
seit Beginn der "Pandemie" Gegner des offiziellen Narrativs gnadenlos verfolgt, an den Pranger
gesteilt, von den Universitäten entlassen, Arzten wird die Praxisbewilligung entzogen,

Wissenschaftler werden mit einem Publikationsverbot belegt.
6.) "test, test, test" rief der GD der WHO mehrmals aus. Der "offizielle" PCR Corona-Test wurde n
auf eine Kreuzreaktivität mit "normalen" Corona (Grippe-) Viren getestet. Es müsste darum
offensichtlich sein, dass die Mehrzahl der "positiven" PCR Tests falsch positiv waren, da sie auf
normale Corona (Grippe-) Viren reagierten. Gibt es eine andere Erklarung dafür, dass während der
"Pandemie" die Grippe "spurlosverschwand"? /'b .j/..: é/:r
7.) Die von derWHO geforderte Massenimpfung gegen SarsCov2 war wie jede Massenimpfung in
der Geschichte elne Katastrophe: Die Pockenimpf-Kampagnen (teilweise mit Obligatorien) waren
eine Katastrophe, mehr Leute erkrankten an Pocken als je zuvor. Die Polio Massenimpfungen
waren eine Katastrophe, in den USA der "Cutter-Unfall" mit der Salk Vakzine, in Indien der steile
Anstieg der "akuten schlaffen Lähmung" mit der Sabin -lmpfung. Die Anthrax lmpfung des
amerikanischen Militärs, aktuell die äusserst fragwürdige Malaria-Massenimpfung.

Der von der WHO (und der UNO) propagierte Gesundheitsbegriff "One Health" ist Ideologie,
absolut nebulös, aber wie "besondere Lage" überall anwendbar. Im Epidemiegesetz hat er, auch
auf Deutsch, keinen Piatz!

Impf- Test- und Genesungszertifikate sind strikt abzulehnen, sie dienen nur der Diskriminierung.

Em Impfobligatorium für "gefährdete Personen" (Art. 6c) führt wie vorher beschrieben zur
Katastrophe. Dies gilt besonders für als "Impfung" umdefinierte lnjektionen von genetischem
Material. lmpfungen sind Eingriffe an Gesunden, deshalb sind hächste Sicherheitsstandards
zwingend. Eine Vermarktung innerhalb eines Jahres kann solchen nie genügen.
"Krankheitsverdächtige", "ansteckungsverdàchtige" und "Krankheitserreger ausscheidende
Personen" (auf wen trifft das nicht zu?) müssen identifizierbar mit AHV Nr gemeldet werden. Das
ist eine klare Verletzung des Datenschutzes.
Ausnahmslos inakzeptabel ist die Einschrankung fundamentaler Menschenrechte aufgrund eines
respiratorischen Virus, das mit gewaltigem finanziellem PR Aufwand zu einem Monster hochstilisiert
worden ist.
Gegen Epidemien (und Pandemien) gibt es mehrere wirksame Praventionsmaglichkeiten (Vit. D
und C, viei Bewegung an der frischen Luft, gesunde Erriährung, normales Karpergewicht) sowie

/ seit Jahrzehnten bewährte praventiv wirksame Pharmaka. Das neue Epidemiegesetz kennt nur
Vorschriften und Zwangsmassnahmen.
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Das erweiterete Epidemiegesetz ist in seiner Gänze abzulehnen. Eine Uberarbeitung des
bestehenden Gesetzes ist allerdings indiziert!

IN SCHWEDEN HAT DIE POLITIK BEI PANDEMIEN LAUT VERFASSUNG KEINE KOMPETENZ
VERFUGUNGEN ZU ERLASSEN, AUCH KEIN MIT- ODER EINSPACHERECHT, DIESE
OBLIEGT ALLEIN DEN GESUNDHEITSDBEHORDEN. Darum ist die schwedische Bevalkerung
von den meisten Zwangsmassnahmen verschont geblieben und 1st damit europaweit am besten
gefahren. WELTWEIT HATTEN GEGENDEN MIT DEN AM MEISTEN EINSCHNEIDENDEN
MASSNAHMEN AM MEISTEN OPFER ZU BEKLAGEN. Das ist das Resultat, wenn POLITIKER
ihre Landsleute vor Infektionen schützen.

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe)

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von AusdrUcken und den Artikeln 2-3 einverstanden?

Vollstandig
einverstanden

Mehrheitlich
einverstanden

(blUe unten erIäutern)

Rückmeldungen zum Ersatz von AusdrUcken:
keine

Teilweise
einverstanden

(blUe unten erläutern)

Nicht einverstanden
(blUe unten erläutern,)

Art. RUckmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womitsind Sie (nicht) ainverstanden? Was istallenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

Bitte moglichstAbsatzlBuchstabe angeben.

2 keine

3 keine

Sonstige Ruckmeldungen zu dieser Artikeigruppe:

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen)

Inwieweit sind Sie mit den Artikein 5a-8 einverstanden?

Vollstandig
einverstanden

Mehrheitlich
einverstanden

(blUe unten erläutern)

Teilweise
einverstanden

(blUe unten erläutern)

Nicht einverstanden
(bitte unten erläutern)

lI
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Art. RUckmeldu ngen Gegebenenfalls konkrete

Womitsind Sie (nicht) einversfanden? Was 1st allenfails unklar? Anpassungsvoischläge

Bitte moglichstAbsatzlBuchstabe angeben.

5a schwammige Beg riffe

6 ordentliche Voilzugsorgane: was 1st deren Kompetenz?

6a die WHO hat im 21 . Jh vier PHEICs ausgerufen, im 20. Jh
hatten wir EINE, in der sog SARS Coy 2 Krise hat die
WHO dauernd ihre Positionen geändert, die Krise in
China zuerst vertuscht, dann den Ursprung des Virus etc.
Die WHO hat keinerlei demokratische Legitimation

6b wie soil der Bundesrat eine besondere Lage feststeilen, er
hat keinerlei fachiiche Voraussetzungen dazu

6c Das sind Aufgaben, die den Gesundheitsbehärden
obliegen, nicht dem Bundesrat und "Parlamentarischen
Kommissionen", ausserdem steht in den Q&A dass
lmpfungen NIE obiigatorisch em können

6d miserabel definierte Zustandigkeiten

8 wann soil das geschehen, durch wen?? nichts ist kiar
definiert

Sonstige Ruckmeidungen zu dieser Artikelgruppe:

genau definieren

die besondere Lage 1st em
epidemiologisches Probiem
und muss von entsprechnden
Speziaiisten festegesteiit
werden nicht von einem

)/C/,7' k)'' C

PoItikercc e ,1'E/

es muss em genaues
Organigramm definiert werden,
weiche Gesundheitsbehärden
weiche Aufgaben haben

genaues Organigramm!!!!

C. Art. 11-17 (Uberwachungssysteme, Meidungen, Laboratorien)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden?

Voiiständig
einverstanden

Mehrheitiich
einverstanden

(bitte unten erläutern)

Teiiweise
einverstanden

(blUe unten erläutern,)

Nicht einverstanden
(blUe unten erIäutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete
Womit s/nd Sie ('nicht,) einverstanden? Was/st alienfalls unklar? An passu ngsvorsch Iage

Bitte moglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

/?J'4
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11 Abwasser-Uberwachung ist nutzlos. In New York
wurden Polioviren im Abwasser nachgewiesen, aber
keine Erkrankung -'- ° '"c-"

J-(c)/,/(: -,

12 was sollen ansteckungs- uns krankheitsverdachtige
Personen sein, das sind ausnahmslos alle, wie sollen
"Krankheitserreger ausscheidende Personen" erfasst
werden? Totaluberwachung?
Auf blossen Verdacht hin Personen eindeutig zu
identifizieren (AHV Nr) und damit zu registrieren, ist em
Verstoss ggen die Menschenrechte

12a s.o.

13 es ist absolut nicht nachvollziehbar, was der
"Bundesrat" alles festlegen soil,

13a schon wieder ist der "Bundesrat zustandig", das gehärt
alles ins Heilmittelgesetz

15

15a schon wieder bestimmt der Bundesrat in eigener
Sache, in der er KEINE Zustandigkeit hat. Schon
wieder der Begriff "Gefahr für die äffentliche
Gesundheit". Nachgewiesenermassen war nicht das
Sars Cov2 Virus eine Gefahr sondern die vom
Bundesrat ergriffenen NPls

15b kein Kommentar

das müssen die
Gesundheitsbehörden festlegen.
wieder: es muss em kiares
Organigramm definiert werden

/V/ch,' ef'.-, /'?' 4c- t

' f' C-i,-, 4-7
ec -e-, /J'd-,-, t.1 -,.f V(

e-,
I r

c//e-
'c'!/ , ; ,,,/1- /(f /

(1c7C ,j.

16 Der Bundesrat kann diese Aufgaben nicht das ist Aufgabe von
wahrnehmen, da er keine entsprechenden Gesundheitsbehörden, gemass
Fachkenntnisse oder Kompetenzen hat, das ist nicht einem kiaren Organigramrn
Aufgabe eines politischen Entscheidungsträgers,

17 kein Kommentar

Sonstige Ruckmeldungen zu dieser Artikeigruppe:

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen)

Inwieweit sind Sie mit den Artikein 19-19a einverstanden?

Vollstandig
einverstanden

Mehrheitlich
einverstanden

(bitte unten erläutern)

Teilweise
einverstanden

(bitte unten erläutern)

Nicht einverstanden
(bitte unten erläutern)

of' -,
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Art. Ruckmeldungen Gegebenenfalls konkrete
Womifsind Sie (nicht) einverstanden? Was 1sf allenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

Bitte moglichst Absatz/Buchstabe angeben.

19

19a Antibiotika Resistenz gehärt ins Heilmittelgesetz. 80%
aller Antibiotika werden in der Tierzucht verbraucht,
entsprechende Verordnungen gehären in diese
Gesetze, die ärztliche Therapiekompetenz zu
beschneiden ist nicht bundesrätliche Aufgabe,
insbesondere nicht, Arzten Fortbildungspflichten
vorzuschreiben, das kann allenfalls die FMH

Sonstige Ruckmeldungen zu dieser Artikeigruppe:

E. Art. 20-24a (lmpfu ngen, Durchimpfu ngsmon itoring)

Inwieweit sind Sie mit den Artikein 20-24a einverstanden?

Vollstandig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (b/tie unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete
Womitsind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

Bitte moglichstAbsatzlBuchstabe angeben.

20 wer regelt die Bestellung von Impfstoffen? Offenbar
mussten Millionen von Covid-lmpfstoffen entsorgt
werden, Kauf und Entsorgung auf Kosten der
Steuerzahler. Wo ist genau definiert, was em Impfstoff
ist?

21

Der Covid "Impfstoff" ist KEINE
Impfung, es handelt sich urn eine
lnjektion von genetischern
Material, nämlich einer
modifztierten mRNa, weiche im
Eilverfahren durchgeboxt wurde
und die em erhebliches
Schadenspotential hat, was
schon klar war, wenn man die
Studienprotokolle genau gelesen
hätte.

21a dieser Art legitimiert offenbar den indirekten Impfzwang,
indem Ungeimpfte vom Sozialleben weitgehend einfach
ausgeschlossen werden

--'- '- 1 -?,c37/ J'"'
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24 aus dem Nichts ist em elektronisches Patientendossier
vorhanden, dieses existiert noch nicht, und viele Arzte
wehren sich nach wie vor dagegen!

24a

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikeigruppe:

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenuberPersonen, im Personenverkehr)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden?

Vollständig
einverstanden

Mehrheitlich
einverstanden

(bitte unten erläutern)

Teilweise
einverstanden

(blUe unten erläutern,)

Nicht einverstanden
(blUe unten er/autern)

ir

Art. RUckmeldungen Gegebenenfalls konkrete
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was 1st allenfalls unklar? An passungsvorsch Iäge

Bitte moglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

33 niemand wird freiwillig soiche Daten weitergeben, da
dem "Kontakt" u.U. Nachteile daraus entstehen

37a diese wurde bei der SARS Cov2 Krise aktiv verhindert

40 eine Massnahme, die erwiesenermassen keinen Nutzen
hat, offensichtlich wird hier versucht, das Covid Gesetz
im neuen Epidemiegesetz unterzubringen,
"Schutzmasken", die niemanden schützen, 01

Schutzkonzepte die jeglicher Logik und Erfahrung
widersprechen

41 Grenzkontrollen sind nicht evidenzbasiert,
"Gesundheitszeugnisse" dienen der Diskriminierung
und kännen bei Bedarf ohnehin gefälscht werden

43

Sonstige Ruckmeldungen zu dieser Artikeigru ppe:

G. Art. 44-44d (Versorgung mitwichtigen medizinischen Gütern,
Gesu ndh eitsversorgu n g)

Inwieweit sind Sie mit den Artikein 44-44d einverstanden?

9
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I Voliständig Mehrheitiich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erIäutern)

I (bitte unten er/autern) (bitte unten er/äutern)

Art. RUckmeldungen Gegebenenfalls konkrete
Womit s/nd Sie (nicht) einversfanden? Was istallenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

B/tie moglichstAbsatzlBuchstabe angeben.

44

44a kein Kommentar

44b wieso soil der BUNDESRAT über die Einfuhr nicht
zugeassener Medikamente entscheiden, woher hat er
die Kompetenz: über die Zulassung hat nicht der
Bundesrat zu entscheiden, auch nicht über das
Zulassungsverfahren

44c no comment

44d no comment

Sonstige Ruckmeidungen zu dieser Artikeigruppe:

das ist Aufgabe von
Gesundheitsbehärden

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekãmpfung)

Inwieweit sind Sie mit den Artikein 47-49b einverstanden?

Vollstandig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (blUe unten erläutern)

(blUe unten er/äutern,) (bitte unten eriäutern,)

Art. Ruckmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womit s/nd Sie (nicht) einverstanden? Was istallenfalls unklar? Anpassungsvorschläge

B/tie möglichstAbsatzlBuchstabe angeben.

49a

49b Impf-Test und Genesungsnachweise DIENEN NUR
DER DISKRIMINIERUNG, sie haben keinen
nachweisbaren Effekt auf die öffentliche Gesundheit, da
sie weder vor Ansteckung noch vor Weitergabeder
Infektion schützen ,f/2 C) 'Yr'.-- Jt'('i .7, 44 ,..
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Sonstige Ruckrneldungen zu dieser Artikelgruppe:

Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschadigung)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden?

Vollstandig
einverstanden

Mehrheitlich
einverstanden

(blUe unten erIäutern

Teilweise
einverstanden

(bitte unten erläutern)

Nicht einverstanden
(blUe unten erIäutern)

Art. Ruckmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was 1st alIenfalls unklar? An passu ngsvorsch Iäge

Bitte moglichsfAbsatzlBuchstabe angeben.

50 Finanzhilfe an private Organisationen heisst Versagen
der öffentlichen Organisationen

50a da kann es sich nur urn WHO, GAVI oder BMG
Foundation handeln, Beiträge an die WHO sowie GAVI
u. BMG müssern ausgeschlossen werden. Die WHO ist

f/f eine >80% privatfinanzierte Organisation, die
niernandern Rechenschaft schuldig ist und irnrner
wieder für unsagliches Leid verantwortlich ist: Polio
Impfkampagne in Indien, aktuell Malaria lmpfkampagne
in Afrika -

-''- ter'c/ 4/''51 Finanzhilfen nur als Kredite, die zuruckzuzahlen sind

: kein Kornrnentar

Sonstige Ruckmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden?

Vollstàndig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstand en einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Ruckmeldungen Gegebenenfalls konkrete
Anpassungsvorschläge

11
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Womit s/nd Sie (nichV e/nverstanden? Was 1st ailenfalls unklar?
Bitte moglichst AbsaWBuchstabe angeben.

53

54

55 was soil heissen "der BR verfugt"? Woher kommt diese,
wie wird sie konstituiert, welche Kompetenzen sollen
dabei vertreten sein, wie gross soil sie sein. Eine
selbsternannte Gruppe wie die Task Force anlässliche
Covid darf nicht mehr vorkommen.

Sonstige Ruckmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

informiert auch die Bevalkerung

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (blUe unten erlãutern,)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Worn/f s/nd S/e (n/cht) e/nverstanden? Was/st alien falls unkiar? An passu ngsvorsch Iäge

B/tte möglichstAbsalzlBuohstabe angeben.

58 private Institutionen dürfe AUF KEINEN FALL
schützenswerte Personendaten "bearbeiten"

59 s.o. nicht nur Gesundheitsdaten sondern sogar Daten
über die lntimsphare

60 "kran kheitsverdachtig, ansteckungsverdachtig" u nd
Krankheitserreger ausscheidende Personen, da wird
der Willkür Tür und Tor geäffnet, krankheitsverdachtig
und ansteckungsverdachtig ist jeder Bewohner der
Schweiz, soiche Begriffe gehoren nicht in em Gesetz.
Auf keinen Fail dürfen dazu "Daten bearbeitet" werden,
die auch noch angaben übr die intimsphare enthalten
sollen. Solche Daten können anonym verarbeitet
werden, ohne magliche Identifizierung der Person

60a contract tracing hat erwiesenemassen keinen Public t
Health Wert, es ist abzulehnen, hat in der Covd Krise
vollig versagt.. . -' '-e

,
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60b Reisebschrankungen sind sinnios, das Fordern von
medizinischen Daten als "Reiseerlaubnis" ist strikt
abzulehnen, da es keine Daten gibt, die nicht hackbar
sind.

60c keine Sequenzierung von menschlichern Genom

60d da es sich angeblich urn Genome von Tieren,
Gegenständen (?) und Umwelt (?) handelt, wozu denn
Datenschutz? Sind doch wieder Patientendaten
darunter?

62a lmpf-Test- und Genesungsnachweise sind abzulehnen,
da sinnios, demzufolge entfällt die Einbindung in
"ausländische Systerne".

69

Sonstige Ruckmeldungen zu dieser Artikeigruppe:

L. Art. 70a-70f (Finanzhiifen an Untemehmen aufgrund von Massnahmen nach Art
6c0der7)

Massnahmen, weiche der Bund während der besonderen oder derausserordentlichen Lage
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soil im EpG eine
gesetzliche Grundiage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Untemehmen
mit Finanzhiifen unterstützen kan n?

Es soil keine gesetziiche Grundlage geschaffen Es soil eine gesetzliche Grundlage geschaffen
werden. werden.

(bitte unten erläutern und auch die nachfol- (bitte unten erläutern)
gende Frage beantworten)

Erläuteru ng:

die "besondere" und "ausserordentliche" Lage sind nirgends genau definiert, darum kann es auch
keine Finanzhilfen geben, diese wàren Sache einer Finanzbehärde

Fails aus lhrer Sicht im EpG eine gesetziiche Grundlagefursoiche Finanzhiifen geschaffen
werden soil, inwieweit sind Sie mit den konkreten inhalten der Art. 70a -70f einverstanden?

Eidgenassisches Departement des Innem EDI

Bundesamt für Gesundheit BAG

Vollstandig Mehrheitlich Teilweise
einverstanden einverstanden einverstanden

(bitte unten erläutern) (blUe unten erIäutern

Nicht einverstanden
(bitte unten erläutern)

.
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Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womitsind Sie (nicht) einverstanden? Was 1sf alienfails unklar? An passu ngsvorsch Iäge

Bitte moglichstAbsatzlBuchstabe angeben.

70a

70b

70c

70d

70e

70f

Sonstige Ruckmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter)

Inwieweit sind Sie mit den Artikein 74-74h einverstanden?

Vollstandig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (blUe unten erläutern)

E E

Art. Ruckmeldungen Gegebenenfalls konkrete
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was 1st allen falls unklar? An passu ngsvorsch Iäge

Bitte moglichstAbsatzlBuchstabe angeben.

74

74a tritt eine Epidemie mit einem bisher unbekannten
Erreger auf, 1st lmpfen keine mogliche Losung, da
Entwicklung und Testung eines neuen Impfstoffs
mehrere Jahre in Anspruch nimmt. Notfalizulassung
ohne Sicherheitsnachweis ist abzulehnen.
Geninjektionen sind keine lmpfungen. Zuerst sind alle
möglichen präventiven Massnahmen auszuschopfen,
dann alle moglichen vorhandenen Therapien.

74b

74c no comment

74d no comment

74e no comment

74f no comment

für virale und bakterielle
Infektionen stehen an erster
Stelle Vit. D hochdosiert und
therapeutisch Vit. C, das sind
evidenzbasierte Massnahmen.
Dann kommen alle moghen off
label Therapien dazu)
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74g

74h

Eidgenossisches Departement des Innem EDI

Bundesamt für Gesundheit BAG

Sonstige Ruckmeldungen zu dieser Artikeigruppe:

N. Art. 75-81b (Volizug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit)

Inwieweit sind Sie mit den Artikein 75-81b einverstanden?

Vollstandig Mehrheitlich Teliweise
einverstanden einverstanden einverstanden

(blUe unten erläutern) (blUe unten erIäutern)

Art. RUckmeldungen

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was 1st allenfalls unklar?
BlUe moglichstAbsatz/Buchstabe angeben.

75 besondere Lage ist nicht definiert

77 Gefährdung der äffentlichen Gesundheit ist nicht
definiert

80 Die Covid Krise hat gezeigt, dass jeder Staat zuerst für
sich selbst schaut (siehe Impfstoffbeschaffung). Eine
internationale Koordination ist Illusion. Eine
Koordination durch einen Dritten (zB WHO) ist strikt
abzulehnen.

81a Der nebuläse ideologisch geladene One Health Ansatz
ist strikt abzulehnen

81b no comment

Sonstige Ruckmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

Nicht einverstanden
(blUe unten erIäutern)

Gegebenenfalls konkrete
Anpassungsvorschläge

0. Art. 82-84a (Strafbesti mmu n gen)

Inwieweit sind Sie mit den Artikein 82-84a einverstanden?

Vollstandig Mehrheitlich Teilweise
einverstanden einverstanden einverstanden

(blUe unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Nicht einverstanden
(blUe unten erläutern)

ri
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Art. Rückmeldu ngen Gegebenenfalls kon krete
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was 1st allenfalls unklar? An passu ngsvorsch läge

Bitte moglichstAbsat2lBuchstabe angeben.

82 Urkundenfalschung, Erschleichen einer falschen
Beurkundung darf sich auf keinen Fall auf Impf- und
Genesungsnachweis beziehen, da soiche Nachweise
weil nutzlos abzulehnen sind

83 sich gegen sinniose Massnahmen zur WEehr zu setzen
ist Burgerpflicht

das ist em Rundumschlag, der BR darf alles verbieten
resp anordnen, auch wenn evidenzbasierter Unsinn wie
Masken und Social distancing' -c1c'..i- 1c -,,,c4/,4 c-i'-,f ,''qc, '

84

84a

Sonstige Ruckmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

3. Beurteilung der Anderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG)

Inwieweit sind Sie mit den Anderungen in den anderen Erlassen einverstanden?

Vollstandig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden
einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (blUe unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Womit sind Sie (nicht) e!nverstanden? Was/st allenfa/Is - An passu ngsvorsch Iäge
k/ar? Bitte moglichsfAbsatz/Buchstabe angeben.

I OBG no comment

35 MG no comment 1
9a HMG Notfallzulassung auch für Impfungen sind strikte

abzulehnen, solange nicht alle bestehenden
Therapiemaglichkeiten ausgeschopft sind

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

,

iI
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4. Schaffung elner gesetzlichen Grundiage für digitale Contact -Tracing Apps?

Soil im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von digitalen Contact -Tracing
Apps> (analog SwissCovid App) vorgesehen werden?
Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden
Lander (im EU-Raum) haben ähniiche Systeme wie unsere <SwissCovid App)> entwickeit und vo-
rangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthäit derzeit keine Regelung zu digitalen Contact-
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die Mög-
iichkeit, weiterhin soiche Contact-Tracing Apps zu entwickein und zu betreiben. Dies ware mit ent-
sprechenden Kostenfoigen für die Entwickiung und den Betrieb verbunden.

Es soil keine gesetziiche Grundlage geschaffen Es soil eine gesetzliche Grundiage geschaffen
werden. werden.

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Erläuterung:

contact tracing st KEINE evidenzbasierte Massnahme

5. Weitere RUckmeidungen

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich derTeilrevision des EpG mitteilen möchten?

Grundsätzlich hat die Poiitik in der Gesundheitspoiitik im besten Fail eine Unterstutzungsfuktion.
Laut vorliegendem Epidemiegesetz masst sich die Politik an, eine Epidemie zu "bekämpfen", die
medizinischen Fachleute haben aiienfalis eine Hilfsfunktion.
Das Management der Covid-Krise in Schweden war deshaib erfoigreich, weii der Chefepidemioioge
Tegneil und seine Crew alie Massnahmen strikte im Sinne von Public Health ergriffen, die Poiitiker
hatten keine Befugnis, sich einzumischen.
Aiie von unseren Poiitikern ergriffenen Masnnahmen waren von der WHO direkt aus China
"designed by the KPChina" für ihre vöilig erfoigiose Zero Covid Poiitik, importiertworden, mit Public
Health haben sie NICHTS zu tun. Der grosse Epidemiologe Donad Henderson hat für eine mögiiche
Pandemie em ganz anderes Rezeptvorgeschiagen, genau das, was die Schweden befolgthaben.
Genau das Gegenteii von dem, was unsere (und aile andern auch) Poiitiker WHO giäubig
angerichtet haben.

Wir danken Ihnen herziich für das AusfUiien dieses Antwortformiars,
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Neben der angefügten Briefvorlage, hinter der ich mit einer Unterschrift stehe, möchte ich

noch einen kleinen Teil meiner persönlichen, leider fast ausschliesslich negativen

Erfahrungen und Gedanken zu den Coronamassnahmen mitteilen.

«Die Mächtigen dieser Welt unterdrücken das Volk

und führen sich als Wohltäter auf»

Dieses alte Zitat aus der Bibel ist heute so aktuell wie früher. In erschütternderArt und

Weise bekamen wir das während der Corona-Massnahmen-Pandemie zu spüren. Unser

Staat diente bewusst oder auch unbewusst nicht dem Volk, sondern einer leider nach Profit

orientierten Impf- und Pharmaindustrie, unter dem Deckmantel, ein Monstervirus zU

bekämpfen.

Mit einem Test, der gemäss einer Laborantin, bei der geringsten Verunreinigung falsche

Testresultate liefert und der keine Grippe, keine bakterielle Lungenentzündung, keine

Blutvergiftung, keine Herzerkrankung,.ausschliessen kann, wurde eine gefährliche

Coronapandemie vorgetäuscht. Viele Laien, Politiker und Personal vom Gesundheitswesen

sind leider darauf hereingefallen. Vor lauter Testen und Schutzkonzepte einhalten,

gelangen sie an den Rand der Erschöpfung und sahen nur noch Corona, Manipulation

nennt man das. Das ohnehin schon überlastete Gesundheitspersonal hat das wirklich nicht

verdient.

In meinem Umfeld hatten die meisten nur eine Erkältung, manche landeten im Bett wie

jedes Jahr, ob es sich dabei um die Grippe oder Covid gehandelt hat, wissen wir weder mit

noch ohne Test zuverlässig. So kenne ich auch keinen schwerwiegenden

Coronaerkrankten - und Toten bei dem verlässlich andere Erkrankungen ausgeschlossen

wurden. Doch kenne ich mind. drei Menschen, die an den Folgen ihrer Vorerkrankung

starben, aufgrund einem positiven Testresultat jedoch auf der Covidstation landeten. Bei

zwei von ihnen machte ein Arzt und eine Pflegerin aus Vorerkrankungs-Symptomen, unter

denen sie monatelang litten, wegen einem Testresultat von einem Tag auf den anderen

Corona-Symptome.



Hingegen musste ich in meinem Umfeld von einzelnen schwerwiegenden Impfschäden
hören (Herzmuskel- und Herzbeutelentzündung, Arterienverschluss, Blutvergiftung..).
Unser Spital war während derImpfphase überfüllt, weshalb meine sterbende Tante ins
Hospiz überführt wurde. Das Personal teilte uns mit, dass sie uns eigentlich nicht sagen
dürften, dass sie überfüllt sind. Ein paar Tage später erfuhr ich von einem Pfleger, dass
viele Impfgeschädigte behandelt werden mussten. Kein Wunder herrschte nach Aussen
Stillschweigen. Die Geimpften kamen in meinem Umfeld nicht besser durch den Winter als
die Ungeimpften. Manche Geimpfte mussten zudem die bittere Erfahrung machen, nach
der Impfung heftiger wegen einem Virusinfekt im Bett zu landen, als zuvor. Auf den

Statistiken von SRF konnte ich nachverfolgen, wie Impfwellen tragischerweise Infektions-,

Hospitalisations- und Sterbewellen auslösten. In den Zeitungen war davon nichts zu lesen.

Stattdessen sprach man von Pandemie der Ungeimpften. Dass bei Frischgeimpften bis zu
zwei Wochen die Immunabwehr um bis zu 50% sinkt, wurde verschwiegen, ebenso dass

die Spitäler in dieser Infekt anfälligen Phase, die ersten 14 Tage nach der Impfung,

Frischgeimpfte mit einem positiven Test zu den Ungeimpften gezählt haben. Wir hatten eS

in Wahrheit also mit einer Pandemie der Frischgeimpften zu tun.

Auch die Schutzkonzepte wie Quarantäne, alte Menschen wegsperren, Kontaktverfolgung,
Masken..führten in meinem Umfeld zu ernsthaften gesundheitlichen, körperlichen und
psychischen Schäden. Auf Masken, die nur ein bis zwei Stunden getragen wurden, konnten
in einem Labor massiv erhöhte Werte von Bakterien und Pilzsporen nachgewiesen werden.

Kein Wunder kenne ich eine Person, die sich maskenbedingt eine bakterielle
Lungenentzündung zuzog. Und bei einer Berufskollegin, die angeblich an Long COVID litt,
stellte man nachträglich bei einem Untersuch fest, dass durchs Maskentragen ein
Lungenpilz entstand, der zu Müdigkeit und Atemproblemen führte. Mein Neffe erkrankte
drei Wochen, nachdem die Maskenpflicht in der Bezirksschule eingeführt wurde, so heftig

wie schon lange nicht mehr, wo bleibt der Schutz der Maske? In der ersten Welle ohne
Masken wurde er viel weniger krank.

Aus diesen und unzähligen nicht erwähnten Erfahrungen heraus, erschüttert es mich, dass
unser Staat, ohne jegliche Selbstkritik, nutzlose und gesundheitsschädigende

Coronamassnahmen ins Epidemiegesetz überführen will.

Wir alle machen Fehler, sie sind dazu da, um daraus zu lernen. Es macht mich traurig,
dass unser Staat das nicht tun will und wissenschaftliche Erkenntnisse, bei denen es nicht
um Profit geht, ignoriert. So lege ich all das unter das Kreuz Jesu, deraus Liebe zu uns

allen, die Schuld der ganzen Menschheit auf sich geladen hat, um uns von Verblendung,

von Streben nach Profit, Macht, Kontrolle..und allem Unrecht zu befreien, damit wir alle
einander vergeben und in wahrer Liebe dienen, durch die Gnade Gottes, unsere einzige

Rettung.

Möge der Tod und die Auferstehung Jesu alle Herzen berühren, damit wahrhaft Ostern
werde auf der ganzen Welt.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen von Herzen Gottes Segen in Ihrer

verantwortungsvollen Aufgabe

Mit hoffnungsvollen Grüsse aus Ibach

Monmn (hnen
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

beauftragt,Der Bundesrat hat am 29. November2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung derVernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische

Anpassungenhandeln soll: Wie es aussieht, solldabei der Umfang rein von der Textmenge her um ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass es am Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darfoder gar muss: Müsste man hier garschon voneinem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage»an und vor allem:Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurdeund aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die eszu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betrachtgezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufenund wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend

Not getan, um nicht Fehler zuwiederholen oder garfestzuschreiben. Sowurde 2020 mithohen Modellen
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der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1
0.5). woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 -2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown
wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es
2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70 Jahrenwarsieo.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine
fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und
mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer

eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelleextra Krisenmanagement können in wenigen Worten
nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet dasEpG den besten Boden für die Verfolgung von
Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sichauf der Basis einer entstehenden Angst in
der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden
durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5Seite 19Erläuterungen), womit die
Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krisehättenintegriert werdenkönnen.
Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aberderTatsache dersehr
kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen inirgendeiner Art und
Weise Rechnung zutragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber fürihre Leistungen
Belobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese
Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das
Durcheinander anThemen, oft auch völlig sachfremden Themen(wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,
Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und
Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem
Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiertauch
in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste. erweiterteZweck-Absatz (Art.2 Abs. 2Bst. e und f sowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die
GrundsätzederSubsidiarität, derWirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.
Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht dergesamte Revisionsvorschlag eineganz
andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte
des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen
Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist
jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

ZurZeit ist die grundsätzliche Sicherstellungeiner genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung
in derSchweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen
politischen Kreisen Bestrebungengibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist
das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, diemit demZweck des
Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die Co19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte
im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten inden
Schweizer Spitälern. Massnahmenwurden verschärft, um dem Rechnung zutragen. Zugleich wurden im
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Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdemkam es nie zu einer Knappheit, sondern

ganz im Gegenteil: zeitweise standenganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingangins Gesetz, was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie inder Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigtworden,

hätte massiverSchaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft alsoändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, soetwasin einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie

mehr die Rede ist. Sokann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Anhörungen vonDem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. Soist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauenlebt und

die nicht durch Spaltungen gestresstist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist sobestmöglichfür eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im

Wort erwähnt.revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem

Vielmehr wird wiederauf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken»im Grunde nur psychologisch und werden wohl auchin erster Linie genau

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht»,

dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit beigrippeähnlichen Epidemien, wieim

Fall derMasken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

veröffentlicht.diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 dieWHO in einer Studie

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bisheutefür all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Fürihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

psychischennötig. Es darfangenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch

darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und dieVorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.
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Aufjeden Fall istes höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialenAuswirkungen der
verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht
werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG
auch noch gesetzlich festgeschriebenwerden sollen.

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlichkundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,
dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Massereyschon am 3.8.2021 an einer
Pressekonferenz bekannt gegebenhatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genausohäufig verbreiten
wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung,
und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronischeImpfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer
Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt:je häufigergeimpft, je
häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massivvorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll
offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten-und Persönlichkeitsschutz werden
entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz
anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge
erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen
durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, diegenau dies sehr
gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sichsehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie
Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv inden Gesundheitsmarkt. Zudiesem Zweck
haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu
verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital
gespeichert werden. Interesse besteht an Informationenüber den Gesundheitszustand, an genetischen
Daten(mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser
Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können
mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und
Datenschutzes. Hierfür wäre nämlichgenau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, alsodie digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht
gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.
Dezentrale Speicherung der Daten: Dasist einerseits derbeste Schutzgegen «Hacking», denn

zentral gespeichertist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht
Was

mehr zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am
sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen
Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt:
«those who own the data, controllthe future -not only ofhumanity - butthe future of life itself».

Eine digitaleID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass»
sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteilvoraussetzen undbewirken: die zentrale und maximal
verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auchwennman vorher in einer Präambel
den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primärwirtschaftlichen
Interessen undkönnen auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht
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werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zurIdentifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte,

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In6verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre

sammeln möchte - ein Beispielfür die schon erwähnte Unordnung, dieim gesamten Revisionsentwurf

herrscht. DieIntimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staatnichts an.

Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten willman über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1Bst. cdes Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zumelden. Siesollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch insie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielleSubstanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen.

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fastso, als solle dasEpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeitgeschieht und nicht nur im Falle

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, werwann die Kosten zu übernehmen hat. Mitkeinem Wort wird hingegen

darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dingeverhindert werden könnte, wie wir

ihn während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummenfür Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auchnur

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweckin keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-
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Tests als «Goldstandard» bezeichnetin dem Sinn, dass jederMensch, der damit positivgetestet wurde,
als gerkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen,

Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen.
wie

Sogarganz
offensichtlich ananderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den
Wochen davor oder auch posthum positiv getestetwurden (auf Weisung der WHO laut Ignazio Cassis am
7.1.22). Dabeiwurden die Stimmen von Kennern der Materie, dieimmer wieder darauf hinwiesen, dass
PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass siefür sich alleine keine
Aussagekraftbezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. EinPCR-Test
weistja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiositätnach, sondern kann höchstens

klassischemedizinische Krankheitsdiagnoseeine ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu
hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfallvor allem die Zahl der falsch
positiven Resultate massivgesteigertwurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte
Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solcheverhindert
werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle
Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer
vollkommen unprofessionellen Artgeschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So
konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der
sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurfzum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es
wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auchin derZukunft scheinbar sovorgesehenen
Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das

Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.
Risiko von

Die Testpflicht für Kinder war nicht nurwegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem
wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und
Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden.Im
vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-
Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen
Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die Ausweitung aufdie
Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zutun? Es heisst in den Erläuterungen, das
Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen mussim Kontext dereinseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen
werden. Grundsätzlich gehörenImpfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur
nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreichtwerden, müssen die
Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf dieschlechten Erfahrungenin der C-19-Krise verwiesenwerden, die in der
Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass
im Fallder sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde
Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

Was noch vorwenigenJahren als«Gentherapeutika»* besonders strengen Prüfrichtlinien
unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage»kaum geprüft
werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagender Hersteller, derEMAundBAG(Dr. V. Masserey), schützt diemRNA- Injektion
nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe derKrankheit.

1CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021:@ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBrittlc
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Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sichim ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medicweiss jedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit der Verabreichungen derInjektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind garkeine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariertwurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess fürdie

Massenproduktion einganz andererwar als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40 Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. Inanderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome? überall im Körper sind die Folgen.

DiemRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um

Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoffwurde in der Phase3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hatmanheuteimplizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immerwird die «Impfung»

aber Hochbetagtenund Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, siefür diese Gruppen

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. Injedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist, warweder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, woin besonders unglücklicher Weise

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben

oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig

geprüft und geklärt werden. Dass manaberso tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das isteine absolute

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständig ist undwerwas bezahlt.

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt

das schon wieder fastwie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt derImpfstoffbeschaffung fliessen die schlechten

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen der Schein einer

2 https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3

3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich
herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, dieam Ende zu einem grossen Teil
kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine
Lehregewesen sei, wurde bitter getäuscht: In derC-19-Krise wurden genau die gleichen Dingein noch viel
grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6Mio
Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,
auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollteman mindestens erwarten können, dass es solchemMissbrauchin
Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davonkann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede
sein - ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wennman sie kennt, ein
Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

Heilmittelgesetzänderung und Anpassungim EpG3.4

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2(3.8.2021, BAG) und noch
eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA -Injektionen in
einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisherwar eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder
invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 -0,5 kann davon bei
Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte
Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit
und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und ist wederwirksam

sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt
noch

genommen, obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c.HMG erfülltwaren? Es
war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.
Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der
modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist
wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und WHOanpassen und der
Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch
die Coronakrise gezeigt haben. Wennwir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen
grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs.1 Bst. b)soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch
Arzneimittel befristet zuzulassen, diein derbesonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine
besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG

dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- undvor,

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen
Gefährdung (die der Bundesratselber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat
selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderung Zu
legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber
gegen den Verfassungsgrundsatzin Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der
Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es istnun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch

Masken etwas gebracht haben4. Dass es für solche Massnahmen beigrippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unterkeinen Umständenzu empfehlen» ist. Auch der Testzwangist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien' belegen: Maskenhatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns

tatsächlichzu einem «historisch einmaligen Anstieg» derArmut bei rund 100 Millionen Menschen

geführt. Schweden: InSchweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden.

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80-84 festgeschriebenund ausgebaut

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden

der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeitbei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sieja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns

nämlich in derZukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und

WHO bereits von «DiseaseX» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Liniezu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängtenMassnahmenwurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber perseschon

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält.

Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, aufSchutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlichin der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschütztwerden, wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen

die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

4 https://www.aletheialib.org/doc/739

5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise
auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande derLegalität erlassenen Massnahmen. In vieler
Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die
Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnengeklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese
(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften,Contact-Tracing,
Zugangsbeschränkungenusw. inneue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig
noch wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug auf Antibiotika und auch die Fortbildungspflicht
von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiertwerden. Alles Punkte, die in
einem EpG nichts zu suchen haben.

DieSwissScience Taskforce6 war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sichselbst konstituiertes nicht
repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftlerwaren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich
finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch
pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.
Ihre Rolle bestand inerster Linie darin, bedrohliche Bilder zuzeichnen und die von den Behörden
verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflicht im öV;
Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;
Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungenund
Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gabes keine wissenschaftlich
belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig
als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zuÄngsten und Spannungen in der
Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von
nicht-pharmazeutischen Massnahmensteht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im
Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war
die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche
Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zueinem
hat die Taskforcemit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darfein solches Vorgehen jetzt

solchen

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es warschon schlimm genug, dass es so einfach
und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So
gesehenist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der
Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betrachtgezogen werden soll! Mensch, Tier und
Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Mankann sichfragen, warumim EpG neu 12 mal die Floskel «und die
Umwelt» angehängt wurde.

näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine
Beie

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr solles dadurch ermöglicht werden, dass die WHO nicht nur
im Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von
internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine
Auswirkung aufdie Gesundheit haben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im
herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6
https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHOschon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEICkann durch den Generaldirektor der WHO ganz allein entschieden werden.

Wenn es nach dem revidierten EpGgeht, würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen -am Parlament vorbei. Ab diesem Moment geltendann

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen»

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestandaber nicht ein Problem der mangelnden

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hatin der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1 : 20

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 Mia Menschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seitJahren mehr und mehr -mit zunehmendem Lobbyismus - zueinem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und derVereinten Nationen (UN) hat nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzenzu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immerwieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabeb EpG muss ersatzlos gestrichen werden.

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem

Gehorsam die Änderungswünsche derWHO hinsichtlich der IGV schon jetzt durch eine Erweiterung des

EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheitschadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfenwerden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der

letzten vierJahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassendeVeränderungen in fastjedem Artikel, sodass man

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.
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Die Änderungsvorschlägestehen auf dem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Es fehlen
präzise Anfangs-und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle
folgenden Reglementierungen, seien sienoch so präzis organisiert undformuliert, nur verwirrliche
Willkür.

Die Grundsätze der Subsidiarität, derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit werdenzwar in der
Präambel explizit genannt, dann aberim weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die
Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So
übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder
ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung undZustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.
Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHObestimmen können, wann ein medizinischer Notfall
vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept
von UN und WHO ist abzulehnen.

Der Revisionsentwurfist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl.
Impfstoffe und antimikrobielle Substanzengehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur
Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nichtins EpG. So auch Subventionen,
Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, aufdem Boden
der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor
übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen anVorgehensweisen,
die sichin der C-19-Krisegerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,
Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste
Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegennicht einmal erwähnt.
Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und
deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiertwiein der überstandenen Krise
mit Angst und Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und
Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Datummeln sich
mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.
Der Revisionsentwurf führt zueiner massivenKostensteigerung nichtnur im Gesundheitswesen.
Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.
Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriffin die Privat-und Intimsphäregehören nicht ins
EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.
Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen aufUnterdrückung von
kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hates Platz für Diskussion und einen alternativen
Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger aufkörperliche und geistige Unversehrtheit, aufPrivatleben, Meinungs - und
Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive
werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes
wird ausgehöhlt.

Zusammenfassendist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.
eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

MCete
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates- überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Ergeht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerischeTerminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, wasim Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage/Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrathat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führtvon einem System,in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sichum einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortestgeschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschrift und Abs. 2Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantoneim Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument aufAntrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

O die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in derAllgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

O das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

O das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

0 es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zuihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich,ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurfscheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeitauf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% derSterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten undimmer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltungim Sinne der Präambel der Bundesverfassung undim

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

vnung
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From: Sabrina Ender <sabrina.ender@yahoo.it> 

Sent on: Sunday, March 17, 2024 4:30:22 PM 

To: _BAG-RevEpG <RevEpG@bag.admin.ch>; _BAG-

GEVER <gever@bag.admin.ch> 

Subject: Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 

    

Follow up: Zur Nachverfolgung 

Follow up status: Completed 

Completed on: Wednesday, March 20, 2024 11:59:00 AM 

    

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI 
beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 
818.101) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur 
geplanten Revision wie folgt Stellung zu nehmen. 

 
1 Aufarbeitung der Corona-Zeit tut Not! 

Der Entwurf hat tiefgehende und weitreichende Auswirkungen auf die Bevölkerung, sollte er in 
dieser Form Gesetz werden. Ohne eine ehrliche und umfassende Aufarbeitung der Corona-Zeit 
ist dies unverantwortlich und nicht zulässig. Es gab viel Kritik an den unverhältnismässigen und 
schädlichen Massnahmen. Zu erwähnen sind beispielhaft: die Anwendung des PCR-Tests, die 
Zählweise der Covid-Toten, die Anordnung von Lockdowns, das Tragen der Masken – 
insbesondere in Schulen, das Aussprechen von Impfempfehlungen trotz fehlender Kenntnis der 
Risiken. Dazu braucht es eine öffentliche Diskussion, BEVOR eine Anpassung des EpG in 
Betracht gezogen werden darf. 

Das Volk ist der Souverän. Das Volk muss gehört werden. Das heisst auch, dass der Bundesrat 
und die Verwaltung im vorliegenden Entwurf über zu viel Macht verfügen – vorbei an Parlament 
und Volk. Auch die Kantone werden immer mehr an den Rand gedrängt und haben – wenn 
überhaupt – nur noch zu vollziehen, was der Bundesrat befiehlt. Das ist unakzeptabel und zu 
korrigieren. 

Es ist offensichtlich, dass der Bundesrat in einem vorauseilenden Gehorsam die Vorgaben der 
WHO – sprich des Pandemievertrages und der Internationalen Gesundheitsvorschriften – in die 
Teilrevision des EpG einfliessen lassen will. Vorbei an Parlament und vorbei am Volk? Auch hier 
gilt: die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit und der direkten Demokratie werden ausgehöhlt und 
bestehen nur noch auf dem Papier. 

Die Revision ist deshalb nur schon aus diesen grundsätzlichen Überlegungen abzulehnen. 

 
2 Auf welchen Vorannahmen beruht die Teilrevision EpG? 

Es macht den Eindruck, dass der Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die mehr als 
fragwürdig sind. Folgende Vorannahmen scheint der Bundesrat – mehr oder weniger explizit 
ausgesprochen – getroffen zu haben: 



• Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große 
Krise der öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und 
Mortalität. 

• Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem 
Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere 
Krankheit oder Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines 
Krankheitserregers. 

• Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren 
notwendig, nützlich, wirksam und verhältnismäßig: 

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung; 
o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung 

der Pandemie; 
o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung; 
o nur moderne Medikamente sind wirksam; 
o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person; 
o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit; 
o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch 

von den Injektionen. 
• Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen. 
• Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit 

Zwang («zu ihrem Besten») angegangen werden muss. 
• Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, 

es fehlt weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material. 
• Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten. 
• Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle. 
• Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt 

aus zu beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise 
zu bewältigen, und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse 
zu übertragen. 

• Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben. 
• Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und 

kommunizieren auch so. 

Die Frage sei erlaubt, ob diese Annahmen wirklich der Wahrheit entsprechen? 

3 Definition der Begrifflichkeiten ist das «A & O» 

Im Entwurf werden viele Begriffe verwendet, ohne dass diese klar definiert werden. Das schafft 
keine Rechtssicherheit, sondern öffnet einer Willkür Tür und Tor. Was ist unter 
«Chancengleichheit» zu verstehen? Wie wird «Pandemie» und «Epidemie» definiert? Was 
versteht der Bundesrat unter «One-Health»? Wo werden die verschiedenen Lagebegriffe 
definiert? Soll es in der Kompetenz des Bundesrates liegen, die «besondere Lage» festzustellen? 
Nach welchen Kriterien? Wie lange soll eine solche «besondere Lage» dauern? Wer bestimmt 
das? Wer bestimmt, wann eine «ausserordentliche Lage» vorliegt? Welche 
Überprüfungsmechanismen bestehen? Was macht der Bundesrat, wenn die WHO einen PHEIC 
(Public Health Emergency of international Concern) ausruft? Wird dann in der Schweiz die 
«besondere Lage» oder die «ausserordentliche Lage» ausgerufen? Automatisch oder prüft die 
Schweiz eigenständig? Hier braucht es eine Konkretisierung! 

Das Gleiche gilt für Begriffe wie «Subsidiarität», «Wirksamkeit» und «Verhältnismässigkeit». Nur 
weil sie im Gesetz verwendet werden (Art. 2 Abs. 3 EpG), heisst das noch lange nicht, dass diese 
Grundsätze dann auch gelebt und umgesetzt werden. Ebensowenig findet man im Entwurf eine 
Auseinandersetzung zwischen diesen Prinzipien und beispielsweise einer Kosten-Nutzen-
Betrachtung. Note: ungenügend. 

4 Geht es um den Schutz des Menschen und seiner Gesundheit? 



Gemäss Art. 1 EpG regelt dieses Gesetz den Schutz des Menschen vor übertragbaren 
Krankheiten. Letztere sollen verhütet und bekämpft werden. Klingt gut – ist aber nur dann gut, 
wenn das Auftreten dieser übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren 
Ausbreitung nachweislich zu einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung 
führen wird oder bereits geführt hat. Wird im EpG sichergestellt, dass diese Voraussetzungen in 
jedem Fall erfüllt sind? Auch bei der Ausrufung eines PHEIC (Public Health Emergency of 
international Concern) durch die WHO? 

Geht es bei der Revision des EpG eventuell auch um ganz andere Themen? Gemäss BAG soll ja 
die Überwachung verstärkt werden. Mit den Bestimmungen über die Digitalisierung und den 
Eingriff in die Privatsphäre – zu erwähnen sind hier z.B. das elektronische Patientendossier, eine 
digitale ID, das Contract-Tracing – steht der Daten- und Persönlichkeitsschutz im Visier und ist in 
Gefahr. So sollen z.B. nicht mehr Krankheiten gemeldet werden, sondern Personen. Es geht 
nicht mehr darum, «kranke oder infizierte Personen» zu identifizeren, sondern es geht um eine 
Identifizierung von «kranken, mutmasslich kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oder 
Krankheitserreger ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert sind 
oder nicht… Weiter soll es eine Meldepflicht geben über «Verhaltensweisen einschliesslich Daten 
über die Intimsphäre». Welche Verhaltensweisen sind wohl gemeint? Sexuelle, politische oder 
Konsumverhaltensweisen? Die Frage sei in diesem Zusammenhang erlaubt: Geht es hier 
eventuell vielmehr um die Überwachung und Kontrolle der Bürger und weniger um 
Gesundheitsschutz? 

5 Schlussbemerkungen 

Es wäre zu wünschen, dass sich der Bundesrat und die Verwaltung bewusst werden, wie unser 
Staat aufgebaut ist und auf welchen Säulen er beruht: «Das Schweizervolk und die Kantone … 
bilden die Schweizerische Eidgenossenschaft.» (Art. 1 BV). «Die Schweizerische 
Eidgenossenschaft schützt die Freiheit und die Rechte des Volkes und wahrt die 
Unabhängigkeit und die Sicherheit des Landes. Sie fördert die gemeinsame Wohlfahrt, die 
nachhaltige Entwicklung, den inneren Zusammenhalt und die kulturelle Vielfalt des Landes.» (Art. 
2 Abs. 1 und 2 BV). «Die Bundesversammlung übt unter Vorbehalt der Rechte von Volk und 
Ständen die oberste Gewalt im Bunde aus.» (Art. 148 Abs. 1 BV). 

Die Hoffnung stirbt ja bekanntlich zuletzt. 

Freundliche Grüsse 
Sabrina Ender 
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung derVernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich isteine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurfvom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von derTextmenge herum ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich istderText unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass es am Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier gar schon von einem Sumpfsprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wiegenau ist die Abgrenzung zwischen «normaler»,«besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.
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derC-19-Krise dringend
vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während

Hier hätte eine
festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen

Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen odergar

unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1 -
der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese

Und ein Lockdown
0,5),woran in der Schweiz jeden Winterschon immer 2000-2500 Menschensterben.

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gabes

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit- unter 70 Jahren warsie 0.

«besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine
So hätte schon von Anfang anim Jahr 2020 keine

Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und
fachkundig durchgeführte

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer

unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten
extra eingesetzten «Taskforce» völlig

nicht beschrieben werden.

besten Boden für die Verfolgung von
Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den

sich auf der Basis einer entstehenden Angstin
Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die

Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden
der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen.

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

diegeplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), womit
Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder g

Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können.
Resultate einer breiten, transparenten

eingeflossen, ohne aber der Tatsache der sehr
Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen undMassnahmen inirgendeiner Art und

Die betroffenen Behörden haben sich bishernur selberfür ihre Leistungen
Weise Rechnung zu tragen.

vorgeschlagenen Revision eben diese
gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das
Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit

(wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,
Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestextentspricht nicht unserem

Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch
Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

kdie
Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art.2Abs.2Bst. e und fsowie Abs. 3) verlangt, dassim EpG

Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.
Grundsätze der Subsidiarität, derWirksamkeit und der

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag eine ganz
Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität.

deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichstalle Aspekte
andere, dem eingangs

sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen
des Gesundheitswesens

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Torgeöffnet. Kantonsbeteiligung ist

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

und Spitalplanung
Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einergenügendenGesundheitsversorgung

Auch wenn es in gewissen
in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damitkantonal geregelt.

stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist
politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer

treiben, die mit dem Zweck des
das EpG gewiss nicht derrechte Ort,um solche Anliegen voran zu

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.
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Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den

Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im

Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern

ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesratsollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Erwürde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. Soist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genau

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht»,

dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wieim

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Fürihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

nötig. Es darf angenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch
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darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterrorund hat mitGesundheit nichts zutun.

Aufjeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht
verordneten Massnahmen auf die psychische

Massnahmen nun ohne weiteresin einem revidierten EpG
werden. Eskann nicht sein, dass die gleichen

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.

Digitalisierung und der Eingriffin die Privatsphäre2

man zeigen,
Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann

3.8.2021 an einer
dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Massereyschon am

das C-Virus genauso häufig verbreiten
Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können

nicht vor Falschmeldung,
wie Ungeimpfte». Womitillustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vorLügen,

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer
Das elektronische

haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je
Zweiklassengesellschaftund macht krank. Ausserdem

häufigerwerden die Menschen krank.

Auch das EpG soll
Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben,auch im Gesundheitswesen.

und Persönlichkeitsschutz werden
offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten-

In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz
entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt.

berücksichtigt. Diese Dinge
anders aus: Da werden sie nurhöchst ungenügend,wenn überhaupt,

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen

gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr
durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings

gerne sehen würden.

wieund Macht ausüben. Große Unternehmen
Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen

massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck
Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren

allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu
haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu

überhaupt erst einmal lückenlos digital
verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten

über den Gesundheitszustand, an genetischen
gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen

Diagnosen, und der Wert dieser
Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen

nochmals enorm,wenn sie verknüpftwerden können
Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung

persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.mit

Prinzipien des Persönlichkeits- und
All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht
Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.
«Hacking», denn

Dezentrale Speicherung derDaten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen

und ist dann nicht
zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt»

was

die missbräuchliche Datenverknüpfung am
mehr zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch

sichersten.

Versicherernwurden bereits unlängst wieder Millionen
Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von

gemacht. Und Yuval Noah Harari vomWEF sagt:
Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich

«those who own the data, controll the future- not only of humanity -but the future oflife itself».

Eine digitale ID,das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracingund ein «digitaler Impfpass»

zentrale und maximal
sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen undbewirken: die

PräambelDatenmengen. Auch wenn man vorher in einer
verknüpfbare Speicherung möglichst grosser

hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.
den Datenschutz gross
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Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen
Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht

werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie
grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte,
Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre
sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an.
Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die
sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphärezu melden. Sie sollen
gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen.
Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie
in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt fürImpfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und
billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nur im Falle
einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, werwann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen
darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte,wie wir

ihn während der C-19-Krise erlebt haben.
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und Tests ausgegeben, die bei auch nur
Milliardensummen für Diagnostika

Dort wurden bekanntlich
Weise tauglich waren. So wurden PCR-

für den vorgesehenen Zweck in keiner
etwas näherem Hinsehen

positiv getestet wurde,
dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit

Tests als «Goldstandard» bezeichnetin
Die Folge waren drastische Massnahmen,

auch ohne jegliche Symptome.
als «erkrankt» zu gelten hatte,

Familien und Menschengruppen. Sogarganz

wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze
wenn sie in dengalten als «Corona-Tote»,

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen
Ignazio Cassis am

wurden (auf Weisung der WHO laut
positiv getestet

Wochen davor oder auch posthum
immer wieder darauf hinwiesen, dass

Kennern der Materie, die
7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von

sie für sich alleine keine
diagnostische Zwecke dienen, dass

PCR-Tests für Forschungs- und nicht für
unterdrückt. Ein PCR-Test

Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar
Aussagekraft bezüglich

nach, sondern kann höchstens
Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität

weist ja kein Virus, keine
ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu

medizinische Krankheitsdiagnose
eine klassische

Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch
womit im

Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert),hohe

positiven Resultate massiv gesteigertwurde.

bekannte
Zusammenhang auch aufdie in Fachkreisen absolut

Mit keinem Wort wird in diesem solche verhindertnachgegangen, wie eine
eingegangen und der Frage

Möglichkeit einer «Testpandemie» wertvolle
der C-19-Krise könnte auch hierzu

Auswertung der Erfahrungen
werden könnte. Eine kritische

Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer

Daten und Aussagen liefern, denn die
statistischen Minimalstandard spottet. So

unprofessionellen Art geschehen, die jedem
vollkommen dies ist der

tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau

konnte man nie einen klaren Blick auf die

Testpandemie.sicherste Weg in eine

Esoffensichtlich nicht eingeflossen.
Revisionsentwurf zum EpG ganz

All diese Erfahrungen sind in den
in der Zukunft scheinbarso vorgesehenen

stellten sich angesichts der auchalswird vielmehr so getan, Verhältnismässigkeit oder das
während Zweckmässigkeit und

nur Fragen der Finanzierung,Test-Exzesse
Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Risiko von Testpandemien keine Rolle spielen. Aufdie

gefährlichen Substanzen in diesen Test abervorallem
nicht nurwegenDie Testpflicht für Kinder war

Massnahme ein Verbrechen.
der Sinnlosigkeit einer solchenwegen

Überwachungs- und
soll in der Revision die Finanzierungs-

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren
ausgeweitet werden. Im

von Abwasser (mittels PCR-Test)
Monitoringregulierung via Kontrolle

Wasserforschung(Eawag) von derGates-Eidgenössische Institut für
vergangenen Jahrzehnt erhielt das

38 Millionen
Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das
auf diesein. Hat die Ausweitung

von der Stiftung unabhängig zu
Franken. Beide Institute versichern,

Erläuterungen, dastun? Es heisst in den
Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu

versehen.
Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten

3.3 Keine Impfungen

Überregulierungnoch einmal angesprochen
Kontext der einseitigen

Auch das Thema Impfungen mussim
Da sie ihrer Natur

Impfungen,wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz.
werden. Grundsätzlich gehören

Gesunden verabreicht werden, müssen die

nach nicht Kranken, sondern vielmehrin erster Linie
geregelt und gehandhabt werden.

entsprechend besonders streng
Anforderungen an ihre Prüfung

werden, diein der
Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen

Auch hier kann wieder auf die schlechten
abzuklären, wie es möglich ist, dass

berücksichtigt werden. Insbesondere wäreRevisionin keiner Weise
Gesetze, ja jeglicher gesunde

«Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen
im Fall dersogenannten

ausgesetzt werden konnten:
Menschenverstand in dieser Krise
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Was noch vorwenigen Jahren als «Gentherapeutika» besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Eswar nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind garkeine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz anderer war als derfür die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40 Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In anderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome' überall im Körper sind die Folgen.

Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um

Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer wird die «Impfung»

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetztwerden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist, warweder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben

oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig

geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt.

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLIc
2
https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3

https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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überhaupt nicht ins EpGgehören (sondern insHeilmittelgesetz) klingt
Abgesehen davon, dass Impfstoffe

Marketingkampagne.das schon wieder fast wie eine

schlechten
kommerziellen Aspekt derImpfstoffbeschaffung fliessen die

Aber nicht einmal bei diesem

Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der
Erfahrungen der C-19-Krise in die

exzessives Testen der Schein einer
sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wiedurch

nutzlosen und wie sich
wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von

anhaltenden «Pandemie» erzeugt
Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil

herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und

mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine
kostenpflichtig entsorgt werden

genau die gleichen Dinge in noch viel
bittergetäuscht: In derC-19-Krise wurdenLehre gewesen sei, wurde

35.6 Miowerden sogar bis heute geheim gehalten.
grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge

wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,
Impfdosen von denen 18,5abgelaufen und vernichtet

Steuerzahler bezahltwerden.
auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom

solchem Missbrauch in
mindestens erwarten können, dass es

Von einem revidierten EpG sollte man

Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede
Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt.

sein - ganz im Gegenteil.

wenn man sie kennt, ein
Gefahren nicht kennt, eine Dummheit;

«Das Impfen ist, wenn man dessen

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

Heilmittelgesetzänderung und Anpassungim EpG
3.4

Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch
Trotz fehlender Wirksamkeit und

wurden die modRNA- Injektionen in
eingeschränkter Datenlage (Phase 3Studie nicht abgeschlossen)

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder
Bisher war eine befristete Zulassung nun

0,1- 0,5 kann davon bei
HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca.

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1
und guterprobtealternative, altbewährte, nebenwirkungsarme

Covid keine Rede sein. Es gab
(Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrücktwurden
wirksamDie Impfung warund ist weder

nicht abgeklärt und auch nicht gegeben.
und Sicherheit waren

Markterleichtert zugelassen bzw. nicht vom
noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika

gemäss Art. 9a Abs. 1lit. a. bis c. HMG erfüllt waren?Es
obwohl keine der Voraussetzungengenommen,

verhindert noch getestet wurde.
2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder

war spätestens August
geimpftwaren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach

«Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: dieImpfung ist
modRNA-Injektion kommen auf 800

wirksam und sicher.

und derSchweiz sich EMA und WHO anpassen
Nun soll Art.9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die

und nun auch
Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann.

Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen
die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wirunsere

grösseren Handlungsspielraumim HMG.

erhalten, auchb) soll Swissmedic die Möglichkeit
von Art. 9aHMG (neuer Abs. 1 Bst.

Mit einer Ergänzung eine
besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der

eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG
Gesundheitbesondere Gefährdung der öffentlichen

und
Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits-

vor, dass der Bundesrat von den
dies zurVerhütung und Bekämpfung einerbesonderen

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern
auch der Bundesrat

definiert) der öffentlichen Gesundheit (die
Gefährdung (die der Bundesrat selber

via WHO) notwendig ist.
selber definiert oder Dr. B. Gates

mit dieser Gesetzesänderung zu
ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise

Versucht der Bundesrat sein
nicht sogar selberImpfexperimente zulassen? Verstösster damit

legalisieren? Will er in Zukunft weitere
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gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV,wonach der Mensch vor Missbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem NürnbergerCodex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

nochweder Lockdown, Social Distancing,
Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass

Massnahmen beigrippalen Erkrankungen keine
Masken etwasgebracht haben'. Dass es fürsolche

und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress
Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019

Ergebnis, dassGrippepandemien kam bereits 2019 zum
zugegeben. Eine WHO-Studie zu

Auch derTestzwangist ohne Symptome
«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist.

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren
Studien* belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf

auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige
Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss

Masken kann zu Schäden führen.
oder unsachgemäße Verwendung von

Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns
Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum

«historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen Menschen
tatsächlich zu einem

Corona-Mortalität ohne Lockdownim Bereich einer mittelstarken
geführt. Schweden: In Schweden lag die

EU-Durchschnitt.Grippewelle und deutlich unter dem

EpG festgeschrieben werden.Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen
Diese Massnahmen, deren

sollen in Art. 80 - 84 festgeschrieben und ausgebaut
Das Bussverfahren und die Strafbedingungen

schädlich (Isolation der
Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren

werden. Nicht nur waren diese
und Angst, Zunahme von psychischen

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung

sind inkompetente Anordnungen zum Schaden
Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das

der Gesundheit derBevölkerung.

4 Organisatorisches

Grundrechtseinschränkungen
Fehlen von Verhältnismässigkeit bei4.1

hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-
Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf

transparenten, öffentlichen Prozess
19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen

Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man
versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen.

übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns
besser» gegendamit die Bevölkerung künftig «noch

Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und
nämlich in derZukunft «grosse

(Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.
WHO bereits von «DiseaseX»

bisher noch nicht
Wie aber sollein Schutz «noch besser» gemacht werden,wenn dieFehler derC-19-Krise

benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die
einmal öffentlich geklärt und

Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre
Verhältnismässigkeit der damals verhängten

konnte, auch nicht nachträglich. Eine
Wirksamkeitbisher in keiner belastbaren Art belegt werden

Unschädlichkeit kann aber per se schon
Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene

hält.man sie für noch so «mild»
nicht «verhältnismässig» sein, selbstwenn

Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:
Das gilt insbesondere dann, wenn

Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf
Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische

Grundrechte sind als unverletzlich in der
Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit.

sie gerade auch dann besonders geschützt werden,wenn
Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen

werden, müssentrotzdem für kurze Zeit ausserKraft gesetzt
Notlagen eingetreten sind.Wenn sie dann

ganz besonders hoch sein!
Anforderungen an eine PrüfungderVerhältnismässigkeitdie

4 https://www.aletheialib.org/doc/739

5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertetwerden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig

noch wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug auf Antibiotika und auch die Fortbildungspflicht

von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce° war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflicht im öV;

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mitin Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tierund

Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen,warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die

Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll esdadurch ermöglicht werden, dass dieWHOnicht nur

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite),sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine

Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im

herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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überhaupt ist, wurde von derWHO schon während der
Die Definition dessen,was eine Pandemie

ohne weiteres als
sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle

des OneHealth-Konzepts wird die
eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen

Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher
Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert.

Notstand erklärt werden.

Generaldirektor derWHO ganz allein entschieden werden.
Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den

revidierten EpG geht, würde das in derSchweiz ganz automatisch und verbindlich
Wenn es nach dem

- am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann
auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen

nur «Empfehlungen»
gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand abernicht einProblem dermangelnden

WHO-Empfehlungen wurden in derC-19-
Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

Empfehlungen, wie die schon erwähnten
einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungenund das Contact-Tracing, usw. Das

mangelndes kritisches Hinterfragen
Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern

seitens der Länderbehörden.

DieWHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt(Widersprechen der eigenen Regeln,

Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nichtgewähltemanipulative Zählungvon Toten,
zweckgebunden wohlgemerkt.

Organisation erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern,

(76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5
Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil

er sich eine Rendite von 1 : 20
Milliarden seit 2000).Von den Investitionen indie Impfindustrie verspricht

werde 7 Mia Menschen impfen.
und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er

- mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem
Die WHO entwickelt sich seitJahren mehrund mehr

Pharmakartell.

tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den
Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu

sondern die Interessen von B. Gates und der
Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat,

Nationen (UN) hat nichts im
Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und derVereinten

suchen. Wann hat derSouverän diesem Ansatz als
Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu

«Leitmotiv»für alle seineLebenslagenzugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw.immerwieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden.

vorauseilendem
Wir wollen keine Machtausweitung derWHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in

eine Erweiterung des
Gehorsam die Änderungswünsche derWHO hinsichtlich derIGV schon jetzt durch

EpG in nationales Recht umzusetzen.

DerLobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheitschadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

soll
Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz

Die negativen und
das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden.

schädlichen Auswirkungenwurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungenam Epidemien-Gesetz

gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der
(EpG) vorgenommen werden, ist eine

letzten vier Jahre von Nöten.
in fast jedem Artikel, sodass man

Der Revisionsentwurf beinhaltetsehr umfassende Veränderungen

dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungenist bei genauer
sich fragen muss, warum

Betrachtung akzeptabel.
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Dreilagemodells. Es fehlen
Die Änderungsvorschläge stehen aufdem Boden eines willkürlichen

Aufdem Willkürboden sind alle
präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz.

organisiert und formuliert, nur verwirrliche
folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis

Willkür.

Die Grundsätze derSubsidiarität, derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der

Gegenteil verkehrt. Die
Präambel explizit genannt, dann aberim weiteren Verlaufinihrgenaues

Bundesregierung Halt. So
Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen

oder
übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen

Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.
ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und

ZurZeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein medizinischerNotfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept

von UN undWHO ist abzulehnen.
Heilmittel inkl.

Der Revisionsentwurfist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in einEpG gehören:

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

auch Subventionen,
Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So

Fortbildungspflicht etc.
von Forderungen dar, auf dem Boden

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung

inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor
der Willkür und häufig

sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,
übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste
Salutogenese,

erwähnt.
Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nichteinmal

Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und
Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer

überstandenen Krise
deeseskalieren (Angstreduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wiein der

mitAngst und Panik.
Überwachung und

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut:

Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Datummeln sich
Meldung von

wirklich Kranken und Infizierten.
mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben

Kostensteigerung nicht nurim Gesundheitswesen.
Der Revisionsentwurfführtzu einer massiven

Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierungund damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Strafreglementierungen auf Unterdrückung von
Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hatesPlatz für Diskussion undeinen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.
auf Privatleben, Meinungs- und

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit,

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes

wird ausgehöhlt.

Nichtanhandnahme bzw.
Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

Kathrin Eng

Höngen7

4712 Laupersdorf
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Mathias Ena Schweizerische Bundeskanzlei
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Bundesamt für Gesundneit TG

DG VA

CO UV

Datum 22.2.2084 27. Feb. 2024
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STE NCD

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort
Dig MT

GEÆ BioM Str FANM URA AS ChemChem GB/APS

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, nochmehr Vorrechte aufBundesebene zu konzentrieren - aufKosten der Bürger (die in

erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden- entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist -bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einerbesonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurfmacht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt erAspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurfführt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Ergeht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerischeTerminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähntwird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt derVorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» istzu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang derAnzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage/ Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur«Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falleihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung derBestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wirdimmer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldungvon

Personen.

Übergangvon der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie wederkrank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von derArt und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daherwederwirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in derZwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwererAusgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis derGefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

O die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei derBekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in derAllgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

O es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

wederan Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbarzu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in derNZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Siegeht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht aufbeunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

derBevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle proJahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% derSterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem SchweizerVolk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift
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Absender

A-Post Plus oder Einschreiben

Schweizerische Bundeskanzlei

Bundeshaus West

3003 Bern

und/oder

Per E-Mail an:

recht@bk.admin.ch

Datum 222.208¥

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

1



klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit
Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und
zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.
Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im
EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. Sa: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die
Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage/ Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

� Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die
dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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� Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

� Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

� Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

� Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO-wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

� Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

� Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die (OVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

� Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit
und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verliütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der
Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird
abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-lnjektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit
einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht
und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die
Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

� Sowohl die SARS-CoV2-lnfektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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� Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

� Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;
o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

� Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

� Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

� Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

� Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

� Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

� Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

� Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

� Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

so.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

� Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

� Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

� Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

� Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

� Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

� Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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� Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen
sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

� Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen
usw.).

� Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo­
Effekt).

� Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum
non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

� Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der
Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

� Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen
Befeh lsem pfä ngern.

� Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und
Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

6



Amtl DTS PuG GZ R KUV LKV
DS Bundesamt für Gesundheit TG
DG

VA
CC

UV
Int

27. Feb. 2024
Absender

GeS
STE

Dig
INCD

Sabine E.
IGE/ÆR BioM Str FANM URA ASChemcA-RostBtus oder Einschreiben

MT

Henyptstr. 4S Schweizerische Bundeskanzlei

Bundeshaus West

4132 MuHenz 3003 Bern

und/oder

Per E-Mail an:

recht@bk.admin.ch

Datum 22.2.2024

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus derCovid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hierist- bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurfsieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht dieAngehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt erAspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachungund Meldungvon Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außerAcht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung»im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe,wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne derSchweizer Bevölkerung,

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2:Zweck

Die Formulierung «chancengleicherZugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine AusweitungseinerKompetenzen vor,was im Widerspruch zum
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit sollin erster Linie in derVerantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen undihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, dieinstrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereitsheute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eineTatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldungvon

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängigdavon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz(DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen undEreignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufder Identifizierungvon Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: NationalesInformationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von derArt und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch dieinvasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Esistin der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen
einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwererAusgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

O das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

0 das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zuihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument derWHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% derCovid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% derSterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltungim Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

1Ca
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden- entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit
Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und
zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.
Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im
EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. Sa: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die
Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage/ Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der
Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

� Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der
Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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� Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» {Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

� Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

� Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

� Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass {Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

� Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

� Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

� Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit
und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der
Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor
allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird
abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-lnjektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit
einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht
und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die
Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

� Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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� Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

� Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-lnjektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;
o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

� Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

� Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

� Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

� Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

� Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

� Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

� Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

� Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

so.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

� Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

� Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

� Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

� Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

� Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

� Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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� Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

� Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen
usw.).

� Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo­
Effekt).

� Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum
non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

� Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

� Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen
Befehlsempfängern.

� Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und
Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemien Gesetzes (EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen undwäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV).

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesratist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne aufirgendwelche

Grundsätze behaftet zu werden.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikatsin das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.

Keine Impfungen

Auch das ThemaImpfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach



nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabtwerden.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend aufihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend istinsbesondere, dass

Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und Bewegung haben einen positiven Effekt auf

das Immunsystem. Dies sollte entsprechend berücksichtig werden. Naturheilpraktiker, Homöopathen,TCM -

und Ayurveda Therapeuten müssen sich einer eidgenössischen Prüfung unterziehen. Wo und wiewerden

diese eidgenössisch diplomierten Fachpersonen in das Gesundheitssystem integriert?

Mit freundlichen Grüssen

DBy Andrea Engél



Amti DTS PuG GZ R KUV LKW

DS Bundesamt für Gesundneit TG

DG VA

Edith Engeli CC UV

Brahmsstrasse 72
20. März 2024

Int

8003 Zürich
GeS

STE NCD

Dig MT

BioM Str FANM URA AS ChemChem GB

Bundesamt für Gesundheit BAG

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

Datum: 19.3.2024

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,
Der Bundesrat hatam 29.

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28.September 2012 (EpG, SR 818.101) ein Vernehm-

Gelegenheit, zur geplanten Revision
lassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die

Stellung zu nehmen.

1Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

- auf Kosten der Bürger (die in
Er sieht vor, nochmehr Vorrechte aufBundesebene zu konzentrieren

tätigen
erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), derKantone und derim Gesundheitswesen

wurden - entgegen der Meinung des
Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

dieordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung
DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrechtin

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne einesorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu
wünschenswert, dass ein

einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischen

- selbst
Entscheidungen. Er priorisiertin erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt erAspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

jeder Mensch a priori zu
hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

Gesundheit) beweisen muss.
unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) undjede



klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außerAcht gelassen. Das hatnichts mehrmit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlendeund autoritäre Sprache, eine kriegerischeTerminologie und eine

Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im
Fokussierung aufinvasive

Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.
erläuternden Bericht das Wort «Impfung»im

Gesundheitsförderung durch natürliche,
Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und

unbeantwortet. Letztere haben
nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf

geht, Infektionen zu verhindern und
nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe,wenn es darum

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last butnot least: es muss leider mit Schreckenfestgestellt werden, dass eine Umsetzung des

(massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.
Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren

Bevölkerung.Dies ist nicht im Sinne der Schweizer

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck
streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» istzu

zu medizinischer
der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang

Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine
Versorgung hatten.Im Gegenteil gab es sogar

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie mussim
Die medizinische

EpG nicht wiederholt werden.

vor, was im Widerspruch zum
Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen

Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantoneim

die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,
setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person

womit ersich auch für das Prinzip derindividuellen Souveränität für die Gesundheitausspricht Die

Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre
Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des

Bund übertragen.
Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden

erscheinen mag, bringt keinen
Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept,das abstrakt gesehen sinnvoll

gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und
wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiertwerden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind
nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und

Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl derBetten pro
insbesondere der kontinuierliche Rückgang der

Einwohner istseit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6: Besondere Lage /Grundsätze
weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» istder Blick

(WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der
derzeit ausgearbeitet und verhandeltwerden

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen VOr:

Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die
- Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.

Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres
- Im Zusammenhang mit der Prävention einer



Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

nach Anhörung eines- Der geänderte Artikel 12 derIGV würde dem Generaldirektor der WHO

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

von internationalerWiderspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

- Der neue Artikel 13Awürde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

- Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hatseine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruckgebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, dasim Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

- Übergangvon einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zurMeldung von

Personen.

- Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob siekrank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oderinfiziert ist,wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

stelltinfiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose

(objektiver Gesundheitszustand).

-. Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:



Tatsachen und Ereignissedes Lebens, von denen nurdie betroffene
«Die Intimsphäre umfasst alle

» «Als Intimsphäre gelten
die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnishaben.

Person oder Personen,

Konnotationhabenund die die betroffene Person nur
Daten, die eine starke affektive

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

liegt aufder Identifizierung von Personen und
Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus

Bestimmungen gehen viel zu weit
Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese

nicht mehr von
abgelehnt.und werden deshalb vehement

Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen
Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a:

managerialen undder Bundesrat in die kantonalen,
Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob

eingreifen kann. Am Grundsatz der
medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

«Contact-Tracing»
Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem

ist für dasKontaktverfolgung an sich nicht relevant
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass

von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor
Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark

Kontakten durchgeführt wird
allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von

Personen und dem Zugang zu ihrerIntimsphäre
Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von

Zusammenarbeit durch eine
wird derderzeit geltende Grundsatz der

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus
vorgeschlagenen Maßnahmen noch

wodurch die invasive und polizeiliche Seite derVerpflichtung ersetzt,
noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher wederwirksam,

abgelehnt.

GenesungsnachweiseArt. 49b: Impf-, Test- und
nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person

Zwischenzeit allgemein bekannt, dass
positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Esist in der

und dass bei Fehlennoch vor einer Übertragung schützen
RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion

Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht
einer medizinischen Anamnese ein negativer

Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt
ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die

Dokument, daskeinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.
sich also um ein rein administratives

«Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit
Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer

angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der
den Paradigmenwechsel, der in Art. 12

vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie
Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen

ohne spezifische
die genannte Krankheit durchlebt haben. GesundeMenschen ohne Symptome,

bestimmten Testgemessen
Antikörper, mit einerstarken natürlichenImmunität, die nicht durch einen

bekommen, werden niemals
Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht

wird (z. B. Kreuzimmunität,
besonders gesunden

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Diesstellt eine Diskriminierung von

Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit
Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die

einzudämmen.

wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend
Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt

gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der
erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und

einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht
Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die

Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.
und andererseits zu einer

3 Weitere Bemerkungen
festgestellt werden, dass der

Beider Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann
werden. Es soll dieallerdings nur implizit geäussert

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die

der Wahrheit entsprechen.
Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen

Es handelt sich dabeium folgende bundesrätliche Vorannahmen:

COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der
. Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die



öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbiditätund Mortalität.

- Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

- Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

die Immunisierung erfolgt in ersterLinie durch eine Impfung;0

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;0

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;O

das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;O

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

- Es gibt keine andere relevante Art und Weise, ummit einer Pandemie umzugehen.

- Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem,das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

- Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

-. Weitere Pandemien sind unmittelbarzu befürchten.

- DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

- Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es istdaher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

- Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

auch- Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

- Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).



Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale
- Sie nimmt keinen Bezugauf die

Dokument der WHO.

Frühbehandlung ein, obwohl diese für den
- Sie geht nicht auf die Behandlungund die

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

strategische Entscheidungen getroffen haben
- Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere

Morbidität und Mortalität sowie die
und damit bessergefahren sind, insbesondere was die

negativen Auswirkungen aufdie Gesellschaft betrifft.

öffentlichen Gesundheit.
nicht in einen breiteren Kontext der

4. Sie stellt die Pandemieproblematik
Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

Sie geht beispielsweise nicht aufbeunruhigende
Krebserkrankungen, Geburtenrück-

Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von
der

Themenbereiche
Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

gang,
pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle proJahr) und

(chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle

Creutzfeldt-Jakob).
überschätzt einige Krankheiten (z. B.

chronisch krank waren, nicht.
. Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten

Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen
- Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der

Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.
sind, während

Maßnahmen auf den
- Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die

immer noch haben (soziale Isolation,
Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und

und InjektionenNebenwirkungen von Medikamenten
wirtschaftliche Schäden, unerwünschte

usw.).

medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der
- Sie unterschlägt, dassjede

auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-
öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel-und langfristig

Effekt).

dem Eid des Hippokrates «primum
- Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Behandlung vor, der im Widerspruch zu der
- Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

zu bloßen
- Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige derGesundheitsberufe

Befehlsempfängern.

sich an die Richtlinien der WHO zu halten,
- Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung,

Präventions- und
verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren

Behandlungsmöglichkeiten.

derPräambel der Bundesverfassung undim
In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltungim Sinne

(insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung
BundesverfassungSinne des 8. Abschnittes der

Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.
gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

ea G82
Name und Unterschrift
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Consultation sur la loi sur les épidémies

Mesdames etMessieurs

C'est avec plaisir que nous profitons del'occasion pour prendre position sur les modifications prévues de la loi

sur les épidémies (LEp).

Objectif (art. 2)

Le principe de "l'égalité des chances en matière d'accès“" n'a pas été appliqué lors de la crise du Covid, où de

nombreuses personnes non vaccinées n'ont pas eu accès auxsoins médicaux. Aucontraire, des déclarations

ont même été faites selon lesquellesles personnes non vaccinées devraientrenoncer aux soins médicaux. En

outre, les soins médicaux de base sont régis par la Constitution (art. 117a Cst.) et ne doiventdonc pas être

réglés en parallèle dansla LEp.

La numérisation et l'atteinte à la sphère privée

Le 27.10.2021, le conseiller fédéral Alain Berset a fait savoir publiquement que "'ce certificat permet de

montrer que l'on n'est pas contagieux". Etce, bien que Madame le DrV. Masserey ait annoncé dès le 3.8.2021

lors d'une conférence de presse : "Les personnes vaccinées C-19 peuventpropager le virus Caussi souventque

les personnes non vaccinées". Cela montrebien que la numérisation ne protège pas des contre-vérités, des

fausses informations et des abus. Elle ne fait que créer un faux sentiment de sécurité et le documenter

numériquement.

Certificats de vaccination, de testet de guérison (art. 49b)

En reprenant le certificat Covid dans la LEp, on poursuitune mesure de santé dont l'efficacité n'a pas pu être

prouvée àce jour et qui a parfois conduit à l'exclusion massive d'autres personnes. Il convientde rejeter un

certificat de santé global tel que prévu par l'OMS avec le Global Digital Health Certification Network (GDHCN).

Lesinterventions médicales sont des décisionsindividuelles et ne peuvent pas être prescrites par l'État.

Pas devaccination

Le thème des vaccinations doit également être abordé une nouvelle fois dans le contexte dela

surrèglementation unilatérale. En principe, lethème des vaccinations doit être réglé dans la loi surles produits

thérapeutiques. Étant donné qu'ils ne sont pas administrés à des malades, mais en premier lieu à des

personnes en bonne santé, ils doivent être considéréscomme des vaccins.

Culture de l'erreur

Autorisation limitée dans letemps (art. 9b LRH)L'autorisation temporaire de médicaments en cas de situation

particulière ou extraordinaire porte atteinte àla sécurité des patients. En l'absence d'une situation mettant la

vie en danger, seuls les médicaments dontla sécurité a été suffisamment vérifiée devraient être autorisés. En

outre, chaque citoyen doit pouvoir décider lui-même s'il souhaite consommer un médicamentLe présent projet



de LPE révisée doit être rejeté dans son ensemble pour lesraisons exposées ci-dessus. Lapandémie Corona

doit d'abord être analysée de manière transparente et indépendante, dans le sens d'une critique de la

de cesmanœuvre, etce n'est qu'ensuite qu'une révision de la LEp pourra être entreprise sur la base

conclusions. Nous vous remercions d'en avoir pris connaissance.

Enrésumé, la révision de la LEp peut être qualifiée de projetde loi irréfléchi et, avec le recul de la pandémie

Corona, d'immature. Nous vous remercions néanmoins de nous avoir donné la possibilité de prendre position

et espérons que nos objections seront prises en compte.

La présente révision de la LEp doitêtre rejetée dans son ensemble. L'absence totale de mesures deprévention

particulièrement gênante. Une alimentation saine et l'exercice physique ont un effet positif sur le systèmeest

immunitaire. Cela devrait être pris en compte.

Pour terminer, une remarque sur la couverture médiatique de la pandémie de grippe A (Corona). Celle-cì a créé

sorte de "torpeur". Cela peutprovoquer un stress physique et avoir un effet négatif sur la santé desune

personnes. Ce fait devrait être pris en compte, mais il est complètement ignoré dans la révision dela LEp.

En résumé, la révision doit être rejetée dans son ensemble. II faut recommander au Parlement de ne pas

l'adopter ou de la rejeter. Le projet n'est pas acceptable.

Pour les raisons exposées ci-dessus, jene suis pas d'accord avec le projetmisen consultation etjele rejette.

Avec mes salutations distinguées

Anita Epiney



Elsbeth Erb

Schönaustr. 16a

3612 Steffisburg

Amtl DTS PuG GZ KUV LKV A-Post Plus oder Einschreiben

DS Bundesamt für Gesundheit TG Bundesamt für Gesundheit BAG

DG VA Schwarzenburgstrasse 157

CC UV 3003 Bern

Int 05. März 2024
Ges und/oder

STE NCD Per E-Mail an:

Dig MT revEpG@bag.admin.ch / gever@bag.admin.ch

IT+GE/ER BioM Str FANMURA AS Cher/Chem GBAAPS

Datum

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

DerBundesrathat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,
zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein
Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zurgeplanten Revision
Stellung zu nehmen.

Vorbemerkung

Als völlig gesunde, bald 68 jährige Frau nehme ich teil an dieser Vernehmlassung, weil die vergangenen Jahre
mit den unsinnigen Covid-Massnahmen meine Lebensqualität erheblich eingeschränkt haben.
Dank einer tiefen spirituellen Verankerung und dank der Freiheit, dieich mir genommen habe, die unsinnigen
Massnahmen nur begrenzt einzuhalten, habe ich die Zeit ohne grossen Schaden überlebt. Ich musste abermit
ansehen wie viele ältere und auch jüngere Personen von der Angstmacherei des BAG und des
Gesamtbundesrates in eine tiefe Einsamkeit gerieten. Und ich musste mitansehen, dass ältere Menschen in
Institutionen wegen ihrer Isolation - Besuchsverbot!I! nicht an Covid, sondern an den Folgen dieser
Massnahmen an Einsamkeit starben.

Meine Mutter sagte: „ich bin hier eingesperrt, wie im Gefängnis, bin unschuldig!"
Meine Schwiegermutter musste den 90 Geburtstag in Isolation verbringen und starb, ohne, dass wir sie
besuchen konnten! Der Wille zu leben war ihnen abhanden gekommen, weil ihre Lebensqualität enorm
gelitten hatte infolge der brutalen, unmenschlichen Massnahmen. So etwas darf NIE MEHR VORKOMMEN!
Und ich musste zusehen wie stark psychische Krankheiten zunahmen - vor allem unter jungen Menschen.
Angst macht krank! Etwas das der Bundesrat und das BAG völlig ausser Acht gelassen hat mit ihrer
Angstmacherei. Ich würde sogar sagen sie sind damit mitverantwortlich für die erhebliche Zunahme von

psychischen Krankheiten und auch für die damit verbundenen finanziellen Kosten.

Ich befürchte dass das revidierte Epidemiengesetz eine Fortsetzung von schädlichen Massnahmen bewirkt und
nicht zur Gesundheit der Bevölkerung beiträgt, sondern im Gegenteil, gesunde Menschen wieder verdächtigt,
eine Infizierung weiterzugeben und mit neuen Angst-Szenarien arbeiten wird.
Dazu kommt,dass ich überzeugt bin, dass die Milliarden Schulden die der Bund durch die Massnahmen
angehäuft hat eine Umverteilung der Steuergelder an die Pharma-Branche sind - sie weist Milliarden-Gewinne
aus - eben das Geld das sie mit Millionen von Impfstoffen verdient hat, die der Bund gekauft hat - ohne dem
Souverän darüber Rechenschaft abzulegen welchen Preis er der Pharma-Branche für diese Impfstoffe bezahlen
musste.

Viele der natürlichen Mittel wurden verboten oder vom Markt gezogen, statt in die Praevention zu investieren
wurden alle chemischen Mittel (unten genannt) eingesetzt und die Pharma macht enormste Umsätze!!
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1 Grundsätzliches

DerVorentwurfzur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren -auf Kosten derBürger (die in
erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen
Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden -entgegen derMeinung des
Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst
eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die
Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung
(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht
wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität
entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer
Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie dieImpfung - selbst
mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eineheute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht
toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten
hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit,dass jeder Mensch a priori zu
einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und
unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.
Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen(subjektive Gesundheit) und jede
klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit
Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine
Fokussierung aufinvasive Maßnahmen. Auswelchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im
erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,
nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben
nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und
zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des
Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.
Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicherZugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriffwährend
derCovid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine
medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im
EpG nicht wiederholt werden.
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Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen
Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von
Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von
«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger
ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oderinfiziert («mutmaßlich») sind
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die
Krankheit oderInfektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede
Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese
vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf
den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen
administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln
nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass
dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder
infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen
einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird
jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder
Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:
k«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene
Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten
Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur
nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und
nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit
und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a:Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen
Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und
medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der
Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant istfür das
Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor
allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zuihrerIntimsphäre
Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine
Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmennoch
verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daherweder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Siewird
abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine
positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass
RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen
einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht
ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt
sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.
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Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite
setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre
Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen
wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und
Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind
insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl derBetten pro
Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die
Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art.6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur«Besonderen Lage» ist der Blick weiterzu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der
Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die
dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der
Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres
Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der
multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3Ziffer 11)
übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen
umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines
Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler
Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13Awürde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise
die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgabenzu befolgen.
Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich
umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt
werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum
Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines
gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass
in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wirdimmerdarum gehen, das im Land vorhandene
Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.
Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten
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Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer«Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit
den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der
Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie
die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische
Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen
wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals
Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden
Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit
einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend
erforderlich ist,um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der
Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht
und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der
Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussertwerden. Es soll die
Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der
öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder
Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;
o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;
o nur moderne Medikamente sind wirksam;

0 das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;
0 das Zertifikat hat einen positiven Einfluss aufdie öffentliche Gesundheit;
O es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, wedervon den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.
Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang
(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist- außerhalb einer Pandemie - vollfunktionsfähig, es fehlt
weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.
Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus Zu
beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,
und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.
Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.
Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch
SO.

5



Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von
Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,
dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer
Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurfscheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb
diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,
nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale
Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben
und damit bessergefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalitätsowie die
negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.
Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand
der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,
Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige
Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälie pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen
sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen
usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der
öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-
Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip desmedizinischen Ansatzes ausdem Eid des Hippokrates «primum
non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht,jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen
Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und
Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung
gegenüberdem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme. Freundliche Grüsse

Unterschrift: Erb Elsbeth
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Elsbeth Erb 

Schönaustr. 16 a 

3612 Steffisburg 

 

 
       A-Post Plus  oder  Einschreiben 

       Bundesamt für Gesundheit BAG 

       Schwarzenburgstrasse 157 

       3003 Bern 

 

       und/oder 
       Per E-Mail an: 

       revEpG@bag.admin.ch  /  gever@bag.admin.ch 

 

 

Datum 
 

 

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, 

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein 

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision 

Stellung zu nehmen. 

 
Vorbemerkung 
 
Als völlig gesunde, bald 68 jährige Frau nehme ich teil an dieser Vernehmlassung, weil die vergangenen Jahre 

mit den unsinnigen Covid-Massnahmen meine Lebensqualität erheblich eingeschränkt haben. 

Dank einer tiefen spirituellen Verankerung und dank der Freiheit, die ich mir genommen habe, die unsinnigen 

Massnahmen nur begrenzt einzuhalten, habe ich die Zeit ohne grossen Schaden überlebt. Ich musste aber mit 

ansehen wie viele ältere und auch jüngere Personen von der Angstmacherei des BAG und des 

Gesamtbundesrates in eine tiefe Einsamkeit gerieten. Und ich musste mitansehen, dass ältere Menschen in 

Institutionen wegen ihrer Isolation - Besuchsverbot!!!  nicht an Covid,  sondern an den Folgen dieser  

Massnahmen an Einsamkeit starben.  

Meine Mutter sagte: „ich bin hier eingesperrt, wie im Gefängnis, bin unschuldig!“ 

Meine Schwiegermutter musste den 90 Geburtstag in Isolation verbringen und starb, ohne, dass wir sie 

besuchen konnten!  Der Wille zu leben war ihnen abhanden gekommen, weil ihre Lebensqualität enorm 

gelitten hatte infolge der brutalen, unmenschlichen Massnahmen.  So etwas darf NIE MEHR VORKOMMEN! 

Und ich musste zusehen wie stark psychische Krankheiten zunahmen - vor allem unter jungen Menschen.  

Angst macht krank!  Etwas das der Bundesrat und das BAG völlig ausser Acht gelassen hat mit ihrer 

Angstmacherei. Ich würde sogar sagen sie sind damit mitverantwortlich für die erhebliche Zunahme von 

psychischen Krankheiten und auch für die damit verbundenen finanziellen Kosten. 

 

Ich befürchte dass das revidierte Epidemiengesetz eine Fortsetzung von schädlichen Massnahmen bewirkt und 

nicht zur Gesundheit der Bevölkerung beiträgt, sondern im Gegenteil, gesunde Menschen wieder verdächtigt, 

eine Infizierung weiterzugeben und mit neuen Angst-Szenarien arbeiten wird.  

Dazu kommt, dass ich überzeugt bin, dass die Milliarden Schulden die der Bund durch die Massnahmen 

angehäuft hat eine Umverteilung der Steuergelder an die Pharma-Branche sind - sie weist Milliarden-Gewinne 

aus - eben das Geld das sie mit Millionen von Impfstoffen verdient hat,  die der Bund gekauft hat - ohne dem 

Souverän darüber Rechenschaft abzulegen welchen Preis er der Pharma-Branche für diese Impfstoffe bezahlen 

musste.  

Viele der natürlichen Mittel wurden verboten oder vom Markt gezogen, statt in die Praevention zu investieren 

wurden alle chemischen Mittel (unten genannt) eingesetzt und die Pharma macht enormste Umsätze!! 

 

mailto:revEpG@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch
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1 Grundsätzliches 
 

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen. 

 

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren – auf Kosten der Bürger (die in 
erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen 

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden – entgegen der Meinung des 

Bundesrates – überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist – bevor eine Teilrevision gestartet wird – zuerst 

eine Aufarbeitung von Nöten. 

 

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die 
Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung 

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht 

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu 

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität 
entsprechen. 
 

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer 

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst 
mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht 

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der 
Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht. 

 

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten 

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu 
einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und 

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss. 
Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede 

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit 

Gesundheitsförderung zu tun. 

 

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine 
Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im 

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird. 
 
Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche, 

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben 
nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und 

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten. 

 

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des 

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde. 

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung. 
 

 

2 Zu einzelnen Bestimmungen 
 

Art. 2: Zweck 
Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während 

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer 

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine 

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun. 

 
Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im 

EpG nicht wiederholt werden. 
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Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum 
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite 

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält, 

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die 
Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre 

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen. 

 

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen 

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und 

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten. 
 

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit 
Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache, 

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind 

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro 
Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die 

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen. 

 

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze 
Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die 
derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der 

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor: 

 

 Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die 
dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der 

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben. 

 Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres 
Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der 

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11) 

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen 

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6). 

 Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines 
Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines 

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler 

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer 

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären. 

 Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise 

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen 

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen. 

 Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich 
umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt 

werden. 

 
Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum 

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht 

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines 

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass 

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene 

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6 

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich. 

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen. 

 

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten 
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Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen 

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen: 

 

 Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von 
Personen. 

 Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von 

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger 
ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind 
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die 

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede 

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese 

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf 
den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen 

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln 

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass 

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder 

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt 

(objektiver Gesundheitszustand). 

 Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen 

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird 

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder 
Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom 

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert: 

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene 

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten 

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur 

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will». 

 

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und 

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit 

und werden deshalb vehement abgelehnt. 

 
Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen 
Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und 
medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der 

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten. 

 
Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing» 
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das 

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor 

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird. 

 
Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre 

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine 

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch 

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird 

abgelehnt. 

 
Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise 
Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine 

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass 

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen 

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht 
ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt 

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat. 

https://www.edoeb.admin.ch/dam/edoeb/fr/Dokumente/datenschutz/message_concernantlaloifederalesurlaprotectiondesdonneeslpddu23m%20(2).pdf.download.pdf
https://www.edoeb.admin.ch/dam/edoeb/fr/Dokumente/datenschutz/message_concernantlaloifederalesurlaprotectiondesdonneeslpddu23m%20(2).pdf.download.pdf
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Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit 

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der 

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie 

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische 
Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen 

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals 

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden 
Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit 

einzudämmen. 

 
Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend 

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der 

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht 

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen. 

 
3 Weitere Bemerkungen 
 

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der 

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die 

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen. 
 

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen: 

 

 Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der 
öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität. 

 Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem 

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder 
Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers. 

 Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig, 

nützlich, wirksam und verhältnismäßig: 

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung; 
o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der 

Pandemie; 

o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung; 

o nur moderne Medikamente sind wirksam; 

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person; 
o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit; 

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den 

Injektionen. 

 Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen. 

 Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang 

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss. 

 Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt 
weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material. 

 Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten. 

 Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle. 

 Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu 
beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen, 

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen. 

 Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben. 

 Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch 

so. 
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Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von 

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne, 

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer 

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten 

können wie Ungeimpfte. 
 

4 Schlussbemerkungen 
 

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb 

diese Eile und Unsorgfalt? 

 
Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht: 

 

 Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen, 
nicht (Art. Art 118a BV). 

 Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale 

Dokument der WHO. 

 Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den 
therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind. 

 Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben 
und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die 

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft. 

 Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit. 
Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand 

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen, 

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige 

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob). 

 Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht. 

 Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen 
sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen. 

 Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den 

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation, 
wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen 

usw.). 

 Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der 

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-
Effekt). 

 Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum 

non nocere» (in erster Linie nicht schaden). 

 Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der 

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten. 

 Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen 
Befehlsempfängern. 

 Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten, 
verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und 

Behandlungsmöglichkeiten. 

 

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im 

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung 

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort. 
 

Wir danken für die Kenntnisnahme.  Freundliche Grüsse 

 

Unterschrift:  Erb Elsbeth 
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehrgeehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme nachfolgend zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz

(EpG) Stellung.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung getragen.

Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmenim Kontext ihres

wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Diagnostik

Mehrfach wird aufden diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden damit

vermutlich PCR-Tests gemeintsein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus

Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die

Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische

Entscheidungen ist daher problematisch.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick aufdie Covid-Pandemie kann vereinfachtgesagt werden, dass erwiesenermassen weder Lockdown,

Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche

Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHO bereits 2019 und

nunja auch deramerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine

WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden.



Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch den

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen

Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona Pandemie. Diese hat

eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen und einen negativen Effekt auf die

Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision

des EpG komplett unbeachtet.

Mit freundlichen Grüssen

Istvan Erdélyi
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI

beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurfzur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die

in erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen

tätigen Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der

Meinung des Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet

wird - zuerst eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die

Regierung die Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine

sorgfältige Prüfung (siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im

Weiteren nicht wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für

den Übergang zu einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren

Abgabe von Souveränität entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern

politischer Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die

Impfung - selbst mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte

Krankheit. Das kann nicht toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen

Gesundheit und der Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurfführt zu einem Paradigmenwechsel von derÜberwachung und Meldung von

Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder

Mensch a priori zu einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird

(Standardstatus), die durch willkürliche und unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das

Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss. Mit einem solchen Vorgehen wird die

Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede



klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantoneihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immerdarum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Esist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nurimplizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang(schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Artund Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen,wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige
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Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahmeim Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

Uchn
(christaph Eini
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Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI

beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1Vorbemerkung

Diese Vernehmlassungsantwort bezieht sich ausschliesslich auf ökonomische Aspekte, andere

Themen werden nicht beleuchtet.

2Vernehmlassung zur Teilrevision: ökonomische Aspekte

In der «Übersicht» des «Erläuternden Berichts zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens zur

Teilrevision des Epidemiengesetzes» wird ausgeführt, dass die Bewältigung der Covid-19-Krise gezeigt

habe, «dass die gesetzlichen Rahmenbedingungen für den Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren

Krankheiten weiter verbessert werden» müssten, um Bund und Kantone in die Lage zu versetzen,

«Epidemien und andere grosse zukünftige Herausforderungen für die öffentliche Gesundheit besser

zu bewältigen».

Im Umgang mit Covid wurde Einigesgutgemacht, Anderes nicht. Macht man ein neues Gesetz, das

explizit zum Ziel hat, künftige Herausforderungen besser (als bei Covid) zu bewältigen, muss man

erwarten, dass das in den Gesetzesänderungen klarzum Ausdruck kommt.

Aus ökonomischer Sicht, und nur diese wird hier vertreten, müsste man erwarten, dass deshalb

mindestens folgenden Aspekten Rechnung getragen wird:

» Massnahmen sollen Evidenz-basiert sein.

WoMassnahmen nicht Evidenz-basiert sein können, weil man zu wenig weiss, sollen diese einer

explizit formulierten Risikostrategie folgen (z.B. Maximin-Prinzip). Damit soll- beispielsweise -

erreicht werden, dass man im konkreten Fall keine Massnahmen ergreift, deren Schaden man

praktisch nicht abschätzen kann, und dass deswegen das Prinzip der Güterabwägung verletzt

würde.



Massnahmen sollen auf der Basis einer Kosten-Nutzen-Betrachtung getroffen werden; die

unterstellte Kostendefinition (ökonomische Opportunitätskosten) muss explizit und klar sein.

Das Prinzip der Verhältnismässigkeit von Massnahmen muss explizit vorgegeben werden; es muss

sich sichtbar und spürbar durch das ganze Gesetz erstrecken. Es muss klar sein, wie die

Abwägungen im Prinzip und im Einzelfall vorgenommen werden sollen. Das gilt vor allem dann,

wenn Freiheitsrechte gemäss Bundesverfassung zugunsten direkter Eingriffe zur Disposition

gestellt werden sollen.

Es muss explizit und implizit klar sein, dass Fehlinformationen und Angst keine Basis sind, die

Bevölkerung zu einem aus der jeweiligen Lage heraus gewünschten Verhalten zu veranlassen.

. Es muss eine explizite Fehlerkultur verlangt werden, die ex post zu Anwendung kommen muss. Es

darf nicht sein, dass offensichtliche Fehler nicht als «zu vermeiden» in Handbücher zur künftigen

Krisenhandhabung einfliessen.

Abgesehen vom neuen Art. 2 Abs. 3

«Bei der Planung und Umsetzung der Massnahmen ist Folgendes zu berücksichtigen:

a. die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit;

b. die Auswirkungen auf Volkswirtschaft und Gesellschaft;»

werden diese Anforderungen nicht angesprochen, geschweige denn umgesetzt.

Die geforderten Prinzipien - Evidenz-basiert, Risiko-orientiert, Kosten-Nutzen-Betrachtung,

Verhältnismässigkeit, Fehlerkultur - werden in den Gesetzesformulierungen nicht gelebt. Nirgends im

Gesetz entsteht der Eindruck, als ob diesen Prinzipien Rechnung getragen werden soll. Gewisse

Prinzipien werden im besten Fall (Subsidiarität, Wirksamkeit, Verhältnismässig), so der Eindruck,

lieblos und implikationslos hingeschrieben, damit sie dort stehen. Gelebt wird das nicht.

Es muss daher gefolgert werden, dass die Gesetzesänderungen den gestellten Anforderungen gemäss

«Erläuterndem Bericht zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens zur Teilrevision des

Epidemiengesetzes» IN KEINER WEISE genügen. Die Gesetzesänderungen sind zu stark von der Idee

getragen, dass einer Pandemie mit technischen Massnahmen, ohne die Kollateralschäden ZU

bewerten, begegnet werden kann und dass den ökonomischen und politökonomischen Aspekten -

ausser bei Entschädigungen und Kostenübernahmen - keine Rechnung getragen werden muss. Eine

echte Abwägung von sich widersprechenden Massnahmen, d.h. die Umsetzung des Prinzips der

Verhältnismässigkeit auf der Basis expliziter Kosten- und Risikokonzepte, findet NICHT statt.

Aus diesen Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden. Sie soll vollständig

überarbeitet werden, damit den genannten Prinzipien formell und vor allem materiell Rechnung

getragen werden kann.

Ich danke Ihnen für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse Uithneserhe Gin
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Vernehmlassungsantwort

Teilrevision des Epidemiengesetzes

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein Vernehm-

lassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision wie folgt

Stellung zu nehmen.

1. Aufarbeitung der Corona-Zeit kommt zuerst!

Der Entwurf hat tiefgehende und weitreichende Auswirkungen auf die Bevölkerung, sollte er in dieser

Form Gesetz werden. Ohne eine ehrliche und umfassende Aufarbeitung der Corona-Zeit ist dies

unverantwortlich und nicht zulässig. Esgab viel Kritik an den unverhältnismässigen und schädlichen

Massnahmen. Zu erwähnen sind beispielhaft: die Anwendung des PCR-Tests, die Zählweise der Covid-

Toten, die Anordnung von Lockdowns, das Tragen derMasken - insbesondere in Schulen, das

Aussprechen von Impfempfehlungen trotz fehlender Kenntnis der Risiken. Es braucht eine öffentliche

Diskussion, BEVOR eine Anpassung des EpG in Betracht gezogen werden darf.

Das Volk ist der Souverän. Das Volk muss gehört werden. Das heisst auch, dass der Bundesrat und die

Verwaltung im vorliegenden Entwurf über zu viel Macht verfügen - vorbei an Parlament und Volk. Auch

die Kantone werden immer mehr an den Rand gedrängt und haben -wenn überhaupt - nur noch zu

vollziehen, was der Bundesrat befiehlt. Das ist unakzeptabel und in jedem Fall zu korrigieren.

Es ist offensichtlich, dass der Bundesrat in einem vorauseilenden Gehorsam die Vorgaben der WHO -

sprich des Pandemievertrages und der Internationalen Gesundheitsvorschriften - in die Teilrevision des

EpG einfliessen lassen will. Vorbei an Parlament und vorbei am Volk? Auch hier gilt: die Prinzipien der

Rechtsstaatlichkeit und der direkten Demokratie werden ausgehöhlt und bestehen nur noch aufdem

Papier.

Die Revision ist deshalb nur schon aus diesen grundsätzlichen Überlegungen abzulehnen.
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2.AufwelchenVorannahmenberuhtdieTeilrevisionEpG?

Esscheint,dassderBundesratvongewissenVorannahmenausgeht,diemehrfürmichmehrals

fragwürdigsind.EswurdennachfolgendeVorannahmendesBundesratesmehroderwenigerexplizit

ausgesprochen,obwohldiesebereitswiederlegtundsomitfalschsind:

SowohldieSARS-CoV2-InfektionalsauchdieCOVID-19-KrankheitstellteneinegroßeKriseder

öffentlichenGesundheitdar,miteinemdeutlichenÜbermaßanMorbiditätundMortalität.

ImFalleeinerPandemiekannjederMenschunabhängigvonseinemAlterundseinem

Gesundheitszustandfüranderegefährlichsein.EinschwererAusgang(schwereKrankheitoder

Tod)istlediglichdasErgebnisderGefährlichkeiteinesKrankheitserregers.

DievondenBehördenwährendderCovid-KriseergriffenenMaßnahmenwarennotwendig,

nützlich,wirksamundverhältnismäßig.

DieImmunisierungerfolgtinersterLiniedurcheineImpfung; 0

0DieRNAmod-InjektionenspieleneineentscheidendeRollebeiderBekämpfungder

Pandemie;

0MaskenhabeninderAllgemeinbevölkerungeineSchutzwirkung;

onurmoderneMedikamentesindwirksam;

odasGesundheitszeugnisbeweistdieImmunitäteinerPerson;

odasZertifikathateinenpositivenEinflussaufdieöffentlicheGesundheit;

oesgibtkeineunerwünschtenNebenwirkungen,wedervondenTestungennochvonden

Injektionen.

EsgibtkeineandererelevanteArtundWeise,ummiteinerPandemieumzugehen.

DiefehlendefreiwilligeMitwirkungeinesTeilsderBevölkerungisteinProblem,dasmitZwang

(«zuihremBesten»)angegangenwerdenmuss.

DasSchweizerGesundheitssystemist-außerhalbeinerPandemie-vollfunktionsfähig,esfehlt

wederanBetten,nochanPersonal,MedikamentenoderMaterial.

WeiterePandemiensindunmittelbarzubefürchten.

DieWHOspieltunterallenUmständeneineheilsameRolle.

Esistmöglichundwünschenswert,einekomplexeSituationvoneinemzentralenPunktauszu

beherrschen:folglichsindnurdieBundesbehördeninderLage,einesolcheKrisezubewältigen,

undesistdaherunerlässlich,ihnenmehrKompetenzenundBefugnissezuübertragen.

DieGesetzesrevisionwirdfürdieGesellschaftnurpositiveAuswirkungenhaben.

DieBehördenverhaltensichehrlich,transparentundwahrheitsgemäßundkommunizierenauch

SO.

Wieistesmöglich,dasseinBundesratsovorgeht?

3.DefinitionderBegrifflichkeitenistdas«A&O»

ImEntwurfwerdenvieleBegriffeverwendet,ohnedassdieseklardefiniertwerden.Dasschafftkeine

Rechtssicherheit,sondernöffneteinerWillkürTürundTor.Wasistunter«Chancengleichheit»zu

verstehen?Wiewird«Pandemie»und«Epidemie»definiert?WasverstehtderBundesratunter«One-

Health»?WowerdendieverschiedenenLagebegriffedefiniert?SollesinderKompetenzdesBundesrates

liegen,die«besondereLage»festzustellen?NachwelchenKriterien?Wielangesolleinesolche

«besondereLage»dauern?Werbestimmtdas?Werbestimmt,wanneine«ausserordentlicheLage»

vorliegt?WelcheÜberprüfungsmechanismenbestehen?WasmachtderBundesrat,wenndieWHOeinen

PHEIC(PublicHealthEmergencyofinternationalConcern)ausruft?WirddanninderSchweizdie

«besondereLage»oderdie«ausserordentlicheLage»ausgerufen?AutomatischoderprüftdieSchweiz

eigenständig?HierbrauchteseineKonkretisierung!

DasGleichegiltfürBegriffewie«Subsidiarität»,«Wirksamkeit»und«Verhältnismässigkeit».Nurweilsie

imGesetzverwendetwerden(Art.2Abs.3EpG),heisstdasnochlangenicht,dassdieseGrundsätzedann

2



auch gelebt und umgesetzt werden. Ebensowenig findet man im Entwurf eine Auseinandersetzung

zwischen diesen Prinzipien und beispielsweise einer Kosten-Nutzen-Betrachtung. Note: ungenügend.

4. Geht es um den Schutz des Menschen und seiner Gesundheit?

Gemäss Art. 1EpG regelt dieses Gesetz den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten.

Letztere sollen verhütet und bekämpft werden. Klingt gut - ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten

dieser übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits geführt hat.

Wird im EpG sichergestellt, dass diese Voraussetzungen in jedem Fall erfüllt sind? Auch bei der Ausrufung

eines PHEIC (Public Health Emergency of international Concern) durch die WHO?

Geht es bei der Revision des EpG eventuell auch um ganz andere Themen?

Gemäss BAG soll ja die Überwachung verstärkt werden. Mit den Bestimmungen über die Digitalisierung

und den Eingriff in die Privatsphäre - zu erwähnen sind hier z.B. das elektronische Patientendossier, eine

digitale ID, das Contract-Tracing - steht der Daten- und Persönlichkeitsschutz im Visier und ist in Gefahr.

So sollen z.B. nicht mehr Krankheiten gemeldet werden, sondern Personen. Es geht nicht mehr darum,

«kranke oder infizierte Personen» zu identifizeren, sondern es geht um eine Identifizierung von «kranken,

mutmasslich kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden

Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert sind oder nicht.. Weiter soll es eine

Meldepflicht geben über «Verhaltensweisen einschliesslich Daten über die Intimsphäre». Welche

Verhaltensweisen sind wohl gemeint? Sexuelle, politische oder Konsumverhaltensweisen? Die Frage sei in

diesem Zusammenhang erlaubt: Geht es hier eventuell vielmehr um die Überwachung und Kontrolle der

Bürger und weniger um Gesundheitsschutz?

5. Schlussbemerkungen

Der Bundesrat und die Verwaltung müssen sich doch bewusst sein, wie unser Staat aufgebaut ist und auf

welchen Säulen er beruht: «Das Schweizervolk und die Kantone . bilden die Schweizerische

Eidgenossenschaft.» (Art. 1 BV). «Die Schweizerische Eidgenossenschaft schützt die Freiheit und die

Rechte des Volkes und wahrt die Unabhängigkeit und die Sicherheit des Landes. Sie fördert die

gemeinsame Wohlfahrt, die nachhaltige Entwicklung, den inneren Zusammenhalt und die kulturelle

Vielfalt des Landes.» (Art. 2 Abs. 1 und 2 BV). «Die Bundesversammlung übt unter Vorbehalt der Rechte

von Volk und Ständen die oberste Gewalt im Bunde aus.» (Art. 148 Abs. 1 BV).

Freundliche Grüsse
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Edward Leypoldt
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zurTeilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mit dem Vorentwurf Teilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung

gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage

stellt sich, warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll.

DieTragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Bei genauem Hinsehen ist im Grunde keine Änderung akzeptabel.

ERGO: Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist mühselig

und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nicht um das Klein-Klein geht, sondern um das grosse

Ganze, das beabsichtigt ist. Aus Sicht derWHO und ihrem One-Health-Ansatz ist es - kurz gesagt - die

Dauerimpfung von Mensch und Tier. Und genau das gilt es zu verhindern! Es darf keinen One-Health-

Ansatz im neuen EpG geben!

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in der

aktuell geltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen

Massnahmen vor.

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten und

zu bekämpfen. (..)

Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet

und bekämpft werden. Klingt gut gemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten dieser

übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerungführen wird oder bereits
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geführt hat. Dies begründet dann die besondere bzw. ausserordentliche Lage, in deren Folge die

im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil

drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem

das Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass

(jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird, welche

dann die Massnahmenlawine in Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel angesetzt werden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der

Impfung ansetzen.

Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert

werden. Schliesslich heisst das Gesetz so.

2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6EpG weist bereits in der heutigen Fassung

des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in Art. 6

Abs. 1EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), die jeweils zwei

kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in der zweiten

Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch auslegungsbedürftig.

Daran ändert derVorentwurf zur Vernehmlassung nichts. Alle Tatbestände bleiben

auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art. 6

Abs. 1 EpG beschriebenen Situation äussern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der

Bund die Kompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies wird

neu in Art. 6b präzisiert: «1 Der Bundesrat stellt die besondere Lage fest. 2 Er definiert die Ziele

und Grundsätze der Strategie zur Bekämpfung der Gefährdung sowie die Form der

Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Er entscheidet über den Einsatz der Krisenorganisation des

Bundes. »

Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler

und besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe

zwischen der Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind

heute unklar, ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die

entsprechenden Entscheidungen.

Auch im Vorentwurfzur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeit

mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone und die zuständigen

parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von

Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nach Anhörung der Kantone und derzuständigen

parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenüber einzelnen Personen (Art.

30-39) odergegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (..) c.

Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und

Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, für obligatorisch erklären.»

Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6 EpG in der Grössenordnung von

Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer

besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von

Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon

nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen Entwurf. «Vorübergehend

dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden.

Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse derGesetzesklarheit Bedarf für

eine Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. b EpG auf

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls
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aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare, messbare

Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen

Lage erfüllt ist.

Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst

recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen.

Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf die

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer

oder nicht demokratisch legitimierterNatur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf

Willkür fussen.

3 Hebel Nummer 2: Die Definition der Impfung

Die COVID-19-Impfung auf mRNA-Basis warkeine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den

Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller

bisherigen Impfungen sein soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den

Menschen injiziert werden soll, Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht /

Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu «erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein

rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient zur

Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nichtansteckung und

Nichtweitergabe von Krankheitserregern.

4 Hebel Nummer 3: Derguten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann

die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden.

5 Hebel Nummer4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (=

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz!

6 Fazit

Ja, die sog. Corona-Pandemie hatbestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind

Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien

und das Lostreten einer Massnahmenlawine / Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, diein einem Staat, in dem

Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel

sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der

Corona-Pandemie, aus derman ja lernen sollte, überhaupt um eine Pandemie und damit eine

besondere Lage gehandelt hat und woher das Virus (wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam,

in derBegründung für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt

wird.

Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche

Lage in der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann

unterläge das EpG per se fremder Willkür.
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Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie

gezogen werden, wird die Rolle, die die WHO hiergespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus

könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, derWHO eine

Machtausweitung zuzugestehen. Ganz im Gegenteil: Eher deren Abschaffung!

Und erst recht gibt es keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-

wünsche der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt

durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Auch hat der One-Health-Ansatz derWHO und der Vereinten Nationen (UN) nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem

Ansatz als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind

Mensch und Tier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dass jedes Tier (oder

jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat (Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen

vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass wir zu viele Menschen auf diesem Planeten sind).

Es ist zwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung

eine Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne (und auch nicht im Sinne des

Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und

Nichtweitergabe eines Krankheitserregers.

Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die konti-

nuierliche Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches (vorsätzliches)

Entweichen in Zukunft verhindern.

7 Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante

Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendung

kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt

wird, sind in der Teilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur

Ausrufung einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch

eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer Regierung. Der

Gesetztstext muss entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden,

dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte und / oder

ungeprüfte Substanz zwangsverabreicht bekommt(d.h. Impfzwang oder ähnliches), die eine

bedingte (= Notfall-) Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang ist zudem der Begriff

der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-

Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpft Symptome, nicht den

erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem ist zu verhindern, dass die Pharmalieferanten

ihre Produkte umdeklarieren, also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Fabio N,Nett

HrNALN Bande 7.3.24
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Consultation sur la loi sur les épidémies

Mesdames et Messieurs,

C'estavec plaisir que je profite de l'occasion qui estdonnée pour exprimer ma position surles

modifications prévues de la loi sur les épidémies (LEp).

Thèmes dominants

Ce qui frappe, c'est un langage très autoritaire et directif, une terminologie presque guerrière etune

focalisation sur des mesures extrêmementinvasives, en particulier la vaccination, qui est mentionnée

en moyenne trois fois par page.

La numérisation et l'atteinte à la sphère privée

Le 27.10.2021, le conseiller fédéral Alain Berset a fait savoir publiquement que "ce certificat permet de

montrer que l'on n'est pas contagieux". Et ce, bien queMadame le Dr V. Masserey ait annoncé dès le

3.8.2021 lors d'une conférence de presse : "Les personnes vaccinées C-19 peuvent propager le virus

aussi souventque les personnes non vaccinées". Cela montre bien que la numérisation ne protège

pas des contre-vérités, des fausses informations et des abus. Elle ne fait que créer un faux sentiment

de sécurité et le documenternumériquement.

Certificats de vaccination, detest et de guérison (art. 49b)

En reprenant le certificat Covid dans la LEp, on poursuit une mesure de santé dont l'efficacité n'a pas

pu être prouvée à ce jour et qui a parfois conduità l'exclusion massive d'autres personnes. IIl convient

de rejeter un certificatde santé global tel que prévu parl'OMS avec le Global Digital Health

Certification Network (GDHCN). Les interventions médicales sontdes décisions individuelles et ne

peuvent pas être prescrites par l'Etat.

Obligation de porterun masque (art. 40a)

L'efficacité du port d'un masque facial n'a jamais été testée ni attestée scientifiquement. II était même

inscrit sur les boîtes de masques au débutde la crise du Covid en 2020 : « ce produit ne protège pas

des contaminations virales ou infectieuses ». Tant qu'une éventuelle efficacité n'a pas été prouvée,

elle ne devrait pas être inscrite comme mesure dans la LEp.

Autorisation limitée dans le temps (art. 9b LRH)

L'autorisation temporaire de médicaments en cas de situation particulière ou extraordinaire porte

atteinte à la sécurité des patients. En l'absence d'une situation mettant la vie en danger, seuls les

médicaments dontla sécurité a été suffisamment vérifiée devraient être autorisés. En outre, chaque

citoyen doit pouvoir décider lui-même s'il souhaite consommer un médicament (principe de

consentementlibre et éclairé).

Le présent projet de LEp révisée doit être rejeté dans son ensemble pour les raisons exposées ci-

dessus. La pandémie de Covid-19 doit d'abord être analysée de manière transparente et

indépendante, dans le sens d'une véritable analyse critique de la mancuvre, et ce n'est qu'ensuite



qu'une révision de la LEp pourra être entreprise sur la base de ces conclusions. Je vous remercie d'en

avoir pris connaissance et de respecterma position en annulant la révision de la loi sur les épidémies

(LEp).

Avec mes salutations distinguées,

Matthias Faeh

Fel1C0
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des 
Innern EDI beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 
2012 (EpG, SR 818.101) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen
wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den 
Vorentwurf vom 29. November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es 
sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische Anpassungen handeln soll: Wie es 
aussieht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge her um ein Vielfaches 
aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und 
undurchsichtig. Es geht nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren 
Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge 
integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle Substanzen, Digitalisierung, 
Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht 
als ein tragfähiges Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass es
am Ende den besten Boden für reine Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der 
Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder ausrufen kann, darf oder gar muss:
Müsste man hier gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche 
Parameter gelten für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung 
zwischen «normaler», «besonderer» und «ausserordentlicher» Lage? Wie werden 
Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die unklare Definition 
einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit 
gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen 
Gefährdung, die es zu definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung 
in Betracht gezogen werden. Willkür pur!
Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und 
wir dürfen oder müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte 



WHO, nach der Willkür der Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen 
der Pharmaindustrie.

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der 
C-19-Krise dringend Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar 
festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen der Sterblichkeitsraten 
gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1 – 
0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen sterben.
Und ein Lockdown wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 
gesunken war. In der Schweiz gab es 2020 keine wesentliche Übersterblichkeit – 
unter 70 Jahren war sie 0.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen 
werden dürfen, da eine fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals 
gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und mortalitätsmässig begründete Gefährdung 
nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer extra eingesetzten 
«Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten 
nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von 
Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich auf der Basis einer 
entstehenden Angst in der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. 
Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden durch die Revision massiv 
ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 
Erläuterungen), womit die Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-
19-Krise hätten integriert werden können. Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der 
C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber der Tatsache der sehr kontroversen 
Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art 
und Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur 
selber für ihre Leistungen gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der 
vorgeschlagenen Revision eben diese Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders 
lässt sich das Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie 
z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte, Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal 
erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und Aufblähungen des Textes, nicht 
erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem 
Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, 
sondern resultiert auch in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und f sowie Abs. 3) 
verlangt, dass im EpG «die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und
der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien. Dies ist natürlich sehr zu 
begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte 
Revisionsvorschlag eine ganz andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz 
diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte des Gesundheitswesens 
sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen 
Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. 
Kantonsbeteiligung ist jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.



Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden 
Gesundheitsversorgung und Spitalplanung in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität 
und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen politischen Kreisen 
Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist 
das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit 
dem Zweck des Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die 
Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht 
laufen dürfen. So äusserte im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes 
Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den Schweizer Spitälern. 
Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im 
Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu 
einer Knappheit, sondern ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen 
leer.

1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang 
ins Gesetz, was natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie 
tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver Schaden für die allgemeine 
physische und psychische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden 
werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, 
so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des 
Textes davon nie mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als 
Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. 
Die Anhörungen von Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-
Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos: Makulatur. Letztendlich kann der 
Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle
WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte. In 
Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar 
Notverordnungskompetenzen verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von 
den Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext 
keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem 
Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf 
irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden nirgends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für
Bakterien und Viren gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde 
Bevölkerung eine solche,

 die sich gesund ernährt,
 deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,
 die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,
 die Sport betreibt,
 die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und
 die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so 
bestmöglich für eine Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der 
Psychoimmunologie werden im revidierten EpG völlig vernachlässigt, die 
Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.



Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise 
bei kritischer Analyse wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher 
schon allgemein bekannt war:

 Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in 
erster Linie genau darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt 
sichtbar zeigen, dass er «mitmacht», dass er «solidarisch» ist.

 Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen 
Epidemien, wie im Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch 
von Antony Fauci anlässlich einer Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt
wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für diese Massnahmen. Das 
hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese 
Massnahmen in der verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aber ein hohes
Mass an Druck und sozialer Kontrolle nötig. Es darf angenommen werden, dass die 
beobachtete markante Zunahme von psychischen Krankheiten bei Kindern und 
Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch darauf zurück 
zu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der 
Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts 
zutun.

Auf jeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen 
Auswirkungen der verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während 
der C-19-Krise gründlich untersucht werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen 
Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG auch noch gesetzlich 
festgeschrieben werden sollen.

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem 
Zertifikat kann man zeigen, dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl 
Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz bekannt gegeben 
hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie 
Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor 
Falschmeldung, und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von 
Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer 
Spaltung, zu einer Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben 
Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. 
Auch das EpG soll offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- 
und Persönlichkeitsschutz werden entsprechend auch schon in der Präambel 
erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz anders aus: Da 
werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge 
erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision 
gewissermassen durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne 
Zweifel Interessen, die genau dies sehr gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große 
Unternehmen wie Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den 
Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu 
allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu verschaffen. Ein erster 
Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital 
gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den 
Gesundheitszustand, an genetischen Daten (mögliche Auswirkung über 



Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser Daten erhöht 
sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden 
können mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des 
Persönlichkeits- und Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil 
erforderlich:

 Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten 
überhaupt: Was nicht gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

 Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen 
«Hacking», denn was zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch 
irgendwann «geknackt» und ist dann nicht mehr zurück zu holen. Anderseits 
verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst 
wieder Millionen Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und 
Yuval Noah Harari vom WEF sagt: «those who own the data, controll the future 
- not only of humanity - but the future of life itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein 
«digitaler Impfpass» sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen 
und bewirken: die zentrale und maximal verknüpfbare Speicherung möglichst grosser
Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel den Datenschutz gross 
hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär 
wirtschaftlichen Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen 
Kontrolle der Bürger missbraucht werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der 
Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich 
kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger 
ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern auch Daten aus der 
Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte, Spitäler und
andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen 
werden, verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der 
Intimsphäre hat das nichts zu tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe 
zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit 
und Intimsphäre sammeln möchte – ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, 
die im gesamten Revisionsentwurf herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich 
und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an. Es wäre sinnvoll, dies 
auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die 
sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private 
Gesundheitseinrichtungen verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), 
solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen gezwungenermassen zu 
Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so auch 
das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie 
setzen. Das sind bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz 
wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten



3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und 
müssen nicht durch den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind 
wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz 
geregelt werden, und damit haben sie in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel 
einen so übermässig dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch 
andere wirksame, nebenwirkungsarme und billige Medikamente gibt. Das klingt fast 
so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und Impfstoffvermarktungsplattform 
ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie Ivermectin und 
Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher 
nicht beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und 
nicht nur im Falle einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 
bzw. 72 mal erwähnt. Es wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu 
übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen darauf eingegangen, wie künftig 
der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir ihn während 
der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, 
die bei auch nur etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner 
Weise tauglich waren. So wurden PCR-Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem 
Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestet wurde, als «erkrankt» zu gelten 
hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen, wie 
Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar 
ganz offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-
Tote», wenn sie in den Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden 
(auf Weisung der WHO laut Ignazio Cassis am 7.1.22). Dabei wurden die Stimmen 
von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass PCR-Tests für 
Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine 
keine Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar 
unterdrückt. Ein PCR-Test weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und 
keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens eine klassische medizinische 
Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu hohe 
Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor allem die 
Zahl der falsch positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut 
bekannte Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage 
nachgegangen, wie eine solche verhindert werden könnte. Eine kritische Auswertung 
der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle Daten und Aussagen 
liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer 
vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen 
Minimalstandard spottet. So konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche 
Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der sicherste Weg in eine 
Testpandemie.



All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht 
eingeflossen. Es wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der 
Zukunft scheinbar so vorgesehenen Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, 
während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das Risiko von 
Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen 
Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test
aber vor allem wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, 
Überwachungs- und Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-
Test) ausgeweitet werden. Im vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische 
Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-Stiftung 14,1 Millionen Franken 
und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen Franken. Beide 
Institute versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die Ausweitung auf die 
Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den 
Erläuterungen, das Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch 
einmal angesprochen werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt,
ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in 
erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an ihre 
Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen 
werden, die in der Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere 
wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass im Fall der sogenannten «Impfstoffe» 
sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde Menschenverstand in 
dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

 Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»1 besonders strengen 
Prüfrichtlinien unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die 
dank einer «Notlage» kaum geprüft werden mussten, bezeichnet.

 Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die
mRNA- Injektion nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der 
Krankheit.

 Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern 
verteilen sich im ganzen Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, 
Eierstöcken, Hoden etc.

 Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere 
wären. Dennoch wurde sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

 Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic 
weiss jedoch niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert 
wird. Die Dosis macht das Gift.

 Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht
publiziert. In den Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme
der Haftung hat man Ärzte zu Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der 
Hippokratische Eid – non nocere – wurde durch Druck, Manipulation und Strafe
ausgehöhlt.

 Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang,
eine erhöhte Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von 
Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und Herzinfarkten verzeichnet.

1CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20    
https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLlc     



 Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine 
Impfungen sondern Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als 
Biowaffe deklariert wurden.

 Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für 
die Massenproduktion ein ganz anderer war als der für die Zulassungsstudie. 
Sie enthalten DNA und SV 40 Plasmide und können in die DNA eingebaut 
werden. In anderen Worten: Die für Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und 
Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit einfach nicht gemacht 
und niemand hat daran Anstoss genommen.

 Schwere Symptome2 überall im Körper sind die Folgen.
 Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function 

und gehören zum Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten 
gehört. Das wäre der erste Schritt, um Epidemien zu verhindern.

 Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits 
befristet zugelassen. Es gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente 
müssen genügend aufgeklärt werden und völlig freiwillig sein. Es gibt in der 
Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und Nötigung 
ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer
wird die «Impfung» aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, 
obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch 
davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll: Eine Behauptung, 
für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann 
festgehalten werden: Der «Impfstoff», der keiner ist, war weder nötig, noch wirksam, 
und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher
Weise Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche 
Schwächen zusammen gewirkt haben oder ob man nicht sogar von einem gezielt 
begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig geprüft und geklärt 
werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten 
Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine 
absolute Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. 
Hingegen wird dort 18 mal erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von 
Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt. Abgesehen davon, dass Impfstoffe 
überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt das schon 
wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffung fliessen
die schlechten Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon 
vor langer Zeit, im Rahmen der sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, 
wie durch exzessives Testen der Schein einer anhaltenden «Pandemie» erzeugt 
wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich herausstellte 
auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil
kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die 
zuständigen Behörden eine Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-
Krise wurden genau die gleichen Dinge in noch viel grösserem Ausmass wiederholt! 
Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio Impfdosen von 
denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio 

2  https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3 

3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/



Franken, die, auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt 
werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem
Missbrauch in Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim 
aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede sein – ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; 
wenn man sie kennt, ein Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 
(3.8.2021, BAG) und noch eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht 
abgeschlossen) wurden die modRNA – Injektionen in einem beschleunigten Verfahren
befristetet zugelassen.

Bisher war eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer 
lebensbedrohenden oder invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer 
Sterblichkeit von ca. 0,1 – 0,5 kann davon bei Covid keine Rede sein. Es gab 
alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte 
Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, 
Ivermectin). Wirksamkeit und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht 
gegeben. Die Impfung war und ist weder wirksam noch sicher. Warum wurde dieses 
Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt genommen, obwohl 
keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren? Es 
war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert 
noch getestet wurde. Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, 
häufiger an Covid erkrankten. Bei der modRNA-Injektion kommen auf 800 
«Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und WHO 
anpassen und der Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist 
sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch die Coronakrise gezeigt haben. Wenn 
wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen grösseren 
Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die 
Möglichkeit erhalten, auch Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen 
oder ausserordentlichen Lage gegen eine besondere Gefährdung der öffentlichen 
Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG vor, dass der 
Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und 
Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und 
Bekämpfung einer besonderen Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der 
öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat selber definiert oder Dr. B. Gates via
WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser 
Gesetzesänderung zu legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente 
zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber gegen den Verfassungsgrundsatz in 
Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem 
Nürnberger Codex.



3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social
Distancing, noch Masken etwas gebracht haben4. Dass es für solche Massnahmen bei
grippalen Erkrankungen keine Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu 
auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress zugegeben. Eine WHO-Studie 
zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter 
keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang ist ohne Symptome 
sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien5 belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war 
bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf 
das Infektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemäße Verwendung von 
Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank 
haben die Lockdowns tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der 
Armut bei rund 100 Millionen Menschen geführt. Schweden: In Schweden lag die 
Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken Grippewelle und 
deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG 
festgeschrieben werden. Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 
80 – 84 festgeschrieben und ausgebaut werden. Nicht nur waren diese Massnahmen 
nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der alten Menschen, Folter für 
Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen Erkrankungen, 
enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum 
Schaden der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die 
Aufarbeitung der C-19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen 
transparenten, öffentlichen Prozess versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. 
Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man damit die Bevölkerung 
künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns 
nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich 
sprechen auch WEF und WHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich 
«20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-
Krise bisher noch nicht einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in 
erster Linie zu vermeiden gälte? Die Verhältnismässigkeit der damals verhängten 
Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre Wirksamkeit bisher in 
keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine 
Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit 
kann aber per se schon nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch 
so «mild» hält.

4 https://www.aletheialib.org/doc/739

5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/ 



Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten 
Grundrechte eingreifen: Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische
Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf Versammlungsfreiheit und auf 
Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der Bundesverfassung 
verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn 
Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft 
gesetzt werden, müssen die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit
ganz besonders hoch sein!

Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der 
während der C-19-Krise auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der 
Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler Hinsicht waren diese unverhältnismässig,
sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die Gesundheit und die 
Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese
(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-
Tracing, Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, 
die weder sicher, nötig noch wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug auf Antibiotika und auch die
Fortbildungspflicht von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz 
reglementiert werden. Alles Punkte, die in einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce6 war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst 
konstituiertes nicht repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit 
der Pharmaindustrie und der staatlich finanzierten Forschung verbunden. 
Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch pseudowissenschaftlich 
verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen. Ihre
Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den 
Behörden verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern 
(Maskenpflicht im öV; Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; 
drastischen Reduzierung von Kontakten; HomeofÏce-Pflicht; Schliessung vieler 
Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und Versammlungen 
etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich 
belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen 
haben sich regelmässig als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu
Ängsten und Spannungen in der Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement 
völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von nicht-pharmazeutischen 
Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im 
Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-
Nutzen-Analysen war die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt 
für ansonsten völlig willkürliche Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, 
und zu einem solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz 
sicher darf ein solches Vorgehen jetzt nicht auch noch in einem Gesetz 
festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach und ohne 
kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen 
ganzheitlichen Ansatz. So gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten 

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/



Blick bestechend, indem dort nicht nur der Mensch, sondern auch gleich noch die 
Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und Pflanze ohne Umwelt 
gibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die 
Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere 
Dinge geht als eine ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch 
ermöglicht werden, dass die WHO nicht nur im Fall von möglichen Pandemien eine 
PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von internationaler Tragweite), 
sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine 
Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten – und welche hätte das nicht? Doch 
sind das dann im herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon 
während der sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale 
Grippewelle ohne weiteres als eine solche qualifiziert werden kann. Mit den 
Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die Möglichkeit der Ausrufung von 
Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher Notstand 
erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor der WHO ganz allein 
entschieden werden. Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in der 
Schweiz ganz automatisch und verbindlich auch gleich zu einer «besonderen Lage» 
führen – am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann gemäss den neuen 
IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen» 
waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der 
mangelnden Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-
Empfehlungen wurden in der C-19-Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive 
der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen einfach umgesetzt. Dies galt auch
für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten 
Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-
Tracing, usw. Das Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern 
mangelndes kritisches Hinterfragen seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der 
eigenen Regeln, manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. 
PCR-Tests). Als private nicht gewählte Organisation erhält die WHO 80% ihrer 
Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt. Von diesen 
privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen
(2,5 Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich 
eine Rendite von 1 : 20 und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er 
werde 7 Mia Menschen impfen.
Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr – mit zunehmendem Lobbyismus
– zu einem Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer 
Begriff, der nicht den Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, 
sondern die Interessen von B. Gates und der Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz 
der WHO und der Vereinten Nationen (UN) hat nichts im Epidemiengesetz oder 
anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als 
«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. 
immer wieder das Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b 
EpG muss ersatzlos gestrichen werden. Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. 
Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem Gehorsam die 
Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV schon jetzt durch eine Erweiterung 
des EpG in nationales Recht umzusetzen.



Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit 
schadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, 
verwirrende und inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

 Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. 
Nichtsdestotrotz soll das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht 
umgewandelt werden. Die negativen und schädlichen Auswirkungen wurden 
nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz (EpG) 
vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente 
Aufarbeitung der letzten vier Jahre von Nöten.

 Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fast jedem 
Artikel, sodass man sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine 
der Änderungen ist bei genauer Betrachtung akzeptabel.

 Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines willkürlichen 
Dreilagemodells. Es fehlen präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines 
Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle folgenden Reglementierungen, 
seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche Willkür.

 Die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und 
Verhältnismässigkeit werden zwar in der Präambel explizit genannt, dann aber
im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die Tendenz zur 
Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung 
Halt. So übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer 
besonderen oder ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung 
des Parlaments die Weisungsbefugnis. Zur Zeit noch als Empfehlung will die 
WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall vorliegt und was für die 
Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept von 
UN und WHO ist abzulehnen.

 Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG 
gehören: Heilmittel inkl. Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins 
Heilmittelgesetz und Massnahmen zur Digitalisierung des Gesundheitswesens 
gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen, Fortbildungspflicht etc.

 Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen 
dar, auf dem Boden der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt 
den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich 
die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen, die sich in der C-19-Krise gerade 
eben nicht bewährt haben (PCR–Test, mRNA-Injektionen, 
Grundrechtseinschränkungen etc.).

 Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, 
sowie das oberste Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht 
einmal erwähnt.

 Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: 
Ruhe bewahren und deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept 
hantiert wie in der überstandenen Krise mit Angst und Panik.

 Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: 
Überwachung und Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung 
von Personen. Da tummeln sich mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte 
neben wirklich Kranken und Infizierten.

 Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im 
Gesundheitswesen.

 Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft 
blüht.

 Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und 
Intimsphäre gehören nicht ins EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.



 Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf 
Unterdrückung von kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für 
Diskussion und einen alternativen Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

 Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf 
Privatleben, Meinungs- und Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die 
Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive werden ausgeweitet mit noch 
mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes wird 
ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine 
Nichtanhandnahme bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht 
akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehrgeehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September2012 (EpG,SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG istaus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte auf Bundesebenezu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheitverantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden- entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist- bevor eineTeilrevision gestartet wird -zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeiterhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dieswürde einer untolerierbaren Abgabe vonSouveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden.Im gleichen Atemzug lässter Aspekte der psychischen Gesundheitund der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachungund Meldung von Personen. Ergeht sogar so weit, dass jeder Menscha priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Miteinem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung desEinzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung(objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderungzu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäreSprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierungauf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnittdreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit alsImpfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln -und das bei sehrgeringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mitSchrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2:Zweck

Die Formulierung «chancengleicherZugang» istzu streichen. DerBund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab essogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinischeVersorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholtwerden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruchzum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf deranderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dassjede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellenSouveränität fürdie Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheitsoll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weitersollen die Kantone ihre

Aufgabenim Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dassesGehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: BesondereGefährdungder öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nichtum ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft.Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. DerArtikel in dieser Formist abzulehnen.

Art. 6 :BesondereLage/ Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist derBlick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitetund verhandelt werden (WHO-PandemievertragCA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

DerWHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeitder internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion aufdie SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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ImZusammenhang mitder Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen,wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeiteines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC),insbesondere einer

Pandemie, zu verkündenund deren Ende zu erklären.

Derneue Artikel 13Awürde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs-und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetztund von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offenzum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen derWHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

inderSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immerdarum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art.6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hierist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Wasist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldungvon

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängigdavon,ob sie krank oderinfiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in demjede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oderinfiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sichum einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen derPerson selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondernum einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziertist. DieCOVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortestgeschehen kann, ohne dasssich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz überden Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oderPersonen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die einestarke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf derIdentifizierungvon Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zurIntimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a:Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischenKompetenzen für die Leitungvon Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit derKantoneim Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33und Art. 60a:Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Eswurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgungan sich nicht relevantist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird derIdentifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt,wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daherweder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test-undGenesungsnachweise

Ein Zertifikatan sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamneseein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dasseine Person nicht

ansteckend ist, ebensowenig wie ein positiver Test ein Beweis für dieAnsteckungsfähigkeit ist. Eshandelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierungvon besondersgesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugangzum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist ausder

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Essoll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheitentsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten einegroße Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand fürandere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Dievon den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eineImpfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerungeine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o dasGesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mitZwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalbeiner Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

wederan Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

eEs ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich,ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaftnur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparentund wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurfscheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitetworden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässtdie Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderungund die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument derWHO.

Siegeht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese fürden

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie gehtnicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf dieGesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext deröffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sieberücksichtigt nicht, dass75% der Sterblichkeitauf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% derSterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sieunterschlägt, dassjede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat(Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlungvor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arztund andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und dieVerpflichtung, sich an die Richtlinien der WHOzu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesratund Verwaltung im Sinne der Präambel derBundesverfassungund im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wirIhnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

FreundlicheGrüsse

Unterschrift

(MtnTW
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Miryam Fähndrich
Zielacherstrase 25
6274 Eschenbach

Bundesamt für Gesundheit BAG
Schwarzenburgstrasse 157
3003 Bern

14. März 2024

Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz 
(EpG) Stellung.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin 
komplett (Art. 118a BV).

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt 
sich dabei um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und 
miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der 
Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel 
zurückgegangen) sowie die Zunahme und die Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der 
öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes, systemimmanentes Problem, das ausserhalb des 
EpG gelöst werden muss.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man 
zeigen, dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an 
einer Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig 
verbreiten wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht 
vor Falschmeldung, und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit 
und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, 
deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven 
Ausgrenzungen von Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO 
mit dem Global Digital Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. 
Medizinische Interventionen sind individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet 
werden.



Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal 
angesprochen werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da 
sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, 
müssen die Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und 
sorgfältig gehandhabt werden.

Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt 
(Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen 
gezwungen werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es 
abzulehnen.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes 
abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer Manöverkritik 
transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse 
eine Revision des EpG vorgenommen werden. 

Wir danke für die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen

Miryam Fähndrich



Peter Fähndrich 

Zielacherstrasse 25 

6274 Eschenbach 
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Vernehmlassung Epidemiengesetz 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG) 

Stellung. 

Prämisse 

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die als 

"selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des 

Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden. 

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit 

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von 

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und 

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros 

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen 

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen 

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und 

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment 

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche 

Grundsätze behaftet zu werden. 

 

 

 



Contact Tracing (Art. 60a) 

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Es werden ohne 

medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller Missbrauch der Daten kann nicht 

ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man 

zu Hause bleiben soll, wenn man sich krank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger invasive 

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung. 

Unwirksame Massnahmen 

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen weder Lockdown, 

Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche 

Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHO bereits 2019 und 

nun ja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine 

WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen 

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern. 

Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden. 

Impfmonitoring (Art. 24) 

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen 

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte 

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen. 

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick auf die Corona Pandemie als 

unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnet werden. Trotzdem bedanken wir uns für die Möglichkeit einer 

Stellungnahme und hoffen auf die Berücksichtigung unsere Einwände.  

 

Freundlichen Grüssen 

Peter Fähndrich 
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Bundesamt für Gesundheit BAG

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

9. März 2024

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epidemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zurgeplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mit dem Vorentwurf Teilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung

gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind dies sehr umfassende Änderungen, die den

Charakter einer Totalrevision und nicht nur einer „Teilrevision“ haben.

Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Bei genauem Hinsehen ist im Grunde keine der vorgesehenen Änderungen akzeptabel.

Folglich: Ich verzichte in meiner Vernehmlassungsantwort auf die Kommentierung eines jeden

geänderten Artikels, da nicht zwangsläufig zielführend, sondern ziele auf die grossen und ungelösten

Problemkreise von Pandemie- und Impfungsdefinition und von überstürzt produzierten, unausgereiften

und unvollständig überprüften Impfprodukten sowie die deutlich spürbare Tendenz der schweizerischen

Gesundheitspolitik, zukünftig die von der WHO gesetzten rigiden, verbindlichen, unsere nationale

Souveränität schwer tangierenden Leitlinien zu übernehmen und uns letztlich dem von der WHO intensiv

angestrebten globalen Konzept eines allumfassenden „One-Health“ unterzuordnen.

Es darf aber im neuen EpG keinen One-Health-Ansatz geben!

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in der

aktuell geltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Art. 1 Gegenstand
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Dieser Artikel regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen

Massnahmen vor.

Art. 2 Zweck

1 Dieser Artikel bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten

und zu bekämpfen.

Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet

und bekämpft werden. Was gut gemeint klingt, ist nur dann gut, wenn das Auftreten dieser

übertragbaren Krankheiten tatsächlich nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung

nachweislich zu einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird

oder bereits geführt hat. Dies kann dann die besondere bzw. ausserordentliche Lage begründen,

in deren Folge die im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil

drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem

das Recht aufkörperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss möglichst verhindert

werden, dass jemals eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird,

welche automatisch die Massnahmenlawine in Gang setzt. Hier kann der erste Hebel angesetzt

werden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allem voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der zweite Hebel bei der Definition der

Impfung ansetzen.

Der«guten Ordnung halber» müssen zudem vorerst die Begriffe Epidemie und Pandemie

definiert werden. Immerhin ist das Gesetz danach benannt.

2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen Fassung

des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in Art. 6

Abs. 1 EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), die jeweils zwei

kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in derzweiten

Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch auslegungsbedürftig.

Daran ändert der Vorentwurf zur Vernehmlassung nichts. Alle Tatbestände bleiben

auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art. 6

Abs. 1 EpG beschriebenen Situation äussern, ist es dennoch nicht zwingend notwendig, dass der

Bund damit die Kompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6Abs. 2 EpG erhält.

Dies wird neu in Art. 6b präzisiert: «1 Der Bundesrat stellt die besondere Lage fest. 2 Er definiert

die Ziele und Grundsätze der Strategie zur Bekämpfung derGefährdung sowie die Form der

Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Er entscheidet über den Einsatz der Krisenorganisation des

Bundes. »

Das Verfahren zur Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler und

besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe zwischen

derSituationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind heute

unklar, ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die

entsprechenden Entscheidungen.

Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeit

mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone und die zuständigen

parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von

Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nach Anhörung derKantone und derzuständigen

parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenübereinzelnen Personen (Art.

30-39) oder gegenüberder Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (..) c.
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Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und

Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, für obligatorisch erklären.»

Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6EpG in der Grössenordnung von

Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer

besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von

Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon

nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen Entwurf. «Vorübergehend

dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden.

Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für

eine Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. b EpG auf

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls

aus Gründen der Gesetzesklarheit, aufVerordnungsebene durch nachprüfbare, messbare

Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen

Lage erfüllt ist.

Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst

recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen.

Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darfdie

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn diese ausländischer

oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Das EpG würde in diesem Fall auf

Willkür fussen.

3 Hebel Nummer2: Der guten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann

die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden.

4 Hebel Nummer 3: Die Definition der Impfung

Die COVID-19-Impfung auf modRNA-Basis ist keine Impfung im herkömmlichen Sinn, sondern eine

Gentherapie, was in den Patenten von Moderna überprüft werden kann. Da die modRNA-Technologie die

Zukunftsform aller bisher bekannten Impfungen sein soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Die

Definition sollte dem Medizinrecht / Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu «erfunden» werden

bzw. schwammig sein, zumal rein rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform aufgezwungen

werden kann. Eine Therapie dient der Symptombekämpfung, eine echte Immunisierung dem präventiven

Zweck der Nichterkrankung, Nichtansteckung und Nichtweitergabe von Krankheitserregern.

5 Hebel Nummer 4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftig Pandemien verhindern, muss weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (= Verstärkung

von Virus-Aggressivität zum Zweck der Biowaffenentwicklung) verboten werden. Ein Vorangehen in dieser

Frage würde der Schweiz gut anstehen.

6 Fazit
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Ja, die sog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind

Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien

und das Lostreten einer Massnahmen- und Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund derfehlenden Aufarbeitung dieser vorübergegangenen sog Pandemie zieht der

Bundesrat die falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem

Staat, in dem Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden,

inakzeptabel sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es

sich bei derCorona-Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhaupt um eine Pandemie und

damit eine besondere Lage gehandelt hat, in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht

erwähnt und damit auch nicht geklärt wird, ebenso wenig die wesentliche Frage nach der

möglichen oder sogar wahrscheinlichen Laborherkunft des Virus.

Zwingend bedarf derBegriff der„Impfung“ einer verbindlichen Definition, da es sich bei der

modifizierten mRNA-Technologie gegen COVID-19 um den klaren Fall einer Gen- bezogenen

Therapie und nicht um eine Impfung im herkömmlichen Sinne (auch nicht im Sinne des

Patentrechts) handelt, worunter ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. zum Zwecke der

Nichtansteckung und Nichtweitergabe eines Krankheitserregers verstanden wird.

Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die konti-

nuierliche Erzeugungvon aggressiveren Laborviren und deren versehentliches (oder

beabsichtigtes) Entweichen in Zukunft verhindern.

Unter keinen Umständen darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder

ausserordentliche Lage in der Schweiz entscheiden, und niemals ohne die Einwilligung der

Schweiz, denn dann unterläge das EpG per se fremder Willkür.

Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie

gezogen werden, wird auch die aufputschende Rolle derWHO in diesem Komplex nicht

thematisiert. Aus der genauen Analyse könnte u.U. abgeleitet werden, dass es keinen einzigen

Grund gibt, der WHO eine Machtausweitung zuzugestehen. Allenfalls wäre ein Austritt der

Schweiz aus der WHO zu erwägen.

Erst recht gibt es keinen objektiven Grund, in vorauseilendem Gehorsam die verschärfenden

Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV)

bereits jetzt durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Der„One-Health“-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) hat im Epidemiengesetz

oder anderen Schweizer Gesetzen nicht das Geringste zu suchen. Wann hat derschweizerische

Souverän diesem Ansatz, der auch in Ernährungs-, Umwelt- und Klimapolitik hineinreicht, als

Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt?

7 Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften IHR (geplante

Abstimmung der WHO-Vollversammlung im Mai 2024) unbeachtet und unreflektiertin das EpG

übernommen werden und in einer erneuten COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten

Massnahmen zur Anwendung kommen würden, sind in der Teilrevision des EpG folgende Punkte zu

berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es zukünftig nach

Möglichkeit zu keiner Ausrufung einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt,
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insbesondere nicht auf Weisung durch eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung/
Zustimmung der Schweizer Regierung. Der Gesetzestext muss entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem nochmals eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden

müssen, ist sicherzustellen, dass keinem Individuum irgendeine bislang unbekannte und / oder

un-bzw. unzureichend geprüfte Substanz zwangsverabreicht wird, die eine nur bedingte

Zulassung (Notfallzulassung) bekommen hat (kein Impfzwang!). In diesem Zusammenhang ist

zudem der Begriff der Impfung genau zu definieren, denn zweifellos kann niemand zu einer

Therapie (die mRNA-Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpft

Symptome, nicht den erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem ist zu verhindern, dass von

der Pharmaindustrie Produkte umdeklariert werden, also eine bewusste Täuschung der

Öffentlichkeit hinsichtlich Substanzcharakter vorgenommen wird.

Abschliessend sei noch festgehalten, dass die vorliegenden Äusserungen zur Vernehmlassung zum

Epidemiengesetz nicht als im Kollektiv gewonnene und angepasste Meinungsäusserung zu verstehen sind,

sondern ganz klar als Ausdruck der im Pandemieverlaufsehr früh erwachten individuellen Fakten-

basierten Skepsis eines alten, erfahrenen Schulmediziners den zum grossen Teil absurden und völlig

unwissenschaftlichen Darstellungen des global beobachteten Atemwegsinfekts C-19 durch Politik und

Presse gegenüber, beide Bereiche selbstverständlich immer mit der interessierten Pharmaindustrie im

Hintergrund (siehe dazu meinen Leserbrief in der Schweizerischen Ärztezeitung SÄZ 2020; 101(37): 1139-

1140 ). Man könnte das Phänomen, ich verwende diesen Ausdruck hier zum ersten Mal, als unheilige

Allianz der 3P bezeichnen (Pharma, Presse, Politik) welche die Covid-19-Phase zum Teil verhängnisvoll

prägte.

Mit Dank für die Kenntnisnahme und freundlichen Grüssen

1
Heinz Fahrer
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz

(EpG) Stellung

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und

eine Fokussierung auf äusserstinvasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, dieim Durchschnitt

dreimal pro Seite erwähnt wird.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung

getragen. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmen im

Kontext ihres wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie

per se relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen,

sondern vor allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird.Wenn

beispielsweise geimpfte Personen von Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl dieInjektion

nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung

durchführen kann. Damit werden der Missachtung der Grundsätze von Chancengleichheit,

Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch in diesem Artikel wird der

Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund Vorrang

eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klarinvasive Seite der vorgeschlagenen

Massnahmen noch deutlicher betont.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal

angesprochen werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln.

Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden,

müssen die Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und

sorgfältig gehandhabt werden.

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)



Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen
gezwungen werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es

abzulehnen.

Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend ist insbesondere, dass

Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und Bewegung haben einen positiven
Effekt auf das Immunsystem. Dies sollte entsprechend berücksichtig werden.

Freundliche Grüsse

Elsa Fallegger-Gaudio
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR818.101)

Angepasstes Antwortformular zurVernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Meine persönliche allgemeine Stellungnahme:

1. Die Teilrevision des EpG ist als Ganzes abzulehnen, weil zuvor keine Aufarbeitung der Corona-

Epidemie stattgefunden hat.

Das Epidemiengesetz hat u.a. den Zweck die Bevölkerung vor Krankheitserregern schützen. Die

höchstwahrscheinliche Herkunft des Corona-Virus aus amerikanisch finanzierter chinesischer «Gain-of-

Function-Forschung» ist heute bekannt. Eine Aufarbeitung würde bedeuten, dass die Regierung wenn sie

uns schützen will, sich dem weltweit verlangten Verbot dieser Forschung anschliesst.

Heute wissen wir, nur, weil es die EMAin der Zwischenzeit zugeben musste, dass die «Impfstoffe» nie

zugelassen wurden, um eine Ansteckung und somit Weitergabe des Coronaviruses zu verhindern. Das

wurde der Bevölkerung bis heute verheimlicht. Das rEpG enthält keine Bestimmung darüber, dass in Zukunft

die Bevölkerung unverzüglich und vollständig über alles zuinformieren ist.

Auch ist heute bewiesen, dass Pfizer/Biontech keine gründliche Prüfung des «Impfstoffes» durchgeführt

hatte, bevor sie ihn aufden Markt brachten. Informationen darüber durch die beteiligten Institutionen

Bundesrat, BAG, SwissMedic gibt es nicht. Das müsste öffentlich eingestanden und durch entsprechende

Gesetzesartikel verhindertwerden.
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Die Bevölkerung hat bis heute nicht erfahren, dass sie im Prinzip an einem medizinischen Experiment

teilgenommen hat und noch teilnimmt, da die notwendigen Studien bis zur Einführung der «Impfungen» noch

nicht abgeschlossen waren. Stattdessen wurde der Bevölkerung eine grosse Schutzwirkung und einegar

«sichere» «Impfung» verkauft. Auch ist bis heute nicht klar, ob es sich bei den «Impfstoffen» nicht eigentlich

um Gentherapie-Produkte handelt. In einem neuen Gesetz müsste festgehalten werden, dass nur sichere

Werte und genaue Deklarationen öffentlich kommuniziert werden dürfen

2. Das rEpG ist abzulehnen, weil die Bedingungen für die Feststellung der«Besonderen Lage» (u.a.

Art. 5 bis 8 inklusive Erläuterungen) schwammig formuliert sind.

Die Definition der «besonderen Lage», bzw. der Voraussetzungen, die dem Bundesratdas Recht geben,

diese «festzustellen», enthält schon im alten Gesetz viele unklare Rechtsbegriffe, und noch mehr im neuen.

Da die Feststellung der besonderen Lage dem Bundesrat dieMacht zur Anordnung weitreichender

Einschränkungen unserer Freiheitsrechte gibt, müssten überprüfbare Erkenntnisse und Fakten vorliegen, die

die «Feststellung der besonderen Lage» erlauben. Das ist nicht der Fall!

Die Begriffe «Gesundheitsgefährdung», «erhöhte Gefahr derAnsteckung» «Überlastung der

Gesundheitsversorgung..», «wenn die Krankheit durch die Vollzugsorgane nicht genügend verhütet oder

bekämpftwerden kann». Diese Begriffe können -nach unserer Erfahrung mit der Corona-(Plandemie) -

alles Mögliche bedeuten. Darum sind diese Artikel abzulehnen.

Nur in einem Fall (Art. 6b) ist die Formulierung präzise: «Eine besondere Lage liegt vor, wenn die WHO

festgestellt hat, dass eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite besteht und durch diese in

der Schweiz eine besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit droht» (Art. 6d) Das ist dann eine sehr

präzise formulierte Bedingung, jedoch von einer ausländischen Drittpartei(WHO), ohne Zustimmung der

Schweizer Bevölkerung. In einem Land mitdirekter Demokratie sind solche Formulierungen auch im

Epedemiefall abzuweisen.

3.Das rEpG muss abgelehnt werden, weil die Bestimmungen zur Impfung und Impfpflicht äusserst

fragwürdig sind. (u.a. Art 6c, 12, 20-24)

Die eilig eingeführten Covid-«Impfstoffe» waren nicht genügend geprüft und schädigten viele Menschen mit

den daraus resultierenden Nebenwirkungen. SolcheVerfahrensweisen müssen gesetzlich unbedingt

unterbunden werden. Die Bestimmungen zur Impfung sind nicht akzeptabel.

Die Zulassung war immer nur eine «vorläufige» Zulassung. Die Bevölkerung wurde bis heute nie darüber

aufgeklärt, dass sie im Prinzip an einem medizinischen Experiment teilnimmt, da die notwendigen Studien

bis zur Einführung der «Impfungen» noch gar nicht abgeschlossen waren. Es gibtim rEpG keine Artikel, die

die Bevölkerung zukünftig vor solchen Experimenten schützen würden.

Im revidierten Gesetz werden jedoch wieder «Ausnahmen» von einerWirksamkeits-und Sicherheits-Prüfung

der «medizinischen Produkte» vor der Zulassung ermöglicht. (Art 44) Ausnahmen müssten gesetzlilch klar

geregelt sein, wenn z.B. die Mortalität der Erkrankten über 50% läge.

Die Pharma-Industrie, die WHO und auch Bundesrat A. Berset(29.11.2023) sagten uns bei Covid nicht die

Wahrheit über die Unwirksamkeit der mRNA-»Impfung» zum Schutz vor Ansteckung. Und nun will der

Bundesrat die Impfpflicht unter unklaren Bedingungen für bestimmte Bevölkerungsgruppen im EPG fest

verankern! Das ist abzulehnen. Impfung greift in das verfassungsmässig garantierte Recht auf körperliche

Unversehrtheit ein und darf nur freiwillig geschehen.

Viele Menschen sind im Zusammenhang mit der Impfung gestorben oder haben schwerste gesundheitliche

Schäden erlitten. Der Zusammenhang wirdjedoch nicht seriös untersucht, sondern grösstenteils einfach

geleugnet. Die meisten sind bis heute nicht als «Impfopfer» anerkannt, ihnen wird nicht geholfen, sie werden

nicht entschädigt. Auf diesem Hintergrund ist es unakzeptabel, dass der Bundesrat unter nicht genau

bestimmten Umständen die Impfung in bestimmten Fällen für obligatorisch erklären kann.

Laut dem neuen Gesetz kann der Bundesrat ärztliches Personal unter bestimmten Bedingungen dazu

2



Schweizerische Eidgenossenschaft EidgenössischesDepartementdes Innern EDI

Confédération suisse
Bundesamt für Gesundheit BAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

verpflichten, Menschen zu impfen. Ärzte und Ärztinnen werden so zu reinen Ausführungsgehilfen politischer

Massnahmen degradiert. Das ärztliche Urteil ist nicht mehr ausschlaggebend. Das ist verfassungswidrig

Die Impfung ist eine freiwillige und selbst-gewählte Massnahme, über deren Anwendung jeder Mensch frei

bestimmen können muss, wozu der informed consenb und das Vertrauen in den ArztVoraussetzung sind.

Das EpG ist so formuliert, dass es den Bestrebungen der WHO mit ihren Internationalen

Gesundheitsvorschriften und dem geplanten Pandemievertrag entgegenkommt. Sollte die Schweiz den

Pandemievertrag ablehnen, wäre das rev. EpG beinahe eine Kopie desselbigen.

Die Impfung soll an Bildungs-Institutionen und Firmen beworben werden. Das wird unweigerlich zu

massivem Druck bzw. Ausübung von Zwang auf Schüler, Studenten und Arbeitnehmer führen, die sich nicht

impfen lassen wollen.

Das Recht auf körperliche Unversehrtheit darfniemals mit Zwang, weder direkt noch indirekt bspw. durch

Androhung eines Jobverlustes oder sonst zu erleidender Nachteile, ausgehebelt werden.

4. Das rEpG ist abzulehnen, weil die Bestimmungen zu Überwachung, Meldung, Datensammlung viel

zu weit gehen (u.a. Art.11-13, 58-60)

Das neue Gesetz enthält einen Paradigma-Wechsel: Es verlangt die Überwachung, Meldung und

Datensammlung von Personen anstelle von Krankheitsfällen! Auch soziographische, verhaltensbezogene

und die Intimsphäre betreffende Daten sollen gesammelt werden. Das geht viel zu weit.

Es sollen «erkrankte», «krankheitsverdächtige», «angesteckte» oder «ansteckungsverdächtige» oder

«krankheitserregerausscheidende» Personen gemeldet und deren Daten übermittelt werden. Die Daten

werden mit der AHV-Nummer verknüpft. Das führt dazu, dassjeder Mensch a priori zu einer vermeintlich

kranken oder angesteckten und damit überwachten Person wird.

In der Schweiz sind wir gewohnt mitzudenken und mitzugestalten. Aus sachlichen Informationen ziehtjeder

für sich angemessene Schlüsse. Die Bestimmungen des EpG bedeuten stattdessen eine

«Verhaltenslenkung» der Bevölkerung. Das widerspricht im Kern der freiheitlichen und liberalen Gesinnung

unseres Landes.

Jede «Beobachtung» im Epedemiefall muss gemeldet werden - und zwar von jeder Institution oder

Einrichtung, wo sich Menschen aufhalten. Wer die Meldepflicht nicht beachtet, kann gebüsst werden. Dies

sind Charakteristika eines Überwachungsstaates und widerspricht unserer Verfassung.

5. Das Gesetz ist abzulehnen, weil es nichts aussagende und damit unsinnige Impf-, Test- und

Genesungsnachweise verlangt. (u.a. Art. 49)

Ein Zertifikat kann nicht beweisen, dass ein Mensch nicht ansteckend ist und hat damit keine Auswirkung auf

die öffentliche Gesundheit, ebenso wenig wie ein Test ohne klinische Untersuchungen eine Ansteckung oder

das Vorliegen einer Krankheit beweisen kann.

Menschen, die gesund und nie krank waren, hatten während der Corona-Epidemie keinen Zugang zu einem

solchen Nachweis. Dies bedeutet eine Diskriminierung von gesunden Menschen.

Es ist unerträglich, dass Menschen aufgrund eines solche fragwürdigen und nichts aussagenden Papiers

vom öffentlichen Leben und ausgeschlossen werden können und ihnen die Bewegungsfreiheit genommen

wird.

6. Das Gesetz muss abgelehnt werden, weil es im Fall einer Epidemie die Schweiz den Weisungen

einer ausländischen nicht legitimierten Instanz unterstellen kann. (Internationale Oganisation WHO)

Art. 6b)

Aus den Erläuterungen des EpGs zur den Artikeln die Überwachung und auch die besondere Lage

betreffend geht hervor, dass Beobachtungen gemeldetwerden müssen, deren «Überwachung

international vereinbart ist». Das bedeutet eine grossflächige Überwachung der Schweizer Bevölkerung im

Fall, dass der Bundesrat die IGV und/oder den Pandemievertrag derWHO nicht explizit ablehnt.
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Das heisst im Klartext: Unter gewissen Umständen soll die Schweiz im Fall einer Epidemie per EpG einer

Organisation unterstellt werden, in der es keine Rechenschaftspflicht und Verantwortlichkeit, kein

unabhängiges Controlling der Entscheide des WHO-Generaldirektors gibt. Das muss klar abgelehnt werden.

Die Schweiz darf nicht der Willkür einer nicht gewählten und nicht unabhängigen Organisation, die am

Geldhahn von Bill Gates und der Phama-Inustrie hängt, ausgeliefert werden.

Wie wir aus den bis heute bekannten IHR-Änderungen der WHO wissen, könnte nebst Krankheiten,

derGefahr durch Viren und Bakterien, künftig durchaus auch der Klimawandel oder Tierkrankheiten zu den

Risiken gehören, für welche der Generaldirektor eine besondere Lage ausrufen kann. Es wird also mit dem

rEpG möglich sein, künftig auch Verhaltens-Massnahmen zu verhängen, sollte sich die Bevölkerung nicht

wunschgemäss klimaschonend verhalten.

Die WHO plant mit One-Health eine einzige globale Gesundheitsbehörde nach ihren Vorstellungen. Das

EpG enthält ein implizites Einverständnis der Schweizer Behörden mit dem «One-health-Konzept» der WHO.

Das ist aus den oben genannten Gründen unbedingt abzulehnen.

7. Das Gesetz ist abzulehnen, weil es das verfassungswidrige Verbot von Menschenansammlungen,

usw. enthält. (EPG Art. 40)

Ohne irgendwelche Erkenntnisse darüber, was solche sogenannten Schutzmassnahmen zurVerhinderung

von Ansteckungen wirklich gebracht haben, können sie im EpG unter der «besonderen» Lage erneut

angeordnet werden genannt. Das ist abzulehnen.

Gemäss neuem Gesetz können die Kantone bestimmte Aktivitäten an definierten Orten sowie

Menschenansammlungen im öffentlichen Raum verbieten oder einschränken.

Damit wird also bereits in diesem Artikel die Möglichkeit geschaffen, dass die Kantone die

verfassungsmässigen, demokratischen Grundrechte der Bürger, an Kundgebungen und

Demonstrationen teilzunehmen, verbieten können. Da verfassungswidrig, ist dieser Artikel abzulehnen.

8. Das Gesez istabzulehnen, weil es unpräzise Bestimmungen zu medizinische Gütern und

Arzneimitteln enthält (Art. 44b)

Die Erleichterung der Einfuhr von nicht zugelassenen, verwendungsfertigen Arzneimitteln, bzw. dass der

Bundesrat künftig Ausnahmen für die Bestimmungen bei der Einfuhr von medizinischen Gütern machen

kann, indem er die Bewilligungsvoraussetzungen anpasst, ist nicht zu akzeptieren nach den Erfahrungen

der Schweiz mit den sogenannten «Covid-Impfstoffen»

9. Das Gesetz ist abzulehnen, weil der Bund im Epidemiefall Unmengen Impfungen und Medikamente

bestellt, die nachher in dieser Menge nicht gebraucht und damit Unsummen an Geld unnötig

ausgegeben werden (Art. 74, 74a-c)

In Artikel 74 a-c wird festgehalten, dass der Bund für die Kosten der Impfungen und Medikamente aufkommt.

Das ist trügerisch, denn der Bund, das sind wir, die Steuerzahler. Wir können nicht mitbestimmen, wieviel

bestellt wird, müssen aber alles berappen (auch Fehleinkäufe).

Der Bund schliesst mit der Pharma Verträge (Bestellungen) über Impfstoffe bei Ausbruch einer Epidemie

oder Pandemie ab, wenn überhaupt noch nicht bekannt ist, wie gefährlich die Krankheit ist. Bei der

Schweinegrippe musste der allergrösste Teil dervom Bund gekauften Impfungen wegen Nichtgebrauchs

entsorgt werden. So verschleudert der Bund Millionen und Milliarden Steuergelder, die niemandem

zugutekommen. Ähnliches konnte bei der Coronapandemie festgestellt werden.
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Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgenössisches DepartementdesInnern EDI

Confédération suisse
Bundesamt für GesundheitBAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten derVernehmlassungsvorlage einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe)

Inwieweitsind Sie mitdem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise icht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

W

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise icht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien)

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

V

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen)
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Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgenössisches Departement des Innern EDI

Confédération suisse
BundesamtfürGesundheitBAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Inwieweitsind Sie mitden Artikeln 19-19a einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr)

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern,

Gesundheitsversorgung)

Inwieweit sind Sie mitden Artikeln 44-44d einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise icht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

V

Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung)

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)
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Confédération suisse
Bundesamt für GesundheitBAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

X

H. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

I. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund)

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise icht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

J. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Y

Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder

7)

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder derausserordentlichen Lage

ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Sollim EpG eine

gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen

mit Finanzhilfen unterstützen kann?

Essoll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen

werden.werden.

(bitte unten erläutern und auch die (bitte unten erläutern)

nachfolgende Frage beantworten)
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Confédération suisse
Bundesamt für GesundheitBAG
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Confederaziun svizra

X

Erläuterung:

Es müssen gar keine Massnahmen ergriffen werden. Warum auch.

Es ging bis jetzt auch ohnell!l! Hallo Weltüberwachung!

Falls aus Ihrer Sichtim EpG eine gesetzliche Grundlage fürsolche Finanzhilfen geschaffen

werden soll, inwieweitsind Sie mit den konkreten Inhalten derArt. 70a-70f einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

V

K. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter)

Inwieweitsind Sie mitden Artikeln 74-74h einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nichteinverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Y
A

Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit)

Inwieweitsind Sie mitden Artikeln 75-81b einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

M. Art. 82-84a (Strafbestimmungen)

Inwieweitsind Sie mitden Artikeln 82-84a einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

A

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG)
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Schweizerische Eidgenossenschaft EidgenössischesDepartementdes Innern EDI

Confédération suisse
Bundesamt fürGesundheitBAG

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Inwieweitsind Sie mitden Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps?

Sollim Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing

Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden?

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden

Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und

vorangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact-

Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die

Möglichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit

entsprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden.

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen

werden.werden.

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Erläuterung:

Ich möchte nicht aufjeden Schritt und Tritt verfolgbar gemachtwerden und finde es absurd

und äusserst unmenschlich!l! Wirmüssen nichtan der Leine gehalten oder in Käfige gesteckt

werden wie Hunde. Ich möchte mich frei auf der ganzen Welt bewegen können. Ende der

Durchsage!

5. Weitere Rückmeldungen

Gibt esweitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten?

Wir brauchen kein EpG!!!!

Ist unnütz!!!

Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars!
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Teilrevision des Epidemiengesetzes;Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mit dem Vorentwurf Teilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung

gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage

stellt sich, warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll.

Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Bei genauem Hinsehen istim Grunde keine Änderung akzeptabel.

ERGO: Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist mühselig

und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nicht um das Klein-Klein geht, sondern um das grosse

Ganze, das beabsichtigt ist. Aus Sicht der WHO und ihrem One-Health-Ansatz ist es - kurz gesagt- die

Dauerimpfung von Mensch und Tier. Und genau das gilt es zu verhindern! Es darf keinen One-Health-

Ansatz im neuen EpG geben!

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in der

aktuell geltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Art. 1 Gegenstand

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen

Massnahmen vor.
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Art. 2 Zweck

1Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten und

zu bekämpfen. (..)

Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet

und bekämpft werden. Klingt gut gemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten dieser

übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits

geführt hat. Dies begründet dann die besondere bzw. ausserordentliche Lage, in deren Folge die

im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil

drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem

das Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass

(jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in derSchweiz ausgerufen wird, welche

dann die Massnahmenlawine in Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel angesetzt werden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der

Impfung ansetzen.

Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert

werden. Schliesslich heisst das Gesetz so.

2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen Fassung

des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in Art. 6

Abs. 1 EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), die jeweils zwei

kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in der zweiten

Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch auslegungsbedürftig.

Daran ändert der Vorentwurf zur Vernehmlassung nichts. Alle Tatbestände bleiben

auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art. 6

Abs. 1 EpG beschriebenen Situation äussern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der

Bund die Kompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies wird

neu in Art. 6b präzisiert: «1 DerBundesrat stellt die besondere Lage fest. 2 Erdefiniert die Ziele

und Grundsätze der Strategie zur Bekämpfung der Gefährdung sowie die Form der

Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Er entscheidet über den Einsatz der Krisenorganisation des

Bundes.»

Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler und

besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe zwischen

der Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind heute

unklar, ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die

entsprechenden Entscheidungen.

Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. ZurZusammenarbeit

mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone und die zuständigen

parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von

Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nach Anhörung der Kantone und derzuständigen

parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenüber einzelnen Personen (Art.

30-39) oder gegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (..) c.

Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und

Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, fürobligatorisch erklären.»
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Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6 EpG in der Grössenordnung von

Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer

besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von

Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon

nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nichtim neuen Entwurf. «Vorübergehend

dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden.

Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für

eine Konkretisierung der «besonderen» Gefährdunggemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. bEpG auf

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls

aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare, messbare

Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen

Lage erfüllt ist.

Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst

recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen.

Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf die

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer

oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf

Willkür fussen.

3 Hebel Nummer 2: Die Definition der Impfung

Die COVID-19-Impfung auf mRNA-Basis war keine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den

Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller

bisherigen Impfungen sein soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den

Menschen injiziert werden soll, Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht /

Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu «erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein

rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. EineTherapie dient zur

Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nichtansteckung und

Nichtweitergabe von Krankheitserregern.

4 Hebel Nummer 3: Der guten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann

die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden.

5 Hebel Nummer 4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (=

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz!

6 Fazit

Ja, diesog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind

Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien

und das Lostreten einer Massnahmenlawine/ Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in dem
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Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel

sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der

Corona-Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhauptum eine Pandemie und damit eine

besondere Lage gehandelt hat und woherdas Virus (wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam,

in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt

wird.

Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche

Lage in der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann

unterläge das EpG per se fremder Willkür.

Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie

gezogen werden, wird die Rolle, die die WHO hier gespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus

könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, der WHO eine

Machtausweitung zuzugestehen. Ganz im Gegenteil: Eher deren Abschaffung!

Und erst recht gibt es keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-

wünsche derWHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt

durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Auch hat der One-Health-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem

Ansatz als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind

Mensch und Tier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dass jedes Tier (oder

jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat (Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen

vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass wir zu viele Menschen aufdiesem Planeten sind).

Es ist zwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung

eine Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne (und auch nicht im Sinne des

Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und

Nichtweitergabe eines Krankheitserregers.

Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die konti-

nuierliche Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches (vorsätzliches)

Entweichen in Zukunft verhindern.

7 Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante

Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendung

kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt

wird, sind in der Teilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIEzur

Ausrufung einerbesonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch

eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer Regierung. Der

Gesetztstextmuss entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden,

dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislangunbekannte und /oder

ungeprüfte Substanz zwangsverabreicht bekommt (d.h. Impfzwang oder ähnliches), die eine

bedingte (= Notfall-) Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang ist zudem der Begriff

der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-

4



Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpft Symptome, nicht den

erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem ist zu verhindern, dass die Pharmalieferanten

ihre Produkte umdeklarieren, also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

duhalen Knsi
Renate Wallace Kevin Wallace

5



R KUV LKV
Amtl DTS PuG GZ

TG
Bundesamt für Gesund eit

DS
VA

DG
UV

CC

15. März 2024IntFrau GeS

Jasmine Fausch NCE
STEMythenweg 1 MT
Dig5620 Bremgarten

FANM URA AS ChemChem GBAP
-GE/ER BioM Str

Bundesamt für Gesundheit BAG

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

8.3.2024

VernehmlassungsantwortTeilrevision des Epidemiengesetzes;

Sehr geehrte Damen und Herren

Eidgenössische Departement desInnern EDI beauftragt,
Der Bundesrat hatam 29.November 2023 das

vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein
zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes

durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision wie
Vernehmlassungsverfahren

folgt Stellung zu nehmen.

Aufarbeitung der Corona-Zeit tut Not!1

er in dieserAuswirkungen auf die Bevölkerung, sollte
Der Entwurf hat tiefgehende und weitreichende

Form Gesetz werden. Ohne eine ehrliche und umfassende Aufarbeitung der Corona-Zeit ist dies

unverhältnismässigen und schädlichen
unverantwortlich und nicht zulässig. Es gab viel Kritik an den

Anwendung des PCR-Tests, die Zählweise der Covid-
Massnahmen. Zu erwähnen sind beispielhaft: die

Lockdowns, das Tragen der Masken - insbesonderein Schulen, das
Toten, die Anordnung von

Impfempfehlungen trotz fehlender Kenntnis der Risiken. Dazu braucht es eine
Aussprechen von

öffentliche Diskussion, BEVOR eine Anpassung des EpG in Betracht gezogen werden darf.

dass der Bundesrat und die
Das Volk ist der Souverän. Das Volk muss gehört werden. Das heisst auch,

viel Macht verfügen - vorbei an Parlament und Volk. Auch
Verwaltungim vorliegenden Entwurf über zu

- wenn überhaupt - nur noch
die Kantone werden immer mehr an den Rand gedrängt und haben zu

unakzeptabel und zu korrigieren.
vollziehen, was der Bundesrat befiehlt. Das ist

der WHO -

Es ist offensichtlich, dass derBundesratin einem vorauseilenden Gehorsam die Vorgaben

Gesundheitsvorschriften -in die Teilrevision des
sprich des Pandemievertrages und der Internationalen

und vorbei am Volk? Auch hier gilt: die Prinzipien der
EpG einfliessen lassen will. Vorbei an Parlament

werden ausgehöhlt und bestehen nur noch auf dem
Rechtsstaatlichkeit und der direkten Demokratie

Papier.

Überlegungen abzulehnen.
Die Revision ist deshalb nur schon aus diesen grundsätzlichen

Auf welchen Vorannahmen beruht die Teilrevision EpG?
2

1



Es macht den Eindruck, dass der Bundesratvon gewissen Vorannahmen ausgeht, die mehr als fragwürdig

sind. Folgende Vorannahmen scheint der Bundesrat - mehr oder weniger explizit ausgesprochen -

getroffen zu haben:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang(schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o dieImmunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung derO

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;O

nur moderne Medikamente sind wirksam;0

das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;0

das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;0

gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von denO eS

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich,ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Die Frage sei erlaubt, ob diese Annahmen wirklich der Wahrheit entsprechen?

3 Definition der Begrifflichkeiten istdas «A& O»

Im Entwurf werden viele Begriffe verwendet, ohne dass diese klar definiert werden. Das schafft keine

Rechtssicherheit, sondern öffnet einer Willkür Tür und Tor. Was ist unter «Chancengleichheit» zu

verstehen? Wie wird «Pandemie» und «Epidemie» definiert? Was versteht der Bundesrat unter «One-

Health»?Wo werden die verschiedenen Lagebegriffe definiert? Soll esin derKompetenz des Bundesrates

liegen, die «besondere Lage» festzustellen? Nach welchen Kriterien? Wie lange soll eine solche

«besondere Lage» dauern? Wer bestimmt das? Wer bestimmt, wann eine «ausserordentliche Lage»

vorliegt? Welche Überprüfungsmechanismen bestehen? Wasmacht der Bundesrat, wenn die WHO einen

PHEIC (Public Health Emergency of international Concern) ausruft? Wird dann in der Schweiz die

«besondere Lage» oder die «ausserordentliche Lage» ausgerufen? Automatisch oder prüft die Schweiz

eigenständig? Hier braucht es eine Konkretisierung!

Das Gleiche gilt für Begriffe wie «Subsidiarität», «Wirksamkeit» und «Verhältnismässigkeit». Nur weil sie

im Gesetz verwendet werden (Art. 2 Abs. 3 EpG), heisst das noch lange nicht, dass diese Grundsätze dann

auch gelebt und umgesetzt werden. Ebensowenig findet manim Entwurf eine Auseinandersetzung

zwischen diesen Prinzipien und beispielsweise einer Kosten-Nutzen-Betrachtung. Note: ungenügend.
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4 Geht esum den Schutz des Menschen und seiner Gesundheit?

Gemäss Art. 1 EpG regelt dieses Gesetz den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten.

Letztere sollen verhütet und bekämpft werden. Klingt gut- ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten

dieser übertragbaren Krankheiten nachgewiesenworden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu

schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits geführt hat.einem

Wird im EpG sichergestellt, dass diese Voraussetzungen in jedem Fall erfüllt sind? Auch bei der Ausrufung

PHEIC (Public Health Emergency of international Concern) durch die WHO?eines

Geht es bei der Revision des EpG eventuell auch um ganz andere Themen? Gemäss BAG soll ja die

Überwachung verstärkt werden. Mit den Bestimmungen über die Digitalisierung und den Eingriff in die

Privatsphäre -zu erwähnen sind hier z.B. das elektronische Patientendossier, eine digitale ID, das

Contract-Tracing - steht der Daten- und Persönlichkeitsschutzim Visier und ist in Gefahr. So sollen z.B.

nicht mehr Krankheiten gemeldet werden,sondern Personen. Es geht nicht mehr darum, «kranke oder

infizierte Personen» zu identifizeren, sondern es geht um eine Identifizierung von «kranken, mutmasslich

kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen»,

unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert sind oder nicht.. Weiter soll es eine Meldepflicht geben

über «Verhaltensweisen einschliesslich Daten über die Intimsphäre». Welche Verhaltensweisen sind wohl

gemeint? Sexuelle, politische oder Konsumverhaltensweisen? Die Frage sei in diesem Zusammenhang

erlaubt: Geht es hier eventuell vielmehr um die Überwachung und Kontrolle der Bürger und weniger um

Gesundheitsschutz?

5 Schlussbemerkungen

unser StaatEswäre zu wünschen, dass sich der Bundesrat und die Verwaltung bewusst werden,wie

aufgebaut istund auf welchen Säulen er beruht: «Das Schweizervolk und die Kantone bilden die

Schweizerische Eidgenossenschaft.» (Art. 1 BV). «Die Schweizerische Eidgenossenschaft schützt die

Freiheit und die Rechte des Volkes und wahrt die Unabhängigkeit und die Sicherheit des Landes. Sie

fördert die gemeinsame Wohlfahrt, die nachhaltige Entwicklung, den inneren Zusammenhalt und die

Vorbehalt derkulturelle Vielfalt des Landes.» (Art. 2 Abs. 1 und 2 BV). «Die Bundesversammlung übt unter

Rechte von Volk und Ständen die oberste Gewalt im Bunde aus.» (Art. 148 Abs. 1 BV).

Die Hoffnung stirbt ja bekanntlich zuletzt.

Freundliche Grüsse

2IJasmine Fausch
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Consultation sur la loi sur les épidémies

Mesdames et Messieurs,

C'est avec consternation que je profite de l'occasion qui m'est donnée pour exprimer ma position

sur les modifications prévues de la loi sur les épidémies (LEp).

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, plusieurs hypothèses apparaissent et sont

présentées comme "allant de soi". Les hypothèses sont les principes implicites qui sous-tendent la

position du Conseil fédéral et qui ne sont ni documentés, ni remis en question.

Ce qui me frappe, c'est un langage très autoritaire et directif, une terminologie presque guerrière et

une focalisation sur des mesures extrêmement invasives, en particulier la vaccination, qui est

mentionnée en moyenne trois fois par page.

Je déplore l'absence de prise en compte de la médecine complémentaire. II est fait référence à

plusieurs reprises aux vaccinations, mais les mesures de médecine complémentaire sont

complètement absentes (art. 118a Cst.).

Décisions fondées sur des preuves (art. 40b)

Les mesures prises à l'égard de la population doivent être fondées sur des preuves scientifiques et

leur efficacité doit être vérifiée par une instance indépendante. Cette exigence fait défaut dans le

présent projet de loi.

Principes d'efficacité et de proportionnalité

La révision prévoit d'accorder davantage de compétences au Conseil fédéral. Les consultations des

cantons et des commissions ne sont mentionnées que par des dispositions protestatives (qui

dépendent de la volonté d'une des parties contractantes), donc finalement sans effet exécutoire. En

fin de compte, le Conseil fédéral peut décider seul.

Qu'en est-il du citoyen, à quel moment le citoyen est-il consulté ?

A l'avenir, une telle déclaration conférerait au Conseil fédéral des compétences immédiates en

matière d'ordonnances d'urgence. II deviendrait pratiquement le seul maître à bord.

Dans ce contexte, il n'est plus question des principes de subsidiarité, d'efficacité et de

proportionnalité : dans un tel moment, le Conseil fédéral n'a de comptes à rendre à personne ; il

peut décider à sa guise d'agir de telle ou telle manière, sans être gêné par aucun principe ni par

aucune institution.



Certificats de vaccination, de test et de guérison (art. 49b)

En reprenant le certificat Covid dans la LEp, on poursuit une mesure de santé dont l'efficacité n'a

pas pu être prouvée à ce jour et qui a parfois conduit à l'exclusion massive d'autres personnes. II

convient de rejeter un certificat de santé global tel que prévu parl'OMS avec le Global Digital Health

Certification Network (GDHCN). Les interventions médicales sont des décisions individuelles et ne

peuvent pas être prescrites par l'État.

Certificats de vaccination, de test et de rétablissement

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse et n'a donc pas

d'impact positif sur la santé publique. II est notamment de notoriété publique que les injections de

ARNm ne protégeaient ni contre l'infection ni contre la transmission (voir la réponse de Janine

Small, Présidente des marchés internationaux chez PFIZER, le 10.10.22 au Parlement européen :

« Non, le vaccin n'a pas été testé sur la prévention de la transmission. ») et qu'en l'absence

d'antécédents médicaux, un test PCR négatif ne garantissait pas qu'une personne n'était pas

contagieuse. De même, un test positif ne constituait pas une preuve de contagiosité (voir la notice

d'information de l'OMS du 7.12.20, selon laquelle il y a « un risque élevé de faux résultats du

SRAS-CoV-2 lors de tests sur des échantillons utilisant des réactifs RT-PCR »). II s'agit donc d'un

document purement administratif, qui n'a aucune utilité pour la santé publique, mais qui peut en

même temps entraîner des restrictions parfois massives des droits fondamentaux.

Obligation de porter un masque (art. 40, al. 2bis let. a) et port obligatoire du masque dans les

transports publics (art. 40a)

L'efficacité du port d'un masque facial n'a jamais été testée ni attestée scientifiquement. II était

même inscrit sur les boîtes de masques au début de la crise du Covid en 2020 : « ce produit ne

protège pas des contaminations virales ou infectieuses ». Tant qu'une éventuelle efficacité n'a pas

été prouvée, elle ne devrait pas être inscrite comme mesure dans la LEp..

Selon le rapport explicatif, une mesure à l'égard de la population est le port du masque dans les

transports publics. L'efficacité de cette intervention n'a jamais été testée scientifiquement. Une

inscription correspondante dans la loi est donc dépourvue de toute évidence scientifique.

art. 12, al. 1, let. c de l'Avant-projet

II ine s'agit pas seulement d'inclure des informations permettant d'identifier les personnes malades,

présumées malades, infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes, mais

aussi des données relevant de la sphère intime (art. 12, al. 1, let. c du projet). Les médecins,

hôpitaux et autres établissements de santé publics ou privés pourraient désormais être tenus de les

déclarer (art. 12, al. 1 in initio du projet). Cela déroge au respect de la sphère intime de la personne

concernée. Le mot 'présumé" donne carte blanche et a le potentiel de protéger légalement les

auteurs d'actes arbitraires.

Des mesures inefficaces

En ce qui concerne la pandémie de Covid, on peut dire de manière simplifiée qu'il a été prouvé que

ni le confinement, ni la distanciation sociale, ni les masques n'étaient des moyens efficaces pour

lutter contre la pandémie. L'OMS a déjà admis en 2019, et maintenant aussi l'immunologue

américain Antony Fauci devant le Congrès américain, que de telles mesures n'ont pas d'utilité

significative en cas de grippe. Une étude de l'OMS sur les pandémies de grippe concluait déjà en

2019 que '"le suivi des contacts n'est recommandé en aucune circonstance". De même, l'obligation

de faire des tests sans symptômes serait inutile et absurde, surtout chez les enfants.

Malgré cela, la révision de la loi sur les épidémies pourrait ordonner une telle obligation de test.



Information sur les effets secondaires potentiels

Bien que les vaccinations soient mentionnées à plusieurs reprises, l'information sur les risques

potentiels n'est pas mentionnée, ce qui viole le principe de consentement libre et éclairé, pourtant

incontournable en cas d'acte médical (même en cas de pandémie ou de situation d'urgence) selon

le serment d'Hippocrate, le Code de Nuremberg, la Déclaration de Genève, la Déclaration

d'Helsinki, la Convention d'Oviedo, la Charte européenne des droits fondamentaux, art. 3, la

résolution 2361 du Conseil de l'Europe.

Autorisation limitée dans le temps (art. 9b LRH)

L'autorisation temporaire de médicaments en cas de situation particulière ou extraordinaire porte

atteinte à la sécurité des patients. En l'absence d'une situation mettant la vie en danger, seuls

les médicaments dont la sécurité a été suffisamment vérifiée devraient être autorisés. En

outre, chaque citoyen doit pouvoir décider lui-même s'il souhaite consommer un

médicament(principe de consentement libre et éclairé).

En résumé, la révision de la LEp peut être qualifiée de projet de loi irréfléchi et, avec le recul de la

pandémie de Covid-19, de projet de loi immature.

Notamment, l'absence totale de mesures de prévention est particulièrement gênante.

Pour terminer, une remarque sur la couverture médiatique de la pandémie de Covid-19
:

Celle-ci a créé une sorte de peur et même de 'torpeur". La peur peut provoquer un stress physique

et psychologique et avoir un effet extrêmement délétère sur la santé des personnes.

Ce fait devrait être pris en compte, mais au contraire, ce fait est complètement ignoré dans la

révision de la LEp.

De plus, cette couverture médiatique est passée sous silence dans le cas présent et je le regrette

vivement.

Je vous remercie de m'avoir donné la possibilité de prendre position et espère fermement que mes

objections seront prises en compte.

Pour les raisons exposées ci-dessus, je ne suis pas d'accord avec le projet mis en consultation et je

le rejette.

Avec mes salutations distinguées,

Michèle Favrichon

Copie à Madame Rebecca Ruiz, Cheffe du Département de la santé et de l'action sociale
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebenezu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Rechtumzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mitheute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dassjeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oderansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mitSchrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eineAusweitung seiner Kompetenzen vor,was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art.5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art.6 :Besondere Lage/Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

DerWHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei dieStaaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesratzum Schluss kommt, dass(Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHOnicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendetwerden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von derIdentifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängigdavon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigtund bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehementabgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob derBundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art.33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgungan sich nicht relevant istfür das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von derArt und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikatan sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, dieAusbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokumentauf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nichtzwingend

erforderlich ist, um Zugangzum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Essoll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheitdar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibtkeine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mitZwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist- außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokumentder WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen aufdie Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

Cehlun
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

DerBundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist-bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln,indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) istdies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässter Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von derÜberwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Ergeht sogar so weit, dassjeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Miteinem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

1
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klinische Feststellung(objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Auswelchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but notleast: esmuss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nichtim Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2:Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» istzu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eineTatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie dieZunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage/Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandeltwerden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-PandemievertragCA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesratzum Schluss kommt, dass(Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch dieWHOnicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immerdarum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendetwerden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesratsowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System,in demjede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mitnicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hatgezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die einestarke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungengehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschriftund Abs. 2Bst. a:Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Artund Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch dieinvasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in derZwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugangzum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das istaus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, istabzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang(schwere Krankheitoder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;O

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung derO

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;O

es gibtkeine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von denO

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Artund Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mitZwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in derNZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitetworden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt dieverfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht aufbeunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle proJahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle proJahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten undimmer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arztund andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltungim Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV)ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

M. ehwon
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement desInnern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Ersieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - aufKosten der Bürger (diein

Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen
erster

Personen und Institutionen. DieLehren aus der Covid-19-Krise wurden- entgegen der Meinungdes

überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist-bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerstBundesrates -

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetzein ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es istfür die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelösterMechanismusfür den Übergang zu

Abgabevon Souveränität
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren

entsprechen.

gewöhnlichen Vollstreckern politischerDer Vorentwurf macht die Angehörigen derGesundheitsberufe zu
- selbstEntscheidungen. Er priorisiertin erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung

Das kann nichtmitheute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit.

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt erAspekte derpsychischen Gesundheitund der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurfführt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dassjederMensch a priori zu

und
einer (vermeintlich) kranken oderansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderungzu tun.
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Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteilgab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholtwerden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor,wasim Widerspruchzum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt ersich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip derindividuellen Souveränität fürdie Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantoneihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen undihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis aufOneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung deröffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art.6: Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» istder Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

DerWHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit derinternationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.

Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

2



übertragen, wobei die Staaten verpflichtetwären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrathat seine Unterstützung für die Stärkungder Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesratzum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht;es wird immerdarum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zurMeldungvon

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oderinfiziert(«mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oderInfektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oderinfiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen undEreignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufder Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

3



Art.19Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art.33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgungvon Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckendist. Es hatdaher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in derZwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich alsoum ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, derin Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierungvon besonders gesunden

Menschen dar- Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das DokumentaufAntrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei derLektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nurimplizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängigvon seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwererAusgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:
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die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;
O

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der
O

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;0

nur moderne Medikamente sind wirksam;O

das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;O

Gesundheit;das Zertifikat hateinen positiven Einfluss auf die öffentliche
O

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen,weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibtkeine andere relevante Art und Weise,ummit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlendefreiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

wederan Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHOspielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Punkt aus zuEs ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen

solche Krise zu bewältigen,beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

haben.Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entsprichtdies derWahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von

wonach man mitdem Zertifikat zeigen könne,Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Massereyschon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb
Der Vorentwurfscheint übereilt und ohne diegebotene Sorgfalt

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung,die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).
Ottawa-Charta, das zentrale

Sie nimmtkeinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die

Dokument derWHO.
für den

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

Mortalität sowie die
und damitbessergefahren sind, insbesondere was die Morbiditätund

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontextder öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wiez.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oderanderewichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle proJahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95%der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

chronische Krankheiten zurückzuführenSie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.
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Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheitkurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates«primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arztund andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne derPräambel derBundesverfassungund im

Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrerVerpflichtungSinne des 8.

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wirIhnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Paufe

6



Amtl DTS PuG GZ R KUV LKV

DS Bundesamt für Gesundheit TG

DG
VA

CC UV

Otto Feistle 8. März 2024 11. März 2024
GeS

Birkenstrasse 10 STE NCD

4304 Giebenach BL Dig MT

TGE/E BioM Str FANM URA ASCherChem 3E

Bundesamt für Gesundheit BAG

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung:

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine

Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren Wirksamkeit bis heute nicht

bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der

WHO mit dem Global Digital Health Certification Network (GDHCN) geplant

ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind individuelle

Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.

Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer

«Alptraum». Es werden ohne medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt.

Ein potenzieller Missbrauch der Daten kann nicht ausgeschlossen werden. Ein

Aufruf des Bundesrats und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass

man zu Hause bleiben soll, wenn man sich krank fühlt, würde genügen und

wäre eine deutlich weniger invasive Massnahme zur Erreichung des gleichen

Ziels: einer raschen Genesung.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen

haben können, ist unbestritten. Diese Tatsache wird im vorliegenden

Gesetzesvorschlag nicht genügend berücksichtigt. Bei der Anordnung von

Massnahmen, muss der Nutzen gegen die potenziellen Schäden sorgfältig

abgewogen werden.

Diagnostik



Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht

explizit erwähnt, werden damit vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es

festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus Fragmenten

erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-

Wertes haben die Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und

es können keine qualitativen Aussagen über die Zuverlässigkeit der

Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für

politische Entscheidungen ist daher problematisch.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist,

und hat daher keine positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es

ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen weder vor einer

Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer

medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war,

dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso wenig war ein positiver Test ein

Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit

hat, gleichzeitig aber zu bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte

führen kann.

Nationales Informationssystem 'Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das

Management einer Pandemie per se relevant ist, da die jeweiligen

Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem

von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn

beispielsweise geimpfte Personen von Tests und Quarantäne befreit werden,

obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden

der Missachtung der Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung

und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch in diesem Artikel wird der

Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den

Bund Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz

der Zusammenarbeit durch eine Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und

damit klar invasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch deutlicher

betont.

Mit freundlichen Grüssen tab
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der

Bundesrat die Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet.

Allein diese Tatsache widerspricht einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten

basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund, um die vorgeschlagenen

Änderungen zurückzuweisen.

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere

Annahmen auf, die als "selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die

impliziten Prinzipien, die der Position des Bundesrates zugrunde liegen und die weder

dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische

Terminologie und eine Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere

die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.



Damaris J. Felber

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht

angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte

Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber hinaus wird die

medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss

deshalb im EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der

Komplementärmedizin komplett (Art. 118a BV).

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet.

Es handeltsich dabei um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen

sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind insbesondere der

kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die

Zunahme und die Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

ist damit ein bekanntes, systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst

werden muss.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu

wenig Rechnung getragen. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche

angeordnete Massnahmen im Kontext ihres wissenschaftlichen Bezugs auf ihre

Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz

und müssen von einer unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies

Anforderung fehlt in der vorliegenden Gesetzesvorlage.

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur

Feststellung und Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der

besonderen Lage nicht durch einen spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt,

sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme anzuordnen, und dauert

(wie bspw. im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach Artikel 6

Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde

in derVergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage

künftig feststellen und aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese

Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche

Interessen davon betroffen sind.
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Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins

Gesetz, was natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie

tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver Schaden für die allgemeine psychische

und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll

sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr

die Rede ist. Es bedarf einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden

Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die

Anhörungen von Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen

erwähnt, am Ende also wirkungslos und damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich

kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom Ghebreyesus, der

aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte. In

Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar

Notverordnungskompetenzen verleihen. Erwürde praktisch zum Alleinherrscher. Von den

Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede

mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem Rechenschaft schuldig; er

kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche Grundsätze

behaftet zu werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat

kann man zeigen, dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey

schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte

können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist:

Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert

dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme

weitergeführt, deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu

bisweilen massiven Ausgrenzungen von Mitmenschen geführt hat. Ein globales

Gesundheitszertifikat, wie es von derWHO mit dem Global Digital Health Certification

Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.

Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Es

werden ohne medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller

Missbrauch der Daten kann nicht ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats
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und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man zu Hause bleiben soll, wenn

man sich krank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger invasive

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben

können, ist unbestritten. Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht

genügend berücksichtigt. Bei der Anordnung von Massnahmen, muss der Nutzen gegen

die potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.

Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit

erwähnt, werden damit vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass

diese Tests lediglich den Nachweis von Virus Fragmenten erbringen, jedoch keine

Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die Testergebnisse

nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen

über die Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von

Diagnostik Methoden für politische Entscheidungen ist daher problematisch.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat

daher keine positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es istinsbesondere

allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer

Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen Anamnese ein negativer

Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso

wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also

um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit

hat, gleichzeitig aber zu bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen

kann.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer

Pandemie per se relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der

Krankheit abhängen, sondern vor allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung

durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von Tests und Quarantäne

befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der

Missachtung der Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und

Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung

von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund Vorrang

eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit

durch eine Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der

vorgeschlagenen Massnahmen noch deutlicher betont.
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Maskenpflicht (Art. 40a)

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis

eine allfällige Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert

sein.

Maskentragpflicht im öffentlichen Verkehr (Art. 40a)

Gemäss dem erläuternden Bericht ist eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das

Tragen einer Maske im öffentlichen Verkehr. Diese Intervention wurde nie auf ihre

Wirksamkeit überprüft. Eine entsprechende gesetzliche Verankerung entbehrt deshalb

jeglicher wissenschaftlichen Evidenz.

Intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken,

infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen

aufgenommen werden, sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c

des Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder

private Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1 in initio des

Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre der betroffenen Person hat das nichts zu tun.

Das Wort «mutmasslich» begründet eine Carte Blanche und hat das Potential,

willkürliche Handlungen gesetzlich zu schützen.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch
einmal angesprochen werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im

Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in

erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an ihre Prüfung

entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagtwerden, dass

erwiesenermassen weder Lockdown, Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel

zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche Massnahmen bei grippalen

Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat dieWHO bereits 2019 und nun ja

auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vordem amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis,

dass «Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der

Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern. Trotzdem könnte

mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden.

Unwirksame Massnahmen

Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss auf die

Infektionsrate hatte. Das war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst

FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige oder
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unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings zu Schäden führen. Die

Wirksamkeit einer Massnahme müsste demnach also vordem Beschluss derselben

erwiesen und zudem unwidersprochen sein.

Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche

Risiken unerwähnt (Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von

Impfungen gezwungen werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die

Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche

Verbesserung) bei derAnordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein,

dass eine solche absolut erforderlich ist, um zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen

beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der

Übertragung eines viralen Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als

falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte mindestens in der Corona-Pandemie keinen

medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage untergräbt die Patientensicherheit. Ohne dass eine

lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen werden, welche

ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und

müssen nicht durch den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die

Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind

wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz

geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten

Gründen als Ganzes abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im
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Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten

Gründen als Ganzes abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im

Sinne einer Manöverkritik transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann

kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG vorgenommen werden.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick auf

die Corona Pandemie als unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnet werden. Trotzdem

bedanken wir uns für die Möglichkeit einer Stellungnahme und hoffen auf die

Berücksichtigung unsere Einwände.

Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend ist

insbesondere, dass Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und

Bewegung haben einen positiven Effekt auf das Immunsystem. Dies sollte entsprechend

berücksichtig werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona

Pandemie. Diese hat eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress

auslösen und einen negativen Effekt auf die Gesundheit von Menschen haben. Dieser

Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision des EpG komplett

unbeachtet.

Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament isteine

Nichtanhandnahme bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht

akzeptabel.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht

einverstanden und lehne sie ab.

Mit freundlichen Grüssen

0706
Damaris J. Felber
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Teilrevision des Epidemiengesetzes, Vernehmlassungsanwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29.11.2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI

beauftragt, zur Teilrevision des Epidemiengesetzesvom 28.09.2012 (EPG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen.

Einleitung:

Bevor das Epidemiengesetz revidiert wird, soll die COVID- Krise und die ergriffenen

Massnahmen kritisch aufgearbeitet werden.

Kritisch soll heissen, die damaligen Massnahmen müssen aufihre Sinnhaftigkeit überprüft

werden. Nur weil eine Massnahme etabliert war und ausgebaut werden kann, ist sie noch

nicht sinnvoll. Ein Mittel ist noch nicht sinnvoll, nur weil es verfügbar ist. Das gilt für alle

Massnahmen die ergriffen wurden wie Maskentragen, Distanzieren, Kontaktverfolgung,

Impfdruck bis Impfzwang, Kontrollieren, Isolieren usw.

Diese Aufzählung macht ja schon die einschränkende und die vitalitätshemmende Wirkung

derin der COVID- Krise ergriffenen Massnahmen deutlich. Massnahmen die das normale

soziale Leben unterbinden sind nicht gesundheitsförderlich. Sie liessen sich allenfalls

rechtfertigen angesichts einer enormen manifesten Bedrohung. Es darf aber nicht sein, dass

hypothetische Worstcase-Szenarien beigezogen werden um Massnahmen zu etablieren, die

das gesellschaftliche Leben strangulieren.

Gesundheit kann man mit Massnahmen, die das gesellschaftliche Leben unterdrücken, nicht

erreichen, auch wenn diese in gut gemeinter Absicht etabliert worden sein sollten.

Gesundheit ist etwas Subtiles und Gesamtheitliches. Ein Focus, der nur die Vermeidung eines

potentiellen somatischen Infektes zum Ziel hat, geht am Ziel der Gesundheitsförderung

vorbei.

Gesundheit hat nicht nur mit körperlichem sondern auch mit geistigem Wohlbefinden zu tun.

Es braucht ein Aufgehobensein in der Gesellschaft oder in Beziehungen. Gesundheit braucht

Freiheit um leben zu können, es braucht eine Vielfältigkeit und nicht eine Begrenzung von

Begegnung. Gesundheit fusst auf einer Lebendigkeit und aufSelbstbestimmung, welche

deutlich über das hinaus geht, was nur somatisch ausgerichtete Medizin bieten kann. Auch

dieWHO definiert Gesundheit in einem umfassenden auch idealisierten Sinn.
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Lebendigkeit und Gesundheit sind etwas Schwebendes. Sie können sich wie in einem Tanz

entwickeln, aber sie können nicht reglementarisch fixiert werden. Das Reglement erstickt die

Lebendigkeit.

Die ganze gesellschaftliche Kontrollwut und Regelwut weist auf einen Pessimismus und eine

Sklerosierung. Scheinbar kann die Gesellschaft nur noch mehr angebliche Sicherheit finden

durch zunehmende Einengung und Regelung. Wo ist denn noch ein farbiger Optimismus oder

eine bunte Freude und eine Lebendigkeit, die sich Freiheit zutraut.

Brauchen wir eine durch und durch regulierte Gesellschaft? Gibt Regulierung Sicherheit?

Wenn alles geregelt ist passiert nichts mehr, auch nichts Lebendiges. Brauchen wir eine

staatlich verordnete Sicherheitssklerose, weil sich die Gesellschaft keine Lebendigkeit mehr

zutraut? Brauchen wir supranationale Strukturen, die den Staaten und den Menschen

auferlegen, was zu tun sei. Ist das „One health“ ein Segen oder ein Konzeptum Lebendigkeit

zu erwürgen. Es klingt ja so schön einfach: „One health.“ Es ist aber eine Mogelpackung, eine

Verführung zur doktrinären Regulierung. Man darf nicht alles doktrinär über den gleichen

Leisten schlagen.

Sollte der Pessimismus aber bereits so gross sein, dass man keinen Lebensmut und keine

Lebendigkeit mehr findet, dann wähle man die sklerotische Sicherheit. Einschränkung,

Kontrolle, Massnahmen, Durchregieren, das ist zwar nicht lebendig, dafür aber scheinbar

sicher. Möglicherweise kann man auch einen masochistischen Genuss aus einer

Unterordnung unter Massnahmen ziehen. Immerhin wäre dann ein Lockdown mit Genuss

verbunden.

Dieser assoziativ geschriebene Appell im Rahmen einer Vernehmlassung ist möglicherweise

im juristischen Sinn zunächst vergebliche Mühe. Eher wäre eine nüchterne Stellungnahme zu

potentiellen Gesetzestexten erwünscht. Lebendigkeit und Nüchternheit schliessen sich eben

zunächst gegenseitig aus. Optimistischer könnte man auch sagen sie bedingen einander

gegenseitig. Jedenfalls ist der nur formalisierte und pragmatische Weg einseitig. Die

Lebendigkeit kann potentiell eine Perspektive von aussen liefern und verdeutlichen in

welchen sachlichen Pessimismus wir abgerutscht sind.

Etwas ähnliches kann auch der Medizin eingeschrieben sein. Sie befasst sich mit der

Diagnostik von Pathologien und den Massnahmen dagegen. Ein Ausbau innerhalb von

diesem Instrumentarium führt zu mehr Diagnostik und zu mehr Massnahmen. Eine Lust auf

mehr Lebendigkeit kann einer mehr oder weniger verfestigten Medizin nicht eingeschrieben

sein. Sie produziert einfach mehr des gleichen also mehr Struktur.

Wir sind wohl an einem Kreuzweg angelangt. Sollen bereits bestehende Strukturen bis zur

Immobilität und Strangulation jeder Lebendigkeit ausgebaut werden? Dieser Weg wäre

wahrscheinlich noch vereinbar mit einem freudlosen somatischen Überleben. Für die

Lebendigkeit eines sich im offenen Raum und im inspirierenden Dialog entfaltenden Lebens

wäre der Weg aber tödlich.

Führt der reglementierte Weg zu einer emotionalen Abstumpfung zugunsten eines

körperlichen Überlebens? Vielleicht muss es so kommen. Das körperliche Überleben dürfte

dann zwar auch nicht mehr sehr weit tragen. Aber sicher ist sicher. Wenn der masochistische
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Genuss an den harten Massnahmen die Vorstufe war, dann ist die emotionale Leblosigkeit

das grosse Finale, dann hat die Missgunst und der Pessimismus gesiegt. Nichts geht mehr,

zwar bei mir auch nicht, aber auch nicht mehr bei den Anderen.

Der Text verpasst sicher die Struktur und den Ton der in einer Vernehmlassung erwartet wird.

Er soll aber darauf hinweisen, dass das, was Leben ausmachen kann, in einer zunehmend

engeren Reglementierung erstickt.

Möge man doch die Vernehmlassung in einem Zirkus abhalten oder mit einer Dichterlesung

verbinden. Der Schuss der Unlogik und der Inspiration der im Poetischen liegt, könnte eine

Inspiration hin zu einer neuen Freiheit sein. Kunst verstehe ich hier allerdings in einem

idealisierten Sinn. Sie kann sich in der realen Umsetzung ebenfalls vitalitätslos einer Vorgabe

unterordnen. Nicht überallwo Kunst oder Kultur drauf steht ist auch Lebendigkeit drin. Nicht

überall wo Familie drauf steht ist auch Geborgenheit drin. Gesundheit, Lebendigkeit oder

Geborgenheit sind letztlich subtile Begriffe. Sie sind fragil, flüchtig und leicht störbar.

Am klarsten ist möglicherweise erfassbar, was störend wirkt. Alles was Interaktionen,

Intuition, Spontaneität und Begegnungen behindert schadet der Lebendigkeit. Das sind also

Verbote, Isolation oder Pflichten die auferlegt werden. Sie unterwerfen den Menschen unter

eine Fremdbestimmung und stören oder zerstören die Fähigkeit aufeine innere Stimme ZU

hören und sich entsprechend den eigenen Bedürfnissen auszurichten.

Lebendigkeit kann nicht einfach per Reglement erstellt werden. Aber die Voraussetzungen

aufdenen sie wachsen kann sind benennbar. Lebendigkeit wächst in Freiräumen und sie

braucht Angstfreiheit. Sie muss wie ein schüchternes Pflänzchen zunächst den richtigen

Boden haben um wachsen zu können.

Institutionen die wie ein Elefant im Porzellanladen agieren, schaffen keine Voraussetzung für

Lebendigkeit, Selbstbestimmung und auch nicht für Gesundheit. Statt einem weiteren

Ausbau der Reglementierung wäre eine Öffnungzu einer diversifizierten, vielfältigen,

angstfreien und individuellen Gesundheit und Medizin wünschenswert.

Konkrete Stellungnahme zum Epidemiegesetz:

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der

Bundesrat die Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet.

Allein diese Tatsache widerspricht einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten

basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund, um die vorgeschlagenen

Änderungen zurückzuweisen.

Es wird mehrfach aufImpfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der

Komplementärmedizin komplett (Art. 118a BV)

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig

Rechnung getragen. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete

Massnahmen im Kontext ihres wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit

überprüfen würde.

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und

müssen von einer unabhängigen Stelle aufihre Wirksamkeit überprüft werden. Diese

Anforderung fehlt in der vorliegenden Gesetzesvorlage.
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Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit

erwähnt, werden damit vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass

diese Tests lediglich den Nachweis von Virus Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion

nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die Testergebnisse nur eine geringe

medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die Zuverlässigkeit

der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische

Entscheidungen ist daher problematisch.

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer

Pandemie per se relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der

Krankheit abhängen, sondern vor allem von derArt und Weise, wie die Rückverfolgung

durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von Tests und Quarantäne

befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der

Missachtung der Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und

Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von

Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund Vorrang eingeräumt.

Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der vorgeschlagenen

Massnahmen noch deutlicher betont.

Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss auf die

Infektionsrate hatte. Das war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst FFP2-

Masken hatten keinen Einfluss aufdas Infektionsgeschehen. Die langfristige oder

unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings zu Schäden führen. Die

Wirksamkeit einer Massnahme müsste demnach also vor dem Beschluss derselben erwiesen

und zudem unwidersprochen sein.

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von

Impfungen gezwungen werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die

Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung)

bei der Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche

absolut erforderlich ist, um zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen

werden, welche keine oder nur eine geringe Wirksamkeit aufweisen.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als

Ganzes abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer

Manöverkritik transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der

Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG vorgenommen werden. Wir danken für die

Kenntnisnahme.

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick auf die

Corona Pandemie als unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnet werden. Trotzdem bedanken
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wir uns für die Möglichkeit einer Stellungnahme und hoffen auf die Berücksichtigung unsere

Einwände.

Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine

Nichtanhandnahme bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht

einverstanden und lehne sie ab.

Mit freundlichen Grüssen

Hans- Ludwig Felber

U.-C Ad
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung desEpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die als

"selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des

Bundesrates zugrundeliegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip'Chancengleichheit beim Zugang wurde während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht

geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar

Ausserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber

hinaus wird die medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb im

EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach aufImpfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV)



Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabet

um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu

erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der

Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung getragen

Esist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordneteMassnahmen im Kontext ihres

wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und müssen von einer

unabhängigen Stelle aufihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies Anforderung fehlt in der vorliegenden

Gesetzesvorlage

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung und

Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn undEnde der besonderen Lage nicht durch einen

spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme

anzuordnen, und dauert (wie bspw. im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach

Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der

Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage künftig feststellen und

aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur

gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was natürlich zu

begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver

Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden

werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist. Es bedarf

einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden Grundsätze umgesetzt werden sollen

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment



niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendweiche

Grundsätze behaftet zu werden

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikatkann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekannt gegeben hatte: «C-19Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital





Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent)

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen

werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe

Wirksamkeit aufweisen

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend aufihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will



Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch den

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen

Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen

Mit freundlichen Grüssen

Unterschrift Judith Felber
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der

Bundesrat die Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet.

Allein diese Tatsache widerspricht einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten

basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund, um die vorgeschlagenen

Änderungen zurückzuweisen.

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere

Annahmen auf, die als "selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die

impliziten Prinzipien, die der Position des Bundesrates zugrunde liegen und die weder

dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische

Terminologie und eine Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere

die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.



Larissa G. Felber

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht

angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte

Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber hinaus wird die

medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss

deshalb im EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der

Komplementärmedizin komplett (Art. 118a BV).

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet.

Es handelt sich dabei um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen

sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind insbesondere der

kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die

Zunahme und die Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

ist damit ein bekanntes, systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst

werden muss.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu

wenig Rechnung getragen. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche

angeordnete Massnahmen im Kontext ihres wissenschaftlichen Bezugs auf ihre

Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz

und müssen von einer unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies

Anforderung fehlt in der vorliegenden Gesetzesvorlage.

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur

Feststellung und Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der

besonderen Lage nicht durch einen spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt,

sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme anzuordnen, und dauert

(wie bspw. im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach Artikel 6

Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde

in der Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage

künftig feststellen und aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese
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Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche

Interessen davon betroffen sind.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins

Gesetz, was natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie
tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver Schaden für die allgemeine psychische

und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll

sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr

die Rede ist. Es bedarf einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden

Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die

Anhörungen von Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen

erwähnt, am Ende also wirkungslos und damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich

kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom Ghebreyesus, der

aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte. In

Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar

Notverordnungskompetenzen verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den

Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede

mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem Rechenschaft schuldig; er

kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche Grundsätze

behaftetzu werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat

kann man zeigen, dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey

schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte

können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist:

Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert

dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme

weitergeführt, deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu

bisweilen massiven Ausgrenzungen von Mitmenschen geführt hat, Ein globales

Gesundheitszertifikat, wie es von derWHO mit dem Global Digital Health Certification

Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.

Contact Tracing (Art. 60a)
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Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Es

werden ohne medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller

Missbrauch der Daten kann nicht ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats

und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man zu Hause bleiben soll, wenn

man sich krank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger invasive

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben

können, ist unbestritten. Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht

genügend berücksichtigt. Bei der Anordnung von Massnahmen, muss der Nutzen gegen

die potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.

Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit

erwähnt, werden damit vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass

diese Tests lediglich den Nachweis von Virus Fragmenten erbringen, jedoch keine

Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die Testergebnisse

nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen

über die Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von

Diagnostik Methoden für politische Entscheidungen ist daher problematisch.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat

daher keine positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere

allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer

Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen Anamnese ein negativer

Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso

wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also

um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit

hat, gleichzeitig aber zu bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen

kann.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer

Pandemie per se relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der

Krankheit abhängen, sondern vor allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung

durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von Tests und Quarantäne

befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der

Missachtung der Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und

Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung

von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund Vorrang

eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit
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durch eine Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der

vorgeschlagenen Massnahmen noch deutlicher betont.

Maskenpflicht (Art. 40a)

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis

eine allfällige Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert

sein.

Maskentragpflicht im öffentlichen Verkehr (Art. 40a)

Gemäss dem erläuternden Bericht ist eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das

Tragen einer Maske im öffentlichen Verkehr. Diese Intervention wurde nie aufihre

Wirksamkeit überprüft. Eine entsprechende gesetzliche Verankerung entbehrt deshalb

jeglicher wissenschaftlichen Evidenz.

Intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken,

infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen

aufgenommen werden, sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c

des Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder

private Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1 in initio des

Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre der betroffenen Person hat das nichts zu tun.

Das Wort «mutmasslich» begründet eine Carte Blanche und hat das Potential,

willkürliche Handlungen gesetzlich zu schützen.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch

einmal angesprochen werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im

Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in

erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an ihre Prüfung

entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass

erwiesenermassen weder Lockdown, Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel

zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche Massnahmen bei grippalen

Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHO bereits 2019 und nun ja

auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis,

dass «Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der

Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern. Trotzdem könnte

mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden.

Unwirksame Massnahmen
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Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss auf die

Infektionsrate hatte. Das war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst

FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige oder

unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings zu Schäden führen. Die

Wirksamkeit einer Massnahme müsste demnach also vor dem Beschluss derselben

erwiesen und zudem unwidersprochen sein.

Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche

Risiken unerwähnt (Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von

Impfungen gezwungen werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die

Berufsausübung, giltes abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche

Verbesserung) bei der Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein,

dass eine solche absolut erforderlich ist, um zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen

beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der

Übertragung eines viralen Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als

falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte mindestens in der Corona-Pandemie keinen

medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage untergräbt die Patientensicherheit. Ohne dass eine

lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen werden, welche

ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und

müssen nicht durch den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die

Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind

wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz

geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen.
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Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten

Gründen als Ganzes abzulehnen. Zuerstmuss insbesondere die Corona-Pandemie im

Sinne einer Manöverkritik transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann

kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG vorgenommen werden.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick auf

die Corona Pandemie als unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnet werden. Trotzdem

bedanken wir uns für die Möglichkeit einer Stellungnahme und hoffen auf die

Berücksichtigung unsere Einwände.

Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend ist

insbesondere, dass Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und

Bewegung haben einen positiven Effekt auf das Immunsystem. Dies sollte entsprechend

berücksichtig werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona

Pandemie. Diese hat eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress

auslösen und einen negativen Effekt auf die Gesundheit von Menschen haben. Dieser

Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision des EpG komplett

unbeachtet.

Zusammenfassend ist die Revision insgesamtabzulehnen. Dem Parlament isteine

Nichtanhandnahme bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht

akzeptabel.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht

einverstanden und lehne sie ab.

Mit freundlichen Grüssen

Larissa G. Felber
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)
Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsachewiderspricht
einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,
um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die als

"selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des
Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine
Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, dieim Durchschnitt dreimal pro
Seite erwähnt wird

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht
geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar

Ausserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber
hinaus wird die medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb im

EpG nicht parallel geregelt werden

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett
(Art. 118a BV)



Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei
um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu
erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der
Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die
Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes,
systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung getragen
Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmenim Kontext ihres
wissenschaftlichen Bezugs aufihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und müssen von einer

unabhängigen Stelle aufihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies Anforderungfehlt in der vorliegenden
Gesetzesvorlage

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Lautdem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung und
Aufhebung einen besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der besonderen Lage nicht durch einen
spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald sichder Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme
anzuordnen, und dauert (wiebspw. im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach
Artikel 6 Absatz2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der

Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondereLage künftig feststellen und
aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur
gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was natürlich zu
begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver
Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden
werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen
Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist Es bedarf
einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden Grundsätze umgesetzt werden sollen

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von
Dem

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und
damit möglicherweise Makulatur Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros
Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen
konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen
verleihen Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und
Verhältnismässigkeit st in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment





niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche
Grundsätze behaftet zu werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass
man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz
bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte»,
Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten nicht vor Falschmeldung, und nicht vor
Missbrauch Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital



Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent)

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen
werden Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um

verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringezu

Wirksamkeit aufweisen

mpfmonitoring (Art. 24)

Wie dieCorona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunitäthat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte
mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt
die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen
werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss esjedem Bürger selbst
überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.



Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch den

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen

Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen.

Mit freundlichen Grüssen

Unterschrift Thomas Felber

imtr
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der

Bundesrat die Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet.

Allein diese Tatsache widerspricht einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten

basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund, um die vorgeschlagenen

Änderungen zurückzuweisen.

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere

Annahmen auf, die als "selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die

impliziten Prinzipien, die der Position des Bundesrates zugrunde liegen und die weder

dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische

Terminologie und eine Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere

die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.
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Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht

angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte

Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber hinaus wird die

medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss

deshalb im EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der

Komplementärmedizin komplett (Art. 118a BV).

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet.

Es handelt sich dabei um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen

sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind insbesondere der

kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die

Zunahme und die Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

ist damit ein bekanntes, systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst

werden muss.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu

wenig Rechnung getragen. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche

angeordnete Massnahmen im Kontext ihres wissenschaftlichen Bezugs auf ihre

Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz

und müssen von einer unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies

Anforderung fehlt in der vorliegenden Gesetzesvorlage.

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur

Feststellung und Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der

besonderen Lage nicht durch einen spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt,

sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme anzuordnen, und dauert

(wie bspw. im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach Artikel 6
Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde

in der Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage
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künftig feststellen und aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese

Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche

Interessen davon betroffen sind.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins

Gesetz, was natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie

tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver Schaden für die allgemeine psychische

und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll

sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr

die Rede ist. Es bedarf einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden

Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die

Anhörungen von Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen

erwähnt, am Ende also wirkungslos und damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich

kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom Ghebreyesus, der

aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte. In

Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar

Notverordnungskompetenzen verleihen. Erwürde praktisch zum Alleinherrscher. Von den

Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede

mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem Rechenschaft schuldig; er

kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche Grundsätze
behaftet zu werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat

kann man zeigen, dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey

schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte

können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist:

Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert

dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme

weitergeführt, deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu

bisweilen massiven Ausgrenzungen von Mitmenschen geführt hat. Ein globales

Gesundheitszertifikat, wie es von derWHO mit dem Global Digital Health Certification

Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.
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Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Es

werden ohne medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller

Missbrauch der Daten kann nicht ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats

und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man zu Hause bleiben soll, wenn

man sich krank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger invasive

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben

können, ist unbestritten. Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht

genügend berücksichtigt. Bei der Anordnung von Massnahmen, muss der Nutzen gegen

die potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.

Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit

erwähnt, werden damit vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass

diese Tests lediglich den Nachweis von Virus Fragmenten erbringen, jedoch keine

Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die Testergebnisse

nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen

über die Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von

Diagnostik Methoden für politische Entscheidungen ist daher problematisch.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat

daher keine positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere

allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer

Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen Anamnese ein negativer

Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso

wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also

um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit

hat, gleichzeitig aber zu bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen

kann.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer

Pandemie per se relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der

Krankheit abhängen, sondern vor allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung

durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von Tests und Quarantäne

befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der

Missachtung der Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und

Postfinance: PC-80-34897-2 4
Bankverbindung: Bank Coop AG, Uraniastrasse 6, CH-8021 Zürich

CHF-IBAN: CH55 0844 0723 6493 0001 0, BIC/SWIFT COOPCHBBXXX



Josef & Beatrice Felber-Imholz

Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung

von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund Vorrang
eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit

durch eine Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der

vorgeschlagenen Massnahmen noch deutlicher betont.

Maskenpflicht (Art. 40a)

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis

eine allfällige Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert

sein.

Maskentragpflicht im öffentlichen Verkehr (Art. 40a)

Gemäss dem erläuternden Bericht ist eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das

Tragen einer Maske im öffentlichen Verkehr. Diese Intervention wurde nie auf ihre

Wirksamkeit überprüft. Eine entsprechende gesetzliche Verankerung entbehrt deshalb

jeglicher wissenschaftlichen Evidenz.

Intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken,

infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen

aufgenommen werden, sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c

des Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder

private Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1 in initio des

Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre der betroffenen Person hat das nichts zu tun.

Das Wort «mutmasslich» begründet eine Carte Blanche und hat das Potential,

willkürliche Handlungen gesetzlich zu schützen.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch

einmal angesprochen werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im

Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in

erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an ihre Prüfung

entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass

erwiesenermassen weder Lockdown, Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel

zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche Massnahmen bei grippalen

Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHO bereits 2019 und nun ja

auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis,

dass «Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der
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Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern. Trotzdem könnte

mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden.

Unwirksame Massnahmen

Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss auf die

Infektionsrate hatte. Das war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst

FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige oder

unsachgemässeVerwendung von Masken kann allerdings zu Schäden führen. Die

Wirksamkeit einer Massnahme müsste demnach also vor dem Beschluss derselben

erwiesen und zudem unwidersprochen sein.

Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche

Risiken unerwähnt (Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von

Impfungen gezwungen werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die

Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche

Verbesserung) bei der Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein,

dass eine solche absolut erforderlich ist, um zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen

beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der

Übertragung eines viralen Pathogens. Auch die These der Herdenimmunitäthat sich als

falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte mindestens in der Corona-Pandemie keinen

medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage untergräbt die Patientensicherheit. Ohne dass eine

lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen werden, welche

ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.
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Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und

müssen nicht durch den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die

Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind

wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz

geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG istaus den oben ausgeführten

Gründen als Ganzes abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im

Sinne einer Manöverkritik transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann

kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG vorgenommen werden.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick auf

die Corona Pandemie als unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnet werden. Trotzdem

bedanken wir uns für die Möglichkeit einer Stellungnahme und hoffen auf die

Berücksichtigung unsere Einwände.

Die vorliegende Revision des EpG istals Ganzes abzulehnen. Störend ist

insbesondere, dass Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und

Bewegung haben einen positiven Effekt auf das Immunsystem. Dies sollte entsprechend

berücksichtig werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona

Pandemie. Diese hat eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress

auslösen und einen negativen Effekt auf die Gesundheit von Menschen haben. Dieser

Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision des EpG komplett

unbeachtet.

Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine

Nichtanhandnahme bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht

akzeptabel.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht

einverstanden und lehne sie ab.

Mit freundlichen Grüssen

Bak 1 B9ale
Josef Felber Beatrice Felber

Postfinance: PC-80-34897-2 7
Bankverbindung: Bank Coop AG, Uraniastrasse 6, CH-8021 Zürich

CHF-IBAN: CH55 0844 0723 6493 0001 0, BIC/SWIFT COOPCHBBXXX
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Consultation sur la loi sur les épidémies

Mesdames et Messieurs,

C'est avec plaisir que je profite de l'occasion qui est donnée pour exprimer ma

position sur les modifications prévues de la loi sur les épidémies (LEp).

Processus législatif

Sans procéder à une analyse scientifique de la pandémie de Covid-19, le Conseil

fédéral a lancé une procédure de consultation pour une révision en profondeur de la

LEp. Ce seul fait va à l'encontre d'une procédure ordonnée et basée sur des faits

scientifiques, et constituerait une raison de poids pour rejeter les modifications

proposées.

Prémisse

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, plusieurs hypothèses

apparaissent et sont présentées comme "allant de soi". Les hypothèses sont les

principes implicites qui sous-tendent la position du Conseil fédéral et qui ne sont ni

documentés, ni remis en question.

Thèmes dominants

Ce qui frappe, c'est un langage très autoritaire et directif, une terminologie presque

guerrière et une focalisation sur des mesures extrêmement invasives, en particulier

la vaccination, qui est mentionnée en moyenne trois fois par page.



Objectif (art. 2)

Le principe de "l'égalité des chances en matière d'accès" n'a pas été appliqué lors de

la crise du Covid, où de nombreuses personnes non vaccinées n'ont pas eu accès aux

soins médicaux. Au contraire, des déclarations ont même été faites selon lesquelles

les personnes non vaccinées devraient renoncer aux soins médicaux. En outre, les

soins médicaux de base sont régis par la Constitution (art. 117a Cst.) et ne doivent

donc pas être réglés en parallèle dans la LEp.

Absence de prise en compte de la médecine complémentaire

Il est fait référence à plusieurs reprises aux vaccinations, mais les mesures de

médecine complémentaire sont complètement absentes (art. 118a Cst.).

Menaces particulières pour la santé publique (art. 5a)

Aujourd'hui déjà, le système de santé est périodiquement et parfois chroniquement

surchargé. Il s'agit d'un fait connu et non d'un risque. Les causes sont multiples et

interdépendantes. On peut notamment mentionner la diminution continue du nombre

de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué de deux tiers depuis les

années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la population. La mise

en danger de la santé publique est donc un problème connu, inhérent au système,

qui doit être résolu en dehors de la LEp.

Proportionnalité

L'action de l'État doit être proportionnée (art. 5 Cst.). Cet aspect n'est pas

suffisamment pris en compte. Aucune instance indépendante n'est prévue pour

vérifier la proportionnalité des mesures ordonnées dans le contexte de leur référence

scientifique.

Décisions fondées sur des preuves (art. 40b)

Les mesures prises à l'égard de la population doivent être fondées sur des preuves

scientifiques et leur efficacité doit être vérifiée par une instance indépendante. Cette

exigence fait défaut dans le présent projet de loi.

Situation particulière / constatation de la situation (art. 6b)

Selon le rapport explicatif, cette disposition est nouvelle. Elle règle la procédure de

constatation et de levée d'une situation particulière. Jusqu'à présent, le début et la

fin de la situation particulière n'étaient pas constatés par un acte spécifique ; la

situation commence dès que le Conseil fédéral se voit contraint d'ordonner une

mesure et dure (comme dans le cas du Covid-19) jusqu'à la fin de la dernière mesure

ordonnée par le Conseil fédéral en vertu de l'art. 6, al. 2. Une réglementation

concrète du changement de phase a été demandée à plusieurs reprises par le passé.



Désormais, le Conseil fédéral devra constater la situation particulière et y mettre fin.

Il est fondamental que cette constatation soit vérifiable, car elle ne concerne pas

seulement des intérêts sanitaires, mais aussi économiques.

Principes d'efficacité et de proportionnalité

Les principes d'efficacité et de proportionnalité font également leur entrée dans la

loi, ce qui est bien sûr à saluer. S'ils avaient été effectivement pris en compte lors de

la pandémie de Corona, des dommages massifs pour la santé psychique et physique

générale ainsi que pour l'économie nationale auraient pu être évités. Cela doit-il

changer à l'avenir ? Bien entendu, il ne suffit pas d'écrire une telle chose dans un

article de circonstance, alors qu'il n'en sera plus jamais question dans tout le reste

du texte. Il est nécessaire de formuler concrètement comment ces deux principes

doivent être mis en cuvre.

Principes d'efficacité et de proportionnalité

La révision prévoit d'accorder davantage de compétences au Conseil fédéral. Les

consultations des cantons et des commissions ne sont mentionnées que par des

dispositions potestatives (qui dépendent de la volonté d'une des parties

contractantes), donc finalement sans effet exécutoire. En fin de compte, le Conseil

fédéral peut décider seul. Tout comme Tedros Adhanom Ghebreyesus, l'actuel

directeur général de l'OMS, a pu déclarer seul une pandémie de variole du singe. A

l'avenir, une telle déclaration conférerait au Conseil fédéral des compétences

immédiates en matière d'ordonnances d'urgence. II deviendrait pratiquement le seul

maître à bord. Dans ce contexte, il n'est plus question des principes d'efficacité et

de proportionnalité : dans un tel moment, le Conseil fédéral n'a de comptes à rendre

à personne ; il peut décider à sa guise d'agir de telle ou telle manière, sans être gêné

par aucun principe ni par aucune institution.

La numérisation et l'atteinte à la sphère privée

Le 27.10.2021, le conseiller fédéral Alain Berset a fait savoir publiquement que 'ce

certificat permet de montrer que l'on n'est pas contagieux". Et ce, bien que Madame

le Dr V. Masserey ait annoncé dès le 3.8.2021 lors d'une conférence de presse :

"Les personnes vaccinées C-19 peuvent propager le virus aussi souvent que les

personnes non vaccinées". Cela montre bien que la numérisation ne protège pas des

contre-vérités, des fausses informations et des abus. Elle ne fait que créer un faux

sentiment de sécurité et le documenter numériquement.

Certificats de vaccination, de test et de guérison (art. 49b)

En reprenant le certificat Covid dans la LEp, on poursuit une mesure de santé dont

l'efficacité n'a pas pu être prouvée à ce jour et qui a parfois conduit à l'exclusion

massive d'autres personnes. II convient de rejeter un certificat de santé global tel



prévu par l'OMS avec le Global Digital Health Certification Network (GDHCN). Lesque

interventions médicales sont des décisions individuelles et ne peuvent pas être

prescrites par l'État.

Contact Tracing (art. 60a)

Le Contact Tracing envisagé au niveau fédéral est un "cauchemar" bureaucratique.

Des données personnelles sont collectées sans utilité médicale. Un abus potentiel

des données ne peut pas être exclu. Un appel du Conseil fédéral et une tolérance des

employeurs pour que l'on reste à la maison lorsqu'on se sent malade suffiraient et

constitueraient une mesure nettement moins invasive pour atteindre le même

objectif : un rétablissement rapide.

Mise en balance des avantages et des inconvénients (art. 40)

Il est indéniable que les mesures prises à l'égard de la population peuvent également

avoir des effets négatifs. Ce fait n'est pas suffisamment pris en compte dans la

présente proposition de loi. Lors de la mise en place de mesures, les avantages

doivent être soigneusement mis en balance avec les dommages potentiels.

Diagnostic

Il est fait référence à plusieurs reprises à la détection diagnostique. Bien qu'il ne soit

pas explicitement mentionné, il s'agit probablement de tests PCR. II convient de

noter que ces tests ne permettent que de détecter des fragments de virus, mais pas

de prouver une infection. Sans indication de la valeur Ct, les résultats des tests n'ont

qu'une faible signification médicale et il n'est pas possible de faire des déclarations

qualitatives sur la fiabilité des résultats des tests. La prise en compte des méthodes

de diagnostic pour les décisions politiques est donc problématique.

Certificats de vaccination, de test et de rétablissement

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse et

n'a donc pas d'impact positif sur la santé publique. Il est notamment de notoriété

publique que les injections de ARNm ne protégeaient ni contre l'infection ni contre la

transmission (voir la réponse de Janine Small, Présidente des marchés internationaux

chez PFIZER, le 10.10.22 au Parlement européen : « Non, le vaccin n'a pas été testé

sur la prévention de la transmission. ») et qu'en l'absence d'antécédents médicaux,

un test PCR négatif ne garantissait pas qu'une personne n'était pas contagieuse. De

même, un test positif ne constituait pas une preuve de contagiosité (voir la notice

d'information de 'OMS du 7.12.20, selon laquelle il y a « un risque élevé de faux

résultats du SRAS-CoV-2 lors de tests sur des échantillons utilisant des réactifs RT-

PCR »).. Il s'agit donc d'un document purement administratif, qui n'a aucune utilité

pour la santé publique, mais qui peut en même temps entraîner des restrictions

parfois massives des droits fondamentaux.



Système national d'information "Contact-Tracing" (art. 33 et art. 60a)

Il n'est pas établi que le traçage des contacts soit pertinent en soi pour la gestion

d'une pandémie, car les évolutions respectives dépendent non seulement fortement

de la maladie, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage est effectué. Si,

par exemple, des personnes vaccinées sont exemptées de tests et de quarantaine

alors que l'injection ne protège pas contre la transmission, cela montre à quel point

une autorité peut effectuer ce traçage de manière arbitraire. C'est la porte ouverte

au non-respect des principes d'égalité des chances, de non-discrimination et de

proportionnalité. Cet article donne également la priorité à l'identification des

personnes et à l'accès à leur sphère intime par la Confédération. De plus, le principe

de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une obligation, ce qui

augmente encore plus le côté policier et donc invasif des mesures proposées.

Obligation de porter un masque (art. 40a)

L'efficacité du port d'un masque facial n'a jamais été testée ni attestée

scientifiquement. II était même inscrit sur les boîtes de masques au début de la crise

du Covid en 2020 : « ce produit ne protège pas des contaminations virales ou

infectieuses ». Tant qu'une éventuelle efficacité n'a pas été prouvée, elle ne devrait

pas être inscrite comme mesure dans la LEp.

Port obligatoire du masque dans les transports publics (art. 40a)

Selon le rapport explicatif, une mesure à l'égard de la population est le port du

masque dans les transports publics. L'efficacité de cette intervention n'a jamais été

testée scientifiquement. Une inscription correspondante dans la loi est donc

dépourvue de toute évidence scientifique.

Sphère intime

IIl ne s'agit pas seulement d'inclure des informations permettant d'identifier les

personnes malades, présumées malades, infectées, présumées infectées ou

excrétant des agents pathogènes, mais aussi des données relevant de la sphère

intime (art. 12, al. 1, let. c du projet). Les médecins, hôpitaux et autres

établissements de santé publics ou privés pourraient désormais être tenus de les

déclarer (art. 12, al. 1 in initio du projet). Cela déroge au respect de la sphère intime

de la personne concernée. Le mot "présumé" donne carte blanche et a le potentiel

de protéger légalement les auteurs d'actes arbitraires.

Pas de vaccination

Le thème des vaccinations doit également être abordé une nouvelle fois dans le

contexte de la surrèglementation unilatérale. En principe, le thème des vaccinations

prévoit d'être réglé dans la loi sur les produits thérapeutiques. Étant donné qu'ils ne



sont pas administrés à des malades, mais en premier lieu à des personnes en bonne

santé, ils doivent être considérés comme des vaccins.

Des mesures inefficaces

En ce qui concerne la pandémie de Covid, on peut dire de manière simplifiée qu'il a

été prouvé que ni le confinement, ni la distanciation sociale, ni les masques n'étaient

des moyens efficaces pour lutter contre la pandémie. L'OMS a déjà admis en 2019,

et maintenant aussi l'immunologue américain Antony Fauci devant le Congrès

américain, que de telles mesures n'ont pas d'utilité significative en cas de grippe.

Une étude de l'OMS sur les pandémies de grippe concluait déjà en 2019 que "le suivi

des contacts n'est recommandé en aucune circonstance". De même, l'obligation de

faire des tests sans symptômes serait inutile et absurde, surtout chez les enfants.

Malgré cela, la révision de la loi sur les épidémies pourrait ordonner une telle

obligation de test.

Des mesures inefficaces

Des études internationales ont démontré que le port de masques n'avait aucune

influence sur le taux d'infection. Cela était pourtant déjà connu dans des études

antérieures. Même les masques FFP2 n'avaient aucune influence sur les infections.

L'utilisation à long terme ou inappropriée de masques peut toutefois entraîner des

dommages. L'efficacité d'une mesure devrait donc être prouvée et non contestée

avant qu'elle ne soit décidée.

Le présent projet de LEp révisée doit être rejeté dans son ensemble pour les raisons

exposées ci-dessus. La pandémie de Covid-19 doit d'abord être analysée de manière

transparente et indépendante, dans le sens d'une véritable analyse critique de la

manceuvre, et ce n'est qu'ensuite qu'une révision de la LEp pourra être entreprise

sur la base de ces conclusions. Je vous remercie d'en avoir pris connaissance et de

respecter ma position en annulant la révision de la loi sur les épidémies (LEp).

En résumé, la révision de la LEp peut être qualifiée de projet de loi irréfléchi et, avec

le recul de la pandémie de Covid-19, de projet de loi immature. Je vous remercie de

m'avoir donné la possibilité de prendre position et espère vigoureusement que mes

objections seront prises en compte.

La présente révision de la LEp doit être rejetée dans son ensemble. L'absence totale

de mesures de prévention est particulièrement gênante. Une alimentation saine et

l'exercice physique ont un effet positif sur le système immunitaire. Cela devrait être

pris en compte.



Pour terminer, une remarque sur la couverture médiatique de la pandémie de Covid-

19.

Celle-ci a créé une sorte de peur et mème de torpeur". La peur peut provoquer un

stress physique et avoir un effet extrêmement délétère sur la santé des personnes.

Ce fait devrait être pris en compte, mais au contraire, ce fait est complètement

ignoré dans la révision de la LEp.

En résumé, la révision doit être rejetée dans son ensemble. II faut recommander au

Parlement de ne pas l'adopter ou de la rejeter. Le projet n'est pas acceptable.

Pour les raisons exposées ci-dessus, je ne suis pas d'accord avec le projet mis en

consultation et je le rejette.

Avec mes salutations distinguées,

Frédéric Fellmann

N
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesratdie

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeitbis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network(GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.



Keine Impfungen

Auch dasThema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach

nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabtwerden.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona Pandemie. Diese hat

eineArt «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen und einen negativen Effekt auf die

Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision

des EpG komplett unbeachtet.

Mitfreundlichen Grüssen

O.tebe
Doris Ferber
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C'est avec plaisir que je profite de l'occasion qui est donnée pour exprimer ma position sur les

modifications prévues de la loi sur les épidémies (LEp).

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, plusieurs hypothèses apparaissent et sont

présentées comme 'allant de soi'. Les hypothèses sont les principes implicites qui sous-tendent la

position du Conseil fédéral et qui ne sont ni documentés, ni remis en question.

Ce qui me frappe, c'est un langage très autoritaire et directif, une terminologie presque guerrière et

une focalisation sur des mesures extrêmement invasives, en particulier la vaccination, qui est

mentionnée en moyenne trois fois par page.

Je déplore l'absence de prise en compte de la médecine complémentaire. II est fait référence à

plusieurs reprises aux vaccinations, mais les mesures de médecine complémentaire sont

complètement absentes (art. 118a Cst.).

Décisions fondées sur des preuves (art. 40b)

Les mesures prises à l'égard de la population doivent être fondées sur des preuves scientifiques et

leur efficacité doit être vérifiée par une instance indépendante. Cette exigence fait défaut dans le

présent projet de loi.

Principes d'efficacité et de proportionnalité

La révision prévoit d'accorder davantage de compétences au Conseil fédéral. Les consultations des

cantons et des commissions ne sont mentionnées que par des dispositions potestatives (qui

dépendent de la volonté d'une des parties contractantes), donc finalement sans effet exécutoire. En

fin de compte, le Conseil fédéral peut décider seul.

Qu'en est-il du citoyen, à quel moment le citoyen est-il consulté ?

A l'avenir, une telle déclaration conférerait au Conseil fédéral des compétences immédiates en

matière d'ordonnances d'urgence. II deviendrait pratiquement le seul maître à bord.

Dans ce contexte, il n'est plus question des principes de subsidiarité, d'efficacité et de

proportionnalité : dans un tel moment, le Conseil fédéral n'a de comptes à rendre à personne ; il peut

décider à sa guise d'agir de telle ou telle manière, sans être gêné par aucun principe ni par aucune

institution.



Certificats de vaccination, de test et de guérison (art. 49b)

En reprenant le certificat Covid dans la LEp, on poursuit une mesure de santé dont l'efficacité n'a pas

pu être prouvée à ce jour et qui a parfois conduit à l'exclusion massive d'autres personnes. II convient

de rejeter un certificat de santé global tel que prévu par l'OMS avec le Global Digital Health

Certification Network (GDHCN). Les interventions médicales sont des décisions individuelles et ne

peuvent pas être prescrites par l'État.

Certificats de vaccination, de test et de rétablissement

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse et n'a donc pas

d'impact positif sur la santé publique. II est notamment de notoriété publique que les injections de

ARNm ne protégeaient ni contre l'infection ni contre la transmission (voir la réponse de Janine Small,

Présidente des marchés internationaux chez PFIZER, le 10.10.22 au Parlement européen : « Non, le

vaccin n'a pas été testé sur la prévention de la transmission. ») et qu'en l'absence d'antécédents
médicaux, un test PCR négatif ne garantissait pas qu'une personne n'était pas contagieuse. De

même, un test positif ne constituait pas une preuve de contagiosité (voir la notice d'information de

T'OMS du 7.12.20, selon laquelle il y a « un risque élevé de faux résultats du SRAS-CoV-2 lors de

tests sur des échantillons utilisant des réactifs RT-PCR »). II s'agit donc d'un document purement

administratif, qui n'a aucune utilité pour la santé publique, mais qui peut en même temps entraîner

des restrictions parfois massives des droits fondamentaux.

Obligation de porter un masque (art. 40, al. 2bis let. a) et port obligatoire du masque dans les

transports publics (art. 40a)

L'efficacité du port d'un masque facial n'a jamais été testée ni attestée scientifiquement. II était même

inscrit sur les boîtes de masques au début de la crise du Covid en 2020 : « ce produit ne protège pas

des contaminations virales ou infectieuses ». Tant qu'une éventuelle efficacité n'a pas été prouvée,

elle ne devrait pas être inscrite comme mesure dans la LEp..

Seion le rapport explicatif, une mesure à l'égard de la population est le port du masque dans les

transports publics. L'efficacité de cette intervention n'a jamais été testée scientifiquement. Une

inscription correspondante dans la loi est donc dépourvue de toute évidence scientifique.

art. 12, al. 1, let. c de l'Avant-projet

Iline s'agit pas seulement d'inclure des informations permettant d'identifier les personnes malades,

présumées malades, infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes, mais

aussi des données relevant de la sphère intime (art. 12, al. 1, let. c du projet). Les médecins, hôpitaux

et autres établissements de santé publics ou privés pourraient désormais être tenus de les déclarer

(art. 12, al. 1 in initio du projet). Cela déroge au respect de la sphèreintime de la personne concernée.

Le mot "'présumé" donne carte blanche et a le potentiel de protéger légalement les auteurs d'actes

arbitraires.

Des mesures inefficaces

En ce qui concerne la pandémie de Covid, on peut dire de manière simplifiée qu'il a été prouvé que

ni le confinement, ni la distanciation sociale, ni les masques n'étaient des moyens efficaces pour lutter

contre la pandémie. L'OMS a déjà admis en 2019, et maintenant aussi l'immunologue américain

Antony Fauci devant le Congrès américain, que de telles mesures n'ont pas d'utilité significative en
cas de grippe. Une étude de l'OMS sur les pandémies de grippe concluait déjà en 2019 que "le suivi

des contacts n'est recommandé en aucune circonstance". De même, l'obligation de faire des tests

sans symptômes serait inutile et absurde, surtout chez les enfants.
Malgré cela, la révision de la loi sur les épidémies pourrait ordonner une telle obligation de test.



Information sur les effets secondaires potentiels

Bien que les vaccinations soient mentionnées à plusieurs reprises, l'information sur les risques

potentiels n'est pas mentionnée, ce qui viole le principe de consentement libre et éclairé, pourtant

incontournable en cas d'acte médical (même en cas de pandémie ou de situation d'urgence) selon le

serment d'Hippocrate, le Code de Nuremberg, la Déclaration de Genève, la Déclaration d'Helsinki, la

Convention d'Oviedo, la Charte européenne des droits fondamentaux, art. 3, la résolution 2361 du

Conseil de l'Europe.

Autorisation limitée dans le temps (art. 9b LRH)

L'autorisation temporaire de médicaments en cas de situation particulière ou extraordinaire porte

atteinte à la sécurité des patients. En l'absence d'une situation mettant la vie en danger, seuls

les médicaments dont la sécurité a été suffisamment vérifiée devraient être autorisés. En
outre, chaque citoyen doit pouvoir décider lui-même s'il souhaite consommerun médicament

(principe de consentement libre et éclairé).

En résumé, la révision de la LEp peut être qualifiée de projet de loi irréfléchi et, avec le recul de la

pandémie de Covid-19, de projet de loi immature.

Notamment, l'absence totale de mesures de prévention est particulièrement gênante. Une

alimentation saine et l'exercice physique ont un effet positif sur le système immunitaire. Cela devrait

être pris en compte.

Pour terminer, une remarque sur la couverture médiatique de la pandémie de Covid-19.

Celle-ci a créé une sorte de peur etmême de 'torpeur". La peur peut provoquer un stress physique
et psychologique et avoir un effet extrêmement délétère sur la santé des personnes.

Ce fait devrait être pris en compte, mais au contraire, ce fait est complètement ignoré dans la révision
de la LEp.

Je vous remercie de m'avoir donné la possibilité de prendre position et espère vigoureusement que

mes objections seront prises en compte.

Pour les raisons exposées ci-dessus, je ne suis pas d'accord avec le projet mis en consultation et je
le rejette.

Avec mes salutations distinguées,

Licia Fernandez Gallardo
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Antwortformular zur Vernehmlassung vom 29. November 2023 -

22. März 2024

Stellungnahme von

Name / Firma / Organisation / Amt/ Kanton: Daniela Fernandez-Schauffler

Abkürzung: DF

Adresse: Bickelstr.5

Kontaktperson:

Telefon: 0447205378

E-Mail: fernidani@hispeed.ch

Datum: 18.03.2024

Gegebenenfalls: Stellungnahme erstellt in Zusammenarbeit mit:

Sehr geehrte Damen und Herren

Dieses Antwortformular bezieht sich auf die Vernehmlassungsvorlage zur Änderung des Epidemien-

gesetzes (EpG) sowie den dazugehörigen erläuternden Bericht mit Stand vom 29. November 2023.

Die Vernehmlassungsunterlagen können über diese Internetadresse bezogen werden: Vernehmlas-

sungen laufend (admin.ch).

Mit der Verwendung dieses Antwortformulars helfen Sie uns, Ihre Rückmeldungen systematisch auf-

zunehmen und richtig einzuordnen. Das Formular erlaubt Ihnen,

- die Vernehmlassungsvorlage als Ganzes zu beurteilen,

inhaltlich eng verwandte Artikel als Ganzes zu beurteilen,

alle Artikel der Vernehmlassungsvorlage einzeln zu kommentieren,

dazu Stellung zu nehmen, obim Epidemiengesetz eine gesetzliche Grundlage für den Be-

trieb von digitalen Contact-Tracing Apps geschaffen werden soll.

Bitte fügen Sie dafür Ihre Antworten in die entsprechenden Antwortfelder ein.

Wichtige Hinweise:

1. Der Text in den Antwortfeldern kann nicht formatiert werden (z. B. nicht fett hervorgehoben

oder durchgestrichen werden). Bitte formulieren Sie daher z. B. Anpassungswünsche an Ar-

tikeln explizit.

2. Bitte senden Sie das ausgefüllte Formular als Word-Dokument bis am 22. März 2024 gleich-

zeitig an folgende E-Mail-Adressen: revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch.

3. Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen das Projektteam Revision EpG unter

revEpG@bag.admin.ch gerne zur Verfügung.

Vielen Dank für Ihren wertvollen Beitrag zur Teilrevision des EpG!
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Gliederung

1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe)

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen)

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien)

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen)

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring)

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr)

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, Gesundheitsversorgung)

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung)

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung)

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund)

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme)

L Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder 7)

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter)

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit)

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen)

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG)

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps?

5. Weitere Rückmeldungen

2
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1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Erläuterung:

Bitte erläutern Sie Ihren Gesamteindruck. Rückmeldungen zu einzelnen Artikeln können weiter unten erfasst werden.

Nicht einverstanden. Dies wäre die Unterstellung der Schweiz unter eine totalitäre Diktatur der

WHO und die Aufkündigung jeglicher Demokratie.

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe)

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Rückmeldungen zum Ersatz von Ausdrücken:

Nicht einverstanden. Dies ist eine psychologische Methode, auch genannt Hirnwäsche, die schon

im zweiten Weltkrieg angewandt wurde. Oder aktuell in der Coronakrise: z.Bsp. wurde durch die

Medien «Solidarität» aus der unrsprüngl. Bedeutung: Teilen, Mitfühlen, Mithelfen herausgerissen

und zu einen Synonym für Obedienz.

Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

2

3

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:
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B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen)

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

AnpassungsvorschlägeWomit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

5a

6

6a

6b

6c

6d

8

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Die Einschätzung/Ausru-

fung einer besonderen Lage etc. entzieht sich unserem Rechtsstaat volkommen. Dies würde zu-

künftig aufgrund von undurchsichtigen und unwissenschaftlichen Kriterien von «selbstgewählten»

Personen bestimmt.

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

AnpassungsvorschlägeWomit sind Sie (nicht) einverstanden? Wasist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

11

12

12a
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13

13a

15

15a

15b

16

17

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Ein Überwachungsstaat

war bis vor kurzem der Albtraum jeder Demokratie. Überwachung der Menschen ist Einschüchte-

rung und erzwungene Gleichmachung, und führt auf längere Zeit zu Auflehnung des Volkes.

Überwachung und Denunziation «im Namen der Gesundheit» ist Entmündigung, und mit einem

demokratischen Rechtsstaat und der Menschenwürde nicht vereinbar

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

AnpassungsvorschlägeWomit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

19

19a

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Hier wird allzu transpa-

rent, dass die WHO der verlängerte Arm von BigPharma ist. Mit der Annahme des neuen Epide-

miegesetzes hat die WHO einzig die Vollmacht zu definieren, was Verhütung ist und womit sie die

Regierungen durchsetzen müssten.

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)
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Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

20

21

21a

24

24a

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Das wurde soeben in

der Coronakrise durchgespielt. Die Bevölkerung wurde mit ungetesteten, unwirksamen oder

schädlichen Impfstoffen geimpft. Profiteure waren einzig die enstpr. Pharmakonzerne, die Milliar-

den von Staatsgeldern einstrichen. Das darf nie wieder passieren.

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr)

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

33

37a

40

40a

40b

41

43

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Das wäre die schrecklichste Entmündigung

der Menschen in der ganzen Menschheitsgeschichte. Das Phantom «Gesundheit» darf nicht er-

kauft werden mit der völligen Aufgabe der menschlichen Freiheit. Und die finanziellen und perso-
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nalen Mittel für die Wegsperrung der Menschen müssten die Staaten aufwenden, nicht die

WHO.

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern,

Gesundheitsversorgung)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

AnpassungsvorschlägeWomit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

44

44a

44b

440

44d

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Siehe Umverteilung von

Staatsgeldern zu BigPharma.

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung)

Inwieweitsind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

AnpassungsvorschlägeWomit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

47

49a

49b

7
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Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Diese «Massnahmen»

dürfte sich zukünftig einzig dieWHO ausdenken und den Staaten aufzwingen. Ein Albtraum.

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

50

50a

51

51a

52

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Da wird der Staatshaus-

halt ausgehebelt und die verarmten Länder noch abhängiger von der WHO-Weltregierung ge-

macht.

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

AnpassungsvorschlägeWomit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

53

54

55

18
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Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Kantone und Bund dür-

fen niemals Handlanger der diktatorischen Absichten der WHO werden!

Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

AnpassungsvorschlägeWomit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

58

59

60

60a

60b

60c

60d

62a

69

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Hier geht es wiederum

um die totale Überwachung, was den Menschenrechten absolut widerspricht und konsequent

wegzuweisen ist.

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art.

6c oder 7)

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage

ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine

gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen

mit Finanzhilfen unterstützen kann?

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen

werden. werden.

(bitte unten erläutern und auch die nachfolgen- (bitte unten erläutern)

de Frage beantworten)
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Erläuterung:

Dies ist schwierig zu beurteilen. Einerseits muss ein Bund, der solch ein Epidemiegesetz gutge-

heissen hat, dafür geradestehen müssen und Finanzhilfe leisten. Andererseits geht es bei solcher

Finanzhilfe um verlorene Steuergelder und eine grundsätzliche Verarmung des Bundes, des Lan-

des.

Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen

werden soll, inwieweit sind Sie mitden konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

X

Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

70a

70b

70c

70d

70e

70f

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

10
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74

74a

74b

74c

74d

74e

74f

74g

74h

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Auch hier geht es um

eine Umverteilung der Staatsgelder zu BigPharma.

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

75

77

80

81a

81b

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Hier kommen einem Er-

innerungen an die vergangenen Weltkriege, oder Vergleiche mit den Romanen A.Huxleys: brave

new world und G.Orwells 1984. Aus der wohlhabenden freien Schweiz würde eine Diktatur. Und

nicht mal eine selbstgewählte, sondern eine durch die WHO erzwungene.

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen)

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden?

11
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Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Gegebenenfalls konkreteArt. Rückmeldungen

Anpassungsvorschläge
Womit sindSie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar?

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

82

83

84

84a

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe: Nicht einverstanden. Das ist wiederum abso-

lute Diktatur und Menschenverachtung.

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG)

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden?

Vollständig Mehrheitlich Teilweise Nicht einverstanden

einverstanden einverstanden einverstanden (bitte unten erläutern)

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete

Anpassungsvorschläge
Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls un-

klar? Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben.

1OBG

35 MG

9aHMG

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps?

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing

Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden?

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden
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Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und vor-

angetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact-

Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die Mög-

lichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit ent-

sprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden.

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen

werden.werden.

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern)

Erläuterung:

Essoll keine gesetzl. Grundlage geschaffen werden. Das bedeutete wiederum die Einführung ei-

ner erzwungenen und angstbesetzten Obedienz und Entmündigung des Volkes, was, wie die bis-

herige Weltgeschichte zeigt, jedes Mal zu Unruhen und Revolutionen geführt hat. Totale Überwa-

chung und Gefügigmachen durch Gleichschaltung ist nicht verträglich mit den Menschenrech-

ten.

5. Weitere Rückmeldungen

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision, des EpG mitteilen möchten?

Bitte wiederstehen Sie als Vertreter und Vertreterinnen des schweizer Volkes diesem unseligen

Angriff auf die menschliche Freiheit. Dieser Deal mit der WHO hat rein gar nichts mit Gesundheit

zu tun, sondern das ganze Ansinnen derWHO ist schlichtweg Augenwischerei und kriminell.

Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars!

Treuclice Grmsse

Dfede-Starflr
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) 

Antwortformular zur Vernehmlassung vom 29. November 2023 – 
22. März 2024 

Stellungnahme von 

Name / Firma / Organisation / Amt / Kanton: Daniela Fernandez-Schauffler 

Abkürzung:  DF   

Adresse: Bickelstr.5     

Kontaktperson:       

Telefon: 0447205378     

E-Mail: fernidani@hispeed.ch     

Datum:  18.03.2024     

Gegebenenfalls: Stellungnahme erstellt in Zusammenarbeit mit:       

Sehr geehrte Damen und Herren 

Dieses Antwortformular bezieht sich auf die Vernehmlassungsvorlage zur Änderung des Epidemien-
gesetzes (EpG) sowie den dazugehörigen erläuternden Bericht mit Stand vom 29. November 2023. 
Die Vernehmlassungsunterlagen können über diese Internetadresse bezogen werden: Vernehmlas-
sungen laufend (admin.ch). 

Mit der Verwendung dieses Antwortformulars helfen Sie uns, Ihre Rückmeldungen systematisch auf-
zunehmen und richtig einzuordnen. Das Formular erlaubt Ihnen, 

- die Vernehmlassungsvorlage als Ganzes zu beurteilen, 

- inhaltlich eng verwandte Artikel als Ganzes zu beurteilen, 

- alle Artikel der Vernehmlassungsvorlage einzeln zu kommentieren, 

- dazu Stellung zu nehmen, ob im Epidemiengesetz eine gesetzliche Grundlage für den Be-
trieb von digitalen Contact-Tracing Apps geschaffen werden soll.  

Bitte fügen Sie dafür Ihre Antworten in die entsprechenden Antwortfelder ein.  

Wichtige Hinweise: 

1. Der Text in den Antwortfeldern kann nicht formatiert werden (z. B. nicht fett hervorgehoben 
oder durchgestrichen werden). Bitte formulieren Sie daher z. B. Anpassungswünsche an Ar-
tikeln explizit. 

2. Bitte senden Sie das ausgefüllte Formular als Word-Dokument bis am 22. März 2024 gleich-
zeitig an folgende E-Mail-Adressen: revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen das Projektteam Revision EpG unter 
revEpG@bag.admin.ch gerne zur Verfügung.  

Vielen Dank für Ihren wertvollen Beitrag zur Teilrevision des EpG! 

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
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1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

Erläuterung: 

Bitte erläutern Sie Ihren Gesamteindruck. Rückmeldungen zu einzelnen Artikeln können weiter unten erfasst werden.  

Nicht einverstanden. Dies wäre die Unterstellung der Schweiz unter eine totalitäre Diktatur der WHO 
und die Aufkündigung jeglicher Demokratie.      

 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 
A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Rückmeldungen zum Ersatz von Ausdrücken:  

Nicht einverstanden. Dies ist eine psychologische Methode, auch genannt Hirnwäsche, die schon 
im zweiten Weltkrieg angewandt wurde. Oder aktuell in der Coronakrise: z.Bsp. wurde durch die 
Medien «Solidarität» aus der unrsprüngl. Bedeutung: Teilen, Mitfühlen, Mithelfen herausgerissen 
und zu einen Synonym für Obedienz.    

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

2             

3             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden? 
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Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art
. 

Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

5a             

6             

6a             

6b             

6c             

6d             

8             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Die Einschätzung/Ausru-
fung einer besonderen Lage etc. entzieht sich unserem Rechtsstaat volkommen. Dies würde zu-
künftig aufgrund von undurchsichtigen und unwissenschaftlichen Kriterien von «selbstgewählten» 
Personen bestimmt.         

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

11             

12             

12a             

13             

13a             
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15             

15a             

15b             

16             

17             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Ein Überwachungsstaat 
war bis vor kurzem der Albtraum jeder Demokratie. Überwachung der Menschen ist Einschüchte-
rung und erzwungene Gleichmachung, und führt auf längere Zeit zu Auflehnung des Volkes. 
Überwachung und Denunziation «im Namen der Gesundheit» ist Entmündigung, und mit einem 
demokratischen Rechtsstaat und der Menschenwürde nicht vereinbar      

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

19             

19a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Hier wird allzu transpa-
rent, dass die WHO der verlängerte Arm von BigPharma ist. Mit der Annahme des neuen Epide-
miegesetzes hat die WHO einzig die Vollmacht zu definieren, was Verhütung ist und womit sie die 
Regierungen durchsetzen müssten.       

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 
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Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

 

20             

21             

21a             

24             

24a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Das wurde soeben in 
der Coronakrise durchgespielt. Die Bevölkerung wurde mit ungetesteten, unwirksamen oder 
schädlichen Impfstoffen geimpft. Profiteure waren einzig die enstpr. Pharmakonzerne, die Milliar-
den von Staatsgeldern einstrichen. Das darf nie wieder passieren.       

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

33             

37a             

40             

40a             

40b             

41             

43             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Das wäre die schrecklichste Entmündigung 
der Menschen in der ganzen Menschheitsgeschichte. Das Phantom «Gesundheit» darf nicht er-
kauft werden mit der völligen Aufgabe der menschlichen Freiheit. Und die finanziellen und perso-
nalen Mittel für die Wegsperrung der Menschen müssten die Staaten aufwenden, nicht die 
WHO.         
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G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, 
Gesundheitsversorgung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

44             

44a             

44b             

44c             

44d             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Siehe Umverteilung von 
Staatsgeldern zu BigPharma.         

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

47             

49a             

49b             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Diese «Massnahmen» 
dürfte sich zukünftig einzig die WHO ausdenken und den Staaten aufzwingen. Ein Albtraum.         
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I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

50             

50a             

51             

51a             

52             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Da wird der Staatshaus-
halt ausgehebelt und die verarmten Länder noch abhängiger von der WHO-Weltregierung ge-
macht.        

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

53             

54             

55             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Kantone und Bund dür-
fen niemals Handlanger der diktatorischen Absichten der WHO werden!         
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K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

58             

59             

60             

60a             

60b             

60c             

60d             

62a             

69             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Hier geht es wiederum 
um die totale Überwachung, was den Menschenrechten absolut widerspricht und konsequent 
wegzuweisen ist.         

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 
6c oder 7) 

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage 
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen 
mit Finanzhilfen unterstützen kann? 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. 

(bitte unten erläutern und auch die nachfol-

gende Frage beantworten) 

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ 

Erläuterung: 

Dies ist schwierig zu beurteilen. Einerseits muss ein Bund, der solch ein Epidemiegesetz gutge-
heissen hat, dafür geradestehen müssen und Finanzhilfe leisten. Andererseits geht es bei solcher 
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Finanzhilfe um verlorene Steuergelder und eine grundsätzliche Verarmung des Bundes, des Lan-
des.     

 

Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen 
werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

70a             

70b             

70c             

70d             

70e             

70f             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

74             

74a             

74b             

74c             



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

11 

74d             

74e             

74f             

74g             

74h             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Auch hier geht es um 
eine Umverteilung der Staatsgelder zu BigPharma.         

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

75             

77             

80             

81a             

81b             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Hier kommen einem Er-
innerungen an die vergangenen Weltkriege, oder Vergleiche mit den Romanen A.Huxleys: brave 
new world und G.Orwells 1984. Aus der wohlhabenden freien Schweiz würde eine Diktatur. Und 
nicht mal eine selbstgewählte, sondern eine durch die WHO erzwungene.         

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 
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Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

82             

83             

84             

84a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Nicht einverstanden. Das ist wiederum abso-
lute Diktatur und Menschenverachtung.         

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls un-

klar? Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

1 OBG             

35 MG             

9a HMG             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing 
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden? 

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden 
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und vo-
rangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact-
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die Mög-
lichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit ent-
sprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden. 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  
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(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern) 

☐ ☐ 

Erläuterung: 

Es soll keine gesetzl. Grundlage geschaffen werden. Das bedeutete wiederum die Einführung ei-
ner erzwungenen und angstbesetzten Obedienz und Entmündigung des Volkes, was, wie die bis-
herige Weltgeschichte zeigt, jedes Mal zu Unruhen und Revolutionen geführt hat. Totale Überwa-
chung und Gefügigmachen durch Gleichschaltung ist nicht verträglich mit den Menschenrech-
ten.   

 

5. Weitere Rückmeldungen 

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten? 

Bitte wiederstehen Sie als Vertreter und Vertreterinnen des schweizer Volkes diesem unseligen 
Angriff auf die menschliche Freiheit. Dieser Deal mit der WHO hat rein gar nichts mit Gesundheit 
zu tun, sondern das ganze Ansinnen der WHO ist schlichtweg Augenwischerei und kriminell.      

 

 

Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars! 



Susanne Fernando
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Rotkreuz, 22.02.2024

Meine Vernehmlassungsantwort zur Revision des Epidemiengesetzes

In der"Übersicht" des "Erläuternden Berichts zur Eröffnung des
Vernehmlassungsverfahrens zurTeilrevision des Epidemiengesetzes" wird ausgeführt,
dass die Bewältigung der Covid-19-Krise gezeigthabe, "dass die gesetzlichen
Rahmenbedingungen für den Schutz der Bevölkerung vorübertragbaren Krankheiten
weiter verbessert werden" müssten, um Bund und Kantone in die Lage zu versetzen,
"Epidemien und andere grosse zukünftige Herausforderungen für die öffentliche
Gesundheit besser zu bewältigen".

Für die Revision des Gesetzes müssen folgend Punkte zwingend miteinbezogen

werden:

1. Nachdem zu keinem Zeitpunkt eine umfassende und unabhängige

Schaden/Nutzen/Kosten Analyse der Covid Massnahmen gemacht wurde,
entbehrt diese Revision jegliche Grundlage, um ein Gesetz auszubauen.

2. WoMassnahmen nicht Evidenz-basiert sein können, weil man zu wenig

weiss, sollen diese einer explizit formulierten Risikostrategie folgen. Damit soll

erreicht werden, dass man im konkreten Fall keine Massnahmen ergreift,
deren Schaden man praktisch nicht abschätzen kann, und dass deswegen das

Prinzip der Güterabwägung verletzt würde.

3. Die Grundladen zu statistischen Informationen müssen klar definiert sein.
Während der Covidzeit hat das BAG ziemlich alles vermischt, um dem Narrativ
Folge zu leisten. Es ist imperativ, dass hier evidenz-basierte Grundlagen für
statistische Auswertungen geschafft werden. Z.B. gesunde Menschen können

nicht als krank erfasst werden, wenn sie symptomlos sind.

4. Die Kommunikation muss klar definiert sein. Es geht nicht an, dass

Fehlinformationen (.die Impfung schützt) und Angst als Basis dienen, um die

Bevölkerung zu einem aus derjeweiligen Lage heraus gewünschten Verhalten

zu veranlassen.

5. Artikel 6, Abs. b: dieser ist zu streichen. Die Schweiz ist ein souveränes Land
und bestimmt selbst. Die WHO ist eine ungewählte Privatinstitution, welcher
ein Staat nicht Folge leisten muss oder soll.

6. Artikel 6c: dieser ist vollständig zu streichen, denn er zwingt das Volk (egal
welches Alter, welcher Beruf) Handlungen zu befolgen. Hier werden

verfassungsmässige Grundrechte völlig ausgehebelt.

Sunneblick 29, 6343 Rotkreuz
Telefon 041 790 00 57



Susanne Fernando

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu

berücksichtigen, nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen
haben und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie

die negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen

Gesundheit. Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den

Gesundheitszustand der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von

Krebserkrankungen, Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.)

oder andere wichtige Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr;

Rauchen: 10'000 Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-

UJakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten
zurückzuführen sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat

(Nocebo-Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates

«primum non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions-
und Behandlungsmöglichkeiten.

Die Gesetzesänderungen beinhalten nicht echte Abwägungen von

Verhältnismässigkeit auf der Basis von Kosten- und Risikokonzepten. Und eine

automatische Übernahme verbindlicher WH0-Vorschriften ist gemäss der Schweizer

Verfassung rechtlich nicht anwendbar ohne einen Volksentscheid.

Aus diesen Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden.

Freundliche Grüsse

S.fernand
Süsanne Fernando

Sunneblick 29, 6343 Rotkreuz
Telefon 041 79000 57
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2.März 2024

VernehmlassungEpidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hatder Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen. Aber das ist bei Weitem nicht der einzige Grund.

Nachfolgend einige Bemerkungen zu ausgewählten Abschnitten.

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung und

Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der besonderen Lage nicht durch einen

spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der Bundesratgezwungen sieht, eine Massnahme

anzuordnen, und dauert (wie bspw.im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesratnach

Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der

Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage künftig feststellen und

aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur

gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeitbis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network(GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nichtvom Staat verordnet werden.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie per se

relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem

von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführtwird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von

Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der



Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch

in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klarinvasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

deutlicher betont.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach

nicht Kranken, sondern vielmehrin erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um

zu verhindern, dass wiederholtMassnahmen beschlossen werden,welche keine oder nur einegeringe

Wirksamkeit aufweisen.

Dervorliegende Entwurf des überarbeiteten EpG ist aus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer Manöverkritik transparentund

unabhängig analysiert werden und erst dann kann aufder Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG

vorgenommen werden. Ich danke für die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen

600
Daniela Ferrari
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TeilrevisiondesEpidemiengesetzes;Vernehmlassungsantwort

SehrgeehrteDamenundHerren

DerBundesrathatam29.November2023dasEidgenössischeDepartementdesInnernEDI

beauftragt,zurTeilrevisiondesEpiedemiengesetzesvom28.September2012(EpG,SR

818.101)einVernehmlassungsverfahrendurchzuführen.GernenutzenichdieGelegenheit,

geplantenRevisionStellungzunehmen. ZUT

1Grundsätzliches

Grundsätzlichmöchteichdaraufhinweisen,dassichmirfürdiesozialeZukunftdie

DreigliederundgdessozialenOrganismus

erhoffe.

DieserDreigliederungliegtderGedankezugrunde,dassdersozialeOrganismusaus

Geistesleben,RechtslebenundWirtschaftslebenbesteht,wobei

dasGeisteslebenmitFreiheit,

dasRechtslebenmitGleichheitund

dasWirtschaftslebenmitBrüderlichkeitassoziertwerdenkann.

DasGesundheitswesenistwiedasBildungswesenundvielesmehrdem

GeisteslebenzugehörigundsomitsolltefreieWahlseinfürdenEinzelnenalsauchfür

denihnbetreuendenArzt,welcheMethodeimspeziellenFallfürdenbetreffendenPatienten

dieAngebrachtesei.Demzufolgeistesinkeinerweisegerechtfertigt,dassderStaat,derdas

Rechtslebenvertretensoll,sichRechteherausnimmt,welchedemfreienGeistesleben

angehören.VondiesemStandpunktausgesehen,bräuchteesgarkeinEpidemiegesetz!

MehrzudiesemThemakönnenSieerfahrenunter

Dreigliederung.ch

2Memorandum

IchschickeIhnentrotzdemdasMemorandumdesAnwaltesHenriGendre,dersich

eingehendmitdenDetailsderRevisionbeschäftigthatundwelcherdeshalbsachgemässauf

dieeinzelnenPunkteeingehenkann.

IchbitteSie,meinAnliegenwohlwollendzuprüfenundverbleibe

mitfreundlichenGrüssen

teucht-Reeban



Memorandum zur Analyse des Entwurfs zur Teilrevision

des Bundesgesetzes über Epidemien

RAHenri GENDRE, unabhängiger Anwalt, CH-1723Villarsel-sur-Marly

Hintergrund

Am 29. November 2023 eröffnete das Eidgenössische Departement des Innern (EDI)

im Auftrag des Bundesrates (BR) bei den Kantonen, den politischen Parteien und

verschiedenen interessierten Verbänden bis zum 22. März 2024 ein

Vernehmlassungsverfahren zum Entwurf einer Teilrevision des Bundesgesetzes vom

28. September 2012 über Epidemien (EpG). Ein erläuternder Bericht (EB) von 127

Seiten kommentiert diesen Entwurf, zu dem die vorliegende Denkschrift eine Analyse

und kritische Würdigung gemäss folgender Gliederung vornehmen wird.

1. Grundlage für die Überarbeitung.

2. Die Überprüfung im Hinblick auf die Grundrechte des Menschen.

3. Die Revision im Hinblick auf den Föderalismus.

4. Die Revision im Hinblick auf die Schweizer Souveränität und ihre Einbettung in den

Prozess der Einführung verbindlicher Befugnisse der Weltgesundheitsorganisation

(WHO).

5. Abschliessender Befund.

1



1. Grundlage für die Überarbeitung

Obwohl nicht in der Legislaturplanung 2019-2023 enthalten, wurde der Prozess

zur Revision des EpG vom Bundesrat bereits am 19. Juni 2020 eingeleitet (EB 1.1

Abs.2 Seite 6). Diese Revision beruht auf der peremptorischen

Eingangsbehauptung, sie sei notwendig, 'um die Schweizer Bevölkerung künftig

noch besser vor den Gefahren schützen zu können, die mit übertragbaren

Krankheiten, einschliesslich Pandemien und Epidemien, und besonderen

Ereignissen verbunden sind (EB 1.1 Abs.2 Seite 6). Diese Prämisse hat ihre

mutmassliche Wurzel in einer möglichen Wiederholung einer Gesundheitskrise

Typ Covid-19 bzw. einer potenziellen Verschlechterung der allgemeinenvom

Gesundheitslage, die nicht nur auf Krankheitserreger, sondern auch auf die

Interdependenz zwischen Mensch, Tier und Umwelt zurückzuführen ist (Artikel 2

Abs. 3 Bst c des Entwurfs). Die alarmierende Behauptung, dass künftige

Gefahren" zu befürchten sind, die mit den derzeitigen Mitteln nicht eingedämmt

werden können, bildet das Fundament des Revisionsprojekts. Der

Revisionsentwurf will sie verbessern ("noch besser"), indem er das von der WHO

ausgearbeitete Konzept der "One Health" einbezieht, das besagt, dass 'die

Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt eng miteinander verbunden sind, was

eine enge Zusammenarbeit der betroffenen Behörden erfordert, um bessere

Ergebnisse für die öffentliche Gesundheit zu erzielen" (EB 1.3 Seite 12 Abs. 3). Die

falschen schlussfolgernden Implikationen, die diese Prämisse mit sich bringt,

werden weiter untersucht. Der Revisionsentwurf umfasstauch die Problematik der

Resistenzen gegen antimikrobielle Mittel und die Problematik der

therapiebedingten Infektionen, die hier nicht behandelt werden. Diese beiden

Problematiken sind voneinander getrennt und können nach dem bestehenden

Recht oder, falls erforderlich, durch eine gesonderte punktuelle Gesetzesänderung

geregelt werden. Sie sollten nicht dazu dienen, den Hauptteil des

Revisionsentwurfs zu legitimieren, der, wie noch zu zeigen sein wird, in der

vorgelegten Form nicht akzeptabel ist.

2. Die Revision im Hinblick auf die Grundrechte des Menschen

2.1 Präambel: Artikel 36 der Bundesverfassung (BV)

Es ist wichtig, einleitend daran zu erinnern, dass Artikel 36 BV vorschreibt, dass

der Kern der Grundrechte unverletzlich ist (Abs. 4) und dass ihre

aussergewöhnliche Einschränkung strengen kumulativen Bedingungen

unterliegt, nämlich dass sie auf einer gesetzlichen Grundlage beruhen muss

2



(Abs. 1), dass sie durch ein öffentliches Interesse gerechtfertigt sein muss

(Abs. 2)und dass sie in einem angemessenen Verhältniszum angestrebten Ziel

stehenmuss (Abs. 3)

Die während der Covid-Krise unter direktem oder indirektem Zwang

ergriffenen und durchgeführten Massnahmen schränkten insbesondere das

Recht auf persönliche Freiheit ein, darunter einschneidend das Recht auf

physische und psychische Integrität (Art. 10 Abs. 2 BV / Impfung), das Recht

auf Schutz der Privatsphäre (Art. 13 BV / Gesundheitszeugnis), das Recht auf

Versammlungsfreiheit (Art. 22 BV Verbot oder Einschränkung von

Versammlungen) und das Recht auf Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV

Einschluss). Diese Einschränkungen, die zwar auf Artikel 7 EpG während der

ausserordentlichen Lage vom 16. März bis 26. September 2020 und auf

Artikel 6 EpG in Verbindung mit dem Covid-Zusatzgesetz während der

besonderen Lage vom 27. September 2020 bis 31. März 2021 beruhten,

erwiesen sich letztlich als sinnlos im Hinblick auf die Übertragung des Virus,

inkongruent im Hinblick auf den Schutz, schädlich in menschlicher und

wirtschaftlicher Hinsicht und völlig unverhältnismässig im Hinblick auf das

Nutzen-Risiko-Verhältnis. Sie waren weder durch ein öffentliches Interesse

gerechtfertigt noch entsprachen sie dem Verhältnismässigkeitsprinzip,

obschon die Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates inihrem Bericht

vom 30. Juni 2023 dem EDI, dem Bundesamt für Gesundheit (BAG) und dem

Bundesamt fürJustiz (EB 1.2 Seite 8 letzter Absatz) prodomo eine vollständige

Genugtuung aussprach. Nur ein Untersuchungsbericht eines unabhängigen

multidisziplinären Gremiums, der vergeblich durch Volkspetitionen vom

Parlament gefordert wurde und nun in ultimo durch eine Verfassungsinitiative

verlangt wird, würde einen vollständigen und objektiven Überblick über das

Management der Covid-Krise und ihre Folgen ermöglichen, Diese Praxis wird

in Artikel 9a des Heilmittelgesetzes vom 15. Dezember 2000 fortgesetzt und

ausgeweitet, der im Entwurf zur Revision des EpG enthalten ist / Anhang

Ziffer II.3 des Entwurfs - und über die pharaonischen Käufe dieses Produkts

und der Gesichtsmasken, von denen eine beträchtliche Masse, darunter mehr

als 18 Millionen Dosen des injizierbaren Produkts, nicht verwendet wurde und

wegen Verfalls vernichtet werden soll.

Der Entwurf zur Revision des EpG behält die Bestimmungen zur Einschränkung

der oben genannten Grundrechte bei und verschärft sie, die bereits bestanden

oder während der Krise über das Covid-Gesetz und seine zahlreichen vom BR

und den kantonalen Exekutiven erlassenen Ausführungsverordnungen

erlassen wurden.
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2.2 Physische und psychische Integrität: Impfung

In besonderen Situationen (Art. 6 EpG des Entwurfs) und erst recht in

ausserordentlichen Situationen (Art. 7 EpG unverändert beibehalten) kann der

BR Massnahmen anordnen, die sich gegen Einzelpersonen (Art. 30 bis 39 EpG)

oder gegen die Bevölkerung und bestimmte Personengruppen (Art. 40 EpG)

richten, insbesondere Impfungen für obligatorisch erklären (Art. 6c Abs. 1

Bst. c des Entwurfs). Dies verstösst frontal gegen das Recht auf körperliche

Unversehrtheit, da der Kern dieses Grundrechts unabhängig von den

Umständen und Personen unantastbar ist (Art. 36 Abs. 4 BV). Eine solche

Verpflichtung, wie übrigens auch das Recht der Behörden, gesundheitliche

Massnahmen zwangsweise durchzusetzen (Art. 32 EpG unverändert

beibehalten), muss sowohl im geltenden Recht (de lege lata) als auch im

Revisionsentwurf (de lege ferenda) schlicht und einfach abgeschafft werden.

Während der Covid-Krise hat man gesehen, dass die Impfung, auch wenn sie

nicht gesetzlich vorgeschrieben war, von den politischen und

gesundheitspolitischen Behörden mit Hilfe von Medienpropaganda bis hin zu

den schädlichsten Mitteln (Werbekonzerte, 50-Franke-Ümpfig", Aufrufe zur

Denunziation, Androhung der Verweigerung der medizinischen Versorgung für

nicht Geimpfte), dass viele Menschen, darunter in erster Linie Pflegekräfte,

sich der Impfung unterwerfen mussten, um ihren Arbeitsplatz zu behalten

und/oder nicht unter Missachtung des verfassungsrechtlichen Diskrimi-

nierungsverbots (Art. 8 Abs. 2 der Verfassung) geächtet zu werden. Im

Arbeitsrecht wurde von Fachjuristen argumentiert, dass Arbeitgeber ihre

Arbeitnehmer zur Impfung verpflichten müssten, da sie sonstihrer Pflicht, die

Gesundheit der Arbeitnehmer zu schützen, nicht nachkämen. Man denkt auch

mit Trauer und Mitgefühl an all jene, die sich dem Akt der Injektion

unterziehen mussten, um den Kontakt zu ihren Angehörigen

aufrechtzuerhalten, insbesondere zu ihren Vorfahren, die wochenlang in ihren

Zimmern in Pflegeheimen gefangen gehalten wurden und von denen viele in

einem erbärmlichen Zustand der Verwahrlosung ins Jenseits gingen. Es

handelte sich also um eine verfassungswidrige indirekte Impfpflicht. Eine

solche Pflicht muss aus dem Gesetz und dem Revisionsentwurf gestrichen

werden, ebenso wie alle Bestimmungen, die sie umsetzen, insbesondere die

Verpflichtung von Ärzten, Apothekern, anderen Gesundheitsfachkräften und

öffentlichen oder privaten Gesundheitseinrichtungen, Impfungen

durchzuführen (Artikel 6c Abs. 1 Bst. b des Entwurfs). Die Beibehaltung dieser

Verpflichtung würde bedeuten, sie zu Komplizen einer medizinischen

Handlung zu machen, die nicht nur die körperliche Unversehrtheit verletzt,

sondern auch unvereinbar ist mit der therapeutischen Freiheit der

Verschreibung, die die informierte Zustimmung des Patienten respektiert, mit
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dem Arztgeheimnis und dem hippokratischen Eid primum non nocere"

("zuerst nicht schaden").

2.3 Der Schutz der Privatsphäre: das Gesundheitszeugnis

Obwohl die digitale Identität am 7. März 2021 vom Volk abgelehnt wurde, kam

der Bundesrat im November 2023 mit einer neuen Vorlage zurück und

demonstrierte damit gegen den Willen des Volkes seine unumstössliche

Vorliebe für das digitale All'", das den gesamten Bereich der staatlichen

Aktivitäten durchdringt. Dies gilt auch für den Entwurf zur Revision des EpG,

der dem BR die Kompetenz zur Festlegung der Anforderungen an das

Dokument, das eine Impfung, ein Testergebnis oder eine Heilung bescheinigt,

sowie des Ausstellungsverfahrens" (Art. 49b Abs. 1 des Entwurfs) überträgt.

Dieses Zertifikat 'muss für die Ein- und Ausreise in andere Länder verwendet

werden können, sobald ein verhältnismässiger technischer und finanzieller

Aufwand dies ermöglicht" (Art. 49b Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs). Es kann mit

entsprechenden ausländischen Systemen verbunden werden (Art. 62 Bst. a

des Entwurfs). Das Gesundheitszeugnis, das durch die Hintertür über das

Covid-Gesetz eingeführt wurde, hat somit seinen triumphalen Einzug in das

EpG gehalten, mit der möglichen und dennoch zukünftig sicheren Verbindung

zu seinen ausländischen Gegenstücken. Darüber hinaus werden die aktuellen,

BAG verwalteten Informationssysteme (aktuelle Art. 60 bis 62a EpG)vom

erheblich ausgebaut und miteinander vernetzt (Art. 60, 60a, 60b, 60c und 60f

des Entwurfs). Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von

kranken, mutmasslich kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oder

Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern

auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren

Meldung Arzte, Spitäler und andere öffentliche oder private

Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen verpflichtet werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Dies verletzt die

Privatsphäre jeder und jedes Einzelnen schwer, wenn nicht gar zerstört, und

reduziert Artikel 13 BV auf leere Worte. Die Datenschutzgesetzgebung, die als

beruhigender Schutzschild angepriesen wird (EB 7.8 Seite 126), bleibt zwar

zurückhaltend, stellt aber im Zeitalter der dominanten Informatik nichts

anderes dar als einen Paravent aus Seidenpapier, eine Theaterkulisse, die bei

der nächsten Szene des Stücks "Agenda 2030", dessen von "1984" inspiriertes

Drehbuch im Laufe der Jahre in Davos, Genf, Brüssel und an anderen Orten

ohne toponymische Bezeichnung geschrieben und verfeinert wird, hinter die

Kulissen geräumt wird. In diesem Zusammenhang muss noch der Bezug zum

Bundesgesetz vom 19. Juni 2015 über das elektronische Patientendossier (RS

816.1) hergestellt werden, dessen Artikel 17 dem BR die Kompetenz gibt,

internationale Abkommen über die Beteiligung an internationalen
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Programmen und Projekten zur Förderung der elektronischen

Datenverarbeitung und der elektronischen Vernetzung im Gesundheitswesen

abzuschliessen'". Die vom Bundesrat neu aufgelegte digitale Identität, der im

Revisionsentwurf des EpG inthronisierte Gesundheitsausweis und das

elektronische Patientendossier tragen zur Abschaffung der Privatsphäre und

zur Einführung einer globalisierten Kontrolle über unser Leben bei.

2.4 Die Versammlungsfreiheit: Verbot oder Einschränkung von Versammlungen

Das Verbot oder die Einschränkung von Versammlungen und des Zugangs Zu

bestimmten Orten und der dort ausgeübten Tätigkeiten sowie die Schliessung

von Unterrichtsstätten, die bereitsim geltenden Rechtbestehen (Art. 40Abs. 2

EpG), werden im Revisionsentwurf neu mit aus dem Covid-Gesetz

stammenden Detailbeschränkungen versehen, die das Prinzip verschärfen:

Tragen einer Gesichtsmaske, Erstellen von Schutzplänen, Sammeln von

Kontaktdaten von Personen und Heimarbeit (Art. 40 Abs. 2a und 40b des

Entwurfs). Dieses Verbot und diese Einschränkung werden auf

Demonstrationen im öffentlichen Raum ausgeweitet (Art. 40 Abs. 2c und EB

Seite 64 Abs. 1), was einen schweren zusätzlichen Eingriff in die

Meinungsfreiheit und das Recht, diese zu äussern, darstellt (Art. 16 Abs. 2 BV).

Das Volk wird unter Hausarrest gestellt und geknebelt, die in Artikel 22 BV

garantierte Versammlungsfreiheit wird abgeschafft.

2.5 Wirtschaftliche Freiheit: Eingrenzung

Der Einschluss stellt nicht nur eine Einschränkung der persönlichen Freiheit dar

(Art. 10Abs. 2 BV), sondern auch der wirtschaftlichen Freiheit, diein der freien

Berufswahl, dem freien Zugang zu einer privatwirtschaftlichen

Erwerbstätigkeit und deren freier Ausübung besteht (Art. 27 BV). Die massiven

menschlichen und wirtschaftlichen Schäden, die diese Massnahme während

der Covid-Krise verursacht hat, sind bekannt und umso bedauerlicher, als sie

sich aus gesundheitlicher Sicht als unangemessen und absurd erwiesen hat

und den beiden Bedingungen des öffentlichen Interesses und der

Verhältnismässigkeit in Artikel 36 Abs. 2 und 3 BV völlig entgegensteht. Der

Revisionsentwurf behält diese Massnahme bei, umschreibt sie aber mit dem

schamhaften Begriff des Verbots oder der Einschränkung "bestimmter

Aktivitäten an bestimmten Orten" (Art. 40 Abs. 2 Bst. c des Entwurfs).
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3. Die Revision im Hinblick auf den Föderalismus

3.1 Präambel: Die Artikel 42 und 118 Abs.2 Bst. b der Bundesverfassung (BV)

Nach Artikel 42 BV erfüllt der Bund die Aufgaben, die ihm die Verfassung

zuweist, wobei die Kantone-Republiken gegenüber dem Bund eine allgemeine

Vermutung der Gesetzgebungskompetenz haben. In Bezug auf die Gesundheit

wurde dem Bund in Artikel 118 Abs. 2 Bst. b BV die Kompetenz zur

Gesetzgebung über die"Bekämpfung übertragbarer Krankheiten des

Menschen, stark verbreiteter Krankheiten und besonders gefährlicher

Krankheiten von Mensch und Tier" übertragen. Auf der Grundlage dieser

delegierten Gesetzgebungskompetenz wurde das EpG vom Bundesparlament

erlassen.

3.2 Die Auswirkungen der Covid-Krise

Wie der Bundesrat selbst zugibt, findet eine Teilrevision des EpG ihre

Hauptgrundlage in der Covid-Krise 'als Prüfstand für das EpG" (EB, Hintergrund

Seite 2 Abs.2). Die durch den Erreger Sars-Cov-2 hervorgerufene Krankheit

erwies sich in Bezug auf Mortalität und Morbidität nicht als gefährlicher als

eine saisonale Grippe, während das Royal College in London für die Schweiz

einen dantesken Massensterben von 50'000 Personen durch die Epidemie

vorhersagte. Da das verfassungsrechtliche Erfordernis einer besonderen

Gefährlichkeit dieser Krankheit gemäss Artikel 118 Abs.2 Bst. bBV fehlt, hat die

Teilrevision des EpG keine gesetzliche Grundlage, ob es dem BR in seinem

sisyphusartigen Bemühen, die Notwendigkeit ausserhalb der

Legislaturplanung 2019-2023 zu begründen, nun missfällt oder nicht.

3.3 Der ausgehöhlte Föderalismus

Der aktuelle Artikel 6 Abs. 2 EpG, der die besondere Lage regelt, überträgt dem

BR die Befugnis, Massnahmen anzuordnen, die sich gegen Einzelpersonen

(Art. 30-39 EpG) und die Bevölkerung oder bestimmte Gruppen von Personen

(Art. 40 EpG) richten. In Wirklichkeit ist sie nur die Fortsetzung der

ausserordentlichen Lage von Artikel 7 EpG unter einer anderen Bezeichnung.

Zwar müssen die Kantone in der besondere Lage konsultiert werden (aktueller

Art. 6 Abs. 2 EpG). Die Covid-Krise hat jedoch gezeigt, dass dies aus reiner

eidgenössischer Anständigkeit der Fall war, da alles vom EDI und vom BAG

entschieden wurde. Der Revisionsentwurf behält diese Parodie bei, indem er

die Konsultation derzuständigen parlamentarischen Kommissionen"

hinzufügt (Art. 6c Abs. 1 in initio des Entwurfs). Diese scheinbare Einbeziehung
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des Parlaments ist nur eine Täuschung, um dem souveränen Volk

dass seine gewählten Vertreter ein Mitspracherecht haben, undvorzugaukeln,

diesen vorzugaukeln, dass sie am Ruder sind. Artikel 6d Abs. 1 des Entwurfs

fasst die Täuschung zusammen: Die Kantone "behalten die Zuständigkeiten,

die ihnen dieses Gesetz überträgt", aber wenn der Bundesrat nichts anderes

bestimmt, hat er die zweiunddreissig delegierten Zuständigkeiten, die unter

Punkt 7.7 auf den Seiten 124, 125 und 126 des erläuternden Berichts

aufgelistet sind. Den Kantonen bleiben nur die Krümel, die vom Tisch des BR

gefallen sind. Sie werden erst eingeladen, wenn sie die Rechnung für das

Bankett bezahlen, um sich zur Hälfte an den Verlusten aus Finanzhilfen ZU

beteiligen, die Unternehmen gewährt wurden, um einer drohenden

wirtschaftlichen Rezession des Landes entgegenzuwirken (Art. 70c des

Entwurfs). Laut dem Schlussbericht des Bundesrates vom 21. Juni 2023 zur

Covid-Krise beliefen sich die Kosten des Gesundheitssektors für den Bund auf

rund CHF 5 Milliarden und für die Kantone auf CHF 2,3 bis CHF 2,9 Milliarden,

wobei andere direkte und indirekte Kosten wie die Finanzhilfen für

Unternehmen, bei denen es aufgrund von Konkursen und Missbrauch zu

Verlusten gekommen ist und kommen wird, nicht mitgerechnet sind. Der

Entwurf zur Revision des EpG zielt in Wirklichkeit nur auf eine

Machtkonzentration auf den BR zum Nachteil des Bundesparlaments und der

Kantone ab, wobei letztere auf die Funktionen von Vollstreckern und Zahlern

der auferlegten Massnahmen reduziert werden.

4. Die Revision im Hinblick auf die Schweizer Souveränität und ihre Einbettung in

den Prozess der Einführung verbindlicher Befugnisse derWHO

4.1 Die WHO-Baustelle

Die WHO hat im Dezember 2021 ein umfassendes Projekt zur Ausarbeitung

eines Pandemievertrags CA+ und von Änderungen der Internationalen

Gesundheitsvorschriften 2005 (IGV) eingeleitet. Der endgültige Entwurf dieser

beiden Instrumente soll der 77. Weltgesundheitsversammlung (WHA) im Mai

2024 zur Abstimmung vorgelegt werden. Im Falle einer positiven Abstimmung

würde ein interner Genehmigungsprozess in den Mitgliedstaaten,

einschliesslich der Schweiz, folgen (für weitere Einzelheiten siehe

"Memorandum on the WHO PandemicTreaty CA+ and on the Amendments to

the 2005 IGV", das im Oktober 2023 von RA Henri GENDRE und Dr. Philippe

VALLAT veröffentlicht wurde). Die Schweiz nimmt über das BAG an den

laufenden Verhandlungen teil, ein parlamentarischer Antrag von Franz GRÜTER

vom 19. Dezember 2023 fordert jedoch, die Verhandlungen zu stoppen. Im

Wesentlichen zielen diese beiden Instrumente auf einen radikalen
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Programmen und Projekten zur Förderung der elektronischen

Datenverarbeitung und der elektronischen Vernetzung im Gesundheitswesen

abzuschliessen'. Die vom Bundesrat neu aufgelegte digitale Identität, der im

Revisionsentwurf des EpG inthronisierte Gesundheitsausweis und das

elektronische Patientendossier tragen zur Abschaffung der Privatsphäre und

Einführung einer globalisierten Kontrolle über unser Leben bei.zur

2.4 Die Versammlungsfreiheit: Verbot oder Einschränkung von Versammlungen

Das Verbot oder die Einschränkung von Versammlungen und des Zugangs ZU

bestimmten Orten und der dort ausgeübten Tätigkeiten sowie die Schliessung

von Unterrichtsstätten, die bereitsim geltenden Rechtbestehen (Art. 40 Abs. 2

EpG), werden im Revisionsentwurf neu mit aus dem Covid-Gesetz

stammenden Detailbeschränkungen versehen, die das Prinzip verschärfen:

Tragen einer Gesichtsmaske, Erstellen von Schutzplänen, Sammeln von

Kontaktdaten von Personen und Heimarbeit (Art. 40 Abs. 2a und 40b des

Entwurfs). Dieses Verbot und diese Einschränkung werden auf

Demonstrationen im öffentlichen Raum ausgeweitet (Art. 40 Abs. 2c und EB

Seite 64 Abs. 1), was einen schweren zusätzlichen Eingriff in die

Meinungsfreiheit und das Recht, diese zu äussern, darstellt (Art. 16 Abs. 2 BV).

Das Volk wird unter Hausarrest gestellt und geknebelt, die in Artikel 22 BV

garantierte Versammlungsfreiheit wird abgeschafft.

2.5 Wirtschaftliche Freiheit: Eingrenzung

Der Einschluss stellt nicht nur eine Einschränkung der persönlichen Freiheit dar

(Art. 10 Abs. 2 BV), sondern auch der wirtschaftlichen Freiheit, die in der freien

Berufswahl, dem freien Zugang zu einer privatwirtschaftlichen

Erwerbstätigkeit und deren freier Ausübung besteht (Art. 27BV). Die massiven

menschlichen und wirtschaftlichen Schäden, die diese Massnahme während

der Covid-Krise verursacht hat, sind bekannt und umso bedauerlicher, als sie

sich aus gesundheitlicher Sicht als unangemessen und absurd erwiesen hat

und den beiden Bedingungen des öffentlichen Interesses und der

Verhältnismässigkeit in Artikel 36 Abs. 2 und 3 BV völlig entgegensteht. Der

Revisionsentwurf behält diese Massnahme bei, umschreibt sie aber mit dem

schamhaften Begriff des Verbots oder der Einschränkung bestimmter

Aktivitäten an bestimmten Orten" (Art. 40 Abs. 2 Bst. c des Entwurfs).
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Paradigmenwechsel ab: Die WHO, die bisher nur Empfehlungen aussprechen

kann, soll künftig Entscheidungsbefugnisse erhalten, und die Staaten sollen die

rechtsverbindlich gewordenen Massnahmen umsetzen müssen. Die WHO

würde zum multilateralen Koordinationsführer in der globalen

Gesundheitssteuerung werden, wobei ihr Generaldirektor die Befugnis hätte,

allein und ohne Widerspruch das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer

Gesundheitskrise von internationaler Tragweite (PHEIC) zu verkünden. Dies

kommt einer Abgabe der Souveränität von Staaten an ein nicht gewähltes

internationales Gremium gleich. Der Entwurf zur Teilrevision des EpG nimmt in

einer glücklichen zeitlichen Koinzidenz mit der WHO-Baustelle den

Vollzugswechsel dieser künftigen Massnahmen im Schweizer Recht vorweg. Es

handelt sich hierbei um eine gefürchtete Falle mit zwei Zangen.

4.2 Die Zange der automatischen Auslösung

Sowohl der aktuelle als auch der geplante Artikel 6 EpG stellen als

Bedingungen für das Vorliegen einer besonderen Situation Risiken für die

öffentliche Gesundheit, die Wirtschaft oder andere lebenswichtige Bereiche

(Art. 6 Bst. a des Entwurfs) und die Tatsache, dass die WHO '*das Vorliegen

eines gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite festgestellt hat,

der ein spezifisches Risiko für die öffentliche Gesundheit in der Schweiz

darstellt" (Artikel 6 Buchstabe b des Entwurfs). Diese beiden Bedingungen sind

alternativ und nicht kumulativ (EB zu Art. 6 Seite 39 Abs.3). Das Dekret des

Generaldirektors der WHO, das das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer

Gesundheitskrise von internationaler Tragweite erklärt, die ein besonderes

Risiko für die öffentliche Gesundheit in der Schweiz darstellt - aufgrund ihrer

territorialen Enge wird dies bei jeder Erklärung der Fall sein, die die

Nachbarländer und Europa betrifft -, würde de jure zum Bestehen der

besonderen Lage führen, ohne dass der BR sie selbst feststellen muss und

etwas dagegen einwenden kann. Der Pandemievertrag CA+ und die

Änderungen der IHR 2005, die zu verbindlichen Normen des internationalen

öffentlichen Rechts geworden sind, würden tatsächlich Vorrang vor dem

nationalen öffentlichen Recht der Staaten haben. Die Zange würde sich für die

Schweiz von selbst schliessen, da Artikel 5 Abs.4 BV den Bund und die Kantone

zur Einhaltung des Völkerrechts verpflichtet.
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4.3 Die Zange des Rechtszwangs

Die Kunst des Zwangs besteht darin, alle Hindernisse zu beseitigen, die sich

ihm widersetzen könnten. Die Konzentration der wesentlichen

Entscheidungsbefugnis auf den Bundesrat, wie es der Entwurf zur Revision des

EpG tut - in Wirklichkeit eine Befugnis zur Durchführung der von der WHO

angeordneten Zwangsmassnahmen -, bedeutet, das Hindernis des Parlaments

zu beseitigen, das sich durch die Annahme dieser Revision selbst geknebelt

hätte, und das Hindernis der aus dem Föderalismus hervorgegangenen

Verteilung der Entscheidungsbefugnis zu beseitigen. Der rechtliche Zwang

könnte dann durch diktatorischen vertikalen Druck von der Spitze (WHO) bis

Basis (Volk) der Pyramide ausgeübt werden und wäre vor gerichtlicherzur

Kontrolle geschützt, da die Handlungen der Bundesversammlung und des BR

nicht vor das Bundesgericht gebrachtwerden können (Art. 189 Abs. 4 BV). Eine

solche Revision wäre ein Angriff auf die Unabhängigkeit des Bundes und auf

seine verfassungsmässige Ordnung, die durch die Artikel 266 und 275 des

Schweizerischen Strafgesetzbuches sanktioniert wird.

5. Abschliessender Befund

Der in die Vernehmlassung gegebene Entwurf zur Revision des EpG ist weder für

das Schweizer Parlament noch für die Schweizer Kantone noch für das Schweizer

Volk akzeptabel

vom Schweizer Parlament,weil dieses Projekt sich schleichend in einen Prozess

einfügt, in dem die Souveränität im Gesundheitsbereich an die nicht gewählte

internationale Organisation WHO abgegeben wird, die nicht mehr nur

Empfehlungen aussprechen, sondern Entscheidungen treffen kann, die von

ihrem Generaldirektor allein und ohne die Möglichkeit einer Anfechtung

getroffen werden, was dazu führt, dass in der Schweiz rechtsverbindliche

Massnahmen ergriffen werden;

von den Schweizer Kantonen, weil sie durch das Projekt ihrer verbleibenden

Gesundheitskompetenzen beraubt und zu Vollstreckern von Massnahmen der

WHO oder des Bundesrates gemacht werden und die Hälfte der Verluste bei

den Finanzhilfen für Unternehmen zahlen müssen;

vom Schweizer Volk abgelehnt, weil diese Vorlage zunächst die Grundrechte

des Menschen, insbesondere das Recht auf körperliche und geistige

Unversehrtheit, das Recht auf Achtung des Privatlebens, das Recht auf
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Versammlungs- und Meinungsfreiheit und das Recht auf Wirtschaftsfreiheit,

schwer beeinträchtigt und weil diese Vorlage dann das Gesundheitspersonal

Zwängen unterwirft, die gegen die Menschenwürde, die Verschreibungs-

freiheit, das Arztgeheimnis und den hippokratischen Eid verstossen.

Der Bundesrat, das Eidgenössische Departement des Innern, das Bundesamt für

Gesundheit, das Bundesamt für Justiz und jede andere betroffene Stelle der

Bundesverwaltung haben die Wahl

oder den Prozess der Teilrevision des EpG gemäss dem

Vernehmlassungsentwurf weiterzuführen, mit den sicheren Klippen der

parlamentarischen Debatte, der Annahme durch die Kammern und

gegebenenfalls des Volks- und/oder Kantonsreferendums;

entweder einen neuen Entwurf für eine Teilrevision des EpG zu erstellen

von Bestimmungen bereinigt, die die Grundrechte des Menschen verletzen,

insbesondere die Impfpflicht, die Verpflichtung von Gesundheitspersonal

Durchführung medizinischer Handlungen und zur Übermittlungzur von

Gesundheitsdaten, das Gesundheitszeugnis und die vorläufige

Genehmigung für das Inverkehrbringen von Arzneimitteln, die nicht nach

dem normalen wissenschaftlichen und rechtlichen Verfahren getestet

worden sind;

Artikel 6 Buchstabe b des Entwurfs, der sich auf die WHO bezieht, wird

gestrichen, um die automatische Auslösung der besonderen Lage zu

vermeiden (siehe Punkt 4.2);

*

über die Verpflichtung des Bundesrates, die Verlängerung der besonderen

Lage nach drei Monaten Dauer dem Parlament durch einen

referendumspflichtigen Beschluss zu unterbreiten.

Was den laufenden Prozess betrifft, der darauf abzielt, der WHO die Kompetenz zu

verleihen, Massnahmen anzuordnen, die für die Mitgliedstaaten rechtlich bindend

sind, und der vom Bundesrat befürwortet wird, muss sich die Schweiz an der

Weltgesundheitsversammlung im Mai 2024 dagegen aussprechen. Sollte der

Pandemievertrag CA+ dennoch mit einer Zweidrittelmehrheit gemäss Artikel 19 der

WHO-Verfassung und die Änderungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften

2005 mit einer einfachen Mehrheit gemäss Artikel 20 und 60 Bst. b der WHO-

Verfassung angenommen werden, müsste das Schweizer Parlament die Ratifizierung

des Vertrags verweigern und, für die genannten Änderungen den Bundesrat

anweisen, der WHO innerhalb der gesetzlichen Frist von zehn Monaten nach

Artikel 20 oben einen Vorbehalt der Genehmigung durch das Parlament zu

übermitteln, wobei das Parlament in beiden Fällen durch einen Bundesbeschluss

11



entscheiden muss, der nach Artikel 140 Abs.1 Bst. b der Bundesverfassung dem

obligatorischen Referendum unterliegt, da diese Genehmigung dem Beitritt zu einer

neuen supranationalen Gemeinschaft gleichkäme, zu der die mit einer solchen

Zwangsgewalt ausgestatteteWHOgeworden wäre. So und nur so wäre DEMOKRATIE:

die Macht des Volkes, durch das Volk und für das Volk.

Villarsel-sur-Marly, den 2. Februar 2024. RA Henri GENDRE, unabhängiger Anwalt
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies; réponse àla

consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur

(DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28

septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité

et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral

au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des

cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.

Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise

Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de

procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant

ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois

ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette

proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse

qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière, déclenché par

P'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes non-élues) soit

applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-

détermination du peuple suisse.



L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants

des décisions politiques.

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et de

la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout

individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa

bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non

scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera

à un statut de « présomption de maladie ».

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation "'égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la

Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicauxdes personnes non-vaccinées. De quelle

égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à desK

conditions telles que la vaccination ? (Sachantque celle-ci représente le pilier central de

cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction

avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle

s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à

sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté

individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de

l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne

pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à OneHealth'", un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux

plans de l'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la

voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé estdéjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner

la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a

diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le

vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.



Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératifde prendre en

compte les documents de I'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité OMS

sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient

les modifications majeures suivantes :

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions juridiquementO

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à

(selon I'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale

à faire preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-

CoV2 (Covid-19)" et y remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter I'OMS se0

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que "chef de

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé"

(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour

les États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3,

paragraphe 6) tels que fermeture des frontières, confinement, masques,

vaccinations et tests obligatoires etc...)

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, aprèsO

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent I'OMS0

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de

lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en cuvreO

immédiatement et que les Etats membres les fassent appliquer (par la contrainte

si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de I'OMS,

on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que '"la

constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne

signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira

toujours d'évaluer le risque présent dans le pays'". La remarque du rapportexplicatif selon

laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y

change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément

à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique

que les amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent

l'abandon de la souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la

Constitution.



Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration0

des personnes.

Passage de l'identification des personnes malades ou infectées'" à l'identificationO

des 'personnes malades, présumées malades, infectées, présumées infectées ou

excrétant des agents pathogènes", que ces dernières soient réellement malades ou

infectées (ou même "présumées" infectées) ou non. On passe ainsi d'un système

où une personne est a priori considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection

devant être médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est

à priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptômes. Il s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique et basé

sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire,

mais d'un statut de santé administratif standard, (présomption de maladie)

mettant en demeure la personne de devoir prouver par des moyens non définis

qu'elle n'est ni malade ni infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test

de laboratoire inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve

de sa bonne santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni

infecté (état de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état

de santé objectif).

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte de0

données "sur les comportements, y compris les données relatives à la vie privée".

La notion de "comportements" n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : "La sphère intime comprend tous les faits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont

sa confiance ont connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère

intime les données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches". (traduit de

/allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés

par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui

concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en

matière de santé doit être maintenu.



Art. 33 et art. 60a : système d'information national 'Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en

soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de

la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts

est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace,

ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en

l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit

pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. II

s'agitdonc d'un document purement administratifqui n'a aucune utilité pour la santé

publique.

Ce certificat de 'guérison" ressemble plutôt à un 'certificat de bonne santé", confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci

n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre

une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une

discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révéléesO

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'estque le résultatde la dangerosité d'un agent0

pathogène..

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaientO

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie



- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("'pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

-Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de

gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences etde pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projetsemble avoir été élaboré à la hâte etsans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les médecinesO

complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le0

document central de I'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors0

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et0

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité ainsi

que les effets négatifs sur la société.



Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de0

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades0

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir surO

l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, effets

secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique aO

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec laO

nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples0

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle restreint la0

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

cOûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et

suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Je vous remercie de bien vouloir en prendre connaissance et de l'attention que vous

porterez à ce courrier

Je vous prie d'agréer, Madame, Monsieur, mes salutations distinguées.

C2UHaugel
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen undHerren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

DasGesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei

um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu

erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der

Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikatkann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie per se

relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem

von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von

Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der

Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch

in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klarinvasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

deutlicher betont.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen weder Lockdown,

Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche

Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHO bereits 2019 und

nun ja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine



WHO-Studiezu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer Manöverkritik transparent und

unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG

vorgenommen werden. Wir danken für die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

DerBundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzesvom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von derTextmenge her um ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was derZweck des Gesetzes

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass es am Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzungzwischen «normaler», «besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdungin Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.
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Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertungvon Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend

Notgetan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen

derSterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1-

0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 -2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70Jahren war sie 0.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten

nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von

Partikularinteressen, nationalen wieinternationalen, die sich auf der Basis einerentstehenden Angst in

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), womit die

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können.

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber der Tatsache der sehr

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeinerArt und

Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflichtfür Ärzte,

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Dasist nicht nur unschön, sondern resultiert auch

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und f sowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die

Grundsätze der Subsidiarität, derWirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.

Diesist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag eine ganz

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zurzeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung

in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist

das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den
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Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im

Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern

ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunftalso ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeitund

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheitwerden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So isteine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächtist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genau

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht»,

dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Fürihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

nötig. Es darfangenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch

darauf zurück zu führen sind: Angstmacht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.
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Aufjeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheitwährend der C-19-Krise gründlich untersucht

werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.

2 Digitalisierung und derEingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,

dassman nichtansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung,

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je

häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr

gerne sehen würden.

MitGesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nurirgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies stehtim Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn

waszentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht

mehrzurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfungam

sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen

Patientendaten in den USAund weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt:

«those who own the data, controll the future -not only ofhumanity - butthe future oflife itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass»

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht
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werden. Sie dienen nicht derGesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12Abs. 1 Bst. c des Entwurfs),zu deren Meldung Ärzte,

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheitund Intimsphäre

sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an.

Eswäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. cdes Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen.

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregeltwerden, und damit haben sie

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nurim Falle

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen

darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir

ihn während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-
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Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestet wurde,

als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen,

wieZugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogarganz

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung derWHO laut Ignazio Cassis am

7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass

PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine

Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test

weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens

eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu

hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch

positiven Resultate massivgesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert

werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der

sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es

wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in derZukunft scheinbar so vorgesehenen

Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das

Risiko von Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem

wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängigzu sein. Hat die Ausweitung auf die

Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch dasThema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierungnoch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sieihrer Natur

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen werden, die in der

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze,ja jeglicher gesunde

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»! besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

'CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLIc
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Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz anderer warals der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40 Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In anderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome? überall im Körper sind die Folgen.

DiemRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um

Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer wird die «Impfung»

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist, war weder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben

oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig

geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständigist und wer was bezahlt.

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt

dasschon wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspektder Impfstoffbeschaffung fliessen die schlechten

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vorlanger Zeit, im Rahmen der

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt,wie durch exzessives Testen der Schein einer

2 https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3
3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich

herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, dieam Ende zu einem grossen Teil

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine

Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise wurden genau die gleichen Dinge in noch viel

grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio

Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede

sein-ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA - Injektionenin

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisher wareine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 -0,5 kann davon bei

Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit

und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. DieImpfung war und ist weder wirksam

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt

genommen, obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren?Es

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist

wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit dieSchweiz sich EMAund WHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen

grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderungzu

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Diesist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch

Masken etwas gebracht haben*. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben dieWHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch derTestzwang ist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien- belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss aufdas Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen Menschen

geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nunim neuen EpG festgeschrieben werden.

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 - 84 festgeschrieben und ausgebaut

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden

der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung derC-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns

nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und

WHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so«mild» hält.

Dasgilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen

die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

4

https://www.aletheialib.org/doc/739

5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während derC-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheit und die Wirtschaft. Diesmussim Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig

noch wirksam sind.

4.2 Expertenratund Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug auf Antibiotika und auch die Fortbildungspflicht

von Ärzten,insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce6warein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentativesGremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zufordern (Maskenpflicht im öV;

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einenganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und

Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die

Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass die WHOnicht nur

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine

Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im

therkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6
https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit der Ausrufungvon Notständen nochmals erweitert.Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEICkann durch den Generaldirektor derWHO ganz allein entschieden werden.

Wenn es nach dem revidierten EpG geht,würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen -am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen»

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält die WHO 80%ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1 : 20

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 Mia Menschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seitJahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) hatnichtsim

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden.

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erstrecht gibt es keinen Grund in vorauseilendem

Gehorsam die Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV schon jetzt durch eine Erweiterung des

EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. BevorÄnderungen am Epidemien-Gesetz

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der

letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungenin fast jedem Artikel, sodass man

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft. Keine der Änderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.
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Die Änderungsvorschläge stehen aufdem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Es fehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle

folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche

Willkür.

Die Grundsätze der Subsidiarität, derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der

Präambel explizit genannt, dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So

übernimmteine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.

Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept

von UN und WHO ist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl.

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen,

Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise

mit Angst und Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nurim Gesundheitswesen.

Kontrolle, Zwang und Überwachungwerden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückungvon

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, aufPrivatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Jitka Fink Michael Fink

Tie Mil

12



Brigitte Fischer 
Huusmatt 1b 
6312 Steihausen 
 
 
 
 
       Bundesamt für Gesundheit BAG 
       Schwarzenburgstrasse 157 
       3003 Bern 
 
 
17.3.2024 
 
 
Vernehmlassung Epidemiengesetz 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Gerne nehme ich zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG) Stellung. 
 

Gesetzgebungsprozess 

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die 
Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht 
einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund, 
um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen. 
 

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre 

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass 
man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz 
bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte». 
Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor 
Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital. 
 
 

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b) 

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren 
Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von 
Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital 
Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind 
individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden. 
 
 

Maskenpflicht (Art.  40a) 

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis eine allfällige 
Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert sein. 
 
 
 
Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff . b) 

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen 
werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen. 



 
 
 
 
Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend ist insbesondere, dass 
Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und Bewegung haben einen positiven Effekt auf 
das Immunsystem. Dies sollte entsprechend berücksichtig werden. Zusammenfassend ist die Revision 
insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw. eine Zurückweisung zu empfehlen. Die 
Vorlage ist nicht akzeptabel. 
 
 
 
Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden und lehne 
sie ab. 
 
 
 
En liebe Gruess 
 

 
Unterschrift 
Brigitte Fischer 
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement desInnern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte aufBundesebene zu konzentrieren- auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln,indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetzein ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priorizu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderungzu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässtder Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe,wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mitSchrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicherZugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriffwährend

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nichtgeimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie mussim

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor,wasim Widerspruchzum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dassjede Person die für ihre Gesundheitnotwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

DasGesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabeium eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-PandemievertragCA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion aufdie SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGVwürde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von derIdentifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in demjede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand)

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz(DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oderPersonen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf derIdentifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a:Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz derZusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hatdaher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in derZwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dasseine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebthaben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nurimplizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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ImFalle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheitoder

Tod) ist lediglich das Ergebnis derGefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

O nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o dasZertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

O es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Esgibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

wederan Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich,ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitetworden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Siegeht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht daraufein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbiditätund Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen aufdie Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Siegeht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle proJahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

5



Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit aufchronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Siegeht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dassjede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arztund andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHOzu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV)ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wirIhnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

E.

Hicher drtde
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision desEpiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mit dem Vorentwurf Teilrevision EpG,welcher in die Vernehmlassung

gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage

stellt sich, warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll.

Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Bei genauem Hinsehen istim Grunde keine Änderung akzeptabel.

ERGO: Eine Vernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist mühselig

und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nichtum das Klein-Klein geht, sondern um das grosse

Ganze, das beabsichtigt ist. Aus Sicht der WHO und ihrem One-Health-Ansatz ist es - kurz gesagt - die

Dauerimpfung von Mensch und Tier. Und genau das gilt es zu verhindern! Es darf keinen One-Health-

Ansatz im neuen EpG geben!

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlaut in der

aktuell geltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Art. 1 Gegenstand

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen

Massnahmen vor.

Art. 2 Zweck

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und dieVerbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten und

zu bekämpfen. (..)
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Das EpG dient dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet

und bekämpft werden. Klingt gut gemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten dieser

übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits

geführt hat. Dies begründetdann die besondere bzw. ausserordentliche Lage, in deren Folge die

im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil

drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem

das Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass

(jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird, welche

dann die Massnahmenlawine in Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel angesetzt werden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der

Impfung ansetzen.

Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert

werden. Schliesslich heisst das Gesetz so.

2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen

Fassung des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in

Art. 6Abs. 1 EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), die jeweils

zwei kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in der

zweiten Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch

auslegungsbedürftig. Daran ändert der Vorentwurf zur Vernehmlassung nichts. Alle

Tatbestände bleiben auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art.6

Abs. 1 EpG beschriebenen Situation äussern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der

Bund die Kompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies wird

neu in Art. 6b präzisiert: «1 Der Bundesrat stellt die besondere Lage fest. 2 Er definiert die Ziele

und Grundsätzeder Strategie zur Bekämpfung der Gefährdung sowie die Form der

Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Erentscheidet über den Einsatz der Krisenorganisation des

Bundes. »

Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler

und besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe

zwischen der Situationsbeurteilung und der formellen Deklaration einer besonderen Lage sind

heute unklar, ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die

entsprechenden Entscheidungen.

Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeit

mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone und die zuständigen

parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von

Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nach Anhörung der Kantone und derzuständigen

parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenüber einzelnen Personen (Art.

30-39) oder gegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (..) c.

Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und

Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, für obligatorisch erklären.»

Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6 EpG in der Grössenordnung von

Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer

besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbar mit der Anordnung von

Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon

nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen Entwurf. «Vorübergehend

dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden.
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Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für

eine Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art. 6Abs. 1 Bst. b EpG auf

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls

aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare, messbare

Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen

Lage erfüllt ist.

Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art. 7ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst

recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen.

Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf die

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer

oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf

Willkür fussen.

3 Hebel Nummer 2: Die Definition der Impfung

Die COVID-19-Impfung auf mRNA-Basis war keine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den

Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller

bisherigen Impfungen sein soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den

Menschen injiziert werden soll, Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht/

Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu «erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein

rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient zur

Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nichtansteckung und

Nichtweitergabe von Krankheitserregern.

4 Hebel Nummer 3: Derguten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann

die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistet werden.

5 Hebel Nummer4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (=

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz!

6 Fazit

Ja, die sog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind

Anpassungen durchaus sinnvoll,insbesondere im Hinblick auf die Verhinderung von Pandemien

und das Lostreten einer Massnahmenlawine / Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund derfehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge desEpG ab, die in einem Staat, in dem

Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel

sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der

Corona-Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhauptum eine Pandemie und damit eine

besondere Lage gehandelt hat und woher das Virus (wenn überhaupt, dann aus dem Labor) kam,

in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt

wird.

3



Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche

Lage in der Schweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung der Schweiz, denn dann

unterläge das EpG per se fremder Willkür.

Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-Pandemie

gezogen werden, wird die Rolle, die die WHO hiergespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus

könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, derWHO eine

Machtausweitung zuzugestehen. Ganz im Gegenteil: Eher deren Abschaffung!

Und erst recht gibt es keinen objektiven Grund, im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-

wünsche der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt

durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Auch hat der One-Health-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem

Ansatz als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind

Mensch und Tier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dass jedes Tier (oder

jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat (Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen

vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass wir zu viele Menschen auf diesem Planeten sind).

Es ist zwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung

eine Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne (und auch nicht im Sinne des

Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und

Nichtweitergabe eines Krankheitserregers.

Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die konti-

nuierliche Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches (vorsätzliches)

Entweichen in Zukunft verhindern.

7 Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante

Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendung

kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt

wird, sind in der Teilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur

Ausrufung einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch

eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer Regierung. Der

Gesetztstext muss entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden,

dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte und / oder

ungeprüfteSubstanz zwangsverabreicht bekommt (d.h. Impfzwang oder ähnliches), die eine

bedingte (= Notfall-) Zulassung bekommen hat. In diesem Zusammenhang ist zudem der Begriff

der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-

Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpft Symptome, nicht den

erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem istzu verhindern, dass die Pharmalieferanten

ihre Produkte umdeklarieren, also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeit vornehmen.

Ich danke Ihnen für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse:

Suganne ndor
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Fischli Röbi 

Im Giessen 31 

8868 Onberurnen 

 
 

 

       Bundesamt für Gesundheit BAG 

       Schwarzenburgstrasse 157 

       3003 Bern 

 
 

 

16.03.2024 

 

 
Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, 
zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein 

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision 

Stellung zu nehmen. 

 

 

1 Grundsätzliches 
 

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen. 

 

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren – auf Kosten der Bürger (die in 

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen 
Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden – entgegen der Meinung des 

Bundesrates – überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist – bevor eine Teilrevision gestartet wird – zuerst 

eine Aufarbeitung von Nöten. 

 

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die 
Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung 

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht 

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu 

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität 
entsprechen. 

 
Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer 

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst 
mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht 

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der 

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht. 
 

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten 

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu 
einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und 

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss. 
Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede 

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit 

Gesundheitsförderung zu tun. 
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Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine 

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im 

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird. 
 
Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche, 

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben 

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und 

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten. 

 
Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des 

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde. 

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung. 

 

 
2 Zu einzelnen Bestimmungen 
 

Art. 2: Zweck 
Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während 

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer 
Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine 

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun. 

 

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im EpG 

nicht wiederholt werden. 

 
Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum 
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite 

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält, 

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die 

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre 
Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen. 

 

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen 

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und 

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten. 
 

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit 
Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache, 

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind 

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro 

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die 
Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen. 

 

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze 
Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die 

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der 
Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor: 

 

• Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die 

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der 

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben. 

• Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres 

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der 
multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11) 
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übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen 

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6). 

• Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines 

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines 

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler 

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer 

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären. 

• Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise 

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen 

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen. 

• Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich 

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt 

werden. 

 

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum 
Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht 

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines 

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass 

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene 

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6 
auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich. 

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen. 

 

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten 
Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen 
Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen: 

 

• Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von 
Personen. 

• Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von 

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger 

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind 
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die 

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede 

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese 

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf 

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen 

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln 
nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass 

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder 

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt 

(objektiver Gesundheitszustand). 

• Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen 

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird 

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder 

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom 

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert: 
«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene 

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten 

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur 

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will». 

 
Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und 

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit 

und werden deshalb vehement abgelehnt. 

https://www.edoeb.admin.ch/dam/edoeb/fr/Dokumente/datenschutz/message_concernantlaloifederalesurlaprotectiondesdonneeslpddu23m%20(2).pdf.download.pdf
https://www.edoeb.admin.ch/dam/edoeb/fr/Dokumente/datenschutz/message_concernantlaloifederalesurlaprotectiondesdonneeslpddu23m%20(2).pdf.download.pdf
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Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen 
Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und 
medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der 
Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten. 

 

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing» 
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das 

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor 

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird. 
 

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre 

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine 

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch 

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird 
abgelehnt. 

 

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise 
Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine 

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass 
RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen 

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht 

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt 

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat. 

 

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit 
den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der 

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie 

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische 

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen 

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals 
Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden 
Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit 

einzudämmen. 

 

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend 
erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der 

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht 

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen. 

 

3 Weitere Bemerkungen 
 
Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der 

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die 

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen. 

 

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen: 
 

• Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der 

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität. 

• Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem 

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder 

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers. 

• Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig, 

nützlich, wirksam und verhältnismäßig: 
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o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung; 

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der 

Pandemie; 

o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung; 
o nur moderne Medikamente sind wirksam; 

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person; 

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit; 

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den 

Injektionen. 

• Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen. 

• Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang 

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss. 

• Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt 

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material. 

• Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten. 

• Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle. 

• Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu 

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen, 

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen. 

• Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben. 

• Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch 

so. 
 

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von 

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne, 

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer 

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten 
können wie Ungeimpfte. 

 

 

4 Schlussbemerkungen 
 
Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb 

diese Eile und Unsorgfalt? 

 

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht: 

 

• Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen, 

nicht (Art. Art 118a BV). 

• Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale 

Dokument der WHO. 

• Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den 

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind. 

• Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben 

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die 

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft. 

• Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit. 

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand 

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen, 

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige 
Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob). 

• Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht. 
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• Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen 

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen. 

• Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den 

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation, 

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen 

usw.). 

• Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der öffentlichen 

Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-Effekt). 

• Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum 

non nocere» (in erster Linie nicht schaden). 

• Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der 

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten. 

• Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen 

Befehlsempfängern. 

• Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten, 

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und 

Behandlungsmöglichkeiten. 

 
 

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im 

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung 

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort. 

 
Wir danken für die Kenntnisnahme erwarte Ihre Antwort. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Röbi Fischli 
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge her um ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes

wäre, sondern eswerden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth,Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass esam Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEICausrufen und wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend

Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen



der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1

0,5), woran in derSchweiz jeden Winter schon immer 2000 - 2500Menschen sterben. Und einLockdown

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab eS

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70 Jahren war sie0.

So hätte schon von Anfang anim Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Diezahllosen Fehler und das trotz einer

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten

nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von

Partikularinteressen, nationalen wieinternationalen, die sich auf der Basis einer entstehenden Angstin

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5Seite 19 Erläuterungen), womit die

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können.

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber der Tatsache der sehr

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmenin irgendeiner Art und

Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,

Subventionen und Finanzhilfenund die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und f sowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die

Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag eine ganz

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung

in der Schweizim Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn esin gewissen

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierungzu verändern, ist

das FpG gewiss nicht der rechte Ort,um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegenfehlenden Kapazitäten in den

Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, umdem Rechnung zu tragen. Zugleich wurdenim



Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es niezu einer Knappheit, sondern

ganzim Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeitfinden neu Eingang ins Gesetz, was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiverSchaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dannim gesamten Rest des Textes davon nie

mehr die Rede ist. Sokann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf

irgendwelche Grundsätze behaftetzu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlichvom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: dasMilieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebtin Gemeinschaften undim regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologiewerden im

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Wielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Liniegenau

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht»,

dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im

Fall der Masken, auch schon lange bekanntist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibtkeinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bisheute für all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzungist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

nötig. Es darf angenommen werden, dass die beobachtete markanteZunahme von psychischen

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch

darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sichum Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.



Auf jeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheitwährend der C-19-Krise gründlich untersucht

werden. Eskann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mitdiesem Zertifikat kann man zeigen,

dassman nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung,

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je

häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz

anders aus: Da werden sie nur höchstungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau diessehr

gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertungnochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn

was zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» undist dann nicht

mehr zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am

sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherernwurden bereits unlängst wieder Millionen

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt:

«those who own the data, controll the future - notonly of humanity - but the future of life itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass»

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit aufder Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht



werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus derIntimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. cdes Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte,

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre

sammeln möchte - ein Beispiel für dieschon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an.

Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. cdes Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen.

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nur im Falle

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen

darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindertwerden könnte, wie wir

ihn während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-



Tests als «Goldstandard» bezeichnetin dem Sinn, dass jederMensch, der damit positiv getestet wurde,

als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen,

wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (aufWeisung der WHO laut Ignazio Cassis am

7.1.22). Dabei wurden dieStimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass

PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine

Aussagekraftbezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test

weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens

eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu

hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womitim Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch

positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wortwird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert

werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der

sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es

wird vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbar so vorgesehenen

Test-Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das

Risiko von Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem

wegen der Sinnlosigkeiteiner solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hatdie Ausweitung auf die

Abwasserkontrolle mit einem Testetwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabtwerden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen werden, die in der

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze,ja jeglicher gesunde

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»* besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, derEMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021:@ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLlc



Dieinjizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Eswar nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch

niemand,wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftunghat man Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozessfür die

Massenproduktion ein ganz anderer war als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNAund

SV40 Plasmide undkönnen in die DNAeingebaut werden. In anderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome- überall im Körper sind die Folgen.

DiemRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain offunction und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Daswäre der erste Schritt,um

Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoffwurde in der Phase3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimentemüssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat manheuteimplizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer wird die «Impfung»

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen,dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist, warweder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise

Iinkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben

oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig

geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Dasist eine absolute

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt.

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt

das schon wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffung fliessen die schlechten

Erfahrungen derC-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen der Schein einer

2https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3

3httos://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/



anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich

herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine

Lehregewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise wurdengenau die gleichen Dinge in noch viel

grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio

Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede

sein- ganzim Gegenteil.

« Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA - Injektionen in

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisher war eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1- 0,5 kann davon bei

Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit

und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und istweder wirksam

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt

genommen, obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren? Es

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist

wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und WHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen

grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG(neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic dieMöglichkeit erhalten, auch

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderung zu

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.



3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kannman sagen, es istnun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch

Masken etwasgebracht haben*. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 undneu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang ist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien* belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Daswar bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss aufdas Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Maskenkann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben dieLockdowns

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100Millionen Menschen

geführt. Schweden: InSchweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdownim Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

DieseMassnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden.

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollenin Art. 80-84festgeschrieben und ausgebaut

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zumSchaden

der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeitbei Grundrechtseinschränkungen

Auchim Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sieja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision desEpG eben dafürnötig, dassman

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, dauns

nämlichin der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEFund

WHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher alsC-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krisebisher noch nicht

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, diees ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre

Wirksamkeitbisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so«mild» hält.

Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmenin die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden,wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen

die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

*https://www.aletheialib.org/doc/739

S httos://swprs.org/fakten-zu-covid-19/



Genau dafür bräuchte esaber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos,inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheit und die Wirtschaft. Diesmussim Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, dieweder sicher, nötig

noch wirksam sind.

4.2 Expertenratund Taskforce

Dasrevidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug aufAntibiotika und auch die Fortbildungspflicht

von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in

einem EpG nichtszu suchen haben.

Die SwissScienceTaskforce“ war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflicht im öV;

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmenim

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem

solchen hat dieTaskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; eswar schon schlimm genug, dass es so einfach

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogenwerden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogenwerden soll! Mensch, Tier und

Pflanze ohne Umwelt gibtes nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12mal die Floskel «und die

Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass die WHO nicht nur

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite), sondern auchim Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine

Auswirkung auf die Gesundheithaben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind dasdann im

herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/



Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEICkann durch den Generaldirektor der WHO ganz allein entschieden werden.

Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in derSchweiz ganz automatisch und verbindlich

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen -am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen»

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen dereigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht ersich eine Rendite von 1 : 20

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 Mia Menschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern istein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) hat nichts im

Epidemiengesetzoder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabeb EpG muss ersatzlos gestrichen werden.

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem

Gehorsam die Änderungswünsche der WHO hinsichtlich derIGV schon jetzt durch eine Erweiterung des

EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertungder Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der

letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassendeVeränderungen in fast jedem Artikel, sodass man

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft
.
Keine der Änderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.



Die Änderungsvorschlägestehen aufdem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Esfehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle

folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche

Willkür.

Die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der

Präambel explizit genannt, dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So

übernimmt eine ausländische private Drittpartei(WHO) bei einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung undZustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.

Zur Zeit noch als Empfehlung willdie WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept

von UN und WHOist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl.

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nichtins EpG. So auch Subventionen,

Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich dieneuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise

mit Angst und Panik.

DieMär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut:Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Datummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eineZurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Telchd
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Sarah Zen-Ruffinen

Von: marco.flueck@ggs.ch

Gesendet: Samstag, 23. März 2024 11:14

An: _BAG-RevEpG

Cc: _BAG-GEVER

Betreff: Re: Eingabe_revEpG_MF

gemeint: wenn Gesundheitsfachpersonen als Pa�ent:in an den check-in kamen. die erkannten den Sinn der Fragen 

auch bei diesen Fachbegriffen usw. 

 

Dies wollte ich eigentlich darlegen - aber schon wieder missverständlich. 

 

so, nun aber endgül�g abgeschlossen. 

Besten Dank für Ihre Zeit. 

 

MfG Marco Flück 
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Sarah Zen-Ruffinen

Von: marco.flueck@ggs.ch

Gesendet: Samstag, 23. März 2024 11:11

An: _BAG-RevEpG

Cc: _BAG-GEVER

Betreff: Re: Eingabe_revEpG_MF

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Genau bei Art. 20f. hab ich das Kreuz vergessen. 

 
Das ist der Abschni�, worauf ich auf 2 Wörter/Bes$mmungen eingangs verwies und wo ich zwecks Aufmerksamkeit 

auf Op$on 4 - gar nicht einverstanden - setzen wollte. Die Gesetzesvorlage sonst find ich super.  

Einfach aus Sicht der Priorisierung Impfstrategie BAG und EKIF musste ich in Art. 20f. 2 Bes$mmungen angreifen. 

 

Und gemeint ist bei einem Abschni� zu den Gesundheitsfrage (Art. 24f.) natürlich, wenn Gesundheitsfachpersonen 

an den check-in kamen: dass jene die Terminologie chron. krank oder immunsuppressive als einzige verstanden. 

- Gesundheitsfragen.pdf meint zudem ein alter Anhang. Das andere Ausgangsdokument 

"Gesundheitsfragen_one_doc.pdf" ist damit nicht zu verwechseln. 

 
In "Gesundheitsfragen.pdf": Gesundheitsfachpersonen am check-in erkannten gewisse Immunsuppressive vom 

Gefühl her. Ich komme aus einer anderen Richtung und kann dies nicht gefahrenfrei beurteilen (Ressourcen, für R.-

Personen). Waren die Gesundheitsfachpersonen nicht sensibilisiert, kamen sie auch nicht die Idee, die Fragen 

auszudeuten etc. (im Vgl. sensibilisierte G.-Personen an den Impfschienen durch den Tagesarzt). Fazit: Ärzte am 

check-in Kt. AG bringen meines Erachtens wenig (Schlüssel-Kapitel.pdf). Aber das ist aus enger Sichtweise 

geschlussfolgert und sehr gefährlich. 

- wenn das Gefühl + Sensibilisierung da ist ein wenig, sind G.-Personen natürlich allen andern beim check-in - bei 

manchen R,-Personen wie Krebskranke etc. - sicher überlegen. 

 

Aber so wird es wohl noch weitere Missverständnisse im Text geben. Dies ist klassisch. 
 

Damit ende ich aber nun endgül$g. 

Vielen Dank für Ihre grossen Mühen. 

 

Freundliche Grüsse 

Marco Flück 

 

Am 2024-03-22 21:25, schrieb marco.flueck@ggs.ch: 

> Sehr geehrte Damen und Herren 

>  
> Bei voriger Nachricht kam das Rev_EpG Formular irgendwie nicht mit. 

>  

> Ich hoffe nun, die Eingabe hat geklappt. 

> Vielen Dank für Ihre Zeit. 

>  

> Freundliche Grüsse 

> Marco Flück 
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Sarah Zen-Ruffinen

Von: marco.flueck@ggs.ch

Gesendet: Freitag, 22. März 2024 21:26

An: _BAG-RevEpG

Cc: _BAG-GEVER

Betreff: Re: Eingabe_revEpG_MF

Anlagen: EpG_Formular_MF_22_03_24.docx

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Bei voriger Nachricht kam das Rev_EpG Formular irgendwie nicht mit. 

 

Ich hoffe nun, die Eingabe hat geklappt. 

Vielen Dank für Ihre Zeit. 

 

Freundliche Grüsse 

Marco Flück 
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Sarah Zen-Ruffinen

Von: marco.flueck@ggs.ch

Gesendet: Freitag, 22. März 2024 21:24

An: _BAG-RevEpG

Cc: _BAG-GEVER

Betreff: Eingabe_revEpG_MF

Sehr geehrtes rev_EpG Team und CC 

 

Im Anhang erhalten Sie das ausgefüllte Rev-EpG Formular. 

 

Bedauerlicherweise zeigt sich eine äusserst schlechte Qualität (im Falle von viel zu viel Text bsp.). 

Gerne will ich das Formular einsenden, aber ich bin froh, übernehmen Sie als Fachpersonen - und entschuldige mich 

für den riesigen Umstand. 

 

- Bei Bedarf lass ich das Formular durch Expert:innen überarbeiten - ich fand aber noch kein Zugang zu einem 

med./jur. Verband. 

 

A) Leider noch ein letzter Zusatz: 

Ich verstand dies so, dass Sie und allenfalls Poli4ker:innen während oder nach dem Konsulta4onsprozess bis 2027 

Zugang zum eingesandten Rev_EpG Formular haben. 

 

Ich habe nun 2 Jahre auf poli4schem Weg gekämp;. (Fast) alle Unterlagen finden Sie hier: 

h=ps://1drv.ms/f/s!An9SBi6x8bcOoHyxO0Dg-il9S25Q?e=wxyFdm 

 

Die Eingabe geht zusätzlich - d.h. bei Bedarf nachlesen - von 3 Ausgangsdokumenten aus. Diese werden im Ordner 

revEpG situiert und sind 3x im EpG_Formular genannt worden. Sie dienen für ein besseres Verständnis von 4 

zentralen Aspekten im Rev_EpG Formular (Eingangstext). 

 

Auch jene "Ausgangs-Dokumente" werden komple= heute bis 00:00 Uhr in jenem one drive Ordner revEpG 

hochgeladen und bis in 1-2 Wochen nicht verändert. 

 

- Bei der GPK und dem R.-Rat war dies möglich: auf eigene Verantwortung haben Regierungsstellen den one drive 

Link und etwaige Begleitdokumente eingesehen. 

 

Wenn dies NICHT möglich/erlaubt wäre, können Sie alle Link-Angaben im vorliegenden EpG_Formular_MF 

rausnehmen und zuunterst bei den Schlussbemerkungen hinzufügen: "Der one drive Link mit den angegebenen 

Dokumenten werden bei Kontaktaufnahme gerne zugestellt". Das würde heissen, Sie dürfen jenen Interessierten 

meine Mailadresse schicken. 

 

Aber vielleicht ist die Linkangabe im Formular selbst ja erlaubt. 

 

B) Sie könnten die Ausgangsdokumente gerne ausdrucken. (hier bereits der Link). Bis 2027 könnte es sein, dass ich 

erkenntliche Nachträge tä4ge (wie die Impfstrategie BAG und EKIF). Aber jene werden nun 2 Wochen sicher nicht 

verändert. 

Ich verstehe aber vollends, dass Veränderungen und Zusätze (z.b. wenn ich mal Fachpersonen fände) nicht Teil des 

Konsulta4onsprozesses sind und tä4ge dies dann höchstens für die Poli4ker:innen, denen ich das Material schicke. 

 

Aber ich hoffe natürlich auch auf ein Ende und danke Ihnen herzlichst für Ihre Mühen (ich hoffe, die Nachricht kam 

an). 

Besten Dank für Ihre Zeit und riesigen Aufwand! 

 

Freundliche Grüsse 

Marco Flück 
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Am 2024-02-28 09:21, schrieb RevEpG@bag.admin.ch: 

> Sehr geehrter Herr Flück 

>  

> Merci für Ihre Nachricht. Grafiken und Sta4s4ken kann man in der Tat  

> nicht 1:1 in das im Formular kopieren. Wir können diese Forma4erung  

> leider nicht anpassen. 

>  

> Wir hoffen auf Ihr Verständnis und verbleiben mit freundlichen Grüssen  

> Projek=eam RevEpG 
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) 

Antwortformular zur Vernehmlassung vom 29. November 2023 – 
22. März 2024 

Stellungnahme von 

Name / Firma / Organisation / Amt / Kanton: Marco Flück 

Abkürzung:  MF 

Adresse: Hofmattweg 44, 4710 Balsthal 

Kontaktperson: Marco Flück 

Telefon: 076 514 15 55 

E-Mail: marco.flueck@ggs.ch 

Datum:  22.03.24 

Gegebenenfalls: Stellungnahme erstellt in Zusammenarbeit mit:       

Sehr geehrte Damen und Herren 

Dieses Antwortformular bezieht sich auf die Vernehmlassungsvorlage zur Änderung des Epidemien-
gesetzes (EpG) sowie den dazugehörigen erläuternden Bericht mit Stand vom 29. November 2023. 
Die Vernehmlassungsunterlagen können über diese Internetadresse bezogen werden: Vernehmlas-
sungen laufend (admin.ch). 

Mit der Verwendung dieses Antwortformulars helfen Sie uns, Ihre Rückmeldungen systematisch auf-
zunehmen und richtig einzuordnen. Das Formular erlaubt Ihnen, 

- die Vernehmlassungsvorlage als Ganzes zu beurteilen, 

- inhaltlich eng verwandte Artikel als Ganzes zu beurteilen, 

- alle Artikel der Vernehmlassungsvorlage einzeln zu kommentieren, 

- dazu Stellung zu nehmen, ob im Epidemiengesetz eine gesetzliche Grundlage für den Be-
trieb von digitalen Contact-Tracing Apps geschaffen werden soll.  

Bitte fügen Sie dafür Ihre Antworten in die entsprechenden Antwortfelder ein.  

Wichtige Hinweise: 

1. Der Text in den Antwortfeldern kann nicht formatiert werden (z. B. nicht fett hervorgehoben 
oder durchgestrichen werden). Bitte formulieren Sie daher z. B. Anpassungswünsche an Ar-
tikeln explizit. 

2. Bitte senden Sie das ausgefüllte Formular als Word-Dokument bis am 22. März 2024 gleich-
zeitig an folgende E-Mail-Adressen: revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen das Projektteam Revision EpG unter 
revEpG@bag.admin.ch gerne zur Verfügung.  

Vielen Dank für Ihren wertvollen Beitrag zur Teilrevision des EpG! 

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
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Gliederung 

1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, Gesundheitsversorgung) 

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder 7) 

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

5. Weitere Rückmeldungen 
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1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

Erläuterung: 

Bitte erläutern Sie Ihren Gesamteindruck. Rückmeldungen zu einzelnen Artikeln können weiter unten erfasst werden. 

[Krisen (Hunger, Kinder, einfache Krankheiten) gehört der Schwerpunkt. Im Vorliegenden sind zu 
viele Sätze; der Text sollte kurz sein (mit Blick auf ersteres; nicht adäquat). Zwei Schwerpunkte-
Verschiebungen des Bundes werden kritisiert; meine sind ein wenig schlimmer] 

  

Die vorliegende Eingabe hat an Qualität eingebüsst. Jene sollte kurz sein und gleichzeitig alle 
wichtigen Punkte aufführen. Dies wäre möglich, aber leider nicht der Fall. 

 

Aufgrund Zeit- und Qualitätmangel benötige ich die Hilfe der Lesenden. Sie können helfen, indem 
Sie Unterlagen zu den dazugehörigen Punkten nachlesen und/oder überfliegen und gedanklich 
ergänzen.  

> Auf one drive sind alle zugehörigen Dokumente aufgelistet:  

https://1drv.ms/f/s!An9SBi6x8bcOoHyxO0Dg-il9S25Q?e=wxyFdm 

> 2 Unterlagen (Schlussbericht; Ergebnisse_Schlussbericht) und die dazugehörigen Anhänge zum 
revEpG werden allenfalls ergänzt. Die Änderungen werden wie in der Impfstrategie BAG und EKIF 
genauestens protokolliert. Zum Konsultationsverfahren gelten die damaligen Versionen der 
Dokumente. 

 

Ziel: Die CH wäre immer noch das erste Land, das die Corona-Pandemie ehrlich und zielgerichtet 
evaluiert hat. Das wäre ziemlich toll. 

 

Folgender Sachverhalt liegt der Einschätzung des Gesamteindruckes der Vernehmlassungsvorlage 
zugrunde: die eines politischen Wegs in einem Teilbereich. Grosser Dank gilt dem R.-
Ratsbeschluss Kt. SO und bsp. der GPK, welche das Anliegen aufgenommen haben. Aber allen 
Vorgesetzten, Mitarbeiter:innen und Helfer:innen (Vielen Dank für die Behandlung und den 
Aufwand von (vielleicht ,unnötigen') Steuergelder!). 

7 Monate intern (mit 1 Ausnahme) - Petition ,R.-Personen zuerst' (CVP-Wähler) vom 01.08.22 - 
öffentlicher und verbindlicher R.-Ratsbeschluss 14.11.23 - GPK-S intern (14.11.23) - GPK 
Jahresbericht 23 öffentlich (Feb. 24). 

Die Abgabe war das eigentliche Ziel. Zuständige Gefässe wurden nie ermittelt. Träger, Parteien, 
Personen, Verbände durften/dürfen zwecks Patientenschutz das vorliegende Anliegen - sollte sich 
Fachliches darin finden lassen - jederzeit aufnehmen und als eigene Idee ausgeben/nach Sinn und 
Zweck umgestalten, wird A) eingehalten. 
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Der GPK-S lagen Unterlagen und ein ca. 150-seitiger Schlussbericht vor (one drive). 

Thema war: Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF. Die 3 Bundessysteme an die Kantone 
und A) verbessertes Eingehen auf BGP01/Ü65 bei BAG Kampagnen. Das Dokument "Impfstrategie 
BAG und EKIF" galt dabei als zentral. A) ist vorwiegend auf der ersten Seite der Ergebnisse und in 
Mails ausgedeutet. Mails zu A), Ergebnisse_Schlussbericht sowie Kapitel 1-3 und 5.2. im 
Schlussbericht lassen sich auf one drive vorfinden und geben einen schnellen Überblick über die 4 
Aspekte.  

 

Dies sind Aspekte, welche bsp. gemäss GPK-Bericht die NSI, die Revision des EpG u.a. betreffen.  

Die med.-eth. Vorgaben der Impfstrategie BAG und EKIF (Bezugnahme auf WHO) fand ich - als 
med. Laie - äusserst gewinnbringend. Ziel war fortwährend eine Nutzenmaximierung (Verhinderung 
Todesfälle, Senkung Spitalbelastung, Kränkste zuerst etc.) - "Gleichheit" und "Zufall" wurden darin 
explizit verworfen. 

 

- Ausgangslage/These: Derzeit fehlt (noch) eine Evaluation der Ausführung der Impfstrategie BAG 
und EKIF aus medizinischer Sicht. Die ca. 31 Evaluationen behandelten dies am Rande. 

Die Corona Pandemie und deren verwandten Bereiche zu skizzieren, ist schwierig, denn sie haben 
sich als weitläufig herausgestellt. Und: Je nach Schwerpunkt (heraus) verändert sich eine Sachlage 
komplett. Obwohl Evaluationen keinen Zugriff auf bsp. bestimmte operative Erkenntnisse der 
Kantone hatten, haben sie Bedeutendes dazu ermittelt (Wiederholung Vorwort). Ohne letztere hätte 
kein Schlussbericht stattfinden können. Vielfach ist das Leistungsverständnis ein ganz anderes: Ein 
Staffellauf; ein voneinander abhängig sein etc. Ein anderes Leistungsverständnis sowie ein 
Überblick wäre immens wichtig in einer Krise und taucht in den Unterlagen zentral auf > hier 
ungenügend beschrieben. Das Problem der hier vorliegenden Eingabe ist, dass Inhalte vergessen 
wurden. 

 

Was wichtig ist: Die vorliegende Petition war nur in einem Detailbereich aktiv. Die Möglichkeiten 
sind begrenzt. Falls Sie irgendeinen fachliche Beitrag innehält - was kaum der Fall ist - war dies 
ohne Zutun und keine Leistung.  

 

Eingrenzendes zum vorliegenden Anliegen:  

Was waren die Erfolge? Rein textlich sind inhaltliche Veränderungen seitens Träger schon 
erkennbar geworden: bereits nur, dass die Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF einen - wie 
ich meine - zentralen Platz fand.  

 

A) Die Diskussion nach der Pandemie zeigt auf: Das Thema (4 Bundessysteme und A) verbessertes 
Eingehen BGP01/Ü65 wurde zentral bei med. Fachpersonen des Kantons infolge neuer Wellen. 
Das Interview der obersten Kantonsärztin (srf) zeigt dies deutlich. Eine Diskussion zu A) findet 
versteckt statt. 

- Die Diskussion hat sich nach der Pandemie zur med. Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF 
verschoben. 

- Politische Gefässe begannen, das Thema zu behandeln (weg z.b. von Beschaffung von Material 
usw.).  
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B) Die Gesundheitsfragen wurden erstmals als ein Bundessystem in einem Bundes-Dokument 
aufgeführt und anerkannt. Bei den elektr. Systemen ist man erneut auf dem Stand von BK Thurnherr 
an der Medienkonferenz vom 22.06.22 (GPK-S). Ein Bericht dazu wurde am 12.10.23 angekündigt. 
[noch nicht nach neuen bei den GPK Publikationen_Corona nachgeschaut seit 1 Monat > zukünftige 
Kurz-Übersicht der GPK-Berichte im Schlussbericht nach dem Kapitel Evaluation Kt. SO] 

 

B2) Der R.-Ratsbeschluss gab Probleme mit der Priorisierung und dem Eingehen auf Ü65 zu. 

C) Substantielle, vertiefte Auseinandersetzung mit dem Thema Priorisierung / Ausführung der 
Impfstrategie seitens Träger > Neue Infos, die so nirgends aufgeführt sind dank der Behandlung 
der Träger (Dokument: ,Dank an Bund und Kantone' / Ergebnisse_Schlussbericht).  

 

D) Der R.-Ratsbeschluss sowie die Evaluationen zeigen einen inner-[kant.] Konflikt über die 
Ausführung der Priorisierung der Impfstrategie BAG und EKIF transparent(er) auf. Dieser - eine 
Interviewaussage in den Evaluationen hielt Vorgesetzte dazu an, jene Bedenken seitens 
Vorgesetzte zu unterdrücken (wurde gewählt statt Auslagerung hier von Ressourcen(Pool); obwohl 
Impfstrategie BAG und EKIF als ein Pool zutage trat, in welchem je nach Version neue, (teilw. 
abstrakte) Hinweise zur Ausführen der Priorisierung geliefert wurden) - ist nun zentral. Träger haben 
nun Kenntnis davon und das BAG u.a. handelt; helfen nun (fachlich) / ist in der Sache so, wie ich 
es mir während der Krise in der Frage vorgestellt habe (anderes Leistungsverständnis).  

 

Wiederholung: Die GPK hat das Thema genauestens skizziert (Umsetzung der Impfstrategie BAG 
und EKIF).  

Thema waren die 4 Abschnitte, welche die GPK im Schlussbericht, nachgereicht mit dem R.-
Ratsbeschluss im Aug. 23, erkannt hat (ein grosses Danke für's Lesen und das Herausarbeiten der 
4 Abschnitte als Fachpersonen im R.-Ratsbeschluss und der GPK! Die Unterlagen waren erst 
soweit, letzteren vorgelegt zu werden und dies wurde von Kanton und GPK geleistet).  

Einordnung des Anliegens innerhalb der GPK: Der Kanton SO geht offen auf die Ausführung der 
Priorisierung ein und seine Position (Zitat KdK, Evaluation, Kapitel 4_Schlussbericht); er liefert neue 
Infos. Die GPK anhand 4 Stellungnahme des BAG - trotz fehlendem inhaltlichen Eingehen - ebenso.  

Die GPK EIngabe wurde nahe des Berichts vom 12.10.23 verordnet. Falls die Eingabe irgend einen 
substantiellen Aspekt aufweist: Verstecki's gilt oft als Buebetrickli, das in der Politik noch ab und zu 
zur Anwendung kommt. > das Positive steht einfach immens darüber. 

 

Anhand des erläuternden Berichts zur Revisionsvorlage des EpG kann ebenfalls eine gewisse 
Einordnung stattfinden. Diesen findet sich im Dokument i) zu Dank und Stellungnahmen. 

 

Alle ,Ausgangsdokumente' mit Verweis zu bereits existierenden Unterlagen finden Sie im Ordner 
"revEpG": https://1drv.ms/f/s!An9SBi6x8bcOozPEtNMpoaPiDJJH?e=ORJMap. 

 

i. Zusatz-Dokument: ,Dank an Bund und Kantone', Petitionsrecht und Stellungnahme zum R.-
Ratsbeschluss sowie GPK.  

Der Kt. SO hat seine Verantwortung als erster verbindlich, unvoreingenommen und 
gewaltengetrennt in einer Krisensituation nach geltendem Gesetz wahrgenommen. Der Petition 
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stand das Ziel, nicht zu urteilen und eine Übersicht zu haben, vor. Eine echte Evaluation würde 
Positives und Negatives in einem korrekten Verhältnis darstellen, was im revEpG Formular nicht zu 
tragen kommen kann. Träger haben 100 Gefahren verhindert > Schlussbericht. 

ii. Zusatz-Dokument: ,Monitoring' (Patientenschutz). Jenes wäre notwendig für 1-2 stützende 
Hilfeleistungen zur Zusammenarbeit von Bund und Kantonen während Krisen. Da ist aber noch gar 
nichts abgeschlossen > Inputs geplanter fachlicher Expert:innen (Ausarbeitung) war/ist das Ziel. 

 

1. Ausgangsdokument: Mails zu A) > Ordner rev_EpG. Ein Achten auf BGP01 ist gemäss 
Impfstrategie BAG und EKIF zentral und erziehlt höchsten Nutzen. In Ö waren 3% von 20% der 
Ü65 im Dez. 23 geimpft im Vgl. zu 90-100% zu den 2 Pandemiejahren. Hohe Spitalbelastung der 
BGP01 im Winter 23 an corona (und Grippe) in der Schweiz verfehlt die Nutzenmaximierung. 
Einfach kann berechnet werden, wann der Nutzen von präventiven Massnahen die Spitalkosten 
von tagweise 350 Belegungen an covid und 9 an Grippe übersteigt. Ein Schwerpunkt bildet die 
Nachricht von Dr. Elling - Molekularbiologe und nahe an der Pandemie in Ö - zu einer Detail-Idee, 
die "zielgerichtete Kommunikation an BGP01 während BAG Kampagnen" zu verbessern (+ 
Kontrollsysten Immunsuppressive, welche ich jeweils immer vergesse).  

Ausgangslage: Pädagogik und Psychologie auf BGP01 wurden unenügend angewandt. Heime und 
Hausarztgespräche bei Ü65 funktionieren derzeit sehr gut: Hohe Impfquoten sind dort ersichtlich. 
Ziel: Ersteres in der Gesellschaft zu simulieren (Rückgriff auf's Freiwilligenpool Corona) und 
letzterem einem System zu unterlegen (Termine Grippe und corona Gespräch mit anschliessender 
Impfung / Abmeldemöglichkeit für vulnerable R.-Personen / BGP01). Die Eigenverantwortung war 
im Vergleich zu Wahlunterlagen, Einkauf in der Migros (Lebensmittelkontrolle des Bundes) usw. für 
eine Pandemie zu hoch und ungebührend gegenüber R.-Gruppen [sie sind das Wichtigste in einer 
Pandemie und Ziel der Nutzenmaximierung]. 

These: Es ist nicht eine Frage des "Willens", sondern des "Eingehens". Die wenigsten Leute Ü70 
sind gegen eine Impfung, wenn man sie direkt fragt und sich Zeit nimmt. Der Rückgriff auf das 
Freiwilligenpool wäre gratis (auch die Aufstockung des contact tracings (alte Unterlagen), soweit 
med. sinnvoll); die Druckkosten wären unentgeltlich (bei Unternehmen im Kanton), die Infrastruktur 
(Freiwilligenpool) vorhanden > die Sendung wird ab dem Start einer kant. oder nationalen 
Kampagne (es darf nie unsicher sein, ob man gehen muss oder nicht; der/die Patient:in ist kein Arzt 
(keine Kenntnis, wie hinauszögern, um bestmöglichsten Schutz zu erhalten. Wenn der Start da ist, 
ist er da)) mit den Krankenkassenrechnungen unentgetlich durch Freiwillige kantonal verschickt.  

Einzig fehlen fachliche päd./psych. Konzepte, um die einzelnen Einladungen zu prüfen (Monitoring) 
u.a.. Eingehender ausgearbeitet finden Sie die Ideen in den Mails zu A). Dies stellt natürlich eine 
Laien-Idee dar. Ein Vergleich mit den kant. Impfquoten Corona + Grippe wäre kantonal möglich, 
wenn der Kt. SO neue Ideen des Achtens auf BGP01 anwendet und andere nicht. 

 

2. Ausgansdokument "Anmeldesystem" des Bundes an die Kantone. Hier geht es um einen  
staatspolitischen Aspekt. Nach der Empfehlung der WHO wurde seitens BAG und Träger 
kommuniziert, dass die Nutzenmaximierung eingehalten wird ("R.-Personen zuerst"). Med. 
Vorgaben der Impfstrategie BAG und EKIF wurden jedoch überschritten. Gesunde und BGP01 
wurden gleichzeitig geschützt, was eine gute Idee ist. Der nochmalige Ausgleich auf Seiten BGP01 
ging aber vergesen. Der statistisch und med. optimale Weg wurde nicht untersucht und manuelle 
med. Massnahmen nicht getätigt (vg. später). Dies ist auf bsp. komplett andere Schwerpunkte 
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(heraus) und situativ zurückzuführen. Während Pausen und in Evaluationen wäre jedoch eine 
Verbesserung möglich. 

 

3. "Gesundheitsfragen_one_doc". Die Gesundheitsfragen gelten als ein Bundessystem an die 
Kantone und sollten in der operativen Tätigkeit fast gänzlich obsolet sein (mit Ausnahme vielleicht 
zu ,Gesundheitsfachperson' und ,schwere, frühere Reaktionen auf Impfungen', was sie zu leiten 
vermögen). Krebskranke in der Gesellschaft kamen durch (höhere Kadenz und Betreuung; ganze 
Dosis). Es gibt keine Zahlen und Untersuchen dazu > Testläufe.  

Die Vorgabe des Fassens der BGP 01 VOR einer Impfaktion seitens Impfstrategie BAG und EKIF 
sowie die Verantwortungsabgabe der Immunsuppressiven (an Patient:in, behandelnder Arzt, 
Tagesarzt, check in [einander zuschieben]) ohne Kontrolle, ob jene Verantwortungsabgabe  
genügend funktioniert, fallen hier zusammen.  

Bei 90% der Todesfälle ist ein Blick auf die BGP01 wichtig und ein Achten auf sie zentral. 

Ein med. Klassifizierungssysstem (Fassen BGP01) löst die Probleme am check-in, unterstützt 
behandelnde Ärzt:innen, liefert notwendige Daten und hat eine positiven Effekt auf die Priorisierung 
d.h. Möglichkeiten für Anmeldeprozesse, die nicht geringschätzt werden sollten. 

Als Laienidee ist dies noch nicht mit allen Eventualitäten ausgestattet und nur angedacht. Eine neue 
Krankenkassenzeile, sog. Pandemiezeile, wurde in Betracht gezogen sowie eine neue Funktion im 
EPD. Wichtig ist: kostengünstige Möglichkeiten mit Blick auf Anonymität und Patientenschutz. Es 
werden keine Lösungen verfolgt, die zu nichts führen und hohe Kosten verursachen (wenn bsp. im 
EPD nicht möglich, extern von hier Zugriff usw.).  

 

Gerne fordere ich Sie auf, 

A) jetzt umzusetzen. Dies unentgeltlich - nutzen Sie dazu vorhandene, (kant.) Netzwerke. Der Kt. 
SO  kann sich gerne mit anderen Kantonen bei Quoten dannn vergleichen. Ein entsprechender 
Rahmen hätte bereits dazu beigetragen, dass eine bestimmte Vorgehensweise bei jedem Start 
einer Kampagne für die BGP01 internalisiert wäre. Täuschen kann man keine BGP01: mit 
bestimmten, unentgetlichen Begleitmassnahmen ist dann ein Termin für ein Gespräch beim 
Hausarzt am Schluss möglich. Es darf nicht vergessen werden, dass sich Exponent:innen dem 
Patientenschutz verschrieben haben - was leider hier unterminiert wird - und Ihnen gehört grosser 
Dank. 

Vielleicht haben Sie im Zuge des "BRG. Bundesgesetz über das nationale System zur Abfrage von 
Adressen natürlicher Personen (Adressdienstgesetz, ADG)" über Massnahmen des Bundes zu 
einem dieser drei Punkte abgestimmt - ohne dies aber zu wissen. Ohne Grund ist dies natürlich 
auch nicht ersichtlich (Buebtrickli ;-)).  

 

Erneut: Wo Sie helfen können - ich weiss nicht mehr genau den Sachverhalt, Interpretationen sind 
schlecht geworden statt differenziert (aus 8 verschiedenen Interpretationen  ist eine zu wählen), 
alte Unterlagen lesen, den Petitionstext sowie Petition online Text und sich ein Bild machen. Das 
IBME uzh Institut wurde vergessen, das in med.-eth. Fragen eigentlich ein Gefäss darstellt und 
kontaktiert werden könnte zu med.-eth. Fragen [sowie wohl viele mehr; bitte aber nicht jede/n 
Gesundheitsökonom:in. Einige fanden das "Fassen von BGP01" in einer Pandemie ,übergriffig'. ich 
zeige mal auf, was übergriffig ist]. Gewisse Interpretationen gefallen mir hier nicht. z.b. fehlender 
Überblick bei Kritik. Sätze sind nie gegen Personen selbst gemeint und urteilend aufzufassen. 
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Das Vorliegende betrifft natürlich die Pandemie, wenn eine Impfung da ist. Aber nicht wirklich: in 
den alten Unterlagen wird auch anderes thematisiert z.b. laienhafte med-eth. Überlegungen: Bei 
100'000 CHF und med. auswegsloser Situation muss man hinstehen und sagen, dass es vorbei ist. 
In jedem Fall bilden med.-eth. Überlegungen und Strategien dazu die Grundlage. Ansonsten - 
podcast psychologie - sind gewisse Handlungen und Aussagen grenzverletzend gegenüber R.-
Personen und der Situation nicht gerecht. 

 

Was ist somit übergriffig? Dies kann man sich selber ausmalen; meist aber nur in einem schlechten 
Gefühl und äusserst verspätet - oder bloss durch eine Fachperson - dann erkennbar. Vorher hatte 
man ein schlechtes Gefühl. 30 CHF einer R.-Person nicht gönnen (nicht richtend gemeint); Geld in 
einer Krise anderweitig verlochen zu müssen, da es viele psych. Krankheiten gibt (für ängstliche 
Mitarbeiter:innen und Vorgesetzte) - und R.-Personen nur 1/3 erhalten. Das wären so übergriffige 
Punkte. Man kann sich mehr ausdenken und das Ganze gehört psych. Fachpersonen. Echter 
Überblick und Einordnen helfen zudem ebenfalls - ein Richten ist nicht adäquat). 

 

In einem Kommentar bei der online Petition ging es um das Zurückfahren und Aufgeben von E-
Produkten, ist hierbei infolge Sicherheitsaufwand keine Kostensenkung (und damit ein Nutzen) 
langfristig zu generieren, sondern einfach ,fancy'. Alles - auch E - muss einen Nutzen erbringen. 
Die Sicherheit beim Wählen und der Nutzen da (wenn bsp. Freiwillige auszählen würden statt 
Gemeindebehörde) im Vgl. zu e.g. Russland sind bedeutender. Aus gegenwärtigem Blickwinkel 
sind E-Abstimmungsbemühungen zu stoppen und die aufgewandten Finanzen zu erstatten.  

Dass bsp. Unterschrift-Bögen zu online Anliegen ausgedruckt und dennoch verschickt werden 
müssen, ist ein guter Mittelweg [zwar online Petition möglich], der fachlich sicherlich begründbar 
ist. 

- Dies hat nichts mit den Notfallsystem und IT-Systemen generell zu tun. Das Notfallsystem wurde 
als solches erkannt (und niemals die riesige Mühe dazu in Frage gestellt). Letzteres ist nicht 
wertend zu verstehen; es geht darum, unnötige Projekte - fehlende Nutzenmaximierung - im E-
Bereich wie E-ID auf Kosten des EPD oder der Krankenkassenzeile auszusetzen und zu beenden. 
Zweitens die päd. Handhabung der Gesundheitsprogramme zu verbessern (mit kleinem Input) nach 
dem Wunsch der Ärzt:innen. 

Steuern rumreissen sowie Strategie-Wechsel und luftleerer Raum sind nicht so toll (ohne 
Fachpersonen > Unterlagen erst bereit, Fachpersonen vorzulegen).  

Die These vom 29_11_23, dass jede Pandemie anders sei und man sich nicht vorbereiten könnte, 
wird hier negiert. Aus fachlichen Beiräten und Evaluationen heraus wird angenommen, dass es R.-
Personen immer geben wird und vorgängig med. Klassifzierungssysteme möglich sind, die sich 
flexibel in einer Krise gestalten. 

 

Das vorliegende Formular ist fachlich auf keiner Basis mehr. Feinheiten in der Übersicht beim 
Leistungsverständnis sowie filigrane Ausdeutungen sind komplett verloren gegangen. In einer Krise 
wäre letzteres eine Stärke. Das Zutrauen seitens Träger in den Petitionär war ein Fehler - jedenfalls 
beim Formular. Nicht jede/r kann alles. Fachlich sind die Einschätzung als Laie sowieso nicht.  

Abschliessend: Zum Zeugnis der wiss. Task force steht im Schlussbericht fast nie etwas (bin keine 
Fachperson). Einzig: Die wissenschaftliche task force, Spitalfachleute u.a. haben auf 
forschungsbasierter Ebene begründet gearbeitet und sozialdarwinistische Interpretationen 
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unterlassen. Letztere verlieren immer. Den wiss. Fachleute gehört die Aufarbeitung / Urteil in der 
Wissenschaftswelt im Umgang zu covid-19. 

Gerne sei der Bogen hier beendet und die Einangsfrage beantwortet: "Was führt Sie zur 
Einschätzung?" 

Zuerst: Dank gehört den Trägern, d.h. Bund, Kanton, aber auch den Departementen sowie 
Vorgesetzten, Mitarbeiter:innen usw. Staatssekretär:innen und politische Rechte scheinen fachlich 
über einen politischen Diskurs und die politischen Rechte filigran auf einem Stand zu sein. (Das 
Zentrum für Demokratie, Aarau, ist da evtl. momentan grad ein wenig hintendrein, wenn es darauf 
beharrt, politischen Diskursen eine Stimme zu geben (Objektivität)). Ein Reden war möglich. Bei 
den Dokumenten und diesen Erfolgen kam nur ,simply the best' (Song) in den Sinn - und nicht auf 
das Anliegen zentriert, sondern die Träger / alle Personen: Die CH wäre das erste Land, das ehrlich 
und zielgerichtet evaluiert hat! Die Aspekte sind hier äusserst simplifiziert und kommen nicht zur 
Geltung. Man kann nur mit Fragen, ,wer sonst hätte dies erlaubt?' usw. dies skizzieren (verbindlich, 
gewaltengetrennt, freundlich, mittels Departementen, dossierfest, konstruktiv, lösungsorientiert). 
Diese Punkte sind aber das wichtigste. Staffellauf war ein Beschrieb.  

Arbeitsprozesse in einer Krise sind weitläufig/komplex und je nach Schwerpunkt ist ein Thema 
anders zu betrachten. Eine solche komplexe Betrachtung wäre nötig. 

 

Kurz: Der Gesetzesentwurf - als Laie betrachtet - ist sehr gut. Weil: In der Hinsicht, dass er abseits 
der bisherigen Ergebnisse untersucht und wertvolle Unterstützung zuliefert. Nicht ganz konnte der 
Inhalt zur Zusammenarbeit Bund + Kantone seitens bsp. KdK (Schlüsselzitate) eingebunden 
werden. Die Vorstellung, dass Details, d.h. vertiefte Untersuchungen in entscheidenden Bereichen 
getätigt und ins EpG Eingang finden (e.g. Zusammenarbeit Bund und Kantone), ist nicht gänzlich 
erfüllt. [jedoch könnt ich dies selbst nie - froh um das Departement, welches ein Gesetz 
ausgearbeitet hat].  

 

Aus Sicht der Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF hat sich diese Einschätzung allein 
zwecks Hinweis auf Art. 20f. - 24 ergeben, wo 2 Formulierungen stehen, mit denen ich nicht 
einverstanden bin. Die Ausführung der Priorisierung zieht sich durchwegs durch die Krise hindurch 
und thematisch ist Impfen/Schutz Teil des EpG. Gleichheit und Zufall werden natürlich seitens der 
"Umsetzung der covid-19 Strategie" (GPK) seitens Autor angegriffen. Ziel: Erneut gewinnbringend 
zur Nutzenmaxierung (Verhinderung Spitalbelastung, Todesfälle, Kränkste zuerst) zurückzukehren. 
Dies bedeutet Stärke in einer Krise; es geht objektiv nur um jenes Ziel. Die Umsetzung einer 
priorisierten Ausführung ist zentral für die Nutzenmaximierung. 

 

Der Bund konnte den Arbeitsschutz in einem Artikel bsp. direkt lösen. Dies wird gewünscht beim 
erwähnten Problem. Der Beitrag zum Revisionsgesetz zeigt durchwegs immer noch zwei 
gegensätzliche Positionen, resp. Handhabung, zur Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF 
(aufgrund anderer Schwerpunkte heraus). Dies war innerhalb der Kantone, der Medienkonferenzen 
und den Bundesbehörden der Fall. Jedoch haben die Eingaben gezeigt, dass letztere bereits weiter 
in der Diskussion situiert sind (umgeschwenkt) - und diese Aktualität, resp. tiefgreifende 
Präzision/Auseinandersetzung der Träger selbst zu dieser Frage besitzen zwei 
Gesetzesbestimmungen noch nicht - und somit wird das Gesetz an zwei Stellen genau angeschaut.  

> Warnung: Wenn man dies jetzt nicht löst: Ähnliche Probleme ergeben sich bei digisanté (immerhin 
400 Mio. für irgendwas), bei jeder Welle an covid (für R.-Personen, silent pandemic) usw.   
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Ein Referendum wird zwecks Art. 20f. vielleicht nicht ergriffen. Aber: Verschiedene Möglichkeiten 
sind immer das Ziel (Verbände und Fachpersonen).  

Diese Eingabe ist qualitativ am Ende. Das Zeitmanagement ging komplett verloren - 1 Woche 
vorher wurde erst der Umfang des Gesetzestextes bemerkt. Und dann noch, wie viel Zeit es 
bräuchte, Inhalte sowie Ergebnisse - wie das Team geleistet hat im vorliegenden Gesetz - in ein 
Rahmen eines Gesetzes zusammenzufassen. Dies ist komplett auf verlorenem Posten - nicht jeder 
kann alles; einmal verliert man. Es gab nur noch die Entscheidung, die Eingabe einzusenden mit 
vielen Fehlern, riesigen Abschnitten oder gar nicht [schlechte Vertretung der R.-Gruppen u.a.]. 

Mir ist bewusst: Eine gestzliche Bestimmung sollte schlank, präzis, fachlich korrekt sowie kurz sein, 
Doppelspurigkeit vermeiden usw. Dies ist hier allesamt nicht der Fall (zudem Schreibfehler).  

Alle haben glücklicherweise Zugang zu Fachpersonen und man darf diese höchst unzulänglichen 
Sätze in bsp. Art. 20f. verbessern. Ganz herzlichen Dank zudem dem revEpG Team (welche 
analytisch Texte deuten und verändern können (analytisch gibt es zwar so nicht), was immer das 
Ziel war > Fachpersonen können in 5 min. Abschnitte in 1 Satz umändern), das die Probleme dieser 
schnellen und pathetischen denn lösungsorientierten Eingabe ausbuddeln muss. Auf jeden Fall: Es 
kann sein, dass Fachpersonen dieses Anliegen endlich übernehmen auf departements- und 
bundesebene (z.b. innerhalb eines gesetzlichen Bereiches) und dann macht es im Gegensatz zu 
meinem unzulänglich beschriebenen Anliegen - ,wusch' und endlich ist das Anliegen abgegeben, 
(symphony, zara, more than you know, ingrosso) präzisiert, eingegrenzt, ausgearbeitet (was ich 
nicht genügen vermag). 

Der jetzige Stand der Untersuchungen gilt natürlich (für das Konsultationsverfahren und die 
Behandlung durch Politiker:innen). Es wird versucht, Fachverbände und Rechtsexpert:innen bis 
2027 zu ermitteln, welche entsprechende Artikel-Vorschläge genauestens ausarbeiten könnten. 

Weiterführende Vorschläge würden Sie dann im Dokument "Gesetz" im revEpG Ordner auf one 
drive finden: 

https://1drv.ms/f/s!An9SBi6x8bcOoHyxO0Dg-il9S25Q?e=wxyFdm 

 

Irgendeinen Bezug oder Durchbruch erwarte ich nicht. 100te haben sicherlich bereits Vorschläge 
im Zug des Konsultationsverfahrens eingesandt und es kann gar nicht auf alles eingegangen 
werden usw. Dies ist an keine Bedingungen geknüpft; weil ich sah, dass es schon mal funktioniert 
hat. Parlament, Departemente, Kanton usw. Die CH Demokratie funktioniert. 

 

[Konsultationsverfahren braucht ein Update. nicht fachlich oder von den Fragen her, sondern von 
der Teilnahme. Falls qualitative Ergebnisse da gefordert sind seitens Eingeber:innen [das kann 
wohl von Einzelpersonen und auch teils Verbänden kaum geboten werden] Oder: Stützt sich einzig 
ab auf Mehrheit oder Minderheit-Aussagen. Zu allgemeine Schlussforderungen, falls Ja (nehm ich 
aber nun nicht an)] 

 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden? 
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Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Rückmeldungen zum Ersatz von Ausdrücken:  

      

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

2 e.) "Ein guter Zugang zu Informationen, 
Präventionsmassnahmen und der 
Gesundheitsversorgung ist für besonders verletzliche 
Bevölkerungsgruppen (z. B. betagte Menschen oder 
Personen mit Beeinträchtigungen) speziell wichtig[.]" 

(unzulänglich ausgedeutet): Dies ist korrekt und ist 
äusserst hilfreich für (A) und alle 4 Abschnitte). Dies ist 
Teil med.-eth. Überlegungen der Impfstrategie BAG und 
EKIF (+WHO). Obwohl 2f, Art. 2. 3.a (Wirksamkeit der 
Massnahmen) oder Art. 5a, 1b. die Vermutung 
nahelegen, dass es um die BGP geht. D.h., dass jene 
untereinander chancengleichen Zugang erhalten (bsp. 
zwischen BGP in Heimen und die in der Gesellschaft 
(teils 15 Wochen Zeitspanne aufgrund 
Eingehens/Fragens zwischen Impfungen) sollen.  

Es könnte aber auch sein, dass allein vom Gesetzestext 
her, chancengleich" anders ausgedeutet wird. 
Unzulänglich meint hier: Die Ideen sind zu wenig 
ausgearbeitet (Inhaltliches der bestehenden Dokumente 
ins Formular einbringen). 

Idee wäre (wenigstens 1 Aspekt) z.b. das aufgeführte 
Zitat des Beitrags zum Revisionstext in einen 
Bestimmung umzuwandeln 

Der Satz rechts ist zu lang; man kann gerne kürzen und 
andere Vorschläge tätigen (hier mit unzulänglich 
gemeint: alle Gesetzeswortlaute in diesem Formular 
sind unzulänglich ausgearbeitet). 

Die Vorschläge meinen nicht, dass die gesunde Gruppe 
nicht mitmachen und sich schützen lassen für BPG.  

2.e.) "Prioritär gelten BGP 
(besonders vulnerable und 
vulnerable Gruppen nach med. 
eth. Grundsätzen/Priorisierung), 
welche das höchste 
Komplikations- und 
Mortalitätsrisiko aufweisen, bei 
jeglichen 
Präventionsmassnahmen 
(Schutz, Zugang zu Impfung), 
damit ein hoher Anteil an 
Todesfällen und 
Hospitalisationen verhindert 
werden kann.» [abgeändert: Zitat 
Impfstrategie 16.12.2020] 

 

und/oder 

soll… 

"der chancengleiche Zugang zu 
Einrichtungen und Mitteln für den 
Schutz vor Übertragungen 
innerhalb der BGP gewährleistet 
werden." 

 

"Den Evaluationsergebnissen 
wird Rechnung getragen, indem 
BGP prioritär zielgerichtete 
Kommunikation, Zugang zu 
Schutz sowie bestmöglichster 
Schwerpunkt bei 
Präventionsmassnahmen mittels 
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med.-eth. Priorisierung 
zukommen." 

 

soll.. 

"ein sicheres, seperates, in sich 
geschlossenes System für die 
R.-Personen gemäss 
Nutzenmaximierung 
(Verhinderung Todesfälle, 
Senkung Spitalbelastung, 
Kränkste zuerst ..) gelten. 

 

> Dass die BPG 01 
Eigenverantwortung viel 
beschränkter wahrnehmen 
müssen [über der von 
Wahlen/Wahlunterlagen], war 
Teil der Impf-Strategie BAG und 
EKIF.  

3 Bestimmung a) Wirksamkeit der Massnahmen. Dies ist 
gut und erinnert an die Aufgabe der GPK (Überprüfung 
der Wirksamkeit der Massnahmen). Momentaufnahme: 
Aber auch wenn das hier als Bestimmung steht, muss 
dies nicht heissen, dass dies ausgeführt wird. Ebenfalls 
die Verhältnismässigkeit ist gut. 

b) (unzulänglich geschrieben: könnte das Gegenteil 
bewirken) Volkswirtschaft und Gesellschaft (und 
Wirtschaft) ist i.O. bei Härtefallzahlungen etc. 
Schutzmassnahmen und jene Hilfe gehen aneinander 
vorbei. Es gibt keine - dies gehört auf med.-eth. 
Grundlage, was ein Papier wie die Impfstrategie BAG 
und EKIF liefern kann - Berechtigung in einer 
Pandemie, Schutz der R.-Gruppen zu tangieren. Dies 
ist Sache der Medizin und eth. med. Überlegungen. 
Letztere bilden in einer Pandemie die Grundlage.  

https://psychologie-to-go.podigee.io/s3e51-aggression 

Aus Sicht der Opfer: Was wohl Gesetz im Strafrecht 
aussagt: Kein Mensch auf der Welt hat in keiner 
Situation das Recht, einen Menschen zu schädigen 
psychisch oder physisch. […] Wut und Aggression 
passiert in der wütenden Person." Fachpersonen 
können dies gewinnbringend für beide Seiten 
auffächern und lösen. 

(Aspekte sehr gering ausgearbeitet). Objektiv: Die 
Rückkopplungseffekten von gesetzlichen Übertretungen 

Kein Gesetzestextvorschlag, 
sondern eine Streichung in b) 
und die Aufforderung, Recht des 
Einzelnen und Schwachen in 
einer Pandemie gemäss 
vorhandenen Gesetzen zu 
skizzieren. 

 

 

b) Wirtschaft und Gesellschaft 
könnten gestrichen werden.  

Dies wird in med.-eth. und 
gesetzlichen Fragen sowieso 
berücksichtig.  

Bundesamt für Justiz und 
Rechtsexpert:innen vermögen 
Abschnitte zum Recht des 
Einzelnen und Schwachen 
verständlicher zu skizzieren. 
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gegen R.Personen in einer Pandemie (und andere 
psych. Krankheiten, welche unverschuldet dazu führen, 
Regeln in Krisen durchbrechen zu suchen) werden zu 
wenig beachtet.   

(Achtung, ganz unzulänglich beschrieben; nicht richtend 
gemeint und nicht persönlich nehmen, ungenügend 
vorbereitet und tut Probleme auf (nicht in Stein 
gemeisselt annehmen)): Was ist bsp. die Auswirkung 
auf die Gesellschaft, wenn 30 CHF einer R.-Person 
nicht zugestanden wird (Fehlinformationen, 
Verleumdung, Kurzsichtigkeit)? Wenn Recht und 
Gesetz (am einzelnen) fallen? Freiheit bedeutet z.b., 
von Gesetzesübertretungen an der eigenen Person 
geschützt zu sein; Stärke bedeutet Schutz der 
Schwachen. 

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

5a Best. 2. 

Zum Erläuterungstext Revision EpG: Unklar ist die 
Überlastungssituation durch Impfungen. Einerseits wird 
später von genügend Kapazitäten gesprochen; 
andererseits von zu wenigen während bestimmten 
Pandemie-Phasen. Dies ist ein paradoxer Punkt und hat 
seinen Grund (Ab Art. 21) in der Missachtung des 
Diskurses zur Ausführung der Priorisierung nach 
Impfstrategie BAG und EKIF. 

 

      

6             

6a Monitoring (Kapitel 4 Schlussbericht) wurde Bund und 
Kantonen überlassen. Die KdK, Bundeskanzlei, Kt. AG, 
Kt. ZH und viele mehr haben vertiefte, gewinnbringende 
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Zitate und Vorlagen dazu geliefert. Ich überliess diesen 
Aspekt dem Bund und den Kantonen. Wie erwähnt ist hier 
noch was zu holen (z.b. wurde in Kapitel 4_Schlussbericht 
Zitate bemerkt, die von einem Mittelweg ausgehen (Stäbe 
und Fachwissen aus den Departementen), aber die Zeit 
reichte nicht mehr, um Kapitel 4 daraufhin durchzugehen 
(wäre dann verspätet irgendwann im versprochene 
Ausgangsdokument i) (?) zu sehen, das zur Zeit der 
Eingabe nicht existiert). Die KdK, EFK, interface und viele 
mehr haben hier Zitate und Ergebnisse geliefert, die sehr 
toll zu lesen sind (und nie gekommen wär bsp.).  

Was noch in den Ergebnissen_Schlussbericht stand: 

"Die Träger auf die Aufgaben in 6a (EpG-Zuständigkeiten) 
hinsichtlich Lernleistungen (KI-KIII) auszudeuten, würden 
neue Möglichkeiten eröffnen. Das EpG ist rechtlich, 
jedoch nicht pädagogisch untersucht. Eine pädagogische 
Untersuchung würde immens helfen, Ressourcen zu 
verteilen sowie Qualität- und Aufbaumanagement zu be-
treiben." 

Beobachtung: Viel zu oft wurde ein reines Ausführen als 
KI gedeutet in der hierarchischen Gliederung. Zweitens: 
Der Kanton galt als einziger im operativen Feld; wobei er 
nur ca. 10 Personen zur Verfügung hatte 
(Ausgangsposition). Und trotzdem schaffte er es, beim 
Medizinischen dagegenzuhalten, d.h. Bundesempfehlung 
(wenn Note 5) qualitativ umzugestalten. Er funktionierte 
wie ein eigenes Land; die Stellungnahmen verbesserten 
sich auch markant durch die zuständigen Vorgesetzte 
gegenüber gewisse Bundes-Stellungnahmen. Dies könnte 
Fenster für gewisse Schlussfolgerungen zulassen (Stütze 
des Operativen / med. monitoring). 

Operativ bedeutet häufig ,Anwenden'. Gerade im med. 
Bereich bei Prozessunterlagen hatte er (wäre eine päd. 
Untersuchung hier) den Inhalt umgestalten und bei 
Problemen reagieren müssen; das ist keine K1-Aufgabe. 
Der Kanton hat Wege gefunden, manuelle med. 
Massnahmen für die Priorisierung zu treffen [gehört aber 
einer Übersicht durch Fachpersonen; sie erkennen 
entscheidende Punkte und Möglichkeiten]. 

- Alles dem Kanton abzugeben ohne 
Ressourcenumverteilung - statt einer Zusammenarbeit 
strategisch und operativ in den Blick zu nehmen - kommt 
einer Trotz-Reaktion gleich (weil vielleicht an 2 Stellen der 
Kanton mal Recht hatte (2x der Bund die Karte "die 
Kantone handeln unterschiedlich" ungerechtfertigt 
gezückt) und ist ungemein gefährlich für R.-Personen. 
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"Insbesondere kann es erforderlich sein, die Einsetzung 
überdepartementaler Krisenstäbe vorzubereiten." 

- Gut. 

 

Zusammenarbeit: "Die Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Kantonen muss vorbereitet werden. Es ist zum 
Beispiel zu klären, welches die geeigneten Gefässe sind, 
um die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen in 
einer spezifischen Krise zu erleichtern und die 
Koordination zwischen den Staatsebenen sicherzustellen" 

Monitoring; die pädagogischen Prozesse wären einfach 
durch Expert:innen zu beschreiben > Arbeitspsychologie. 
Am optimalen Weg nicht unaufgeschlossen. z.b. die 
Vernehmlassung in einer Pandemie anders zu gestalten. 
Das heisst aber, eine med. Monitoring-Ebene zu behalten 
(Kanton, operativ) (wenn das Ganze funktioniert viel 
weiter gekommen als alleine bei einer Strategie gemäss 
Evaluationsaussagen). Wenn nur Bund und Stakeholder 
ist dies für den Auftraggeber sehr ruhig, aber 
intransparent und gefährlich. 

 

6b Absatz. 2  

In der Erläuterung zum provisorischen Gesetzestext:  

"Im Falle der Covid19-Epidemie hat der Bundesrat bereits 
frühzeitig in seiner Verhütungs- und 
Bekämpfungsstrategie als Ziel die Verhinderung von 
schweren Erkrankungen und Todesfällen, die 
Verhinderung einer Überlastung des Gesundheitswesens 
sowie die Minimierung der Auswirkungen auf Wirtschaft 
und Gesellschaft festgelegt." 

 

Damit wird fast wörtlich die Impfstrategie BAG und EKIF 
genannt, die aber nicht namentlich aufgeführt wird. 
Problematisch wäre, wenn dies zuvor nicht Aufgabe des 
BR war (BAG und EKIF dem BR zugeschrieben?) und 
etwas geändert wird. Ansonsten natürlich i.O. Erneut fällt 
Intransparenz in Bezug auf die Impfstrategie auf - dies 
scheint ein wunder Punkt. 

 

Über die untersch. Bewertung (über die Verwendung) der 
Impfstrategie BAG und EKIF lesen Sie die ca. 31 
Evaluationen (o. Schlussbericht 1-3, 5.1-5.2) auf jene 
Thematik hin. Der Kt. SO hat sich offen im R.-
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Ratsbeschluss dazu bekannt: Er hat jene als Referenz 
genommen und als wichtigstes Dokument bei der 
Ausführung der Priorisierung betrachtet; ebenfalls die 
Bundeskanzlei. Andere versuchten, die Strategie zu 
minimieren/verschwinden zu lassen (?). Die GPK - was 
nun auffällt - hat ebenfalls klar die Fragestellung und den 
Themenbereich mit Dokument transparent skizziert 
(Umsetzung der Covid19 Impfstrategie, Jahresbericht 
GPK 2023) > noch transparenter aber der R.-
Ratsbeschluss (erneut vergessen). Das ist eigentlich eine 
riesen Hilfe. Wenn man die Träger (BAG, GPK; Kanton 
usw.) dazu fragt, antworten sie; es erfolgte eine vertiefte 
Rückmeldung, die es so nirgends gab. Dies vermag auch 
als Hinweis gesehen zu werden. Diese vertiefte 
Auseinandersetzung über diesen Teilbereich konnte 
(noch) nicht gänzlich ins Gesetz übertragen werden [dies 
ist sehr schwierig; selbst kann ich dies in keinem Fall]. 

 

4. "Mit der vorliegenden Regelung sollen die Kantone und 
die zuständigen parlamentarischen Kommissionen bereits 
vorgängig, also vor dem Erlass von Massnahmen, 
angehört werden".  

In den Evaluationen - leider nicht mehr präsent - sprach 
man von anderen Möglichkeiten der Anhörung in einer 
Krise. (vergessen, Wunsch; nicht ganzheitliche 
Betrachtung): Kantone hielten 2-3 gesundheitliche 
Bereiche am Schluss aufrecht, die sich gegenseitig 
überwacht haben (Kanton wie ein einziges Land, da auf 
sich selbst gestellt (wenig Personal, Ressourcen; 
trotzdem komplexes, med. monitoring im operativen 
Umfeld aufgebaut). Wunsch: Kantone treten im med. 
Bereich als Monitoring auf (Konzept). Vernehmlassungen 
während einer Krise werden anders aufgebaut > Kanton 
med. Monitoring > alte Petition > gehört med., päd. und 
arbeitspsych. Fachpersonen. Über Unwichtiges - 
nichtmedizinisches - unterhalten sich andere Gruppen 
abseits der Krisenorganisation (Arbeitsbelastung 
reduzieren; keine unnötigen Sitzungen). 
Gewinnbringende, med. Monitoring-Netzwerke. Kanton 
als med. Monitoring. 

6c a-c geht von R.-Personen und vulnerablen Gruppen aus 
und ist im Sinne der Petition. 
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6d Der Artikel geht nicht auf kantonale, operative Ergebnisse 
ein; resp. die Möglichkeit, dass kantonale Erkenntnisse 
fachlich - nicht unfachlich - Bundesvorgaben verbessern 
können > Frage der Zusammenarbeit, 
Ressourcenverteilung / Monitoring (Frage zu Arbeits-, 
Organisationspsychologie, Qualitätsmanagement usw.) 

Ferner wird das Problem nicht gelöst, wenn ein Stopp in 
der Weiterentwicklung einer Strategie/bei 
Lösungsansätzen erfolgt (Ressourcen-Auslagerung 
Impfstrategie BAG und EKIF). 

 

      

8 Der Einbezug von Testläufen, "dass die Pläne bei einem 
Ereignis umsetzbar sind", Abgleich, Kohärenz, 
Überprüfung der Wirkung von Massnahmen sind hier sehr 
gut. 3-4 Testläufe im Bereich Gesundheitsfragen und 
Ausführung der Priorisierung wären wünschenswert. Die 
Ausführung von A) ,verbessertes Eingehen auf 
BGP01/Ü65' im Sinne von Einladungen (Simulation 
Heime in der Gesellschaft > Chancengleichheit innerhalb 
BGP01 in der ganzen Gesellschaft), Kontrollsystem 
Immunsuppressive (nur 1/3 MS Patient:innen zu Ihrem 
Arzt bei covid-Wellen + Zettel) und festgesetzten Termin 
wie Jahreskontrolle Zahnarzt (Hausarztgespräch Grippe + 
Corona einem System zu unterstellen; mit 
anschliessender Impfung und/aber Begleitprojekten für 
BGP01 (Einladungen; Eingehen) [alles unentgeltlich / 
Post via Krankenkassen] wäre sehr zu begrüssen 
(Kanton/Bund). 

Die Hausärzt:innen sollten nicht zusätzlich belastet 
werden. Es wird Rechnung getragen, dass sie während 
der Pandemie mehr mithelfen wollten, aber sie sollen 
nicht zusätliche Last tragen. Dem Gesundheitssystem mit 
allen Mitarbeiter:innen soll geholfen werden - die 
Zivilgesellschaft hilft mit (Vereine und Freiwillige), resp. 
üebernimmt untentgeltlich Aufgaben zur Stützung des 
Gesundheitswesens und indirekte Hilfe für R.-Personen. 
(psych. Entlastung vor Altersheimen oder Spital bei 
Kontaktverboten).  

(laien-Idee) Diese Idee funktioniert nur unter dem 
Einbezug der Zivilgesellschaft und vorgängigen Einsatz  
von Pädagogik und Psychologie (dass die R.-Gruppen 
einem wichtig sind) d.h. die Erläuterung ist besser in 
einigen Mails und Sätzen zu A) ausgedeutet. 

nicht gut ausformuliert und 
eher drängend ;-) : 

5. "Bund und Kantone 
verringern die Spitalbelastung 
durch vermeidbare Folgen von 
Erkrankungen wie bsp. Grippe 
und corona. Sie verhindern 
schwere Verläufe und 
Todesfälle, mittels eines 
Systems wie festgesetzten 
Jahrestermine von BGP01 bei 
Hausärzt:innen in Begleitung 
gewinnbringendem psych./päd. 
Eingehen auf BGP01 und 
einem Kontrollsystem für 
Immunsuppressive (Einbezug 
der Zivilgesellschaft/und 
Ärzt:innen). Dieser Weg wird 
internalisiert/automatisiert." 
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Termin meint, dass hier ein Gespräch stattfindet, und 
anschliessend eine Impfung möglich ist. Eine 
Abmeldemöglichkeit ist möglich. 

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

11             

12             

12a             

13             

13a             

15 5. "Es kann eine Kantonsärztin oder einen Kantonsarzt 
mit einer Abklärung beauftragen, wenn im betreffenden 
Kanton eine besondere Gefährdung der öffentlichen 
Gesundheit besteht". 

Zwischen-Info: Die Kantonsärzt:innen hatten während 
der Pandemie kaum Zeit. Für einige Bereiche, z.b. 
Impfaktion, nur noch auf dem Papier zuständig (z.b. bei 
Prozessdokumenten Impfzentrum aufgeführt). Die 
untersch. med. Vorgesetzte (Gesundheitsamt u.a.) - 
ein allenfalls kant. med. Netzwerk - werden nicht 
berücksichtigt. D.h. der kantonsärztliche Dienst könnte 
während einer Pandemie ausgebaut werden > aber 
nicht seitens Kantons, sondern dank Ressourcen des 
Bundes (Personal) (operative Ebene, d.h. Kanton 
benötigt ebenfalls Strukturen und ist ein wichtiger 
Schwerpunkt zu Qualitätsmanagement, Evaluation, 
Monitoring etc.). Der Kanton ist als operativer Träger 
ncht zu unterschätzen > Ressourcen werden anders 
verteilt, werden Aufgaben ausgelagert [auch keine 
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Idee, wie dies gewinnbringend gestaltet werden müsste 
> Expert:innen]. 

 

15a             

15b             

16             

17 "Mit dem neuen Absatz 2 soll die Möglichkeit, Dritte für 
öffentliche Aufgaben bei der Erkennung, Überwachung, 
Verhütung und Bekämpfung von übertragbaren 
Krankheiten beizuziehen, erweitert werden." 

 

Dies ist schon i.O. Bezüglich der Bekämpfung 
innerhalb operativer Massnahmen: Dies kann ein 
zweischneidiges Schwert bedeuten. Bund und Kantone 
interessieren sich für den Patientenschutz. Einige 
Unternehmen auch - man kann einiges einfach so oder 
so antreffen. 

Wenn bestimmte Monitoring-Strukturen ausgehebelt 
werden (z.b. Föderalismus; Bund - Stakeholder 1; 
Kanton - Stakeholder 2), indem Ziele wie Finanzierung 
o.a. wichtig werden, ermöglicht dies in bestimmten 
Fällen gefährliche Strukturen (oft simplizifierte) und 
Intransparenz. Das bedeutet Ruhe für den 
Auftraggeber, aber bei fehlendem 
Qualitätsmanagement Missstände für den 
Patientenschutz/das Ergebnis/die Strategie und die 
eigentlichen Ziele [ist keine umfassende oder ,wahre' 
Bewertung > gehört Fachpersonen].  

Den Ausschreibungsprozessen gehören 
forschungsbasierte, aktuelle und nachhaltige 
Erkenntnisse untergeordnet (was im Text aber evtl. 
beschrieben wird: kein vorgängiges Festlegen). (bin 
vollkommen Laie > Arbeits- Organisationspsychologie, 
Prof. HR FH usw.)  

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 
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☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

19 Damit können die Krankenkassen gezwungen werden, 
Register aufzuführen (Krankenkassenzeile, ohne EPD) 
vgl. später. sehr gut. 

Das mit den Infektionen scheint eine gute Massnahme 
zu sein. Die Spitalbelastung / adm. Tätigkeit sollte auf 
Seiten der Ärzt:innen stehen - unwichtige adm. 
Tätigkeiten weglassen oder geeignet 
verkürzen/praktische Programme. 

      

19a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

20 Absatz 1: 

Das Verhältnis von Massnahmen und Empfehlungen 
wurden als unklar in den Evaluationen definiert.  

Evaluation Kt. SG. 

"Das BAG ist zuständig für die Definition von 
Richtwerten für die Vorbereitung und Bewältigung einer 
Pandemie (Vorgaben, Empfehlungen und die 
Koordination kantonsübergreifender Prozesse[.]" 

 

> Die Vollzug der Massnahmen schliessen Vorgaben 
und Empfehlungen mit ein. Eine «Empfehlung» ist nie 
«nur» im Falle des Epidemiegesetzes. Erstens als 
einziges Dokument zur Impfstrategie – es gab kein an-
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deres Dossier seitens Bundes als Strategievorgeber 
dazu seit Dez. 2020 – auf allen Plattformen zugänglich 
und stark hervorgehoben; zweitens war dies rechtlich 
gesehen eine Empfehlung – aber Empfehlungen sind in 
den Massnahmen drin, sogar bei der Vorbereitung und 
Bewältigung einer Pandemie erwähnt und in Klammern 
den Vorgaben gleichgestellt, d.h. im selben Atemzug 
genannt. Es ist nicht bekannt, dass Kantone eigene 
Vorgaben zur Priorisierung tätigen können, wurde dies 
mit dem Bund nicht abgesprochen. 

- Bereits die 3 Bundessysteme wurde seitens Bund 
(andere Gremien als die Erstellung der Impfstrategie) 
nicht auf die Strategie hin abgeglichen (in Pausen) oder 
med. Beschrieb dazu mitgegeben > anderer 
Schwerpunkte (Gelingen und Ausführen der 
Impfaktion). 

Einige Zitate zu Empfehlungen im Schlussbericht 
(control + F). 

«Es muss geklärt werden, ob im Bereich des 
Ressourcenmanagements eine 
Kompetenzverschiebung vom Bund zu den Kantonen 
benötigt wird, damit die Kantone ihren Verpflichtungen 
im Bereich der Vorsorge nachkommen. Auch muss 
geklärt werden, ob es regelmässig überprüfte Vorgaben 
anstelle von Empfehlungen braucht. (Wenger et al. 
2020)» 

 

geforderte Differenzierung (im operativen Feld gibt es 
neue Erkenntnisse - dieses Zusammenspiel zwischen 
strategisch und operativ verbessern).  

"Diesbezüglich hätten sich etliche Kantone und 
Stakeholder eine stärkere Differenzierung der 
Empfehlungen gewünscht" 

 

«Waren die Empfehlungen der EKIF ausreichend klar? 
Hätte es verbindlichere Vorgaben gebraucht? Die EKIF 
hat Ende 2020 eine Covid-19-Impfstrategie erarbeitet 
und gemeinsam mit dem BAG veröffentlicht. Diese 
beinhaltet unter anderem Empfehlungen betreffend die 
Priorisierung basierend auf der Krankheitslast der 
Zielgruppen. Aus Sicht der Befragten waren die 
Empfehlungen ausreichend klar. Allerdings hätten sich 
nicht alle Kantone vollständig daran gehalten. Dies liege 
daran, dass es sich um Empfehlungen der 
Impfkommission und nicht um Weisungen des BAG 
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handle. Die Empfehlungen seien rechtlich nicht 
verbindlich. Folgende Aspekte führen zu Diskussionen.» 
(interface BAG) 

 

«In diesem Zusammenhang wurde auch darauf 
hingewiesen, dass die Empfehlungen von einem relativ 
kleinen Kreis von Personen entwickelt worden seien. 
Dies habe ihre Akzeptanz bei den Stakeholdern 
erschwert.» 

> Die Aussage zur «Empfehlung» teile ich nicht. Die 
Impfstrategie BAG und EKIF wird wie erwähnt in den 
interface-Evaluationen weniger stark gewichtet (vs. 
Bundeskanzlei o.a. Bundesevaluationen). Es war die 
einzige Strategie zur Impf-Ausführung, die es gab: in 
vielem zentral gestellt. Der Kt. SO hat jedenfalls danach 
gehandelt und stellt sie als zentral hin. Die 
Bundesbehörden ebenfalls. 

 

„Die Umsetzung der risikobasierten Priorisierung und 
die damit in Zusammenhang stehende Reihenfolge der 
Anmeldung gestaltete sich schwieriger, da die 
Risikokriterien sehr detailliert waren und die Zuweisung 
auf die Risikogruppen teilweise schwer verständlich 
war.“ (Regierungsratsbeschluss Kt. SO) 

 

I. > Nachtrag: Wie im Text zum EPG (in einem Kapitel) 
näher ausgeführt zu den „Empfehlungen“. Wenn die 
rechtliche Situation und das EPG-Gesetz näher 
angeschaut würde: da gibt es eben „Empfehlungen“. 
Aber sie sind ganz anders im Zusammenhang definiert 
meiner Ansicht nach. Ein Zitat aus dem EPG, das als 
Gesetz als ganzes nicht angeschaut wurde in diesem 
Dossier. 

«Aufgaben des Bundes: Bereitstellung von Information, 
Strategieentwicklung, Festlegung von Richtwerten für 
den Vollzug von Massnahmen (Vorgaben, 
Empfehlungen)[.]» 

> Massnahmen: diese sind aktiv formuliert. 
Empfehlungen – gekoppelt, dass es die einzigen sind 
zu einem Thema – sind aus einer praktischen Sicht und 
im Sinne der Massnahmen während einer Pandemie 
ganz anders auszudeuten. 
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Zentrales Zitat der KdK in diesem Zusammenhang: 
(zudem zur Vernehmlassung usw.)  

"Etliche Entscheidungsgrundlagen waren nicht optimal: 
Besonderes hervorzuheben sind folgende Probleme: 
mangelnde Präzision und Klarheit der Bundesvorgaben; 
mangelnde Berücksichtigung der Umsetzung und 
Folgen bei der Festlegung von Vorgaben; oft sehr kurze 
Zeitspanne zwischen dem Bundesbeschluss und der  
kantonalen Umsetzung; fehlende Klarheit darüber, 
welcher Handlungsspielraum den Kantonen bei der 
Umsetzung der Vorgaben bleibt; unklare Situation 
bezüglich der finanziellen Verantwortlichkeiten und 
mangelnden Präzision der Rechtsgrundlagen. 
(Befragung KdK)» 

Wir sind da mittendrin bei entscheidenden Punkten 
(einmal wird der Kanton Recht haben, einmal der Bund) 
zur Zusammenarbeit bei der Priorisierungsausführung. 
Diese sind nicht filigran untersucht und bearbeitet 
worden bisher und haben (noch) keinen Eingang ins 
Gesetz oder bestimmte Ergebnisse gefunden. 

 

Absatz 2. 

"Ärztinnen und Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker 
und weitere Gesundheitsfachpersonen sowie öffentliche 
oder private Institutionen des Gesundheitswesens" 
sollen einbezogen werden. Was dies impliziert ist unklar 
> ob dann bei Impfaktionen dies der Fall wäre. 

21 1 c. "dafür sorgen, dass Personen, die sich impfen 
lassen wollen, gemäss den Impfempfehlungen 
vollständig geimpft sind" soll die neue Bestimmung 
lauten. 

 

Es geht gemäss Beitrag hier über die Freiwilligkeit und 
ja auch nach einer gewissen Impfempfehlung. Mit Art. 
21 a 1 ("möglichst viele Personen innert kürzester Zeit 
geimpft werden") stimmen Sie aber über eine neue 
Impfstrategie ab; d.h. sind wir inmitten des Diskurses, 
der nie transparent ausgeführt, d.h. durch 
Untersuchungen gegeneinander ausgespielt wurde. 
Hier geht es eben um einen innerkant.- und 
bundesnahen Konflikt zur Ausführung der Priorisierung. 
GPK und R.-Ratsbeschluss haben aufgezeigt, dass 
Fachleute hier sehr weit sind (tiefgreifende Diskussion) 
> Ihnen gehört die Zusammenfassung. 

die alte Version wird beibehalten: 
1.c. "dafür sorgen, dass die von 
den Impfempfehlungen 
betroffenen Personen vollständig 
geimpft sind" 

 

1.c.1. der optimale, med.- und 
statistisch beste Weg für die 
Ausführung der Priorisierung für 
vulnerable Gruppen 
gewährleisten 

1 c.2. Ein Ampelsystem für R.-
Personen wird geschaffen. 
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Sie können helfen, indem Sie die 
Ergebnisse_Schlussbericht, 1-3, 5.2. (Impfstrategie), 
Zitate_Impfstrategie sowie Ausgangsdokument 
Anmeldesystem/Gesundheitsfragen lesen. Denn ich 
krieg es nicht (mehr) ganzheitlich auf die Reihe 
(inhaltlich ins Gesetz zu transferieren). Es wurde zudem 
bemerkt, dass gewisse Dokumente ggf. differenzierter 
und komplexer sind (weniger richtend, d.h. Überblick) - 
die Gründe qualitativen Zerfalls sind nicht ganz klar. 

Der Mittelweg, der ab ca. der zweiten Impfaktion 
gewählt wurde - BGP01 und letzte Gruppe gleichzeitig 
zu impfen - war in manchen Belangen erfolgreich, aber 
es braucht rückwirkend ein Schwerpunkt auf BGP01 / 
besonderes Achten bei 90 Prozent der Todesfälle der 
BGP zwecks Nutzenmaximierung. Denn dieser 
Mittelweg war in manchen, wichtigen Aspekten auf die 
BGP01 ausgerichtet nicht mehr medizinisch.  

Das Parlament und keine Partei sowie Personen sind 
meiner Beobachtung je dagegen gewesen, R.-Personen 
während einer Pandemie einen schnellen Schutz zu 
gewähren (gemäss Impfstrategie BAG und EKIF > 
Erkenntnis der WHO). Psych. Untersuchungen zu 
beängstigenden Situationen zeigen, dass Massanpanik 
nicht die Regel ist; Menschen helfen einander in 
schlimmen Situationen. Das Ziel des schnellen 
Schutzes für BGP ist die med. Nutzenmaximierung 
(Verhinderung Todesfälle, Aufrechterhalten Spital, 
Kränkste zuerst etc.). 

 

"Gleichheit" und "Zufall" wurden in der Impfstrategie 
BAG und EKIF explizit verworfen. Anhand des alten 
EpG wird nun die Kommunikation bei zwei 
Medienkonferenzen klar: "Alle miteinander impfen 
gehen"(Versprecher) (Juni 22, BAG Medienkonferenz) 
vs. wörtliche Zitierung der Impfstrategie BAG und EKIF 
Dez. 21 und Sept. 22. (Dokument 
Tricks_Medienkonferenz). Der eine Satz stand gegen 
eine vorhandene, gesetzliche Bestimmung im 
derzeitigen EpG. ;-) Aus diesem Grund wurde 
kommunikativ umgeschenkt - eine rechtliche Sache. 

 

Sie sehen hier untenan zwei schnelle Zitate: eines ein 
med. und eines ein gesellschaftliches (WHO). Die CH 
hat dies als Kommunikationsmodell und Auftakt in die 
erste Impfaktion genommen (Kapitel 1). 
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«Die in Kapitel 4 vorgeschlagene Priorisierung folgt im 
Wesentlichen dem Ziel der Verminderung von schweren 
und tödlich verlaufenden Covid-19 Fällen und dient 
damit direkt oder indirekt der Aufrechterhaltung eines 
funktionierenden Gesundheitssystems. Dieses 
Priorisierungsregime folgt also in erster Ordnung dem 
Prinzip «Kränkste zuerst» (P1).» [Impfstrategie]  

«Empirische Präferenz-Untersuchungen zur Allokation 
von knappen medizinischen Leistungen im Pandemie 
fall deuten darauf hin, dass die Bevölkerung dem 
Prinzip «Kränkste zuerst» als Ausprägung des Prinzips 
«pri ority to the worst» [37] sehr hohe Fairness-
Bedeutung beimisst [39, 40].» [Impfstrategie 16.12.20] 

 

Was ist anders mit einem Rückbezug auf BGP01 - Man 
kam unverschuldet aus anderen Schwerpunkten (dass 
die Impfaktion überhaupt funktioniert) 
[Schlussfolgerung] -? 

 

Zuerst: Sie stimmen hier über einen Ferien ab, wenn 
Sie die Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF im 
Gesetz nicht in den Blick nehmen. Der Gehalt von 
Arbeitsabläufen in einer Krise wird im Schlussbericht 
diskutiert (unwichtige Sitzungen weg). Jedenfalls: 
"Gleichheit" und "Zufall" bedeuten während einer 
Impfaktion immer, dass die Ausführung der 
Priorisierung und somit die eigentliche Arbeit wegfällt. 
Bei ,alle miteinander impfen' gibt es relativ wenig zu tun. 
;-) Die Nutzenmaximierung ist aber gefährdet - Zahlen 
sowie Untersuchungen gibt es noch keine, aber könnten 
dies aufschlüsseln - der med.-eth. Weg seitens 
Fachpersonen sollte vordergründig genügen. 

 

Zweitens: Dem statistisch und med. besten Weg bin ich 
nicht abgeneigt. Jener ist das Ziel. Dieser wurder aber 
nicht fachlich eruiert (z.b. mit BfS). Statt den Kt. SO zu 
tadeln (kleine Kantone) - diese Bewertung ist nicht 
wahrheitsgemäss - geht es hier um Untersuchungen 
und Daten, die wir (noch) nicht haben oder die nicht 
durchgeführt worden sind (nur bsp. anhand Medien; 
SO-Zeitung). 50 Prozent der BGP01 waren Mitte Dez. 
21 geimpft. 90-100 Prozent am Ende. Testläufe im 
Bereich Priorisierung würden einiges zeigen. 

- Medizinisch: Die Impfstrategie BAG und EKIF gab 
immerzu eine «3.1.1 Risikogruppen-Impfstrategie 
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(Zielgruppen 1–4) Für die Zielerreichung (siehe Kapitel 
2) wird eine Risikogruppen-Impfstrategie empfohlen.» 
vor.  

Es war zu keinem Zeitpunkt vorgesehen, Zufall und 
Gleichheit anzuwenden. 

Was heisst das in Bezug auf die statistische 
Durchführung einer Impfstrategie mit vagem, med. 
Blick? (nur aus Laiensicht) Was haben die Impfaktionen 
gezeigt? Genügend oder übergrosse Kapazität 
bereitzustellen (noch dazu wenn für alle und gering 
priorisiert) reicht nicht, um bei BGP01 erfolgreich zu 
sein. Die Schnelligkeit bei BGP01 war bei allen 
Impfaktionen ziemlich ähnlich; fällt einfach weniger auf 
innert anderen Gruppen (bei gleichzeitiger Teilnahme). 
Kommt noch hinzu - med. Sensibilität der Priorisierung 
hinsichtlich BGP01 ging ein wenig verloren: Zwecks 
gutem Dastehen werden die Termine für Gesunde 
freigegeben usw. Die letzte Gruppe ist sehr wichtig (das 
streite ich nicht ab).  

Aber: Mit einem schnellen Beenden eines Diskurses 
(aufgrund anderen Schwerpunkten, die verständlich 
sind während einer Krise) im Bereich Priorisierung (z.b. 
die immer neuen (nicht immer praktikablen) med. 
Vorschläge der Impfstrategie BAG und EKIF in den 
Versionen) statt Auslagerung der Diskussion, wird die 
Nutzenmaximierung unterminiert.  

Und die med. Sensibilisierung auf BGP01 fällt weg / 
geht ein wenig unter. Dies ist hochsensibel und benötigt 
besonderes Achten / einen Schwerpunkt. 

- Wir können keine 17 Wochen Zeitspanne (zwischen 
BGP01 in Heimen und in der Gesellschaft) haben. 
Langsam zur Impfung, aber 90-100% (über den 
Kinderimpfungen) ab Ü65 (und wohl auch 
Immunsuppressive, Haushaltsangehörige) waren da. 
Ein Achten auf BGP01 ist gemäss Impfstrategie BAG 
und EKIF zentral > diese Überlegungen klar und 
stringent darzustellen, gehört Fachpersonen. 

• Ein Achten auf BGP01 ist zentral. Die Gruppe 01 mit 
06 zu mischen ist pragmatisch und war ein Mittelweg 
(med. Laie). Entscheidend war, dass mit der 
Impfstrategie BAG und EKIF nicht mehr abgeglichen 
wurde, d.h. dazu keine Ressourcen aufgewandt worden 
waren. 
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Was könnten z.b. neue statistisch begründete und med. 
Ideen zur Ausführung der Priorisierung sein? 
(Laienideen, siehe Unterlagen) 

- A) anwenden (päd. Einladungen durch Freiwilligenpool 
Kanton und Krankenkasse; Termine mit 
Abmeldemöglichkeit bis 2 Tage vor dem Termin) und 
wie beim Vorbild der Heime (zusätzliches Eingehen) 2 
Wochen BGP01 die Impfung ermöglichen VOR dem 
eigentlichen Impfstart. Danach adäquat priorisiert. 
55'000 Ü65 im Kt. SO liessen sich mit den vorhandenen 
Kapazitäten in 14 Tagen impfen. Wenn nur 40% davon 
den Termin wahrnehmen (2 Tage vorher 
Abmeldemöglichkeit; ansonsten verhältnismässige 
Busse), sind wir weiter mit den BGP01 als Mitte 
Dezember 21 (und das evtl. am bereits öffentlichen 
Impfstart am 31.10). 

- Deine Impfbusse (richtig eingesetzt/evaluiert) 

- Kontrollsystem Immunsuppressive in der Gesellschaft 
(von Arzt zu Tagesarzt Impfzentrum)  

- 24h/2 Tage bis zu einem Termin für BGP01. 
Bestimmte Apotheken (wie im Gesetz neu vorgesehen), 
Impfschienen und Hausärzte, die nur für BGP01 
reserviert sind. Oder eine dritte Schicht (18:00-21:00 
Uhr) in den ersten 2-3 Wochen, welche für eine 
bestimmte R.-Gruppen am besten ist etc. [priorisiert] 

- Schnittstellen finden: wie die Idee der Impfstrategie 
BAG und EKIF, mittels Spitex zu impfen (statt Impfung 
hier höchst priorisierte Termine > Anfrage durch Spitex). 

- Testläufe sind zu wichtigen Fragen vorgängig möglich. 

 

Der Umgang mit einem Anmeldesystem müsste somit 
med. skizziert und durchgeführt werden (Monitoring).  

Kanton-Bund ist oft die falsche Frage; Zitat 
Ergebnisse_Schlussbericht:  

• "Der Bund sollte ein Interesse daran haben aufgrund 
seiner Stellung im EpG [Strategie], die 3 
Bundessysteme an die Kantone – dessen Vergabe sehr 
hilfreich und freundlich war – zu evaluieren. D.h. 
eigentliches Ziel: Bei der Herausgabe und/oder 
während Pausen sind die 3 Systeme auf die 
Impfstrategie BAG und EKIF abzugleichen oder den 
Kantonen Hinweise zu geben, wie sie dies manuell 
gestalten sollen, um dies abgeglichen und med. 
zweckdienlich (Nutzenmaximierung) zu tätigen. Der 
Bund hat die Systeme nicht abgeglichen auf die 
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Impfstrategie BAG und EKIF oder mit med. Umgang-
Hinweisen jene rausgegeben. Es gab auch keine 
Rücknahme und Arbeit an jenen. Stichwort 
Zentralismus – Föderalismus. Zentral klappte dies 
schon nicht (wenn der Bund alles unter sich hätte); vom 
einen Gremium oder einer Gruppe innerhalb des BAG 
in Verbindungen mit der Um-Konfiguration der 
Anmeldesysteme etc." 

- Dies soll nicht darüber hinwegtäuschen: System als 
Notfallsystem + konstruktiv/lösungsorientiert (BK 
Thurnheer). 

- Bund und Kanton haben manuelle Massnahme zur 
Stützung der Bundessysteme ergriffen.  

 

Nun kommt ein Einschub zu Allerlei: 

- Den Untersuchungen der GPK und Evaluationen 
fehlen bei den Wünschen zu Daten solche zu den R.-
Personen/welche für die Impfaktion eklatant wichtig 
wären. Schnelligkeit der Impfung (SO-Zeitung) bei 
BGP01, um Massnahmen (A) zu ergreifen usw. 

- Den Impfstatus zu erheben, ist gut und Recht, aber ist 
ein Detail. Daten sind noch nicht präzisiert aus Sicht der 
operativen Erkenntnisse der Impfaktion > 
Fachpersonen. 

 

Wir haben keine Daten: bsp. ein Kontrollsystem 
Immunsuppressive würde vieles erleichtern. Wir haben 
keine Daten zum Impffortschritt bei BGP, noch 
Sicherheitsdaten, dass die Übergabe von Arzt-Arzt 
Impfzentrum geklappt hat (Kapitel 2, 
Gesundheitsfragen, MS). Nicht zu viele Daten, aber 
Patientenschutz-Daten sind wichtig (im Vgl. zu den 
scheinbar sehr bedeutenden und bei manchen Trägern 
gesuchten ,Erstimpfungen’, die immer noch weniger 
wichtig als diese hier wären). 

 

Nochmals zur Erinnerung – Aspekte wie: [Entwurf] 

• Der Umgang mit dem Anmeldesystem durch die 
Träger ist med. abzugleichen. 

• Ein ineinanderpriorisierendes und für die R.-Gruppen 
zentriertes Anmeldesystem. 

• Wie sah das Anmeldesystem aus und wie hat es 
genau funktioniert? Wie gestaltete sich die Termin-
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vergabe? [Abgleich Impfstrategie BAG und EKIF] War 
dies nach R.-Gruppen vernünftig gestaltet? 

 

Bisher wurden einige Lösungen aufgeworfen [nicht 
vollständig] Fachexpert:innen finden da sicherlich mehr. 

▪ Manuelle Massnahmen wie: Die Begleitung der BGP 
01 ausnutzen. Da mobile Teams + Ort (mit Fragen, 
Kontakt) in Altersheimen die besten Werte in 
Schnelligkeit und Schutz erbracht haben.  

▪ Controll-Systeme (Ampelsysteme) bei 
Immunsuppressiven im Spital und BGP allgemein mit 
manuellen Massnahmen. 

▪ Begleitung BGP: Wo man sie trifft (Spital) – e.g. Spitex 
– diese Knotenpunkte ausfindig machen und sofort 
fragen zur Anmeldung > Fachpersonen tätigen hier 
Konzepte. 

▪ Normal priorisierte Zeitfenster und ultra hoch 
priorisierte Fenster für versch. BGP 01 (bei Begleitung 
BGP, z.b. spitex) > Fachpersonen. D.h. priorisierte 
Unterschiede zwischen den BGP. 

▪ Manuelle Massnahmen. Gesellschaft 
(Hausarztschreiben, Briefe Vereine, Feste, Telefon 
[Konzepte sind fachlich auszuarbeiten] 

 

Der (unfachliche, unausgearbeitete) Einschub ist 
beendet. 

 

Es geht dann zweitens darum: Wenn man nicht auf 
,Gleichheit' und Zufall baut, ist die Gefahr bedeutend 
kleiner, dass man die BGP aus den Augen verliert und 
Innovation zur Ausführung einer med. 
nutzenmaximierten Priorisierung beendet ist. Das 
bedeutet, dass man sich mit den BGP beschäftigt, 
welche zentral sind gemäss Impfstrategie BAG und 
EKIF. 

 

- Solche Überlegungen wurden seitens Bund und 
Kantone geleistet (z.b. Gesunde zum Schutz der BGP 
zu impfen). Einerseits war Flexibilisierung da - diese zu 
verstärken, ist ein Ziel. 

 

Wenn ein Anmeldesystem rudimentär ist, wird der med. 
Umgang dazu ausgearbeitet. 
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Bei einem automatisierteren Anmeldesystem ist es bsp. 
möglich, dass sich anhand der guten Idee von Dr. Hauri 
alle gleichzeitig anmelden können (oder jene Gruppe 
und jene in den ersten 2 Wochen), aber das System 
Gesunde (Gruppe nach Priorisierung) zurückbehalten 
kann (nicht nach Terminen, sondern einfach so 
anmelden). Termine werden erst per sms erscheinen, 
wenn man priorisiert an der Reihe ist (+ Busse wenn 
falschen Angaben im Anmeldeprozess), z.b. 2 Tage vor 
dem Termin, bei R.-Personen früher. Lücken können 
zudem mit Personen priorisiert gefüllt werden bei 
Wegfallen eines Termins. 

Die Betrachtung auf BGP01 führt auch zu einem 
Ampelsystem für die R.-Gruppen (Anstoss zur Idee war 
das Ampelsystem des Kt. ZG). Hier wären 
zwecksmässige, kostengünstige Daten und 
Untersuchungen zu R.-Gruppen vorhanden (Monitoring 
R.-Personen), die Massnahmen erlauben. Fragen sind 
hierbei verknüpft.  

Z.b. anhand eines ineinanderpriorisierendes, für R.-
Personen (BGP01) ausgerichtetes/zentriertes 
Anmeldesystem wäre Überwachung möglich, wie weit 
einzelne R.-Gruppen bereits sind (was jene vielleicht 
weiter auffächert) etc. Dies heisst Schnelligkeit und 
Nutzenmaximierung.  

Ein geschlossenes, mit med. Aspekten verknüpftes, 
sicheres System für die R.-Personen. 

 

- Ein Kontrollsystem für Immunsuppressive. 

 

Dass Gesunde sich bei einem gross angelegten 
Impfstart anmelden können, war eine gute Idee von Dr. 
Hauri (Urheber:in eigentlich unbekannt) und soll auch 
immer Teil sein > einfach zurückbehalten / nicht auf 
Kosten der BGP01. 

 

- med. Anleitung oder Konzeption zum manuellen 
Umgang des Anmeldesystems  

- Rücknahme zwecks Priorisierung. Herausgabe der 3 
Bundessysteme.  

Ferner hat dies weiter Auswirkungen: Fachlich liessen 
sich päd. Strategien entwickeln (hier ungenügend 
ausgeführt). Flexibilisierung mittels Vielfalt (Ideen, die 
sich in einem Netzwerk ergänzen, BGP01 abzuholen), 
Wahlmöglichkeiten (Flexibilisierung) für die BGP01 
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führen zu geringen Disäquilibrationen von 
Wissensbausteinen und mittleren Diskrepanzerlebnisse. 
Die sind aber nicht stressig, wenn sie fortwährend 
dasselbe Ziel auf andere Weise verfolgen [begleitende 
Projekte für die BGP01, breite Ideen Einsatz der 
Zivilgesellschaft (vor dem Altersheim, bei den 
Immunsuppressiven; Hausarztbriefe etc. 
generalisieren), verschiedenes Eingehen/Einladen und 
Möglichkeiten der Impfung (weshalb Impfbusse doch 
nicht so schlecht waren; ein Netz ist einfach wichtig - 
ein gegenseitiges Ausspielen von Möglichkeiten 
(unentgeltliche) nicht zielführend).] 

Gemäss Fachpersonen (pädagogik / psychologie) 
könnte dies für gewisse Personengruppe in einer Krise 
wichtig sein und Eingehen ausdrücken. Alles muss 
,echt' sein: R.-Personen lassen sich nicht täuschen 

 

> Eine Untersuchung zum Anmeldesystem und der 
zugrunde liegenden Prozesse ist med. gerechtfertigt. 

 

Kommen wir zum Schlussaspekt: 

▪ Die BGP 01 vorgängig zu fassen VOR dem Impfstart 
war ein Schlüsselaspekt, den die Impfstrategie BAG 
und EKIF bereits am 16.12.2020 klar benannt hat: Dies 
wird bei neuen Pandemien getätigt. Es würde wohl ein 
Monitoring untersch. Daten erlauben > Fassung heisst: 
Terminvergabe an BGP-Personen wie Jahreskontrolle 
Zahnarzt im System während 2-4 Wochen.  

 

Fassung meint: Ein med. Klassifizierungssystem würde 
vor dem Start einer Impfaktion greifen - damit wären die 
Probleme am check-in gelöst, d.h. der Patientenschutz 
gewährleistet. Ferner würde dies priorisierte 
Anmeldeprozesse bei Zugriff deutlich vereinfachen. Die 
Verantwortungszuschiebung der Immunsuppressiven 
findet nicht statt, das Patient-Arzt Verhältnis wird nicht 
gedreht während einer Impfaktion und wie erwähnt der 
Patientenschutz ist gewährleistet > zum Tagesarzt 
wenn eine bestimmte Kategorie (im System doppelt 
kontrolliert durch Impfschiene und check-in). 

 

Dazu gibt es verschiedene Möglichkeiten - manuelle 
oder gänzlich automatische -: Details im 
Ausgangsdokument "Gesundheitsfragen". Hier ist 
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wichtig, dank Fachpersonen eine Abstufung der 
Möglichkeiten (med.+ informatik, Kosten) zu eruieren.  

Eine Möglichkeit ist, eine Zusammenarbeit zwischen 
Krankenkassenzeile/Pandemiezeile und EPD. Die 
Klassifizierung wäre latent immer da, aber anonymisiert.  

 

Die Krankenkassenzeile wäre bei der Krankenkasse 
beheimatet. Sie sind verpflichtet, gemäss einem 
Obligatorium (wie dass jeder Bürger:in eine 
Krankenkasse haben muss) die Zeile oder eher die 
Rubrik (mehrere Rubriken für eine Person AIX, BYZ 
etc.) zu hinterlegen. D.h. alle Zeilen sind in Register und 
einfach übermittelbar an bsp. Kantone für die 
Anmeldeprozesse und check-in (ohne gesamtes 
Patientendossier).  

Es kategorisieren Hausärzte und weitere Fachpersonen 
diese Zeilen in einer Pandemie nach dem dann 
skizzierten med. Klassifikationsmuster (Zugriff auf 
Patientendaten). Wenn kein Zugriff da ist, da Personen 
keinen Hausarzt haben, liegt die Verantwortung bei den 
Krankenkassen/Kantonen usw. - die Wege sind nicht 
genügend ausgearbeitet und das gehört den Trägern.  

- Alle restlichen Personen, die nicht versichert sind 
(Rotlichtmilieu, reisende BGP01) dürften nicht 
benachteiligt sein > Drop in und direkt zum Tagesarzt:in 
nach nutzenmaximierung (z.b. BGP01 sofort, aber keine 
Gesunden) 

Wir haben über eine manuelle Kategorisierung 
gesprochen. Müssen für 20% der Personen in einem 
Kanton dies getätigt werden, benötigt dies schnell med. 
Personal (früher: während Pausen tätigen). Die 
Klassifikation wäre inaktiv (z.b. jetzt nicht, da immer 
noch R.-Personen von corona betroffen sind: bei R.-
Gruppen wäre die Information hinterlegt im EPD oder 
Krankenkassenkarte noch aktiv nach Impfempfehlung). 

Es wäre ebenfalls eine Möglichkeit für Personen ohne 
EPD, die med. Klassifizierung nach jedem Hausarzt-
Termin / Spitalaufenthalt seitens Arzt zu tätigen oder zu 
überprüfen - sie wäre auf der Krankenkassenkarte 
online im System jeweils abrufbar. Dies würde eingangs 
z.b. 70-150 CHF kosten (wie beim EPD), dann 5-10 
CHF je Besuch. Als Massnahme sind andere admin. 
Aufgaben für Arzt:innen zu reduzieren. 

Nun gibt es Spezialfälle (die Möglichkeiten könnten 
gross sein): 
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- Den bereits vorhandenen Unterlagen (Systemen) kann 
eine kostengünstige Variante unterlegt werden, welche 
sicher (Patientenschutz) und automatisiert anonym auf 
Patientenakten zugreifen kann (z.b. die des Spitals) und 
jedes Mal / oder in Krisen (Testläufe bieten sich da an) 
einem med. Klassifikationsmuster unterlegt werden 
kann > ergibt R.-Gruppe AIX usw. auf einer 
Krankenkassenkarten-Info (hinterlegt im System). Alle 
ohne Krankenkassenkarte einfach zum Tagesarzt und 
frei zum Drop-in (der das Spitaldossier dann genauer 
anschaut). 

Wichtig ist immer: Kostengünstig (sich nicht ausnehmen 
lassen, keine Kosten im bsp. Betrieb), einfach, zentral, 
anonymisiert und letztes als erstes: Patientenschutz, 
d.h. funktionsfähig für med. Krisen (Schutz R.-
Gruppen). 

- Falls das EPD Funktionen wie untenan sowieso nie 
kann (externer Zugriff und Kategorisierung), wäre allen 
eine manuelle Klassifikation zugrunde zu legen oder via 
Unterlagen wie oben skizziert. [als Laie klingen die 
Lösungen extrem unzulänglich > dies gehört 
Fachpersonen]. 

 

- Krankenkassen wären dafür verantwortlich, Register 
zu führen mit Einwohner:innen, die eine Krankenkasse 
besitzen, aber keine Klassifikation (weil seither noch nie 
zum Arzt, etc.), deren Zugriff nicht einfach so erfolgen 
kann.  

Falls das EPD soweit wäre (oder evtl. ist dies die 
falsche Frage und man müsste für eine kostengünstige 
Variante auf die normalen Unterlagen zugreifen etc.): 

- Mit dem EPD ist der Wunsch da, dass auf jenes 
anonymisiert zugegriffen werden kann. D.h. wird bsp. 
Bluthochdruck und Alter als R.-Faktor und med. 
Klassifizierung AIX sowie B1 ausgegeben, kann dies 
zentral definiert werden und erscheint dann in allen 
betroffenen EPD's mit einer Klassifizierung, die wohl 
erneut auf die Krankenkassenkarte (System) 
automatisiert geschrieben wird > Verknüpfung der 
Systeme. Weil: Wenn dies sicher funktioniert (was wohl 
10x getestet werden müsste), haben wir eine relativ 
gute Anonymisierung (man sieht jedenfalls nicht die 
Akten einer Patient:in) z.b. beim check-in (oder 
Spitäler), der mit der Krankenkassenkarte die R.-
Kategorie Info einsehen kann (und die Impfschienen 
Nachkontrolle). Für die kant. Anmeldeprozesse: da 
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bräuchte es nebst der Kategorie noch Adresse und 
Geb.-Datum etc. Aber auch dies wäre einfache Infos, 
die nicht die Einsicht in die Patientenakte 
erlauben/tätigen. Dies ist wie eine AHV-Nr./neue Rubrik. 

- Krankenkassen hätten evtl. die Aufgabe, diese kant. 
Anmeldeprozessen zur Verfügung zu stellen. Auch 
diejenige, die nicht kategorisiert wären. Vorteil: 
innerhalb der BGP (z.b. ü80) würde sich dank mehreren 
Kategorien [(med. Kategorien lassen sich vorgängig 
erstellen (ohne Pandemie) und während einer 
Pandemie priorisieren und dann in Beziehung setzen 
z.b. AXI Blutchochdruck, AI Alter, DI-DIX MS mit 
untersch. Varianten; I-i bis I-xi versch. Krebsarten usw. 
> Fachpersonen] die Möglichkeit ergeben, nochmals zu 
priorisieren. Zwecks Nutzenmaximierung bei hochroten 
BGP01 kann auch vorbeigegangen werden und fragen. 

- Ein Kontrollsystem speziell für Immunsuppressive 
fehlte da aber evtl. noch. 

Äusserst verletzliche BGP01, die von Arzt:innen 
behandelt werden - da erhält der Arzt ein bestimmtes 
Subsystem oder muss (Kontrolle) in einer Pandemie am 
ersten Tag der Herausgabe des Bundes in Bezug auf 
eine Priorisierung eine Kategorisierung vornehmen - 
das hilft zur Kontrolle (statt Zettel) wohl schon extrem 
bei bes. verletzlichen Personen (Achtung: Ü65 gehörten 
gesamthaft dann auch nahe den Immunsuppressiven 0-
64 J. (bin keine med. Fachperson)). 

Zusammenfassung: inaktiv oder fortwährend aktiv; 
manuell oder automatisiert; System EPD (+ 
Krankenkassenzeile/Krankenkassenkarte-Info) oder 
System 02 (vorhandene Systeme + externer Zugriff): 
Sie erhalten da viele Möglichkeiten > jene alle 
aufzulisten und von Fachexpert:innen beurteilen zu 
lassen, ist das Ziel. Kostengünstig, keine Kosten im 
Betrieb (ähnlich Krankenkassenkarte-Infos derzeit); nur 
med. Kosten, aber max. Patientenschutz sind die 
Skizzierungen. 

 

Es ist wohl eine neue Krankenkassenkarten-Info, die im 
System hinterlegt werden müsste. Ebenfalls aber 
müsste eine Kategorisierung übertragbar sein für die 
Anmeldeprozesse (Nutzenmaximierung) > Einladungen 
erste 2 Wochen. 
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- Der Patientenschutz am Impfzentrum selbst wäre 
jedenfalls gelöst. Wer zum Tagesarzt müsste, wäre 
komplett klar. 

 

Es können mehrere Gruppen AIX, BY bei einer Person 
da sein und weitere Klassifzierungen zur Priorisierung 
ermöglichen.  

Statt komplex, könnten das auch ganz einfache 
Priorisierungen sein wie bes. verletzliche 
Immunsuppressive > was wenigstens etwas ist. (siehe 
oben) 

Automatisiert würde dies eine Priorisierung ergeben, auf 
die in einer Pandemie zugegriffen werden könnte 
(kantonal - krankenkasse). Jedoch so, dass die 
Anonymisierung gewährleistet ist: z.b. der Kanton bei 
bestimmten Prozessen wie Anmeldung oder check-in, 
wo dies nicht wichtig wäre o.a. würde die 
Klassifizierung, aber nicht den Inhalt des EPD gesehen 
werden können - der Tagesarzt schon und hätte Zugriff 
(Spitalzugriff, Zugriff für andere Prozesse). Bei 
gewissen Klassifizierungsgruppen sowieso direkt zum 
Tagesarzt [das wurde alles schon beschrieben]. 

Jedenfalls: das müsste in Bezug auf Datenschutz und 
anonymisiert sehr gut ausgeklügelt sein - der 
Patientenschutz steht letzteren aber zuvorderst in einer 
Pandemie. 

- Fachexpert:innen sehen hier sicherlich Möglichkeiten 
und die Träger haben die Kompetenz, da abstufende, 
med. klare Reihenfolgen zu erstellen [wurde ebenfalls 
bereits erwähnt]. 

 

Problem: Diese Vorgaben - bin dazu keine Fachperson 
- und in Gesetzesbeschreibungen nicht bewandt - wäre 
ein Schwerpunkt des Bereichs Ausführung Impfstrategie 
BAG und EKIF > suche Fachpersonen für die 
Formulierung (Gesetz). Die rechts stehenden 
Vorschläge sind momentan unzulänglich und dürfen 
zwecks Ziel von den Trägern jederzeit verbessert 
werden (e.g. revEpG). 

 

Und weiterführend: Dies müsste jetzt bereits stehen. 
Auf BGP01 – d.h. die vulnerabelsten Personengruppen 
– ist in einer Pandemie besonders Acht zu geben. 
«Silent pandemic» - wo nur R.-Personen eine 
bestimmte Krankheit spüren - sollte vermieden werden, 
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wenn Todesfälle und Spitalbelastung drohen (auch im 
Nachgang; siehe BAG-Verweis auf Krebskranke und 
Ü65; corona und Grippe) > med. Fachexpert:innen.  

 

Es wurde über Virusvarianten gesprochen, die es irgend 
gäbe, wo einfach die Kapazität riesengross gehalten 
werden soll und dann klappt alles gemäss med. 
Strategie. Ich sah jene Virusvariante noch nicht, aber 
dies gehört med. Fachpersonen.  

Sie sehen gewisse Möglichkeiten dieser Lösung für - 
wie erwähnt - eine verbesserte Gestaltung der 
Anmeldeprozesse (Qualitätsmanagement) / Zugang 
zum Impfstoff der R.-Gruppen. Es könnte ebenfalls 
schnelle Virusvarianten geben, wo man 4 Wochen Zeit 
hat und der BR eine Impfpflicht für R.-Personen 
ausstellt. Dann kann man aber nicht rufen ,er söll emol 
cho', sondern das Ganze braucht ein ansprechendes, 
med., schnelles System. 

Entscheidungsprozesse der BGP abzukürzen z.b. durch 
Eingehen, ist keine Bevormundung, sondern 
Schnelligkeit. 

Zum Schluss sei abgeschlossen mit: Sie stimmen hier 
und in den nachfolgen zwei Artikeln über Ferien ab. 
Stützende Balken tragen in einer Pandemie den 
Patientenschutz; dann kann es auch stürmen; d.h. der 
check-in, welche von der Verantwortungsabgabe der 
Immunsuppressiven und der Ausführung der 
Priorisierung betroffen war, der Kanton, Impfzentrum 
etc.: jene werden Ferien haben, weil alles gelöst ist. 

 

21a siehe 21. Art. 21 und 21 a überschneiden sich hier mit 
den Erläuterungen. Auch Art. 24 ist einzubeziehen. 

 

In 21 a wird ein med. Klassifzierungssystem versucht, 
zu etablieren und die Vorgabe der Impfstrategie BAG 
und EKIF, BGP01 VOR einer Impfaktion zu fassen (und 
am besten vor der Pandemie) Rechnung getragen. 

Das Achten auf BGP01 ist zentral. Deshalb wird damit 
auch versucht, die Verantwortungsabgabe der 
Immunsuppressiven (hin- und herschieben) zu beenden 
mittels klarer Systemen. 

 

 

(Achtung: Juristische Fachex-
pert:innen dürfen jederzeit bes-
ser - aber im Sinne des Anlie-
gens - formulieren)  

art. 21 a  

1: wird ersetzt. (evtl. seperates 
Gesetz oder im EpG direkt) 

"Bund und Kantone definieren 
die gesetzlichen Grundlagen für 
ein medizinisches Klassifikati-
onssystem, das im Krisenfall si-
cher, kostengünstig, automati-
siert und praktisch Risikogrup-
pen fasst und gemäss medizini-
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schen Vorgaben für bsp den Zu-
gang zu Impfungen und Schutz-
massnahmen zu priorisieren ver-
mag." 

"Wenn nötig wird zusätzlich ein 
Teil- Kontrollsystem für beson-
ders verletzliche Personen (Im-
munsuppressive) geschaffen." 

"Anmelde- und Impfprozesse so-
wie Spital u.a. notwendige Sta-
keholder erhalten während einer 
Pandemie abgestuften Zugang 
zum medizinischen Klassifkati-
onssystem." 

 

"Krankenkassen und Kantone 
sind für Testläufe zuständig. 

"Verschiedene Möglichkeiten 
sind vorhanden. Vorgeschlagen 
wird eine neue Rubrik hinterlegt 
im System der Krankenkassen-
karte. Ein Verknüpfung der Sys-
teme (z.b. EPD/Spitalsystem) 
zwecks Nutzenmaximierung und 
Anonymisierung, d.h. Daten-
schutz wird vorgeschlagen."  

> es zählt jedoch nur die opti-
male Möglichkeit von Varianten 
(dies ist momentan noch unklar). 
Die Verknüpfung meint wie links 
beschrieben, dass bsp. Anmel-
deprozesse bloss rudimentäre 
Daten und keine Einsicht ins Pa-
tientendossier (egal ob EPD oder 
Spitalsystem) erhalten. D.h. es 
bleibt alles gleich (vom Daten-
schutz her). Eine Rubrik ("eine" 
heisst hier durchaus mehrere) 
hinterlegt bei der Krankenkas-
senkarte mittels einem ausgeklü-
gelten, med. Klassifikationssys-
tem erstellt + Testläufen (meint: 
getestet) ist ebenfalls anonym > 
kein Zugang zu Patientendos-
siers.  
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"Drop-in für Personen ohne 
Krankenkasse sind weiterhin 
möglich. Zugang und Anmel-
deprozesse dazu werden ander-
weitig priorisiert". 

  

24 2. «Auch habe es Schwierigkeiten in der Umsetzung der 
risikobasierten Priorisierung der Reihenfolge für die 
Anmeldung gegeben, da die Risikokriterien sehr 
detailliert und für viele Patienten/-innen schwer 
verständlich gewesen seien» (BAG-Evaluation) 

Der R.-Ratsbeschluss hat Patient:innen rausgestrichen 
und durch den Kanton ersetzt (Hinweis). 

Das sagt Folgendes aus: Der Patientenschutz wurde 
unter anderen den Patient:innen übergeben; Arzt-
Patientenverhältnis, was grundsätzlich bei einer 
Impfung gilt, gab es zwecks Notfall nicht. Aber die 
Patient:innen waren nicht darüber aufgefklärt. Die 
Gesundheitsfragen sollten obsolet sein - das 
Impfzentrum (auch in einer Medienkonferenz) kann die 
Verantwortung über die BGP01 nicht leisten - jene 
gehört(e) behandelnden Ärzt:innen, Tagesarzt, 
Patient:in, Spital usw. Die Verantwortung über die 
Immunsuppressive in der Gesellschaft wurde 
zugeschoben und da nicht untersucht, ob diese Wege 
klappen (nur wenige kamen mit Zetteln der 
behandelnden Ärzt:innen). Bsp: MS Patient:innen - die 
aber auf dem BGP Blatt des Bundes nicht auffindbar 
waren) gingen laut zufälliger Untersuchung in 1/3 der 
Stichprobe zum behandelnden Arzt VOR der Impfung. 
D.h. 2/3 wären auf die Gesundheitsfragen am kant. 
Impfzentrum angewiesen. Dass die Verantwortung das 
Impfzentrum nicht leisten kann, ist korrekt. Dennoch 
waren - verantwortlich für alle med. Belange ja nun, 
festgesetzt durch's Hin- und Herschieben, der/die 
Tagesärzt:in, welche/r unmöglich die Prozessgestaltung 
noch unter sich haben kann. Auf jeden Fall: jene/r + 
sensibilierste Gesundheitsfachpersonen an den 
Impfschienen waren mit den gegebenen Umständen 
nicht zufrieden, d.h. sahen den Umstand, dass sich 
nutzenmaximiert - Krebskranke kamen nachweislich 
durch - BGP behandeln lassen müssen. Ohne Vorwurf 
hat er/sie das beste aus der Situation gemacht 
(ärzt:innen haben oft eine positive und nicht wertende 
Grundhaltung z.b. Patientensicherheit Unispitäler; 
gemeint: ,die behandelnde Ärzt:innen würden da schon 

Art. 24, 1-5 fällt - wenn das 
Klassifikationssystem steht - 
weg/wird anders skizziert. 

 

Art. 24,2 komplett streichen. 
Gesundheitsdaten und 
Einwilligung (geht 
patientenschutzmässig nicht auf, 
wenn nicht obsolet) streichen. 

 

Das vorgeschlagene 
Ampelsystem für R.-Personen in 
der neuen Bestimmung 21.1.c.2 
könnte auch hier situiert werden. 
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auf die Patient:innen schauen'; diese Einstellung find 
ich gut. Se kümmern sich um Patient:innen und setzen 
ihre zeit da voll ein. Tagesärzt:innen teilten dies nicht, 
da an der Basis, aber sie sind positiv, wenn man sich 
bemüht und sich engagiert > Kommentarfunktion nicht 
in den Prozessen und durch Tagesarzt eingeführt; wäre 
entscheidend (Ausübung) zur Nutzenmaximierung ohne 
System + päd. Fragen). 

 

Was damit gemeint ist: ,chronisch' und 
,immunsuppressiv' sollten obsolet sein, sind es aber 
nicht.  

"Die erforderlichen Anmelde-, Registrier- und 
Terminsysteme mit einer Impfdokumentation 
bereitstehen. Dies wird aufgrund der Erfahrungen mit 
Covid-19 neu auf Stufe Gesetz geregelt und präzisiert" 

> der Kanton hat nicht die Ressourcen dazu, Anmelde- 
und Terminsysteme zu kaufen oder zu erstellen (war 
Teil der Strategie des Bundes > stellt Instrumente zur 
Verfügung). 

 

"Ferner soll das BAG anonymisierte Impfdaten aus den 
elektronischen Patientendossiers (EPD) für das 
Monitoring verwenden dürfen[.]" 

> diese Impfdaten sind immer noch auf Stufe 
Gesundheitsfragen und keine wie oben beschriebene. 

 

Kommen wir zum Durchimpfungsmonitoring. Die 
Gesundheitsfragen haben nicht diese Bezeichnung; 
werden z.b. als Gesundheitsdaten ausgelegt. Die 
Fragen und die Vorgehensweise/Methodik ist gleich 
geblieben.  

Einzig kommt hinzu, dass der Impfstatus gemeldet wird 
> was aber wohl auch schon vorher der Fall war. D.h. 
diese Daten lassen sich auf der BAG Homepage oft 
entnehmen > hier lässt sich ein Ampelsystem für R.-
Personen situieren (was gefordert wird). 

Fazit: Das Durchimpfungsmonitoring kam nicht weiter 
und blieb stehen - steht abseits aktueller/flexibler 
Diskussionen der Träger über die Ausführung der 
Priorisierung - und hat sich aufgrund untersch. 
Schwerpunkt nicht bewegt. 

Mit ein paar Zitate seien die Gesundheitsfragen als ein 
Bundessystem an die Kantone aufgeführt und Aspekte 
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skizziert. Zur Erinnerung: Gesundheitsfragen waren: 
"sind sie immunsuppressiv/chronisch krank/nahe bei 
BGP/Gesundheitsfachperson/schwanger/schwere 
Impfreaktionen früher gehabt." 

"Neben dem Impfstatus (das heisst, ob jemand gegen 
eine bestimmte Krankheit geimpft ist oder nicht, inkl. 
Informationen dazu, wie viele Impfdosen er/sie erhalten 
hat und wann er/sie diese erhalten hat) können auch 
weitere Informationen erhoben werden – zum Beispiel 
die Kenntnisse oder Einstellungen zu bestimmten 
Impfungen." 

> das meint alles in den Fragen. d.h. z.b. die Reaktion 
auf vergangene Impfungen. 

 

"Beispielsweise dürfen sie Informationen aus dem 
Impfbüchlein verwenden, wenn die Teilnehmenden an 
einer Erhebung das Büchlein zur Verfügung stellen. Die 
Verwendung des Impfbüchleins hat den Vorteil, dass es 
besonders verlässliche Informationen über den 
Impfstatus liefert. Sie dürfen Gesundheitsdaten, d. h. 
besonders schützenswerte Personendaten, bearbeiten 
– dazu zählen neben dem Impfstatus z. B. auch das 
Vorliegen einer Schwangerschaft oder Angaben zu 
bestimmten Erkrankungen. Ebenso dürfen sie sonstige 
relevante Personendaten (z. B. Beruf, Geschlecht) 
bearbeiten, anhand derer das Impfverhalten nach 
Zielgruppe ermittelt werden kann." 

> schwanger tritt hier auf; "bestimmte Erkrankungen" 
meint: (chronisch krank, immunsuppressiv > in der 
Praxis kaum einzelne Krankheiten abrufbar (päd. 
Ausdeutung mit Plakaten vor dem Impfzentrum), d.h. 
dass dies angegangen wird. Die Zeit der Abfrage bei 
1'000 Leuten pro Tag wäre zu kurz. Beruf: die Frage, ob 
Gesundheitsfachperson. 

 

"(z. B. Impfung gegen, Impfstoff, Dosis, Datum, an dem 
die Impfdosis verabreicht wurde, unerwünschte 
Impferscheinungen), soziodemografische Angaben (z. 
B. Geburtsdatum, Geschlecht, Beruf), Angaben zum 
Gesundheitszustand (z. B. Schwangerschaft, 
Grunderkrankungen) sowie Kenntnisse/Einstellungen zu 
Impfungen. Ausserdem werden Kontaktangaben (z. B. 
Name und Anschrift) verwendet, welche für die 
Durchführung der Studien unabdingbar sind." 
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> ,Einstellung zu Impfung' weiterhin unklar. 
Grunderkrankungen = chron. Krankheit. 

Kurz: einiges wird allenfalls bei Eintragen des 
Impfbüchleins getätigt; vieles ist einfach das OK für die 
Verwendung im Termine-Programm oder den 
Nachweisen. Das meiste ist beim check-in situiert. 

Das heisst folgendes: die Ausführungen sind äusserst 
überhöht in Bezug auf Relevanz sowie Nutzen, d.h. die 
Verwendung ebenfalls > intransparent. Hier wird auf 
Sicherheit gebaut. Dazu muss man Schritt für Schritt 
einen Vergleich anstellen, was hier steht und wozu die 
Fragen wirklich verwendet werden.  

 

"− Die Teilnahme an den kantonalen Befragungen zur 
Erhebung des Anteils an geimpften Personen bleibt 
freiwillig und setzt die freie und ausdrückliche 
Zustimmung der Teilnehmenden voraus. Die betroffene 
Person muss diesbezüglich einen informierten 
Entscheid treffen können. Die Zustimmung muss klar 
erkennbar sein; sie muss jedoch nicht schriftlich 
erfolgen." 

> dazu liesse sich vieles sagen und dies kann in 
Gesundheitsfragen.pdf alt nachgelesen werden. In der 
kurzen Zeit und mit all den Einschränkungen kann keine 
Aufklärung erfolgen - allein eine Gesamtfrage und 
kausale Ausdeutung für den Patient:in am check-in ist 
eine gute, aber zutiefst unsichere Sache, die der 
Nutzenmaximierung entgegensteht. 

 

Das Patient-Arzt Verhältnis ist gedreht, wobei der 
Patient:in nicht klar ist, dass gewisse Fragen nicht 
obsolet wären; er weiss dies gar nicht (nicht einmal das 
Personal weiss dies ohne Nachfrage) - d.h. die 
Verantwortungsabgabe an andere (was die BGP01 
betrifft) wird hier erneut nicht aufgeführt. Hier heisst 
dies: Die Daten sind klar und von Nutzen; in der Praxis 
sind die meisten obsolet und die Verantwortung ist 
erneut ausgelagert. 

 

Oder im EPD Absatz 4: 

"In der zentralen Ablage sollen (Patienten-)Daten zu 
erhaltenen Impfungen, unerwünschten 
Impferscheinungen und bereits durchgemachten 
impfverhütbaren Krankheiten geführt werden." 
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> die bisherigen Ideen zu Datenentnahme im EpG u.a. 
helfen nicht im Sinne einer Fassung und schnelleren 
Priorisierung der BGP01. Es sind kleine Details, die mit 
Prozessen im Impfzentrum (wie Terminkontrolle, prüfen 
des Impfausweises) und einigen Daten zu bereits 
vorhandenen Statistiken getätigt werden. Das Ganze 
wird äusserst überhöht beschrieben/umrahmt 
(Untersuchung würde dies zeigen). 

 

Es wird noch beschrieben, dass "Studien durchgeführt 
werden" bei der Impfaktion. Dies sind 1-2 Fragen wie 
Erstimpfungen (die kaum genau erhoben werden 
können); ober gerade die Gesundheitsfragen tätigt der 
check-in. Also dann haben wir eine Studie durchgeführt, 
besten Dank. ;-) Dann nochmals die Resultate dieser 
Studie. :-) 

In Bezug auf Absatz 1 liegen folgende Ergebnisse vor 
(Gesundheitsfragen.pdf und Ausgangsdokument 
Gesundheitsfragen): 

 

"Absatz 1 entspricht materiell dem bisherigen Recht: 
Das BAG ist dafür zuständig, regelmässig zu 
überprüfen, ob Impfmassnahmen zweckmässig und 
wirksam sind. Es bezieht dabei die Kantone ein." 

> wir lasen selbst die BGP Liste des Bundes online 
nach; die Gesundheitsfragen sind vom Bund an die 
Kantone erteit worden (Nachweis damals online). 
Ergebnisse:  

1. Gesundheitsfachpersonen verstanden mehrere 
Fragen als einzige wirklich - oh Wunder - / 
Terminologie. z.b. chronisch krank und 
immunsuppressiv. Ebenfalls den Sinn dahinter (für 
Personen nicht in diesem Fachbereich = verstanden 
nicht). 

2. hat man die Terminologie ausgedeutet ein wenig, 
verstehen dies auch Patient:innen ausserhalb des 
Gesundheitssektors. Studienergebnis zwei. ;-) 

3. Eine ausgedeutete päd. Gesamtfrage mit kausaler 
Begründung, was den Patient:in veranlasst, dass 2-3 
Fragen wichtig sind,  

- d.h. das Patient-Arzt Verhältnis wirklich dem Patient:in 
zu übergeben, wie man das ja unter anderem tat - dann 
kommt mehr Info.  

Essentielles wie Kommentarfunktion an Tagesarzt kam 
dazu, was nirgends in Prozessen ausgearbeitet war. 
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Die Gesundheitsfragen sollten obsolet sein - die 
Verantwortung kann das Impfzentrum nicht 
wahrnehmen.  

Testläufe würden zeigen, dass Patient:innen bei päd. 
Gesamtfrage und begleiteten Info-Plakaten vor dem 
Impfzentrum in versch. Sprachen etc. für nicht-obsolete 
Fragen mehr Infos geben > und zum Arzt-Zelt schicken 
kann. Der Zeitdruck, akustisch, schnell impfen gehen, 
Angaben nur dem Arzt in der CH sagen, Sprachen usw. 
machen dies immer unsicher. Auch mit einer 
zusätzlichen Gesamtfrage oder dem Gebrauch der 
Kommentar-Funktion. (Schluessel-Kapitel_Petition), die 
aber wichtig ist. 

 

Beim letzten Vergleich: Als Testlauf würde dann ein 
med. Klassifizierungssystem hinterlegt bei der 
Krankenkassenkarte. Dies löst beim check-in mit 
grossem Abstand alles und der Patientenschutz ist 
gewährleistet. Danach liessen sich auch Daten fassen; 
statt ein Durchimpfungsmonitoring ein 
Ampelsystem/Monitoring der Ausführung der 
Priorisierung / für R.-Gruppen / BGP01. 

 

Klare Grenzen müssen wohl bei E-Projekten bei Kosten 
vs. Nutzen genzogen werden > nicht wegen fancyness 
o.a. - Runterfahren. Damit die gesundheitliche 
Sicherheit berücksichtigt wird und solches möglich 
wäre. Übervorteilung nützt hier nichts bei Daten 
(qualitatives Kommunikations- und 
Machbarkeitskonzept). 

> Gerne können Testläufe dazu getätigt werden in 
diesem Bereich. Expert:innen vermögen hier 
konstruktive Lösungsansätze zu erkennen / einfache 
Komplexität herzustellen.  

Mit einer einzigen Rubrik oder Info auf der 
Krankenkassenkarte ist das Fassen VOR einer 
Pandemie nach Impfstrategie BAG und EKIF möglich. 

 

 

 

 

24a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

44 

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

33             

37a             

40             

40a             

40b gut. Dies war ein Anliegen einer ersten Petition 2020. 
[seitens Träger unabhängig zum selben Schluss 
gekommen; nicht so bsp. bei der Ausführung der 
Priorisierung].  

Gemäss Laien-Kenntnis: Die Arbeitgeber sind zuständig 
für den Schutz der Arbeitnehmenden. Ebenfalls sind 
weitere Gesetze und Bestimmungen anwendbar. Dies 
wurde so in einer Diskussion kommuniziert. Weshalb 
klappt dies in dem Fall in einer Krise nicht? Benötigt es 
manchmal Gesetze, um andere zu stützen? (Frage als 
nicht gesetzlich bewandter Laie) Kein Gesetzesverstoss 
wurde geahndet (?)  

Der Artikel ist gut.  

  

41             

43             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Vollkommen einverstanden heisst meist 
zusätzlich, dass hier keine Kenntnisse seitens des Lesers (mir) vorliegen und kein Beitrag 
geleistet werden kann. Aber auch gut.     

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, 
Gesundheitsversorgung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden? 
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Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

44 b. 1. 

1. Zusatz zu Schutzgütern wie Impfstoffe, die ablaufen 
und niemand benötigt. Die Verhältnissmässigkeit wird 
gewahrt. 

 

b.2. Gemäss Informationen fehlt immer noch Geld für 
die nötigen Hilfslieferungen weltweit. sei es 
Afghanisthan (zu gegenwärte Krisen zuständige 
Gefässe kontaktiert). Dies sind nachhaltige Zahlen und 
Daten. Einfache Gesundheitskrisen oder Krankheiten 
existieren. Die CH Währung ist am höchsten und kann 
sehr viel bewirken. 

> Ziel. Dass die notwendigen Unterstützungszahlungen 
zu Hilfslieferungen zusammenkommen > Hunger weg. 
Dass die CH endlich erneut reich wird. 

b. 3. ist unzulänglich - wie alles natürlich - gesetzlich 
beschrieben (sehr schlecht für die R.-Personen und die 
betroffenen Opfer) und aufgegleist. Wimbledon ergab 
mal für den Sieger 200'000 CHF (das ist noch nicht so 
lange her), srf Beitrag zum Frauenstimmrecht Kt. VS 
1957; man darf einfach nicht vergessen, dass die 
Vermögungsverteilung damals eine andere war. 

Im Sportbereich könnten neue Ideen gelten wie 
(komplett aus Laiensicht), ab einem gewissen Wert von 
Produkten und Spieler:innen greift eine Armutsklausel. 
vgl. Marktwert Ronaldo 2015. Davon werden aber nur 
20 Mio. CHF an die Klubs überwiesen und die restlichen 
100 Mio. CHF an nachhaltige Projekte (Hilfslieferungen 
weltweit). Grosse Aufmerksamkeit gälte auf die 
Sicherheit und sicheren Projekten > Clubs dürften dies 
nicht selbst entscheiden, sondern Expert:innen (uno?). 

Auch auf Luxusgüter könnte dies der Fall sein, spendet 
ein Land, bsp. Saudi Arabien, von den Reichen her 
derzeit nicht genügend usw. 

b. 1. "Er gibt überschüssige 
Schutzgüter wie Impfstoff 
betroffenen Ländern in Not / regt 
Generika-Produkte an (Bereich 
Impfungen)" 

 

b.2. "Notwendige 
Unterstützungszahlungen für 
Kampf gegen Hunger (Kinder) 
und Krisenregionen werden 
geleistet. Med. Leistungen wie 
Kampf gegen einfache 
Krankheiten werden seitens BAG 
maximal verfolgt." 

b.3. "um b1 und b2 zu erreichen 
wird das Spendenvolumen der 
Reichen in den Blick genommen, 
nachhaltige Prozesse erwirkt und 
bsp. bei exorbitanten Beträge 
(Sport, Luxusgüter) angesetzt."  
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Im Sport beträfe dies Olympia, Fussball, Tennis, 
Eishockey, Motorrennsport und überall, wo grosse 
Summen der Fall sind. Dann Luxusgüter Yachten usw. 

Es kann nicht sein, dass notwendige 
Unterstützungszahlungen weltweit nicht 
zusammenkommen, dafür exorbitante Summen 
irgendwo anders der Fall sind. 

Ich möchte erneut Schmuck an Häusern - wie im Kt. GR 
-; etwas, was Wert hat, was den höchsten Wert besitzt. 

Das war keine Kritik am Spendenverhalten der Schweiz 
und geht in eine globale Richtung. Man muss erneut 
sehen, was wirklich reich macht und wichtig ist. Das 
Leben eines Kindes vor dem Hunger zu bewahren: was 
genau steht da drüber? 

[nicht adäquat hier beschrieben; nicht befugt, den 
Opfern die Schuhe zu putzen; nicht richtend gegen 
Personen]. Ideen formulieren diejenige, die das auch 
können. Hilfsorganisationen, med. Fachexpert:innen, 
Rechtspersonen, Statistiker:innen, Psychologie und 
viele mehr. 

 

Wo anders können nachhaltige Ideen dazu geleistet 
werden? Die Schweiz ist immer noch eines der 
wenigsten korruptesten Ländern der Welt auf 
institutioneller Ebene.  

44a 2 d. Gewisse Daten und Zahlen, derer nicht erinnert 
wird (im Zuge von allfälligen Systemen). Die aber 
automatisch sein müssten und extern ausgewertet > 
keine unnötige Belastung der Spitäler und admin. 
Aufwand für Ärzt:innen / Gesundheitspersonal. 
Menschl. Fehler bei Gesundheitsprogrammen 
minimieren (durch Aufbau / Konzeption). Aufwand 
minim halten > Grenze ist der Patientenschutz.  

2 d. "die Auslastung von 
Spitalkapazitäten durch 
ungeschützte BGP (Impfstatus)"  

44b             

44c             

44d             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden? 
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Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

47             

49a             

49b Wir haben es mit einer paradoxen Situation zu tun. 
Vieles wurde vergessen, aber ein Nachweis hilft dem 
Patientenschutz in grossem Masse. 

Ein Schwerpunkt auf die Sicherheit der Nachweise 
bringt evtl. mit sich, dass Drop-in schwieriger wird (für 
jegliche Personen) und sich BGP kurzfristig nicht ohne 
3 Ausweise dafür entscheiden können. Dies einfach im 
Blick behalten.  

Auch wenn Prozess-Dokumente, Vorgesetzte usw. dies 
offensichtlich auf den Patientenschutz einstellen (und 
Systeme verknüpft werden) [000, aber äusserst implizit 
bei Krankenkassenkarte; Regel des Tagesarztes: kein 
BGP geht ohne Impfung raus vs. Krankenkasse 
(sensible Info)]:  

Interessen (z.b. finanzielle Abgeltung), die sich gegen 
den Patientenschutz in einer Krise stellen, sind sehr 
schnell da und werden letzterem überlagert (z.b. durch 
fehlenden Überblick). So auch Kontrollen zur 
Zertifikatssicherheit, die eine andere Ursache haben als 
fehlende ID (z.b. mehrere Schlüssel an Sicherheitsfirma 
irgendwo im Kt. SG [sensible Infos] nach 
Ladenschluss). Ursache und Lösung müssen in einem 
Zusammenhang stehen. Die BGP01 - Tagesarzt hat die 
med. Verantwortung - stehen im Zentrum. 

 

Nachträgliche Busse/Abrechnung mit Zusatzkosten 
oder erneutes Vorzeigen (wie GA Sbb) eines Ausweises 
(im Falle BGP01 für die Zertifikatssicherheit und KEINE 
Ablehnung im Impfzentrum einer BGP01 (Vorgabe 
Tagesarzt; med. ist eine Abweisung unbegründbar) wird 
als adäquat betrachtet. Lösungsorientiert in einer Krise 
in Bezug auf BGP01 handeln, ist wichtig. 

2. 1 "Der Nachweis und die 
dazugehörigen Prozesse dürfen 
den Patientenschutz von BGP 
nicht gefährden oder den Zielen 
einer Impfaktion im Weg stehen." 
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Es dürfen keine Bestimmungen - in Absprache mit 
Krankenkassen - existieren, welche R.-Personen 
schaden.  

 

Ferner gibt es Leute, die ein Zertifikat sich ausstellen 
lassen, damit sie fliegen können; diese Funktion spricht 
somit noch mehr Leute an und ist gut. Es wird 
angenommen, durch internationaler Vergleich wird die 
Sicherheit eines Nachweises nochmals erhöht. 
Warteschlangen - z.b. bei Impfzentren - entstehen (der 
Bund spricht auch zuvor von möglichen Engpässen und 
Kapazitätsüberlastungen während dem Start einer 
Impfaktion); alles, was mit Reisen zu tun hat etc. Es 
besteht die Möglichkeit, dies zwecks den R.-Personen 
zu Anfang einer Impfaktion auszulagern 
(Sicherheitsanwendung auf der Gemeinde), falls BGP 
und Anderweitiges zusammenkommt. Es geht hier bei 
einigen vulnerablen Gruppen um ihr Leben und nicht ob 
sie dann reisen (oder an der Gesellschaft teilnehmen 
können). 

 

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

50 Unterstützt du damit auch gesellschaftliche, 
Zusammenhalt-Projekte für R.-Personen. das wäre 
toll/cooler Artikel. ;-) vgl. am Ende. Jedoch hierzu keine 
finanzielle Hilfe bentötigt (Einsatz der Zivilgesellschaft). 
Bestehendes wie Kulturkommission, Kantone reichen.  

Natürlich ist klar, dass vordergründig wichtige med., 
wiss. Untersuchungen und Projekte damit gemeint sind 
(e.g. nfp 78) und dies ist maximal wichtig. 
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50a             

51             

51a             

52             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   ich verstehe hierzu wenig und der 
Gesetzestext scheint hier recht professionel.     

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

53             

54             

55 "Regelungen zum Fachkrisenstab des bei der 
Bewältigung einer Krise federführenden Departementes 
müssen nicht auf Ebene des formellen Gesetzes 
geschaffen werden, sind jedoch auf Stufe 
Bundesratsverordnung oder Departementsverordnung 
vorzusehen" 

Regelungen und Evaluationsergebnisse zu den 
Krisenstäben finden sich in den ca. 31 Evaluationen und 
Schlussbericht_Kapitel 4 (Zitate aufgeführt).  

> mit dem Monitoring wenig beschäftigt.  

Krisenstäbe haben grosse Stärken, aber auch 
Schwächen. Fachlich ist die Organisation nicht 
untersucht worden; resp. einzelne Ergebnisse der KdK 
u.a. finden hier noch keine Eingang. Eine mittlere 
Lösung war, dass die fachliche Verantwortung bei den 
Departementen liegt und Monitoring-Netzwerke 
geschaffen werden (pendent). In den 
Ausgangsdokumenten wird später noch wie erwähnt die 
Zusammenstellung der Ergebnisse des Kapitel 4 
genauer skizziert werden (bis 2027).  
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Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

58             

59 5. Ist da Roche drin? "In den letzten Jahren hat sich 
gezeigt, dass auf wissenschaftlicher Seite ein 
wachsendes Bedürfnis besteht, gesundheitsbezogene 
Personendaten im Kontext des EpG für 
Forschungszwecke verwenden zu können[.]" 

Roche, Novartis usw. haben sich nicht - entgegen den 
Aussagen in den Evaluationen - für den Patientenschutz 
interessiert (keine generelle Bewertung; aufgrund einer 
einzigen Anfrage). > falls dieser Austausch dem 
Patientenschutz dient (Roche > Medikamte; arme 
Länder Krankheiten heilen (gegen wenig Geld), Schutz), 
ist dies sehr cool / vollkommen i.O. (habe hier rein 
keinen Überblick über die gesamten Stränge). 

      

60             

60a             

60b Zum CT System kann nichts gesagt werden [ferner Laie 
in dieser Frage; bereits eine Untersuchung mittels 
Expert:innen nötig, um einen solchen Aspekt zu 
beantworten]. 

Ein externes Monitoring über diese Frage existiert nicht; 
wäre aber evtl. nötig. Problem: Es steht oft die Aussage 
des Bundes über die Wirksamkeit eines Systems.  

Zweitens fiel auf, dass sich Auftragnehmer beim Bund 
gern bedienen(?) Dies ist i.O., wenn nicht (bezahlte 
Leistung und nicht darüber) und der med. Output 
stimmt; aber nicht, wenn die Qualität es nicht tut. Falls 
sich der Bund bereits mit einem Versprechen an einen 

      



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

51 

Anbieter vertan hat (und nun zahlen muss) für die 
Kantone, ist dies nicht das Problem der Kantone; solche 
Schwierigkeiten sind auch nicht dem Patientenschutz 
voranzustellen. 

Die Frage der Zentralisierung der Systeme im Bereich 
CT oder Anmeldesystem ist eine situative: Es scheint 
Situationen zu geben - auch während Krisen -, wenn 
spezifische Kontroll/Monitoring-Aspekte gesetzt sind, 
dass ein gewisser Wettbewerb zu möglichen 
Weiterentwicklungen und qualitativen Auswahlverfahren 
(gegenseitiges Ergänzen) führen kann, welcher den 
Patientenschutz stärkt. Statt 1 System, das dann nicht 
die erforderlichen Bedingung mit sich bringt und/oder 
sich nicht weiterentwickeln lässt. Oder eben daran 
jahrelang mit hohen Kosten/Betriebs-/Sicherheitskosten 
gebaut würde (Ausnutzen der Bundesfinanzen (?)). 

(dies ist sehr hart umschrieben und ist nicht gegen 
Person oder Teams/IT-Systeme der Pandemie, welche 
alles gegeben haben, und ohne jene Grundlegendes 
nicht möglich gewesen wäre) 

Wenn die Kantone mit bereits bisherigen CT Systemen 
gut zurechtkamen, und der Patientenschutz nicht 
gefährdet, sondern dank Wettbewerb (was die 
Möglichkeit von Qualitätmanagement/fachlicher 
Bewertung zur med. Sicherheit einschliessen müsste) 
sich erhöht, können Kantone ihre Entscheidung 
innerhalb Testläufe selber bestimmen - und qualitative 
Systeme werden sich durchsetzen [wenn 1 System 
alles Qualitative zusammen aus den bisherigen 
interpretieren und ggf. aufnehmen]. Voraussetzung ist 
wie erwähnt ein med. Monitoring; die Pflicht zur 
Erstellung von Evaluationen o.ä. (gegenseitige 
Bewertungen); auch der Bund kann hier mitgestalten.  

Beobachtung: Mit dem Prüfen der Systeme kommen 
Monitoring-Stellen gar nicht nach, resp. es gibt keine. 

> [das Ganze gehört Informatiker:innen, 
Fachexpert:innen usw. Dies ist eine äusserst limitierte 
und ungenügende Betrachtung]. Sie können dazu die 
ethz fragen, Statistik, Mediziner:innen uws. 

 

60c             

60d             

62a             

69             
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Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 
6c oder 7) 

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage 
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen 
mit Finanzhilfen unterstützen kann? 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. 

(bitte unten erläutern und auch die nachfol-

gende Frage beantworten) 

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ 

Erläuterung: 

Patientenschutz und sichere, wirtschaftliche Verhältnisse beissen sich in einer Krise nicht. Die 
wirtschaftlichen Massnahmen trugen zu Stabilität bei, was den Patientenschutz nur stärken kann.  

 

Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen 
werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

70a             

70b             

70c             

70d             

70e             

70f             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

53 

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

74             

74a "dem indirekten Schutz besonders gefährdeter 
Personen." ich habe zwar nicht alles verstanden, aber 
dass hier Kosten für die BGP übernommen werden, ist 
äusserst lösungsorientiert und steht gegen kleinliche 
Regeln (z.b. wenn die Krankenkassenkarte eine BGP 
nicht dabei hat, darf sie sich nicht impfen lassen) und 
hilft der Nutzenmaximierung ungemein. 

      

74b "Bei Personen, die über keine obligatorische 
Krankenpflegeversicherung nach dem KVG13 verfügen, 
trägt der Bund die Kosten [.]"  

Das ist sehr gut und klingt äusserst zweckdienlich. 
Ebenfalls bei den weiteren Absätzen. 

      

74c             

74d             

74e             

74f             

74g             

74h             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:    

(komplette Laiensicht): In bestimmten Fällen: Zwecks Nutzenmaximierung (z.b. Schutz der 
R.Personen) können Spielereien mit den Kosten getätigt werden, um die R.-Personen zu 
schützen. Vorgabe: Bereits zu Anfang muss man anscheinend sparen (aber nicht beim 
Patientenschutz), d.h. sorgfältig mit den Finanzen umgehen, um R.-Personen vorgängig zu 
schützen (pädagogisches Konzept). Dies stellt eine Lehre der Pandemie dar > Fachexpert:innen 
Patientenschutz und Medizin. 
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Kantonale Kosten vermögen freiwillig selber übernommen werden (weniger als 1 
Krankenkassenmonatsprämie / Erwachsene mit einem Finanzierungsplan über 3 Jahre und bsp. 
ein Danke seitens Träger usw. Kosten Kt. BE pro Person ca. 40 CHF/Monat über 1 Jahr oder 15 
CHF über drei Jahre).  

Statt die gesamten Kosten nur solche, die für R.-Personen direkt aufgewandt oder in Beziehung 
gesetzt werden z.b. 50 CHF Impfaktion / Kopf (50 Mio.), Ersatz Spitalauslastung 100 CHF usw., 
um bei Bedarf länger durchhalten zu können. 

Oder gesunde Personen, die wollen, bezahlen in einer Phase freiwillig 30 CHF Impfdosis für R.-
Personen (medienwirksam / Eingehen BGP01). Hilft indirekt anderen Aspekten, aber zuerst dem 
Patientenschutz (würde länger eine Krise aushalten / Druck standhalten). Diese bestimmten Fälle 
gehören päd. und psych. Fachpersonen und sind aus Laiensicht im Kapitel Kt. BE, 
Schlussbericht_GPK skizziert. 

Thema: Sparen und Finanzierung zum Schutz der R.-Gruppen während einer Pandemie. 
Beobachtung: nur ca. ein Drittel der aufgewandten Finanzen kommt den R.-Gruppen direkt 
zugute. Wichtig scheint, relativ schnell zu sparen (Einsatz der Freiwilligen / Zivilgesellschaft / 
Vereine), um lange auszuhalten (nicht beim Patientenschutz sparen; Bereicherung z.b. 
zurückfahren). Das Sparpotential durch Freiwillige (Impfaktion) ist durchaus da. Finanzen können 
auch gebraucht werden, um R.-Personen anzugreifen, indem hohe Kosten aufgewandt werden 
(bsp. um damit den Einsatz der Armee zu fordern usw.). Die EFK und Departemente haben hier 
eine Kontrollfunktion.     

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

75             

77             

80             

81a             

81b Dieser Aspekt würde eine ganze Untersuchung 
erfordern. Es wird so aufgefasst, dass dieser Einsatz für 
die Armee selbst gilt.  

Für die Gesellschaft: Dies wird im Schlussbericht 
diskutiert. Die EFK hat über die Anwendung des 
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Subsidiaritätsprinzips geschrieben (es gab Fälle, wo 
Vorgesetzte des CT schnell staatliche Hilfen 
forderterten (aus Unzulänglichkeiten, d.h. absichtlich 
darauf hinarbeitend)). 

Da gibt es ja klare Vorgaben. 

Zweitens: die Sichtweise der dritten Impfaktion (in 
Gespräch mit Zivilschutz) hat ja mit den Erfahrungen 
der ersten Impfaktionen nichts gemeinsam: d.h. ohne 
Fachexpert:innen können da keine Schlüsse gezogen 
werden. 

Wichtig: Ausführungen wurden als reine K1 Leistungen 
oft unterschätzt (Bund - Kanton; Kanton usw.). Auf der 
einen Seite: Jungen Menschen soll nicht die Chance 
genommen werden, in einer Krise mitzuhelfen 
(Partizipation). Auf der anderen Seite: 
Monitoringstrukturen entstehen evtl. durch 
Durchmischung [Eingrenzendes im Schlussbericht]. 
Und das geht auch über unterschiedliches Alter, 
Geschlecht, Pflegende / Ärzte (vertikale Durchmischung 
im Gesundheitswesen, aber auch sonst (HR 
Expertenwissen); im Spital, als Hausarzt usw.). Zudem 
hat der Kanton 2-3 eigene med. Gefässe, die sich 
gegenseitig evaluieren.  

Der Sicherheitsdienst bestand aus Personen untersch. 
nationalen Hintergründe (Migrationsstatus) > vielleicht 
durch zivile, heterogene Unternehmen weniger sicher 
(Zertifikatssichereit), aber ansprechender (Diskussionen 
usw.) für R.-Personen.  

Die Monitoring-Verantwortung läge in militärischen 
Strukturen allein bei einzelnen Personen. Das kann wie 
in med. Kristenstäben (Bund, Kanton) funktionieren, 
hängt aber (stärker?) von einzelnen Personen ab [die 
Erklärung ist nicht korrekt > diese Systemanalysen usw. 
gehören Fachexpert:innen]. Das VBS ist seit mehreren 
Jahrzehnten bemüht, konstruktive und 
lösungsorientierte Strukturen zu stärken. Dies ist je 
nach Vorgesetzte in vollem Umfang der Fall. Wichtig ist 
hier, das Ganze genau gleich auf Kantons- oder 
Bundesebene zu sehen: dies ist dieselbe Problematik in 
Krisenstäben. Und das kann - aufgrund untersch. 
Sichtweise - ohne Problem funktionieren. Das 
Gefahrenverhältnis ist nicht berechnet: These oben, wie 
die Gefahr auf das Monitoring beschränkt wird, ist eine 
laienhafte. Der Einsatz - wenn gemäss Prinzip - wird 
also in bestimmten Fällen durchmischt vorgeschlagen. 
Das gilt für Bund und Kanton genauso > hätten alle vom 
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Gesundheitsamt einer einzigen Abteilung in einem 
Impfzentrum gearbeitet oder ein Unternehmen, das 1 
Arzt aufweist = dasselbe. Eine differenzierte 
Durchmischung scheint interessant/sicherer. 

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

82             

83 In der ersten Eingabe an die GPK (einziges, längeres 
Dokument, was nicht auf one drive situiert ist) am 
31.01.23 wurde dies besser erläutert. Kein Richten war 
das Ziel. Nicht auf die Person, sondern Gedanke: Jede/r 
kann diese haben und ein Richten/Vergebung ist in 
einer Leistungsgesellschaft schwierig. Eine Übersicht 
hat man nie; die eigenen Fehler und Gedanken zu 
einem Thema sieht man z.b. nie; der Überblick ist nicht 
vorhanden. Dies ist gefährlich und kann nur schlecht 
hier skizziert werden. Gerne halte ich mich einfach an 
eine objektive Betrachtung und trenne das. 

Als Bevölkerung: Das obligatorische ,etwas/jemanden in 
den Mistbhaufen werfen' (was nicht verdient ist, aber 
egal), wird vorgebracht. 

Hier gilt keine Partei (wenn, dann wäre dies wohl überall 
drin und es gibt kein Eingrenzen) oder gegen die 
Person. Die komplexität ist nicht abgebildet. Es geht 
psych. Aspekte - die ebenfalls keinen anderen psych. 
Krankheiten vorangestellt werden sollen oder auf die 
Person -, die dazu führen, R.-Personen in Pandemien 
ihren Schutz zu missgönnen. Das tut niemand im 
Parlament. Darum geht es hier. Und gemäss limita oder 
castagna stellt man sich in so einem Fall vor die Opfer. 

p. "Ein offenes wie verstecktes 
Vorgehen gegen R.-Personen 
und Schwächere ist strafbar." 

> das Bundesamt für Justiz mit 
med. Trägern kann Geeignetes 
ausarbeiten. Es geht hier darum, 
dass Verantwortliche keine 
Wege, d.h. absichtlich eingehen 
dürfen, um R.-Personen explizit 
Schutz vorzuenthalten. 

q. "Waren R.-Personen bedrängt 
oder wurden ungerechtfertigt 
behandelt, tritt als erstes p. zum 
Zug. Im Nachgang oder bereits 
während einer Krise werden 
unentgeltliche Projekte für 
erstere und weiterführende 
[gemeint: Arme in 
Armutsregionen] getätigt, um zu 
zeigen, wie viel Wert sie uns 
sind" (siehe unten). 

> meist überhaupt keinen 
Überblick über Leidsituationen 
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Es geht hier somit nicht um Gedanken, sondern um 
einen rechtlichen Schutz der Opfer. 

p. versucht eine Strafbarkeit festzusetzen. und ist 
besonders für Verantwortliche gemeint, wenn es 
problematisch wird. Dies hat nichts mit Meinungsbildung 
etc. zu tun. 

Da geht es evtl. gar nicht um eine Geldbusse o.a. 
(Gesetze, wo diese Bestimmung sowieso verordnet 
wär, kennt das Bundesamt für Justiz und rechtl. 
Fachpersonen). Dies geht zudem gegen keine Person. 

Filigran ist der Zeitpunkt und welche Worte gewählt 
werden; sonst ist es nachteilig für R.-Personen [so wie 
grad hier]. psychologischer Podcast: Im Alltag ist dies 
evtl. nicht so; aber kein Mensch hat das Recht, andere 
Gegenüber psych. oder physisch zu schäden: keine R.-
Personen während einer Krise und sonst auch nie. (dies 
ist jetzt grad sehr richtend; gegenüber Personen; die 
das nicht verdient haben). 

Eine Strafe kann aus - päd. und psych. / med. 
Fachpersonen - ganz anders ausfallen. z.b. psych. 
Behandlung. Oder: Ein Verantwortlicher in einer 
Fernseshow: Auf einem Dorfplatz, vor ihm R.-Personen 
(Ü65) schön gekleidet, mit Blumenstrauss und die 
Worte gegen die R.-Personen werden nochmals 
wiederholt (päd. begleitet) > niemand wird das recht 
sein. Eher nicht als Strafe und gegen die Person, 
sondern als Augenöffner für alle (Täter ist dann fast 
Opfer > Gedanken alle ganz anders; Überblick 
schwierig). Die rechtl. Möglichkeiten sind beschränkt; 
jene hier aber nicht. 

mithelfen oder finanzieren Projekte für diese Personen. 

psych. behandlung und betreuung. absetzen job im 
nachgang.  

 

q. psych. Krankheiten: Depression und Überlastung 
kennen wir. Wähler:innen der CVP wurde dies ja schon 
mal gutgeschrieben. Das akzeptier ich und ich 
verteidige mich auch nicht: Depression liegt mir näher 
als anderes. Dann ist die CVP halt so; das kann sein. 
Dies ist erneut nicht gegen die Person oder Krankheit 
gemeint. Wenn man das eher sieht und die Abläufe 
(z.b. wenn Mauern zusammenbrechen bei einer 
Person), tut es einem noch leid > komplexe Strukturen 
(gehört R.-Personen; nicht mir; R.-Personen werden 
wohl immer in einer Krise unterminiert sein und haben 

und Betroffene [unzulänglich hier 
in grösstem Mass] 

 

q. "Psychische Krankheiten oder 
psych. Aspekte, die in einer 
Krise nachteilig und gegen 
Mitmenschen offen wie auch 
versteckt wirken, werden 
vermehrt auf einfachen Wegen 
angegangen, präventiv 
verhindert, vorurteilslos 
gesellschaftlich behandelt oder 
therapiert (nicht gegen die 
Person gemeint)." 

 

r. "Wege wie in q werden 
gefunden, um Kriege zu 
beenden (fachliche, päd. und 
psych. Strategien anwenden, 
Unterteilung eines Konflikts 
bezüglich richtige Zeitpunkte 
kennen; systematik; Pläne zum 
Schutz der Zivilbevölkerung; 
Hilfslieferungen)." 

 

t. "Träger wie das Bundesamt für 
Justiz, med. eth. Institutitonen 
(Monitoring-Netzwerk) begleiten 
eine med. Krise fachlich und 
verweisen selten, aber zu 
richtigen Zeitpunkten auf 
Aspekte der für in einer 
Pandemie ausgearbeiteten 
med.-eth. Regeln und Gesetze." 

 

u. "Verbände, Verwaltungsräte 
oder Vereinigungen, welche R.-
Gruppen unter sich hielten, aber 
zu wenig für deren Schutz 
engagiert waren, müssen 
rechtliche Konsequenzen 
fürchten. Von Auflösung, Ersatz 
oder Strafverfolgung an 
verantwortlichen Personen und 
Verwaltungsräten."  
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nur die Möglichkeit, zu vergeben und bekommen nie 
100 Prozent Recht und Gesetz). Es gibt also noch 
andere psych. Krankheiten als die, welche fortwährend 
einen Mittelpunkt erfahren - wie Depression usw. Alles 
ist natürlich schlecht und das wird nicht gegeinander 
ausgespielt (nur aus persönlichen Gründen so 
skizziert). 

- dies ist alles komplett richtend [ganz schlecht] und 
unfachlich. Sowie nicht eingegrenzt (ebenfalls sehr 
schlecht) und unausgearbeitet. Zu diesen psych. 
Aspekten muss man noch sagen, dass einiges in 10 sec 
verschwindet (z.b. Gedanken): dürfte also nicht 
überhöht werden und ist grundsätzlich eine unglaublich 
schlechte Idee, dies wie hier so zu beschreiben und zu 
skizzieren.  

 

r. ist natürlich ein wunsch, der komplett unausgereift 
skizziert ist und bereits besser beschrieben an Parteien 
und zuständige Departemente ging. 

 

t. 1-2 Sätze pro Krise. Wo med. eth. Grundlagen sind. 
differenziert.  

u. Betrifft Verbände und Vereinigungen, die R.-
Personen unter sich hatten, und ist nun sehr hart 
formuliert. Es ist einfach ein Entscheid einer 
Interpretation; Gutes wurde bewirkt, genauso könnten 
hier Verwaltungsrät:innen von Altersheimen genannt 
werden, die sich bei Evaluation gegen Schutz gestellt 
haben. Dies gilt nicht Mitarbeitenden im 
Gesundheitsbereich - d.h. alle, welche so viel tun und 
getan haben. Der Überblick fehlt komplett. Da werden 
nun einzelne Personengruppen ins Visier genommen, 
was nicht adäquat ist. Es gäbe sicherlich bessere Ideen, 
ohne eine solchen Zielschuss. Es ist noch nicht gänzlich 
klar, was ich da meine. Es geht um Personen mit q., 
welche Freude an der ganzen Situation haben und ein 
Machtgefälle gegen R.-Personen ausnutzen (ohne dies 
zu erkennen). Verbände sind nun der falsche Weg: es 
ist nicht klar, wie.  

Aber eher als Warnschuss noch: Ein riesen Dank, dass 
Verbände die Stellung gehalten haben in 
Konsultationsverfahren. Ohne jene, wären viele 
Gesetze ohne Konsultation angeschaut worden. 
Unglaublich toll, dass der BR, Parlament sowie die 
Staatssekretariaten der Kantone und viele 
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Fachpersonen mehr noch weiteres zur Demokratie der 
CH zählen.  

Während andere weissmachen wollen, was die CH 
Demokratie sei. Man solle ein Verband sein und genau 
so müsse man dies und jenes einreichen etc. - und es 
geht auch anders. Pol. Prozesse sind komplex. Mit 
20'000 Mitgliedern eines Verbandes kann man vielleicht 
schnell unterschriften sammeln - und das sei nicht 
kritisiert/wird auch nie kritisiert. Es gibt einfach noch 
andere, demokratische Möglichkeiten und Prozesse. Es 
gibt Verbände, die profitieren vom Bund oder Kanton 
und der Inhalt wurde beiseite geschoben; es ist eine 
win-win Situation. Vielleicht dreht sich dies erneut: Aber: 
,groupies und golddiggers' wurden ein wenig bemerkt. 
Dies muss runtergehen. Damit ist nicht gemeint, dass 
die Träger kritisiert werden sollten. Gewisse 
Verantwortung liegt auf ein paar Verbänden. Vielleicht 
ermöglicht dies auch einen Beitrag der Bevölkerung und 
ist gar nicht schlecht. Achtung: sehr wertend 
geschrieben; als Vorgabe war ,ein verband sein' 
unglaublich doof. Bei Bund und Kanton war dies aber 
nie eine Vorgabe. Die Möglichkeiten waren unglaublich 
überhöht, mal kein Verband zu sein (also hier nicht auf 
irgendwas zielen). Auf jeden Fall danke für die Stellung-
halten und ein Dank an die Departemente und den 
politische Strukturen/Förderung der Kantone [und 
besonders für anderes durch die Träger als direkte, 
inhaltliche Politikförderung] 

 

84 c. Eidgenössische Finanzkontrolle: 

Ohne Verbindlichkeit kommt dies auch bei der EFK 
nach Beobachtung derzeit auf die zuständige Person 
an, welche eine Eingabe behandelt (die GPK bildet hier 
eine Ausnahme: mit geringer Verbindlichkeit trotzdem 
reagiert). Die EFK tätigt gute Stellungnahme oder 
Berichte. Aber sie scheint jetzt schon infolge Menge der 
Eingaben überfordert zu sein. Ferner wird das Ganze 
einfach den zuständigen Departementen mitgeteilt > im 
vorliegenden erziehlt dies eine nicht messbare Wirkung 
im Vgl. zur GPK oder dem R.-Ratsbeschluss. (wie bei 
manch anderen Stellen (Achtung: es gibt da äusserst 
untersch. Kategorien und situativ ist dies komplett 
anders); 1 Kategorie ist die: kommt sowieso nicht zur 
Diskussion > das Anliegen wird zum Verschwinden 
gebracht (vergesse sehr schnell Negatives (obwohl 
leider wie irgendwo doch noch richtend, was grossen 

e. "die Polizei" 
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Schaden anrichtet (kein Überlick)) und somit vielfach, 
welche Gefässe das waren). Das kann einfach 
vorkommen, wenn der Weg nicht klar skizziert ist und 
überprüft wird. 

e. die Polizei. 

 

84a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls un-

klar? Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

1 OBG             

35 MG Die Armee macht kurzen Prozess mit Impfungen. Da 
gibt es keine Diskussionen. ;-) (aber wohl auch ohne 
Prozesse, d.h. psychologisches Eingehen / 
Heranführen) 

      

9a HMG Dies ist aus med. Sicht wahrscheinlich sehr gut für 
R.-Personen. Auf die Kommunikation darüber sollte 
geachtet werden, wenn man den Patientenschutz in 
der Gesellschaft halten möchte (med. 
Vorgaben/Regeln an Kommunikation in 
Zusammenhang mit allen Medikamenten (?) > 
Fachexpert:innen verschiedener Fachbereiche). run 
auf Produkte in Apotheken/Drogerien während einer 
Pandemie; Abflussreiniger trinken aufgrund 
irgendwelcher Tipps.  

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing 
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden? 

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden 
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und vo-
rangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact-
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die Mög-
lichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit ent-
sprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden. 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ 

Erläuterung: 

Das ist schwierig, da kein Experte dazu. Muss dies dauerhaft betrieben werden? In oder kurz vor 
einer Krise kein Problem.  

Grundsätzlich: nutzen und Sicherheit sowie Kosten bei E-Projekten. Strassenlaternen evtl. nicht 
mehr über's Internet > möglichst keine Kosten. Die App - wenn selbst nicht gebraucht (Strahlung, 
Hosensack); wenig unterwegs; da bin ich jetzt z.b. schuld - ist ungemein wichtig für das CT. Die 
Anwendung hat einen riesen Nutzen. 

Wenn obige elektr. Systeme kommen (Klassifzierungssystem), kann ich auch hier unterstützen. ;-) 

 

5. Weitere Rückmeldungen 

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten? 

Krisensnetzwerke für Klimawandel und Armut aufbauen. Ehem. Politiker:innen z.b. drin. 1x was für 
Armut und dann eine weitere Massnahme tätigen: immer so abwechselnd. 

Finanzen des Bundes und der Kantone allgemein besser und noch stärker (dank Detail) 
kontrollieren > Finanzorgane und Expert:innen.  

Weniger Arbeitsbelastung während einer Krise und Unnötiges weglassen (auf mehr Personen 
verteilt) > arbeitspsych. Untersuchung.  

Das Ganze macht mir grosse Sorgen, wie die Qualität im Hinblick auf eine leistungsbasierte 
Übersicht im vorliegenden revEpG Formular (damit mein ich mich) gesunken ist. Äusserst dankbar 
und froh sind da Departemente sowie Bund und Kantone - ein herzliches Danke für die tiefgreifende 
Qualität und Arbeit derselben und der Politiker:innen. Ohne jene wäre keine Eingabe je möglich 
gewesen. 

Nochmals sie der Link für die Unterlagen und Ausgangsdokumente aufgeführt: 

https://1drv.ms/f/s!An9SBi6x8bcOoHyxO0Dg-il9S25Q?e=wxyFdm 
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Es wird versucht, bis 2027 einige Detail-Analysen zu verfolgen und allenfalls zu ergänzen. Bei 
Fragen steh ich jederzeit zur Verfügung - oder offen für die Abgabe an juristische Fachpersonen /  
Parlaments (zwecks besserer Ausarbeiten Art. 21f.) usw. 

 

 

 

Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars! 



Von: marco.flueck@ggs.ch

An: _BAG-RevEpG

Cc: _BAG-GEVER

Betreff: Re: Eingabe_revEpG_MF

Datum: Freitag, 21. Juni 2024 15:38:50

Sehr geehrtes rev_EpG Team

Es betrifft die Eingabe vom 22.03.24, Formular_MF, was Sie erhalten

haben.

Da war auf dem Dokument ein Link mit den Unterlagen, die der GPK

vorlagen.

Problem: One drive hat irgend seine Link-Politik geändert und einen viel

längeren kreiert; der alte geht nicht mehr - obwohl KEIN Ablaufdatum

festgelegt wurde.

Das ist äusserst schlecht, denn es befanden sich 3 Ausgangsdokumente auf

dem Link. Der neue Link lautet so:

https://1drv.ms/f/c/0eb7f1b12e06527f/En9SBi6x8bcggA58EAAAAAABwMSw0NFWyBFXTU-exPAGXA

Bei Bedarf können Sich ja aber Leser:innen - ich glaube nicht, dass es

jemand jemals liest bei 300 Eingaben - auf diese Mail melden.

Besten Dank für Ihre allfällige Zeit und Ihre grossen Mühen beim EpG!

Freundliche Grüsse

Marco Flück

mailto:marco.flueck@ggs.ch
mailto:RevEpG@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch
https://1drv.ms/f/c/0eb7f1b12e06527f/En9SBi6x8bcggA58EAAAAAABwMSw0NFWyBFXTU-exPAGXA
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Sarah Zen-Ruffinen

Von: marco.flueck@ggs.ch

Gesendet: Samstag, 23. März 2024 11:14

An: _BAG-RevEpG

Cc: _BAG-GEVER

Betreff: Re: Eingabe_revEpG_MF

gemeint: wenn Gesundheitsfachpersonen als Pa�ent:in an den check-in kamen. die erkannten den Sinn der Fragen 

auch bei diesen Fachbegriffen usw. 

 

Dies wollte ich eigentlich darlegen - aber schon wieder missverständlich. 

 

so, nun aber endgül�g abgeschlossen. 

Besten Dank für Ihre Zeit. 

 

MfG Marco Flück 
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Sarah Zen-Ruffinen

Von: marco.flueck@ggs.ch

Gesendet: Samstag, 23. März 2024 11:11

An: _BAG-RevEpG

Cc: _BAG-GEVER

Betreff: Re: Eingabe_revEpG_MF

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Genau bei Art. 20f. hab ich das Kreuz vergessen. 

 
Das ist der Abschni�, worauf ich auf 2 Wörter/Bes$mmungen eingangs verwies und wo ich zwecks Aufmerksamkeit 

auf Op$on 4 - gar nicht einverstanden - setzen wollte. Die Gesetzesvorlage sonst find ich super.  

Einfach aus Sicht der Priorisierung Impfstrategie BAG und EKIF musste ich in Art. 20f. 2 Bes$mmungen angreifen. 

 

Und gemeint ist bei einem Abschni� zu den Gesundheitsfrage (Art. 24f.) natürlich, wenn Gesundheitsfachpersonen 

an den check-in kamen: dass jene die Terminologie chron. krank oder immunsuppressive als einzige verstanden. 

- Gesundheitsfragen.pdf meint zudem ein alter Anhang. Das andere Ausgangsdokument 

"Gesundheitsfragen_one_doc.pdf" ist damit nicht zu verwechseln. 

 
In "Gesundheitsfragen.pdf": Gesundheitsfachpersonen am check-in erkannten gewisse Immunsuppressive vom 

Gefühl her. Ich komme aus einer anderen Richtung und kann dies nicht gefahrenfrei beurteilen (Ressourcen, für R.-

Personen). Waren die Gesundheitsfachpersonen nicht sensibilisiert, kamen sie auch nicht die Idee, die Fragen 

auszudeuten etc. (im Vgl. sensibilisierte G.-Personen an den Impfschienen durch den Tagesarzt). Fazit: Ärzte am 

check-in Kt. AG bringen meines Erachtens wenig (Schlüssel-Kapitel.pdf). Aber das ist aus enger Sichtweise 

geschlussfolgert und sehr gefährlich. 

- wenn das Gefühl + Sensibilisierung da ist ein wenig, sind G.-Personen natürlich allen andern beim check-in - bei 

manchen R,-Personen wie Krebskranke etc. - sicher überlegen. 

 

Aber so wird es wohl noch weitere Missverständnisse im Text geben. Dies ist klassisch. 
 

Damit ende ich aber nun endgül$g. 

Vielen Dank für Ihre grossen Mühen. 

 

Freundliche Grüsse 

Marco Flück 

 

Am 2024-03-22 21:25, schrieb marco.flueck@ggs.ch: 

> Sehr geehrte Damen und Herren 

>  
> Bei voriger Nachricht kam das Rev_EpG Formular irgendwie nicht mit. 

>  

> Ich hoffe nun, die Eingabe hat geklappt. 

> Vielen Dank für Ihre Zeit. 

>  

> Freundliche Grüsse 

> Marco Flück 
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Sarah Zen-Ruffinen

Von: marco.flueck@ggs.ch

Gesendet: Freitag, 22. März 2024 21:26

An: _BAG-RevEpG

Cc: _BAG-GEVER

Betreff: Re: Eingabe_revEpG_MF

Anlagen: EpG_Formular_MF_22_03_24.docx

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Bei voriger Nachricht kam das Rev_EpG Formular irgendwie nicht mit. 

 

Ich hoffe nun, die Eingabe hat geklappt. 

Vielen Dank für Ihre Zeit. 

 

Freundliche Grüsse 

Marco Flück 
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Sarah Zen-Ruffinen

Von: marco.flueck@ggs.ch

Gesendet: Freitag, 22. März 2024 21:24

An: _BAG-RevEpG

Cc: _BAG-GEVER

Betreff: Eingabe_revEpG_MF

Sehr geehrtes rev_EpG Team und CC 

 

Im Anhang erhalten Sie das ausgefüllte Rev-EpG Formular. 

 

Bedauerlicherweise zeigt sich eine äusserst schlechte Qualität (im Falle von viel zu viel Text bsp.). 

Gerne will ich das Formular einsenden, aber ich bin froh, übernehmen Sie als Fachpersonen - und entschuldige mich 

für den riesigen Umstand. 

 

- Bei Bedarf lass ich das Formular durch Expert:innen überarbeiten - ich fand aber noch kein Zugang zu einem 

med./jur. Verband. 

 

A) Leider noch ein letzter Zusatz: 

Ich verstand dies so, dass Sie und allenfalls Poli4ker:innen während oder nach dem Konsulta4onsprozess bis 2027 

Zugang zum eingesandten Rev_EpG Formular haben. 

 

Ich habe nun 2 Jahre auf poli4schem Weg gekämp;. (Fast) alle Unterlagen finden Sie hier: 

h=ps://1drv.ms/f/s!An9SBi6x8bcOoHyxO0Dg-il9S25Q?e=wxyFdm 

 

Die Eingabe geht zusätzlich - d.h. bei Bedarf nachlesen - von 3 Ausgangsdokumenten aus. Diese werden im Ordner 

revEpG situiert und sind 3x im EpG_Formular genannt worden. Sie dienen für ein besseres Verständnis von 4 

zentralen Aspekten im Rev_EpG Formular (Eingangstext). 

 

Auch jene "Ausgangs-Dokumente" werden komple= heute bis 00:00 Uhr in jenem one drive Ordner revEpG 

hochgeladen und bis in 1-2 Wochen nicht verändert. 

 

- Bei der GPK und dem R.-Rat war dies möglich: auf eigene Verantwortung haben Regierungsstellen den one drive 

Link und etwaige Begleitdokumente eingesehen. 

 

Wenn dies NICHT möglich/erlaubt wäre, können Sie alle Link-Angaben im vorliegenden EpG_Formular_MF 

rausnehmen und zuunterst bei den Schlussbemerkungen hinzufügen: "Der one drive Link mit den angegebenen 

Dokumenten werden bei Kontaktaufnahme gerne zugestellt". Das würde heissen, Sie dürfen jenen Interessierten 

meine Mailadresse schicken. 

 

Aber vielleicht ist die Linkangabe im Formular selbst ja erlaubt. 

 

B) Sie könnten die Ausgangsdokumente gerne ausdrucken. (hier bereits der Link). Bis 2027 könnte es sein, dass ich 

erkenntliche Nachträge tä4ge (wie die Impfstrategie BAG und EKIF). Aber jene werden nun 2 Wochen sicher nicht 

verändert. 

Ich verstehe aber vollends, dass Veränderungen und Zusätze (z.b. wenn ich mal Fachpersonen fände) nicht Teil des 

Konsulta4onsprozesses sind und tä4ge dies dann höchstens für die Poli4ker:innen, denen ich das Material schicke. 

 

Aber ich hoffe natürlich auch auf ein Ende und danke Ihnen herzlichst für Ihre Mühen (ich hoffe, die Nachricht kam 

an). 

Besten Dank für Ihre Zeit und riesigen Aufwand! 

 

Freundliche Grüsse 

Marco Flück 
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Am 2024-02-28 09:21, schrieb RevEpG@bag.admin.ch: 

> Sehr geehrter Herr Flück 

>  

> Merci für Ihre Nachricht. Grafiken und Sta4s4ken kann man in der Tat  

> nicht 1:1 in das im Formular kopieren. Wir können diese Forma4erung  

> leider nicht anpassen. 

>  

> Wir hoffen auf Ihr Verständnis und verbleiben mit freundlichen Grüssen  

> Projek=eam RevEpG 
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) 

Antwortformular zur Vernehmlassung vom 29. November 2023 – 
22. März 2024 

Stellungnahme von 

Name / Firma / Organisation / Amt / Kanton: Marco Flück 

Abkürzung:  MF 

Adresse: Hofmattweg 44, 4710 Balsthal 

Kontaktperson: Marco Flück 

Telefon: 076 514 15 55 

E-Mail: marco.flueck@ggs.ch 

Datum:  22.03.24 

Gegebenenfalls: Stellungnahme erstellt in Zusammenarbeit mit:       

Sehr geehrte Damen und Herren 

Dieses Antwortformular bezieht sich auf die Vernehmlassungsvorlage zur Änderung des Epidemien-
gesetzes (EpG) sowie den dazugehörigen erläuternden Bericht mit Stand vom 29. November 2023. 
Die Vernehmlassungsunterlagen können über diese Internetadresse bezogen werden: Vernehmlas-
sungen laufend (admin.ch). 

Mit der Verwendung dieses Antwortformulars helfen Sie uns, Ihre Rückmeldungen systematisch auf-
zunehmen und richtig einzuordnen. Das Formular erlaubt Ihnen, 

- die Vernehmlassungsvorlage als Ganzes zu beurteilen, 

- inhaltlich eng verwandte Artikel als Ganzes zu beurteilen, 

- alle Artikel der Vernehmlassungsvorlage einzeln zu kommentieren, 

- dazu Stellung zu nehmen, ob im Epidemiengesetz eine gesetzliche Grundlage für den Be-
trieb von digitalen Contact-Tracing Apps geschaffen werden soll.  

Bitte fügen Sie dafür Ihre Antworten in die entsprechenden Antwortfelder ein.  

Wichtige Hinweise: 

1. Der Text in den Antwortfeldern kann nicht formatiert werden (z. B. nicht fett hervorgehoben 
oder durchgestrichen werden). Bitte formulieren Sie daher z. B. Anpassungswünsche an Ar-
tikeln explizit. 

2. Bitte senden Sie das ausgefüllte Formular als Word-Dokument bis am 22. März 2024 gleich-
zeitig an folgende E-Mail-Adressen: revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen das Projektteam Revision EpG unter 
revEpG@bag.admin.ch gerne zur Verfügung.  

Vielen Dank für Ihren wertvollen Beitrag zur Teilrevision des EpG! 

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
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Gliederung 

1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, Gesundheitsversorgung) 

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder 7) 

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

5. Weitere Rückmeldungen 
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1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

Erläuterung: 

Bitte erläutern Sie Ihren Gesamteindruck. Rückmeldungen zu einzelnen Artikeln können weiter unten erfasst werden. 

[Krisen (Hunger, Kinder, einfache Krankheiten) gehört der Schwerpunkt. Im Vorliegenden sind zu 
viele Sätze; der Text sollte kurz sein (mit Blick auf ersteres; nicht adäquat). Zwei Schwerpunkte-
Verschiebungen des Bundes werden kritisiert; meine sind ein wenig schlimmer] 

  

Die vorliegende Eingabe hat an Qualität eingebüsst. Jene sollte kurz sein und gleichzeitig alle 
wichtigen Punkte aufführen. Dies wäre möglich, aber leider nicht der Fall. 

 

Aufgrund Zeit- und Qualitätmangel benötige ich die Hilfe der Lesenden. Sie können helfen, indem 
Sie Unterlagen zu den dazugehörigen Punkten nachlesen und/oder überfliegen und gedanklich 
ergänzen.  

> Auf one drive sind alle zugehörigen Dokumente aufgelistet:  

https://1drv.ms/f/s!An9SBi6x8bcOoHyxO0Dg-il9S25Q?e=wxyFdm 

> 2 Unterlagen (Schlussbericht; Ergebnisse_Schlussbericht) und die dazugehörigen Anhänge zum 
revEpG werden allenfalls ergänzt. Die Änderungen werden wie in der Impfstrategie BAG und EKIF 
genauestens protokolliert. Zum Konsultationsverfahren gelten die damaligen Versionen der 
Dokumente. 

 

Ziel: Die CH wäre immer noch das erste Land, das die Corona-Pandemie ehrlich und zielgerichtet 
evaluiert hat. Das wäre ziemlich toll. 

 

Folgender Sachverhalt liegt der Einschätzung des Gesamteindruckes der Vernehmlassungsvorlage 
zugrunde: die eines politischen Wegs in einem Teilbereich. Grosser Dank gilt dem R.-
Ratsbeschluss Kt. SO und bsp. der GPK, welche das Anliegen aufgenommen haben. Aber allen 
Vorgesetzten, Mitarbeiter:innen und Helfer:innen (Vielen Dank für die Behandlung und den 
Aufwand von (vielleicht ,unnötigen') Steuergelder!). 

7 Monate intern (mit 1 Ausnahme) - Petition ,R.-Personen zuerst' (CVP-Wähler) vom 01.08.22 - 
öffentlicher und verbindlicher R.-Ratsbeschluss 14.11.23 - GPK-S intern (14.11.23) - GPK 
Jahresbericht 23 öffentlich (Feb. 24). 

Die Abgabe war das eigentliche Ziel. Zuständige Gefässe wurden nie ermittelt. Träger, Parteien, 
Personen, Verbände durften/dürfen zwecks Patientenschutz das vorliegende Anliegen - sollte sich 
Fachliches darin finden lassen - jederzeit aufnehmen und als eigene Idee ausgeben/nach Sinn und 
Zweck umgestalten, wird A) eingehalten. 
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Der GPK-S lagen Unterlagen und ein ca. 150-seitiger Schlussbericht vor (one drive). 

Thema war: Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF. Die 3 Bundessysteme an die Kantone 
und A) verbessertes Eingehen auf BGP01/Ü65 bei BAG Kampagnen. Das Dokument "Impfstrategie 
BAG und EKIF" galt dabei als zentral. A) ist vorwiegend auf der ersten Seite der Ergebnisse und in 
Mails ausgedeutet. Mails zu A), Ergebnisse_Schlussbericht sowie Kapitel 1-3 und 5.2. im 
Schlussbericht lassen sich auf one drive vorfinden und geben einen schnellen Überblick über die 4 
Aspekte.  

 

Dies sind Aspekte, welche bsp. gemäss GPK-Bericht die NSI, die Revision des EpG u.a. betreffen.  

Die med.-eth. Vorgaben der Impfstrategie BAG und EKIF (Bezugnahme auf WHO) fand ich - als 
med. Laie - äusserst gewinnbringend. Ziel war fortwährend eine Nutzenmaximierung (Verhinderung 
Todesfälle, Senkung Spitalbelastung, Kränkste zuerst etc.) - "Gleichheit" und "Zufall" wurden darin 
explizit verworfen. 

 

- Ausgangslage/These: Derzeit fehlt (noch) eine Evaluation der Ausführung der Impfstrategie BAG 
und EKIF aus medizinischer Sicht. Die ca. 31 Evaluationen behandelten dies am Rande. 

Die Corona Pandemie und deren verwandten Bereiche zu skizzieren, ist schwierig, denn sie haben 
sich als weitläufig herausgestellt. Und: Je nach Schwerpunkt (heraus) verändert sich eine Sachlage 
komplett. Obwohl Evaluationen keinen Zugriff auf bsp. bestimmte operative Erkenntnisse der 
Kantone hatten, haben sie Bedeutendes dazu ermittelt (Wiederholung Vorwort). Ohne letztere hätte 
kein Schlussbericht stattfinden können. Vielfach ist das Leistungsverständnis ein ganz anderes: Ein 
Staffellauf; ein voneinander abhängig sein etc. Ein anderes Leistungsverständnis sowie ein 
Überblick wäre immens wichtig in einer Krise und taucht in den Unterlagen zentral auf > hier 
ungenügend beschrieben. Das Problem der hier vorliegenden Eingabe ist, dass Inhalte vergessen 
wurden. 

 

Was wichtig ist: Die vorliegende Petition war nur in einem Detailbereich aktiv. Die Möglichkeiten 
sind begrenzt. Falls Sie irgendeinen fachliche Beitrag innehält - was kaum der Fall ist - war dies 
ohne Zutun und keine Leistung.  

 

Eingrenzendes zum vorliegenden Anliegen:  

Was waren die Erfolge? Rein textlich sind inhaltliche Veränderungen seitens Träger schon 
erkennbar geworden: bereits nur, dass die Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF einen - wie 
ich meine - zentralen Platz fand.  

 

A) Die Diskussion nach der Pandemie zeigt auf: Das Thema (4 Bundessysteme und A) verbessertes 
Eingehen BGP01/Ü65 wurde zentral bei med. Fachpersonen des Kantons infolge neuer Wellen. 
Das Interview der obersten Kantonsärztin (srf) zeigt dies deutlich. Eine Diskussion zu A) findet 
versteckt statt. 

- Die Diskussion hat sich nach der Pandemie zur med. Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF 
verschoben. 

- Politische Gefässe begannen, das Thema zu behandeln (weg z.b. von Beschaffung von Material 
usw.).  
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B) Die Gesundheitsfragen wurden erstmals als ein Bundessystem in einem Bundes-Dokument 
aufgeführt und anerkannt. Bei den elektr. Systemen ist man erneut auf dem Stand von BK Thurnherr 
an der Medienkonferenz vom 22.06.22 (GPK-S). Ein Bericht dazu wurde am 12.10.23 angekündigt. 
[noch nicht nach neuen bei den GPK Publikationen_Corona nachgeschaut seit 1 Monat > zukünftige 
Kurz-Übersicht der GPK-Berichte im Schlussbericht nach dem Kapitel Evaluation Kt. SO] 

 

B2) Der R.-Ratsbeschluss gab Probleme mit der Priorisierung und dem Eingehen auf Ü65 zu. 

C) Substantielle, vertiefte Auseinandersetzung mit dem Thema Priorisierung / Ausführung der 
Impfstrategie seitens Träger > Neue Infos, die so nirgends aufgeführt sind dank der Behandlung 
der Träger (Dokument: ,Dank an Bund und Kantone' / Ergebnisse_Schlussbericht).  

 

D) Der R.-Ratsbeschluss sowie die Evaluationen zeigen einen inner-[kant.] Konflikt über die 
Ausführung der Priorisierung der Impfstrategie BAG und EKIF transparent(er) auf. Dieser - eine 
Interviewaussage in den Evaluationen hielt Vorgesetzte dazu an, jene Bedenken seitens 
Vorgesetzte zu unterdrücken (wurde gewählt statt Auslagerung hier von Ressourcen(Pool); obwohl 
Impfstrategie BAG und EKIF als ein Pool zutage trat, in welchem je nach Version neue, (teilw. 
abstrakte) Hinweise zur Ausführen der Priorisierung geliefert wurden) - ist nun zentral. Träger haben 
nun Kenntnis davon und das BAG u.a. handelt; helfen nun (fachlich) / ist in der Sache so, wie ich 
es mir während der Krise in der Frage vorgestellt habe (anderes Leistungsverständnis).  

 

Wiederholung: Die GPK hat das Thema genauestens skizziert (Umsetzung der Impfstrategie BAG 
und EKIF).  

Thema waren die 4 Abschnitte, welche die GPK im Schlussbericht, nachgereicht mit dem R.-
Ratsbeschluss im Aug. 23, erkannt hat (ein grosses Danke für's Lesen und das Herausarbeiten der 
4 Abschnitte als Fachpersonen im R.-Ratsbeschluss und der GPK! Die Unterlagen waren erst 
soweit, letzteren vorgelegt zu werden und dies wurde von Kanton und GPK geleistet).  

Einordnung des Anliegens innerhalb der GPK: Der Kanton SO geht offen auf die Ausführung der 
Priorisierung ein und seine Position (Zitat KdK, Evaluation, Kapitel 4_Schlussbericht); er liefert neue 
Infos. Die GPK anhand 4 Stellungnahme des BAG - trotz fehlendem inhaltlichen Eingehen - ebenso.  

Die GPK EIngabe wurde nahe des Berichts vom 12.10.23 verordnet. Falls die Eingabe irgend einen 
substantiellen Aspekt aufweist: Verstecki's gilt oft als Buebetrickli, das in der Politik noch ab und zu 
zur Anwendung kommt. > das Positive steht einfach immens darüber. 

 

Anhand des erläuternden Berichts zur Revisionsvorlage des EpG kann ebenfalls eine gewisse 
Einordnung stattfinden. Diesen findet sich im Dokument i) zu Dank und Stellungnahmen. 

 

Alle ,Ausgangsdokumente' mit Verweis zu bereits existierenden Unterlagen finden Sie im Ordner 
"revEpG": https://1drv.ms/f/s!An9SBi6x8bcOozPEtNMpoaPiDJJH?e=ORJMap. 

 

i. Zusatz-Dokument: ,Dank an Bund und Kantone', Petitionsrecht und Stellungnahme zum R.-
Ratsbeschluss sowie GPK.  

Der Kt. SO hat seine Verantwortung als erster verbindlich, unvoreingenommen und 
gewaltengetrennt in einer Krisensituation nach geltendem Gesetz wahrgenommen. Der Petition 
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stand das Ziel, nicht zu urteilen und eine Übersicht zu haben, vor. Eine echte Evaluation würde 
Positives und Negatives in einem korrekten Verhältnis darstellen, was im revEpG Formular nicht zu 
tragen kommen kann. Träger haben 100 Gefahren verhindert > Schlussbericht. 

ii. Zusatz-Dokument: ,Monitoring' (Patientenschutz). Jenes wäre notwendig für 1-2 stützende 
Hilfeleistungen zur Zusammenarbeit von Bund und Kantonen während Krisen. Da ist aber noch gar 
nichts abgeschlossen > Inputs geplanter fachlicher Expert:innen (Ausarbeitung) war/ist das Ziel. 

 

1. Ausgangsdokument: Mails zu A) > Ordner rev_EpG. Ein Achten auf BGP01 ist gemäss 
Impfstrategie BAG und EKIF zentral und erziehlt höchsten Nutzen. In Ö waren 3% von 20% der 
Ü65 im Dez. 23 geimpft im Vgl. zu 90-100% zu den 2 Pandemiejahren. Hohe Spitalbelastung der 
BGP01 im Winter 23 an corona (und Grippe) in der Schweiz verfehlt die Nutzenmaximierung. 
Einfach kann berechnet werden, wann der Nutzen von präventiven Massnahen die Spitalkosten 
von tagweise 350 Belegungen an covid und 9 an Grippe übersteigt. Ein Schwerpunkt bildet die 
Nachricht von Dr. Elling - Molekularbiologe und nahe an der Pandemie in Ö - zu einer Detail-Idee, 
die "zielgerichtete Kommunikation an BGP01 während BAG Kampagnen" zu verbessern (+ 
Kontrollsysten Immunsuppressive, welche ich jeweils immer vergesse).  

Ausgangslage: Pädagogik und Psychologie auf BGP01 wurden unenügend angewandt. Heime und 
Hausarztgespräche bei Ü65 funktionieren derzeit sehr gut: Hohe Impfquoten sind dort ersichtlich. 
Ziel: Ersteres in der Gesellschaft zu simulieren (Rückgriff auf's Freiwilligenpool Corona) und 
letzterem einem System zu unterlegen (Termine Grippe und corona Gespräch mit anschliessender 
Impfung / Abmeldemöglichkeit für vulnerable R.-Personen / BGP01). Die Eigenverantwortung war 
im Vergleich zu Wahlunterlagen, Einkauf in der Migros (Lebensmittelkontrolle des Bundes) usw. für 
eine Pandemie zu hoch und ungebührend gegenüber R.-Gruppen [sie sind das Wichtigste in einer 
Pandemie und Ziel der Nutzenmaximierung]. 

These: Es ist nicht eine Frage des "Willens", sondern des "Eingehens". Die wenigsten Leute Ü70 
sind gegen eine Impfung, wenn man sie direkt fragt und sich Zeit nimmt. Der Rückgriff auf das 
Freiwilligenpool wäre gratis (auch die Aufstockung des contact tracings (alte Unterlagen), soweit 
med. sinnvoll); die Druckkosten wären unentgeltlich (bei Unternehmen im Kanton), die Infrastruktur 
(Freiwilligenpool) vorhanden > die Sendung wird ab dem Start einer kant. oder nationalen 
Kampagne (es darf nie unsicher sein, ob man gehen muss oder nicht; der/die Patient:in ist kein Arzt 
(keine Kenntnis, wie hinauszögern, um bestmöglichsten Schutz zu erhalten. Wenn der Start da ist, 
ist er da)) mit den Krankenkassenrechnungen unentgetlich durch Freiwillige kantonal verschickt.  

Einzig fehlen fachliche päd./psych. Konzepte, um die einzelnen Einladungen zu prüfen (Monitoring) 
u.a.. Eingehender ausgearbeitet finden Sie die Ideen in den Mails zu A). Dies stellt natürlich eine 
Laien-Idee dar. Ein Vergleich mit den kant. Impfquoten Corona + Grippe wäre kantonal möglich, 
wenn der Kt. SO neue Ideen des Achtens auf BGP01 anwendet und andere nicht. 

 

2. Ausgansdokument "Anmeldesystem" des Bundes an die Kantone. Hier geht es um einen  
staatspolitischen Aspekt. Nach der Empfehlung der WHO wurde seitens BAG und Träger 
kommuniziert, dass die Nutzenmaximierung eingehalten wird ("R.-Personen zuerst"). Med. 
Vorgaben der Impfstrategie BAG und EKIF wurden jedoch überschritten. Gesunde und BGP01 
wurden gleichzeitig geschützt, was eine gute Idee ist. Der nochmalige Ausgleich auf Seiten BGP01 
ging aber vergesen. Der statistisch und med. optimale Weg wurde nicht untersucht und manuelle 
med. Massnahmen nicht getätigt (vg. später). Dies ist auf bsp. komplett andere Schwerpunkte 
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(heraus) und situativ zurückzuführen. Während Pausen und in Evaluationen wäre jedoch eine 
Verbesserung möglich. 

 

3. "Gesundheitsfragen_one_doc". Die Gesundheitsfragen gelten als ein Bundessystem an die 
Kantone und sollten in der operativen Tätigkeit fast gänzlich obsolet sein (mit Ausnahme vielleicht 
zu ,Gesundheitsfachperson' und ,schwere, frühere Reaktionen auf Impfungen', was sie zu leiten 
vermögen). Krebskranke in der Gesellschaft kamen durch (höhere Kadenz und Betreuung; ganze 
Dosis). Es gibt keine Zahlen und Untersuchen dazu > Testläufe.  

Die Vorgabe des Fassens der BGP 01 VOR einer Impfaktion seitens Impfstrategie BAG und EKIF 
sowie die Verantwortungsabgabe der Immunsuppressiven (an Patient:in, behandelnder Arzt, 
Tagesarzt, check in [einander zuschieben]) ohne Kontrolle, ob jene Verantwortungsabgabe  
genügend funktioniert, fallen hier zusammen.  

Bei 90% der Todesfälle ist ein Blick auf die BGP01 wichtig und ein Achten auf sie zentral. 

Ein med. Klassifizierungssysstem (Fassen BGP01) löst die Probleme am check-in, unterstützt 
behandelnde Ärzt:innen, liefert notwendige Daten und hat eine positiven Effekt auf die Priorisierung 
d.h. Möglichkeiten für Anmeldeprozesse, die nicht geringschätzt werden sollten. 

Als Laienidee ist dies noch nicht mit allen Eventualitäten ausgestattet und nur angedacht. Eine neue 
Krankenkassenzeile, sog. Pandemiezeile, wurde in Betracht gezogen sowie eine neue Funktion im 
EPD. Wichtig ist: kostengünstige Möglichkeiten mit Blick auf Anonymität und Patientenschutz. Es 
werden keine Lösungen verfolgt, die zu nichts führen und hohe Kosten verursachen (wenn bsp. im 
EPD nicht möglich, extern von hier Zugriff usw.).  

 

Gerne fordere ich Sie auf, 

A) jetzt umzusetzen. Dies unentgeltlich - nutzen Sie dazu vorhandene, (kant.) Netzwerke. Der Kt. 
SO  kann sich gerne mit anderen Kantonen bei Quoten dannn vergleichen. Ein entsprechender 
Rahmen hätte bereits dazu beigetragen, dass eine bestimmte Vorgehensweise bei jedem Start 
einer Kampagne für die BGP01 internalisiert wäre. Täuschen kann man keine BGP01: mit 
bestimmten, unentgetlichen Begleitmassnahmen ist dann ein Termin für ein Gespräch beim 
Hausarzt am Schluss möglich. Es darf nicht vergessen werden, dass sich Exponent:innen dem 
Patientenschutz verschrieben haben - was leider hier unterminiert wird - und Ihnen gehört grosser 
Dank. 

Vielleicht haben Sie im Zuge des "BRG. Bundesgesetz über das nationale System zur Abfrage von 
Adressen natürlicher Personen (Adressdienstgesetz, ADG)" über Massnahmen des Bundes zu 
einem dieser drei Punkte abgestimmt - ohne dies aber zu wissen. Ohne Grund ist dies natürlich 
auch nicht ersichtlich (Buebtrickli ;-)).  

 

Erneut: Wo Sie helfen können - ich weiss nicht mehr genau den Sachverhalt, Interpretationen sind 
schlecht geworden statt differenziert (aus 8 verschiedenen Interpretationen  ist eine zu wählen), 
alte Unterlagen lesen, den Petitionstext sowie Petition online Text und sich ein Bild machen. Das 
IBME uzh Institut wurde vergessen, das in med.-eth. Fragen eigentlich ein Gefäss darstellt und 
kontaktiert werden könnte zu med.-eth. Fragen [sowie wohl viele mehr; bitte aber nicht jede/n 
Gesundheitsökonom:in. Einige fanden das "Fassen von BGP01" in einer Pandemie ,übergriffig'. ich 
zeige mal auf, was übergriffig ist]. Gewisse Interpretationen gefallen mir hier nicht. z.b. fehlender 
Überblick bei Kritik. Sätze sind nie gegen Personen selbst gemeint und urteilend aufzufassen. 
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Das Vorliegende betrifft natürlich die Pandemie, wenn eine Impfung da ist. Aber nicht wirklich: in 
den alten Unterlagen wird auch anderes thematisiert z.b. laienhafte med-eth. Überlegungen: Bei 
100'000 CHF und med. auswegsloser Situation muss man hinstehen und sagen, dass es vorbei ist. 
In jedem Fall bilden med.-eth. Überlegungen und Strategien dazu die Grundlage. Ansonsten - 
podcast psychologie - sind gewisse Handlungen und Aussagen grenzverletzend gegenüber R.-
Personen und der Situation nicht gerecht. 

 

Was ist somit übergriffig? Dies kann man sich selber ausmalen; meist aber nur in einem schlechten 
Gefühl und äusserst verspätet - oder bloss durch eine Fachperson - dann erkennbar. Vorher hatte 
man ein schlechtes Gefühl. 30 CHF einer R.-Person nicht gönnen (nicht richtend gemeint); Geld in 
einer Krise anderweitig verlochen zu müssen, da es viele psych. Krankheiten gibt (für ängstliche 
Mitarbeiter:innen und Vorgesetzte) - und R.-Personen nur 1/3 erhalten. Das wären so übergriffige 
Punkte. Man kann sich mehr ausdenken und das Ganze gehört psych. Fachpersonen. Echter 
Überblick und Einordnen helfen zudem ebenfalls - ein Richten ist nicht adäquat). 

 

In einem Kommentar bei der online Petition ging es um das Zurückfahren und Aufgeben von E-
Produkten, ist hierbei infolge Sicherheitsaufwand keine Kostensenkung (und damit ein Nutzen) 
langfristig zu generieren, sondern einfach ,fancy'. Alles - auch E - muss einen Nutzen erbringen. 
Die Sicherheit beim Wählen und der Nutzen da (wenn bsp. Freiwillige auszählen würden statt 
Gemeindebehörde) im Vgl. zu e.g. Russland sind bedeutender. Aus gegenwärtigem Blickwinkel 
sind E-Abstimmungsbemühungen zu stoppen und die aufgewandten Finanzen zu erstatten.  

Dass bsp. Unterschrift-Bögen zu online Anliegen ausgedruckt und dennoch verschickt werden 
müssen, ist ein guter Mittelweg [zwar online Petition möglich], der fachlich sicherlich begründbar 
ist. 

- Dies hat nichts mit den Notfallsystem und IT-Systemen generell zu tun. Das Notfallsystem wurde 
als solches erkannt (und niemals die riesige Mühe dazu in Frage gestellt). Letzteres ist nicht 
wertend zu verstehen; es geht darum, unnötige Projekte - fehlende Nutzenmaximierung - im E-
Bereich wie E-ID auf Kosten des EPD oder der Krankenkassenzeile auszusetzen und zu beenden. 
Zweitens die päd. Handhabung der Gesundheitsprogramme zu verbessern (mit kleinem Input) nach 
dem Wunsch der Ärzt:innen. 

Steuern rumreissen sowie Strategie-Wechsel und luftleerer Raum sind nicht so toll (ohne 
Fachpersonen > Unterlagen erst bereit, Fachpersonen vorzulegen).  

Die These vom 29_11_23, dass jede Pandemie anders sei und man sich nicht vorbereiten könnte, 
wird hier negiert. Aus fachlichen Beiräten und Evaluationen heraus wird angenommen, dass es R.-
Personen immer geben wird und vorgängig med. Klassifzierungssysteme möglich sind, die sich 
flexibel in einer Krise gestalten. 

 

Das vorliegende Formular ist fachlich auf keiner Basis mehr. Feinheiten in der Übersicht beim 
Leistungsverständnis sowie filigrane Ausdeutungen sind komplett verloren gegangen. In einer Krise 
wäre letzteres eine Stärke. Das Zutrauen seitens Träger in den Petitionär war ein Fehler - jedenfalls 
beim Formular. Nicht jede/r kann alles. Fachlich sind die Einschätzung als Laie sowieso nicht.  

Abschliessend: Zum Zeugnis der wiss. Task force steht im Schlussbericht fast nie etwas (bin keine 
Fachperson). Einzig: Die wissenschaftliche task force, Spitalfachleute u.a. haben auf 
forschungsbasierter Ebene begründet gearbeitet und sozialdarwinistische Interpretationen 
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unterlassen. Letztere verlieren immer. Den wiss. Fachleute gehört die Aufarbeitung / Urteil in der 
Wissenschaftswelt im Umgang zu covid-19. 

Gerne sei der Bogen hier beendet und die Einangsfrage beantwortet: "Was führt Sie zur 
Einschätzung?" 

Zuerst: Dank gehört den Trägern, d.h. Bund, Kanton, aber auch den Departementen sowie 
Vorgesetzten, Mitarbeiter:innen usw. Staatssekretär:innen und politische Rechte scheinen fachlich 
über einen politischen Diskurs und die politischen Rechte filigran auf einem Stand zu sein. (Das 
Zentrum für Demokratie, Aarau, ist da evtl. momentan grad ein wenig hintendrein, wenn es darauf 
beharrt, politischen Diskursen eine Stimme zu geben (Objektivität)). Ein Reden war möglich. Bei 
den Dokumenten und diesen Erfolgen kam nur ,simply the best' (Song) in den Sinn - und nicht auf 
das Anliegen zentriert, sondern die Träger / alle Personen: Die CH wäre das erste Land, das ehrlich 
und zielgerichtet evaluiert hat! Die Aspekte sind hier äusserst simplifiziert und kommen nicht zur 
Geltung. Man kann nur mit Fragen, ,wer sonst hätte dies erlaubt?' usw. dies skizzieren (verbindlich, 
gewaltengetrennt, freundlich, mittels Departementen, dossierfest, konstruktiv, lösungsorientiert). 
Diese Punkte sind aber das wichtigste. Staffellauf war ein Beschrieb.  

Arbeitsprozesse in einer Krise sind weitläufig/komplex und je nach Schwerpunkt ist ein Thema 
anders zu betrachten. Eine solche komplexe Betrachtung wäre nötig. 

 

Kurz: Der Gesetzesentwurf - als Laie betrachtet - ist sehr gut. Weil: In der Hinsicht, dass er abseits 
der bisherigen Ergebnisse untersucht und wertvolle Unterstützung zuliefert. Nicht ganz konnte der 
Inhalt zur Zusammenarbeit Bund + Kantone seitens bsp. KdK (Schlüsselzitate) eingebunden 
werden. Die Vorstellung, dass Details, d.h. vertiefte Untersuchungen in entscheidenden Bereichen 
getätigt und ins EpG Eingang finden (e.g. Zusammenarbeit Bund und Kantone), ist nicht gänzlich 
erfüllt. [jedoch könnt ich dies selbst nie - froh um das Departement, welches ein Gesetz 
ausgearbeitet hat].  

 

Aus Sicht der Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF hat sich diese Einschätzung allein 
zwecks Hinweis auf Art. 20f. - 24 ergeben, wo 2 Formulierungen stehen, mit denen ich nicht 
einverstanden bin. Die Ausführung der Priorisierung zieht sich durchwegs durch die Krise hindurch 
und thematisch ist Impfen/Schutz Teil des EpG. Gleichheit und Zufall werden natürlich seitens der 
"Umsetzung der covid-19 Strategie" (GPK) seitens Autor angegriffen. Ziel: Erneut gewinnbringend 
zur Nutzenmaxierung (Verhinderung Spitalbelastung, Todesfälle, Kränkste zuerst) zurückzukehren. 
Dies bedeutet Stärke in einer Krise; es geht objektiv nur um jenes Ziel. Die Umsetzung einer 
priorisierten Ausführung ist zentral für die Nutzenmaximierung. 

 

Der Bund konnte den Arbeitsschutz in einem Artikel bsp. direkt lösen. Dies wird gewünscht beim 
erwähnten Problem. Der Beitrag zum Revisionsgesetz zeigt durchwegs immer noch zwei 
gegensätzliche Positionen, resp. Handhabung, zur Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF 
(aufgrund anderer Schwerpunkte heraus). Dies war innerhalb der Kantone, der Medienkonferenzen 
und den Bundesbehörden der Fall. Jedoch haben die Eingaben gezeigt, dass letztere bereits weiter 
in der Diskussion situiert sind (umgeschwenkt) - und diese Aktualität, resp. tiefgreifende 
Präzision/Auseinandersetzung der Träger selbst zu dieser Frage besitzen zwei 
Gesetzesbestimmungen noch nicht - und somit wird das Gesetz an zwei Stellen genau angeschaut.  

> Warnung: Wenn man dies jetzt nicht löst: Ähnliche Probleme ergeben sich bei digisanté (immerhin 
400 Mio. für irgendwas), bei jeder Welle an covid (für R.-Personen, silent pandemic) usw.   
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Ein Referendum wird zwecks Art. 20f. vielleicht nicht ergriffen. Aber: Verschiedene Möglichkeiten 
sind immer das Ziel (Verbände und Fachpersonen).  

Diese Eingabe ist qualitativ am Ende. Das Zeitmanagement ging komplett verloren - 1 Woche 
vorher wurde erst der Umfang des Gesetzestextes bemerkt. Und dann noch, wie viel Zeit es 
bräuchte, Inhalte sowie Ergebnisse - wie das Team geleistet hat im vorliegenden Gesetz - in ein 
Rahmen eines Gesetzes zusammenzufassen. Dies ist komplett auf verlorenem Posten - nicht jeder 
kann alles; einmal verliert man. Es gab nur noch die Entscheidung, die Eingabe einzusenden mit 
vielen Fehlern, riesigen Abschnitten oder gar nicht [schlechte Vertretung der R.-Gruppen u.a.]. 

Mir ist bewusst: Eine gestzliche Bestimmung sollte schlank, präzis, fachlich korrekt sowie kurz sein, 
Doppelspurigkeit vermeiden usw. Dies ist hier allesamt nicht der Fall (zudem Schreibfehler).  

Alle haben glücklicherweise Zugang zu Fachpersonen und man darf diese höchst unzulänglichen 
Sätze in bsp. Art. 20f. verbessern. Ganz herzlichen Dank zudem dem revEpG Team (welche 
analytisch Texte deuten und verändern können (analytisch gibt es zwar so nicht), was immer das 
Ziel war > Fachpersonen können in 5 min. Abschnitte in 1 Satz umändern), das die Probleme dieser 
schnellen und pathetischen denn lösungsorientierten Eingabe ausbuddeln muss. Auf jeden Fall: Es 
kann sein, dass Fachpersonen dieses Anliegen endlich übernehmen auf departements- und 
bundesebene (z.b. innerhalb eines gesetzlichen Bereiches) und dann macht es im Gegensatz zu 
meinem unzulänglich beschriebenen Anliegen - ,wusch' und endlich ist das Anliegen abgegeben, 
(symphony, zara, more than you know, ingrosso) präzisiert, eingegrenzt, ausgearbeitet (was ich 
nicht genügen vermag). 

Der jetzige Stand der Untersuchungen gilt natürlich (für das Konsultationsverfahren und die 
Behandlung durch Politiker:innen). Es wird versucht, Fachverbände und Rechtsexpert:innen bis 
2027 zu ermitteln, welche entsprechende Artikel-Vorschläge genauestens ausarbeiten könnten. 

Weiterführende Vorschläge würden Sie dann im Dokument "Gesetz" im revEpG Ordner auf one 
drive finden: 

https://1drv.ms/f/s!An9SBi6x8bcOoHyxO0Dg-il9S25Q?e=wxyFdm 

 

Irgendeinen Bezug oder Durchbruch erwarte ich nicht. 100te haben sicherlich bereits Vorschläge 
im Zug des Konsultationsverfahrens eingesandt und es kann gar nicht auf alles eingegangen 
werden usw. Dies ist an keine Bedingungen geknüpft; weil ich sah, dass es schon mal funktioniert 
hat. Parlament, Departemente, Kanton usw. Die CH Demokratie funktioniert. 

 

[Konsultationsverfahren braucht ein Update. nicht fachlich oder von den Fragen her, sondern von 
der Teilnahme. Falls qualitative Ergebnisse da gefordert sind seitens Eingeber:innen [das kann 
wohl von Einzelpersonen und auch teils Verbänden kaum geboten werden] Oder: Stützt sich einzig 
ab auf Mehrheit oder Minderheit-Aussagen. Zu allgemeine Schlussforderungen, falls Ja (nehm ich 
aber nun nicht an)] 

 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden? 
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Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Rückmeldungen zum Ersatz von Ausdrücken:  

      

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

2 e.) "Ein guter Zugang zu Informationen, 
Präventionsmassnahmen und der 
Gesundheitsversorgung ist für besonders verletzliche 
Bevölkerungsgruppen (z. B. betagte Menschen oder 
Personen mit Beeinträchtigungen) speziell wichtig[.]" 

(unzulänglich ausgedeutet): Dies ist korrekt und ist 
äusserst hilfreich für (A) und alle 4 Abschnitte). Dies ist 
Teil med.-eth. Überlegungen der Impfstrategie BAG und 
EKIF (+WHO). Obwohl 2f, Art. 2. 3.a (Wirksamkeit der 
Massnahmen) oder Art. 5a, 1b. die Vermutung 
nahelegen, dass es um die BGP geht. D.h., dass jene 
untereinander chancengleichen Zugang erhalten (bsp. 
zwischen BGP in Heimen und die in der Gesellschaft 
(teils 15 Wochen Zeitspanne aufgrund 
Eingehens/Fragens zwischen Impfungen) sollen.  

Es könnte aber auch sein, dass allein vom Gesetzestext 
her, chancengleich" anders ausgedeutet wird. 
Unzulänglich meint hier: Die Ideen sind zu wenig 
ausgearbeitet (Inhaltliches der bestehenden Dokumente 
ins Formular einbringen). 

Idee wäre (wenigstens 1 Aspekt) z.b. das aufgeführte 
Zitat des Beitrags zum Revisionstext in einen 
Bestimmung umzuwandeln 

Der Satz rechts ist zu lang; man kann gerne kürzen und 
andere Vorschläge tätigen (hier mit unzulänglich 
gemeint: alle Gesetzeswortlaute in diesem Formular 
sind unzulänglich ausgearbeitet). 

Die Vorschläge meinen nicht, dass die gesunde Gruppe 
nicht mitmachen und sich schützen lassen für BPG.  

2.e.) "Prioritär gelten BGP 
(besonders vulnerable und 
vulnerable Gruppen nach med. 
eth. Grundsätzen/Priorisierung), 
welche das höchste 
Komplikations- und 
Mortalitätsrisiko aufweisen, bei 
jeglichen 
Präventionsmassnahmen 
(Schutz, Zugang zu Impfung), 
damit ein hoher Anteil an 
Todesfällen und 
Hospitalisationen verhindert 
werden kann.» [abgeändert: Zitat 
Impfstrategie 16.12.2020] 

 

und/oder 

soll… 

"der chancengleiche Zugang zu 
Einrichtungen und Mitteln für den 
Schutz vor Übertragungen 
innerhalb der BGP gewährleistet 
werden." 

 

"Den Evaluationsergebnissen 
wird Rechnung getragen, indem 
BGP prioritär zielgerichtete 
Kommunikation, Zugang zu 
Schutz sowie bestmöglichster 
Schwerpunkt bei 
Präventionsmassnahmen mittels 
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med.-eth. Priorisierung 
zukommen." 

 

soll.. 

"ein sicheres, seperates, in sich 
geschlossenes System für die 
R.-Personen gemäss 
Nutzenmaximierung 
(Verhinderung Todesfälle, 
Senkung Spitalbelastung, 
Kränkste zuerst ..) gelten. 

 

> Dass die BPG 01 
Eigenverantwortung viel 
beschränkter wahrnehmen 
müssen [über der von 
Wahlen/Wahlunterlagen], war 
Teil der Impf-Strategie BAG und 
EKIF.  

3 Bestimmung a) Wirksamkeit der Massnahmen. Dies ist 
gut und erinnert an die Aufgabe der GPK (Überprüfung 
der Wirksamkeit der Massnahmen). Momentaufnahme: 
Aber auch wenn das hier als Bestimmung steht, muss 
dies nicht heissen, dass dies ausgeführt wird. Ebenfalls 
die Verhältnismässigkeit ist gut. 

b) (unzulänglich geschrieben: könnte das Gegenteil 
bewirken) Volkswirtschaft und Gesellschaft (und 
Wirtschaft) ist i.O. bei Härtefallzahlungen etc. 
Schutzmassnahmen und jene Hilfe gehen aneinander 
vorbei. Es gibt keine - dies gehört auf med.-eth. 
Grundlage, was ein Papier wie die Impfstrategie BAG 
und EKIF liefern kann - Berechtigung in einer 
Pandemie, Schutz der R.-Gruppen zu tangieren. Dies 
ist Sache der Medizin und eth. med. Überlegungen. 
Letztere bilden in einer Pandemie die Grundlage.  

https://psychologie-to-go.podigee.io/s3e51-aggression 

Aus Sicht der Opfer: Was wohl Gesetz im Strafrecht 
aussagt: Kein Mensch auf der Welt hat in keiner 
Situation das Recht, einen Menschen zu schädigen 
psychisch oder physisch. […] Wut und Aggression 
passiert in der wütenden Person." Fachpersonen 
können dies gewinnbringend für beide Seiten 
auffächern und lösen. 

(Aspekte sehr gering ausgearbeitet). Objektiv: Die 
Rückkopplungseffekten von gesetzlichen Übertretungen 

Kein Gesetzestextvorschlag, 
sondern eine Streichung in b) 
und die Aufforderung, Recht des 
Einzelnen und Schwachen in 
einer Pandemie gemäss 
vorhandenen Gesetzen zu 
skizzieren. 

 

 

b) Wirtschaft und Gesellschaft 
könnten gestrichen werden.  

Dies wird in med.-eth. und 
gesetzlichen Fragen sowieso 
berücksichtig.  

Bundesamt für Justiz und 
Rechtsexpert:innen vermögen 
Abschnitte zum Recht des 
Einzelnen und Schwachen 
verständlicher zu skizzieren. 
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gegen R.Personen in einer Pandemie (und andere 
psych. Krankheiten, welche unverschuldet dazu führen, 
Regeln in Krisen durchbrechen zu suchen) werden zu 
wenig beachtet.   

(Achtung, ganz unzulänglich beschrieben; nicht richtend 
gemeint und nicht persönlich nehmen, ungenügend 
vorbereitet und tut Probleme auf (nicht in Stein 
gemeisselt annehmen)): Was ist bsp. die Auswirkung 
auf die Gesellschaft, wenn 30 CHF einer R.-Person 
nicht zugestanden wird (Fehlinformationen, 
Verleumdung, Kurzsichtigkeit)? Wenn Recht und 
Gesetz (am einzelnen) fallen? Freiheit bedeutet z.b., 
von Gesetzesübertretungen an der eigenen Person 
geschützt zu sein; Stärke bedeutet Schutz der 
Schwachen. 

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

5a Best. 2. 

Zum Erläuterungstext Revision EpG: Unklar ist die 
Überlastungssituation durch Impfungen. Einerseits wird 
später von genügend Kapazitäten gesprochen; 
andererseits von zu wenigen während bestimmten 
Pandemie-Phasen. Dies ist ein paradoxer Punkt und hat 
seinen Grund (Ab Art. 21) in der Missachtung des 
Diskurses zur Ausführung der Priorisierung nach 
Impfstrategie BAG und EKIF. 

 

      

6             

6a Monitoring (Kapitel 4 Schlussbericht) wurde Bund und 
Kantonen überlassen. Die KdK, Bundeskanzlei, Kt. AG, 
Kt. ZH und viele mehr haben vertiefte, gewinnbringende 
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Zitate und Vorlagen dazu geliefert. Ich überliess diesen 
Aspekt dem Bund und den Kantonen. Wie erwähnt ist hier 
noch was zu holen (z.b. wurde in Kapitel 4_Schlussbericht 
Zitate bemerkt, die von einem Mittelweg ausgehen (Stäbe 
und Fachwissen aus den Departementen), aber die Zeit 
reichte nicht mehr, um Kapitel 4 daraufhin durchzugehen 
(wäre dann verspätet irgendwann im versprochene 
Ausgangsdokument i) (?) zu sehen, das zur Zeit der 
Eingabe nicht existiert). Die KdK, EFK, interface und viele 
mehr haben hier Zitate und Ergebnisse geliefert, die sehr 
toll zu lesen sind (und nie gekommen wär bsp.).  

Was noch in den Ergebnissen_Schlussbericht stand: 

"Die Träger auf die Aufgaben in 6a (EpG-Zuständigkeiten) 
hinsichtlich Lernleistungen (KI-KIII) auszudeuten, würden 
neue Möglichkeiten eröffnen. Das EpG ist rechtlich, 
jedoch nicht pädagogisch untersucht. Eine pädagogische 
Untersuchung würde immens helfen, Ressourcen zu 
verteilen sowie Qualität- und Aufbaumanagement zu be-
treiben." 

Beobachtung: Viel zu oft wurde ein reines Ausführen als 
KI gedeutet in der hierarchischen Gliederung. Zweitens: 
Der Kanton galt als einziger im operativen Feld; wobei er 
nur ca. 10 Personen zur Verfügung hatte 
(Ausgangsposition). Und trotzdem schaffte er es, beim 
Medizinischen dagegenzuhalten, d.h. Bundesempfehlung 
(wenn Note 5) qualitativ umzugestalten. Er funktionierte 
wie ein eigenes Land; die Stellungnahmen verbesserten 
sich auch markant durch die zuständigen Vorgesetzte 
gegenüber gewisse Bundes-Stellungnahmen. Dies könnte 
Fenster für gewisse Schlussfolgerungen zulassen (Stütze 
des Operativen / med. monitoring). 

Operativ bedeutet häufig ,Anwenden'. Gerade im med. 
Bereich bei Prozessunterlagen hatte er (wäre eine päd. 
Untersuchung hier) den Inhalt umgestalten und bei 
Problemen reagieren müssen; das ist keine K1-Aufgabe. 
Der Kanton hat Wege gefunden, manuelle med. 
Massnahmen für die Priorisierung zu treffen [gehört aber 
einer Übersicht durch Fachpersonen; sie erkennen 
entscheidende Punkte und Möglichkeiten]. 

- Alles dem Kanton abzugeben ohne 
Ressourcenumverteilung - statt einer Zusammenarbeit 
strategisch und operativ in den Blick zu nehmen - kommt 
einer Trotz-Reaktion gleich (weil vielleicht an 2 Stellen der 
Kanton mal Recht hatte (2x der Bund die Karte "die 
Kantone handeln unterschiedlich" ungerechtfertigt 
gezückt) und ist ungemein gefährlich für R.-Personen. 
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"Insbesondere kann es erforderlich sein, die Einsetzung 
überdepartementaler Krisenstäbe vorzubereiten." 

- Gut. 

 

Zusammenarbeit: "Die Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Kantonen muss vorbereitet werden. Es ist zum 
Beispiel zu klären, welches die geeigneten Gefässe sind, 
um die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen in 
einer spezifischen Krise zu erleichtern und die 
Koordination zwischen den Staatsebenen sicherzustellen" 

Monitoring; die pädagogischen Prozesse wären einfach 
durch Expert:innen zu beschreiben > Arbeitspsychologie. 
Am optimalen Weg nicht unaufgeschlossen. z.b. die 
Vernehmlassung in einer Pandemie anders zu gestalten. 
Das heisst aber, eine med. Monitoring-Ebene zu behalten 
(Kanton, operativ) (wenn das Ganze funktioniert viel 
weiter gekommen als alleine bei einer Strategie gemäss 
Evaluationsaussagen). Wenn nur Bund und Stakeholder 
ist dies für den Auftraggeber sehr ruhig, aber 
intransparent und gefährlich. 

 

6b Absatz. 2  

In der Erläuterung zum provisorischen Gesetzestext:  

"Im Falle der Covid19-Epidemie hat der Bundesrat bereits 
frühzeitig in seiner Verhütungs- und 
Bekämpfungsstrategie als Ziel die Verhinderung von 
schweren Erkrankungen und Todesfällen, die 
Verhinderung einer Überlastung des Gesundheitswesens 
sowie die Minimierung der Auswirkungen auf Wirtschaft 
und Gesellschaft festgelegt." 

 

Damit wird fast wörtlich die Impfstrategie BAG und EKIF 
genannt, die aber nicht namentlich aufgeführt wird. 
Problematisch wäre, wenn dies zuvor nicht Aufgabe des 
BR war (BAG und EKIF dem BR zugeschrieben?) und 
etwas geändert wird. Ansonsten natürlich i.O. Erneut fällt 
Intransparenz in Bezug auf die Impfstrategie auf - dies 
scheint ein wunder Punkt. 

 

Über die untersch. Bewertung (über die Verwendung) der 
Impfstrategie BAG und EKIF lesen Sie die ca. 31 
Evaluationen (o. Schlussbericht 1-3, 5.1-5.2) auf jene 
Thematik hin. Der Kt. SO hat sich offen im R.-
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Ratsbeschluss dazu bekannt: Er hat jene als Referenz 
genommen und als wichtigstes Dokument bei der 
Ausführung der Priorisierung betrachtet; ebenfalls die 
Bundeskanzlei. Andere versuchten, die Strategie zu 
minimieren/verschwinden zu lassen (?). Die GPK - was 
nun auffällt - hat ebenfalls klar die Fragestellung und den 
Themenbereich mit Dokument transparent skizziert 
(Umsetzung der Covid19 Impfstrategie, Jahresbericht 
GPK 2023) > noch transparenter aber der R.-
Ratsbeschluss (erneut vergessen). Das ist eigentlich eine 
riesen Hilfe. Wenn man die Träger (BAG, GPK; Kanton 
usw.) dazu fragt, antworten sie; es erfolgte eine vertiefte 
Rückmeldung, die es so nirgends gab. Dies vermag auch 
als Hinweis gesehen zu werden. Diese vertiefte 
Auseinandersetzung über diesen Teilbereich konnte 
(noch) nicht gänzlich ins Gesetz übertragen werden [dies 
ist sehr schwierig; selbst kann ich dies in keinem Fall]. 

 

4. "Mit der vorliegenden Regelung sollen die Kantone und 
die zuständigen parlamentarischen Kommissionen bereits 
vorgängig, also vor dem Erlass von Massnahmen, 
angehört werden".  

In den Evaluationen - leider nicht mehr präsent - sprach 
man von anderen Möglichkeiten der Anhörung in einer 
Krise. (vergessen, Wunsch; nicht ganzheitliche 
Betrachtung): Kantone hielten 2-3 gesundheitliche 
Bereiche am Schluss aufrecht, die sich gegenseitig 
überwacht haben (Kanton wie ein einziges Land, da auf 
sich selbst gestellt (wenig Personal, Ressourcen; 
trotzdem komplexes, med. monitoring im operativen 
Umfeld aufgebaut). Wunsch: Kantone treten im med. 
Bereich als Monitoring auf (Konzept). Vernehmlassungen 
während einer Krise werden anders aufgebaut > Kanton 
med. Monitoring > alte Petition > gehört med., päd. und 
arbeitspsych. Fachpersonen. Über Unwichtiges - 
nichtmedizinisches - unterhalten sich andere Gruppen 
abseits der Krisenorganisation (Arbeitsbelastung 
reduzieren; keine unnötigen Sitzungen). 
Gewinnbringende, med. Monitoring-Netzwerke. Kanton 
als med. Monitoring. 

6c a-c geht von R.-Personen und vulnerablen Gruppen aus 
und ist im Sinne der Petition. 
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6d Der Artikel geht nicht auf kantonale, operative Ergebnisse 
ein; resp. die Möglichkeit, dass kantonale Erkenntnisse 
fachlich - nicht unfachlich - Bundesvorgaben verbessern 
können > Frage der Zusammenarbeit, 
Ressourcenverteilung / Monitoring (Frage zu Arbeits-, 
Organisationspsychologie, Qualitätsmanagement usw.) 

Ferner wird das Problem nicht gelöst, wenn ein Stopp in 
der Weiterentwicklung einer Strategie/bei 
Lösungsansätzen erfolgt (Ressourcen-Auslagerung 
Impfstrategie BAG und EKIF). 

 

      

8 Der Einbezug von Testläufen, "dass die Pläne bei einem 
Ereignis umsetzbar sind", Abgleich, Kohärenz, 
Überprüfung der Wirkung von Massnahmen sind hier sehr 
gut. 3-4 Testläufe im Bereich Gesundheitsfragen und 
Ausführung der Priorisierung wären wünschenswert. Die 
Ausführung von A) ,verbessertes Eingehen auf 
BGP01/Ü65' im Sinne von Einladungen (Simulation 
Heime in der Gesellschaft > Chancengleichheit innerhalb 
BGP01 in der ganzen Gesellschaft), Kontrollsystem 
Immunsuppressive (nur 1/3 MS Patient:innen zu Ihrem 
Arzt bei covid-Wellen + Zettel) und festgesetzten Termin 
wie Jahreskontrolle Zahnarzt (Hausarztgespräch Grippe + 
Corona einem System zu unterstellen; mit 
anschliessender Impfung und/aber Begleitprojekten für 
BGP01 (Einladungen; Eingehen) [alles unentgeltlich / 
Post via Krankenkassen] wäre sehr zu begrüssen 
(Kanton/Bund). 

Die Hausärzt:innen sollten nicht zusätzlich belastet 
werden. Es wird Rechnung getragen, dass sie während 
der Pandemie mehr mithelfen wollten, aber sie sollen 
nicht zusätliche Last tragen. Dem Gesundheitssystem mit 
allen Mitarbeiter:innen soll geholfen werden - die 
Zivilgesellschaft hilft mit (Vereine und Freiwillige), resp. 
üebernimmt untentgeltlich Aufgaben zur Stützung des 
Gesundheitswesens und indirekte Hilfe für R.-Personen. 
(psych. Entlastung vor Altersheimen oder Spital bei 
Kontaktverboten).  

(laien-Idee) Diese Idee funktioniert nur unter dem 
Einbezug der Zivilgesellschaft und vorgängigen Einsatz  
von Pädagogik und Psychologie (dass die R.-Gruppen 
einem wichtig sind) d.h. die Erläuterung ist besser in 
einigen Mails und Sätzen zu A) ausgedeutet. 

nicht gut ausformuliert und 
eher drängend ;-) : 

5. "Bund und Kantone 
verringern die Spitalbelastung 
durch vermeidbare Folgen von 
Erkrankungen wie bsp. Grippe 
und corona. Sie verhindern 
schwere Verläufe und 
Todesfälle, mittels eines 
Systems wie festgesetzten 
Jahrestermine von BGP01 bei 
Hausärzt:innen in Begleitung 
gewinnbringendem psych./päd. 
Eingehen auf BGP01 und 
einem Kontrollsystem für 
Immunsuppressive (Einbezug 
der Zivilgesellschaft/und 
Ärzt:innen). Dieser Weg wird 
internalisiert/automatisiert." 
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Termin meint, dass hier ein Gespräch stattfindet, und 
anschliessend eine Impfung möglich ist. Eine 
Abmeldemöglichkeit ist möglich. 

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

11             

12             

12a             

13             

13a             

15 5. "Es kann eine Kantonsärztin oder einen Kantonsarzt 
mit einer Abklärung beauftragen, wenn im betreffenden 
Kanton eine besondere Gefährdung der öffentlichen 
Gesundheit besteht". 

Zwischen-Info: Die Kantonsärzt:innen hatten während 
der Pandemie kaum Zeit. Für einige Bereiche, z.b. 
Impfaktion, nur noch auf dem Papier zuständig (z.b. bei 
Prozessdokumenten Impfzentrum aufgeführt). Die 
untersch. med. Vorgesetzte (Gesundheitsamt u.a.) - 
ein allenfalls kant. med. Netzwerk - werden nicht 
berücksichtigt. D.h. der kantonsärztliche Dienst könnte 
während einer Pandemie ausgebaut werden > aber 
nicht seitens Kantons, sondern dank Ressourcen des 
Bundes (Personal) (operative Ebene, d.h. Kanton 
benötigt ebenfalls Strukturen und ist ein wichtiger 
Schwerpunkt zu Qualitätsmanagement, Evaluation, 
Monitoring etc.). Der Kanton ist als operativer Träger 
ncht zu unterschätzen > Ressourcen werden anders 
verteilt, werden Aufgaben ausgelagert [auch keine 
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Idee, wie dies gewinnbringend gestaltet werden müsste 
> Expert:innen]. 

 

15a             

15b             

16             

17 "Mit dem neuen Absatz 2 soll die Möglichkeit, Dritte für 
öffentliche Aufgaben bei der Erkennung, Überwachung, 
Verhütung und Bekämpfung von übertragbaren 
Krankheiten beizuziehen, erweitert werden." 

 

Dies ist schon i.O. Bezüglich der Bekämpfung 
innerhalb operativer Massnahmen: Dies kann ein 
zweischneidiges Schwert bedeuten. Bund und Kantone 
interessieren sich für den Patientenschutz. Einige 
Unternehmen auch - man kann einiges einfach so oder 
so antreffen. 

Wenn bestimmte Monitoring-Strukturen ausgehebelt 
werden (z.b. Föderalismus; Bund - Stakeholder 1; 
Kanton - Stakeholder 2), indem Ziele wie Finanzierung 
o.a. wichtig werden, ermöglicht dies in bestimmten 
Fällen gefährliche Strukturen (oft simplizifierte) und 
Intransparenz. Das bedeutet Ruhe für den 
Auftraggeber, aber bei fehlendem 
Qualitätsmanagement Missstände für den 
Patientenschutz/das Ergebnis/die Strategie und die 
eigentlichen Ziele [ist keine umfassende oder ,wahre' 
Bewertung > gehört Fachpersonen].  

Den Ausschreibungsprozessen gehören 
forschungsbasierte, aktuelle und nachhaltige 
Erkenntnisse untergeordnet (was im Text aber evtl. 
beschrieben wird: kein vorgängiges Festlegen). (bin 
vollkommen Laie > Arbeits- Organisationspsychologie, 
Prof. HR FH usw.)  

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 
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☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

19 Damit können die Krankenkassen gezwungen werden, 
Register aufzuführen (Krankenkassenzeile, ohne EPD) 
vgl. später. sehr gut. 

Das mit den Infektionen scheint eine gute Massnahme 
zu sein. Die Spitalbelastung / adm. Tätigkeit sollte auf 
Seiten der Ärzt:innen stehen - unwichtige adm. 
Tätigkeiten weglassen oder geeignet 
verkürzen/praktische Programme. 

      

19a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

20 Absatz 1: 

Das Verhältnis von Massnahmen und Empfehlungen 
wurden als unklar in den Evaluationen definiert.  

Evaluation Kt. SG. 

"Das BAG ist zuständig für die Definition von 
Richtwerten für die Vorbereitung und Bewältigung einer 
Pandemie (Vorgaben, Empfehlungen und die 
Koordination kantonsübergreifender Prozesse[.]" 

 

> Die Vollzug der Massnahmen schliessen Vorgaben 
und Empfehlungen mit ein. Eine «Empfehlung» ist nie 
«nur» im Falle des Epidemiegesetzes. Erstens als 
einziges Dokument zur Impfstrategie – es gab kein an-
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deres Dossier seitens Bundes als Strategievorgeber 
dazu seit Dez. 2020 – auf allen Plattformen zugänglich 
und stark hervorgehoben; zweitens war dies rechtlich 
gesehen eine Empfehlung – aber Empfehlungen sind in 
den Massnahmen drin, sogar bei der Vorbereitung und 
Bewältigung einer Pandemie erwähnt und in Klammern 
den Vorgaben gleichgestellt, d.h. im selben Atemzug 
genannt. Es ist nicht bekannt, dass Kantone eigene 
Vorgaben zur Priorisierung tätigen können, wurde dies 
mit dem Bund nicht abgesprochen. 

- Bereits die 3 Bundessysteme wurde seitens Bund 
(andere Gremien als die Erstellung der Impfstrategie) 
nicht auf die Strategie hin abgeglichen (in Pausen) oder 
med. Beschrieb dazu mitgegeben > anderer 
Schwerpunkte (Gelingen und Ausführen der 
Impfaktion). 

Einige Zitate zu Empfehlungen im Schlussbericht 
(control + F). 

«Es muss geklärt werden, ob im Bereich des 
Ressourcenmanagements eine 
Kompetenzverschiebung vom Bund zu den Kantonen 
benötigt wird, damit die Kantone ihren Verpflichtungen 
im Bereich der Vorsorge nachkommen. Auch muss 
geklärt werden, ob es regelmässig überprüfte Vorgaben 
anstelle von Empfehlungen braucht. (Wenger et al. 
2020)» 

 

geforderte Differenzierung (im operativen Feld gibt es 
neue Erkenntnisse - dieses Zusammenspiel zwischen 
strategisch und operativ verbessern).  

"Diesbezüglich hätten sich etliche Kantone und 
Stakeholder eine stärkere Differenzierung der 
Empfehlungen gewünscht" 

 

«Waren die Empfehlungen der EKIF ausreichend klar? 
Hätte es verbindlichere Vorgaben gebraucht? Die EKIF 
hat Ende 2020 eine Covid-19-Impfstrategie erarbeitet 
und gemeinsam mit dem BAG veröffentlicht. Diese 
beinhaltet unter anderem Empfehlungen betreffend die 
Priorisierung basierend auf der Krankheitslast der 
Zielgruppen. Aus Sicht der Befragten waren die 
Empfehlungen ausreichend klar. Allerdings hätten sich 
nicht alle Kantone vollständig daran gehalten. Dies liege 
daran, dass es sich um Empfehlungen der 
Impfkommission und nicht um Weisungen des BAG 
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handle. Die Empfehlungen seien rechtlich nicht 
verbindlich. Folgende Aspekte führen zu Diskussionen.» 
(interface BAG) 

 

«In diesem Zusammenhang wurde auch darauf 
hingewiesen, dass die Empfehlungen von einem relativ 
kleinen Kreis von Personen entwickelt worden seien. 
Dies habe ihre Akzeptanz bei den Stakeholdern 
erschwert.» 

> Die Aussage zur «Empfehlung» teile ich nicht. Die 
Impfstrategie BAG und EKIF wird wie erwähnt in den 
interface-Evaluationen weniger stark gewichtet (vs. 
Bundeskanzlei o.a. Bundesevaluationen). Es war die 
einzige Strategie zur Impf-Ausführung, die es gab: in 
vielem zentral gestellt. Der Kt. SO hat jedenfalls danach 
gehandelt und stellt sie als zentral hin. Die 
Bundesbehörden ebenfalls. 

 

„Die Umsetzung der risikobasierten Priorisierung und 
die damit in Zusammenhang stehende Reihenfolge der 
Anmeldung gestaltete sich schwieriger, da die 
Risikokriterien sehr detailliert waren und die Zuweisung 
auf die Risikogruppen teilweise schwer verständlich 
war.“ (Regierungsratsbeschluss Kt. SO) 

 

I. > Nachtrag: Wie im Text zum EPG (in einem Kapitel) 
näher ausgeführt zu den „Empfehlungen“. Wenn die 
rechtliche Situation und das EPG-Gesetz näher 
angeschaut würde: da gibt es eben „Empfehlungen“. 
Aber sie sind ganz anders im Zusammenhang definiert 
meiner Ansicht nach. Ein Zitat aus dem EPG, das als 
Gesetz als ganzes nicht angeschaut wurde in diesem 
Dossier. 

«Aufgaben des Bundes: Bereitstellung von Information, 
Strategieentwicklung, Festlegung von Richtwerten für 
den Vollzug von Massnahmen (Vorgaben, 
Empfehlungen)[.]» 

> Massnahmen: diese sind aktiv formuliert. 
Empfehlungen – gekoppelt, dass es die einzigen sind 
zu einem Thema – sind aus einer praktischen Sicht und 
im Sinne der Massnahmen während einer Pandemie 
ganz anders auszudeuten. 
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Zentrales Zitat der KdK in diesem Zusammenhang: 
(zudem zur Vernehmlassung usw.)  

"Etliche Entscheidungsgrundlagen waren nicht optimal: 
Besonderes hervorzuheben sind folgende Probleme: 
mangelnde Präzision und Klarheit der Bundesvorgaben; 
mangelnde Berücksichtigung der Umsetzung und 
Folgen bei der Festlegung von Vorgaben; oft sehr kurze 
Zeitspanne zwischen dem Bundesbeschluss und der  
kantonalen Umsetzung; fehlende Klarheit darüber, 
welcher Handlungsspielraum den Kantonen bei der 
Umsetzung der Vorgaben bleibt; unklare Situation 
bezüglich der finanziellen Verantwortlichkeiten und 
mangelnden Präzision der Rechtsgrundlagen. 
(Befragung KdK)» 

Wir sind da mittendrin bei entscheidenden Punkten 
(einmal wird der Kanton Recht haben, einmal der Bund) 
zur Zusammenarbeit bei der Priorisierungsausführung. 
Diese sind nicht filigran untersucht und bearbeitet 
worden bisher und haben (noch) keinen Eingang ins 
Gesetz oder bestimmte Ergebnisse gefunden. 

 

Absatz 2. 

"Ärztinnen und Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker 
und weitere Gesundheitsfachpersonen sowie öffentliche 
oder private Institutionen des Gesundheitswesens" 
sollen einbezogen werden. Was dies impliziert ist unklar 
> ob dann bei Impfaktionen dies der Fall wäre. 

21 1 c. "dafür sorgen, dass Personen, die sich impfen 
lassen wollen, gemäss den Impfempfehlungen 
vollständig geimpft sind" soll die neue Bestimmung 
lauten. 

 

Es geht gemäss Beitrag hier über die Freiwilligkeit und 
ja auch nach einer gewissen Impfempfehlung. Mit Art. 
21 a 1 ("möglichst viele Personen innert kürzester Zeit 
geimpft werden") stimmen Sie aber über eine neue 
Impfstrategie ab; d.h. sind wir inmitten des Diskurses, 
der nie transparent ausgeführt, d.h. durch 
Untersuchungen gegeneinander ausgespielt wurde. 
Hier geht es eben um einen innerkant.- und 
bundesnahen Konflikt zur Ausführung der Priorisierung. 
GPK und R.-Ratsbeschluss haben aufgezeigt, dass 
Fachleute hier sehr weit sind (tiefgreifende Diskussion) 
> Ihnen gehört die Zusammenfassung. 

die alte Version wird beibehalten: 
1.c. "dafür sorgen, dass die von 
den Impfempfehlungen 
betroffenen Personen vollständig 
geimpft sind" 

 

1.c.1. der optimale, med.- und 
statistisch beste Weg für die 
Ausführung der Priorisierung für 
vulnerable Gruppen 
gewährleisten 

1 c.2. Ein Ampelsystem für R.-
Personen wird geschaffen. 
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Sie können helfen, indem Sie die 
Ergebnisse_Schlussbericht, 1-3, 5.2. (Impfstrategie), 
Zitate_Impfstrategie sowie Ausgangsdokument 
Anmeldesystem/Gesundheitsfragen lesen. Denn ich 
krieg es nicht (mehr) ganzheitlich auf die Reihe 
(inhaltlich ins Gesetz zu transferieren). Es wurde zudem 
bemerkt, dass gewisse Dokumente ggf. differenzierter 
und komplexer sind (weniger richtend, d.h. Überblick) - 
die Gründe qualitativen Zerfalls sind nicht ganz klar. 

Der Mittelweg, der ab ca. der zweiten Impfaktion 
gewählt wurde - BGP01 und letzte Gruppe gleichzeitig 
zu impfen - war in manchen Belangen erfolgreich, aber 
es braucht rückwirkend ein Schwerpunkt auf BGP01 / 
besonderes Achten bei 90 Prozent der Todesfälle der 
BGP zwecks Nutzenmaximierung. Denn dieser 
Mittelweg war in manchen, wichtigen Aspekten auf die 
BGP01 ausgerichtet nicht mehr medizinisch.  

Das Parlament und keine Partei sowie Personen sind 
meiner Beobachtung je dagegen gewesen, R.-Personen 
während einer Pandemie einen schnellen Schutz zu 
gewähren (gemäss Impfstrategie BAG und EKIF > 
Erkenntnis der WHO). Psych. Untersuchungen zu 
beängstigenden Situationen zeigen, dass Massanpanik 
nicht die Regel ist; Menschen helfen einander in 
schlimmen Situationen. Das Ziel des schnellen 
Schutzes für BGP ist die med. Nutzenmaximierung 
(Verhinderung Todesfälle, Aufrechterhalten Spital, 
Kränkste zuerst etc.). 

 

"Gleichheit" und "Zufall" wurden in der Impfstrategie 
BAG und EKIF explizit verworfen. Anhand des alten 
EpG wird nun die Kommunikation bei zwei 
Medienkonferenzen klar: "Alle miteinander impfen 
gehen"(Versprecher) (Juni 22, BAG Medienkonferenz) 
vs. wörtliche Zitierung der Impfstrategie BAG und EKIF 
Dez. 21 und Sept. 22. (Dokument 
Tricks_Medienkonferenz). Der eine Satz stand gegen 
eine vorhandene, gesetzliche Bestimmung im 
derzeitigen EpG. ;-) Aus diesem Grund wurde 
kommunikativ umgeschenkt - eine rechtliche Sache. 

 

Sie sehen hier untenan zwei schnelle Zitate: eines ein 
med. und eines ein gesellschaftliches (WHO). Die CH 
hat dies als Kommunikationsmodell und Auftakt in die 
erste Impfaktion genommen (Kapitel 1). 
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«Die in Kapitel 4 vorgeschlagene Priorisierung folgt im 
Wesentlichen dem Ziel der Verminderung von schweren 
und tödlich verlaufenden Covid-19 Fällen und dient 
damit direkt oder indirekt der Aufrechterhaltung eines 
funktionierenden Gesundheitssystems. Dieses 
Priorisierungsregime folgt also in erster Ordnung dem 
Prinzip «Kränkste zuerst» (P1).» [Impfstrategie]  

«Empirische Präferenz-Untersuchungen zur Allokation 
von knappen medizinischen Leistungen im Pandemie 
fall deuten darauf hin, dass die Bevölkerung dem 
Prinzip «Kränkste zuerst» als Ausprägung des Prinzips 
«pri ority to the worst» [37] sehr hohe Fairness-
Bedeutung beimisst [39, 40].» [Impfstrategie 16.12.20] 

 

Was ist anders mit einem Rückbezug auf BGP01 - Man 
kam unverschuldet aus anderen Schwerpunkten (dass 
die Impfaktion überhaupt funktioniert) 
[Schlussfolgerung] -? 

 

Zuerst: Sie stimmen hier über einen Ferien ab, wenn 
Sie die Ausführung der Impfstrategie BAG und EKIF im 
Gesetz nicht in den Blick nehmen. Der Gehalt von 
Arbeitsabläufen in einer Krise wird im Schlussbericht 
diskutiert (unwichtige Sitzungen weg). Jedenfalls: 
"Gleichheit" und "Zufall" bedeuten während einer 
Impfaktion immer, dass die Ausführung der 
Priorisierung und somit die eigentliche Arbeit wegfällt. 
Bei ,alle miteinander impfen' gibt es relativ wenig zu tun. 
;-) Die Nutzenmaximierung ist aber gefährdet - Zahlen 
sowie Untersuchungen gibt es noch keine, aber könnten 
dies aufschlüsseln - der med.-eth. Weg seitens 
Fachpersonen sollte vordergründig genügen. 

 

Zweitens: Dem statistisch und med. besten Weg bin ich 
nicht abgeneigt. Jener ist das Ziel. Dieser wurder aber 
nicht fachlich eruiert (z.b. mit BfS). Statt den Kt. SO zu 
tadeln (kleine Kantone) - diese Bewertung ist nicht 
wahrheitsgemäss - geht es hier um Untersuchungen 
und Daten, die wir (noch) nicht haben oder die nicht 
durchgeführt worden sind (nur bsp. anhand Medien; 
SO-Zeitung). 50 Prozent der BGP01 waren Mitte Dez. 
21 geimpft. 90-100 Prozent am Ende. Testläufe im 
Bereich Priorisierung würden einiges zeigen. 

- Medizinisch: Die Impfstrategie BAG und EKIF gab 
immerzu eine «3.1.1 Risikogruppen-Impfstrategie 
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(Zielgruppen 1–4) Für die Zielerreichung (siehe Kapitel 
2) wird eine Risikogruppen-Impfstrategie empfohlen.» 
vor.  

Es war zu keinem Zeitpunkt vorgesehen, Zufall und 
Gleichheit anzuwenden. 

Was heisst das in Bezug auf die statistische 
Durchführung einer Impfstrategie mit vagem, med. 
Blick? (nur aus Laiensicht) Was haben die Impfaktionen 
gezeigt? Genügend oder übergrosse Kapazität 
bereitzustellen (noch dazu wenn für alle und gering 
priorisiert) reicht nicht, um bei BGP01 erfolgreich zu 
sein. Die Schnelligkeit bei BGP01 war bei allen 
Impfaktionen ziemlich ähnlich; fällt einfach weniger auf 
innert anderen Gruppen (bei gleichzeitiger Teilnahme). 
Kommt noch hinzu - med. Sensibilität der Priorisierung 
hinsichtlich BGP01 ging ein wenig verloren: Zwecks 
gutem Dastehen werden die Termine für Gesunde 
freigegeben usw. Die letzte Gruppe ist sehr wichtig (das 
streite ich nicht ab).  

Aber: Mit einem schnellen Beenden eines Diskurses 
(aufgrund anderen Schwerpunkten, die verständlich 
sind während einer Krise) im Bereich Priorisierung (z.b. 
die immer neuen (nicht immer praktikablen) med. 
Vorschläge der Impfstrategie BAG und EKIF in den 
Versionen) statt Auslagerung der Diskussion, wird die 
Nutzenmaximierung unterminiert.  

Und die med. Sensibilisierung auf BGP01 fällt weg / 
geht ein wenig unter. Dies ist hochsensibel und benötigt 
besonderes Achten / einen Schwerpunkt. 

- Wir können keine 17 Wochen Zeitspanne (zwischen 
BGP01 in Heimen und in der Gesellschaft) haben. 
Langsam zur Impfung, aber 90-100% (über den 
Kinderimpfungen) ab Ü65 (und wohl auch 
Immunsuppressive, Haushaltsangehörige) waren da. 
Ein Achten auf BGP01 ist gemäss Impfstrategie BAG 
und EKIF zentral > diese Überlegungen klar und 
stringent darzustellen, gehört Fachpersonen. 

• Ein Achten auf BGP01 ist zentral. Die Gruppe 01 mit 
06 zu mischen ist pragmatisch und war ein Mittelweg 
(med. Laie). Entscheidend war, dass mit der 
Impfstrategie BAG und EKIF nicht mehr abgeglichen 
wurde, d.h. dazu keine Ressourcen aufgewandt worden 
waren. 
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Was könnten z.b. neue statistisch begründete und med. 
Ideen zur Ausführung der Priorisierung sein? 
(Laienideen, siehe Unterlagen) 

- A) anwenden (päd. Einladungen durch Freiwilligenpool 
Kanton und Krankenkasse; Termine mit 
Abmeldemöglichkeit bis 2 Tage vor dem Termin) und 
wie beim Vorbild der Heime (zusätzliches Eingehen) 2 
Wochen BGP01 die Impfung ermöglichen VOR dem 
eigentlichen Impfstart. Danach adäquat priorisiert. 
55'000 Ü65 im Kt. SO liessen sich mit den vorhandenen 
Kapazitäten in 14 Tagen impfen. Wenn nur 40% davon 
den Termin wahrnehmen (2 Tage vorher 
Abmeldemöglichkeit; ansonsten verhältnismässige 
Busse), sind wir weiter mit den BGP01 als Mitte 
Dezember 21 (und das evtl. am bereits öffentlichen 
Impfstart am 31.10). 

- Deine Impfbusse (richtig eingesetzt/evaluiert) 

- Kontrollsystem Immunsuppressive in der Gesellschaft 
(von Arzt zu Tagesarzt Impfzentrum)  

- 24h/2 Tage bis zu einem Termin für BGP01. 
Bestimmte Apotheken (wie im Gesetz neu vorgesehen), 
Impfschienen und Hausärzte, die nur für BGP01 
reserviert sind. Oder eine dritte Schicht (18:00-21:00 
Uhr) in den ersten 2-3 Wochen, welche für eine 
bestimmte R.-Gruppen am besten ist etc. [priorisiert] 

- Schnittstellen finden: wie die Idee der Impfstrategie 
BAG und EKIF, mittels Spitex zu impfen (statt Impfung 
hier höchst priorisierte Termine > Anfrage durch Spitex). 

- Testläufe sind zu wichtigen Fragen vorgängig möglich. 

 

Der Umgang mit einem Anmeldesystem müsste somit 
med. skizziert und durchgeführt werden (Monitoring).  

Kanton-Bund ist oft die falsche Frage; Zitat 
Ergebnisse_Schlussbericht:  

• "Der Bund sollte ein Interesse daran haben aufgrund 
seiner Stellung im EpG [Strategie], die 3 
Bundessysteme an die Kantone – dessen Vergabe sehr 
hilfreich und freundlich war – zu evaluieren. D.h. 
eigentliches Ziel: Bei der Herausgabe und/oder 
während Pausen sind die 3 Systeme auf die 
Impfstrategie BAG und EKIF abzugleichen oder den 
Kantonen Hinweise zu geben, wie sie dies manuell 
gestalten sollen, um dies abgeglichen und med. 
zweckdienlich (Nutzenmaximierung) zu tätigen. Der 
Bund hat die Systeme nicht abgeglichen auf die 
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Impfstrategie BAG und EKIF oder mit med. Umgang-
Hinweisen jene rausgegeben. Es gab auch keine 
Rücknahme und Arbeit an jenen. Stichwort 
Zentralismus – Föderalismus. Zentral klappte dies 
schon nicht (wenn der Bund alles unter sich hätte); vom 
einen Gremium oder einer Gruppe innerhalb des BAG 
in Verbindungen mit der Um-Konfiguration der 
Anmeldesysteme etc." 

- Dies soll nicht darüber hinwegtäuschen: System als 
Notfallsystem + konstruktiv/lösungsorientiert (BK 
Thurnheer). 

- Bund und Kanton haben manuelle Massnahme zur 
Stützung der Bundessysteme ergriffen.  

 

Nun kommt ein Einschub zu Allerlei: 

- Den Untersuchungen der GPK und Evaluationen 
fehlen bei den Wünschen zu Daten solche zu den R.-
Personen/welche für die Impfaktion eklatant wichtig 
wären. Schnelligkeit der Impfung (SO-Zeitung) bei 
BGP01, um Massnahmen (A) zu ergreifen usw. 

- Den Impfstatus zu erheben, ist gut und Recht, aber ist 
ein Detail. Daten sind noch nicht präzisiert aus Sicht der 
operativen Erkenntnisse der Impfaktion > 
Fachpersonen. 

 

Wir haben keine Daten: bsp. ein Kontrollsystem 
Immunsuppressive würde vieles erleichtern. Wir haben 
keine Daten zum Impffortschritt bei BGP, noch 
Sicherheitsdaten, dass die Übergabe von Arzt-Arzt 
Impfzentrum geklappt hat (Kapitel 2, 
Gesundheitsfragen, MS). Nicht zu viele Daten, aber 
Patientenschutz-Daten sind wichtig (im Vgl. zu den 
scheinbar sehr bedeutenden und bei manchen Trägern 
gesuchten ,Erstimpfungen’, die immer noch weniger 
wichtig als diese hier wären). 

 

Nochmals zur Erinnerung – Aspekte wie: [Entwurf] 

• Der Umgang mit dem Anmeldesystem durch die 
Träger ist med. abzugleichen. 

• Ein ineinanderpriorisierendes und für die R.-Gruppen 
zentriertes Anmeldesystem. 

• Wie sah das Anmeldesystem aus und wie hat es 
genau funktioniert? Wie gestaltete sich die Termin-
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vergabe? [Abgleich Impfstrategie BAG und EKIF] War 
dies nach R.-Gruppen vernünftig gestaltet? 

 

Bisher wurden einige Lösungen aufgeworfen [nicht 
vollständig] Fachexpert:innen finden da sicherlich mehr. 

▪ Manuelle Massnahmen wie: Die Begleitung der BGP 
01 ausnutzen. Da mobile Teams + Ort (mit Fragen, 
Kontakt) in Altersheimen die besten Werte in 
Schnelligkeit und Schutz erbracht haben.  

▪ Controll-Systeme (Ampelsysteme) bei 
Immunsuppressiven im Spital und BGP allgemein mit 
manuellen Massnahmen. 

▪ Begleitung BGP: Wo man sie trifft (Spital) – e.g. Spitex 
– diese Knotenpunkte ausfindig machen und sofort 
fragen zur Anmeldung > Fachpersonen tätigen hier 
Konzepte. 

▪ Normal priorisierte Zeitfenster und ultra hoch 
priorisierte Fenster für versch. BGP 01 (bei Begleitung 
BGP, z.b. spitex) > Fachpersonen. D.h. priorisierte 
Unterschiede zwischen den BGP. 

▪ Manuelle Massnahmen. Gesellschaft 
(Hausarztschreiben, Briefe Vereine, Feste, Telefon 
[Konzepte sind fachlich auszuarbeiten] 

 

Der (unfachliche, unausgearbeitete) Einschub ist 
beendet. 

 

Es geht dann zweitens darum: Wenn man nicht auf 
,Gleichheit' und Zufall baut, ist die Gefahr bedeutend 
kleiner, dass man die BGP aus den Augen verliert und 
Innovation zur Ausführung einer med. 
nutzenmaximierten Priorisierung beendet ist. Das 
bedeutet, dass man sich mit den BGP beschäftigt, 
welche zentral sind gemäss Impfstrategie BAG und 
EKIF. 

 

- Solche Überlegungen wurden seitens Bund und 
Kantone geleistet (z.b. Gesunde zum Schutz der BGP 
zu impfen). Einerseits war Flexibilisierung da - diese zu 
verstärken, ist ein Ziel. 

 

Wenn ein Anmeldesystem rudimentär ist, wird der med. 
Umgang dazu ausgearbeitet. 
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Bei einem automatisierteren Anmeldesystem ist es bsp. 
möglich, dass sich anhand der guten Idee von Dr. Hauri 
alle gleichzeitig anmelden können (oder jene Gruppe 
und jene in den ersten 2 Wochen), aber das System 
Gesunde (Gruppe nach Priorisierung) zurückbehalten 
kann (nicht nach Terminen, sondern einfach so 
anmelden). Termine werden erst per sms erscheinen, 
wenn man priorisiert an der Reihe ist (+ Busse wenn 
falschen Angaben im Anmeldeprozess), z.b. 2 Tage vor 
dem Termin, bei R.-Personen früher. Lücken können 
zudem mit Personen priorisiert gefüllt werden bei 
Wegfallen eines Termins. 

Die Betrachtung auf BGP01 führt auch zu einem 
Ampelsystem für die R.-Gruppen (Anstoss zur Idee war 
das Ampelsystem des Kt. ZG). Hier wären 
zwecksmässige, kostengünstige Daten und 
Untersuchungen zu R.-Gruppen vorhanden (Monitoring 
R.-Personen), die Massnahmen erlauben. Fragen sind 
hierbei verknüpft.  

Z.b. anhand eines ineinanderpriorisierendes, für R.-
Personen (BGP01) ausgerichtetes/zentriertes 
Anmeldesystem wäre Überwachung möglich, wie weit 
einzelne R.-Gruppen bereits sind (was jene vielleicht 
weiter auffächert) etc. Dies heisst Schnelligkeit und 
Nutzenmaximierung.  

Ein geschlossenes, mit med. Aspekten verknüpftes, 
sicheres System für die R.-Personen. 

 

- Ein Kontrollsystem für Immunsuppressive. 

 

Dass Gesunde sich bei einem gross angelegten 
Impfstart anmelden können, war eine gute Idee von Dr. 
Hauri (Urheber:in eigentlich unbekannt) und soll auch 
immer Teil sein > einfach zurückbehalten / nicht auf 
Kosten der BGP01. 

 

- med. Anleitung oder Konzeption zum manuellen 
Umgang des Anmeldesystems  

- Rücknahme zwecks Priorisierung. Herausgabe der 3 
Bundessysteme.  

Ferner hat dies weiter Auswirkungen: Fachlich liessen 
sich päd. Strategien entwickeln (hier ungenügend 
ausgeführt). Flexibilisierung mittels Vielfalt (Ideen, die 
sich in einem Netzwerk ergänzen, BGP01 abzuholen), 
Wahlmöglichkeiten (Flexibilisierung) für die BGP01 
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führen zu geringen Disäquilibrationen von 
Wissensbausteinen und mittleren Diskrepanzerlebnisse. 
Die sind aber nicht stressig, wenn sie fortwährend 
dasselbe Ziel auf andere Weise verfolgen [begleitende 
Projekte für die BGP01, breite Ideen Einsatz der 
Zivilgesellschaft (vor dem Altersheim, bei den 
Immunsuppressiven; Hausarztbriefe etc. 
generalisieren), verschiedenes Eingehen/Einladen und 
Möglichkeiten der Impfung (weshalb Impfbusse doch 
nicht so schlecht waren; ein Netz ist einfach wichtig - 
ein gegenseitiges Ausspielen von Möglichkeiten 
(unentgeltliche) nicht zielführend).] 

Gemäss Fachpersonen (pädagogik / psychologie) 
könnte dies für gewisse Personengruppe in einer Krise 
wichtig sein und Eingehen ausdrücken. Alles muss 
,echt' sein: R.-Personen lassen sich nicht täuschen 

 

> Eine Untersuchung zum Anmeldesystem und der 
zugrunde liegenden Prozesse ist med. gerechtfertigt. 

 

Kommen wir zum Schlussaspekt: 

▪ Die BGP 01 vorgängig zu fassen VOR dem Impfstart 
war ein Schlüsselaspekt, den die Impfstrategie BAG 
und EKIF bereits am 16.12.2020 klar benannt hat: Dies 
wird bei neuen Pandemien getätigt. Es würde wohl ein 
Monitoring untersch. Daten erlauben > Fassung heisst: 
Terminvergabe an BGP-Personen wie Jahreskontrolle 
Zahnarzt im System während 2-4 Wochen.  

 

Fassung meint: Ein med. Klassifizierungssystem würde 
vor dem Start einer Impfaktion greifen - damit wären die 
Probleme am check-in gelöst, d.h. der Patientenschutz 
gewährleistet. Ferner würde dies priorisierte 
Anmeldeprozesse bei Zugriff deutlich vereinfachen. Die 
Verantwortungszuschiebung der Immunsuppressiven 
findet nicht statt, das Patient-Arzt Verhältnis wird nicht 
gedreht während einer Impfaktion und wie erwähnt der 
Patientenschutz ist gewährleistet > zum Tagesarzt 
wenn eine bestimmte Kategorie (im System doppelt 
kontrolliert durch Impfschiene und check-in). 

 

Dazu gibt es verschiedene Möglichkeiten - manuelle 
oder gänzlich automatische -: Details im 
Ausgangsdokument "Gesundheitsfragen". Hier ist 
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wichtig, dank Fachpersonen eine Abstufung der 
Möglichkeiten (med.+ informatik, Kosten) zu eruieren.  

Eine Möglichkeit ist, eine Zusammenarbeit zwischen 
Krankenkassenzeile/Pandemiezeile und EPD. Die 
Klassifizierung wäre latent immer da, aber anonymisiert.  

 

Die Krankenkassenzeile wäre bei der Krankenkasse 
beheimatet. Sie sind verpflichtet, gemäss einem 
Obligatorium (wie dass jeder Bürger:in eine 
Krankenkasse haben muss) die Zeile oder eher die 
Rubrik (mehrere Rubriken für eine Person AIX, BYZ 
etc.) zu hinterlegen. D.h. alle Zeilen sind in Register und 
einfach übermittelbar an bsp. Kantone für die 
Anmeldeprozesse und check-in (ohne gesamtes 
Patientendossier).  

Es kategorisieren Hausärzte und weitere Fachpersonen 
diese Zeilen in einer Pandemie nach dem dann 
skizzierten med. Klassifikationsmuster (Zugriff auf 
Patientendaten). Wenn kein Zugriff da ist, da Personen 
keinen Hausarzt haben, liegt die Verantwortung bei den 
Krankenkassen/Kantonen usw. - die Wege sind nicht 
genügend ausgearbeitet und das gehört den Trägern.  

- Alle restlichen Personen, die nicht versichert sind 
(Rotlichtmilieu, reisende BGP01) dürften nicht 
benachteiligt sein > Drop in und direkt zum Tagesarzt:in 
nach nutzenmaximierung (z.b. BGP01 sofort, aber keine 
Gesunden) 

Wir haben über eine manuelle Kategorisierung 
gesprochen. Müssen für 20% der Personen in einem 
Kanton dies getätigt werden, benötigt dies schnell med. 
Personal (früher: während Pausen tätigen). Die 
Klassifikation wäre inaktiv (z.b. jetzt nicht, da immer 
noch R.-Personen von corona betroffen sind: bei R.-
Gruppen wäre die Information hinterlegt im EPD oder 
Krankenkassenkarte noch aktiv nach Impfempfehlung). 

Es wäre ebenfalls eine Möglichkeit für Personen ohne 
EPD, die med. Klassifizierung nach jedem Hausarzt-
Termin / Spitalaufenthalt seitens Arzt zu tätigen oder zu 
überprüfen - sie wäre auf der Krankenkassenkarte 
online im System jeweils abrufbar. Dies würde eingangs 
z.b. 70-150 CHF kosten (wie beim EPD), dann 5-10 
CHF je Besuch. Als Massnahme sind andere admin. 
Aufgaben für Arzt:innen zu reduzieren. 

Nun gibt es Spezialfälle (die Möglichkeiten könnten 
gross sein): 
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- Den bereits vorhandenen Unterlagen (Systemen) kann 
eine kostengünstige Variante unterlegt werden, welche 
sicher (Patientenschutz) und automatisiert anonym auf 
Patientenakten zugreifen kann (z.b. die des Spitals) und 
jedes Mal / oder in Krisen (Testläufe bieten sich da an) 
einem med. Klassifikationsmuster unterlegt werden 
kann > ergibt R.-Gruppe AIX usw. auf einer 
Krankenkassenkarten-Info (hinterlegt im System). Alle 
ohne Krankenkassenkarte einfach zum Tagesarzt und 
frei zum Drop-in (der das Spitaldossier dann genauer 
anschaut). 

Wichtig ist immer: Kostengünstig (sich nicht ausnehmen 
lassen, keine Kosten im bsp. Betrieb), einfach, zentral, 
anonymisiert und letztes als erstes: Patientenschutz, 
d.h. funktionsfähig für med. Krisen (Schutz R.-
Gruppen). 

- Falls das EPD Funktionen wie untenan sowieso nie 
kann (externer Zugriff und Kategorisierung), wäre allen 
eine manuelle Klassifikation zugrunde zu legen oder via 
Unterlagen wie oben skizziert. [als Laie klingen die 
Lösungen extrem unzulänglich > dies gehört 
Fachpersonen]. 

 

- Krankenkassen wären dafür verantwortlich, Register 
zu führen mit Einwohner:innen, die eine Krankenkasse 
besitzen, aber keine Klassifikation (weil seither noch nie 
zum Arzt, etc.), deren Zugriff nicht einfach so erfolgen 
kann.  

Falls das EPD soweit wäre (oder evtl. ist dies die 
falsche Frage und man müsste für eine kostengünstige 
Variante auf die normalen Unterlagen zugreifen etc.): 

- Mit dem EPD ist der Wunsch da, dass auf jenes 
anonymisiert zugegriffen werden kann. D.h. wird bsp. 
Bluthochdruck und Alter als R.-Faktor und med. 
Klassifizierung AIX sowie B1 ausgegeben, kann dies 
zentral definiert werden und erscheint dann in allen 
betroffenen EPD's mit einer Klassifizierung, die wohl 
erneut auf die Krankenkassenkarte (System) 
automatisiert geschrieben wird > Verknüpfung der 
Systeme. Weil: Wenn dies sicher funktioniert (was wohl 
10x getestet werden müsste), haben wir eine relativ 
gute Anonymisierung (man sieht jedenfalls nicht die 
Akten einer Patient:in) z.b. beim check-in (oder 
Spitäler), der mit der Krankenkassenkarte die R.-
Kategorie Info einsehen kann (und die Impfschienen 
Nachkontrolle). Für die kant. Anmeldeprozesse: da 
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bräuchte es nebst der Kategorie noch Adresse und 
Geb.-Datum etc. Aber auch dies wäre einfache Infos, 
die nicht die Einsicht in die Patientenakte 
erlauben/tätigen. Dies ist wie eine AHV-Nr./neue Rubrik. 

- Krankenkassen hätten evtl. die Aufgabe, diese kant. 
Anmeldeprozessen zur Verfügung zu stellen. Auch 
diejenige, die nicht kategorisiert wären. Vorteil: 
innerhalb der BGP (z.b. ü80) würde sich dank mehreren 
Kategorien [(med. Kategorien lassen sich vorgängig 
erstellen (ohne Pandemie) und während einer 
Pandemie priorisieren und dann in Beziehung setzen 
z.b. AXI Blutchochdruck, AI Alter, DI-DIX MS mit 
untersch. Varianten; I-i bis I-xi versch. Krebsarten usw. 
> Fachpersonen] die Möglichkeit ergeben, nochmals zu 
priorisieren. Zwecks Nutzenmaximierung bei hochroten 
BGP01 kann auch vorbeigegangen werden und fragen. 

- Ein Kontrollsystem speziell für Immunsuppressive 
fehlte da aber evtl. noch. 

Äusserst verletzliche BGP01, die von Arzt:innen 
behandelt werden - da erhält der Arzt ein bestimmtes 
Subsystem oder muss (Kontrolle) in einer Pandemie am 
ersten Tag der Herausgabe des Bundes in Bezug auf 
eine Priorisierung eine Kategorisierung vornehmen - 
das hilft zur Kontrolle (statt Zettel) wohl schon extrem 
bei bes. verletzlichen Personen (Achtung: Ü65 gehörten 
gesamthaft dann auch nahe den Immunsuppressiven 0-
64 J. (bin keine med. Fachperson)). 

Zusammenfassung: inaktiv oder fortwährend aktiv; 
manuell oder automatisiert; System EPD (+ 
Krankenkassenzeile/Krankenkassenkarte-Info) oder 
System 02 (vorhandene Systeme + externer Zugriff): 
Sie erhalten da viele Möglichkeiten > jene alle 
aufzulisten und von Fachexpert:innen beurteilen zu 
lassen, ist das Ziel. Kostengünstig, keine Kosten im 
Betrieb (ähnlich Krankenkassenkarte-Infos derzeit); nur 
med. Kosten, aber max. Patientenschutz sind die 
Skizzierungen. 

 

Es ist wohl eine neue Krankenkassenkarten-Info, die im 
System hinterlegt werden müsste. Ebenfalls aber 
müsste eine Kategorisierung übertragbar sein für die 
Anmeldeprozesse (Nutzenmaximierung) > Einladungen 
erste 2 Wochen. 
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- Der Patientenschutz am Impfzentrum selbst wäre 
jedenfalls gelöst. Wer zum Tagesarzt müsste, wäre 
komplett klar. 

 

Es können mehrere Gruppen AIX, BY bei einer Person 
da sein und weitere Klassifzierungen zur Priorisierung 
ermöglichen.  

Statt komplex, könnten das auch ganz einfache 
Priorisierungen sein wie bes. verletzliche 
Immunsuppressive > was wenigstens etwas ist. (siehe 
oben) 

Automatisiert würde dies eine Priorisierung ergeben, auf 
die in einer Pandemie zugegriffen werden könnte 
(kantonal - krankenkasse). Jedoch so, dass die 
Anonymisierung gewährleistet ist: z.b. der Kanton bei 
bestimmten Prozessen wie Anmeldung oder check-in, 
wo dies nicht wichtig wäre o.a. würde die 
Klassifizierung, aber nicht den Inhalt des EPD gesehen 
werden können - der Tagesarzt schon und hätte Zugriff 
(Spitalzugriff, Zugriff für andere Prozesse). Bei 
gewissen Klassifizierungsgruppen sowieso direkt zum 
Tagesarzt [das wurde alles schon beschrieben]. 

Jedenfalls: das müsste in Bezug auf Datenschutz und 
anonymisiert sehr gut ausgeklügelt sein - der 
Patientenschutz steht letzteren aber zuvorderst in einer 
Pandemie. 

- Fachexpert:innen sehen hier sicherlich Möglichkeiten 
und die Träger haben die Kompetenz, da abstufende, 
med. klare Reihenfolgen zu erstellen [wurde ebenfalls 
bereits erwähnt]. 

 

Problem: Diese Vorgaben - bin dazu keine Fachperson 
- und in Gesetzesbeschreibungen nicht bewandt - wäre 
ein Schwerpunkt des Bereichs Ausführung Impfstrategie 
BAG und EKIF > suche Fachpersonen für die 
Formulierung (Gesetz). Die rechts stehenden 
Vorschläge sind momentan unzulänglich und dürfen 
zwecks Ziel von den Trägern jederzeit verbessert 
werden (e.g. revEpG). 

 

Und weiterführend: Dies müsste jetzt bereits stehen. 
Auf BGP01 – d.h. die vulnerabelsten Personengruppen 
– ist in einer Pandemie besonders Acht zu geben. 
«Silent pandemic» - wo nur R.-Personen eine 
bestimmte Krankheit spüren - sollte vermieden werden, 



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

36 

wenn Todesfälle und Spitalbelastung drohen (auch im 
Nachgang; siehe BAG-Verweis auf Krebskranke und 
Ü65; corona und Grippe) > med. Fachexpert:innen.  

 

Es wurde über Virusvarianten gesprochen, die es irgend 
gäbe, wo einfach die Kapazität riesengross gehalten 
werden soll und dann klappt alles gemäss med. 
Strategie. Ich sah jene Virusvariante noch nicht, aber 
dies gehört med. Fachpersonen.  

Sie sehen gewisse Möglichkeiten dieser Lösung für - 
wie erwähnt - eine verbesserte Gestaltung der 
Anmeldeprozesse (Qualitätsmanagement) / Zugang 
zum Impfstoff der R.-Gruppen. Es könnte ebenfalls 
schnelle Virusvarianten geben, wo man 4 Wochen Zeit 
hat und der BR eine Impfpflicht für R.-Personen 
ausstellt. Dann kann man aber nicht rufen ,er söll emol 
cho', sondern das Ganze braucht ein ansprechendes, 
med., schnelles System. 

Entscheidungsprozesse der BGP abzukürzen z.b. durch 
Eingehen, ist keine Bevormundung, sondern 
Schnelligkeit. 

Zum Schluss sei abgeschlossen mit: Sie stimmen hier 
und in den nachfolgen zwei Artikeln über Ferien ab. 
Stützende Balken tragen in einer Pandemie den 
Patientenschutz; dann kann es auch stürmen; d.h. der 
check-in, welche von der Verantwortungsabgabe der 
Immunsuppressiven und der Ausführung der 
Priorisierung betroffen war, der Kanton, Impfzentrum 
etc.: jene werden Ferien haben, weil alles gelöst ist. 

 

21a siehe 21. Art. 21 und 21 a überschneiden sich hier mit 
den Erläuterungen. Auch Art. 24 ist einzubeziehen. 

 

In 21 a wird ein med. Klassifzierungssystem versucht, 
zu etablieren und die Vorgabe der Impfstrategie BAG 
und EKIF, BGP01 VOR einer Impfaktion zu fassen (und 
am besten vor der Pandemie) Rechnung getragen. 

Das Achten auf BGP01 ist zentral. Deshalb wird damit 
auch versucht, die Verantwortungsabgabe der 
Immunsuppressiven (hin- und herschieben) zu beenden 
mittels klarer Systemen. 

 

 

(Achtung: Juristische Fachex-
pert:innen dürfen jederzeit bes-
ser - aber im Sinne des Anlie-
gens - formulieren)  

art. 21 a  

1: wird ersetzt. (evtl. seperates 
Gesetz oder im EpG direkt) 

"Bund und Kantone definieren 
die gesetzlichen Grundlagen für 
ein medizinisches Klassifikati-
onssystem, das im Krisenfall si-
cher, kostengünstig, automati-
siert und praktisch Risikogrup-
pen fasst und gemäss medizini-
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schen Vorgaben für bsp den Zu-
gang zu Impfungen und Schutz-
massnahmen zu priorisieren ver-
mag." 

"Wenn nötig wird zusätzlich ein 
Teil- Kontrollsystem für beson-
ders verletzliche Personen (Im-
munsuppressive) geschaffen." 

"Anmelde- und Impfprozesse so-
wie Spital u.a. notwendige Sta-
keholder erhalten während einer 
Pandemie abgestuften Zugang 
zum medizinischen Klassifkati-
onssystem." 

 

"Krankenkassen und Kantone 
sind für Testläufe zuständig. 

"Verschiedene Möglichkeiten 
sind vorhanden. Vorgeschlagen 
wird eine neue Rubrik hinterlegt 
im System der Krankenkassen-
karte. Ein Verknüpfung der Sys-
teme (z.b. EPD/Spitalsystem) 
zwecks Nutzenmaximierung und 
Anonymisierung, d.h. Daten-
schutz wird vorgeschlagen."  

> es zählt jedoch nur die opti-
male Möglichkeit von Varianten 
(dies ist momentan noch unklar). 
Die Verknüpfung meint wie links 
beschrieben, dass bsp. Anmel-
deprozesse bloss rudimentäre 
Daten und keine Einsicht ins Pa-
tientendossier (egal ob EPD oder 
Spitalsystem) erhalten. D.h. es 
bleibt alles gleich (vom Daten-
schutz her). Eine Rubrik ("eine" 
heisst hier durchaus mehrere) 
hinterlegt bei der Krankenkas-
senkarte mittels einem ausgeklü-
gelten, med. Klassifikationssys-
tem erstellt + Testläufen (meint: 
getestet) ist ebenfalls anonym > 
kein Zugang zu Patientendos-
siers.  
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"Drop-in für Personen ohne 
Krankenkasse sind weiterhin 
möglich. Zugang und Anmel-
deprozesse dazu werden ander-
weitig priorisiert". 

  

24 2. «Auch habe es Schwierigkeiten in der Umsetzung der 
risikobasierten Priorisierung der Reihenfolge für die 
Anmeldung gegeben, da die Risikokriterien sehr 
detailliert und für viele Patienten/-innen schwer 
verständlich gewesen seien» (BAG-Evaluation) 

Der R.-Ratsbeschluss hat Patient:innen rausgestrichen 
und durch den Kanton ersetzt (Hinweis). 

Das sagt Folgendes aus: Der Patientenschutz wurde 
unter anderen den Patient:innen übergeben; Arzt-
Patientenverhältnis, was grundsätzlich bei einer 
Impfung gilt, gab es zwecks Notfall nicht. Aber die 
Patient:innen waren nicht darüber aufgefklärt. Die 
Gesundheitsfragen sollten obsolet sein - das 
Impfzentrum (auch in einer Medienkonferenz) kann die 
Verantwortung über die BGP01 nicht leisten - jene 
gehört(e) behandelnden Ärzt:innen, Tagesarzt, 
Patient:in, Spital usw. Die Verantwortung über die 
Immunsuppressive in der Gesellschaft wurde 
zugeschoben und da nicht untersucht, ob diese Wege 
klappen (nur wenige kamen mit Zetteln der 
behandelnden Ärzt:innen). Bsp: MS Patient:innen - die 
aber auf dem BGP Blatt des Bundes nicht auffindbar 
waren) gingen laut zufälliger Untersuchung in 1/3 der 
Stichprobe zum behandelnden Arzt VOR der Impfung. 
D.h. 2/3 wären auf die Gesundheitsfragen am kant. 
Impfzentrum angewiesen. Dass die Verantwortung das 
Impfzentrum nicht leisten kann, ist korrekt. Dennoch 
waren - verantwortlich für alle med. Belange ja nun, 
festgesetzt durch's Hin- und Herschieben, der/die 
Tagesärzt:in, welche/r unmöglich die Prozessgestaltung 
noch unter sich haben kann. Auf jeden Fall: jene/r + 
sensibilierste Gesundheitsfachpersonen an den 
Impfschienen waren mit den gegebenen Umständen 
nicht zufrieden, d.h. sahen den Umstand, dass sich 
nutzenmaximiert - Krebskranke kamen nachweislich 
durch - BGP behandeln lassen müssen. Ohne Vorwurf 
hat er/sie das beste aus der Situation gemacht 
(ärzt:innen haben oft eine positive und nicht wertende 
Grundhaltung z.b. Patientensicherheit Unispitäler; 
gemeint: ,die behandelnde Ärzt:innen würden da schon 

Art. 24, 1-5 fällt - wenn das 
Klassifikationssystem steht - 
weg/wird anders skizziert. 

 

Art. 24,2 komplett streichen. 
Gesundheitsdaten und 
Einwilligung (geht 
patientenschutzmässig nicht auf, 
wenn nicht obsolet) streichen. 

 

Das vorgeschlagene 
Ampelsystem für R.-Personen in 
der neuen Bestimmung 21.1.c.2 
könnte auch hier situiert werden. 
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auf die Patient:innen schauen'; diese Einstellung find 
ich gut. Se kümmern sich um Patient:innen und setzen 
ihre zeit da voll ein. Tagesärzt:innen teilten dies nicht, 
da an der Basis, aber sie sind positiv, wenn man sich 
bemüht und sich engagiert > Kommentarfunktion nicht 
in den Prozessen und durch Tagesarzt eingeführt; wäre 
entscheidend (Ausübung) zur Nutzenmaximierung ohne 
System + päd. Fragen). 

 

Was damit gemeint ist: ,chronisch' und 
,immunsuppressiv' sollten obsolet sein, sind es aber 
nicht.  

"Die erforderlichen Anmelde-, Registrier- und 
Terminsysteme mit einer Impfdokumentation 
bereitstehen. Dies wird aufgrund der Erfahrungen mit 
Covid-19 neu auf Stufe Gesetz geregelt und präzisiert" 

> der Kanton hat nicht die Ressourcen dazu, Anmelde- 
und Terminsysteme zu kaufen oder zu erstellen (war 
Teil der Strategie des Bundes > stellt Instrumente zur 
Verfügung). 

 

"Ferner soll das BAG anonymisierte Impfdaten aus den 
elektronischen Patientendossiers (EPD) für das 
Monitoring verwenden dürfen[.]" 

> diese Impfdaten sind immer noch auf Stufe 
Gesundheitsfragen und keine wie oben beschriebene. 

 

Kommen wir zum Durchimpfungsmonitoring. Die 
Gesundheitsfragen haben nicht diese Bezeichnung; 
werden z.b. als Gesundheitsdaten ausgelegt. Die 
Fragen und die Vorgehensweise/Methodik ist gleich 
geblieben.  

Einzig kommt hinzu, dass der Impfstatus gemeldet wird 
> was aber wohl auch schon vorher der Fall war. D.h. 
diese Daten lassen sich auf der BAG Homepage oft 
entnehmen > hier lässt sich ein Ampelsystem für R.-
Personen situieren (was gefordert wird). 

Fazit: Das Durchimpfungsmonitoring kam nicht weiter 
und blieb stehen - steht abseits aktueller/flexibler 
Diskussionen der Träger über die Ausführung der 
Priorisierung - und hat sich aufgrund untersch. 
Schwerpunkt nicht bewegt. 

Mit ein paar Zitate seien die Gesundheitsfragen als ein 
Bundessystem an die Kantone aufgeführt und Aspekte 
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skizziert. Zur Erinnerung: Gesundheitsfragen waren: 
"sind sie immunsuppressiv/chronisch krank/nahe bei 
BGP/Gesundheitsfachperson/schwanger/schwere 
Impfreaktionen früher gehabt." 

"Neben dem Impfstatus (das heisst, ob jemand gegen 
eine bestimmte Krankheit geimpft ist oder nicht, inkl. 
Informationen dazu, wie viele Impfdosen er/sie erhalten 
hat und wann er/sie diese erhalten hat) können auch 
weitere Informationen erhoben werden – zum Beispiel 
die Kenntnisse oder Einstellungen zu bestimmten 
Impfungen." 

> das meint alles in den Fragen. d.h. z.b. die Reaktion 
auf vergangene Impfungen. 

 

"Beispielsweise dürfen sie Informationen aus dem 
Impfbüchlein verwenden, wenn die Teilnehmenden an 
einer Erhebung das Büchlein zur Verfügung stellen. Die 
Verwendung des Impfbüchleins hat den Vorteil, dass es 
besonders verlässliche Informationen über den 
Impfstatus liefert. Sie dürfen Gesundheitsdaten, d. h. 
besonders schützenswerte Personendaten, bearbeiten 
– dazu zählen neben dem Impfstatus z. B. auch das 
Vorliegen einer Schwangerschaft oder Angaben zu 
bestimmten Erkrankungen. Ebenso dürfen sie sonstige 
relevante Personendaten (z. B. Beruf, Geschlecht) 
bearbeiten, anhand derer das Impfverhalten nach 
Zielgruppe ermittelt werden kann." 

> schwanger tritt hier auf; "bestimmte Erkrankungen" 
meint: (chronisch krank, immunsuppressiv > in der 
Praxis kaum einzelne Krankheiten abrufbar (päd. 
Ausdeutung mit Plakaten vor dem Impfzentrum), d.h. 
dass dies angegangen wird. Die Zeit der Abfrage bei 
1'000 Leuten pro Tag wäre zu kurz. Beruf: die Frage, ob 
Gesundheitsfachperson. 

 

"(z. B. Impfung gegen, Impfstoff, Dosis, Datum, an dem 
die Impfdosis verabreicht wurde, unerwünschte 
Impferscheinungen), soziodemografische Angaben (z. 
B. Geburtsdatum, Geschlecht, Beruf), Angaben zum 
Gesundheitszustand (z. B. Schwangerschaft, 
Grunderkrankungen) sowie Kenntnisse/Einstellungen zu 
Impfungen. Ausserdem werden Kontaktangaben (z. B. 
Name und Anschrift) verwendet, welche für die 
Durchführung der Studien unabdingbar sind." 
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> ,Einstellung zu Impfung' weiterhin unklar. 
Grunderkrankungen = chron. Krankheit. 

Kurz: einiges wird allenfalls bei Eintragen des 
Impfbüchleins getätigt; vieles ist einfach das OK für die 
Verwendung im Termine-Programm oder den 
Nachweisen. Das meiste ist beim check-in situiert. 

Das heisst folgendes: die Ausführungen sind äusserst 
überhöht in Bezug auf Relevanz sowie Nutzen, d.h. die 
Verwendung ebenfalls > intransparent. Hier wird auf 
Sicherheit gebaut. Dazu muss man Schritt für Schritt 
einen Vergleich anstellen, was hier steht und wozu die 
Fragen wirklich verwendet werden.  

 

"− Die Teilnahme an den kantonalen Befragungen zur 
Erhebung des Anteils an geimpften Personen bleibt 
freiwillig und setzt die freie und ausdrückliche 
Zustimmung der Teilnehmenden voraus. Die betroffene 
Person muss diesbezüglich einen informierten 
Entscheid treffen können. Die Zustimmung muss klar 
erkennbar sein; sie muss jedoch nicht schriftlich 
erfolgen." 

> dazu liesse sich vieles sagen und dies kann in 
Gesundheitsfragen.pdf alt nachgelesen werden. In der 
kurzen Zeit und mit all den Einschränkungen kann keine 
Aufklärung erfolgen - allein eine Gesamtfrage und 
kausale Ausdeutung für den Patient:in am check-in ist 
eine gute, aber zutiefst unsichere Sache, die der 
Nutzenmaximierung entgegensteht. 

 

Das Patient-Arzt Verhältnis ist gedreht, wobei der 
Patient:in nicht klar ist, dass gewisse Fragen nicht 
obsolet wären; er weiss dies gar nicht (nicht einmal das 
Personal weiss dies ohne Nachfrage) - d.h. die 
Verantwortungsabgabe an andere (was die BGP01 
betrifft) wird hier erneut nicht aufgeführt. Hier heisst 
dies: Die Daten sind klar und von Nutzen; in der Praxis 
sind die meisten obsolet und die Verantwortung ist 
erneut ausgelagert. 

 

Oder im EPD Absatz 4: 

"In der zentralen Ablage sollen (Patienten-)Daten zu 
erhaltenen Impfungen, unerwünschten 
Impferscheinungen und bereits durchgemachten 
impfverhütbaren Krankheiten geführt werden." 
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> die bisherigen Ideen zu Datenentnahme im EpG u.a. 
helfen nicht im Sinne einer Fassung und schnelleren 
Priorisierung der BGP01. Es sind kleine Details, die mit 
Prozessen im Impfzentrum (wie Terminkontrolle, prüfen 
des Impfausweises) und einigen Daten zu bereits 
vorhandenen Statistiken getätigt werden. Das Ganze 
wird äusserst überhöht beschrieben/umrahmt 
(Untersuchung würde dies zeigen). 

 

Es wird noch beschrieben, dass "Studien durchgeführt 
werden" bei der Impfaktion. Dies sind 1-2 Fragen wie 
Erstimpfungen (die kaum genau erhoben werden 
können); ober gerade die Gesundheitsfragen tätigt der 
check-in. Also dann haben wir eine Studie durchgeführt, 
besten Dank. ;-) Dann nochmals die Resultate dieser 
Studie. :-) 

In Bezug auf Absatz 1 liegen folgende Ergebnisse vor 
(Gesundheitsfragen.pdf und Ausgangsdokument 
Gesundheitsfragen): 

 

"Absatz 1 entspricht materiell dem bisherigen Recht: 
Das BAG ist dafür zuständig, regelmässig zu 
überprüfen, ob Impfmassnahmen zweckmässig und 
wirksam sind. Es bezieht dabei die Kantone ein." 

> wir lasen selbst die BGP Liste des Bundes online 
nach; die Gesundheitsfragen sind vom Bund an die 
Kantone erteit worden (Nachweis damals online). 
Ergebnisse:  

1. Gesundheitsfachpersonen verstanden mehrere 
Fragen als einzige wirklich - oh Wunder - / 
Terminologie. z.b. chronisch krank und 
immunsuppressiv. Ebenfalls den Sinn dahinter (für 
Personen nicht in diesem Fachbereich = verstanden 
nicht). 

2. hat man die Terminologie ausgedeutet ein wenig, 
verstehen dies auch Patient:innen ausserhalb des 
Gesundheitssektors. Studienergebnis zwei. ;-) 

3. Eine ausgedeutete päd. Gesamtfrage mit kausaler 
Begründung, was den Patient:in veranlasst, dass 2-3 
Fragen wichtig sind,  

- d.h. das Patient-Arzt Verhältnis wirklich dem Patient:in 
zu übergeben, wie man das ja unter anderem tat - dann 
kommt mehr Info.  

Essentielles wie Kommentarfunktion an Tagesarzt kam 
dazu, was nirgends in Prozessen ausgearbeitet war. 
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Die Gesundheitsfragen sollten obsolet sein - die 
Verantwortung kann das Impfzentrum nicht 
wahrnehmen.  

Testläufe würden zeigen, dass Patient:innen bei päd. 
Gesamtfrage und begleiteten Info-Plakaten vor dem 
Impfzentrum in versch. Sprachen etc. für nicht-obsolete 
Fragen mehr Infos geben > und zum Arzt-Zelt schicken 
kann. Der Zeitdruck, akustisch, schnell impfen gehen, 
Angaben nur dem Arzt in der CH sagen, Sprachen usw. 
machen dies immer unsicher. Auch mit einer 
zusätzlichen Gesamtfrage oder dem Gebrauch der 
Kommentar-Funktion. (Schluessel-Kapitel_Petition), die 
aber wichtig ist. 

 

Beim letzten Vergleich: Als Testlauf würde dann ein 
med. Klassifizierungssystem hinterlegt bei der 
Krankenkassenkarte. Dies löst beim check-in mit 
grossem Abstand alles und der Patientenschutz ist 
gewährleistet. Danach liessen sich auch Daten fassen; 
statt ein Durchimpfungsmonitoring ein 
Ampelsystem/Monitoring der Ausführung der 
Priorisierung / für R.-Gruppen / BGP01. 

 

Klare Grenzen müssen wohl bei E-Projekten bei Kosten 
vs. Nutzen genzogen werden > nicht wegen fancyness 
o.a. - Runterfahren. Damit die gesundheitliche 
Sicherheit berücksichtigt wird und solches möglich 
wäre. Übervorteilung nützt hier nichts bei Daten 
(qualitatives Kommunikations- und 
Machbarkeitskonzept). 

> Gerne können Testläufe dazu getätigt werden in 
diesem Bereich. Expert:innen vermögen hier 
konstruktive Lösungsansätze zu erkennen / einfache 
Komplexität herzustellen.  

Mit einer einzigen Rubrik oder Info auf der 
Krankenkassenkarte ist das Fassen VOR einer 
Pandemie nach Impfstrategie BAG und EKIF möglich. 

 

 

 

 

24a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

33             

37a             

40             

40a             

40b gut. Dies war ein Anliegen einer ersten Petition 2020. 
[seitens Träger unabhängig zum selben Schluss 
gekommen; nicht so bsp. bei der Ausführung der 
Priorisierung].  

Gemäss Laien-Kenntnis: Die Arbeitgeber sind zuständig 
für den Schutz der Arbeitnehmenden. Ebenfalls sind 
weitere Gesetze und Bestimmungen anwendbar. Dies 
wurde so in einer Diskussion kommuniziert. Weshalb 
klappt dies in dem Fall in einer Krise nicht? Benötigt es 
manchmal Gesetze, um andere zu stützen? (Frage als 
nicht gesetzlich bewandter Laie) Kein Gesetzesverstoss 
wurde geahndet (?)  

Der Artikel ist gut.  

  

41             

43             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   Vollkommen einverstanden heisst meist 
zusätzlich, dass hier keine Kenntnisse seitens des Lesers (mir) vorliegen und kein Beitrag 
geleistet werden kann. Aber auch gut.     

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, 
Gesundheitsversorgung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden? 



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

45 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

44 b. 1. 

1. Zusatz zu Schutzgütern wie Impfstoffe, die ablaufen 
und niemand benötigt. Die Verhältnissmässigkeit wird 
gewahrt. 

 

b.2. Gemäss Informationen fehlt immer noch Geld für 
die nötigen Hilfslieferungen weltweit. sei es 
Afghanisthan (zu gegenwärte Krisen zuständige 
Gefässe kontaktiert). Dies sind nachhaltige Zahlen und 
Daten. Einfache Gesundheitskrisen oder Krankheiten 
existieren. Die CH Währung ist am höchsten und kann 
sehr viel bewirken. 

> Ziel. Dass die notwendigen Unterstützungszahlungen 
zu Hilfslieferungen zusammenkommen > Hunger weg. 
Dass die CH endlich erneut reich wird. 

b. 3. ist unzulänglich - wie alles natürlich - gesetzlich 
beschrieben (sehr schlecht für die R.-Personen und die 
betroffenen Opfer) und aufgegleist. Wimbledon ergab 
mal für den Sieger 200'000 CHF (das ist noch nicht so 
lange her), srf Beitrag zum Frauenstimmrecht Kt. VS 
1957; man darf einfach nicht vergessen, dass die 
Vermögungsverteilung damals eine andere war. 

Im Sportbereich könnten neue Ideen gelten wie 
(komplett aus Laiensicht), ab einem gewissen Wert von 
Produkten und Spieler:innen greift eine Armutsklausel. 
vgl. Marktwert Ronaldo 2015. Davon werden aber nur 
20 Mio. CHF an die Klubs überwiesen und die restlichen 
100 Mio. CHF an nachhaltige Projekte (Hilfslieferungen 
weltweit). Grosse Aufmerksamkeit gälte auf die 
Sicherheit und sicheren Projekten > Clubs dürften dies 
nicht selbst entscheiden, sondern Expert:innen (uno?). 

Auch auf Luxusgüter könnte dies der Fall sein, spendet 
ein Land, bsp. Saudi Arabien, von den Reichen her 
derzeit nicht genügend usw. 

b. 1. "Er gibt überschüssige 
Schutzgüter wie Impfstoff 
betroffenen Ländern in Not / regt 
Generika-Produkte an (Bereich 
Impfungen)" 

 

b.2. "Notwendige 
Unterstützungszahlungen für 
Kampf gegen Hunger (Kinder) 
und Krisenregionen werden 
geleistet. Med. Leistungen wie 
Kampf gegen einfache 
Krankheiten werden seitens BAG 
maximal verfolgt." 

b.3. "um b1 und b2 zu erreichen 
wird das Spendenvolumen der 
Reichen in den Blick genommen, 
nachhaltige Prozesse erwirkt und 
bsp. bei exorbitanten Beträge 
(Sport, Luxusgüter) angesetzt."  
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Im Sport beträfe dies Olympia, Fussball, Tennis, 
Eishockey, Motorrennsport und überall, wo grosse 
Summen der Fall sind. Dann Luxusgüter Yachten usw. 

Es kann nicht sein, dass notwendige 
Unterstützungszahlungen weltweit nicht 
zusammenkommen, dafür exorbitante Summen 
irgendwo anders der Fall sind. 

Ich möchte erneut Schmuck an Häusern - wie im Kt. GR 
-; etwas, was Wert hat, was den höchsten Wert besitzt. 

Das war keine Kritik am Spendenverhalten der Schweiz 
und geht in eine globale Richtung. Man muss erneut 
sehen, was wirklich reich macht und wichtig ist. Das 
Leben eines Kindes vor dem Hunger zu bewahren: was 
genau steht da drüber? 

[nicht adäquat hier beschrieben; nicht befugt, den 
Opfern die Schuhe zu putzen; nicht richtend gegen 
Personen]. Ideen formulieren diejenige, die das auch 
können. Hilfsorganisationen, med. Fachexpert:innen, 
Rechtspersonen, Statistiker:innen, Psychologie und 
viele mehr. 

 

Wo anders können nachhaltige Ideen dazu geleistet 
werden? Die Schweiz ist immer noch eines der 
wenigsten korruptesten Ländern der Welt auf 
institutioneller Ebene.  

44a 2 d. Gewisse Daten und Zahlen, derer nicht erinnert 
wird (im Zuge von allfälligen Systemen). Die aber 
automatisch sein müssten und extern ausgewertet > 
keine unnötige Belastung der Spitäler und admin. 
Aufwand für Ärzt:innen / Gesundheitspersonal. 
Menschl. Fehler bei Gesundheitsprogrammen 
minimieren (durch Aufbau / Konzeption). Aufwand 
minim halten > Grenze ist der Patientenschutz.  

2 d. "die Auslastung von 
Spitalkapazitäten durch 
ungeschützte BGP (Impfstatus)"  

44b             

44c             

44d             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden? 
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Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

47             

49a             

49b Wir haben es mit einer paradoxen Situation zu tun. 
Vieles wurde vergessen, aber ein Nachweis hilft dem 
Patientenschutz in grossem Masse. 

Ein Schwerpunkt auf die Sicherheit der Nachweise 
bringt evtl. mit sich, dass Drop-in schwieriger wird (für 
jegliche Personen) und sich BGP kurzfristig nicht ohne 
3 Ausweise dafür entscheiden können. Dies einfach im 
Blick behalten.  

Auch wenn Prozess-Dokumente, Vorgesetzte usw. dies 
offensichtlich auf den Patientenschutz einstellen (und 
Systeme verknüpft werden) [000, aber äusserst implizit 
bei Krankenkassenkarte; Regel des Tagesarztes: kein 
BGP geht ohne Impfung raus vs. Krankenkasse 
(sensible Info)]:  

Interessen (z.b. finanzielle Abgeltung), die sich gegen 
den Patientenschutz in einer Krise stellen, sind sehr 
schnell da und werden letzterem überlagert (z.b. durch 
fehlenden Überblick). So auch Kontrollen zur 
Zertifikatssicherheit, die eine andere Ursache haben als 
fehlende ID (z.b. mehrere Schlüssel an Sicherheitsfirma 
irgendwo im Kt. SG [sensible Infos] nach 
Ladenschluss). Ursache und Lösung müssen in einem 
Zusammenhang stehen. Die BGP01 - Tagesarzt hat die 
med. Verantwortung - stehen im Zentrum. 

 

Nachträgliche Busse/Abrechnung mit Zusatzkosten 
oder erneutes Vorzeigen (wie GA Sbb) eines Ausweises 
(im Falle BGP01 für die Zertifikatssicherheit und KEINE 
Ablehnung im Impfzentrum einer BGP01 (Vorgabe 
Tagesarzt; med. ist eine Abweisung unbegründbar) wird 
als adäquat betrachtet. Lösungsorientiert in einer Krise 
in Bezug auf BGP01 handeln, ist wichtig. 

2. 1 "Der Nachweis und die 
dazugehörigen Prozesse dürfen 
den Patientenschutz von BGP 
nicht gefährden oder den Zielen 
einer Impfaktion im Weg stehen." 
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Es dürfen keine Bestimmungen - in Absprache mit 
Krankenkassen - existieren, welche R.-Personen 
schaden.  

 

Ferner gibt es Leute, die ein Zertifikat sich ausstellen 
lassen, damit sie fliegen können; diese Funktion spricht 
somit noch mehr Leute an und ist gut. Es wird 
angenommen, durch internationaler Vergleich wird die 
Sicherheit eines Nachweises nochmals erhöht. 
Warteschlangen - z.b. bei Impfzentren - entstehen (der 
Bund spricht auch zuvor von möglichen Engpässen und 
Kapazitätsüberlastungen während dem Start einer 
Impfaktion); alles, was mit Reisen zu tun hat etc. Es 
besteht die Möglichkeit, dies zwecks den R.-Personen 
zu Anfang einer Impfaktion auszulagern 
(Sicherheitsanwendung auf der Gemeinde), falls BGP 
und Anderweitiges zusammenkommt. Es geht hier bei 
einigen vulnerablen Gruppen um ihr Leben und nicht ob 
sie dann reisen (oder an der Gesellschaft teilnehmen 
können). 

 

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

50 Unterstützt du damit auch gesellschaftliche, 
Zusammenhalt-Projekte für R.-Personen. das wäre 
toll/cooler Artikel. ;-) vgl. am Ende. Jedoch hierzu keine 
finanzielle Hilfe bentötigt (Einsatz der Zivilgesellschaft). 
Bestehendes wie Kulturkommission, Kantone reichen.  

Natürlich ist klar, dass vordergründig wichtige med., 
wiss. Untersuchungen und Projekte damit gemeint sind 
(e.g. nfp 78) und dies ist maximal wichtig. 
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50a             

51             

51a             

52             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:   ich verstehe hierzu wenig und der 
Gesetzestext scheint hier recht professionel.     

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

53             

54             

55 "Regelungen zum Fachkrisenstab des bei der 
Bewältigung einer Krise federführenden Departementes 
müssen nicht auf Ebene des formellen Gesetzes 
geschaffen werden, sind jedoch auf Stufe 
Bundesratsverordnung oder Departementsverordnung 
vorzusehen" 

Regelungen und Evaluationsergebnisse zu den 
Krisenstäben finden sich in den ca. 31 Evaluationen und 
Schlussbericht_Kapitel 4 (Zitate aufgeführt).  

> mit dem Monitoring wenig beschäftigt.  

Krisenstäbe haben grosse Stärken, aber auch 
Schwächen. Fachlich ist die Organisation nicht 
untersucht worden; resp. einzelne Ergebnisse der KdK 
u.a. finden hier noch keine Eingang. Eine mittlere 
Lösung war, dass die fachliche Verantwortung bei den 
Departementen liegt und Monitoring-Netzwerke 
geschaffen werden (pendent). In den 
Ausgangsdokumenten wird später noch wie erwähnt die 
Zusammenstellung der Ergebnisse des Kapitel 4 
genauer skizziert werden (bis 2027).  
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Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

58             

59 5. Ist da Roche drin? "In den letzten Jahren hat sich 
gezeigt, dass auf wissenschaftlicher Seite ein 
wachsendes Bedürfnis besteht, gesundheitsbezogene 
Personendaten im Kontext des EpG für 
Forschungszwecke verwenden zu können[.]" 

Roche, Novartis usw. haben sich nicht - entgegen den 
Aussagen in den Evaluationen - für den Patientenschutz 
interessiert (keine generelle Bewertung; aufgrund einer 
einzigen Anfrage). > falls dieser Austausch dem 
Patientenschutz dient (Roche > Medikamte; arme 
Länder Krankheiten heilen (gegen wenig Geld), Schutz), 
ist dies sehr cool / vollkommen i.O. (habe hier rein 
keinen Überblick über die gesamten Stränge). 

      

60             

60a             

60b Zum CT System kann nichts gesagt werden [ferner Laie 
in dieser Frage; bereits eine Untersuchung mittels 
Expert:innen nötig, um einen solchen Aspekt zu 
beantworten]. 

Ein externes Monitoring über diese Frage existiert nicht; 
wäre aber evtl. nötig. Problem: Es steht oft die Aussage 
des Bundes über die Wirksamkeit eines Systems.  

Zweitens fiel auf, dass sich Auftragnehmer beim Bund 
gern bedienen(?) Dies ist i.O., wenn nicht (bezahlte 
Leistung und nicht darüber) und der med. Output 
stimmt; aber nicht, wenn die Qualität es nicht tut. Falls 
sich der Bund bereits mit einem Versprechen an einen 
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Anbieter vertan hat (und nun zahlen muss) für die 
Kantone, ist dies nicht das Problem der Kantone; solche 
Schwierigkeiten sind auch nicht dem Patientenschutz 
voranzustellen. 

Die Frage der Zentralisierung der Systeme im Bereich 
CT oder Anmeldesystem ist eine situative: Es scheint 
Situationen zu geben - auch während Krisen -, wenn 
spezifische Kontroll/Monitoring-Aspekte gesetzt sind, 
dass ein gewisser Wettbewerb zu möglichen 
Weiterentwicklungen und qualitativen Auswahlverfahren 
(gegenseitiges Ergänzen) führen kann, welcher den 
Patientenschutz stärkt. Statt 1 System, das dann nicht 
die erforderlichen Bedingung mit sich bringt und/oder 
sich nicht weiterentwickeln lässt. Oder eben daran 
jahrelang mit hohen Kosten/Betriebs-/Sicherheitskosten 
gebaut würde (Ausnutzen der Bundesfinanzen (?)). 

(dies ist sehr hart umschrieben und ist nicht gegen 
Person oder Teams/IT-Systeme der Pandemie, welche 
alles gegeben haben, und ohne jene Grundlegendes 
nicht möglich gewesen wäre) 

Wenn die Kantone mit bereits bisherigen CT Systemen 
gut zurechtkamen, und der Patientenschutz nicht 
gefährdet, sondern dank Wettbewerb (was die 
Möglichkeit von Qualitätmanagement/fachlicher 
Bewertung zur med. Sicherheit einschliessen müsste) 
sich erhöht, können Kantone ihre Entscheidung 
innerhalb Testläufe selber bestimmen - und qualitative 
Systeme werden sich durchsetzen [wenn 1 System 
alles Qualitative zusammen aus den bisherigen 
interpretieren und ggf. aufnehmen]. Voraussetzung ist 
wie erwähnt ein med. Monitoring; die Pflicht zur 
Erstellung von Evaluationen o.ä. (gegenseitige 
Bewertungen); auch der Bund kann hier mitgestalten.  

Beobachtung: Mit dem Prüfen der Systeme kommen 
Monitoring-Stellen gar nicht nach, resp. es gibt keine. 

> [das Ganze gehört Informatiker:innen, 
Fachexpert:innen usw. Dies ist eine äusserst limitierte 
und ungenügende Betrachtung]. Sie können dazu die 
ethz fragen, Statistik, Mediziner:innen uws. 

 

60c             

60d             

62a             

69             
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Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 
6c oder 7) 

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage 
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen 
mit Finanzhilfen unterstützen kann? 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. 

(bitte unten erläutern und auch die nachfol-

gende Frage beantworten) 

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ 

Erläuterung: 

Patientenschutz und sichere, wirtschaftliche Verhältnisse beissen sich in einer Krise nicht. Die 
wirtschaftlichen Massnahmen trugen zu Stabilität bei, was den Patientenschutz nur stärken kann.  

 

Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen 
werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

70a             

70b             

70c             

70d             

70e             

70f             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☒ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

74             

74a "dem indirekten Schutz besonders gefährdeter 
Personen." ich habe zwar nicht alles verstanden, aber 
dass hier Kosten für die BGP übernommen werden, ist 
äusserst lösungsorientiert und steht gegen kleinliche 
Regeln (z.b. wenn die Krankenkassenkarte eine BGP 
nicht dabei hat, darf sie sich nicht impfen lassen) und 
hilft der Nutzenmaximierung ungemein. 

      

74b "Bei Personen, die über keine obligatorische 
Krankenpflegeversicherung nach dem KVG13 verfügen, 
trägt der Bund die Kosten [.]"  

Das ist sehr gut und klingt äusserst zweckdienlich. 
Ebenfalls bei den weiteren Absätzen. 

      

74c             

74d             

74e             

74f             

74g             

74h             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:    

(komplette Laiensicht): In bestimmten Fällen: Zwecks Nutzenmaximierung (z.b. Schutz der 
R.Personen) können Spielereien mit den Kosten getätigt werden, um die R.-Personen zu 
schützen. Vorgabe: Bereits zu Anfang muss man anscheinend sparen (aber nicht beim 
Patientenschutz), d.h. sorgfältig mit den Finanzen umgehen, um R.-Personen vorgängig zu 
schützen (pädagogisches Konzept). Dies stellt eine Lehre der Pandemie dar > Fachexpert:innen 
Patientenschutz und Medizin. 
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Kantonale Kosten vermögen freiwillig selber übernommen werden (weniger als 1 
Krankenkassenmonatsprämie / Erwachsene mit einem Finanzierungsplan über 3 Jahre und bsp. 
ein Danke seitens Träger usw. Kosten Kt. BE pro Person ca. 40 CHF/Monat über 1 Jahr oder 15 
CHF über drei Jahre).  

Statt die gesamten Kosten nur solche, die für R.-Personen direkt aufgewandt oder in Beziehung 
gesetzt werden z.b. 50 CHF Impfaktion / Kopf (50 Mio.), Ersatz Spitalauslastung 100 CHF usw., 
um bei Bedarf länger durchhalten zu können. 

Oder gesunde Personen, die wollen, bezahlen in einer Phase freiwillig 30 CHF Impfdosis für R.-
Personen (medienwirksam / Eingehen BGP01). Hilft indirekt anderen Aspekten, aber zuerst dem 
Patientenschutz (würde länger eine Krise aushalten / Druck standhalten). Diese bestimmten Fälle 
gehören päd. und psych. Fachpersonen und sind aus Laiensicht im Kapitel Kt. BE, 
Schlussbericht_GPK skizziert. 

Thema: Sparen und Finanzierung zum Schutz der R.-Gruppen während einer Pandemie. 
Beobachtung: nur ca. ein Drittel der aufgewandten Finanzen kommt den R.-Gruppen direkt 
zugute. Wichtig scheint, relativ schnell zu sparen (Einsatz der Freiwilligen / Zivilgesellschaft / 
Vereine), um lange auszuhalten (nicht beim Patientenschutz sparen; Bereicherung z.b. 
zurückfahren). Das Sparpotential durch Freiwillige (Impfaktion) ist durchaus da. Finanzen können 
auch gebraucht werden, um R.-Personen anzugreifen, indem hohe Kosten aufgewandt werden 
(bsp. um damit den Einsatz der Armee zu fordern usw.). Die EFK und Departemente haben hier 
eine Kontrollfunktion.     

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

75             

77             

80             

81a             

81b Dieser Aspekt würde eine ganze Untersuchung 
erfordern. Es wird so aufgefasst, dass dieser Einsatz für 
die Armee selbst gilt.  

Für die Gesellschaft: Dies wird im Schlussbericht 
diskutiert. Die EFK hat über die Anwendung des 
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Subsidiaritätsprinzips geschrieben (es gab Fälle, wo 
Vorgesetzte des CT schnell staatliche Hilfen 
forderterten (aus Unzulänglichkeiten, d.h. absichtlich 
darauf hinarbeitend)). 

Da gibt es ja klare Vorgaben. 

Zweitens: die Sichtweise der dritten Impfaktion (in 
Gespräch mit Zivilschutz) hat ja mit den Erfahrungen 
der ersten Impfaktionen nichts gemeinsam: d.h. ohne 
Fachexpert:innen können da keine Schlüsse gezogen 
werden. 

Wichtig: Ausführungen wurden als reine K1 Leistungen 
oft unterschätzt (Bund - Kanton; Kanton usw.). Auf der 
einen Seite: Jungen Menschen soll nicht die Chance 
genommen werden, in einer Krise mitzuhelfen 
(Partizipation). Auf der anderen Seite: 
Monitoringstrukturen entstehen evtl. durch 
Durchmischung [Eingrenzendes im Schlussbericht]. 
Und das geht auch über unterschiedliches Alter, 
Geschlecht, Pflegende / Ärzte (vertikale Durchmischung 
im Gesundheitswesen, aber auch sonst (HR 
Expertenwissen); im Spital, als Hausarzt usw.). Zudem 
hat der Kanton 2-3 eigene med. Gefässe, die sich 
gegenseitig evaluieren.  

Der Sicherheitsdienst bestand aus Personen untersch. 
nationalen Hintergründe (Migrationsstatus) > vielleicht 
durch zivile, heterogene Unternehmen weniger sicher 
(Zertifikatssichereit), aber ansprechender (Diskussionen 
usw.) für R.-Personen.  

Die Monitoring-Verantwortung läge in militärischen 
Strukturen allein bei einzelnen Personen. Das kann wie 
in med. Kristenstäben (Bund, Kanton) funktionieren, 
hängt aber (stärker?) von einzelnen Personen ab [die 
Erklärung ist nicht korrekt > diese Systemanalysen usw. 
gehören Fachexpert:innen]. Das VBS ist seit mehreren 
Jahrzehnten bemüht, konstruktive und 
lösungsorientierte Strukturen zu stärken. Dies ist je 
nach Vorgesetzte in vollem Umfang der Fall. Wichtig ist 
hier, das Ganze genau gleich auf Kantons- oder 
Bundesebene zu sehen: dies ist dieselbe Problematik in 
Krisenstäben. Und das kann - aufgrund untersch. 
Sichtweise - ohne Problem funktionieren. Das 
Gefahrenverhältnis ist nicht berechnet: These oben, wie 
die Gefahr auf das Monitoring beschränkt wird, ist eine 
laienhafte. Der Einsatz - wenn gemäss Prinzip - wird 
also in bestimmten Fällen durchmischt vorgeschlagen. 
Das gilt für Bund und Kanton genauso > hätten alle vom 
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Gesundheitsamt einer einzigen Abteilung in einem 
Impfzentrum gearbeitet oder ein Unternehmen, das 1 
Arzt aufweist = dasselbe. Eine differenzierte 
Durchmischung scheint interessant/sicherer. 

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

82             

83 In der ersten Eingabe an die GPK (einziges, längeres 
Dokument, was nicht auf one drive situiert ist) am 
31.01.23 wurde dies besser erläutert. Kein Richten war 
das Ziel. Nicht auf die Person, sondern Gedanke: Jede/r 
kann diese haben und ein Richten/Vergebung ist in 
einer Leistungsgesellschaft schwierig. Eine Übersicht 
hat man nie; die eigenen Fehler und Gedanken zu 
einem Thema sieht man z.b. nie; der Überblick ist nicht 
vorhanden. Dies ist gefährlich und kann nur schlecht 
hier skizziert werden. Gerne halte ich mich einfach an 
eine objektive Betrachtung und trenne das. 

Als Bevölkerung: Das obligatorische ,etwas/jemanden in 
den Mistbhaufen werfen' (was nicht verdient ist, aber 
egal), wird vorgebracht. 

Hier gilt keine Partei (wenn, dann wäre dies wohl überall 
drin und es gibt kein Eingrenzen) oder gegen die 
Person. Die komplexität ist nicht abgebildet. Es geht 
psych. Aspekte - die ebenfalls keinen anderen psych. 
Krankheiten vorangestellt werden sollen oder auf die 
Person -, die dazu führen, R.-Personen in Pandemien 
ihren Schutz zu missgönnen. Das tut niemand im 
Parlament. Darum geht es hier. Und gemäss limita oder 
castagna stellt man sich in so einem Fall vor die Opfer. 

p. "Ein offenes wie verstecktes 
Vorgehen gegen R.-Personen 
und Schwächere ist strafbar." 

> das Bundesamt für Justiz mit 
med. Trägern kann Geeignetes 
ausarbeiten. Es geht hier darum, 
dass Verantwortliche keine 
Wege, d.h. absichtlich eingehen 
dürfen, um R.-Personen explizit 
Schutz vorzuenthalten. 

q. "Waren R.-Personen bedrängt 
oder wurden ungerechtfertigt 
behandelt, tritt als erstes p. zum 
Zug. Im Nachgang oder bereits 
während einer Krise werden 
unentgeltliche Projekte für 
erstere und weiterführende 
[gemeint: Arme in 
Armutsregionen] getätigt, um zu 
zeigen, wie viel Wert sie uns 
sind" (siehe unten). 

> meist überhaupt keinen 
Überblick über Leidsituationen 



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

57 

Es geht hier somit nicht um Gedanken, sondern um 
einen rechtlichen Schutz der Opfer. 

p. versucht eine Strafbarkeit festzusetzen. und ist 
besonders für Verantwortliche gemeint, wenn es 
problematisch wird. Dies hat nichts mit Meinungsbildung 
etc. zu tun. 

Da geht es evtl. gar nicht um eine Geldbusse o.a. 
(Gesetze, wo diese Bestimmung sowieso verordnet 
wär, kennt das Bundesamt für Justiz und rechtl. 
Fachpersonen). Dies geht zudem gegen keine Person. 

Filigran ist der Zeitpunkt und welche Worte gewählt 
werden; sonst ist es nachteilig für R.-Personen [so wie 
grad hier]. psychologischer Podcast: Im Alltag ist dies 
evtl. nicht so; aber kein Mensch hat das Recht, andere 
Gegenüber psych. oder physisch zu schäden: keine R.-
Personen während einer Krise und sonst auch nie. (dies 
ist jetzt grad sehr richtend; gegenüber Personen; die 
das nicht verdient haben). 

Eine Strafe kann aus - päd. und psych. / med. 
Fachpersonen - ganz anders ausfallen. z.b. psych. 
Behandlung. Oder: Ein Verantwortlicher in einer 
Fernseshow: Auf einem Dorfplatz, vor ihm R.-Personen 
(Ü65) schön gekleidet, mit Blumenstrauss und die 
Worte gegen die R.-Personen werden nochmals 
wiederholt (päd. begleitet) > niemand wird das recht 
sein. Eher nicht als Strafe und gegen die Person, 
sondern als Augenöffner für alle (Täter ist dann fast 
Opfer > Gedanken alle ganz anders; Überblick 
schwierig). Die rechtl. Möglichkeiten sind beschränkt; 
jene hier aber nicht. 

mithelfen oder finanzieren Projekte für diese Personen. 

psych. behandlung und betreuung. absetzen job im 
nachgang.  

 

q. psych. Krankheiten: Depression und Überlastung 
kennen wir. Wähler:innen der CVP wurde dies ja schon 
mal gutgeschrieben. Das akzeptier ich und ich 
verteidige mich auch nicht: Depression liegt mir näher 
als anderes. Dann ist die CVP halt so; das kann sein. 
Dies ist erneut nicht gegen die Person oder Krankheit 
gemeint. Wenn man das eher sieht und die Abläufe 
(z.b. wenn Mauern zusammenbrechen bei einer 
Person), tut es einem noch leid > komplexe Strukturen 
(gehört R.-Personen; nicht mir; R.-Personen werden 
wohl immer in einer Krise unterminiert sein und haben 

und Betroffene [unzulänglich hier 
in grösstem Mass] 

 

q. "Psychische Krankheiten oder 
psych. Aspekte, die in einer 
Krise nachteilig und gegen 
Mitmenschen offen wie auch 
versteckt wirken, werden 
vermehrt auf einfachen Wegen 
angegangen, präventiv 
verhindert, vorurteilslos 
gesellschaftlich behandelt oder 
therapiert (nicht gegen die 
Person gemeint)." 

 

r. "Wege wie in q werden 
gefunden, um Kriege zu 
beenden (fachliche, päd. und 
psych. Strategien anwenden, 
Unterteilung eines Konflikts 
bezüglich richtige Zeitpunkte 
kennen; systematik; Pläne zum 
Schutz der Zivilbevölkerung; 
Hilfslieferungen)." 

 

t. "Träger wie das Bundesamt für 
Justiz, med. eth. Institutitonen 
(Monitoring-Netzwerk) begleiten 
eine med. Krise fachlich und 
verweisen selten, aber zu 
richtigen Zeitpunkten auf 
Aspekte der für in einer 
Pandemie ausgearbeiteten 
med.-eth. Regeln und Gesetze." 

 

u. "Verbände, Verwaltungsräte 
oder Vereinigungen, welche R.-
Gruppen unter sich hielten, aber 
zu wenig für deren Schutz 
engagiert waren, müssen 
rechtliche Konsequenzen 
fürchten. Von Auflösung, Ersatz 
oder Strafverfolgung an 
verantwortlichen Personen und 
Verwaltungsräten."  
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nur die Möglichkeit, zu vergeben und bekommen nie 
100 Prozent Recht und Gesetz). Es gibt also noch 
andere psych. Krankheiten als die, welche fortwährend 
einen Mittelpunkt erfahren - wie Depression usw. Alles 
ist natürlich schlecht und das wird nicht gegeinander 
ausgespielt (nur aus persönlichen Gründen so 
skizziert). 

- dies ist alles komplett richtend [ganz schlecht] und 
unfachlich. Sowie nicht eingegrenzt (ebenfalls sehr 
schlecht) und unausgearbeitet. Zu diesen psych. 
Aspekten muss man noch sagen, dass einiges in 10 sec 
verschwindet (z.b. Gedanken): dürfte also nicht 
überhöht werden und ist grundsätzlich eine unglaublich 
schlechte Idee, dies wie hier so zu beschreiben und zu 
skizzieren.  

 

r. ist natürlich ein wunsch, der komplett unausgereift 
skizziert ist und bereits besser beschrieben an Parteien 
und zuständige Departemente ging. 

 

t. 1-2 Sätze pro Krise. Wo med. eth. Grundlagen sind. 
differenziert.  

u. Betrifft Verbände und Vereinigungen, die R.-
Personen unter sich hatten, und ist nun sehr hart 
formuliert. Es ist einfach ein Entscheid einer 
Interpretation; Gutes wurde bewirkt, genauso könnten 
hier Verwaltungsrät:innen von Altersheimen genannt 
werden, die sich bei Evaluation gegen Schutz gestellt 
haben. Dies gilt nicht Mitarbeitenden im 
Gesundheitsbereich - d.h. alle, welche so viel tun und 
getan haben. Der Überblick fehlt komplett. Da werden 
nun einzelne Personengruppen ins Visier genommen, 
was nicht adäquat ist. Es gäbe sicherlich bessere Ideen, 
ohne eine solchen Zielschuss. Es ist noch nicht gänzlich 
klar, was ich da meine. Es geht um Personen mit q., 
welche Freude an der ganzen Situation haben und ein 
Machtgefälle gegen R.-Personen ausnutzen (ohne dies 
zu erkennen). Verbände sind nun der falsche Weg: es 
ist nicht klar, wie.  

Aber eher als Warnschuss noch: Ein riesen Dank, dass 
Verbände die Stellung gehalten haben in 
Konsultationsverfahren. Ohne jene, wären viele 
Gesetze ohne Konsultation angeschaut worden. 
Unglaublich toll, dass der BR, Parlament sowie die 
Staatssekretariaten der Kantone und viele 
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Fachpersonen mehr noch weiteres zur Demokratie der 
CH zählen.  

Während andere weissmachen wollen, was die CH 
Demokratie sei. Man solle ein Verband sein und genau 
so müsse man dies und jenes einreichen etc. - und es 
geht auch anders. Pol. Prozesse sind komplex. Mit 
20'000 Mitgliedern eines Verbandes kann man vielleicht 
schnell unterschriften sammeln - und das sei nicht 
kritisiert/wird auch nie kritisiert. Es gibt einfach noch 
andere, demokratische Möglichkeiten und Prozesse. Es 
gibt Verbände, die profitieren vom Bund oder Kanton 
und der Inhalt wurde beiseite geschoben; es ist eine 
win-win Situation. Vielleicht dreht sich dies erneut: Aber: 
,groupies und golddiggers' wurden ein wenig bemerkt. 
Dies muss runtergehen. Damit ist nicht gemeint, dass 
die Träger kritisiert werden sollten. Gewisse 
Verantwortung liegt auf ein paar Verbänden. Vielleicht 
ermöglicht dies auch einen Beitrag der Bevölkerung und 
ist gar nicht schlecht. Achtung: sehr wertend 
geschrieben; als Vorgabe war ,ein verband sein' 
unglaublich doof. Bei Bund und Kanton war dies aber 
nie eine Vorgabe. Die Möglichkeiten waren unglaublich 
überhöht, mal kein Verband zu sein (also hier nicht auf 
irgendwas zielen). Auf jeden Fall danke für die Stellung-
halten und ein Dank an die Departemente und den 
politische Strukturen/Förderung der Kantone [und 
besonders für anderes durch die Träger als direkte, 
inhaltliche Politikförderung] 

 

84 c. Eidgenössische Finanzkontrolle: 

Ohne Verbindlichkeit kommt dies auch bei der EFK 
nach Beobachtung derzeit auf die zuständige Person 
an, welche eine Eingabe behandelt (die GPK bildet hier 
eine Ausnahme: mit geringer Verbindlichkeit trotzdem 
reagiert). Die EFK tätigt gute Stellungnahme oder 
Berichte. Aber sie scheint jetzt schon infolge Menge der 
Eingaben überfordert zu sein. Ferner wird das Ganze 
einfach den zuständigen Departementen mitgeteilt > im 
vorliegenden erziehlt dies eine nicht messbare Wirkung 
im Vgl. zur GPK oder dem R.-Ratsbeschluss. (wie bei 
manch anderen Stellen (Achtung: es gibt da äusserst 
untersch. Kategorien und situativ ist dies komplett 
anders); 1 Kategorie ist die: kommt sowieso nicht zur 
Diskussion > das Anliegen wird zum Verschwinden 
gebracht (vergesse sehr schnell Negatives (obwohl 
leider wie irgendwo doch noch richtend, was grossen 

e. "die Polizei" 
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Schaden anrichtet (kein Überlick)) und somit vielfach, 
welche Gefässe das waren). Das kann einfach 
vorkommen, wenn der Weg nicht klar skizziert ist und 
überprüft wird. 

e. die Polizei. 

 

84a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls un-

klar? Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

1 OBG             

35 MG Die Armee macht kurzen Prozess mit Impfungen. Da 
gibt es keine Diskussionen. ;-) (aber wohl auch ohne 
Prozesse, d.h. psychologisches Eingehen / 
Heranführen) 

      

9a HMG Dies ist aus med. Sicht wahrscheinlich sehr gut für 
R.-Personen. Auf die Kommunikation darüber sollte 
geachtet werden, wenn man den Patientenschutz in 
der Gesellschaft halten möchte (med. 
Vorgaben/Regeln an Kommunikation in 
Zusammenhang mit allen Medikamenten (?) > 
Fachexpert:innen verschiedener Fachbereiche). run 
auf Produkte in Apotheken/Drogerien während einer 
Pandemie; Abflussreiniger trinken aufgrund 
irgendwelcher Tipps.  

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing 
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden? 

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden 
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und vo-
rangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact-
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die Mög-
lichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit ent-
sprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden. 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

☐ ☒ 

Erläuterung: 

Das ist schwierig, da kein Experte dazu. Muss dies dauerhaft betrieben werden? In oder kurz vor 
einer Krise kein Problem.  

Grundsätzlich: nutzen und Sicherheit sowie Kosten bei E-Projekten. Strassenlaternen evtl. nicht 
mehr über's Internet > möglichst keine Kosten. Die App - wenn selbst nicht gebraucht (Strahlung, 
Hosensack); wenig unterwegs; da bin ich jetzt z.b. schuld - ist ungemein wichtig für das CT. Die 
Anwendung hat einen riesen Nutzen. 

Wenn obige elektr. Systeme kommen (Klassifzierungssystem), kann ich auch hier unterstützen. ;-) 

 

5. Weitere Rückmeldungen 

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten? 

Krisensnetzwerke für Klimawandel und Armut aufbauen. Ehem. Politiker:innen z.b. drin. 1x was für 
Armut und dann eine weitere Massnahme tätigen: immer so abwechselnd. 

Finanzen des Bundes und der Kantone allgemein besser und noch stärker (dank Detail) 
kontrollieren > Finanzorgane und Expert:innen.  

Weniger Arbeitsbelastung während einer Krise und Unnötiges weglassen (auf mehr Personen 
verteilt) > arbeitspsych. Untersuchung.  

Das Ganze macht mir grosse Sorgen, wie die Qualität im Hinblick auf eine leistungsbasierte 
Übersicht im vorliegenden revEpG Formular (damit mein ich mich) gesunken ist. Äusserst dankbar 
und froh sind da Departemente sowie Bund und Kantone - ein herzliches Danke für die tiefgreifende 
Qualität und Arbeit derselben und der Politiker:innen. Ohne jene wäre keine Eingabe je möglich 
gewesen. 

Nochmals sie der Link für die Unterlagen und Ausgangsdokumente aufgeführt: 

https://1drv.ms/f/s!An9SBi6x8bcOoHyxO0Dg-il9S25Q?e=wxyFdm 
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Es wird versucht, bis 2027 einige Detail-Analysen zu verfolgen und allenfalls zu ergänzen. Bei 
Fragen steh ich jederzeit zur Verfügung - oder offen für die Abgabe an juristische Fachpersonen /  
Parlaments (zwecks besserer Ausarbeiten Art. 21f.) usw. 

 

 

 

Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars! 



Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG 

1 

 

 

 
 

Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) 

Angepasstes Antwortformular zur Vernehmlassung  
 

 
 

Stellungnahme von 

Name: Andrea Flückiger 

Adresse: Farbmülistr. 11, 9425 Thal 

Telefon: - 

E-Mail: roby1@bluewin.ch 

Datum: 22.3.2024 

 

Sie erhalten meine allgemeine persönliche Stellungnahme und anschliessend die Kreuzchenliste 
ohne Kommentar zu allen Artikeln. Ich bitte Sie, diese mit zu berücksichtigen. 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Mich erstaunt es, dass bis jetzt keine Aufarbeitung der Corona-Epidemie 
stattgefunden hat und deshalb ist die Teilrevision des EpG als Ganzes abzulehnen! 
 
Die Bevölkerung hat bis heute nicht erfahren, dass sie im Prinzip an einem medizinischen 
Experiment teilgenommen hat und noch teilnimmt, da die notwendigen Studien bis zur 
Einführung der «Impfungen» noch gar nicht abgeschlossen waren. Stattdessen wurde der 
Bevölkerung eine grosse Schutzwirkung und eine «sichere» «Impfung» verkauft. Auch ist 
bis heute nicht klar, ob es sich bei den «Impfstoffen» nicht eigentlich um Gentherapie-
Produkte handelt. In einem neuen Gesetz müsste festgehalten werden, dass nur sichere 
Werte und genaue Deklarationen öffentlich kommuniziert werden dürfen. 
 
Das Gesetz muss abgelehnt werden, weil es im Fall einer Epidemie die Schweiz den 
Weisungen einer ausländischen nicht legitimierten Instanz unterstellen kann. 
(Internationale Organisation WHO, Art. 6b) 
 
Das bedeutet folgendes:  
Unter gewissen Umständen soll die Schweiz im Fall einer Epidemie per EpG einer 
Organisation unterstellt werden, in der es keine Rechenschaftspflicht und 
Verantwortlichkeit, kein unabhängiges Controlling der Entscheide des WHO-
Generaldirektors gibt. Das ist undenkbar und muss klar abgelehnt werden! 
 
Die Schweiz darf nicht der Willkür einer nicht gewählten und nicht unabhängigen 
Organisation, die am Geldhahn von Bill Gates und der Pharmaindustrie hängt, ausgeliefert 
werden. 
Ich bedanke mich im voraus, dass Sie meine Bedenken aufgrund der belegten Fakten 
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ernst nehmen und entsprechend Ihre Entscheidungen treffen! 
 
Besten Dank im voraus! 
 
Andrea Flückiger 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

 

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 
 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 
 

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 
 

 
B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 
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Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 
 

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden? 
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☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, 

Gesundheitsversorgung) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
H. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
I. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
J. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 
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Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder 
7) 
 

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage 
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen 
mit Finanzhilfen unterstützen kann? 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. werden. 

(bitte unten erläutern und auch die (bitte unten erläutern) 

nachfolgende Frage beantworten)  

x☐ ☐ 

Erläuterung: 

 

Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen 
werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
K. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 
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L. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

M. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 
 

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 
4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

 

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing 
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden? 

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden 
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und 
vorangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact- 
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die 
Möglichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit 
entsprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden. 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. werden. 

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern) 

x☐ ☐ 

Erläuterung: 
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5. Weitere Rückmeldungen 

 

 
Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars! 

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten? 
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Antoinette Flückiger GeS

STE
Soleweg 6 NCD

Dig
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Bundesamt für Gesundheit BAG

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

Datum, 18.3.2024

Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehrgeehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Mehrheitlich bin ich einverstanden mit unten aufgeführten

Punkten. Einiges ist mir besonders wichtig:

Ich bitte den Bundesrat, sich NICHT abhängig von der

WHO zu machen! Solche Abhängigkeiten führten in der

Vergangenheit zu katastrophalem Weltgeschehen. Wir

sollten daraus gelernt haben!

Ebenfalls bitte ich den Bundesrat darum,

verschiedene wissenschaftliche Aussagen zu prüfen

und gegeneinander abzuwägen. Schon oft in der

Geschichte wurde im Nachhinein erkannt, dass eS

sich gelohnt hätte, Meinungen von Minderheiten in

Entscheidungen miteinzubeziehen.

Ich bitte den Bundesrat ebenfalls darum, sich um das

Wohl der Menschen und nicht nur um das Wohl der

Pharmaindustrie zu kümmern!



Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Prämisse

Bei derLektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die als

"selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind die impliziten Prinzipien, die der Position des

Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf äusserstinvasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, dieim Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurdewährend der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht

geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab essogar

Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber

hinaus wird die medizinische Grundversorgungin der Verfassung geregelt (Art. 117aBV) und muss deshalb im

EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV).

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei

um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu

erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der

Betten pro Einwohner istseit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheitist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpGgelöstwerden muss.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig Rechnung getragen.

Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmen im Kontext ihres

wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und müssen von einer

unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüftwerden. Dies Anforderung fehltin der vorliegenden

Gesetzesvorlage.



Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung und

Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der besonderen Lage nicht durch einen

spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der Bundesratgezwungen sieht, eine Massnahme

anzuordnen, und dauert (wie bspw.im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach

Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurdein der

Vergangenheitmehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage künftig feststellen und

aufheben. Esist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur

gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was natürlich zu

begrüssen ist. Wären gerade siein der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver

Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden

werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist. Es bedarf

einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Er würde praktischzum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeitist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesratist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne aufirgendwelche

Grundsätze behaftet zu werden.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virusgenauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nichtbewiesen werden konnte und diezu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.



Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebene ist ein bürokratischer «Alptraum». Eswerden ohne

medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller Missbrauch der Daten kann nicht

ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man

zu Hause bleiben soll, wenn man sich krank fühlt, würdegenügen undwäre eine deutlich weniger invasive

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können,ist unbestritten.

Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht genügend berücksichtigt. Bei der Anordnungvon

Massnahmen, muss der Nutzen gegen die potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.

Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden damit

vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus

Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die

Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische

Entscheidungen ist daher problematisch.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven

Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Esist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen

weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen

Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso

wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handeltsich alsoum ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie per se

relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem

von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von

Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie

willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der

Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch

in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zuihrer Intimsphäre durch den Bund

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klar invasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

deutlicher betont.

Maskenpflicht (Art. 40a)



Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis eine allfällige

Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert sein.

Maskentragpflicht im öffentlichen Verkehr (Art. 40a)

Gemäss dem erläuternden Bericht ist eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das Tragen einer Maskeim

öffentlichen Verkehr. Diese Intervention wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft. Eine entsprechende

gesetzliche Verankerung entbehrt deshalb jeglicher wissenschaftlichen Evidenz.

Intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern

auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler

und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1 in initio

des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre der betroffenen Person hat das nichts zu tun. Das Wort

«mutmasslich» begründet eine Carte Blanche und hat das Potential, willkürliche Handlungen gesetzlich zu

schützen.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik derImpfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach

nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfachtgesagt werden, dass erwiesenermassen weder Lockdown,

Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfungder Pandemie waren. Dass solche

Massnahmen beigrippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat dieWHO bereits 2019 und

nun ja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine

WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Trotzdem könnte mit derneuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnetwerden.

Unwirksame Massnahmen

Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss auf die Infektionsrate hatte. Das

war allerdings bereits aus früheren Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss aufdas

Infektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings ZU

Schäden führen. Die Wirksamkeit einer Massnahme müsste demnach also vor dem Beschluss derselben

erwiesen und zudem unwidersprochen sein.

Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen



Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung von Impfungen gezwungen

werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, giltes abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur einegeringe

Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquotekeine Rolle bei derÜbertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen undist daher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend aufihre Sicherheit überprüftwurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch den

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen

Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit nicht zusätzlichim EpG geregelt werden müssen.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG istaus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer Manöverkritik transparentund

unabhängig analysiert werden und erstdann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG

vorgenommen werden. Wir danken für die Kenntnisnahme.

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte undim Rückblick auf die Corona Pandemie als

unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnetwerden. Trotzdem bedanken wir uns für die Möglichkeit einer

Stellungnahme und hoffen auf die Berücksichtigung unsere Einwände.



Die vorliegende Revision des EpGist als Ganzes abzulehnen. Störend ist insbesondere, dass

Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährung und Bewegung haben einen positiven Effekt auf

das Immunsystem. Dies sollte entsprechend berücksichtig werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona Pandemie. Diese hat

eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen und einen negativen Effekt auf die

Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision

des EpG komplett unbeachtet.

Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden und lehne

sie ab.

Mit freundlichen Grüssen
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Consultation sur la loi sur les épidémies

Mesdames et Messieurs,

C'est avec plaisir que je profite de l'occasion qui est donnée pour exprimerma position sur les

modifications prévues de la loi sur les épidémies (LEp)

Processus législatif

Sans procéder à une analyse scientifique de la pandémie de Covid-19, le Conseil fédéral a lancé une

procédure de consultation pour une révision en profondeur de la LEp. Ce seul fait va à l'encontre

d'une procédure ordonnée etbasée sur des faits scientifiques, et constituerait une raison de poids

pour rejeter les modifications proposées.

Prémisse

Ala lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, plusieurs hypothèses apparaissent et sont

présentées comme "allant de soi". Les hypothèses sont les principes implicites qui sous-tendent la

position du Conseil fédéral et qui ne sont ni documentés, ni remis en question.

Thèmes dominants

Ce qui frappe, c'est un langage très autoritaire et directif, une terminologie presque guerrière et une

focalisation sur des mesures extrêmement invasives, en particulier la vaccination, qui est mentionnée

en moyenne trois fois par page.

Objectif (art. 2)

Le principe de l'égalité des chances en matière d'accès" n'a pas été appliqué lors de la crise du

Covid, où de nombreuses personnes non vaccinées n'ont pas eu accès aux soins médicaux. Au

contraire, des déclarations ont même été faites selon lesquelles les personnes non vaccinées

devraient renoncer aux soins médicaux. En outre, les soins médicaux de base sont régis par la

Constitution (art. 117a Cst.) et ne doivent donc pas être réglés en parallèle dans la LEp.

Absence de prise en compte de la médecine complémentaire

II est fait référence à plusieurs reprises aux vaccinations, mais les mesures de médecine

complémentaire sont complètement absentes (art. 118a Cst.).

Menaces particulières pour la santé publique (art. 5a)



Aujourd'hui déjà, le système de santé est périodiquement et parfois chroniquement surchargé. II s'agit

d'un fait connu et non d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a
diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. La mise en danger de la santé publique est donc un problème connu, inhérent au

système, qui doit être résolu en dehors de la LEp.

Proportionnalité

L'action de l'État doit être proportionnée (art. 5 Cst.). Cet aspect n'est pas suffisamment pris en

compte. Aucune instance indépendante n'est prévue pour vérifier la proportionnalité des mesures

ordonnées dans le contexte de leur référence scientifique.

Décisions fondées sur des preuves (art. 40b)

Les mesures prises à l'égard de la population doivent être fondées sur des preuves scientifiques et

leur efficacité doit être vérifiée par une instance indépendante. Cette exigence fait défaut dans le

présent projet de loi.

Situation particulière / constatation de la situation (art. 6b)

Selon le rapport explicatif, cette disposition est nouvelle. Elle règle la procédure de constatation et de

levée d'une situation particulière. Jusqu'à présent, le début et la fin de la situation particulière n'étaient

pas constatés par un acte spécifique ;

la situation commence dès que le Conseil fédéral se voit

contraint d'ordonner une mesure et dure (comme dans le cas du Covid-19) jusqu'à la fin de la dernière

mesure ordonnée par le Conseil fédéral en vertu de l'art. 6, al. 2. Une réglementation concrète du

changement de phase a été demandée à plusieurs reprises par le passé. Désormais, le Conseil

fédéral devra constater la situation particulière et y mettre fin. IIl est fondamental que cette constatation

soit vérifiable, car elle ne concerne pas seulement des intérêts sanitaires, mais aussi économiques.

Principes d'efficacité et de proportionnalité

Les principes d'efficacité et de proportionnalité font également leur entrée dans la loi, ce qui est bien

sür à saluer. S'ils avaient été effectivement pris en compte lors de la pandémie de Corona, des

dommages massifs pour la santé psychique et physique générale ainsi que pour l'économie nationale

auraient pu être évités. Cela doit-il changer à l'avenir ? Bien entendu, il ne suffit pas d'écrire une telle

chose dans un article de circonstance, alors qu'il n'en sera plus jamais question dans tout le reste du

texte. II est nécessaire de formuler concrètement comment ces deux principes doivent être mis en

ceuvre.

Principes d'efficacité et de proportionnalité

La révision prévoit d'accorder davantage de compétences au Conseil fédéral. Les consultations des

cantons et des commissions ne sont mentionnées que par des dispositions potestatives (qui

dépendent de la volonté d'une des parties contractantes), donc finalement sans effet exécutoire. En

fin de compte, le Conseil fédéral peut décider seul. Tout comme Tedros Adhanom Ghebreyesus,

l'actuel directeur général de I'OMS, a pu déclarer seul une pandémie de variole du singe. A l'avenir,

une telle déclaration conférerait au Conseil fédéral des compétences immédiates en matière

d'ordonnances d'urgence. II deviendrait pratiquement le seul maître à bord. Dans ce contexte, il n'est

plus question des principes d'efficacité et de proportionnalité : dans un tel moment, le Conseil fédéral

in'a de comptes à rendre à personne ; il peut décider à sa guise d'agir de telle ou telle manière, sans

être gêné par aucun principe ni par aucune institution.

La numérisation et l'atteinte à la sphère privée

Le 27.10.2021, le conseiller fédéral Alain Berset a fait savoir publiquement que'ce certificat permet de

montrer que l'on n'est pas contagieux". Et ce, bien que Madame le Dr V. Masserey ait annoncé dès le



3.8.2021 lors d'une conférence de presse : "Les personnes vaccinées C-19 peuvent propager le virus

aussi souvent que les personnes non vaccinées". Cela montre bien que la numérisation ne protège

pas des contre-vérités, des fausses informations et des abus. Elle ne fait que créerun faux sentiment

de sécurité et le documenter numériquement.

Certificats de vaccination, de test et de guérison (art. 49b)

En reprenant le certificat Covid dans la LEp, on poursuit une mesure de santé dont l'efficacité n'a pas

pu être prouvée à ce jour et qui a parfois conduit à l'exclusion massive d'autres personnes. II convient

de rejeter un certificat de santé global tel que prévu par l'OMS avec le Global Digital Health

Certification Network (GDHCN). Lesinterventions médicales sont des décisions individuelles et ne

peuvent pas être prescrites par l'État.

Contact Tracing (art. 60a)

Le Contact Tracing envisagé au niveau fédéral est un "cauchemar" bureaucratique. Des données

personnelles sont collectées sans utilité médicale. Un abus potentiel des données ne peut pas être

exclu. Un appel du Conseil fédéral et une tolérance des employeurs pour que l'on reste à la maison

lorsqu'on se sent malade suffiraient et constitueraient une mesure nettement moins invasive pour

atteindre le même objectif : un rétablissement rapide.

Mise en balance des avantages et des inconvénients (art. 40)

Il estindéniable que les mesures prises à l'égard de la population peuvent également avoir des effets

négatifs. Ce fait n'est pas suffisamment pris en compte dans la présente proposition de loi. Lors de la

mise en place de mesures, les avantages doivent être soigneusement mis en balance avecles

dommages potentiels.

Diagnostic

Ilest fait référence à plusieurs reprises à la détection diagnostique. Bien qu'il ne soit pas explicitement

mentionné, il s'agit probablement de tests PCR. IIlconvient de noter que ces tests ne permettent que

de détecter des fragments de virus, mais pas de prouver une infection. Sans indication de la valeur Ct,

les résultats des tests n'ont qu'une faible signification médicale et il n'est pas possible de faire des

déclarations qualitatives sur la fiabilité des résultats des tests. La prise en compte des méthodes de

diagnostic pour les décisions politiques est donc problématique.

Certificats de vaccination, de test et de rétablissement

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse et n'a donc pas

d'impact positif sur la santé publique. II est notamment de notoriété publique que les injections de

ARNm ne protégeaient ni contre l'infection ni contre la transmission (voir la réponse de Janine Small,

Présidente des marchés internationaux chez PFIZER, le 10.10.22 au Parlement européen : « Non, le

vaccin n'a pas été testé sur la prévention de la transmission. ») et qu'en l'absence d'antécédents

médicaux, un test PCR négatif ne garantissait pas qu'une personne n'était pas contagieuse. De

même, un test positif ne constituait pas une preuve de contagiosité (voir la notice d'information de

T'OMS du 7.12.20, selon laquelle il y a « un risque élevé de faux résultats du SRAS-CoV-2 lors de

tests sur des échantillons utilisant des réactifs RT-PCR »). II s'agit donc d'un document purement

administratif, qui n'a aucune utilité pour la santé publique, mais qui peut en même temps entraîner des

restrictions parfois massives des droits fondamentaux.

Système national d'information "Contact-Tracing" (art. 33 et art. 60a)

Il n'est pas établi que le traçage des contacts soit pertinent en soi pour la gestion d'une pandémie, car

les évolutions respectives dépendent non seulement fortement de la maladie, mais aussi et surtout de

la manière dont le traçage est effectué. Si, par exemple, des personnes vaccinées sont exemptées de

tests et de quarantaine alors que l'injection ne protège pas contre la transmission, cela montre à quel



point une autorité peut effectuer ce traçage de manière arbitraire. C'est la porte ouverte au non-

respect des principes d'égalité des chances, de non-discrimination et de proportionnalité. Cet article

donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur sphère intime par la

Confédération. De plus, le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui augmente encore plus le côté policier et donc invasif des mesures proposées.

Obligation de porterun masque (art. 40a)

L'efficacité du port d'un masque facial n'a jamais été testée ni attestée scientifiquement. II était même

inscrit sur les boîtes de masques au début de la crise du Covid en 2020 : « ce produit ne protège pas

des contaminations virales ou infectieuses ». Tant qu'une éventuelle efficacité n'a pas été prouvée,

elle ne devrait pas être inscrite comme mesure dans la LEp.

Port obligatoire du masque dans les transports publics (art. 40a)

Selon le rapport explicatif, une mesure à l'égard de la population est le port du masque dans les

transports publics. L'efficacité de cette intervention n'a jamais été testée scientifiquement. Une

inscription correspondante dans la loi est donc dépourvue de toute évidence scientifique.

Sphère intime

Il ne s'agit pas seulement d'inclure des informations permettant d'identifier les personnes malades,

présumées malades, infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes, mais aussi

des données relevant de la sphère intime (art. 12, al. 1, let. c du projet). Les médecins, hôpitaux et

autres établissements de santé publics ou privés pourraient désormais être tenus de les déclarer (art

12, al. 1 in initio du projet). Cela déroge au respect de la sphère intime de la personne concernée. Le

mot "présumé" donne carte blanche et a le potentiel de protéger légalement les auteurs d'actes

arbitraires.

Pas de vaccination

Le thème des vaccinations doit également être abordé une nouvelle fois dans le contexte de la

surrèglementation unilatérale. En principe, le thème des vaccinations prévoit d'être réglé dans la loi

sur les produits thérapeutiques. Etant donné qu'ils ne sont pas administrés à des malades, mais en

premier lieu à des personnes en bonne santé, ils doivent être considérés comme des vaccins.

Des mesures inefficaces

En ce qui concerne la pandémie de Covid, on peut dire de manière simplifiée qu'il a été prouvé que ni

le confinement, ni la distanciation sociale, ni les masques n'étaient des moyens efficaces pour lutter

contre la pandémie. L'OMS a déjà admis en 2019, et maintenant aussi l'immunologue américain

Antony Fauci devant le Congrès américain, que de telles mesures n'ont pas d'utilité significative en

cas de grippe. Une étude de l'OMS sur les pandémies de grippe concluait déjà en 2019 que "le suivi

des contacts n'est recommandé en aucune circonstance". De mème, l'obligation de faire des tests

sans symptômes serait inutile et absurde, surtout chez les enfants. Malgré cela, la révision de la loi

sur les épidémies pourrait ordonner une telle obligation de test.

Des mesures inefficaces

Des études internationales ont démontré que le port de masques n'avait aucune influence sur le taux

d'infection. Cela était pourtant déjà connu dans des études antérieures. Méme les masques FFP2

n'avaient aucune influence sur les infections. L'utilisation à long terme ou inappropriée de masques

peut toutefois entraîner des dommages. L'efficacité d'une mesure devrait donc être prouvée et non

contestée avant qu'elle ne soit décidée.



Information sur les effets secondaires potentiels

Bien que les vaccinations soient mentionnéesà plusieurs reprises, l'information sur les risques

potentiels n'est pas mentionnée, ce qui viole le principe de consentement libre et éclairé, pourtant

incontournable en cas d'acte médical (même en cas de pandémie ou de situation d'urgence) selon le

serment d'Hippocrate, le Code de Nuremberg, la Déclaration de Genève, la Déclaration d'Helsinki, la

Convention d'Oviedo, la Charte européenne des droits fondamentaux, art. 3, la résolution 2361 du

Conseil de l'Europe.

Obligation de procéder à des vaccinations (art. 6c, al. 1, ch. b)

Le personnel et les institutions de santé peuvent être contraints de procéder à des vaccinations. II

convient de rejeter une telle intervention de l'État dans l'exercice de la profession, en particulier car

une telle contrainte violerait le serment d'Hippocrate, le Code de Nuremberg, la Déclaration de

Genève, la Déclaration d'Helsinki, la Convention d'Oviedo, la Charte européenne des droits

fondamentaux, art. 3, la résolution 2361 du Conseil de l'Europe.

Culture de l'erreur

II n'existe aucune référence à une culture de l'erreur vécue (leçons apprises et amélioration continue)

lors de la prescription de mesures. II devrait pourtant être clair qu'une telle culture est absolument

nécessaire pour éviter que des mesures soient décidées de manière répétée alors qu'elles n'ont que

peu ou pas d'efficacité.

Suivi de la vaccination (art. 24)

Comme l'a montré la pandémie de Covid-19, le taux de vaccination ne joue aucun rôle dans la

transmission d'un pathogène viral. La thèse de l'immunité collective donnée par la vaccination s'est

également révélée fausse. Un monitoring de la vaccination n'a eu aucune utilité médicale, du moins

lors de la pandémie de Covid-19, et doit donc être rejeté.

Autorisation limitée dans le temps (art. 9b LRH)

L'autorisation temporaire de médicaments en cas de situation particulière ou extraordinaire porte

atteinte à la sécurité des patients. En l'absence d'une situation mettant la vie en danger, seuls les

médicaments dont la sécurité a été suffisamment vérifiée devraient être autorisés. En outre, chaque

citoyen doit pouvoir décider lui-même s'il souhaite consommer un médicament (principe de

consentement libre et éclairé).

Répartition des produits thérapeutiques, substances antimicrobiennes, vaccins

Les termes actuels de « produits thérapeutiques » et de « dispositifs médicaux » suffisent amplement

et ne doivent pas être remplacés par le terme abstrait de « biens médicaux ». Le développement de la

résistance des substances antimicrobiennes et leur surveillance sont des sujets importants. Il s'agit

toutefois de thèmes quotidiens qui sont déjà régis par la loi sur les produits thérapeutiques et qui ne

doivent donc pas être réglés en plus dans la LEp.

Le présent projet de LEp révisée doit être rejeté dans son ensemble pour les raisons exposées ci-

dessus. La pandémie de Covid-19 doit d'abord être analysée de manière transparente et

indépendante, dans le sens d'une véritable analyse critique de la manœuvre, et ce n'est qu'ensuite

qu'une révision de la LEp pourra être entreprise sur la base de ces conclusions. Je vous remercie d'en

avoir pris connaissance et de respecterma position en annulant la révision de la loi sur les épidémies

(LEp).

En résumé, la révision de la LEp peut être qualifiée de projet de loi irréfléchi et, avec le recul de la

pandémie de Covid-19, de projet de loiimmature. Je vous remercie de m'avoir donné la possibilité de

prendre position et espère vigoureusement que mes objections seront prises en compte.



La présente révision de la LEp doit être rejetée dans son ensemble. L'absence totale de mesures de
prévention est particulièrement gênante. Une alimentation saine et l'exercice physique ont un effet

positif sur le système immunitaire. Cela devrait être pris en compte.

Pour terminer, une remarque sur la couverture médiatique de la pandémie de Covid-19.

Celle-ci a créé une sorte de peur et même de "torpeur". La peur peut provoquer un stress physique et

avoir un effet extrêmement délétère sur la santé des personnes. Ce fait devrait être pris en compte,

mais au contraire, ce fait est complètement ignoré dans la révision de la LEp.

En résumé, la révision doit être rejetée dans son ensemble. II faut recommander au Parlement de ne
pas l'adopter ou de la rejeter. Le projet n'est pas acceptable.

Pour les raisons exposées ci-dessus, je ne suis pas d'accord avec le projet mis en consultation et je le

rejette.

Avec mes salutations distinguées,

6er
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) 

Antwortformular zur Vernehmlassung vom 29. November 2023 – 
22. März 2024 

Stellungnahme von 

Name / Firma / Organisation / Amt / Kanton: Dr med Katrin Flückiger 

Abkürzung:        

Adresse: Nordstr. 18 3900 Brig 

Kontaktperson:       

Telefon: 079 664 82 86 

E-Mail: k.flueckiger@therapool.ch 

Datum:  16.03.2024 

Gegebenenfalls: Stellungnahme erstellt in Zusammenarbeit mit:       

Sehr geehrte Damen und Herren 

Dieses Antwortformular bezieht sich auf die Vernehmlassungsvorlage zur Änderung des 
Epidemiengesetzes (EpG) sowie den dazugehörigen erläuternden Bericht mit Stand vom 
29. November 2023. Die Vernehmlassungsunterlagen können über diese Internetadresse bezogen 
werden: Vernehmlassungen laufend (admin.ch). 

Mit der Verwendung dieses Antwortformulars helfen Sie uns, Ihre Rückmeldungen systematisch 
aufzunehmen und richtig einzuordnen. Das Formular erlaubt Ihnen, 

- die Vernehmlassungsvorlage als Ganzes zu beurteilen, 

- inhaltlich eng verwandte Artikel als Ganzes zu beurteilen, 

- alle Artikel der Vernehmlassungsvorlage einzeln zu kommentieren, 

- dazu Stellung zu nehmen, ob im Epidemiengesetz eine gesetzliche Grundlage für den 
Betrieb von digitalen Contact-Tracing Apps geschaffen werden soll.  

Bitte fügen Sie dafür Ihre Antworten in die entsprechenden Antwortfelder ein.  

Wichtige Hinweise: 

1. Der Text in den Antwortfeldern kann nicht formatiert werden (z. B. nicht fett hervorgehoben 
oder durchgestrichen werden). Bitte formulieren Sie daher z. B. Anpassungswünsche an 
Artikeln explizit. 

2. Bitte senden Sie das ausgefüllte Formular als Word-Dokument bis am 22. März 2024 
gleichzeitig an folgende E-Mail-Adressen: revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 

3. Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen das Projektteam Revision EpG unter 
revEpG@bag.admin.ch gerne zur Verfügung.  

Vielen Dank für Ihren wertvollen Beitrag zur Teilrevision des EpG! 

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
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Gliederung 

1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, Gesundheitsversorgung) 

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder 7) 

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 

4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

5. Weitere Rückmeldungen 
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1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

Erläuterung: 

Bitte erläutern Sie Ihren Gesamteindruck. Rückmeldungen zu einzelnen Artikeln können weiter unten erfasst werden. 

Die einzige Lehre aus drei Jahren "Pandemie" scheint zu sein: zu Eigenverantwortung sind die 
Bürger nicht fähig, radikale Einschränkung der Freiheit ist das einzige Mittel gegen das Virus, bis 
eine Impfung uns die Freiheit zurückgibt. Zwei Buden, die noch nie ein marktfähiges Produkt 
entwickelt haben (BioNTech und Moderna) erhalten darum in Lichtgeschwindigkeit die Erlaubnis, 
ihr neues Produkt, eine sogenannte Impfung, an Milliarden von Menschen auszuprobieren. 

 

Die "besondere Lage" und die "ausserordentliche" Lage sind Gummibegriffe, die Willkür Tür und 
Tor öffnen. Was ist die "Gefährdung der öffentlichen Gesundheit"? Wodurch und ab wann ist diese 
gefährdet? Was soll bedeuten: Die Ausbreitung eines Krankheitserregers ist "erhöht", die Schwere 
der Krankheit ist "erhöht", die Zahl der Todesfälle ist "erhöht". Diese schwammigen Begriffe 
genügten, um einer ganzen Nation die fundamentalen Freiheitsrechte zu entziehen und die ganze 
Nation in "Geimpfte" (die Guten) und "Ungeimpfte " (die Virenschleudern, die Bösen) zu teilen und 
den letzteren den Zugang zu einem normalen sozialen Leben zu verweigern, "bei Bedarf" auch den 
Zugang zum Gesundheitswesen. 

 

Insbesondere ist die zu 80% privatfinanzierte WHO keine Referenz zur Ausrufung einer Pandemie 
(besondere oder ausserordentliche Lage) weial sie 

1.) 2009 den Pandemiebegriff zurechtgebogen hat (nicht mehr viele Tote sondern viele Infizierte) 

2.) die neue Definition erlaubte ihr, im ersten Viertel des 21. Jh. bereits vier Pandemien auszurufen 
(Vogelgrippe, Mittelmeer-"SARS", MPox, Sars Cov2") nachdem das ganze 20. Jh eine einzige 
erlebt hat. Die fünfte Pandemie (Disease X) hat der GD der WHO bereits angekündigt.  

3.) der GD der WHO vertuscht mit X zuerst die Wuhan Epidemie, dann schwatzt er Xi von der 
KPChina nach, es gebe keine Mensch zu Mensch Übertragung, dann begrüsst er das nationale 
Reiseverbot in China aber befürwortet den freien internationalen Reiseverkehr, dann behauptet er, 
der angeblich in London Immunologie studiert hat, das Corona Virus sei neu, es gebe keine 
natürliche Immunität, dann versucht er, die Suche nach der Herkunft des Virus zu blockieren,dann 
spricht er sich zuerst gegen, dann für Maskentragen aus, dann. dann..…….braucht es noch mehr, 
um die Inkompetenz (oder besser die Interessenverflechtung und finanzielle Abhängigkeit) dieser 
demokratisch nicht legitimierten aber masslos aufgeblähten Organisation mit sage und schreibe 
fast 9000 Mitarbeitern mit einem steuerfreien Durchschnittseinkommen von SFr 100'000 zu 
belegen? 

4.) die von der WHO progagierten NPIs (non pharmacologic interventions) finden sich in keinem 
Textbook über Public Health, sie sind von der KPChina "erfunden" und von der WHO kritiklos 
übernommen. Donald Henderson, einer der Grossen im Bereich Public Health, popstulierte, dass 
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im Falle einer Pandemie keine Angst aufkommen sollte (Deeskalierung), das Leben normal  
weitergehen soll, dass der Bevölkerung versichert werden muss, das Gesundheitswesen habe 
ausreichend Kapazität. Erlebt haben wir das genaue Gegenteil. Der GD der WHO deklarierte 
Anfang 2020 ein Mortalitätsrisiko von 3 - 4 % durch die Corona-Infektion. Die schon im Mai 
publizierte Santa Clara Study der Stanford University wies einen hohen Anteil von Infizierten nach 
und eine Sterblichkeit von 0.2%, also 2 von 1000, in den meisten Fällen Hochbetagte mit 
Komorbiditäten.  

5.) Im neuen "Pandemievertrag" und den "Nachbesserungen der IGV" verlangt die WHO von allen 
Mitgliedstaaten eine strikte Zensur, die alleinige Wahrheit liegt bei der WHO. Dabei werden schon 
seit Beginn der "Pandemie" Gegner des offiziellen Narrativs gnadenlos verfolgt, an den Pranger 
gestellt, von den Universitäten entlassen, Ärzten wird die Praxisbewilligung entzogen, 
Wissenschaftler werden mit einem Publiktionsverbot belegt.  

6.) "test, test, test" rief der GD der WHO mehrmals aus. Der "offizielle" PCR Corona-Test wurde nie 
auf eine Kreuzreaktivität mit "normalen" Corona (Grippe)-Viren getestet. Es müsste darum 
offensichtlich sein, dass die Mehrzahl der "positiven" PCR Tests falsch positiv waren, da sie auf 
normale Corona (Grippe)-Viren reagierten. Gibt es eine andere Erklärung dafür, dass während der 
"Pandemie" die Grippe "spurlos verschwand"? 

7.) Die von der WHO geforderte Massenimpfung gegen SarsCov2 war wie jede Massenimpfung in 
der Geschichte eine Katastrophe: Die Pockenimpf-Kampagnen (teilweise mit Obligatorien)  waren 
eine Katastrophe, mehr Leute erkrankten an Pocken als je zuvor. Die Polio Massenimpfungen 
waren eine Katastrophe, in den USA der "Cutter-Unfall" mit der Salk Vakzine, in Indien der steile 
Anstieg der "akuten schlaffen Lähmung" mit der Sabin-Impfung. Die Anthrax Impfung des 
amerikanischen Militärs, aktuell die äusserst fragwürdige Malaria-Massenimpfung. 

Der von der WHO (und der UNO) propagierte Gesundheitsbegriff  "One Health" ist Ideologie, 
absolut nebulös, aber wie "besondere Lage" überall anwendbar. Im Epidemiegesetz hat er, auch 
auf Deutsch, keinen Platz! 

 

Impf- Test- und Genesungszertifikate sind strikt abzulehnen, sie dienen nur der Diskriminierung 

 

Ein Impfobligatorium für "gefährdete Personen" (Art 6c) führt wie vorher beschrieben zur 
Katastrophe. Dies gilt besonders für als "Impfung" umdefinierte Injektionen von genetischem 
Material. Impfungen sind Eingriffe an Gesunden, deshalb sind höchste Sicherheitsstandards 
zwingend. Eine Vermarktung innerhalb eines Jahres kann solchen nie genügen. 

"Krankheitsverdächtige", "ansteckungsverdächtige" und "Krankheitserreger ausscheidende 
Personen" (auf wen trifft das nicht zu?) müssen identifizierbar mit AHV Nr gemeldet werden. Das 
ist eine klare Verletzung des Datenschutzes.  

Ausnahmslos inakzeptabel ist die Einschränkung fundamentaler Menschenrechte  aufgrund eines 
respiratorischen Virus, das mit gewaltigem finanziellem PR Aufwand zu einem Monster hochstilisiert 
worden ist 

Gegen Epidemien (und Pandemien) gibt es mehrere wirksame  Präventionsmöglichkeiten (Vit D 
und C, viel Bewegung an der frischen Luft, gesunde Ernährung, normales Körpergewicht) sowie 
seit Jahrzehnten bewährte präventiv wirksame Pharmaka.  Das neue Epidemiegesetz kennt nur 
Vorschriften und  Zwangsmassnahmen.  
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Das erweiterete Epidemiegesetz ist in seiner Gänze abzulehnen. Eine Überarbeitung des 
bestehenden Gesetzes ist allerdings indiziert! 

 

IN SCHWEDEN HAT DIE POLITIK BEI PANDEMIEN LAUT VERFASSUNG KEINE KOMPETENZ 
VERFÜGUNGEN ZU ERLASSEN, AUCH KEIN MIT- ODER EINSPACHERECHT, DIESE 
OBLIEGT ALLEIN DEN GESUNDHEITSDBEHÖRDEN. Darum ist die schwedische Bevölkerung 
von den meisten Zwangsmassnahmen verschont geblieben und ist damit europaweit am besten 
gefahren. WELTWEIT HATTEN GEGENDEN MIT DEN AM MEISTEN EINSCHNEIDENDEN 
MASSNAHMEN AM MEISTEN OPFER ZU BEKLAGEN. Das ist das Resultat, wenn POLITIKER 
ihre Landsleute vor Infektionen schützen.   

 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Rückmeldungen zum Ersatz von Ausdrücken:  

keine 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

2 keine       

3 keine       

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 
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☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

5a schwammige Begriffe genau definieren 

6 ordentliche Vollzugsorgane:was ist deren Koompetenz       

6a die WHO hat im 21. Jh vier PHEICs ausgerufen, im 20. Jh 
hatten wir EINE, in der sog SARS Cov 2 Krise hat die 
WHO dauernd ihre Positionen geändert, die Krise in 
China zuerst vertuscht, dann den Ursprung des Virus etc. 
Die WHO hat keinerlei demokratische Legitimation 

      

6b wie soll der Bundesrat eine besondere Lage feststellen, er 
hat keinerlei fachliche Voraussetzungen dazu 

die besondere Lage ist ein 
epidemiologisches Problem 
und muss von entsprechnden 
Spezialisten festegestellt 
werden nicht von einem 
Poltiker 

6c Das sind Aufgaben, die den gesundheitsbehörden 
obliegen, nicht dem Bundesrat und "Parlamentarischen 
Kommissionen", ausserdem steht in den Q&A dass 
Impfungen NIE obligatorisch ein können 

es muss ein genaues 
Organigramm definiert werden, 
welche Gesundheitsbehörden 
welche Aufgaben haben 

6d miserabel definierte Zuständigkeiten genaues Organigramm!!!! 

8 wann soll das geschehen, durch wen?? nichts ist klar 
definiert 

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 
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11 Abwasser-Überwachung ist nutzlos, In New York 
wurden Polioviren im Abwasser nachgewiesen, aber 
keine Erkrankung 

      

12 was sollen ansteckungs- uns krankheitsverdächtige 
Personen sein, das sind ausnahmslos alle, wie sollen 
"Krankheitserreger ausscheidende Personen" erfasst 
werden? Totalüberwachung? 

Auf blossen Verdacht hin Personen eindeutig zu 
identifizieren (AHV Nr)  und damit zu registrieren ist ein 
Verstoss ggen die Menschenrechte  

      

12a s.o.       

13 es ist absolut nicht nachvollziehbar was der 
"Bundesrat" alles festlegen soll,  

das müssen die 
Gesundheitsbehörden festlegen. 
wieder: es muss ein klares 
Organigramm definiert werden 

13a schon wieder ist der "Bundesrat zuständig", das gehört 
alles ins Heilmittelgesetz 

      

15             

15a scho wieder bestimmt der Bundesrat in eienr Sache, in 
der er KEINE Zuständigkeit hat. schon wieder der 
Begriff  "Gefahr für die öffentliche Gesundheit". 
Nachgewiesenermassen war nicht das Sars Cov2 
Virus eine Gefahr sondern die vom Bundesrat 
ergriffenen NPIs 

      

15b kein Kommentar       

16 Der Bundesrat kann diese Aufgaben nicht 
wahrnehmen, das er keine entsprechenden 
Fachkenntnisse oder Kompetenzen hat, das ist nicht 
Aufgabe eines politischen Entscheidungsträgers 

das ist Aufgabe von 
Gesundheitsbehörden, gemäss 
einem klaren Organigramm 

17 kein Kommentar       

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 
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Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

19             

19a Antibiotika Resistenz gehört ins Heilmittelgesetz. 80% 
aller Antibiotika werden in der Tierzucht verbraucht, 
entsprechende Verordnungen gehören in diese 
Gesetze, die ärztliche Therapiekompetenz zu 
beschneiden ist nicht bundesrätliche Aufgabe, 
insbesondere nicht, Ärzten Fortbildungspflichten  
vorzuschreiben, dann kann allenfalls die FMH 

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

20 wer regelt die Bestellung von Impfstoffen? offenbar 
mussten Millionen von Covid-Impfstoffen entsorgt 
werden, Kauf und Entsorgung auf Kosten der 
Steuerzahler. Wo ist genau definiert, was ein Impfstoff 
ist? 

 Der Covid "Impfstoff" ist KEINE 
Impfung, es handelt sich um eine 
Injektion von genetischem 
Material, nämlich einer 
modifztierten mRNa, welche im 
Eilverfahren durchgeboxt wurde 
und die ein erhebliches 
Schadenpotential hat, was schon 
klar war, wenn man die 
Studienprotokolle genau gelesen 
hätte.  

21             

21a dieser Art legitimiert offenbar den indirekten Impfzwang, 
indem Ungeimpfte vom Sozialleben weitgehend einfach 
ausgeschlossen werden 

      



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

9 

24 aus dem Nichts ist ein elektronisches Patientendossier 
vorhanden, dieses existiert noch nicht, und wir Ärzte 
wehren uns nach wie vor dagegen! 

      

24a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

33 niemand wird freiwillig solche Daten weitergeben, da 
dem "Kontakt" u.U. Nachteile daraus entstehen  

      

37a diese wurde bei der SARS Cov2 Krise aktiv verhindert       

40 eine Massnahme, die erwiesenermassen keinen Nutzen 
hat, offensichtlich wird hier versucht, das Covid Gesetz 
im neuen Epidemiegesetz unterzubringen, 
"Schutzmasken, die niemanden schützen, 
Schutzkonzepte die jeglicher Logik und Erfahrung 
widersprechen 

, 

40a             

40b             

41 Grenzkontrollen sind nicht evidenzbasiert, 
"Gesundheitszeugnisse" dienen der Diskriminierung 
und können bei Bedarf ophnehin gefälscht werden 

      

43             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, 
Gesundheitsversorgung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden? 
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Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

44       das ist Aufgabe von 
Gesundheitsbehörden 

44a kein Kommentar       

44b wieso soll der BUNDESRAT über die Einfuhr nicht 
zugeassener Medikamente entscheiden, woher hat er 
die Konpetenz.dto: über die Zulassung hat nicht der 
Bundesrat zu entscheiden, auch nicht über das 
Zulassungsverfahren  

      

44c no comment       

44d no comment       

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

H. Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

47             

49a             

49b Impf- Test- und Genesungsnachweise DIENEN NUR 
DER DISKRIMINIERUNG, sie haben keinen 
nachweisbaren Effekt auf die öffentliche Gesundheit, da 
sie weder vor Ansteckung noch vor Weitergabe der 
Infektion schützen 
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Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

I. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

50 Finanzhilfe an private Organisationen heisst Versagen 
der öffentlichen Organisationen 

      

50a da kann es sich nur um WHO, GAVI oder BMG 
foundation handeln, Beiträge an die WHO sowie GAVI u 
BMG müssern ausgeschossen werden. Die WHO ist 
eine >80% privatfinanzierte Organisation, die 
niemandem Rechenschaft schuldig ist und immer 
wieder für unsägliches Leid verantwortlich ist: Polio 
Impfkampagne in Indien, aktuell Malaria Impfkampagne 
in Afrika 

  

51 Finanzhilfen nur als Kredite, die zurückzuzahlen sind       

51a             

52 kein Kommentar       

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

J. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 
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Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

 

53       informiert auch die Bevölkerung 

54             

55 was soll heissen "der BR verfügt"? Woher kommt diese, 
wie wird sie konstituiert, welche Kompetenzen sollen 
dabei vertreten sein, wie gross soll sie sein. Eine 
selbsternannte Gruppe wie die Task Force anlässliche 
Covid darf nicht mehr vorkommen. 

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

K. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

58 private Institutionen dürfe AUF KEINEN  FALL 
schützenswerte Personendaten "bearbeiten"  

      

59 s.o. nicht nur Gesundheitsdaten sondern sogar Daten 
über die Intimsphäre 

      

60 "krankheitsverdächtig, ansteckungsverdächtig" und 
Krankheitserreger ausscheidende Personen, da wird 
der Willkür Tür und Tor geöffnet, krankheitsverdächtig 
und ansteckungsverdächtig ist jeder Bewohner der 
Schweiz, solche Begriffe gehören nicht in ein Gesetz. 
Auf keinen Fall dürfen dazu "Daten bearbeitet" werden, 
die auch noch Angaben übr die Intimsphäre enthalten 
sollen. Solche Daten können anonym verarbeitet 
werden, ohne mögliche Identifizierung der Person  

      

60a contact tracing hat erwiesenermassen keinen Public 
Health Wert, es ist abzulehnen, hat in der Covd Krise 
völlig versagt,  

t 
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60b Reisebschränkungen sind sinnlos, das Fordern von 
medizinischen Daten als "Reiseerlaubnis" ist strikt 
abzulehnen da es keine Daten gibt die nicht hackbar 
sind  

      

60c keine Sequenzierung von menschlichem Genom       

60d da es sich angeblich um Genome von Tieren, 
Gegenständen (?) und Umwelt (?) handelt, wozu denn 
Datenschutz? sind doch wieder Patientendaten 
darunter? 

      

62a Impf- Test- und Genesungsnachweise sind abzulehnen, 
da sinnlos, demzufolge entfällt die Einbindung in 
"ausländische Systeme". 

      

69             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

L. Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 
6c oder 7) 

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage 
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen 
mit Finanzhilfen unterstützen kann? 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. 

(bitte unten erläutern und auch die 

nachfolgende Frage beantworten) 

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

☒ ☐ 

Erläuterung: 

die "besondere" und "ausserordentliche " Lage sind nirgends genau definiert, darum kann es auch 
keine Finanzhilfen geben, diese wären Sache einer Finanzbehörde  

 

Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen 
werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden 

(bitte unten erläutern)  

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern)  

 

☐ ☐ ☐ ☐ 
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Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

70a             

70b             

70c             

70d             

70e             

70f             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

M. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☒ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

74             

74a tritt eine Epidemie mit einem bisher unbekannten 
Erreger auf, ist Impfen keine mögliche Lösung, da 
Entwicklung und Testung eines neuen Impfstoffs 
mehrere Jahre in Anspruch nimmt. Notfallzulassung 
ohne Sicherheitsnachweis ist abzulehnen. 
Geninjektionen sind keine Impfungen. Zuerst sind alle 
möglichen präventiven Massnahmen auszuschöpfen, 
dann   alle möglichen vorhandenen Therapien 

für virale und bakterielle 
Infektionen stehen anerster 
Stelle Vit D hochdosiert und 
therapeutisch Vit C. das sind 
evidenzbasierte Massnahmen. 
Dann kommen alle möglichen off 
Label Therapien dazu 

74b             

74c no comment       

74d no comment       

74e no comment       

74f no comment       
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74g             

74h             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

N. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

75 besondere Lage ist nicht definiert       

77 Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist nicht 
definiert 

      

80 Die Covid Krise hat gezeigt, dass jeder Staat zuerst für 
sich selbst schaut (siehe Impfstoffbeschaffung). Eine 
internationale Koordination ist Illusion. Eine 
Koordination durch einen Dritten (zB WHO) ist strikt 
abzulehnen. 

          

81a Der nebulöse ideologisch geladene One Health Ansatz 
ist strikt abzulehnen 

      

81b no comment       

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

O. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☒ 

 



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG  

 

16 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls unklar? 

Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

82 Urkundenfälschung, Erschleichen einer falschen 
Beurkundung darf sich auf keinen Fall auf Impf- und 
Genesungsnachweis beziehen, da solche Nachweise 
weil nutzlos abzulehnen sind 

      

83  j: gegen sinnlose Massnahmen sich zur Wehr zu 
setzen ist Bürgerpflicht 

n. das ist ein Rundumschlag, der BR darf alles 
verbieten resp anordnen, auch wenn evidenzbasierter 
Unsinn wie Masken und Social ditancing 

      

84             

84a             

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden? 

Vollständig  
einverstanden 

Mehrheitlich  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Teilweise  
einverstanden  

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden  
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ ☐ 

 

Art. Rückmeldungen 

Womit sind Sie (nicht) einverstanden? Was ist allenfalls 

unklar? Bitte möglichst Absatz/Buchstabe angeben. 

Gegebenenfalls konkrete  
Anpassungsvorschläge 

 

1 OBG no comment       

35 MG no comment       

9a HMG Notfallzulassung auch für Impfungen sind strikte 
abzulehnen, solange nicht alle bestehenden 
Therapiemöglichkeiten ausgeschöpft sind 

      

Sonstige Rückmeldungen zu dieser Artikelgruppe:            
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4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing 
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden? 

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden 
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und 
vorangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact-
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die 
Möglichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit 
entsprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden. 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden.  

(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ 

Erläuterung: 

contact tracing ist KEINE evidenzbasierte Massnahme 

 

5. Weitere Rückmeldungen 

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten? 

Grundsätzlich hat die Politik in der Gesundheitspolitik im besten Fall eine Unterstützungsfuktion. 
Laut vorliegendem Epidemiegesetz masst sich die Politik an, eine Epidemie zu "bekämpfen",  die 
medizinischen Fachleute haben allenfalls eine Hilfsfunktion.  

Das Management der Covid-Krise in Schweden war deshalb erfolgreich, weil der Chefepidemiologe 
Tegnell und seine Crew alle Massnahmen strikte im Sinne von Public Health ergriffen, die Politiker 
hatten keine Befugnis, sich einzumischen. 

Alle von unseren Politikern ergriffenen Massnahmen waren von der WHO direkt aus China 
"designed by the KPChina" für ihre völlig erfolglose Zero Covid Politik, importiert worden, mit Public 
Health haben sie NICHTS zu tun. Der grosse Epidemiologe Donad Henderson hat für eine mögliche 
Pandemie ein ganz anderes Rezept vorgeschlagen, genau das was die Schweden befolgt haben. 
Genau das Gegenteil von dem, was unsere (und alle andern auch) Politiker WHO gläubig 
angerichtet haben. 

 

 

Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars! 
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) 

Angepasstes Antwortformular zur Vernehmlassung  
 

 
 

Stellungnahme von 

Name: Robert Flückiger 

Adresse: Farbmülistr. 11, 9425 Thal 

Telefon: - 

E-Mail: roby1@bluewin.ch 

Datum: 22.3.2024 

 

Sie erhalten meine allgemeine persönliche Stellungnahme und anschliessend die Kreuzchenliste 
ohne Kommentar zu allen Artikeln. Ich bitte Sie, diese mit zu berücksichtigen. 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Das Gesetz muss abgelehnt werden, weil es im Fall einer Epidemie die Schweiz den 
Weisungen einer ausländischen, nicht legitimierten Instanz unterstellen kann. 
(Internationale Organisation WHO, Art. 6b) 
 
Zum aktuellen Chef der WHO Tedros ist folgendes zu sagen: Wie aus verschiedenen Medien zu 
entnehmen ist, war er Mitglied der TPLF in Äthiopien. Diese Organisation wird international als 
Terrorgruppe eingestuft. Er war einer von 3 Führern, die für ethnische Säuberungen verantwortlich 
war u. hat sich so als Terrorist u. Schwerverbrecher erwiesen. So sind unvorstellbare Gräueltaten der 
äthiopischen Regierung unter Tedros ca. zwischen 2005 u. 2016 verübt worden. Er müsste dafür 
angeklagt werden. 
Man stelle sich jetzt vor, dass dieser Terrorist, wie ich ihn mal nennen darf, Vollmacht bekommen 
würde über die Schweizer Bevölkerung. Er würde uns keine Rechenschaft schulden für sein 
Handeln. 
Zudem ist die WHO gesteuert durch die Anliegen ihrer Geldgeber, zu denen u.a. Bill Gates gehört, 
der öffentlich mitgeteilt hat, dass es sein Wunsch ist, die Weltbevölkerung drastisch zu reduzieren 
und er die Impfung resp. die schädlichen u. tödlichen Nebenwirkungen als einen sehr guten Weg zu 
diesem Ziel hin betrachtet. Auch die Pharma sind Geldgeber. 
Also muss hier festgestellt werden, dass potenziell auch Zwangsimpfungen auf uns zukommen 
könnten, was dem Recht auf körperliche Unversehrtheit entgegen spricht. 
 
Wieso sollen wir uns Profit- und nicht gesundheitsorientierten Personen schutzlos 
ausliefern, da sie die WHO steuern wegen ihren zweckgebundenen Spenden. 
Dies wurde von der WHO öffentlich bestätigt, dass sie sich nach den Zielen der Geldgeber 
orientieren muss. 
Somit dürfen wir uns als freie Schweizer diesem für uns inakzeptalen, undemokratischen 
System auf keinen Fall unterwerfen. Und dass wir aus ethnischen Gründen schon allein 
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keinen Führer akzeptieren dürfen, der eine terroristische Schwerverbrecher Vergangenheit 
aufzuweisen hat ist ja jedem gerechten Menschen hoffentlich klar.Die WHO  und Ihr Leiter 
Tedros dürfen keinerlei Führungskompetenz der Schweiz gegenüber haben darf, ist ja 
selbsterklärend. 
 
 
Ich fordere Sie auf, selbständig den Lebenslauf von Tedros zu studieren und danach 
werden Sie auch feststellen, dass hier ein absolutes Distanzieren u. nicht Unterwerfen 
diesem Mann resp. Der WHO gegenüber die einzige akzeptable Konsequenz sein muss. 
 
 
Besten Dank für Ihre Kenntnisnahme! 
 
Robert Flückiger 
 
 

 
1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

 

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 
 

2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 
 

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 
 

 
B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden? 
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☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 
 

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
F. Art. 33-43 (Massnahmen gegenüber Personen, im Personenverkehr) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
G. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, 

Gesundheitsversorgung) 
 



Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG 

4 

 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
H. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
I. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
J. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 
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☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder 
7) 
 

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage 
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen 
mit Finanzhilfen unterstützen kann? 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. werden. 

(bitte unten erläutern und auch die (bitte unten erläutern) 

nachfolgende Frage beantworten)  

x☐ ☐ 

Erläuterung: 

 

Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen 
werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
K. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 

 
L. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden? 
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Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

M. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 
 

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x☐ 

 
4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 

 

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing 
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden? 

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden 
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und 
vorangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact- 
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die 
Möglichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit 
entsprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden. 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. werden. 

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern) 

x☐ ☐ 

Erläuterung: 

 
 

5. Weitere Rückmeldungen 
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Wir danken Ihnen herzlich für das Ausfüllen dieses Antwortformulars! 

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten? 



Cornelia Flum

Maiensässstrasse 2

7243 Pany
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4.3.2024 +GEÆER BioM Str FANM URA AS ChemChem GB/APS:

Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach auf Impfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der

Komplementärmedizin komplett (Art. 118a BV).

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es

handelt sich dabei um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind

vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche
Rückgang derAnzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro Einwohner ist seit
den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die Alterung

der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins

Gesetz, was natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie

tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver Schaden für die allgemeine psychische

und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich

das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu

schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist. Es

bedarf einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden Grundsätze

umgesetzt werden sollen.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können,

ist unbestritten. Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht genügend

berücksichtigt. Bei der Anordnung von Massnahmen, muss der Nutzen gegen die
potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.



Maskenpflicht (Art. 40a)

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis
eine allfällige Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert

sein.

Maskentragpflicht im öffentlichen Verkehr (Art. 40a)

Gemäss dem erläuternden Bericht ist eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das

Tragen einer Maske im öffentlichen Verkehr. Diese Intervention wurde nie auf ihre

Wirksamkeit überprüft. Eine entsprechende gesetzliche Verankerung entbehrt deshalb

jeglicher wissenschaftlichen Evidenz.

Fehlerkultur

Ein Hinweis auf eine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche

Verbesserung) bei der Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein,

dass eine solche absolut erforderlich ist, um zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen

beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe Wirksamkeit aufweisen.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht

einverstanden und lehne sie ab.

Mit freunglichen Grüssen

Alle
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Bundesamtfür Gesundheit BAG

Schwarzenburgstrasse 157

3003 Bern

Ins, den 12.03.2024

Teilrevision des Epidemniengesetzes;Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

DerBundesrat hat am 29. Novernber2023 das EidgenössischeDepartementdes Innern

EDIbeauftragt,zurTeilrevision desEpiedemiengesetzesvom 28. September2012 (EpG,

SR 818.101) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die

Gelegenheit, zur geplanten Revision wie folgt Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Bemerkungen

Um die Änderungsvorschläge derWHO (Weltgesundheitsorganisation) im Hinblick auf

die Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV), die sich, obwohl noch nicht

angenommen, deutlich in der vorgelegten Teilrevision des Epidemiengesetzes

widerspiegeln, zu verstehen und bewerten zu können, müssen sie zwingend im

Gesamtkontexteinerseit Jahrzehnten laufenden Agenda beurteiltwerden. Die Agenda

21, die heute oft als Agenda 2030, The Green Deal oder The Great Reset bezeichnet

wird, stellt eine globalistische Vision dar, die die individuelle Freiheit und die nationale

Souveränität der Schweiz erheblich bedroht. Diese Agenda sieht eine Welt vor, in der

jeder Aspekt des Lebens reguliert und kontrolliertwird, von Reisen und Konsum bis hin

zu Wohnformen und persönlichen Entscheidungen. Es handelt sich dabei nicht nur um

einen politischen Vorschlag, sondern um einen umfassenden Plan, der darauf abzielt,

die globale Gesellschaft unter dem Deckmantel der Nachhaltigkeit (Sustainable

Development) und des technischen Fortschritts umzugestalten.

Die sog. COVID-19-Pandemie wurde als ideale Gelegenheit genutzt, um diese

gobalistischen Ziele voranzutreiben. Um es klar zu sagen: Es gab keine Pandemie! Dies

istinzwischen hinreichend belegt. Die von den interessierten Kreisen selbstfabrizierte

"Krise" diente als Auslöser, um weitreichende Veränderungen und Beschränkungen zu

rechtfertigen, die mit den korporatistischen, wenn nicht plutokratischen Zielen der

Global Governance übereinstimmen, wobei Taktiken wie Propagandakampagnen, weit

verbreitete Indoktrination, Angstmacherei und Massenkonformität (Massenhypnose)

eingesetzt wurden. Um diese eingeleiteten Veränderungen keinesfalls umkehren zu

müssen bzw. in Zukunft zu beschleunigen, hat die WHO erstmals einen

Pandemievertrag aus dem Hut gezaubert (Pandemic Agreement) und will die

Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV), quasi zur eigenen Machtergreifung,

gemeinsam mit ihrer Mutter, den Vereinten Nationen (UN), massiv verschärfen. Wenn

dem nicht sowäre, gäbe es keinen Grund, einen gross angelegten Kampfgegen die sog.

1



Desinformation und Missinformation zu starten, also die Fortsetzung und den Ausbau

derZensur, indem die WHO zum Wahrheitsministerium erhoben werden soll.

Die Finanzierung derWHO wirft einige Fragen hinsichtlich der Interessen auf, die sie zu

bedienen versucht. Ein Blick auf die Liste derBeitragszahlerzeigt, dass Deutschland mit

1,268 Mrd. USD einen Anteil von 17,13% und Bill Gates einen Anteil von 15,92% an der

Finanzierung durch zwei Stiftungen hat: Bill & Melinda Gates mit 751 Mio. USD oder

9,49% und an sechster Stelle die Gavi Alliance mit 432 Mio. USD oder 6,43% für

insgesamt 1,183 Mrd. USD. Repräsentieren diese beiden mächtigen Finanziers

tatsächlich den Willen der Welt? Oder wollen Sie unsere Seelen an diese Dämonen

verkauft?

Dies vorausgeschickt, kann nur EIN Schluss gezogen werden: Wer diese Instrumente,

insbesondere den Pandemievertrag und die erweiterten IGV aktiv unterstützt und in

nationales Recht umzusetzen gedenkt, will keine Demokratie. Die mögliche

Entgegnung, dass die dahinter stehenden Köpfe nichtwissen, was sie tun, schliesse ich

an dieser Stelle explizit aus. Soviel Naivität kann und vor allem darf esin Bern und Genf

nicht geben.

2 Warum eine erneute Revision des Epidemiengesetzes pauschal abzulehnen ist

Aufgrund dernoch immerfehlenden, offensichtlich auch nichtgewollten Aufarbeitung

der sog. Corona-Pandemie ziehen Bundesrat und BAG (vorsätzlich?) die falschen

Schlüsse und leiten daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in dem

Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit auch heute nach unserer Verfassung

offiziell als zentrale Werte angesehen werden, schlichtinakzeptabel sind.

Alle Änderungen im Vorentwurf sind allein schon deshalb abzulehnen, weil die Fragen,

ob essich bei der Corona-Pandemie, aus der nichtnur der Bundesratund das Parlament

Lehren hätten ziehen können, überhaupt um eine Pandemie und damit eine sog.

besondere Lage gehandelthat,wo das Virus seinen Ursprung hatte (wenn esüberhaupt

einesgab, woran starke Zweifel bestehen), in der Begründung für die Teilrevision nicht

behandeltwerdenund damit in den Änderungsvorschlägen keinerlei Beachtungfinden,

um nicht zu sagen, ausgeblendet werden. Eine Ausblendung der Realität und der

inzwischen vorliegenden erwiesenen Erkenntnisse kann und darfkeine Ausgangsbasis

für eine umfassende Gesetzesänderung sein. Schon gar nicht darf eine Drittpartei (die

WHO) über eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz entscheiden.

Wäre dieser Tatbestand gegeben, unterläge das EpG perse fremder Willkür.

Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus der sog. Corona-

Pandemie gezogen werden, wird die Rolle, die die WHO hierin gespielt hat, ebenfalls

nicht thematisiert. Hieraus könnte aber zwingend abgeleitet werden, dass es keinen

einzigen Grund dafür gibt, der WHO eine Machtausweitung zuzugestehen. Ganz im

Gegenteil: Vielessprichtfür deren umgehende Abschaffung! Alleine daswürde die Welt

ZU einem "better place", einem besseren Ort machen. Und im Hinblick auf das

Pandemiegeplänkel vor allem zu einem sichereren. Darüber hinaus gibt es keinen

objektiven Grund, schon jetzt, sozusagen im vorauseilenden Gehorsam, die

Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV durch eine umfassende Anpassung

des Epidemiengesetzes in nationales Recht anzustossen. Oder hat man Sorge, als

Musterschüler die von derWHO stark verkürzten Fristen einer nationalen Umsetzung

nicht einhalten zu können? Immerhin hat die Schweiz der WHO weitreichende

Privilegien nach dem Gaststaatgesetz eingeräumt und könnte so eine moralische

2



Verpflichtung empfinden, diese Organisation auch darüber hinaus nach Kräften zu

unterstützen (um selbst nicht unglaubwürdigzu werden).

3 Was istzu tun?

Jetzt aber zum eigentlichen Punkt: Wäreman glaubwürdigdaran interessiert, künftige

Epidemien oder Pandemien zu verhindern, dann wäre es die erste Pflicht, die sog. Gain-

of-Function-Forschungweltweitzuverbieten, um die kontinuierliche Entwicklung von

biologischen Waffen zu beenden. Der Bundesrat könnte mit einem Verbot dieser

Forschung in der Schweiz vorbildhaft in Vorleistung gehen.

Könnte er! Aber: Im heute geltenden Epidemiengesetz lässt sich eine Missbilligung der

Biowaffenforschung nicht finden und im vorliegenden Vorentwurf zur Teilrevision

wird diese Forschung sogar noch begünstigt. Darum lässt sich wie folgt vermuten: Die

sog. Pandemiepräventation ist eines der lukrativsten Geschäftsfelder in der Medizin

und es istdavon auszugehen, dass der Bundesrat dafür sorgen möchte, dass Schweizer

Firmen ein Stück dieses Kuchens abbekommen. Anders ist nicht zu erklären, warum

dieses Thema in der gesamten Pandemiediskussion so lautstark verschwiegen wird.

Damitwird erneut offenbart, dass es niemalsum Gesundheitging und auch heute nicht

geht. Es geht um Geld. Der WHO-Pandemievertrag ist insofern auch kein Vertrag,

sondern ein Geschäftsmodell. Schaut man sich an,welch ein Überwachungsapparatmit

dem Vorentwurf des EpG in der Schweiz aufgebaut werden soll und welche

Instrumente zum Einsatz kommen sollen, kann man ihn auch als

Wirtschaftsförderungsgesetz für den schweizerischen medizinisch-industriellen

Komplex umdeuten.

4 Das Geschäft mit der Pandemieprävention

Esstellt sich die Frage, ob die Gain-of-Function-Forschungaufgrund ihrer zweifellosen

Gelderzielungsabsicht nicht auch die Funktion hat, das Narrativ von tödlichen

Pandemien (idealerweise ausgehend von Zoonosen, also vom Tier auf den Menschen

übertragene Krankheiten), aufrecht zu erhalten, um ihr Geschäft dauerhaft zu sichern

oder sogar anzukurbeln.

Was stütztdieseThese? In einer jüngeren Studie des hoch angesehenen MagazinsThe

Lancet" wurden 51 beängstigende "Entweichungen" von Krankheitserregern aus

Labors weltweit (hauptsächlich in Nordamerika und China)festgestellt. Darüberhinaus

sammelt die CDC (amerikanisches Center of Disease Control and Prevention) Berichte

über etwa 200 solcher "Entweichungen" pro Jahr allein in den USA. Die Lancet-Studie

ist also eher noch eine starke Unterschätzung dieser potenziell apokalyptischen

Ereignisse. Müssten wir nicht bei so vielen gefährlichen "Entweichungen" von

gefährlichen Krankheitserregern pro Jahr wöchentlich vor einer Katastrophe stehen?

DerLancet sagt, dass es dazu nie kam. Das wirft die Frage auf,warum Pandemien dann

offenbar nuraufBefehl derWHO ausgelöst werden, obwohl esscheinbarviele undichte

Stellen in den Laboren gibt. Liegt es daran, dass das Global Preparedness Monitoring

Board (GPMB) ein Arm derWHO und der Weltbank ist, obwohl es nach eigener Aussage

auf seinerWebsite ein unabhängiges Überwachungs- und Rechenschaftsorgan ist, das

die Vorbereitung aufglobale Gesundheitskrisen sicherstellen soll?

Es gibt viele Gründe anzunehmen, dass es bisher nie eine "echte" Pandemie gab. Das

Geschäftsmodell scheint vielmehr so auszusehen: Es werden Prophezeiungen (I)
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darüber gemacht, welche Viren mit Pandemiepotenzial unweigerlich auftauchen

werden, um dann unmittelbar 'Impfstoffe" dafür herzustellen bzw. auf den Markt zu

bringen. Die vor kurzem gestartete Panikmache vor einer "Disease X" (Krankheit K)

veranschaulicht das Vorgehen hervorragend. Um sich nicht ständig neue Namen

ausdenken zu müssen und damit einen gewissen Abnutzungseffekt bei den Menschen

zu erzeugen, nennt man die unbekannte Gefahr einfach X. Sie steht für einen

hypothetischen, aber mit Spannung erwarteten neuen Pandemieerreger, von dem die

(Er-) Finder mit verblüffender Genauigkeit und absoluter Zuversicht vorhersagen

können, dass er "zwanzigmal tödlicher sein wird als Covid", obwohl er noch gar nicht

entdeckt oder identifiziertworden ist. Nichtsdestotrotz hat das WEF (World Economic

Forum) Ende Januar diesen Jahres in Davos eine ganze Sitzung diesem Thema

gewidmet. Aber mit statistischer Sicherheit den Tod vieler Menschen vorherzusagen,

die auf einer Vermutung beruht, ist in jedem Fall verdächtig, wenn nicht gar zynisch.

Mit dieser Methode, andauernde Panikmache durch Pandemiebedrohung, ist im

Gegenzug die "Vermeidung" von Pandemien zu einem der lukrativsten Bereiche der

Medizin geworden. Klappt die Vermeidung nicht (bzw. wird die nächste Pandemie

beschlossen), wird ein weiteres Mal abkassiert, indem die Gegenmassnahmen (z.B.

Impfungen) verkauft werden. Im Grunde ein sehrleicht zu durchschauendes Spiel.

5 Die Fortführung des Geschäftsmodells soll im Epidemiengesetz verankert

werden

Um dieses Geschäftsmodell dauerhaftzu sichern, wird hinter den Kulissen derbesagte

WHO-Pandemievertrag ausgearbeitet, der dieserinternationalen Gesundheitsbehörde

die absolute Kontrolle über alles geben soll, was mit einem angeblichen

"Gesundheitsnotstand" begründetwird. Und dieserschreibtwiederum jene Politik fest,

die während COVID-19 betrieben wurde (z. B. Massenzensur oder die Förderung

gefährlicher experimenteller Impfstoffe). So enthält der Pandemievertrag mehrere

Bestimmungen, wonach die Unterzeichnerstaaten der WHO alle ihre Daten über

biologische Agenzien (z. B. Gain-of-Function-Forschung oder Wildtiere, die in Labors

untersucht werden) zur Verfügung stellen müssen, damit die WHO

Infektionskrankheiten mit "Pandemiepotenzial" verfolgen kann. Bundesrat und BAG

spielen hier augenscheinlich aktiv mit, was sich anhand entsprechender Artikel im

Neuentwurfbelegen lässt (Artikel 16, 17, 58, 59 und 60 neu).

Im erläuternden Bericht zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens versucht der

Bundesrat die Schweizer davon zu überzeugen, dass ein existenzielles Risiko besteht,

dass eine gefährliche neue Infektionskrankheit von wilden Tieren aufdie menschliche

Bevölkerung überspringt (die besagte Zoonose) und dann die Menschheit mehr oder

weniger auslöscht. Als Hauptursache für die zunehmende Häufigkeit dieser

Krankheiten werden nicht undichte Biolabore genannt, sondern sehr prosaisch "die

engen Wechselwirkungen der Gesundheit von Mensch und Tier sowie der Umwelt.

(One Health)".

Mit der Angst vor solchen zukünftigen Pandemien, die einen Teil der Menschheit

kurzum auslöschen könnten, wird die im Vorentwurfsichtbare Absicht einer geradezu

invasiven Überwachung jedes Aspekts unseres Lebens gerechtfertigt, um die

Bedrohung frühzeitig zu erkennen. Als Ziel wird genannt, die Schweiz nach potenziell

gefährlichen Krankheiten zu durchkämmen, Gegenmassnahmen für diese

Krankheitserreger zu entwickeln und bestehende Viruskrankheiten gentechnisch zu

verändern, um sie tödlicher zu machen, damit wir besser verstehen, wie sich künftige
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Pandemieviren verhalten könnten. Mit Blick aufdie oben gemachten Ausführungen hat

dergeneigte Leser hier ein Déjä-vu.

Und auch der zweite Teil des Geschäftsplans folgt: Ist eine Pandemie erst einmal

ausgebrochen, werden bereits bestehende wirksame Gegenmassnahmen (z. B.

Hydroxychloroquin gegen SARS) auch in Zukunft wohl nicht eingesetzt werden,

sondern sogar verboten werden, da alles, was eine Pandemie "beendet", den durch die

Pandemie geschaffenen, extrem profitträchtigen Absatzmarkt zerstört, was für den

medizinisch-industriellen Komplex unerwünscht und nicht akzeptabel ist (Artikel 49a

neu).

6 Der One-Health-Ansatz hat im Epidemiengesetz und auch sonst nirgendwo

etwas verloren

One Health (frei übersetzt: Alles ist Gesundheit, Gesundheit ist alles.) wurde 2004 auf

einer internationalen Konferenz ins Leben gerufen, auf der die Idee geäussert wurde,

dass die öffentliche Gesundheit zu einem gemeinsamen Dach ausgebaut werden

müsse, das jeden Aspekt unseres Lebens kontrollieren (und davon profitieren) könne.

So wurdebeispielsweise der "Klimawandel" in die öffentliche Gesundheitintegriert, mit

der Begründung, dass die schrecklichen Umweltbedrohungen, mit denen wir angeblich

konfrontiert sind, es erforderlich machen, die "ökologische Gesundheit" zu ei-nem

Kernaspekt der öffentlichen Gesundheit zu machen. Wie nicht anders zu erwarten,

wurde der Vorstoss für One Health mit der Vorstellung verbunden, dass die Probleme,

mit denen wir jetzt konfrontiert sind, zu komplex sind, als dass die Wähler oder

Nationalstaaten sie lösen könnten und dass daher Entscheidungen, die unser Leben

bestimmen, an ein (nicht gewähltes) Gremium von multidis-ziplinären "Experten"

delegiert werden müssen.

Seit seiner Einführung hat sich der Geltungsbereich von One Health allmählich aufalle

Zukunftskonzepte ausgeweitet (z. B. Überbevölkerung, Lebensraum für Menschen,

landwirtschaftliche Praktiken, Welthandel, Impfstoffe, Umgang mit einer Vielzahl

chronischer Krankheiten, Förderung von Vielfaltund Gerechtigkeit usw.). DieserAnsatz

hat sich, kurz gesagt, zu einer Methode entwickelt, jeden Aspekt des menschlichen

Lebens im Namen der Gesundheit zu kontrollieren. One Health betont zum Beispiel

immer wieder die Notwendigkeit von mehr Überwachung und zentralisierter Kontrolle

der öffentlichen Gesundheit, was auch mit dem Vorstoss zu digitalen Identitäten

einhergeht (beginnend mit dem digitalen Impfpass), die zur Verfolgung der

Weltbevölkerung notwendig sind. So wohlklingend allesum One Health ist, kann davon

ausgegangen werden, dass sich die öffentlichkeit den ständig wachsenden Diktaten

niemals unterwerfen würde, wenn man sie in einer ehrlichen Sprache präsentieren

würde.

Inzwischen wurden weltweit viele Milliarden Dollar an Zuschüssen für die Umsetzung

(und vor allem die Propaganda) gewährt und auch in der Schweiz fliessen Steuergelder,

um One Health als eine Säule der öffentlichen Gesundheit zu etablieren. Und das,

obwohl es unmöglich ist, zu erkennen, dass dieses nebulöse Konzept in den letzten 20

Jahren tatsächlich etwas zum Nutzen der Gesundheit beigetragen hat. Liest man

zwischen den Zeilen, so geht es beim One-Health-Ansatz, der verstärkt Einzug in den

Pandemievertrag und die IGV erlangt hat, heute in erster Linie um die Dauerimpfung

von Mensch und Tier. Das Ziel ist offenbar, das oben vorgestellte Geschäftsmodell

(Pandemnie - Panik - Profit) auf eine breitere Basis zu stellen, indem es künftig neben der
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Gesundheit der Menschen auch um die der Tiere gehen soll sowie um die Umwelt, also

das gesamte Ökosystem und somitum alles.

Aus diesem Grund hat der One-Health-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen

nichts im Epidemiengesetz oderanderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Es drängtsich

zudem folgende Frage auf: Wann hat der Schweizer Souverän von diesem Ansatz als

"Leitmotiv
"

für alle seine Lebenslagen erfahren, die Konsequenzen diskutiert und am

Ende zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind Mensch und Tier eben nicht

gleichgestellt (Art. 8 BV). Und es heisst auch nicht, dass jedes Tier (oderjede Pflanze) ein

Recht aufLeben hat(Art. 10 BV). Wäredem so, könnten für die Menschen vernichtende

Urteile gefälltwerden.

7 Schlussbemerkungen

DerVorentwurfscheintübereilt und ohne die gebotene Sorgfaltausgearbeitet worden

zu sein. Weshalb diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin

zu berücksichtigen, nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta,

das zentrale Dokument derWHO.

Sie geht nichtaufdie Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diesefür

den therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht daraufein, dass viele Länderandere strategische Entscheidungen

getroffen haben und damit besser gefahren sind, insbesondere was die

Morbidität und Mortalität sowie die negativen Auswirkungen auf die

Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der

öffentlichen Gesundheit. Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden

Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand der Bevölkerung (2'200'000

chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen, Geburtenrückgang,

Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige.

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000Todesfälle pro Jahr; Rauchen:

10'000 Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B.

Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank

waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% derSterblichkeit aufchronische Krankheiten

zurückzuführen sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit

ausmachen.

Sie gehtnichtauf die schädlichen Auswirkungen ein, die dieMaßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale

Isolation, wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von

Medikamenten und Injektionen usw.).
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Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im

Bereich der öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch

schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des

Hippokrates «primum non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im

Widerspruch zu der Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu

betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu

bloßen Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO

zu halten, verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und

kostengünstigeren Präventions- und Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der

Bundesverfassung und im Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung

(insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung gegenüber dem Schweizer Volk

nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Freundliche Grüsse

aitin
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetzes

(EpG) Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat

die Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache

widerspricht einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre

ein gewichtiger Grund, um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung

und Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der besonderen Lage nicht

durch einen spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der Bundesrat gezwungen

sieht, eine Massnahme anzuordnen und dauert (wie bspw. im Falle von Covid-19) bis zum Ende der

letzten vom Bundesrat nach Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung

der Phasenwechsel wurde in der Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die

besondere Lage künftig feststellen und aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese

Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen

davon betroffen sind.

Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden

damit vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den

Nachweis von Virus-Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe

des CT-Wertes haben die Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können

keine qualitativen Aussagen über die Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der

Einbezug von Diagnostik-Methoden für politische Entscheidungen ist daher problematisch.

Maskentragpflicht im öffentlichen Verkehr (Art. 40a)

Gemäss dem erläuternden Bericht ist eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das Tragen einer

Maske im öffentlichen Verkehr. Diese Intervention wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft. Eine

entsprechende gesetzliche Verankerung entbehrt deshalb jeglicher wissenschaftlicher Evidenz.



Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage

untergräbt die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur

Arzneimittel zugelassen werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem

muss es jedem Bürger selbst überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten Epidemiengesetzes ist aus den oben aufgeführten

Gründen als Ganzes abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer

Manöverkritik transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann kann aufder Basis dieser

Erkenntnisse eine Revision des EpG vorgenommen werden. Besten Dank für die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, 

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein 

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision 

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29. 

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische 

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge her um ein 

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich ist der Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Es geht 

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes 

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle 

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: das Dreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges 

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass es am Ende den besten Boden für reine 

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder 

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wieder auf? Welche Parameter gelten 

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist die Abgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und 

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die 

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändert wurde und aus der die Sterblichkeit 

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu 

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHO intervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder 

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der 

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.

Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend 

Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen 

der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1 – 
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0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown 

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1 gesunken war. In der Schweiz gab es 

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit – unter 70 Jahren war sie 0.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine 

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und 

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer 

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten 

nicht beschrieben werden.

Mit so vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgung von 

Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich auf der Basis einer entstehenden Angst in 

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen. Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrates werden 

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5 Seite 19 Erläuterungen), womit die 

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können. 

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber der Tatsache der sehr 
kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und 

Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen 

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten der vorgeschlagenen Revision eben diese 

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das 

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte, 

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und 

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem 

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch 

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und f sowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die 
Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien. 

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag eine ganz 

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte 

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen 

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist 

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung 

in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen 

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist 

das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des 

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise bot auch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte 

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den 

Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im 

Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebaut und trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern 

ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.
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1.4 Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was 

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden, 

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die 

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür 

nicht, so etwas in einen Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie 

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von 

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos: 

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom 

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte. 

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen verleihen. 

Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit 

ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem 

Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche 

Grundsätze behaftet zu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren 

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So ist eine gesunde Bevölkerung eine solche,

• die sich gesund ernährt,

• deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

• die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

• die Sport betreibt,

• die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

• die nicht durch Spaltungen gestresst ist usw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und ist so bestmöglich für eine 

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im 

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mit keinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse 

wieder als unwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

• Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genau 

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht», 

dass er «solidarisch» ist.

• Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im 

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer 

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für 

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibt es bis heute für all diese Massnahmen in der 

verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle 

nötig. Es darf angenommen werden, dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen 
Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch 

darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der 

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.

Auf jeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der 

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht 
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werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG 

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, 
dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer 

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten 

wie Ungeimpfte». Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung, 

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führt zu einer Spaltung, zu einer 

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je 

häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll 

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden 

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz 

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge 

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen 

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibt es ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr 

gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie 

Google, Oracle, Alphabet und Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck 

haben sie ein Interesse daran, sich Zugang zu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu 

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital 

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen 

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser 

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpft werden können 

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und 

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

• Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht 

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

• Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn was 

zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht mehr 

zurück zu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfung am 

sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängst wieder Millionen 

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt: 

«those who own the data, controll the future - not only of humanity - but the future of life itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass» 

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal 

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel 

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen 

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht 

werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und aus diesem Grund gehören sie 

grundsätzlich nicht in ein EpG.
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2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten, 

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, 

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte, 

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden, 

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichts zu 

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre 

sammeln möchte – ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf 

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erst recht den Staat nichts an. 

Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die 

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet 

werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen 

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so 

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher noch in sie setzen. Das sind 

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch 

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. 

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit haben sie 

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig 

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und 

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika- und 

ImpfstoffvermarktungsplatÚorm ausgebaut werden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie 

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht 

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschieht und nicht nur im Falle 

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es 

wird seitenlang ausgeführt, wer wann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wort wird hingegen 

darauf eingegangen, wie künftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir 

ihn während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur 

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. So wurden PCR-

Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestet wurde, 

als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen, 

5



wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz 

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den 

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung der WHO laut Ignazio Cassis am 

7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass 

PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine 

Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test 

weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens 

eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eine viel zu 

hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch 

positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mit keinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte 

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert 

werden könnte. Eine kritische Auswertung der Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle 

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer 

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So 

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der 

sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es wird 

vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbar so vorgesehenen Test-

Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das Risiko 

von Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem 

wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und 

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitet werden. Im 

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen 

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängig zu sein. Hat die Ausweitung auf die 

Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das 

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen 

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur 

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die 

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in der C-19-Krise verwiesen werden, die in der 

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass 

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde 

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

• Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»1 besonders strengen Prüfrichtlinien 

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft 

werden mussten, bezeichnet.

• Nach Aussagen der Hersteller, der EMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion 

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

• Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen 

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

1CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20    https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLlc     
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• Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde 

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

• Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch 

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

• Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den 

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu 

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid – non nocere – wurde durch 

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

• Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte 

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und 

Herzinfarkten verzeichnet.

• Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern 

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

• Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die 

Massenproduktion ein ganz anderer war als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und 

SV 40 Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In anderen Worten: Die für 

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit 

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

• Schwere Symptome2 überall im Körper sind die Folgen.

• Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain of function und gehören zum 

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um 

Epidemien zu verhindern.

• Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es 

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und 

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und 

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer wird die «Impfung» 

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen 

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll: 

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der 

«Impfstoff», der keiner ist, war weder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise 

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben 

oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig 

geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten 

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute 

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal 

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt. 

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt 

das schon wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der ImpfstofÈeschaffung fliessen die schlechten 

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der 

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen der Schein einer 

anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich 

herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil 

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wer erwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine 

2  https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3
3 https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/
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Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise wurden genau die gleichen Dinge in noch viel 

grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio 

Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die, 

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in 

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede 

sein – ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein 

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch 

eingeschränkter Datenlage (Phase 3 Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA – Injektionen in 

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisher war eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder 

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 – 0,5 kann davon bei 

Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und gut erprobte 

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit 

und Sicherheit waren nicht abgeklärt und auch nicht gegeben. Die Impfung war und ist weder wirksam 

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt 

genommen, obwohl keine der Voraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren? Es 

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde. 

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpft waren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der 

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist 

wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMG gelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und WHO anpassen und der 

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch 

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen 

grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9a HMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch 

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine 

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetzt werden sollen. Zudem sieht Art. 44b EpG 

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und 

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen 

Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat 

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderung zu 

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber 

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der 

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch 

Masken etwas gebracht haben4. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine 

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress 

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass 

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang ist ohne Symptome 

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien5 belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren 

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige 

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben der Weltbank haben die Lockdowns 

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen Menschen 

geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken 

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden. 

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 – 84 festgeschrieben und ausgebaut 

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der 

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen 

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden 

der Gesundheit der Bevölkerung.

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung der C-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess 

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man 

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns 

nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und 

WHO bereits von «Disease X» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler der C-19-Krise bisher noch nicht 

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die 

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre 

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine 

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon 

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält.

Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen: 

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf 

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der 

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn 

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeit ausser Kraft gesetzt werden, müssen 

die Anforderungen an eine Prüfung der Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

4
 https://www.aletheialib.org/doc/739

5 https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/ 

9

https://www.aletheialib.org/doc/739


Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise 

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler 

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die 

Gesundheit und die Wirtschaft. Dies muss im Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese 

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing, 

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch für Impfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig 

noch wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug auf Antibiotika und auch die Fortbildungspflicht 

von Ärzten, insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in 

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce6 war ein nichtgewähltes, am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht 

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich 

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch 

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen. 

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden 

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflicht im öV; 

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten; 

HomeofÏce-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und 

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich 

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig 

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der 

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von 

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im 

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war 

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche 

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus, und zu einem 

solchen hat die Taskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt 

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach 

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth und WHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So 

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der 

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und 

Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die 
Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dinge geht als eine 

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass die WHO nicht nur 

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von 

internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine 

Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten – und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im 

herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während der 

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als 

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die 

Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher 

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor der WHO ganz allein entschieden werden. 

Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich 

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen – am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann 

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen» 

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden 

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen 

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten 

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das 

Problem war wie gesagt nicht mangelnde Verbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen 

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln, 

manipulative Zählung von Toten, Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte 

Organisation erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt. 

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5 

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1 : 20 

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7 Mia Menschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr – mit zunehmendem Lobbyismus – zu einem 

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den 

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der 

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) hat nichts im 

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als 

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das 

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden. 

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem 

Gehorsam die Änderungswünsche der WHO hinsichtlich der IGV schon jetzt durch eine Erweiterung des 

EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrende und 

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

• Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll 

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und 

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz 

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der 

letzten vier Jahre von Nöten.

• Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fast jedem Artikel, sodass man 

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer 

Betrachtung akzeptabel.

• Die Änderungsvorschläge stehen auf dem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Es fehlen 

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle 
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folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche 

Willkür.

• Die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der 

Präambel explizit genannt, dann aber im weiteren Verlauf in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die 

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So 

übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder 

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis. 

Zur Zeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall 

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept 

von UN und WHO ist abzulehnen.

• Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl. 

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur 

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen, 

Fortbildungspflicht etc.

• Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden 

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor 

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen, 

die sich in der C-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR–Test, mRNA-Injektionen, 

Grundrechtseinschränkungen etc.).

• Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste 

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

• Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und 

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise 

mit Angst und Panik.

• Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und 

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich 

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

• Der Revisionsentwurf führt zu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

• Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

• Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nicht ins 

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

• Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von 

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen 

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

• Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und 

Wirtschaftsfreiheit werden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive 

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes 

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw. 

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Silvana Fornaro
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzesvom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - aufKosten der Bürger (diein

erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln,indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelösterMechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.
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Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung aufinvasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei daraufhingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungenzu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie mussim

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeitder Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheitausspricht. Die

Gesundheit sollin erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstraktgesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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ImZusammenhangmit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGVwürde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesratzum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hierist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oderinfiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nichtmehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabeium sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die einestarke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen istfestzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zuihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Siewird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hatdaher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, derin Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besondersgesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist,um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nurimplizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

4



Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang(schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;0

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung derO

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;O

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;O

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, wedervon den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise,um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

DasSchweizer Gesundheitssystem ist- außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Esist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virusgenauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurfscheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Siegeht nicht aufdie Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Siegeht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige
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Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dassjede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheitkurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

.FUt-342.
700

Unterschrift
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und ist ein gewichtiger Grund, um

die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpftekönnen das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, ist abzulehnen. Medizinische Interventionen sind individuelle

Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen weder Lockdown,

Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche

Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHO bereits 2019 und

nun ja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine

WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet werden.



Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, dürfen nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will oder nicht.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst mussinsbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer Manöverkritik transparent und

unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG

vorgenommen werden. Wir danken für die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen

Hugo Foster
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Concerne :

Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

I'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette

opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé),

des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.

Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la

crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéder à une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les

lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette

proposition estàrejeter. Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse

qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière, déclenché

par T'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes non-élues) soit

applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté contraire au droit à

l'auto-détermination du peuple suisse.

Mouvement Fédératif Romand -63, AvenueMaurice Troillet, 1950 Sion
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants

des décisions politiques.

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes.

Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter lapreuve

de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non

scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus

passera à un statut de « présomption de maladie »

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation '"égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid,

on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux

soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la

Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet)

Lefait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, esten contradiction

avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé).

Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins

nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la

souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la

responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le

domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de

la Confédération.

Toute référence à 'OneHealth', un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

aux plans de I'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et

ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.
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Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératif de prendre

en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité

OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui

prévoient les modifications majeures suivantes

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions0

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon T'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y

remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter I'OMS0

se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que "chef

de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la

santé" (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les Etats de mettre en cuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc...)

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des Etats membres qu'ils reconnaissent I'OMS0

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.
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o L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en

œuvre immédiatement et que les Etats membres les fassent appliquer (par

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

T'OMS, on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion

que "la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en

Suisse ;
il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du

rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués

de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard.

En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de

ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation

et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances

o Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des personnes malades ou infectées" à0

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne esta priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être

médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptômes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin ou

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de

santé objectif).
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Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la0

collecte de données '"'sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée". La notion de "comportements" n'est toutefois pas

précisée
:

S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont

seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les

données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches".

(traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentauxdes citoyens consacrés

par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe dela souveraineté des cantons

en matière de santé doit être maintenu

Art. 33 et art. 60a : système d'information national "Contact-Tracing".

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement

de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des

contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.
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Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en

l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne

soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa

contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune

utilité pour la santé publique

Ce certificatde"guérison" ressemble plutôt à un "certificatdebonne santé", confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré surdemande démontre bien que celui-ci

n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis

la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part,

engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne

une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révéléesO

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient0

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées
:

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie
;

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces
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- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

Le certificat a un impact positif sur la santé publique

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien")

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

II est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure

de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.)

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé età la Charte d'Ottawa, le0

document central de I'OMS.
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Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,0

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix0

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus0

large de santé publique

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des0

malades chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent0

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo)

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du sermentO

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire).

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction0

avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de0

simples exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle restreint0

la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et

moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et

suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.
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Teilrevision Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) 

Angepasstes Antwortformular zur Vernehmlassung  
 

 
 

Stellungnahme von 

Name: Andrea Fousseni 

Adresse: Staatsstrasse 60, 9445 Rebstein 

Datum: 18.03.2024 

 

Sie erhalten meine allgemeine persönliche Stellungnahme und anschliessend die Kreuzchenliste 
ohne Kommentar zu allen Artikeln. Ich bitte Sie, diese mit zu berücksichtigen. 

Bitte senden Sie das ausgefüllte Formular als Word-Dokument bis am 22. März 2024 
gleichzeitig an folgende E-Mail-Adressen: revEpG@bag.admin.ch, gever@bag.admin.ch. 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Als besorgte Bürgerin beteilige ich mich an diesem Vernehmlassungsverfahren. Bereits 
2012 half ich beim Referendum gegen die Revision des damaligen Epidemiengesetzes. 
Wir argumentierten damit, dass die Schweiz der WHO ausgeliefert ist und sich eine 
Impfpflicht anbahnt. Dies wurde diffamierend verneint. Doch während der Corona-
Pandemie wurde genau das wahr, wovor wir gewarnt haben. Und jetzt wird alles noch 
mehr verschärft. Dagegen möchte ich Stellung nehmen. 

Keine Anbindung an die WHO: 

In der Schweiz formt sich ein starker Widerstand gegen den Pandemie-Pakt und die 
Anpassung der IHR. Deshalb darf es nicht sein, dass wir uns per Gesetz weiterhin 
verpflichten, die WHO-Ausrufung der besonderen Lage automatisch zu übernehmen. Wir 
hatten während der Corona-Zeit keine Übersterblichkeit. Die war erst nach den ersten 
Impfmassnahmen dokumentiert.  

Auch die Weitergabe von Daten über kranke Personen an die WHO darf nicht per Gesetz 
abgesichert werden. 

Die WHO ist zu einem grossen Teil von Privaten und der Pharmaindustrie finanziert. 
Unsere Schweizer Demokratie beruht darauf, dass wir unsere Vertreter direkt wählen 
dürfen und Gesetze per Referendum zur Abstimmung bringen können. Diese Freiheit 
verlieren wir mit einer Anbindung an die WHO. 

Keine Impfpflicht: 

Mein Sohn liess sich gegen Ende der Zertifikatspflicht impfen. Er musste unterzeichnen, 
dass es freiwillig sei. Doch es war keinesfalls freiwillig. Er hätte ohne Zertifikat nicht mehr 
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im Fussballverein trainieren dürfen, wo er doch gerade in die 1. Mannschaft aufgestiegen 
war. Somit ist das eine erzwungene „Freiwilligkeit“, die ehrlich gesagt ein Impfzwang war. 
Ein Monat nach der zweiten Impfung bekam er Corona, steckte die ganze Familie damit 
an. Ich rief beim BAG an und bekam die Auskunft, gegen Omikron würde die Impfung 
nichts nützen. Warum nun musste sich mein Sohn impfen lassen? Wir wurden einfach 
belogen und betrogen! 

Nun soll es Personengruppen geben, die zur Impfung verpflichtet werden können und 
auch für in der Armee Tätige kann die Impfung obligatorisch erklärt werden. Meine Söhne 
sind im Dienstalter und tun ihren Militärdienst sehr gerne.  

Mit der Zertifikatspflicht wird auch auf Personengruppen Zwang ausgeübt, die nicht direkt 
einer Impfpflicht unterstehen. 

Eine Impfung darf weder begünstigt noch beworben noch für obligatorisch erklärt werden. 

Dazu kommt, dass es ja gar keine Impfung war, sondern eine nicht geprüfte Gentherapie. 
Wir waren als ganze Bevölkerung einem Gen-Experiment ausgesetzt worden, denn die 
Zulassung blieb immer eine erleichterte. Heute ist bewiesen, dass die so genannte 
Impfung nicht die versprochene Wirkung hat. Das ist ein Riesenverbrechen, welches bis 
heute trotz mehrerer Klagen nicht aufgearbeitet wurde. 

Keine Zertifikatspflicht: 

Ein Zertifikat hat nichts mit Gesundheit zu tun. Es kommt einem vor wie ein mittelalterlicher 
Ablassbrief. Es ist haltlos, dass man als gesunde Person schlechter wegkommt als als 
kranke. 

Mit dem Zertifikat kann jeder erpresst werden, medizinische Eingriffe und Therapien zu 
machen, die er eigentlich nicht will. Denn ohne Zertifikat wird man in vielerlei Hinsicht vom 
gesellschaftlichen Leben und der Selbstbestimmung ausgeschlossen. 

Das ist einem freiheitlichen Staat nicht würdig. 

Kein Contact-Tracing: 

Es versteht sich von selbst, dass ein freiheitlicher Rechtsstaat seine Bürger unter keinen 
Umständen überwachen darf. Es gib nichts Höheres als die persönliche Freiheit und das 
Vertrauen in die Bürger, dass sie sich so verhalten, damit die Gesellschaft nicht gefährdet 
wird. Das war schon immer die Grundlage unseres Staates. 

Keine Versammlungsbeschränkungen und Lockdowns: 

Der Schaden, der mit den Schulschliessungen angerichtet wurde, ist verheerend. Ich 
weiss das als Lehrerin. Vor allem Kinder in bildungsfernem Umfeld konnten den 
verpassten Schulstoff kaum mehr aufholen. Und das, obwohl es laut Koch nicht mal 
notwendig gewesen wäre. Die Kinder wurden als Druckmittel missbraucht. Welch eine 
Schande für einen Rechtsstaat. Ist er das noch? 

Der wirtschaftlich Schaden, der durch die Lockdowns angerichtet wurde, ist krass. 
Bezahlen muss letztendlich alles der Bürger, der Steuerzahler. 
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Auch das Besuchsverbot in Altersheimen war eine Zumutung für unsere Grossmütter und 
Grossväter. Sie waren dieser Regelung ausgeliefert ohne ein Recht auf 
Selbstbestimmung, eingesperrt in den Altersheimen. Ich habe eine bekannte Frau, die 
ihren Ehemann nach 50 Jahren Ehe im Altersheim nicht mehr besuchen konnte, bevor er 
unerwartet starb. Was für ein Verbrechen! 

Keine Maskenpflicht: 

Die Maskenpflicht war ja das Tüpfchen auf dem „I“. Es war ein Hin und Her, ob nützlich 
oder schädlich und letztendlich einfach nur eine Schikane aller Bürger. 

Keine Maske wurde dazu gemacht, ständig getragen zu werden. Es gäbe so viele 
Richtlinien zu beachten, um sich damit nicht selber zu schaden. Das ist im Alltag schlicht 
unmöglich! 

Fehlende Aufarbeitung der Corona-Zeit: 

Ganz grundsätzlich wurde die Corona-Zeit nicht so aufgearbeitet, wie es in vielen Klagen 
der Bevölkerung verlangt wurde. Deshalb habe ich zu all meinen Aussagen auch keine 
Quellen angegeben. Die Quellen haben Sie schon zigfach mit den Klagen erhalten. 
Stattdessen wurde eine Revision gemacht, die die gesetzlichen Lücken schliessen soll, die 
während der Pandemie dem Freiheitsliebenden noch zugutekamen. 

Das Epidemiengesetz müsste bei der jetzigen Revision massiv abgespeckt bis ganz 
abgeschafft werden. Es darf unter dem Vorwand des Gesundheitsschutzes keine 
Möglichkeit geben, die Macht beim Bundesrat zu kumulieren und die Grundrechte 
der Bürger zu beschneiden. 

Zumindest müsste es im Gesetz festgelegt sein, dass die Person, die eine 
besondere oder ausserordentliche Lage ausruft, persönlich dafür haften muss. 

Wird nur ein Punkt meiner Aufzählung nicht korrigiert, werde ich ein Referendum mit allen 
Kräften unterstützen. 

Freundliche Grüsse 

Andrea Fousseni 

 
1. Beurteilung der Vernehmlassungsvorlage als Ganzes 

 

Inwieweit sind Sie mit den Inhalten der Vernehmlassungsvorlage einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 
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2. Beurteilung der einzelnen, im EpG geänderten Artikel 

A. Ersatz von Ausdrücken, Art. 2-3 (Zweck, Begriffe) 
 

Inwieweit sind Sie mit dem Ersatz von Ausdrücken und den Artikeln 2-3 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
B. Art. 5a-8 (besondere Gefährdung, besondere Lage, Vorbereitungsmassnahmen) 

 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
C. Art. 11-17 (Überwachungssysteme, Meldungen, Laboratorien) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 11-17 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 
 

D. Art. 19-19a (Verhütung in Einrichtungen, Verhütung Antibiotika-Resistenzen) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 19-19a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
  

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 5a-8 einverstanden? 
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E. Art. 20-24a (Impfungen, Durchimpfungsmonitoring) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 20-24a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 33-43 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
F. Art. 44-44d (Versorgung mit wichtigen medizinischen Gütern, 

Gesundheitsversorgung) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 44-44d einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
Art. 47-49b (Sonstige Massnahmen im Bereich Bekämpfung) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 47-49b einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 
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G. Art. 50-52 (Finanzhilfen, Beiträge, Entschädigung) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 50-52 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
H. Art. 53-55 (Organe Kantone und Bund) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 53-55 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
I. Art. 58-69 (Datenbearbeitung, nationale Informationssysteme) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 58-69 einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
Art. 70a-70f (Finanzhilfen an Unternehmen aufgrund von Massnahmen nach Art. 6c oder 
7) 
 

Massnahmen, welche der Bund während der besonderen oder der ausserordentlichen Lage 
ergreift, können für Unternehmen mit Umsatzeinbussen verbunden sein. Soll im EpG eine 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bund betroffene Unternehmen 
mit Finanzhilfen unterstützen kann? 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. werden. 

(bitte unten erläutern und auch die (bitte unten erläutern) 

nachfolgende Frage beantworten)  

☐ ☐ 

Erläuterung: Keine Massnahemen = keine Kosten, deshalb erübrigt sich diese Frage 
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Falls aus Ihrer Sicht im EpG eine gesetzliche Grundlage für solche Finanzhilfen geschaffen 
werden soll, inwieweit sind Sie mit den konkreten Inhalten der Art. 70a-70f einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
J. Art. 74-74h (Kostenübernahme für wichtige medizinische Güter) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 74-74h einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 

 
K. Art. 75-81b (Vollzug durch Bund, Kantone, Armee; Zusammenarbeit) 

 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 75-81b einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

L. Art. 82-84a (Strafbestimmungen) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Artikeln 82-84a einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 

 
 

3. Beurteilung der Änderung weiterer Erlasse (OBG, MG, HMG) 
 

Inwieweit sind Sie mit den Änderungen in den anderen Erlassen einverstanden? 

Vollständig 
einverstanden 

Mehrheitlich 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Teilweise 
einverstanden 

(bitte unten erläutern) 

Nicht einverstanden 
(bitte unten erläutern) 

☐ ☐ ☐ x 
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4. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für digitale Contact-Tracing Apps? 
 

Soll im Epidemiengesetz eine Regelung für den Betrieb von «digitalen Contact-Tracing 
Apps» (analog SwissCovid App) vorgesehen werden? 

Das SwissCovid App-System wurde im Auftrag des Bundes entwickelt. Auch die umliegenden 
Länder (im EU-Raum) haben ähnliche Systeme wie unsere «SwissCovid App» entwickelt und 
vorangetrieben. Die Vernehmlassungsvorlage enthält derzeit keine Regelung zu digitalen Contact- 
Tracing Apps. Mit einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage im EpG hätte der Bund die 
Möglichkeit, weiterhin solche Contact-Tracing Apps zu entwickeln und zu betreiben. Dies wäre mit 
entsprechenden Kostenfolgen für die Entwicklung und den Betrieb verbunden. 

Es soll keine gesetzliche Grundlage geschaffen Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden. werden. 

(bitte unten erläutern) (bitte unten erläutern) 

x ☐ 

Erläuterung: Keinesfalls wollen wir hier chinesische oder sozialistische Verhältnisse! 

 
 

5. Weitere Rückmeldungen 
 
 

 
Wir brauchen eigentlich kein Epidemiengesetz. Es ist zu anfällig für 
Machtmissbrauch. Besser wir gehen wieder zurück zu den Grundrechten und der 
Verantwortung jedes einzelnen gegenüber der Gesellschaft. 
 
 

Freundlicher Gruss 
Andrea Fousseni 

Gibt es weitere Punkte, die Sie uns bezüglich der Teilrevision des EpG mitteilen möchten? 



Chloé Frammery

24, ch. Colladon

1209 Genève
Amtl DTS PuG GZ R KUV LKV

DS Bundesamt für Gesundheit TG

DG VA

CC Office fédéral de la santé publique OFSP

Schwarzenburgstrasse 157Int 21. März 2024
3003sBerne

NCDSTE

MTDig

BioM Str FANM URA ASChemChem GB/APS)
Genève, le 16 mars 2024

Consultation sur la loi sur les épidémies (LEp)

Mesdames et Messieurs,

C'estavec plaisir que je profite de l'occasion qui estdonnée pour exprimer ma position sur les
modifications prévues de la loi sur les épidémies (LEp).

Prémisse

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, plusieurs hypothèses apparaissent et sont
présentées comme "allant de soi". Or ces hypothèses sont les principes implicites qui sous-tendent la
position du Conseil fédéral et qui ne sont ni documentés, ni remis en question.

Thèmes dominants

Ce qui frappe, c'est un langage très autoritaire et directif, une terminologie presque guerrière et une
focalisation sur des mesures extrêmement invasives, en particulier la vaccination, qui est mentionnée
en moyenne trois fois par page.

Principes d'efficacité et de proportionnalité

La révision prévoit d'accorder davantage de compétences au Conseil fédéral. Les consultations des
cantons et des commissions ne sont mentionnées que par des dispositions potestatives (qui
dépendent de la volonté d'une des parties contractantes), donc finalement sans effet exécutoire. En
fin de compte, le Conseil fédéral peut décider seul. Tout comme Tedros Adhanom Ghebreyesus,
l'actuel directeur général de l'OMS, a pu déclarer seul une pandémie de variole du singe. À l'avenir,
une telle déclaration conférerait au Conseil fédéral des compétencesimmédiates en matière
W'erdonnances

inces d'urgence. II deviendrait pratiquement le seul maître à bord. Dans ce contexte, il n'est
plus question des principes d'efficacité, de subsidiarité et de proportionnalité

: dans un tel moment, le
Conseil fédéral n'a de comptes à rendre à personne ; il peut déciderà sa guise d'agir de telle ou telle
manière, sans être gêné par aucun principe ni par aucune institution.

Certificats de vaccination, de testetde rétablissement

Un certificaten soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse et n'a donc pas

d'impact positif sur la santé publique. II est notamment de notoriété publique que les injections
d'ARNm ne protégent ni contre l'infection ni contre la transmission (voir la réponse de Janine Small,
Présidente des marchés internationaux chez PFIZER, le 10.10.22 au Parlement européen : « Non, le
vaccin n'a pas été testé sur la prévention de la transmission. ») etqu'en l'absence d'antécédents
médicaux, un test PCR négatif ne garantit pas qu'une personne n'était pas contagieuse. De même, un

test positif ne constitue pas une preuve de contagiosité (voir la notice d'information de l'OMS du
7.12.20, selon laquelle ily a « un risque élevé de faux résultats du SRAS-CoV-2 lors de tests sur des
échantillons utilisant des réactifs RT-PCR »). Il s'agit donc d'un document purement administratif, qui
n'a aucune utilité pour la santé publique, mais qui peut en même temps entraîner des restrictions
parfois massives des droits fondamentaux.



Sphère intime

II ne s'agit pas seulement d'inclure des informations permettant d'identifier les personnes malades,

présumées malades, infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes, mais aussi

des données relevant de la sphère intime (art. 12, al. 1, let. c du projet). Les médecins, hôpitaux et

autres établissements de santé publics ou privés pourraient désormais être tenus de les déclarer (art.

12, al. 1 in initio du projet). Cela déroge au respect de la sphère intime de la personne concernée. Le

mot"présumé" donne carte blanche et a le potentiel de protéger légalement les auteurs d'actes

arbitraires.

Obligation de procéder à des vaccinations (art. 6c, al. 1,ch. b)

Le personnel et les institutions de santé peuvent être contraints de procéder à des vaccinations. II

convient de rejeter une telle intervention de l'État dans l'exercice de la profession, en particulier car

une telle contrainte violerait le serment d'Hippocrate, le Code de Nuremberg, la Déclaration de

Genève, la Déclaration d'Helsinki, la Convention d'Oviedo, la Charte européenne des droits

fondamentaux, art. 3, la résolution 2361 du Conseil de l'Europe.

Le présent projetde LEp révisée doit être rejeté dans son ensemble pour les raisons exposées ci-

dessus. La pandémie de Covid-19 doit d'abord être analysée de manière transparente et

indépendante, dans le sens d'une véritable analyse critique de la mancuvre, et ce n'est qu'ensuite

qu'une révision de la LEp pourra être entreprise sur la base de ces conclusions. Je vous remercie d'en

avoir pris connaissance et de respecterma position en annulant la révision de la loi surles épidémies

(LEp).

Avec mes salutations distinguées,

3
Chloé Frammery
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departementdes Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist- bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.
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Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) undjede

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerischeTerminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2:Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hatdiesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art.6 : Besondere Lage/ Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-PandemievertragCA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde derWHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente istes daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hatder Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von derIdentifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handeltes sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen undEreignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will»,
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen fürdie Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüberhinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Testein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre desVorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

0 die Immunisierung erfolgtin erster Linie durch eine Impfung;

0 die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

O das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibtkeine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhangauf die Aussage von

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurfscheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontextder öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nichtauf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige
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Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlungvor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fallindividuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung(insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Of
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement desInnern EDI beauftragt,

zur Teilrevision desEpiedemiengesetzesvom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliche Beurteilung derVernehmlassungsvorlage

Grundsätzlich ist eine Revision des EpG zu begrüssen. Ein erster Blick in den Vorentwurf vom 29.

November 2023 zu dieser Teilrevision zeigt allerdings, dass es sich hier nicht um kleine, mehr kosmetische

Anpassungen handeln soll: Wie es aussieht, soll dabei der Umfang rein von der Textmenge herum ein

Vielfaches aufgeblasen werden! Zugleich istder Text unordentlich, verwirrend und undurchsichtig. Esgeht

nicht einfach um einen besseren Schutz vor übertragbaren Krankheiten, was der Zweck des Gesetzes

wäre, sondern es werden zusätzlich Dinge integriert wie OneHealth, Impfungen, antimikrobielle

Substanzen, Digitalisierung, Fortbildungspflicht von Ärzten, Subventionen und mehr.

1.1 Ein Willkürgesetz: dasDreilagemodell

Das Dreilagenkonzept, auf dem das Gesetz angeblich stehen soll, erweist sich nicht als ein tragfähiges

Fundament. Es ist so diffus und teilweise zirkulär definiert, dass es am Ende den besten Boden für reine

Willkür abgibt. Es bleibt unklar, wann etwa der Bundesrat eine «besondere Lage» definieren oder

ausrufen kann, darf oder gar muss: Müsste man hier gar schon von einem Sumpf sprechen?

Wann fängt die einzelne «Lage» an und vor allem: Wann hört sie wiederauf? Welche Parameter gelten

für unterschiedliche «Lagen»? Wie genau ist dieAbgrenzung zwischen «normaler», «besonderer» und

«ausserordentlicher» Lage? Wie werden Dinge wie ein R-Faktor oder die Sterblichkeit (CFR) definiert? Die

unklare Definition einer Pandemie durch die WHO, die geändertwurde und aus der die Sterblichkeit

gestrichen wurde, gibt dieser Willkür weiteren Spielraum. Neben einer wirklichen Gefährdung, die es zu

definieren gilt, soll neu auch die Möglichkeit einer Gefährdung in Betracht gezogen werden. Willkür pur!

Zusätzlich kann hier jederzeit die WHOintervenieren und eine PHEIC ausrufen und wir dürfen oder

müssen uns daranhalten. Wohlgemerkt, die private nicht gewählte WHO, nach der Willkür der

Entscheidung des Generaldirektors und den Interessen der Pharmaindustrie.
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Hier hätte eine vorangehende kritische Auswertung von Fehlleistungen während der C-19-Krise dringend

Not getan, um nicht Fehler zu wiederholen oder gar festzuschreiben. So wurde 2020 mit hohen Modellen

der Sterblichkeitsraten gerechnet, obwohl diese unter derjenigen einer mittleren Grippewelle lagen (0,1 -

0,5), woran in der Schweiz jeden Winter schon immer 2000 - 2500 Menschen sterben. Und ein Lockdown

wurde erst dann verhängt, als der R-Faktor schon wieder unter 1gesunken war. In der Schweiz gab es

2020 keine wesentliche Übersterblichkeit - unter 70Jahren war sie 0.

So hätte schon von Anfang an im Jahr 2020 keine «besondere Lage» ausgerufen werden dürfen, da eine

fachkundig durchgeführte Lagebeurteilung schon damals gezeigt hätte, dass eine morbiditäts- und

mortalitätsmässig begründete Gefährdung nie vorgelegen hat. Die zahllosen Fehler und das trotz einer

extra eingesetzten «Taskforce» völlig unprofessionelle Krisenmanagement können in wenigen Worten

nicht beschrieben werden.

Mitso vielen Unklarheiten bereitet das EpG den besten Boden für die Verfolgungvon

Partikularinteressen, nationalen wie internationalen, die sich auf der Basis einer entstehenden Angst in

der Bevölkerung dann leicht durchsetzen lassen.Insbesondere die Kompetenzen des Bundesrateswerden

durch die Revision massiv ausgeweitet.

1.2 Durcheinander und Planung

Die Revision wurde nicht längerfristig angekündigt oder geplant (1.5Seite 19 Erläuterungen), womit die

Resultate einer breiten, transparenten Aufarbeitung der C-19-Krise hätten integriert werden können.

Angeblich sind zwar «Erfahrungen aus der C-19-Krise» mit eingeflossen, ohne aber der Tatsache der sehr

kontroversen Beurteilungen der behördlichen Anweisungen und Massnahmen in irgendeiner Art und

Weise Rechnung zu tragen. Die betroffenen Behörden haben sich bisher nur selber für ihre Leistungen

gelobt, und entsprechend scheinen bei vielen Punkten dervorgeschlagenen Revision eben diese

Leistungen als Vorbilder zu dienen.

Der Revisionstextentwurf wirkt auch wie mit ziemlich heisser Nadel gestrickt: Anders lässt sich das

Durcheinander an Themen, oft auch völlig sachfremden Themen (wie z.B. Fortbildungspflicht für Ärzte,

Subventionen und Finanzhilfen und die 20mal erwähnten Impfungen), sowie Wiederholungen und

Aufblähungen des Textes, nicht erklären. Solch ein verworrener Gesetzestext entspricht nicht unserem

Selbstverständnis von Schweizer Sorgfalt und Präzision. Das ist nicht nur unschön, sondern resultiert auch

in einem Zuständigkeitssalat.

1.3 Subsidiarität

Der allererste, erweiterte Zweck-Absatz (Art. 2 Abs. 2 Bst. e und fsowie Abs. 3) verlangt, dass im EpG «die

Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit» zu berücksichtigen seien.

Dies ist natürlich sehr zu begrüssen.

Sprechen wir zunächst von der Subsidiarität. Hier spricht der gesamte Revisionsvorschlag eine ganz

andere, dem eingangs deklarierten Grundsatz diametral widersprechende Sprache: Möglichst alle Aspekte

des Gesundheitswesens sollen mit diesem Gesetz auf Bundesebene geregelt werden. Einer uferlosen

Ausbreitung der Gesundheitsbürokratie werden damit Tür und Tor geöffnet. Kantonsbeteiligung ist

jeweils nur mit Kann-Formulierungen vorgesehen.

Zur Zeit ist die grundsätzliche Sicherstellung einer genügenden Gesundheitsversorgung und Spitalplanung

in der Schweiz im Sinne der Subsidiarität und damit kantonal geregelt. Auch wenn es in gewissen

politischen Kreisen Bestrebungen gibt, dies zugunsten einer stärkeren Zentralisierung zu verändern, ist

das EpG gewiss nicht der rechte Ort, um solche Anliegen voran zu treiben, die mit dem Zweck des

Gesetzes nicht direkt zu tun haben, sie sozusagen durch die Hintertür einzuführen.

Die C-19-Krise botauch hier ein Beispiel dafür, wie die Dinge ganz gewiss nicht laufen dürfen. So äusserte

im Herbst 2020 die «Taskforce» des Bundes Befürchtungen wegen fehlenden Kapazitäten in den
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Schweizer Spitälern. Massnahmen wurden verschärft, um dem Rechnung zu tragen. Zugleich wurden im

Laufe der C-19-Krise 40% der Spitalbetten abgebautund trotzdem kam es nie zu einer Knappheit, sondern

ganz im Gegenteil: zeitweise standen ganze Abteilungen leer.

1.4 Grundsätze derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze derWirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, Was

natürlich zu begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Epidemie tatsächlich berücksichtigt worden,

hätte massiver Schaden für die allgemeine physische und psychische Gesundheit sowie für die

Volkswirtschaft vermieden werden können. Soll sich dasin Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür

nicht, so etwas in einen Zweckartikelzu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie

mehr die Rede ist. So kann aber ein solcher Satz leider nur als Feigenblatt verstanden werden.

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos:

Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom

Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte.

In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen verleihen.

Er würde praktisch zum Alleinherrscher.Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

ist in diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesratist in einem solchen Moment niemandem

Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne aufirgendwelche

Grundsätze behaftetzu werden.

1.5 Salutogenese und psychische Gesundheit werden niergends erwähnt

Gesundheit muss grundsätzlich vom ganzen Menschen her gedacht werden. Auch für Bakterien und Viren

gilt bekanntlich: das Milieu ist alles. So isteine gesunde Bevölkerung eine solche,
o die sich gesund ernährt,

deren Immunsystem nicht durch Angst und Panikmache geschwächt ist,

die einen genügend hohen Vitamin D3-Spiegel vorweist,

die Sport betreibt,

die zwischenmenschlich im Vertrauen lebt und

die nicht durch Spaltungen gestresst istusw.

Sie lebt in Gemeinschaften und im regen Austausch mit den Mitmenschen und istso bestmöglich für eine

Pandemie gewappnet. All diese und viele weitere Faktoren der Psychoimmunologie werden im

revidierten EpG völlig vernachlässigt, die Salutogenese wird mitkeinem Wort erwähnt.

Vielmehr wird wieder auf Einzelmassnahmen gesetzt, die sich auch in der C-19-Krise bei kritischer Analyse

wieder alsunwirksam erwiesen haben, was aber auch vorher schon allgemein bekannt war:

Masken «wirken» im Grunde nur psychologisch und werden wohl auch in erster Linie genauf

darum verordnet: Damit muss jeder einzelne Mensch direkt sichtbar zeigen, dass er «mitmacht»,

dass er «solidarisch» ist.

Social Distancing und Quarantäne, deren Unwirksamkeit bei grippeähnlichen Epidemien, wie im

Fall der Masken, auch schon lange bekannt ist, was auch von Antony Fauci anlässlich einer

Kongressanhörung 2024 wiederum bestätigt wurde. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg für

diese Massnahmen. Das hatte bereits 2019 die WHO in einer Studie veröffentlicht.

Belastbare wissenschaftliche Wirksamkeitsnachweise gibtes bis heute für all diese Massnahmen in der

verordneten Form nicht. Für ihre Durchsetzung ist aber ein hohes Mass an Druck und sozialer Kontrolle

nötig. Es darf angenommen werden,dass die beobachtete markante Zunahme von psychischen

Krankheiten bei Kindern und Erwachsenen, ebenso wie die Zunahme der Suizide, nicht zuletzt auch

darauf zurück zu führen sind: Angst macht krank. Und die Vorbereitungsindustrie blüht mit der

Angstmache. Es handelt sich um Gesundheitsterror und hat mit Gesundheit nichts zutun.
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Auf jeden Fall ist es höchste Zeit, dass die besorgniserregenden psycho-sozialen Auswirkungen der

verordneten Massnahmen auf die psychische Gesundheit während der C-19-Krise gründlich untersucht

werden. Es kann nicht sein, dass die gleichen Massnahmen nun ohne weiteres in einem revidierten EpG

auch noch gesetzlich festgeschrieben werden sollen.

2 Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen,

dass man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten

wie Ungeimpfte». Womitillustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Lügen, nicht vor Falschmeldung,

und nicht vor Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit.

Das elektronische Impfzertifikat dient nicht der Gesundheit, sondern führtzu einer Spaltung, zu einer

Zweiklassengesellschaft und macht krank. Ausserdem haben Studien gezeigt: je häufiger geimpft, je

häufiger werden die Menschen krank.

Weltweit wird die Digitalisierung massiv vorangetrieben, auch im Gesundheitswesen. Auch das EpG soll

offenbar als Vehikel dienen, sie dort weiter zu etablieren. Daten- und Persönlichkeitsschutz werden

entsprechend auch schon in der Präambel erwähnt. In der technischen Umsetzung sieht es hingegen ganz

anders aus: Da werden sie nur höchst ungenügend, wenn überhaupt, berücksichtigt. Diese Dinge

erfordern eine breite öffentliche Diskussion und dürfen nicht über eine EpG-Revision gewissermassen

durch die Hintertür eingeführt werden. Allerdings gibtes ohne Zweifel Interessen, die genau dies sehr

gerne sehen würden.

Mit Gesundheitsdaten lässt sich sehr viel Geld verdienen und Macht ausüben. Große Unternehmen wie

Google, Oracle, Alphabetund Amazon investieren massiv in den Gesundheitsmarkt. Zu diesem Zweck

haben sie ein Interesse daran, sich Zugangzu allen auch nur irgendwie erreichbaren Gesundheitsdaten zu

verschaffen. Ein erster Schritt dazu ist es, dass Patientendaten überhaupt erst einmal lückenlos digital

gespeichert werden. Interesse besteht an Informationen über den Gesundheitszustand, an genetischen

Daten (mögliche Auswirkung über Generationen) und an medizinischen Diagnosen, und der Wert dieser

Daten erhöht sich für die kommerzielle Auswertung nochmals enorm, wenn sie verknüpftwerden können

mit persönlichen Daten aus beliebigen anderen Quellen.

All dies steht im Widerspruch zu den in der Präambel deklarierten Prinzipien des Persönlichkeits- und

Datenschutzes. Hierfür wäre nämlich genau das Gegenteil erforderlich:

Datensparsamkeit, also die digitale Erfassung nur der allernötigsten Daten überhaupt: Was nicht

gespeichert ist kann auch nicht missbraucht werden.

Dezentrale Speicherung der Daten: Das ist einerseits der beste Schutz gegen «Hacking», denn was

zentral gespeichert ist wird mit Sicherheit auch irgendwann «geknackt» und ist dann nicht mehr

zurückzu holen. Anderseits verhindert sie auch die missbräuchliche Datenverknüpfungam

sichersten.

Durch Hackerangriffe auf Datenbanken von Versicherern wurden bereits unlängstwieder Millionen

Patientendaten in den USA und weltweit zugänglich gemacht. Und Yuval Noah Harari vom WEF sagt:

«those who own the data, controll the future - not only ofhumanity -but the future of life itself».

Eine digitale ID, das elektronische Patientendossier (EPD), Contact-Tracing und ein «digitaler Impfpass»

sind hingegen Mittel, die allesamt das Gegenteil voraussetzen und bewirken: die zentrale und maximal

verknüpfbare Speicherung möglichst grosser Datenmengen. Auch wenn man vorher in einer Präambel

den Datenschutz gross hinschreibt: Genau dieser bleibt dann mit Sicherheit auf der Strecke.

Die Digitalisierung und insbesondere die zuletzt genannten Punkte dienen primär wirtschaftlichen

Interessen und können auch leicht durch die Staaten zur totalen Kontrolle der Bürger missbraucht
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werden. Sie dienen nicht der Gesundheit der Bevölkerung, und ausdiesem Grund gehören sie

grundsätzlich nicht in ein EpG.

2.1 Intimsphäre

Dabei sollen nicht nur Informationen zur Identifizierung von kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden,

sondern auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs), zu deren Meldung Ärzte,

Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen, die neu zu Komplizen werden,

verpflichtet wären (Art. 12 Abs. 1 in initio des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre hat das nichtszu

tun. Das Wort «mutmasslich» öffnet erneut die Türe zur Willkür.

In 6 verschiedenen Artikeln wird nebenbei erwähnt, dass man Daten zur Gesundheit und Intimsphäre

sammeln möchte - ein Beispiel für die schon erwähnte Unordnung, die im gesamten Revisionsentwurf

herrscht. Die Intimsphäre ist extrem persönlich und geht den Nachbarn und erstrecht den Staat nichts an.

Es wäre sinnvoll, dies auch so zu formulieren. Bei sexuell übertragbaren Krankheiten will man über die

sexuellen Kontaktpersonen Bescheid wissen.

Auch sollen Ärzte, Spitäler und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen verpflichtet

werden (Art. 12 Abs. 1 Bst. cdes Entwurfs), solche Daten aus der Intimsphäre zu melden. Sie sollen

gezwungenermassen zu Komplizen einer unkontrollierbaren Sammlung intimster Daten werden und so

auch das Vertrauen missbrauchen, welches Patientinnen und Patienten bisher nochin sie setzen. Das sind

bedeutende Eingriffe in die Privat- und Intimsphäre. Datenschutz wird nur deklariert.

3 Überregulierung medizinischer Einzelheiten

3.1 Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch

den abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden.

Die Resistenzentwicklungder antimikrobiellen Substanzen und deren Monitoring sind wichtigeThemen.

Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im Heilmittelgesetz geregeltwerden, und damit haben sie

in einem EpG nichts verloren.

Das gleiche gilt für Impfstoffe. Es ist nicht ersichtlich, warum diese beiden Heilmittel einen so übermässig

dominanten Platz in der Revision EpG erhalten, zumal es auch andere wirksame, nebenwirkungsarme und

billige Medikamente gibt. Das klingt fast so, als solle das EpG zu einer Antibiotika-und

Impfstoffvermarktungsplattform ausgebautwerden! Die aktive Unterdrückung von Substanzen wie

Ivermectin und Hydroxychloroquin während der C-19-Krise wirft diesbezüglich Fragen auf, die bisher nicht

beantwortet sind.

Auch die Forschung gehört nicht ins EpG, da sie schliesslich jederzeit geschiehtund nicht nur im Falle

einer Epidemie.

3.2 Diagnostika und Tests

Diagnostika und Tests werden in der Revision 9 mal und in den Erläuterungen 39 bzw. 72 mal erwähnt. Es

wird seitenlang ausgeführt, werwann die Kosten zu übernehmen hat. Mit keinem Wortwird hingegen

darauf eingegangen, wiekünftig der krasse Missbrauch dieser Dinge verhindert werden könnte, wie wir

ihn während der C-19-Krise erlebt haben.

Dort wurden bekanntlich Milliardensummen für Diagnostika und Tests ausgegeben, die bei auch nur

etwas näherem Hinsehen für den vorgesehenen Zweck in keiner Weise tauglich waren. Sowurden PCR-
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Tests als «Goldstandard» bezeichnet in dem Sinn, dass jeder Mensch, der damit positiv getestetwurde,

als «erkrankt» zu gelten hatte, auch ohne jegliche Symptome. Die Folge waren drastische Massnahmen,

wie Zugangsverbote oder Quarantäne für ganze Familien und Menschengruppen. Sogar ganz

offensichtlich an anderen Ursachen verstorbene Personen galten als «Corona-Tote», wenn sie in den

Wochen davor oder auch posthum positiv getestet wurden (auf Weisung der WHO laut Ignazio Cassis am

7.1.22). Dabei wurden die Stimmen von Kennern der Materie, die immer wieder darauf hinwiesen, dass

PCR-Tests für Forschungs- und nicht für diagnostische Zwecke dienen, dass sie für sich alleine keine

Aussagekraft bezüglich Erkrankung haben, geflissentlich überhört oder sogar unterdrückt. Ein PCR-Test

weist ja kein Virus, keine Krankheit, keine Infektion und keine Infektiosität nach, sondern kann höchstens

eine klassische medizinische Krankheitsdiagnose ergänzen. Der Test wurde ausserdem auf eineviel zu

hohe Empfindlichkeit eingestellt (Stichwort CT-Wert), womit im Zweifelsfall vor allem die Zahl der falsch

positiven Resultate massiv gesteigert wurde.

Mitkeinem Wort wird in diesem Zusammenhang auch auf die in Fachkreisen absolut bekannte

Möglichkeit einer «Testpandemie» eingegangen und der Frage nachgegangen, wie eine solche verhindert

werden könnte. Eine kritische Auswertungder Erfahrungen der C-19-Krise könnte auch hierzu wertvolle

Daten und Aussagen liefern, denn die Erhebung der «Fallzahlen» und «Inzidenzen» ist dort in einer

vollkommen unprofessionellen Art geschehen, die jedem statistischen Minimalstandard spottet. So

konnte man nie einen klaren Blick auf die tatsächliche Gesundheitslage gewinnen, und genau dies ist der

sicherste Weg in eine Testpandemie.

All diese Erfahrungen sind in den Revisionsentwurf zum EpG ganz offensichtlich nicht eingeflossen. Es wird

vielmehr so getan, als stellten sich angesichts der auch in der Zukunft scheinbar so vorgesehenen Test-

Exzesse nur Fragen der Finanzierung, während Zweckmässigkeit und Verhältnismässigkeit oder das Risiko

von Testpandemien keine Rolle spielen. Auf die Erkrankungsrate haben sie keinen Einfluss.

Die Testpflicht für Kinder war nicht nur wegen gefährlichen Substanzen in diesen Test aber vor allem

wegen der Sinnlosigkeit einer solchen Massnahme ein Verbrechen.

Das Abwassermonitoring: Des Weiteren soll in der Revision die Finanzierungs-, Überwachungs- und

Monitoringregulierung via Kontrolle von Abwasser (mittels PCR-Test) ausgeweitetwerden. Im

vergangenen Jahrzehnt erhielt das Eidgenössische Institut für Wasserforschung (Eawag) von der Gates-

Stiftung 14,1 Millionen Franken und das Eidgenössische Tropeninstitut erhielt knapp 38 Millionen

Franken. Beide Institute versichern, von der Stiftung unabhängigzu sein. Hat die Ausweitung auf die

Abwasserkontrolle mit einem Test etwas damit zu tun? Es heisst in den Erläuterungen, das

Abwassermonitoring sei mit hohen Kosten versehen.

3.3 Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich gehören Impfungen, wie schon erwähnt, ins Heilmittelgesetz. Da sie ihrer Natur

nach nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreichtwerden, müssen die

Anforderungen an ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt und gehandhabt werden.

Auch hier kann wieder auf die schlechten Erfahrungen in derC-19-Krise verwiesen werden, die in der

Revision in keiner Weise berücksichtigt werden. Insbesondere wäre abzuklären, wie es möglich ist, dass

im Fall der sogenannten «Impfstoffe» sämtliche bis anhin gültigen Gesetze, ja jeglicher gesunde

Menschenverstand in dieser Krise ausgesetzt werden konnten:

Was noch vor wenigen Jahren als «Gentherapeutika»* besonders strengen Prüfrichtlinien

unterworfen war, wird jetzt auf einmal als «Impfstoffe», die dank einer «Notlage» kaum geprüft

werden mussten, bezeichnet.

Nach Aussagen der Hersteller, derEMA und BAG (Dr. V. Masserey), schützt die mRNA- Injektion

nicht vor der Krankheit und auch nicht vor Weitergabe der Krankheit.

CEO Bayer: Stefan Oelrich World Health Summit 2021: @ 1:36:20 https://www.youtube.com/watch?v=OJFKBritLic
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Die injizierten Substanzen verbleiben nicht an der Einstichstelle, sondern verteilen sich im ganzen

Körper, sogar transplazentar, in Hirn, Herz, Eierstöcken, Hoden etc.

Es war nie geprüft worden, was die Folgen einer Injektion für Schwangere wären. Dennoch wurde

sie explizit für diese Gruppe empfohlen.

Noch 2 Jahre nach Injektion werden Spikeproteine produziert. Bei Swiss Medic weiss jedoch

niemand, wie viel und wie lange das Spikeprotein produziert wird. Die Dosis macht das Gift.

Die lange Nebenwirkungsliste war seit Anfang bekannt (CDC) wurde aber nicht publiziert. In den

Studien wurde gefälscht und betrogen. Durch die Übernahme der Haftung hat man Ärzte zu

Mitgehilfen eines Verbrechens gemacht. Der Hippokratische Eid - non nocere - wurde durch

Druck, Manipulation und Strafe ausgehöhlt.

Seit der Verabreichungen der Injektionen wird weltweit ein Geburtenrückgang, eine erhöhte

Sterblichkeitsrate sowie eine massive Zunahme von Krebserkrankungen, auch bei Kindern, und

Herzinfarkten verzeichnet.

Die Injektionen weisen eine hohe Nebenwirkungsrate auf. Sie sind gar keine Impfungen sondern

Gentherapeutika, die in den Patenten bereits 2019 als Biowaffe deklariert wurden.

Anscheinend hat es auch niemanden gestört, dass der Produktionsprozess für die

Massenproduktion ein ganz anderer war als der für die Zulassungsstudie. Sie enthalten DNA und

SV 40 Plasmide und können in die DNA eingebaut werden. In anderen Worten: Die für

Qualitätskontrolle zuständigen Stellen und Ämter (in der Schweiz Swiss Medic) haben ihre Arbeit

einfach nicht gemacht und niemand hat daran Anstoss genommen.

Schwere Symptome* überall im Körper sind die Folgen.

Die mRNA sind eigentlich modRNA. Sie sind das Resultat der gain offunction und gehören zum

Biowaffenprogramm, das dringend weltweit verboten gehört. Das wäre der erste Schritt, um

Epidemien zu verhindern.

Doch der sogenannte Impfstoff wurde in der Phase 3 der Prüfung bereits befristet zugelassen. Es

gilt der Nürnberger Kodex, medizinale Experimente müssen genügend aufgeklärt werden und

völlig freiwillig sein. Es gibt in der Schweiz keine Impfpflicht, doch wurde extrem viel Druck und

Nötigung ausgeübt.

Viele dieser Dinge hat man heute implizit oder sogar explizit zugegeben. Noch immer wird die «Impfung»

aber Hochbetagten und Vorerkrankten vom BAG empfohlen, obwohl, wie gesagt, sie für diese Gruppen

nie geprüft wurde. Es wird auch nur noch davon gesprochen, dass sie «schwere Verläufe verhindern» soll:

Eine Behauptung, für die es ebenfalls keinerlei Hinweise durch belastbare Studien gibt.

Diese Aufzählung könnte noch unendlich fortgesetzt werden. In jedem Fall kann festgehalten werden: Der

«Impfstoff», der keiner ist, war weder nötig, noch wirksam, und schon gar nicht sicher.3

Ob man hier «nur» von einem Skandal sprechen muss, wo in besonders unglücklicher Weise

Inkompetenz, persönlicher Ehrgeiz, Ängste und andere menschliche Schwächen zusammen gewirkt haben

oder ob man nicht sogar von einem gezielt begangenen Verbrechen sprechen muss: Dies muss sorgfältig

geprüft und geklärt werden. Dass man aber so tut, als hätte man es hier mit einem nachahmenswerten

Vorbild zu tun, das schnellstmöglich in Gesetzesform zu giessen wäre: Das ist eine absolute

Unmöglichkeit!

All diese schlechten Erfahrungen werden im Revisionstext nicht berücksichtigt. Hingegen wird dort 18 mal

erwähnt und eingehend diskutiert, wer für den Kauf von Impfstoffen zuständig ist und wer was bezahlt.

Abgesehen davon, dass Impfstoffe überhaupt nicht ins EpG gehören (sondern ins Heilmittelgesetz) klingt

das schon wieder fast wie eine Marketingkampagne.

Aber nicht einmal bei diesem kommerziellen Aspekt der Impfstoffbeschaffungfliessen die schlechten

Erfahrungen der C-19-Krise in die Gesetzesformulierungen ein. Schon vor langer Zeit, im Rahmen der

sogenannten «Schweinegrippe», hatten wir ja erlebt, wie durch exzessives Testen derSchein einer

anhaltenden «Pandemie» erzeugt wurde, gefolgt vom Einkauf von Unmengen von nutzlosen und wie sich

2 https://www.nature.com/articles/s41573-023-00859-3

3https://www.mwgfd.org/2024/02/die-mrna-basierte-impfstoff-technologie-game-over/

7



herausstellte auch schädlichen Impfstoffen und Medikamenten, die am Ende zu einem grossen Teil

kostenpflichtig entsorgt werden mussten. Wererwartet hatte, dass das für die zuständigen Behörden eine

Lehre gewesen sei, wurde bitter getäuscht: In der C-19-Krise wurden genau die gleichen Dinge in noch viel

grösserem Ausmass wiederholt! Die Kaufverträge werden sogar bis heute geheim gehalten. 35.6 Mio

Impfdosen von denen 18,5 abgelaufen und vernichtet wurden. Einstandskosten von 468 Mio Franken, die,

auch wenn der Bund die Kosten übernimmt, vom Steuerzahler bezahlt werden.

Von einem revidierten EpG sollte man mindestens erwarten können, dass es solchem Missbrauch in

Zukunft einen wirksamen Riegel vorschiebt. Davon kann beim aktuellen Revisionsentwurf aber keine Rede

sein - ganz im Gegenteil.

«Das Impfen ist, wenn man dessen Gefahren nicht kennt, eine Dummheit; wenn man sie kennt, ein

Verbrechen.» Franz Hartmann 1912

3.4 Heilmittelgesetzänderung und Anpassung im EpG

Trotz fehlender Wirksamkeit und Nicht-Verhindern der Weitergabe von CoV-2 (3.8.2021, BAG) und noch

eingeschränkter Datenlage (Phase 3Studie nicht abgeschlossen) wurden die modRNA - Injektionen in

einem beschleunigten Verfahren befristetet zugelassen.

Bisher war eine befristete Zulassung nur möglich für die Behandlung einer lebensbedrohenden oder

invalidisierenden Krankheit (Art. 9a Abs. 1 HMG). Bei einer Sterblichkeit von ca. 0,1 - 0,5 kann davon bei

Covid keine Rede sein. Es gab alternative, altbewährte, nebenwirkungsarme und guterprobte

Alternativmedikamente, die jedoch unterdrückt wurden (Hydroxychloroquin, Ivermectin). Wirksamkeit

und Sicherheit waren nicht abgeklärtund auch nicht gegeben. Die Impfung war und istweder wirksam

noch sicher. Warum wurde dieses Gentherapeutika erleichtert zugelassen bzw. nicht vom Markt

genommen, obwohl keine derVoraussetzungen gemäss Art. 9a Abs. 1 lit. a. bis c. HMG erfüllt waren? Es

war spätestens August 2021 klar, dass die Weitergabe von CoV-2 weder verhindert noch getestet wurde.

Studien zeigten, dass Menschen, die mehrfach geimpftwaren, häufiger an Covid erkrankten. Bei der

modRNA-Injektion kommen auf 800 «Impfungen» 1 Nebenwirkung. Also nichts von: die Impfung ist

wirksam und sicher.

Nun soll Art. 9a Abs. 1 HMGgelockert werden, damit die Schweiz sich EMA und WHO anpassen und der

Pharmalobbyismus weiter ausgebaut werden kann. Das ist sträflich, wie die Schweinegrippe und nun auch

die Coronakrise gezeigt haben. Wenn wir unsere Bevölkerung schützen wollen, braucht es keinen

grösseren Handlungsspielraum im HMG.

Mit einer Ergänzung von Art. 9aHMG (neuer Abs. 1 Bst. b) soll Swissmedic die Möglichkeit erhalten, auch

Arzneimittel befristet zuzulassen, die in der besonderen oder ausserordentlichen Lage gegen eine

besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit eingesetztwerden sollen. Zudem sieht Art. 44bEpG

vor, dass der Bundesrat von den Anforderungen der Heilmittel-, Produktesicherheits- und

Chemikaliengesetzgebung abweichen kann, sofern dies zur Verhütung und Bekämpfung einer besonderen

Gefährdung (die der Bundesrat selber definiert) der öffentlichen Gesundheit (die auch der Bundesrat

selber definiert oder Dr. B. Gates via WHO) notwendig ist.

Versucht der Bundesrat sein ungesetzliches Verhalten in der Covid-Krise mit dieser Gesetzesänderungzu

legalisieren? Will er in Zukunft weitere Impfexperimente zulassen? Verstösst er damit nicht sogar selber

gegen den Verfassungsgrundsatz in Art. 119 BV, wonach der Mensch vor Missbräuchen der

Gentechnologie geschützt ist?

Dies ist nicht mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar und auch nicht mit dem Nürnberger Codex.
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3.5 Unwirksame Massnahmen

Etwas vereinfacht kann man sagen, es ist nun bestätigt, dass weder Lockdown, Social Distancing, noch

Masken etwas gebracht haben*. Dass es für solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keine

Evidenz gibt, haben die WHO bereits 2019 und neu auch Antony Fauci vor dem Amerikanischen Kongress

zugegeben. Eine WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass

«Kontaktverfolgung unter keinen Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang ist ohne Symptome

sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Studien° belegen: Masken hatten keinen Einfluss auf die Infektionsrate. Das war bereits aus früheren

Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss auf das Infektionsgeschehen. Die langfristige

oder unsachgemäße Verwendung von Masken kann zu Schäden führen.

Lockdowns hatten auf die Pandemie kaum Einfluss. Nach Angaben derWeltbank haben die Lockdowns

tatsächlich zu einem «historisch einmaligen Anstieg» der Armut bei rund 100 Millionen Menschen

geführt. Schweden: In Schweden lag die Corona-Mortalität ohne Lockdown im Bereich einer mittelstarken

Grippewelle und deutlich unter dem EU-Durchschnitt.

Diese Massnahmen, deren Unwirksamkeit belegt ist, sollen nun im neuen EpG festgeschrieben werden.

Das Bussverfahren und die Strafbedingungen sollen in Art. 80 - 84 festgeschrieben und ausgebaut

werden. Nicht nur waren diese Massnahmen nicht wirksam, sondern sie waren schädlich (Isolation der

alten Menschen, Folter für Kinder, Zunahme von Spaltung und Angst, Zunahme von psychischen

Erkrankungen, enormer Schaden für die Wirtschaft). Das sind inkompetente Anordnungen zum Schaden

der Gesundheit der Bevölkerung,

4 Organisatorisches

4.1 Fehlen von Verhältnismässigkeit bei Grundrechtseinschränkungen

Auch im Begleittext zur Gesetzesrevision wird zu Recht darauf hingewiesen, dass die Aufarbeitung derC-

19-Krise noch nicht abgeschlossen sei. Falls man darunter einen transparenten, öffentlichen Prozess

versteht, hat sie ja noch nicht einmal begonnen. Nun sei die Revision des EpG eben dafür nötig, dass man

damit die Bevölkerung künftig «noch besser» gegen übertragbare Krankheiten schützen könne, da uns

nämlich in der Zukunft «grosse Herausforderungen» drohen würden. Tatsächlich sprechen auch WEF und

WHO bereits von «DiseaseX» (Krankheit X), die angeblich «20 mal tödlicher als C-19» sein soll.

Wie aber soll ein Schutz «noch besser» gemacht werden, wenn die Fehler derC-19-Krise bisher noch nicht

einmal öffentlich geklärt und benannt wurden, die es ja in erster Linie zu vermeiden gälte? Die

Verhältnismässigkeit der damals verhängten Massnahmen wurde bis heute nie kritisch analysiert, da ihre

Wirksamkeit bisher in keiner belastbaren Art belegt werden konnte, auch nicht nachträglich. Eine

Massnahme ohne positive Wirksamkeit und ohne nachgewiesene Unschädlichkeit kann aber per se schon

nicht «verhältnismässig» sein, selbst wenn man sie für noch so «mild» hält.

Das gilt insbesondere dann, wenn Massnahmen in die besonders geschützten Grundrechte eingreifen:

Recht auf persönliche Freiheit, auf physische und psychische Integrität, auf Schutz der Privatsphäre, auf

Versammlungsfreiheit und auf Wirtschaftsfreiheit. Grundrechte sind als unverletzlich in der

Bundesverfassung verbrieft. Damit sollen sie gerade auch dann besonders geschützt werden, wenn

Notlagen eingetreten sind. Wenn sie dann trotzdem für kurze Zeitausser Kraft gesetzt werden, müssen

die Anforderungen an eine Prüfungder Verhältnismässigkeit ganz besonders hoch sein!

4

Ihttps://www.aletheialib.org/doc/739

5
https://swprs.org/fakten-zu-covid-19/
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Genau dafür bräuchte es aber zuerst die offene, transparente Aufarbeitung der während der C-19-Krise

auch ohne explizite gesetzliche Grundlage am Rande der Legalität erlassenen Massnahmen. In vieler

Hinsicht waren diese unverhältnismässig, sinnlos, inkongruent, absurd, spaltend und schädlich für die

Gesundheitund die Wirtschaft. Dies mussim Einzelnen geklärt, geprüft und bewertet werden bevor diese

(unwirksamen) Massnahmen wie Maskenpflichten, Quarantäne-Vorschriften, Contact-Tracing,

Zugangsbeschränkungen usw. in neue Gesetze gegossen werden.

Das gilt im Besonderen auch fürImpfmandate und die Nötigung zu Behandlungen, die weder sicher, nötig

noch wirksam sind.

4.2 Expertenrat und Taskforce

Das revidierte Gesetz fordert einen Expertenrat in Bezug auf Antibiotika und auch die Fortbildungspflicht

von Ärzten,insbesondere bezüglich Antibiotika, soll im Gesetz reglementiert werden. Alles Punkte, die in

einem EpG nichts zu suchen haben.

Die SwissScience Taskforce- war ein nichtgewähltes,am 24.3.2020 sich selbst konstituiertes nicht

repräsentatives Gremium. Diese Wissenschaftler waren eng mit der Pharmaindustrie und der staatlich

finanzierten Forschung verbunden. Intransparent und ohne Protokoll wurde das Covid-Drehbuch

pseudowissenschaftlich verkleidet, damit die Massnahmen für Laien einigermassen plausibel erschienen.

Ihre Rolle bestand in erster Linie darin, bedrohliche Bilder zu zeichnen und die von den Behörden

verordneten Massnahmen zu kritisieren und eine Verschärfung zu fordern (Maskenpflicht im öV;

Schliessung von Restaurants, Bars, Sport- und Freizeitanlagen; drastischen Reduzierung von Kontakten;

Homeoffice-Pflicht; Schliessung vieler Geschäfte; neue Einschränkungen für private Veranstaltungen und

Versammlungen etc. ). Für die geforderten Massnahmen der Taskforce gab es keine wissenschaftlich

belastbaren Erkenntnisse. Die erstellten Szenarien, Analysen und Modellierungen haben sich regelmässig

als falsch erwiesen. Aussagen wurden zu Fakten und diese zu Ängsten und Spannungen in der

Bevölkerung, was einem guten Krisenmanagement völlig widerspricht. Eine Nutzen-Risiko-Analyse von

nicht-pharmazeutischen Massnahmen steht aus und ist dringend geboten, bevor solche Massnahmen im

Epidemiengesetz festgeschrieben werden. Denn ohne Wirksamkeits- oder Kosten-Nutzen-Analysen war

die Taskforce eigentlich nur das wissenschaftliche Feigenblatt für ansonsten völlig willkürliche

Anordnungen.

Ein gutes, professionell organisiertes Krisenmanagement sähe jedenfalls anders aus,und zu einem

solchen hat dieTaskforce mit Sicherheit nichts beigetraten. Ganz sicher darf ein solches Vorgehen jetzt

nicht auch noch in einem Gesetz festgeschrieben werden; es war schon schlimm genug, dass es so einfach

und ohne kritische Nachfragen einmal durchgezogen werden konnte.

4.3 OneHealth undWHO

Wie schon weiter oben gesagt wurde, braucht es für die Gesundheit einen ganzheitlichen Ansatz. So

gesehen ist das Konzept von OneHealth auf den ersten Blick bestechend, indem dort nicht nur der

Mensch, sondern auch gleich noch die Umwelt mit in Betracht gezogen werden soll! Mensch, Tier und

Pflanze ohne Umwelt gibt es nicht. Man kann sich fragen, warum im EpG neu 12 mal die Floskel «und die

Umwelt» angehängt wurde.

Bei näherer Betrachtung stellt sich nämlich heraus, dass es dabei um ganz andere Dingegeht als eine

ganzheitliche Gesundheitsfürsorge. Vielmehr soll es dadurch ermöglicht werden, dass dieWHO nicht nur

im Fall von möglichen Pandemien eine PHEIC ausrufen könnte (also eine Gesundheitskrise von

internationaler Tragweite), sondern auch im Fall von allen möglichen anderen Krisen, die eventuell eine

Auswirkung auf die Gesundheit haben könnten - und welche hätte das nicht? Doch sind das dann im

herkömmlichen Sinn keine Pandemien.

6 https://www.re-check.ch/wordpress/en/science-pandemic-task-force/
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Die Definition dessen, was eine Pandemie überhaupt ist, wurde von der WHO schon während der

sogenannten «Schweinegrippe» derart abgeändert, dass jede saisonale Grippewelle ohne weiteres als

eine solche qualifiziert werden kann. Mit den Erweiterungen des OneHealth-Konzepts wird die

Möglichkeit der Ausrufung von Notständen nochmals erweitert. Im Prinzip kann nun jederzeit ein solcher

Notstand erklärt werden.

Die Ausrufung einer PHEIC kann durch den Generaldirektor der WHOganz allein entschieden werden.

Wenn es nach dem revidierten EpG geht, würde das in der Schweiz ganz automatisch und verbindlich

auch gleich zu einer «besonderen Lage» führen - am Parlament vorbei. Ab diesem Moment gelten dann

gemäss den neuen IGV auch in der Schweiz die Weisungen der WHO, die bislang nur «Empfehlungen»

waren, automatisch als verbindlich. Bisher bestand aber nicht ein Problem der mangelnden

Verbindlichkeit, sondern im Gegenteil: Auch nicht-bindende WHO-Empfehlungen wurden in der C-19-

Krise von einem Grossteil aller Länder, inklusive der Schweiz, ohne weiteres kritisches Hinterfragen

einfach umgesetzt. Dies galt auch für viele ziemlich unsinnige Empfehlungen, wie die schon erwähnten

Maskenpflichten, Quarantänebestimmungen, die Zwangstestungen und das Contact-Tracing, usw. Das

Problem war wie gesagt nicht mangelndeVerbindlichkeit, sondern mangelndes kritisches Hinterfragen

seitens der Länderbehörden.

Die WHO hat in der Covid-Krise eine unrühmliche Rolle gespielt (Widersprechen der eigenen Regeln,

manipulative Zählung von Toten,Veränderungen von Richtlinien zB. PCR-Tests). Als private nicht gewählte

Organisation erhält die WHO 80% ihrer Einnahmen von privaten Spendern, zweckgebunden wohlgemerkt.

Von diesen privaten Spenden sind der grösste Teil (76%) von Dr. Bill Gates und seinen Stiftungen (2,5

Milliarden seit 2000).Von den Investitionen in die Impfindustrie verspricht er sich eine Rendite von 1 : 20

und in primetime TV-Zeit verspricht der Virenexperte, er werde 7Mia Menschen impfen.

Die WHO entwickelt sich seit Jahren mehr und mehr - mit zunehmendem Lobbyismus - zu einem

Pharmakartell.

Der Begriff OneHealth hat nichts mit Gesundheit zu tun, sondern ist ein politischer Begriff, der nicht den

Schutz und die Gesundheit der Bevölkerung im Auge hat, sondern die Interessen von B. Gates und der

Pharmaindustrie. Der OneHealth-Ansatz der WHO und der Vereinten Nationen (UN) hat nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem Ansatz als

«Leitmotiv» für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Der Begriff OneHealth bzw. immer wieder das

Anhängsel «und Umwelt» ist abzulehnen. Artikel 6 Buchstabe b EpG muss ersatzlos gestrichen werden.

Wir wollen keine Machtausweitung der WHO. Und erst recht gibt es keinen Grund in vorauseilendem

Gehorsam die Änderungswünsche derWHO hinsichtlich derIGV schon jetzt durch eine Erweiterung des

EpG in nationales Recht umzusetzen.

Der Lobbyismus hat ein Ausmass angenommen, der unserer Gesundheit schadet.

5 Fazit

Die Revision ist in toto abzulehnen. Diese umfassende, überfrachtete, teure, verwirrendeund

inkongruente Vorlage muss verworfen werden.

Eine unabhängige Auswertung der Covid-Krise hat noch nicht stattgefunden. Nichtsdestotrotz soll

das Corona Notstandsrecht in ordentliches Recht umgewandelt werden. Die negativen und

schädlichen Auswirkungen wurden nicht mitberücksichtigt. Bevor Änderungen am Epidemien-Gesetz

(EpG) vorgenommen werden, ist eine gründliche, kritische und transparente Aufarbeitung der

letzten vier Jahre von Nöten.

Der Revisionsentwurf beinhaltet sehr umfassende Veränderungen in fastjedem Artikel, sodass man

sich fragen muss, warum dies unter Teilrevision läuft . Keine der Änderungen ist bei genauer

Betrachtung akzeptabel.

Die Änderungsvorschläge stehen aufdem Boden eines willkürlichen Dreilagemodells. Esfehlen

präzise Anfangs- und Endpunkte. Es ist ein reines Willkürgesetz. Auf dem Willkürboden sind alle
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folgenden Reglementierungen, seien sie noch so präzis organisiert und formuliert, nur verwirrliche

Willkür.

Die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit werden zwar in der

Präambel explizit genannt, dann aber im weiteren Verlaufin ihr genaues Gegenteil verkehrt. Die

Tendenz zur Zentralisierung macht nicht einmal bei der Schweizerischen Bundesregierung Halt. So

übernimmt eine ausländische private Drittpartei (WHO) bei einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage ohne Bestätigung und Zustimmung des Parlaments die Weisungsbefugnis.

ZurZeit noch als Empfehlung will die WHO bestimmen können, wann ein medizinischer Notfall

vorliegt und was für die Schweiz dann verpflichtend werden soll (neue IGV). Das OneHealth-Konzept

vonUN und WHO ist abzulehnen.

Der Revisionsentwurf ist völlig überfrachtet mit Dingen, die nicht in ein EpG gehören: Heilmittel inkl.

Impfstoffe und antimikrobielle Substanzen gehören ins Heilmittelgesetz und Massnahmen zur

Digitalisierung des Gesundheitswesens gehören ebenfalls nicht ins EpG. So auch Subventionen,

Fortbildungspflicht etc.

Der Revisionsentwurf stellt eine wenig geordnete Sammlung von Forderungen dar, auf dem Boden

der Willkür und häufig inhaltsfremd. Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor

übertragbaren Krankheiten. Dabei orientieren sich die neuen Bestimmungen an Vorgehensweisen,

die sich in derC-19-Krise gerade eben nicht bewährt haben (PCR-Test, mRNA-Injektionen,

Grundrechtseinschränkungen etc.).

Salutogenese, Komplementärmedizin und Fragen der psychischen Gesundheit, sowie das oberste

Grundprinzip: Primum non nocere werden dagegen nicht einmal erwähnt.

Auch werden die Grundprinzipien im Umgang mit einer Krise nicht beachtet: Ruhe bewahren und

deeseskalieren (Angst reduzieren). Das vorliegende Konzept hantiert wie in der überstandenen Krise

mit Angst und Panik.

Die Mär vom symptomlosen Kranken (früher gesund) wird weiter ausgebaut: Überwachung und

Meldung von Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Da tummeln sich

mutmasslich Kranke und mutmasslich Infizierte neben wirklich Kranken und Infizierten.

Der Revisionsentwurf führtzu einer massiven Kostensteigerung nicht nur im Gesundheitswesen.

Kontrolle, Zwang und Überwachung werden ausgebaut. Die Angstherrschaft blüht.

Einführung der Digitalisierung und damit der Eingriff in die Privat- und Intimsphäre gehören nichtins

EpG. Sie verhindern keine Krankheiten.

Auch weiterhin wirkt ein Ausbau von Bussen und Strafreglementierungen auf Unterdrückung von

kritischen Stimmen und Zensur. Ebensowenig hat es Platz für Diskussion und einen alternativen

Diskurs, es gilt nur DIE Wissenschaft.

Die Rechte der Bürger auf körperliche und geistige Unversehrtheit, auf Privatleben, Meinungs- und

Wirtschaftsfreiheitwerden eingeschränkt, die Bürokratie und die Kompetenzen der Exekutive

werden ausgeweitet mit noch mehr Vorrechten auf Bundesebene. Die Souveränität unseres Landes

wird ausgehöhlt.

Zusammenfassend ist die Revision in toto abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüssen
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Vorbemerkung

Diese Vernehmlassungsantwort bezieht sich ausschliesslich auf ökonomische Aspekte, andere Themen

werden nicht beleuchtet.

2 Vernehmlassung zur Teilrevision: ökonomische Aspekte

In der «Übersicht» des «Erläuternden Berichts zurEröffnung des Vernehmlassungsverfahrenszur

Teilrevision des Epidemiengesetzes» wird ausgeführt, dass die Bewältigung derCovid-19-Krise gezeigt

habe, «dass die gesetzlichen Rahmenbedingungenfür den Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren

Krankheiten weiter verbessert werden» müssten,um Bund und Kantone in die Lage zu versetzen,

«Epidemien und andere grosse zukünftige Herausforderungen für die öffentliche Gesundheit besser zu

bewältigen».

Im Umgang mit Covid wurde Einiges gutgemacht, Anderes nicht. Macht man ein neues Gesetz, das

explizit zum Ziel hat, künftige Herausforderungen besser (als bei Covid) zu bewältigen, muss man

erwarten, dass das in den Gesetzesänderungen klar zum Ausdruck kommt.

Aus ökonomischer Sicht, und nur diese wird hier vertreten, müsste man erwarten, dass deshalb

mindestens folgenden Aspekten Rechnung getragen wird:

Massnahmen sollen Evidenz-basiert sein.

Wo Massnahmen nicht Evidenz-basiert sein können, weil man zu wenig weiss, sollen diese einer

explizit formulierten Risikostrategie folgen (z.B. Maximin-Prinzip). Damit soll - beispielsweise -

erreicht werden, dass man im konkreten Fall keine Massnahmen ergreift, deren Schaden man

praktisch nicht abschätzen kann, und dass deswegen das Prinzip der Güterabwägung verletzt

würde.
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Massnahmen sollen auf der Basis einer Kosten-Nutzen-Betrachtung getroffen werden; die

unterstellte Kostendefinition (ökonomische Opportunitätskosten) muss explizit und klar sein.

Das Prinzip der Verhältnismässigkeit von Massnahmen muss explizit vorgegeben werden; es muss

sich sichtbar und spürbar durch das ganze Gesetz erstrecken. Es muss klar sein, wie die

Abwägungen im Prinzip und im Einzelfall vorgenommen werden sollen. Das gilt vor allem dann,

wenn Freiheitsrechte gemäss Bundesverfassung zugunsten direkter Eingriffe zur Disposition

gestellt werden sollen.

Es muss explizit und implizit klar sein, dass Fehlinformationen und Angstkeine Basis sind, die

Bevölkerung zu einem aus der jeweiligen Lage heraus gewünschten Verhalten zu veranlassen.

Es muss eine explizite Fehlerkultur verlangt werden, die ex post zu Anwendung kommen muss. Es

darfnicht sein, dass offensichtliche Fehler nicht als «zu vermeiden» in Handbücher zur künftigen

Krisenhandhabung einfliessen.

Abgesehen vom neuen Art. 2 Abs. 3

«BeiderPlanung und Umsetzung derMassnahmen ist Folgendes zu berücksichtigen:

a. die Grundsätze derSubsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit;

b. dieAuswirkungen aufVolkswirtschaft und Gesellschaft;»

werden diese Anforderungen nicht angesprochen, geschweige denn umgesetzt.

Die geforderten Prinzipien - Evidenz-basiert, Risiko-orientiert, Kosten-Nutzen-Betrachtung,

Verhältnismässigkeit, Fehlerkultur - werden in den Gesetzesformulierungen nicht gelebt. Nirgends im

Gesetz entsteht der Eindruck, als ob diesen Prinzipien Rechnung getragen werden soll. Gewisse Prinzipien

werden im besten Fall (Subsidiarität, Wirksamkeit, Verhältnismässig), so der Eindruck, lieblos und

implikationslos hingeschrieben, damit sie dort stehen. Gelebt wird das nicht.

Es muss daher gefolgert werden, dass die Gesetzesänderungen den gestellten Anforderungen gemäss

«Erläuterndem Bericht zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens zur Teilrevision des

Epidemiengesetzes» IN KEINER WEISE genügen. Die Gesetzesänderungen sind zu stark von der Idee

getragen, dass einer Pandemie mit technischen Massnahmen, ohne die Kollateralschäden zu bewerten,

begegnetwerden kann und dass den ökonomischen und politökonomischen Aspekten - ausser bei

Entschädigungen und Kostenübernahmen - keine Rechnunggetragen werden muss. Eine echte Abwägung

von sich widersprechenden Massnahmen, d.h. die Umsetzungdes Prinzips der Verhältnismässigkeit auf

der Basis expliziter Kosten- und Risikokonzepte, findet NICHT statt.

Aus diesen Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden. Sie soll vollständig

überarbeitet werden, damit den genannten Prinzipien formell und vor allem materiell Rechnung getragen

werden kann.

Ich danke Ihnen für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

CRIN
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Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponseà la consultation

Mesdames et Messieurs

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI)

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons

position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aUx

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la crise Covid. En conséquence,

avant d'entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéderà une analyse

scientifique indépendante de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi

au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition està rejeter.

Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique

de passage à une situation particulière, déclenché par l'OMS, (qui est un organe

supranational dirigé par des personnes non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un

abandon de la souveraineté contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des

décisions politiques.

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la

déclaration des maladies à la surveillance età la déclaration des personnes. Tout individu

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de

« présomption de maladie ».

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive

des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux soins

médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la Confédération

elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des

chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la

vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier central de cet avant-projet).

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage,

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de

leurs compétences en faveur de la Confédération.

Toute référence à « OneHealth », un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aux plans

de I'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des

conjectures sur des risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un

risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué

de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et le vieillissement de la

population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.
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Art. 6:Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS

sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les

modifications majeures suivantes :

Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquementO

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier à (selon

P'OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-

19) » et yremédier.

Relativementà la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMSO se

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé »

(article 3, paragraphe 11), avecl'obligation (et non plus la recommandation ) pour les

États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6)

tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests

obligatoires etc...

L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après0

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS commeO

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.

L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre0

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si

besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on

ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « la

constatation parI'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale ne signifie

pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours

d'évaluer le risque présent dans le pays ». La remarque du rapport explicatif selon laquelle
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les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change

rien. Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique conformément à sa

déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les

amendements du RSI car l'entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Personnes et services soumis à l'obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de

données sensibles

Des éléments de l'article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l'article 33) et

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :

o II représente un passage de l'identification des « personnes malades ou

infectées » à l'identification des « personnes malades, présumées malades,

infectées, présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées »

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement

constatée, à un nouveau système où toute personne està priori « présumée ))

malade ou infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut

de santé qui n'est plus biologique etbasé sur les constatations de la personne

elle-même, d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé

administratif standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la

personne de devoir prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni

infectée. L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire

inapproprié figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne

santé et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé

objectif).

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons

en toutes circonstances :

O Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration

des personnes.

Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecteO

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif

à la loifédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous lesfaits et

événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime
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les données qui ont une forte connotation affective et que la personne concernée

ne souhaite porter à la connaissance que deses proches ». (Traduit de l'allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s'agissant d'une

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cetarticle soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être

maintenu.

Art. 33 et art. 60a :système d'information national « Contact-Tracing ».

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est

effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni

efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a donc

aucun effet positif sur la santé publique. Ilest désormais bien connu que les injections de

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse,

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne

devrait pas obligatoire pour menerune vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la

crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une

bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination

entre les personnes.

3. Autres remarques
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A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être uneO

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement

excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,O

indépendamment de son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent

pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires,O

utiles, efficaces et proportionnées :

- L'immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique

- II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

- II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de

matériel.

-D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

- Ilest possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de

gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de

compétences etde pouvoirs.

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.
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- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente

et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle

précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les0

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le0

document central de l'OMS.

Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alorsO

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques0

et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité

ainsi que les effets négatifs sur la société.

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large deO

santé publique.

Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des maladesO

chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladiesO

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité.

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoirO

surl'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques,

effets secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique aO

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

o Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.
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o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples

exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de I'OMS, elle restreint laO

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins

coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers

le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous

vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Mesdames et Messieurs, nos salutations distinguées.

r
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Prise de position sur la révision partielle de la LEp

1. Fondamentaux et situation initiale

C'est une erreur fondamentale de croire que la LEp a fait ses preuves au cours des quatre der-

nières années. Au contraire, elle a échoué sur toute la ligne, et ce pour les raisons suivantes :

La Suisse n'a de loin pas connu de pandémie, mais une infection respiratoire saisonnièrea.

comme cela a été le cas depuis des décennies. II ne s'agissait pas non plus d'une épidémie,
mais d'un événement endémique. Une surmortalité du peuple suisse n'a été observée que

lorsque l'injection d'ARNm (qui n'est pas un vaccin) a été administrée sans avoir été suffi-

samment testée. Le système de santé n'a jamais atteint les limites de ses capacités. Celui qui

prétend le contraire est soit une victime de la propagande, soit un menteur.

b. Au cours des quatre dernières années, la Suisse ne s'est donc à aucun moment trouvée dans

une situation particulière ou extraordinaire au sens des articles 6 et 7 LEp. La loi n'était par

conséquent absolument pas applicable et les trois pouvoirs de l'Etat ont fait fi du principe de

légalité. Au cours de cette période, ils ont réussi, à détruire les piliers centraux de l'État de

droit, dont la protection est prescrite par les articles 5 à 13 de la Constitution fédérale (Cst.,

RS 101) :

Principe de la répartition de la charge de la preuve

Interdiction de l'arbitraire

Principe de proportionnalité

Principe de légalité

Principe de respect de la bonne foi

Principe de protection de l'intégrité physique, de la protection particulière des

mineurs et du droit à la sphère privée

Ils ont ainsi mené le pays à un état de faillite juridique. En outre, le principe de la séparation

des pouvoirs a été jeté aux orties.

c. La répartition de la charge de la preuve découle de l'article 8 du Code civil, une disposition de

droit privé qui a été élevée au rang constitutionnel grâce à l'article 9 de la Constitution fédéra-
le. En effet, celui qui refuse de prouver ses allégations et qui s'arroge malgré tout le droit

d'édicter des ordonnances, de restreindre les libertés et de criminaliser le peuple, tombe dans

l'arbitraire le plus total. Au cours de ces quatre dernières années, le Conseil fédéral et les tri-

bunaux en particulier ont massivement violé la règle de la charge de la preuve de l'article 8 du

Code civil en renonçant à toute exigence de preuve tant envers 'OFSP qu'envers eux-mé-

mes. Ainsi, l'affirmation d'une situation d'urgence médicale justifiant que le gouvernement

puisse malmener le peuple est restée totalement infondée durant toute cette période.

d. Le seul fait qui a été établi et martelé sans relâche au peuple, c'est que les tests PCR étaient

positifs sans que les cycles d'amplification (valeurs ct) ne soient communiqués. II ne s'agit

cependant pas d'une preuve, ni même d'un début de preuve. Le Tribunal fédéral l'a déjà con-

staté en 2021 (2C_228/2021) :

Considération 5.2 "Cependant, il n'est pas du tout contesté, et d'ailleurs de notoriété publi-

que, qu'un test PCR positif n'est pas un diagnostic de maladie et qu'il est peu probant en soi



(cf. arrêt 2C_941/2020du 8 juillet 2021 consid. 3.3.4, alors prévu pourpublication)

En conséquence, le "nombre de cas" était un mensonge diffusé à grande échelle dans le but

d'effrayer le peuple. Le Tribunal fédéral considère donc, au moins depuis juillet 2021, l'ab-

sence totale de pertinence de ces tests sans valeur et sans diagnostic clinique comme un

truisme. Selon l'article 268 du Code pénal, le fait d'effrayer le peuple est un délit passible

d'une peine pécuniaire ou d'une peine d'emprisonnement de trois ans au maximum.

En tant qu'autorité, le Tribunal fédéral n'aurait pas seulement été tenu d'enquêter sur ce grief

relevant du droit pénal, mais aussi de tirer la seule conséquence qui s'impose de sa propre

assertion, à savoir, de considérer le Conseil fédéral comme partie de la procédure et de le

confronter à l'exigence de s'acquitter sans délai de sa charge de la preuve, faute de quoi il

serait statué contre lui. II aurait ainsi respecté le principe de la séparation des pouvoirs.

e. Les situations d'urgence nationale sont déclarées dans les heures de grandes crises, lorsque

la patrie est en danger existentiel. Si la Suisse a besoin de ses trois pouvoirs suprêmes, c'est

dans de telles périodes. Mais qu'a fait le Parlement au lieu de s'occuper sérieusement de cet-

te soi-disant situation d'urgence ? Il s'est laissé entraîner dans un acte de lâcheté extrême et

a été renvoyé chez lui sans protester. Ce procédé est totalement irrespectueux envers le prin-

cipe de séparation des pouvoirs, aussi bien de la part de l'exécutif que du législatif. Par la

suite, le Parlement n'a à aucun moment assumé de manière crédible sa fonction de contrôle

et de surveillance du gouvernement.

Le pouvoir judiciaire a lui aussi gravement manqué à son obligation de maintien de la sépara-

tion des pouvoirs des autorités. Vous en avez déjà vu un exemple au dernier paragraphe de la

lettre d ci-dessus. Un autre réside dans le refus d'un contrôle concret (accessoire) des nor-

mes selon l'art. 189, al. 4, Cst. Une troisième consiste à accorder à l'exécutif une marge

d'appréciation totalement démesurée dans une situation d'urgence qui n'était ni prouvée ni

existante.

f. Les deux conseillers fédéraux Berset et Cassis ont commis un abus d'autorité devant le pu-

blic de la télévision suisse, se rendant ainsi coupables de l'infraction pénale prévue par l'arti-

cle 312 du Code pénal suisse, passible d'une amende ou d'une peine de prison pouvant aller

jusqu'à cinq ans. Le comité a écrit au CF Berset pour lui faire part de ces soupçons, et bien

que celui-ci ait répondu, il n'a pas contesté l'accusation. II avait affirmé à tort que le "certifi-

cat“ prouvait que son détenteur n'était pas contagieux, bien qu'il ait appris, par sa collabo-

ratrice Virginie Masserey que ce n'était absolument pas le cas. Le conseiller fédéral Cassis

avait admis, avec un culot à couper le souffle, que la méthode de comptage des "morts de

Corona“ était grossièrement erronée, puisque même les personnes décédées dans un acci-

dent de la route et testées positives étaient comptabilisées comme telles. Le fait que les pro-

cédures aient été retardées par la justice en dit plus sur l'état de la séparation des pouvoirs

dans ce pays que sur leur innocence.

g. La plainte pénale déposée par Philipp Kruse a été également retardée. Il l'a déposée il y a

plus d'un an et demi, en collaboration avec son collègue Markus Zollinger au nom de 43 vic-

times de la vaccination menacées et lésées dans leur santé. Elle comportait à l'origine 317

pages d'arguments parfaitement fondés. Ces jours-ci, elle est encore plus largement complé-
tée par des accusations plus récentes, mais ce n'est pas une raison valable pour justifier l'in-

action coupable du ministère public. En effet, la plainte porte sur les graves erreurs commises

par Swissmedic lors de l'autorisation des substances injectables à ARNm et les manque-

ments à ses obligations après ladite autorisation. De même, la dénonciation de manquements

aux obligations a été ignorée. Swissmedic a donc commis soit une négligence grave, soit (se-

lon le comité) un dol éventuel mettant gravement en danger les personnes qui ont suivi ses

recommandations en matière d'injection. II est incompréhensible que l'on n'ait pas exigé l'ar-

rêt immédiat de l'autorisation de mise sur le marché qui en résultait. Ces omissions laissent

planer un lourd soupçon d'homicide volontaire de la part des plus hautes autorités médicales

de Suisse. Un tel retard inconcevable confirme la faillite juridique constatée en Suisse.

Ih. Entre-temps, l'ensemble de la virologie doit craindre pour sa reconnaissance en tant que di-

scipline scientifique. Dans le cadre d'une procédure judiciaire contre la Confédération unique

en Suisse, qui a réuni près de 15 000 plaignants et plaignantes et que nous avons contribué à

organiser, l'un de nos arguments est le suivant :

Absence d'isolat du „SARS-Cov-2“

Jusqu'à présent, il manque une preuve scientifique de l'existence du virus "SARS-Cov-2".



Samuel Eckert et l'équipe de Corona Fakten ont interrogé à ce sujet aussi bien des virologues

et des épidémiologistes critiques que des partisans des mesures appliquées au nom du Co-
4

rona, mais aucun d'entre eux n'a pu citer ne serait-ce qu'une seule publication respectant les

règles du travail scientifique pour la détection du SARS-Cov-2 sous forme d'isolat purifié de

tous ses autres composants.

Citons à titre d'exemple la réponse du professeur Marcel Tanner, ancien responsable du

groupe d'experts en santé publique de la Covid-19 Science Taskforce de la Confédération,

qui a confirmé plusieurs points essentiels dans une interview. (Interview du professeur Tanner

Ihttps://t.me/Corona_Fakten_Video_Backup/33) :

a. Le test du professeur Drosten ne correspond pas aux normes scientifiques nécessaires et

engendré de nombreux faux positifs, ce qui a eu pour effet de générer cette panique dua

Corona. Le professeur Tanner a ensuite expliqué de manière rassurante qu'il fallait laisser le

passé - c'est-à-dire le déclencheur - de côté, car il n'est pas possible de revenir en arrière.

(Min 21:05 à Min 23:00).

b. Le professeur Tanner a également confirmé (à min 53:15) qu'il ne suffisait pas de réaliser

un "alignement" pour détecter un virus pathogène. (Or, c'est précisément ce qui a été fait

exclusivement et uniquement en Chine).

c. Au cours de l'entretien, il a notamment été question de savoir s'il existait entre-temps une

publication basée sur l'isolement du virus du SRAS-CoV-2. Pour clarifier cette question, le

professeur Tanner a renvoyé l'équipe vers le professeur Volker Thiel de I'Institut de virologie et

d'immunologie de l'Université de Berne. La communication par e-mail avec le professeur

Thiel a cependant révélé (voir ci-dessous) qu'aucune preuve d'isolat n'a pu être apportée là-

bas non plus. L'équipe Eckert est en mesure de prouver cette déclaration par son courrier

électronique. On se retrouve donc exactement dans la situation où le professeur Tanner a

avoué avec une honnêteté surprenante lors de l'entretien : "Et si on en arrive à la conclusion

qu'il n'y a vraiment pas d'isolat... Alors nous avons un problème !" (Min 56:14 à Min 56:27)

Contrairement à ce qu'a dit le professeur Tanner, la question centrale du déclencheur, c'est-à-

dire l'existence du virus "SARS-Cov-2" (ainsi que sa qualité d'agent pathogène), ne peut pas

être considérée comme un "passé". En effet, le Conseil fédéral et les autorités fédérales en

ont fait une politique qui a permis une ingérence massive dans les droits du peuple en main-

tenant - voire en renforçant - des mesures. Concernant la législation pour l'avenir, la résoluti-

on de cette question est à la fois prioritaire et primordiale.

La correspondance électronique de l'équipe Eckert avec le professeur Volker Thiel a révélé

que l'Institut de virologie et d'immunologie de l'Université de Berne (IVI) n'a également pas

d'isolat de virus. Ni le professeur Thiel ni aucun de ses collaborateurs n'a pu présenter une
publication personnelle dans laquelle un nouveau virus pathogène aurait pu être mis en évi-

dence selon les procédures scientifiques. II a été confirmé que les virologues ne pratiquent

pas réellement d'isolement et admettent ainsi que l'origine des séquences génétiques extrai-

tes ne peut donc être attribuée. L'IVI a confirmé en outre que seule une "isolation" avait été

tentée au sein d'un mélange d'échantillons de patients et de cultures cellulaires. L'IVI estime

que le fait de prétendre qu'il n'y a pas de virus parce qu'on ne l'a pas purifié est un non-sens,

alors qu'ils ne peuvent même pas présenter un argument valable à ce sujet.

En ce qui concerne les affirmations telles que celles qui figurent dans la correspondance

électronique du professeur Thiel, selon lesquelles il existerait un isolat viral du "SARS-Cov-2",

il s'agissait jusqu'à présent d'une "preuve" obtenue par des méthodes indirectes (inappro-

priées), comme par exemple le test PCR et d'autres tests dans des échantillons non purifiés.

Cela signifie tout simplement que les virologues abusent du terme "isolat" et donnent ainsi auf

citoyen lambda la fausse impression que la procédure de test concerne des particules puri-

fiées qui ont été séparées de tous les autres composants. Or, ce n'est pas le cas.

L'isolement de certaines particules d'un échantillon organique est une procédure standard en

microbiologie depuis de nombreuses décennies et sert à pouvoir examiner plus précisément

les différents composants d'un échantillon. Ainsi, le procédé d'isolement permet par exemple

de décomposer des tissus naturels ("cellules") en leurs parties connues (mitochondries,

noyaux cellulaires, etc.). Le procédé est logique, facile à reproduire et fonctionne, pour simpli-

fier, par centrifugation.

Un autre indice de l'inexistence du virus "SARS-Cov-2" est le fait notable que Samuel Eckert

a offert, par le biais de I'ISOLATE TRUTH FUND, une récompense de 1,5 million d'euros à un



virologue qui présenterait la preuve scientifique de l'existence d'un virus Corona, y compris

les essais de contrôle documentés de toutes les étapes de production des preuves (https://
A

www.samueleckert.net/isolate-truth-fund/). Jusqu'à présent, personne n'a été en mesure

d'empocher le prix.

Absence de spécificité du „SARS-Cov-2“

Le 10 janvier 2020, un groupe de travail dirigé par le professeur Zhang à Shanghai a publie

sur un site Internet accessible aux virologues, une séquence censée représenter le brin de

patrimoine génétique du virus appelé par la suite SARS-CoV-2. Cette séquence a été publiée

le 3 février 2020 dans la revue scientifique Nature ( https://pubmed.ncbi.nlm.nih.gov/

32015508/) et est devenue déterminante pour toutes les recherches ultérieures. II ressort

toutefois de cette publication que l'on a clairement utilisé la totalité de l'ARN obtenu à partin

du lavage pulmonaire d'un patient, sans qu'aucune structure virale ou acide nucléique n'ait

été isolée au préalable. Le professeur Zhang et son groupe de travail n'ont pas pris en comp-

te le fait que le liquide obtenu contient également des microbes de toutes sortes, connus et

inconnus, ainsi que leurs résidus d'ARN. Bien que 95% des microbes observés soient visi-

bles, leurs séquences d'ARN et d'ADN ne sont pas connues, parce qu'ils ne peuvent être cul-

tivés. Comme les cultures cellulaires (par ex. les cellules Vero E6) ne sont jamais exemptes de

microbes et d'innombrables impuretés de toutes sortes, il est impératif d'isoler le virus pré-

sumé et d'en extraire son propre acide nucléique (dans ce cas, I'ARN) sous forme pure.

Le professeur Zhang ne décrit pas les tests de contrôle qui sont une condition préalable en

science pour pouvoir qualifier une affirmation de "scientifique". Ces essais de contrôle, qui

découlent des lois de la pensée, c'est-à-dire de la logique n'ont pas été réalisés jusqu'à pré-

sent, alors qu'ils servent à exclure les sources d'erreur évidentes provenant de courtes

séquences génétiques propres au corps ou de l'un des nombreux microbes connus et surtout

inconnus qui colonisent I'homme. Cela est pourtant indispensable de les faire avant de pro-

céder à de nouveaux bricolages législatifs.

L'alignement de séquences du professeur Zhang est un outil qui permet a un ordinateur de

calculer et d'assembler théoriquement une seule séquence de gènes à partir d'un très grand

nombre de courtes séquences de gènes non reliées entre elles, à l'aide d'algorithmes logi-

ciels élaborés. Cet alignement n'est possible que si l'on utilise un modèle comme plan de

construction. Ce fait à lui seul montre le danger considérable que représente l'assemblage de

ce que l'on connaît (soi-disant) déjà à partir des nombreuses séquences de gènes. Cette mé-
thode n'est pas suffisamment transparente pour pouvoir être considérée comme scientifique.

Le professeur Zhang décrit dans sa publication qu'il n'a pas isolé de virus, ni utilisé de cultu-

res cellulaires, mais qu'il a séquencé de très courts fragments d'ARN à partir du liquide pul-

monaire d'un patient (en les transcrivant préalablement en ADN complémentaire). II aligne

mentalement / par calcul ces très courts fragments sur une séquence génétique donnée d'un

prétendu coronavirus de chauve-souris et trouve ad hoc plus de 10 % de nouvelles séquen-

ces génétiques (il se peut qu'il y en ait beaucoup plus), car le réservoir de brins d'ARN pro-

venant des poumons du patient ne contenait pas toutes les séquences nécessaires pour for-

mer un brin complet du patrimoine génétique d'un coronavirus. Ceci est largement documen-

té dans sa publication.

En conséquence, il est clair qu'aucune séquence génétique virale précise n'a été trouvée,

mais une multitude d'ARN humains et microbiens provenant des poumons d'un être humain,

qui ont ensuite été assemblés arbitrairement et uniquement par la pensée / le calcul pour

former un génome entier qui n'existe pas en réalité. IIl est totalement absurde d'affirmer que

cette méthode de travail arbitraire (alignement de séquences extrêmement courtes sur un gé-

nome entier gigantesque) doit, dans un sens ou dans l'autre, concerner des séquences vira-

les, puisque le modèle d'alignement est un génome (prétendument) viral choisi arbitrairement.

Le raisonnement circulaire qui s'y trouve est évident. Soit les participants sont conscients du

fait que le génome du prétendu virus Corona des chauves-souris n'est qu'une construction

mentale/calculée et qu'il n'a jamais été isolé d'un virus ou trouvé dans son intégralité, soit ils

agissent délibérément de manière non scientifique et font preuve d'une négligence grave d'un

point de vue juridique, si ce fait facilement vérifiable leur a échappé.

Le résultat fictif calculé par l'ordinateur (pour lequel les séquences génétiques manquantes

sont tout simplement inventées) est décrit comme un très long brin de patrimoine génétique,

appelé génome, qui permettrait de prouver ainsi l'existence d'un virus. Cependant, un tel brin

complet n'apparaît jamais dans la réalité (observée) et dans la littérature scientifique dans son



ensemble, bien que les techniques standard les plus simples existent depuis longtemps pour

pouvoir déterminer facilement et directement la longueur et la composition des acides nucléi-1
ques. Au lieu de présenter directement un acide nucleique suffisamment long comme un virus

complet, les soi-disant virus doivent être identifiés indirectement, sur la base de courtes

séquences établies. Ceci est scientifiquement indéfendable et ne peut servir de preuve.

Conclusion

La preuve scientifique obligatoire que le virus "SARS-Cov2" est un agent pathogène n'a été

établie nulle part dans le monde jusqu'à présent. Les postulats dits de Koch ne sont pas re-

spectés. Mème si l'on devait considérer qu'ils ne sont pas applicables aux virus, les tests de

contrôle indispensables pour prouver le pouvoir pathogène de ce que l'on prétend être le vi-

rus "SARS-Cov2" n'ont pas été effectués. Sans preuve d'un agent pathogène et d'une mala-

die contagieuse, la loi sur les épidémies n'est mème pas applicable. Ce constat doit être in-

tégré dans le projet de révision, faute de quoi les erreurs commises se perpétueront.

i. Même si les conditions d'application de la LEp étaient réunies, les mesures prises devraient

être clairement reconnues comme totalement disproportionnées. La proportionnalité se com-

pose des caractéristiques suivantes : celles de la nécessité, de l'objectif et d'un rapport

coûts/bénéfices acceptable. L'absence d'une seule de ces trois caractéristiques constitue

déjà un motif de disproportion, mais dans ce cas, aucune des trois n'est remplie.

Comme il ne s'agissait pas d'une pandémie, mais d'une maladie respiratoire modérée à légè-
re, telle qu'on la connaît dans notre pays avec des variations saisonnières depuis de nom-

breuses décennies (en fait depuis des siècles), aucune mesure n'était nécessaire.

Les mesures prises n'étaient pas non plus efficaces. Les règles de distanciation à l'extérieur

sont et étaient absurdes, à l'intérieur, elles ne servaient qu'à réprimer le peuple. Les clôtures

des parkings, des aires de repos et même des lacs, comme le lac de Canovas à Paspels, que

le soussigné a beaucoup visité, ne servaient qu'à l'objectif propagandiste d'effrayer le peuple

mal informé. Les contraintes concernant le masquage du visage étaient aussi absurdes

qu'anticonstitutionnelles ; l'évaluation de leur efficacité a d'abord été niée, puis approuvée

sans en indiquer la raison ; les perforations des masques sont aussi adaptées à la taille des

agresseurs présumés que le serait une clôture grillagée contre des insectes. Les injections

avec des substances contenant de l'ARNm jamais testées auparavant, donc expérimentales,

ont mis des vies en danger et constituent un délit en matière de protection de la vie et d'inté-

grité corporelle.

Troisièmement, le rapport coûts/bénéfices est lui aussi complètement hors de contrôle. Rien

que les coûts directs pour les pouvoirs publics sont estimés à des montants compris entre

150 et 200 milliards. A cela s'ajoutent les énormes dommages subis par la classe moyenne

privée, le retard dans l'enseignement qui a touché les écoliers, les dommages psychologi-

ques qui ont entraîné une surcharge des services psychiatriques et un taux de suicide accru,

avec les coûts que cela implique. Si l'on additionne les dommages matériels dans les sec-

teurs public et privé, on peut estimer qu'ils s'élèvent à près d'un demi-milliard. Et ce chiffre ne

tient même pas compte des dommages immatériels, comme la perte de confiance sans pré-

cédent du peuple envers les autorités responsables. Tout cela pour arriver au résultat que

l'âge moyen des décès des vrais morts de Corona était d'environ trois ans supérieur à l'es-

pérance de vie générale.

Il n'y avait pas une seule caractéristique de proportionnalité. Une révision de la LEp doit em-

pêcher cela à l'avenir.

j. Dès le premier jour, toute la campagne de pandémie a été accompagnée d'un rouleau com-

presseur de propagande inqualifiable clairement orchestré, jamais vu en Suisse. Cette parti-

cularité l'a rendue totalement invraisemblable. II ne s'agit pas seulement des affirmations fal-

lacieuses et récurrentes de l'OFSP, mais aussi des autocollants de sol déjà préparés dans les

supermarchés, des panneaux lumineux sur les autoroutes, des barrages dans des endroits

sans danger, des obligations de masquer son visage, de l'interdiction des poignées de main

et j'en passe. Les organes de décision ont été triés sur le volet par les adeptes des mesures

Corona, en excluant systématiquement les voix dissidentes de premier plan. Aucune leçon

in'a été tirée des échecs coûteux de la gestion des "pandémies" de grippe aviaire et porcine

("Profiteurs de la peur", documentaire d'Arte de 2009, https://www.youtube.com/watch?

V=BOuLDtONHA0 ). Un gouvernement pondéré aurait agi avec sobriété et retenue au lieu d'at-

tiser inutilement les peurs et de répandre la terreur.



Seul un mensonge a besoin du soutien de la puissance d'état, car la vérité se suffit à elle-

même. Une révision de la LEp doit tenir compte de ce constat élémentaire, car un tel chaos
1

ne doit plus jamais se reproduire.

k. Le rouleau compresseur de la propagande s'est accompagné d'une mise au pas généralisée

et injustifiable des médias mainstream. Payés pour leurs reportages inflexibles, par des fonds

publics et privés comme la fondation Gates et GAVI, ils ont donc succombé à une corruption

cachée. Lorsque le Tribunal fédéral a déclaré le test PCR inutilisable (lettre d ci-dessus), ils

ont tous passé cette information sous silence. Le Conseil fédéral a dû se justifier au niveau

parlementaire pour avoir influencé les résultats des séances en se basant sur une information

préalable illicite et sélective donnée par certains articles de presse. La future LEp doit em-

pêcher de tels agissements.

I. L'OMS est une puissance étrangère au sens de l'article 266 du Code pénal, financée à plus

de 60% par des fonds privés, donc tout sauf indépendante. Elle est donc majoritairement ré-

gie par des intérêts privés. La Suisse ne doit pas se laisser influencer par de telles entités, car

elle doit trouver sa propre manière de gérer les crises sanitaires supposées ou réelles. L'OMS

n'a donc pas sa place dans la LEp et doit en être retirée.

2. Conséquences pour la législation de la LEp

a. Dans le contexte d'une injustice aussi désastreuse, il serait absurde de vouloir toucher à la

LEp. Ce qu'il faut, c'est un examen et une enquête approfondis, indépendants des trois pou-

voirs d'Etat, de cette période sans précédent en Suisse. L'exigence d'indépendance est éga-

lement requise pour les médias mainstream qui ont agi de la même manière pendant toute

cette période. Ce n'est que lorsque cela sera fait que les leçons nécessaires pourront etre

tirées et qu'une légifération aura un sens. Et avant cela, les responsables devront rendre des

comptes. Ce n'est que de cette manière que l'on pourra rétablir la situation constitutionnelle

et donc l'Etat de droit en Suisse.

b. Le comité estime que la Suisse n'a absolument pas besoin d'une loi sur la protection contre

les épidémies. Elle ne fait qu'attiser la soif de pouvoir du gouvernement. Des mesures natio-

nales ne sont pas nécessaires dans ce contexte. De plus, elle ouvre la porte à une volonté

d'influence de puissances étrangères, contraire au droit pénal (chiffre 1, lettre I, ci-dessus).

C'est pourquoi elle doit être entièrement supprimée.

Au cas où une majorité persisterait inutilement et contrairement à la présente recommandati-C.

on, deux modifications fondamentales du concept seraient absolument nécessaires : premiè-

rement, la suppression sans remplacement de la clause OMS de l'art. 6, al. 1, let. b et, deu-

xièmement, l'établissement d'une obligation de preuve inconditionnelle du Conseil fédéral

lorsqu'il veut déclarer des situations particulières ou extraordinaires. II doit également prouver

la proportionnalité des mesures.

Il serait encore plus efficace de stipuler que toute déclaration d'une situation d'urgence ent-

raîne obligatoirement la démission de l'ensemble du Conseil fédéral. Dans ce cas, le reste du

projet de révision deviendrait obsolète de lui-même dans la pratique.

JadhereAvec nos salutations distinguées,

au nom du comité
a'toules les infesmatlow
linitere-derchs

Dr. iur. Heinz Raschein

AfeCopies

Membres du comité

RA Philipp Kruse et Dr. Gerald Brei
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehrVorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelösterMechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer(vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

DasGesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art.6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-PandemievertragCA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtetwären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass dieMitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHOnicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wirdimmer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkungim erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eineKlärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesratsowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehntwird. Wasist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldungvon

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornhereingesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oderinfiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sieweder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflichtfür Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierungvon Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen vielzu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantoneim Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Artund Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist,um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibtkeine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerungist ein Problem, das mit Zwang

(«zuihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist- außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in derNZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle proJahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Siegeht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arztund andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

Aen
V.
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Absender

A-Post Plus oder Einschreiben

Schweizerische Bundeskanzlei
Bundeshaus West

3003 Bern

und/oder

Per E-Mail an:
recht@bk.admin.ch

Datum 17. Feb. 2024

Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beau�ragt,
zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein
Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren � auf Kosten der Bürger (die in
erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tä�gen
Personen und Ins�tu�onen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden � entgegen der Meinung des

Bundesrates � überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist � bevor eine Teilrevision gestartet wird � zuerst
eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die
Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfäl�ge Prüfung
(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht
wünschenswert, dass ein automa�scher, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu
einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität
entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern poli�scher
Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst
mit heute noch unbekannten Mi�eln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht
toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der
Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu
einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und
unwissenscha�liche, administra�ve Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.
Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjek�ve Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objek�ve Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit
Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielha� sei darauf hingewiesen, dass im
erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschni� dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb prak�sch kein keine Ausführungen zu Präven�on und Gesundheitsförderung durch natürliche,
nicht-pharmakologische Mi�el zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben
nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infek�onen zu verhindern und
zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Ans�eg der Gesundheitskosten führen würde.
Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bes�mmungen

Art. 2: Zweck
Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während
der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimp�e Personen keinen Zugang zu medizinischer
Versorgung ha�en. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimp�e Personen auf eine
medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit ha�e dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was imWiderspruch zum
Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite
setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,
womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die
Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und
Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit
Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfäl�g und miteinander verknüp�. Zu erwähnen sind
insbesondere der kon�nuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbe�en (die Anzahl der Be�en pro
Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Dri�el zurückgegangen) sowie die Zunahme und die
Alterung der Bevölkerung. Der Ar�kel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze
Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der
Interna�onalen Gesundheitsvorschri�en IGV), sehen folgende Änderungen vor:

� Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bes�mmungen enthalten, um (Zitat) «die
drama�sche Unfähigkeit der interna�onalen Gemeinscha�, Solidarität und Fairness bei der
Reak�on auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Präven�on einer Pandemie und der Reak�on darauf im Falle ihres
Au�retens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der
mul�lateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Ar�kel 3 Ziffer 11)
übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen
umzusetzen (Ar�kel 3 Ziffer 6).
Der geänderte Ar�kel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines
Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Au�reten einer Gesundheitskrise von interna�onaler
Tragweite (Public Health Emergency of Interna�onal Concern PHEIC), insbesondere einer
Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

�

�

Der neue Ar�kel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise
die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präven�ons- und Gegenmaßnahmen
anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.
Der geänderte Ar�kel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich
umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum
Ausdruck gebracht. Unter Berücksich�gung der Bes�mmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht
nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen No�alls von interna�onaler Tragweite durch die WHO nicht automa�sch bedeutet, dass
in der Schweiz eine besondere Situa�on herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene
Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alterna�v angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.
Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten
Die beiden angesprochenen Ar�kel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen
Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

�

�

Übergang von einem System zurMeldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von
Personen.

Übergang von der Iden�fizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Iden�fizierung von
«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger
ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infek�on medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede
Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese
vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf
den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen
administra�ven Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mi�eln
nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass
dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjek�ver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt
(objek�ver Gesundheitszustand).

� Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen
einschließlich Daten über die In�msphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird
jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, poli�sche oder
Konsumverhaltensweisen? In der Botscha� zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom
23. März 1988 wird die In�msphäre wie folgt definiert:
«Die In�msphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene
Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als In�msphäre gelten
Daten, die eine starke affek�ve Konnota�on haben und die die betroffene Person nur
nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Ar�kel 58 bekrä�igt und bestä�gt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Iden�fizierung von Personen und
nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur In�msphäre. Diese Bes�mmungen gehen viel zu weit
und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschri� und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen
Dieser Ar�kel wir� die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und
medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der
Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Na�onales Informa�onssystem «Contact-Tracing»
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor
allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Ar�kel wird der Iden�fizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer In�msphäre
Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch
verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird
abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise
Ein Zer�fikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine
posi�ven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass
RNAmod-Injek�onen weder vor einer Infek�on noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen
einer medizinischen Anamnese ein nega�ver Covid-Test keine Garan�e dafür ist, dass eine Person nicht
ansteckend ist, ebenso wenig wie ein posi�ver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt
sich also um ein rein administra�ves Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestä�gt damit
den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administra�ver Nachweis der
Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische
An�körper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bes�mmten Test gemessen
wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhau�mmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals
Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden
Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellscha�lichen Leben zu erhalten. Das ist aus der
Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administra�ve Bürokra�e verursacht
und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die
Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

� Sowohl die SARS-CoV2-Infek�on als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der
öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem
Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder
Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,
nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

�
�

die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

die RNAmod-Injek�onen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der
Pandemie;

�
�
�
�
�

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

nur moderne Medikamente sind wirksam;
das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;
das Zer�fikat hat einen posi�ven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;
es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den
Injek�onen.

�
�

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, ummit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang
(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

� Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funk�onsfähig, es fehlt
weder an Be�en, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

�
�
�

Weitere Pandemien sind unmi�elbar zu befürchten.
Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situa�on von einem zentralen Punkt aus zu
beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewäl�gen,
und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellscha� nur posi�ve Auswirkungen haben.
Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

so.

�
�

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielha� sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ
verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

�

�

�

�

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksich�gen,
nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die O�awa-Charta, das zentrale
Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den
therapeu�schen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.
Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben
und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

nega�ven Auswirkungen auf die Gesellscha� betri�.
� Sie stellt die Pandemieproblema�k nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand
der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wich�ge
Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksich�gt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.�
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Sie berücksich�gt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen
sind, während Infek�onskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.
Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den
Gesundheitszustand der Bevölkerung ha�en und immer noch haben (soziale Isola�on,
wirtscha�liche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injek�onen
usw.).

� Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der
öffentlichen Gesundheit kurz-, mi�el- und langfris�g auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-
Effekt).

�

�

�

�

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der
Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen
Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,
verhindert sie die Suche nach alterna�ven, effek�veren und kostengüns�geren Präven�ons- und
Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im
Sinne des 8. Abschni�es der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung
gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschri�

6
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Concerne :

Révision partielle delaloi sur les épidémies ; réponse à la consultation

Mesdames et Messieurs,

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de

I'Intérieur (DFI) de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la

loi du 28 septembre 2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette

opportunité et prenons position sur la révision prévue.

1. Principes de base

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau

fédéral au détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé),

des cantons et des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé.

Contrairement aux affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n'a été tirée de la

crise Covid. En conséquence, avant d'entamer la révision de la LEp, il est

indispensable de procéderà une analyse de la situation, ce qui n'a pas été fait.

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en

donnant ainsi au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir

les lois ordinaires en lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour),

cette proposition est à rejeter. Par ailleurs, il n'estpas souhaitable pour la population

suisse qu'un mécanisme automatique de passage à une situation particulière,

déclenché par l'OMS, (qui est un organe supranational dirigé par des personnes

non-élues) soit applicable. Cela équivaudrait à un abandon de la souveraineté

contraire au droit à l'auto-détermination du peuple suisse.



L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants

des décisions politiques.

L'avant-projet entraine un changement de paradigme, passant de la surveillance et

de la déclaration des maladies à la surveillance età la déclaration des personnes.

Tout individu sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve

de sa bonne santé en répondant à des conditions administratives arbitraires et non

scientifiques. Le statut actuel de « présomption de bonne santé » des individus

passera à un statut de « présomption de maladie D.

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse

massive des coûts de la santé, ce qui n'est pas souhaitable pour la population suisse.

2. Concernant les différentes dispositions

Art. 2 : But

La formulation 'égalité des chances d'accès" est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid,

on relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n'ont pas eu accès aux

soins médicaux, « l'égalité des chances d'accès » n'ayant pas été respectée par la

Confédération elle-même. A cela s'ajoutent les déclarations de certains politiques

demandant le renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De

quelle « égalité des chances d'accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à

des conditions telles que la vaccination ? (Sachant que celle-ci représente le pilier

central de cet avant-projet).

Le faitque la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction

avec le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé).

Elle s'engage, dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins

nécessaires à sa santé, se prononçant ainsi également en faveur du principe de la

souveraineté individuelle pour la santé. La santé doit relever en premier lieu de la

responsabilité de l'individu. Les cantons doivent assumer leurs tâches dans le

domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de leurs compétences en faveur de

da Confédération.

Toute référence à OneHealth', un concept qui peut sembler judicieux dans l'abstrait,

n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, si ce n'est qu'elle engendre une obéissance

aux plans de I'OMS (organe supranational dirigé par des personnes non-élues) et

ouvre la voie à des conjectures sur des risques diffus qui pourraient être

instrumentalisés.



Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. II s'agit d'un fait et non

d'un risque. Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment

mentionner la diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par

habitant a diminué de deux tiers depuis les années 1980) ainsi que l'augmentation et

le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être rejeté.

Art. 6 : Situation particulière / Principes

Concernant les principes relatifs à la "situation particulière", il est impératifde prendre

en compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité

OMS sur la pandémie CA+ et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui

prévoient les modifications majeures suivantes

Le traité de l'OMS sur la pandémie CA+ contient des dispositions0

juridiquement contraignantes (actuellement ce ne sont que

recommandations) pour pallier à (selon I'OMS) « l'évidente incapacité

dramatique de la communauté internationale à faire preuve de solidarité et

d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 (Covid-19)" et y
remédier.

Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS0

se verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que "chef

de file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la

santé“ (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la

recommandation ) pour les Etats de mettre en œuvre les mesures déclarées

appropriées (article 3, paragraphe 6) tels que fermeture des frontières,

confinement, masques, vaccinations et tests obligatoires etc...)

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après

consultation d'un comité d'urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir

d'annoncer seul etsans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC),

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.

Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS0

comme l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et

de lutte pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.



L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises enO

œeuvre immédiatement et que les Etats membres les fassent appliquer (par

la contrainte si besoin) par tous les acteurs non étatiques.

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien auf

renforcement du rôle de I'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de

Y'OMS,on ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion

que "la constatation par I'OMS d'une urgence de santé publique de portée

internationale ne signifie pas automatiquement qu'il existe une situation particulière en

Suisse ; il s'agira toujours d'évaluer le risque présent dans le pays". La remarque du

rapport explicatif selon laquelle les points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués

de manière alternative n'y change rien. Une clarification est nécessaire à cet égard.

En toute logique conformément à sa déclaration ci-dessus, le Conseil fédéral doit

rejeter aussi bien le traité Pandémique que les amendements du RSI car l'entrée de

ceux-ci dans le droit suisse représentent l'abandon de la souveraineté de notre nation

etse révèlent donc contraire à la Constitution.

Art. 12 : Obligation de notification ; Art. 58 : Traitement de données sensibles

Ces deux articles représentent un changement de paradigme marquant que nous

rejetons en toutes circonstances
:

Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de0

déclaration des personnes.

Passage de l'identification des "personnes malades ou infectées" àO

l'identification des "personnes malades, présumées malades, infectées,

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes", que ces

dernières soient réellement malades ou infectées (ou même "présumées"

infectées) ou non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori

considérée en bonne santé, la maladie ou l'infection devant être

médicalement constatée, à un nouveau système où toute personne est à

priori "présumée" malade ou infectée et cela même en l'absence de

symptömes. II s'agit d'un nouveau statut de santé qui n'est plus biologique

et basé sur les constatations de la personne elle-même, d'un médecin OU

d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif standard,

(présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée.

L'expérience COVID ayant démontré qu'un test de laboratoire inapproprié

figurait comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé

et cela alors même que l'individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état

de santé subjectif) ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de

santé objectif)



Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la0

collecte de données 'sur les comportements, y compris les données

relatives à la vie privée". La notion de "'comportements" n'est toutefois pas

précisée : S'agit-il de comportements sexuels, politiques ou de

consommation ? Dans le message relatif à la loi fédérale sur la protection

des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère intime est définie comme

suit : "La sphère intime comprend tous les faits et événements de la vie dont

seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa confiance ont

connaissance". "Sont considérées comme relevant de la sphère intime les

données qui ont une forte connotation affective et que la personne

concernée ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches"

(traduit de l allemand).

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur

l'identification des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la

sphère intime. Ces dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec

véhémence s'agissant d'une atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés

par la Constitution.

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut

intervenir dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce

qui concerne la gestion des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons

en matière de santé doit être maintenu.

Art. 33 etart. 60a : système d'information national Contact-Tracing'

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent

en soi pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement

de la maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des

contacts est effectué.

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à

leur intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur estremplacé par une

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni

efficace, ni efficiente, ni proportionnée. Elle est rejetée.



Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. II n'a

donc aucun effet positif sur la santé publique. II est désormais bien connu que les

injections de ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en

l'absence de symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne

soit pas contagieuse, tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa

contagiosité. II s'agit donc d'un document purement administratif qui n'a aucune

utilité pour la santé publique.

Ce certificat de 'guérison" ressemble plutôt à un 'certificat de bonne santé", confirmant

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12. (présomption de maladie).

Le fait d'indiquerque le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci

n'est pas obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis

la crise du Covid-19. II convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part,

engendre une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne

une discrimination entre les personnes.

3. Autres remarques

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil

fédéral part de certains présupposés erronés :

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées

être une crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité

nettement excessive.

En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres,0

indépendammentde son âge et de son état de santé.

L'issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un

agent pathogène.

Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient0

nécessaires, utiles, efficaces et proportionnées

- L'immunisation se faiten premier lieu par la vaccination ;

Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la

pandémie ;

Les masques ont un effet protecteur dans la population générale

Seuls les médicaments modernes sont efficaces
;



- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique

II n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.

II n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.

Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").

Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni

de matériel.

D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.

L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.

Ilest possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure

de gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer

davantage de compétences et de pouvoirs.

La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.

Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête,

transparente et véridique.

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.

4. Remarques finales

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une

telle précipitation et un tel manque de soin ?

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :

Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte lesO

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).

Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé età la Charte d'Ottawa, le0

document central de I'OMS



Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce,0

alors qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix

stratégiques et s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la

morbidité et la mortalité ainsi que les effets négatifs sur la société

Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus0

large de santé publique.

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des

malades chroniques.

Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies0

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la

mortalité

Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent0

d'avoir sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages

économiques, effets secondaires indésirables des médicaments et des

injections, etc.)

Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a0

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).

Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment0

d'Hippocrate "primum non nocere" (en premier lieu, ne pas nuire)

Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction0

avec la nécessité de considérer chaque cas individuellement.

Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de0

simples exécutants.

En centralisant et imposant l'application des directives de l'OMS, elle restreint0

la recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et

moins coûteux.

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement

envers le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans

l'esprit de la section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et

suivants Cst.), nous vous remettons la présente réponse à la consultation.

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.

Nous vous prions d'agréer, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées.

ua Veuetleuue
Najia FrickLancelot Frick
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damenund Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departementdes Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzesvom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Wenn das heute geltende EpG mit dem VorentwurfTeilrevision EpG, welcher in die Vernehmlassung

gegeben wurde, verglichen wird, fällt auf:

Nahezu jeder Artikel wurde geändert oder ergänzt.

Bei einem Umfang von 87 Artikeln EpG sind das sehr umfassende Änderungen und die Frage

stellt sich, warum es sich nur um eine «Teilrevision» handeln soll.

Die Tragfähigkeit der Änderungen ist enorm.

Beigenauem Hinsehen istim Grunde keine Änderung akzeptabel.

ERGO: EineVernehmlassungsantwort mit Kommentierung eines jeden geänderten Artikels ist mühselig

und auch nicht zwangsläufig zielführend, da es nichtum das Klein-Klein geht, sondernum das grosse

Ganze, das beabsichtigt ist. Aus Sicht der WHO undihrem One-Health-Ansatz ist es - kurz gesagt - die

Dauerimpfung von Mensch und Tier. Und genau das gilt es zu verhindern! Es darf keinen One-Health-

Ansatzim neuen EpG geben!

Was ist stattdessen zu tun? Nehmen wir die nachfolgenden beiden Artikel, die in ihrem Wortlautin der

aktuell geltenden und in der teilrevidierten Fassung gleich lauten sollen, als Ausgangspunkt.

Art. 1Gegenstand

Dieses Gesetz regelt den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten und sieht die dazu nötigen

Massnahmen vor.

Art. 2 Zweck

1 Dieses Gesetz bezweckt, den Ausbruch und dieVerbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhüten und

zu bekämpfen.(..)

1



Das EpG dient dem Schutz derBevölkerung vor übertragbaren Krankheiten. Diese sollen verhütet

und bekämpft werden. Klingt gutgemeint, ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten dieser

übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits

geführt hat. Dies begründet dann die besondere bzw. ausserordentliche Lage, in deren Folge die

im EpG beschriebenen Massnahmen ergriffen werden können.

Im Umkehrschluss bedeutet das: Will man die Anwendung der vorgesehenen, zum Teil

drakonischen und freiheits- und verfassungsmässig zweifelhaften Massnahmen, welche zudem

das Recht auf körperliche Unversehrtheit missachten, verhindern, muss man verhindern, dass

(jemals) eine besondere oder ausserordentliche Lage in der Schweiz ausgerufen wird, welche

dann die Massnahmenlawine in Gang setzt. Hier kann der 1. Hebel angesetztwerden.

Da die Nationalen Programme zur Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfungvon

übertragbaren Krankheiten nach Art. 5 allen voran Impfungen vorsehen und nach Art. 6

Impfungen als obligatorisch erklärt werden können, muss der 2. Hebel bei der Definition der

Impfung ansetzen.

Der «guten Ordnung halber» sollten zudem die Begriffe Epidemie und Pandemie definiert

werden. Schliesslich heisst das Gesetz so.

2 Hebel Nummer 1: Konkretisierung der Lagebegriffe

Die gesetzliche Definition der besonderen Lage in Art. 6 EpG weist bereits in der heutigen Fassung

des EpG eine ganze Anzahl unbestimmter Rechtsbegriffe auf. Die besondere Lage ist in Art. 6

Abs. 1 EpG durch zwei alternative Tatbestandsvarianten definiert (Bst. a und b), diejeweils zwei

kumulative Voraussetzungen enthalten (Bst. a mit drei alternativen Untervarianten in der zweiten

Voraussetzung). Alle Aspekte dieser Tatbestandsdefinition sind juristisch auslegungsbedürftig.

Daran ändert derVorentwurf zur Vernehmlassung nichts. Alle Tatbestände bleiben

auslegungsbedürftig!

Wenn die Kantone Bedarf an Führung und Koordination durch den Bund aufgrund einer in Art.6

Abs. 1 EpG beschriebenen Situation äussern, ist es zudem nicht automatisch notwendig, dass der

Bund die Kompetenz zur Anordnung von Massnahmen gemäss Art. 6 Abs. 2 EpG erhält. Dies wird

neu in Art. 6b präzisiert: «1 Der Bundesrat stellt die besondere Lage fest. 2 Er definiert die Ziele

und Grundsätze der Strategie zur Bekämpfung der Gefährdung sowie die Form der

Zusammenarbeit mit den Kantonen. 3 Erentscheidet über den Einsatz der Krisenorganisation des

Bundes.»

Das Verfahren der Feststellung einer besonderen Lage und des Übergangs zwischen normaler

und besonderer Lage ist rechtlich nicht explizit geregelt. Die konkreten Schritte und Abläufe

zwischen derSituationsbeurteilung und derformellen Deklaration einer besonderen Lage sind

heute unklar, ebenso wie die Form des Einbezugs der politischen Ebene in den Kantonen in die

entsprechenden Entscheidungen.

Auch im Vorentwurf zur Vernehmlassung ist nichts zum Übergang erwähnt. Zur Zusammenarbeit

mit den Kantonen heisst es in Art. 6b: «4 Er (der BR) hört die Kantone unddie zuständigen

parlamentarischen Kommissionen an. » Und in Art. 6c: «Besondere Lage: Anordnung von

Massnahmen 1 Der Bundesrat kann nach Anhörung der Kantone undderzuständigen

parlamentarischen Kommissionen: a. Massnahmen anordnen gegenübereinzelnen Personen (Art.

30-39) oder gegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen (Art. 40); (..)c.

Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, besonders exponierten Personen und

Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, für obligatorisch erklären.»

Juristisch betrachtet ist die besondere Lage im Sinne von Art. 6 EpG in der Grössenordnung von

Monaten zeitlich begrenzt. Aus Gründen der Rechtssicherheit sind Beginn und Ende einer

besonderen Lage förmlich festzustellen. Diese Feststellung ist unmittelbarmit der Anordnung von

Massnahmen durch den Bund nach Zustimmung der Kantone verbunden und losgelöst davon

nicht rechtmässig. Hiervon steht nichts im Gesetz, auch nicht im neuen Entwurf. «Vorübergehend

dauerhaftes» Notrecht muss aber von Beginn an ausgeschlossen werden.
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Ergo: Insbesondere aus juristischer Sicht besteht im Interesse der Gesetzesklarheit Bedarf für

eine Konkretisierung der «besonderen» Gefährdung gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. bEpG auf

Verordnungsebene durch nachweisbare, messbare Kriterien. Die Bestimmung der «schwer-

wiegenden» Auswirkungen auf die Wirtschaft oder auf andere Lebensbereiche sollte, ebenfalls

aus Gründen der Gesetzesklarheit, auf Verordnungsebene durch nachprüfbare, messbare

Kriterien objektiviert werden, unter welchen Bedingungen diese Voraussetzung einer besonderen

Lage erfüllt ist.

Die «ausserordentliche Lage» gemäss Art. 7 ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Hier sollte erst

recht eine Konkretisierung des Begriffs erfolgen.

Kein Kriterium zur Ausrufung einer «besonderen» oder einer «ausserordentlichen Lage» darf die

Feststellung einer solchen durch eine Drittpartei sein, schon gar nicht, wenn sie ausländischer

oder nicht demokratisch legitimierter Natur ist (z.B. die WHO). Ansonsten würde das EpG auf

Willkür fussen.

3 Hebel Nummer2: Die Definition derImpfung

Die COVID-19-Impfung auf mRNA-Basiswar keine Impfung, sondern eine Gentherapie, was in den

Patenten von Moderna nachgeschaut werden kann. Da die mRNA-Technologie die Zukunft aller

bisherigen Impfungen sein soll, ist der Begriff Impfung klar zu definieren. Es kann nicht alles, was den

Menschen injiziert werden soll, Impfung genannt wird. Die Definition sollte dem Medizinrecht/

Patentrecht folgen und nicht für das EpG neu «erfunden» werden bzw. schwammig sein. Zumal rein

rechtlich niemandem eine bestimmte Therapieform aufgezwungen werden kann. Eine Therapie dient zur

Symptombekämpfung, eine Immunisierung dient der Nichterkrankung, Nichtansteckung und

Nichtweitergabe von Krankheitserregern.

4 Hebel Nummer3: Derguten Ordnung halber: die Definition einer Epidemie und einer Pandemie

Nur mit einer klaren und unmissverständlichen Definition der Begriffe «Epidemie» und «Pandemie» kann

die erforderliche Rechtssicherheit gewährleistetwerden.

5 Hebel Nummer4: Verbot der «Gain-of-Function-Forschung»

Will man künftig Pandemien verhindern, so sollte man weltweit die «Gain-of-Function-Forschung» (=

Biowaffenentwicklung) verbieten. Anfangen könnte man gleich einmal in der Schweiz!

6 Fazit

Ja, die sog. Corona-Pandemie hat bestehende Grenzen des EpG aufgezeigt; insofern sind

Anpassungen durchaus sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf dieVerhinderung von Pandemien

und das Lostreten einer Massnahmenlawine /Aktionismuslawine.

Aber: Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung dieser sog. Pandemie zieht der Bundesrat die

falschen Schlüsse und leitet daraus Änderungsvorschläge des EpG ab, die in einem Staat, in aem

Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als zentrale Werte angesehen werden, inakzeptabel

sind. Alle Änderungen im Vorentwurf sind pauschal abzulehnen, da die Frage, ob es sich bei der

Corona-Pandemie, aus der man ja lernen sollte, überhauptum einePandemie und damit eine

besondere Lage gehandelt hat und woher das Virus (wenn überhaupt. dann aus dem Labor) kam.

in der Begründung für die Teilrevision überhaupt nicht erwähnt und damit auch nicht geklärt

wird.
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Schon gar nicht darf eine Drittpartei (z.B. die WHO) über eine besondere oder ausserordentliche

Lage in derSchweiz entscheiden und niemals ohne die Einwilligung derSchweiz, denn dann

unterläge das EpG per se fremder Willkür.

Da in der Revisionsbegründung nachweislich falsche Schlüsse aus dersog. Corona-Pandemie

gezogen werden, wird die Rolle, die die WHO hiergespielt hat, auch nicht thematisiert. Hieraus

könnte aber abgeleitet werden, dass es keinen einzigen Grund gibt, derWHO eine

Machtausweitung zuzugestehen. Ganzim Gegenteil: Eher deren Abschaffung!

Und erst recht gibt es keinen objektiven Grund,im vorauseilenden Gehorsam die Änderungs-

wünsche der WHO hinsichtlich der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) schon jetzt

durch eine Erweiterung des Epidemiengesetzes in nationales Recht umzusetzen.

Auch hat der One-Health-Ansatz derWHO und derVereinten Nationen (UN) nichts im

Epidemiengesetz oder anderen Schweizer Gesetzen zu suchen. Wann hat der Souverän diesem

Ansatz als Leitmotiv für alle seine Lebenslagen zugestimmt? Nach der Bundesverfassung sind

Mensch und Tier NICHT gleichgestellt (Art. 8 BV) und es heisst auch nicht, dass jedes Tier (oder

jede Pflanze) ein Recht auf Leben hat (Art. 10 BV). Wäre dem so, könnten für die Menschen

vernichtende Urteile gefällt werden (z.B. dass wir zu viele Menschen auf diesem Planeten sind).

Es istzwingend zu definieren, was unter «Impfung» zu verstehen ist, weil die COVID-19-Impfung

eine Gentherapie und keine Impfung im herkömmlichen Sinne(und auch nichtim Sinne des

Patentrechts) war, nämlich ein Mittel zur direkten Immunisierung, d.h. Nichtansteckung und

Nichtweitergabe eines Krankheitserregers.

Die sog. Gain-of-Function-Forschung muss weltweit verboten werden, will man die konti-

nuierliche Erzeugung von Laborviren und deren versehentliches oder absichtliches (vorsätzliches)

Entweichen in Zukunft verhindern.

7 Schlussbemerkung

Um zu verhindern, dass die Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (geplante

Abstimmung im Mai 2024), die unreflektiert in das EpG übernommen werden sollen, je zur Anwendung

kommen und eine erneute COVID-Pandemie-Inszenierung mit den bekannten Massnahmen wiederholt

wird, sind in derTeilrevision des EpG folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Um die unbestimmten Rechtsbegriffe zu konkretisieren, ist sicherzustellen, dass es NIE zur

Ausrufung einer besonderen oder ausserordentlichen Lage kommt und schon gar nicht durch

eine (ausländische) Drittpartei ohne Bestätigung / Zustimmung der Schweizer Regierung. Der

Gesetztstext muss entsprechend angepasst werden.

2. Sollte trotzdem noch einmal eine besondere oder ausserordentliche Lage ausgerufen werden,

dann muss sichergestellt werden, dass niemand irgendeine bislang unbekannte und / oder

ungeprüfte Substanz zwangsverabreicht bekommt (d.h. Impfzwang oder ähnliches), die eine

bedingte (= Notfall-) Zulassungbekommen hat. In diesem Zusammenhang ist zudem der Begriff

der Impfung genau zu definieren, denn es kann erst recht niemand zu einer Therapie (die mRNA-

Impfung ist eine Gentherapie) gezwungen werden. Eine Therapie bekämpftSymptome, nicht den

erstmaligen Ausbruch einer Erkrankung. Zudem ist zu verhindern, dass die Pharmalieferanten

ihre Produkte umdeklarieren, also eine bewusste Täuschung der Öffentlichkeitvornehmen.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der

Bundesrat die Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet.

Allein diese Tatsache widerspricht einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten

basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund, um die vorgeschlagenen

Änderungen zurückzuweisen.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die

Anhörungen von Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen

erwähnt, am Ende also wirkungslos und damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich

kann der Bundesrat allein bestimmen. So wie auch Tedros Adhanom Ghebreyesus, der

aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen konnte. In

Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar

Notverordnungskompetenzen verleihen. Er würde praktisch zum Alleinherrscher. Von den

Grundsätzen der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ist in diesem Kontext keine Rede

mehr: Der Bundesrat ist in einem solchen Moment niemandem Rechenschaft schuldig; er

kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche Grundsätze

behaftet zu werden.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat

daher keine positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere

allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer

Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen Anamnese ein negativer

Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso wenig

war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um

ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit

hat, gleichzeitig aber zu bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen

kann.



Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch

einmal angesprochen werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im

Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach nicht Kranken, sondern vielmehr in

erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an ihre Prüfung

entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder

ausserordentlichen Lage untergräbt die Patientensicherheit. Ohne dass eine

lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen werden, welche

ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen

als Ganzes abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer

Manöverkritik transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der

Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG vorgenommen werden. Wir danken für

die Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüssen

K
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren- auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurfführt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oderansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.
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Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit
Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine
Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaftsei darauf hingewiesen, dassim
erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal proSeite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,
nicht-pharmakologische Mittel zufinden sind, lässt derVorentwurf unbeantwortet. Letztere haben
nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und
zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des
Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.
Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicherZugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriffwährend
der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer
Versorgung hatten. Im Gegenteilgab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine
medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheithatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im
EpG nicht wiederholt werden.

Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum
Subsidiaritätsprinzip(Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite
setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,
womiter sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die
Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre
Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept,das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen
wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und
Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit
Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,
nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind
insbesondere der kontinuierliche Rückgang derAnzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro
Einwohner ist seit den 1980er Jahren umzwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die
Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze
Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zufassen: Die WHO-Dokumente, die
derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der
Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um(Zitat) «die
dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der
Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres
Auftretenswürde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der
multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3Ziffer 11)
übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen
umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines
Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines
Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise
die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen
anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich
umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt
werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHOwiederholt offenzum
Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht
nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines
gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, das
in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immerdarum gehen, das im Land vorhandene
Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6
auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.
Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unterallen
Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von
Personen.

Übergang von derIdentifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von
«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger
ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob siekrank oderinfiziert («mutmaßlich») sind
oder nicht. Dies führt von einem System, indem eine Person von vornherein gesund ist und die
Krankheit oder Infektion medizinisch festgestelltwird, zu einem neuen System,in demjede
Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese
vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf
den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen
administrativen Standard-Gesundheitsstatus, beidem die Person mit nicht definierten Mitteln
nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass
dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder
infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt
(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen
einschließlich Daten über dieIntimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen»wird
jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder
Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom
23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen undEreignisse des Lebens, von denen nur die betroffene
Person oder Personen, dieihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten
Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur
nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrangeingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikatan sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument aufAntrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei derLektüre desVorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

4



Die von den Behörden während derCovid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

O die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

0 die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

0 nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

O das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem,das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das SchweizerGesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurfscheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle proJahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die dieMaßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahmeim Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat(Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes ausdem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden),

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlungvor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuellzu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

Bruno Ffischknecht
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG,SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird- zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln,indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dieswürde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurfmacht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiertin erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie dieImpfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurfführt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jederMensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und
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unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jeder

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» istzu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in derVerfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Aufder anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip derindividuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980erJahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiterzu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierungin der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkungder Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendetwerden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinischeAnamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassungvon Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23.März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesratin die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrangeingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Testgemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument aufAntrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseitszu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissenVorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen derWahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbiditätund Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.
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Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

O die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

0 die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

0 das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

O das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;

0 es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, wedervon den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

DasSchweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

DieWHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich,ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurfscheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezugauf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesonderewas die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahmeim Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat(Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und dieVerpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

Margrit Frischknecht-Fischer

Mitisha
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  OfÏce Fédérale de la Santé Publique  
  Schwarzenburgstrasse 157  
  3003 Berne  
  
    Par e-mail à :  
  revEpG@bag.admin.ch  /  gever@bag.admin.ch   
  
  

Vercorin, le 19 mars 2024  
   
Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation  

Mesdames et Messieurs  

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI) 
de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre 
2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons 
position sur la révision prévue.  

1. Principes de base  

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.  

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au 
détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et 
des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux 
afÏrmations du Conseil fédéral, aucune leçon n’a été tirée de la crise Covid. En conséquence, 
avant d’entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse 
scientifique indépendante de la situation, ce qui n’a pas été fait.  

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi 
au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en 
lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter. 
Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique 
de passage à une situation particulière, déclenché par l’OMS, (qui est un organe 
supranational dirigé par des personnes non-élues et majoritairement financé par des sources 
privées, notamment Bill Gates et sa fondation) soit applicable. Cela équivaudrait à un 
abandon de la souveraineté contraire au droit à l’auto-détermination du peuple suisse.  
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des 
décisions politiques.   

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la 
déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu 
sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé 
en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut 
actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « 
présomption de maladie ».   

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive 
des coûts de la santé, ce qui n’est pas souhaitable pour la population suisse.  

2. Concernant les différentes dispositions Art. 2 : But  

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on 
relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n’ont pas eu accès aux soins 
médicaux, « l’égalité des chances d’accès » n’ayant pas été respectée par la Confédération 
elle-même. A cela s’ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le 
renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des 
chances d’accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujetÝe à des conditions telles que la 
vaccination qui ne protège ni les personnes qui s’y soumettent ni leur entourage? Ce d’autant 
plus qu’on ne sait strictement rien sur les conséquences à long termes des vaccins mRNA 
(Sachant que ces vaccins représentent le pilier central de cet avant-projet).  

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec le 
principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage, dans 
l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se 
prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la 
santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons 
doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de 
leurs compétences en faveur de la Confédération.  

Toute référence à « OneHealth », un concept abstrait, n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, 
si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aveugle aux plans de l’OMS (organe 
supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des conjectures sur des 
risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.  

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique  

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un risque. 
Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la 
diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué 
de deux tiers depuis les années 1980) pour des raisons « économiques » ainsi que 
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l'augmentation et le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être 
rejeté.  

Art. 6 : Situation particulière / Principes  

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en 
compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS 
sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les 
modifications majeures suivantes :  

o Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement 
contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier (selon 
l’OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire 
preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 
(Covid19) » et y remédier.  

  

o Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se 
verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de 
file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé » 
(article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour les 
États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, paragraphe 6) 
tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations et tests 
obligatoires etc… En clair, ce seront Bill Gates et compagnie qui dicteront à l’OMS 
quelles mesures imposer et quels « vaccins » utiliser. 

  
o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après 

consultation d'un comité d’urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir 
d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou 
actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC), 
notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.  

  
o Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS comme 

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte 
pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.  

  
o L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre 

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si 
besoin) par tous les acteurs non étatiques.  
  

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au 
renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on 
ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « la 
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constatation par l'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale » signifie 
automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours 
d'évaluer le risque présent dans le pays. La remarque du rapport explicatif selon laquelle les 
points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien. 
Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique, conformément à sa déclaration 
ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les 
amendements du RSI car l’entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l’abandon de la 
souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.  

Art. 12 : Personnes et services soumis à l’obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de 
données sensibles  

Des éléments de l’article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l’article 33) et 
devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :  

o Il représente un passage de l'identification des « personnes malades ou infectées 
» à l'identification des « personnes malades, présumées malades, infectées, 
présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces dernières 
soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées » infectées) ou 
non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori considérée en 
bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement constatée, à un 
nouveau système où toute personne est à priori « présumée » malade ou 
infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut de santé 
qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même, 
d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif 
standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir 
prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. 
L’expérience COVID ayant démontré qu’un test de laboratoire inapproprié figurait 
comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé et cela alors 
même que l’individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état de santé subjectif) 
ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé objectif).  

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons 
en toutes circonstances :  

o Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration 
des personnes.  

o Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte 
de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie 
privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de 
comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif 
à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère 
intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et 
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événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa 
confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime  

les données qui ont une forte connotation affective et que la personne concernée 
ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l’allemand).  

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification 
des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces 
dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s’agissant d’une 
atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.  

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.  

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir 
dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion 
des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être 
maintenu.  

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing ».  

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi 
pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la 
maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est 
effectué.  

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur 
intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une 
obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efÏcace, ni 
efÏciente, ni proportionnée. Elle doit être rejetée car foncièrement anti-démocratique et 
digne d’un état policier et totalitaire.  

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison  

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a donc 
aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les injections de 
ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de 
symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse, 
tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un 
document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.  

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant 
ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).  

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne 
devrait pas être obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis la 
crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre une 
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bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une discrimination 
entre les personnes.  

3. Autres remarques  

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral 
part de certains présupposés totalement erronés :   

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une 
crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement 
excessive.  

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, 
indépendamment de son âge et de son état de santé.   

    L’issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent 
pathogène.  

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, 
utiles, efÏcaces et proportionnées :  

- L’immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;  

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la 
pandémie ;  

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;  

- Seuls les médicaments modernes sont efÏcaces ;  

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;  

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;  

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.  

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.  

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un 
problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").  

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement 
opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de 
matériel.  

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.  
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- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.  

- Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un 
point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de 
gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de 
compétences et de pouvoirs.  

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.  

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente 
et véridique.  

  

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de 
nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.  

 Remarques finales  

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle 
précipitation et un tel manque de soin ?  

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :  

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les 
médecines complémentaires (art. 118a Cst.).  

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le 
document central de l'OMS.  

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors 
qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.  

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et 
s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité 
ainsi que les effets négatifs sur la société.  

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de 
santé publique.  

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades 
chroniques.  

o Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies 
chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la 
mortalité.  

o Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir 
sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, 
effets secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)  
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o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a 
également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).  

o Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment 
d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).  

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec 
la nécessité de considérer chaque cas individuellement.  

o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples 
exécutants.  

o En centralisant et imposant l’application des directives de l'OMS, elle restreint la 
recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efÏcaces et moins 
coûteux.  

  

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers le 
peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la 
section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous 
vous remettons la présente réponse à la consultation.  

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.  

Nous vous prions d'agréer, Mesdames et Messieurs, nos salutations distinguées.  

  
 

Rita Frischkopf Delissy    Eric Delissy 

(par courriel)      (par courriel) 
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Ohne eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Corona Pandemie durchzuführen, hat der Bundesrat die

Vernehmlassung für eine weitreichende Überarbeitung des EpG gestartet. Allein diese Tatsache widerspricht

einem geordneten und auf wissenschaftlichen Fakten basierenden Vorgehen und wäre ein gewichtiger Grund,

um die vorgeschlagenen Änderungen zurückzuweisen.

Prämisse

Bei der Lektüre des Vorentwurfs und des erläuternden Berichts tauchen mehrere Annahmen auf, die als

"selbstverständlich" dargelegt werden. Annahmen sind dieimpliziten Prinzipien, die der Position des

Bundesrates zugrunde liegen und die weder dokumentiert sind, noch in Frage gestellt werden.

Dominierende Themen

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisendeSprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, dieim Durchschnitt dreimal pro

Seite erwähnt wird.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht

geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhielten. Im Gegenteil gab es sogar

Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber

hinaus wird die medizinische Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb im

EpG nicht parallel geregelt werden.

Fehlende Berücksichtigung der Komplementärmedizin

Es wird mehrfach aufImpfungen hingewiesen, jedoch fehlen Massnahmen der Komplementärmedizin komplett

(Art. 118a BV).



Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei

um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu

erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der

Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheitist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wirdzu wenig Rechnung getragen.

Esist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete Massnahmen im Kontextihres

wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit überprüfen würde.

Evidenzbasierte Entscheidungen (Art. 40b)

Massnahmen gegenüber der Bevölkerung bedürfen einer wissenschaftlichen Evidenz und müssen von einer

unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies Anforderung fehlt in der vorliegenden

Gesetzesvorlage.

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung und

Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der besonderen Lage nicht durch einen

spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme

anzuordnen, und dauert (wie bspw.im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach

Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der

Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage künftig feststellen und

aufheben. Esist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur

gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Auch die Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit finden neu Eingang ins Gesetz, was natürlich zu

begrüssen ist. Wären gerade sie in der Corona-Pandemie tatsächlich berücksichtigt worden, hätte massiver

Schaden für die allgemeine psychische und physische Gesundheit sowie für die Volkswirtschaft vermieden

werden können. Soll sich das in Zukunft also ändern? Natürlich reicht es dafür nicht, so etwasin einen

Zweckartikel zu schreiben, während dann im gesamten Rest des Textes davon nie mehr die Rede ist. Es bedarf

einer entsprechenden, konkreten Ausformulierung, wie die beiden Grundsätze umgesetzt werden sollen.

Grundsätze der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit

Dem Bundesrat sollen durch die Revision mehr Kompetenzen eingeräumt werden. Die Anhörungen von

Kantonen und Kommissionen sind nur durch Kann-Bestimmungen erwähnt, am Ende also wirkungslos und

damit möglicherweise Makulatur. Letztendlich kann der Bundesrat alleine bestimmen. So wie auch Tedros

Adhanom Ghebreyesus, der aktuelle WHO-Vorsitzende, im Alleingang eine Affenpockenpandemie ausrufen

konnte. In Zukunft soll eine solche Ausrufung dem Bundesrat unmittelbar Notverordnungskompetenzen

verleihen. Erwürde praktisch zum Alleinherrscher. Von den Grundsätzen der Wirksamkeit und

Verhältnismässigkeit istin diesem Kontext keine Rede mehr: Der Bundesratist in einem solchen Moment

niemandem Rechenschaft schuldig; er kann nach Belieben so oder anders entscheiden, ohne auf irgendwelche

Grundsätze behaftet zu werden.



Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hat Bundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V.Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekannt gegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und diezu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnetwerden.

Contact Tracing (Art. 60a)

Das angedachte Contact Tracing auf Bundesebeneist ein bürokratischer «Alptraum». Eswerden ohne

medizinischen Nutzen Personendaten gesammelt. Ein potenzieller Missbrauch der Daten kann nicht

ausgeschlossen werden. Ein Aufruf des Bundesrats und die entsprechende Toleranz der Arbeitgeber, dass man

zu Hause bleiben soll, wenn man sich krank fühlt, würde genügen und wäre eine deutlich weniger invasive

Massnahme zur Erreichung des gleichen Ziels: einer raschen Genesung.

Abwägung Nutzen gegenüber Schäden (Art. 40)

Dass Massnahmen gegenüber der Bevölkerung auch negative Auswirkungen haben können, ist unbestritten.

Diese Tatsache wird im vorliegenden Gesetzesvorschlag nicht genügend berücksichtigt. Bei der Anordnung von

Massnahmen, muss der Nutzen gegen die potenziellen Schäden sorgfältig abgewogen werden.

Diagnostik

Mehrfach wird auf den diagnostischen Nachweis hingewiesen. Obwohl nicht explizit erwähnt, werden damit

vermutlich PCR-Tests gemeint sein. Hier gilt es festzuhalten, dass diese Tests lediglich den Nachweis von Virus

Fragmenten erbringen, jedoch keine Infektion nachweisen können. Ohne Angabe des Ct-Wertes haben die

Testergebnisse nur eine geringe medizinische Bedeutung und es können keine qualitativen Aussagen über die

Zuverlässigkeit der Testergebnisse gemacht werden. Der Einbezug von Diagnostik Methoden für politische

Entscheidungen ist daher problematisch.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven

Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen

weder vor einer Infektion noch voreiner Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen

Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso

wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann.

Nationales Informationssystem "Contact-Tracing" (Art. 33 und Art. 60a)

Es ist nicht erwiesen, dass die Rückverfolgung von Kontakten für das Management einer Pandemie per se

relevant ist, da die jeweiligen Entwicklungen nicht nur stark von der Krankheit abhängen, sondern vor allem

von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung durchgeführt wird. Wenn beispielsweise geimpfte Personen von

Tests und Quarantäne befreit werden, obwohl die Injektion nicht vor einer Übertragung schützt, zeigt dies, wie



willkürlich eine Behörde diese Rückverfolgung durchführen kann. Damit werden der Missachtung der

Grundsätze von Chancengleichheit, Nichtdiskriminierungund Verhältnismässigkeit Tür und Tor geöffnet. Auch

in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre durch den Bund

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, was die polizeiliche und damit klarinvasive Seite der vorgeschlagenen Massnahmen noch

deutlicher betont.

Maskenpflicht (Art. 40a)

DasTragen einer Gesichtsmaske wurde nie aufihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis eine allfällige

Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert sein.

Maskentragpflicht im öffentlichen Verkehr (Art. 40a)

Gemäss dem erläuternden Bericht ist eine Massnahme gegenüber der Bevölkerung das Tragen einer Maske im

öffentlichen Verkehr. Diese Intervention wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft. Eine entsprechende

gesetzliche Verankerung entbehrt deshalb jeglicher wissenschaftlichen Evidenz.

Intimsphäre

Es sollen nicht nur Informationen zur Identifizierungvon kranken, mutmasslich kranken, infizierten,

mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen aufgenommen werden, sondern

auch Daten aus der Intimsphäre (Art. 12 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs). Zu deren Meldung könnten Ärzte, Spitäler

und andere öffentliche oder private Gesundheitseinrichtungen neu verpflichtet werden (Art. 12 Abs. 1 in initio

des Entwurfs). Mit Wahrung der Intimsphäre der betroffenen Person hat das nichts zu tun. Das Wort

«mutmasslich» begründet eine Carte Blanche und hat das Potential, willkürliche Handlungen gesetzlich zu

schützen.

Keine Impfungen

Auch dasThema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sieihrer Natur nach

nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabt werden.

Unwirksame Massnahmen

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfachtgesagt werden, dass erwiesenermassen weder Lockdown,

Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der Pandemie waren. Dass solche

Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen signifikanten Nutzen haben, hat die WHO bereits 2019 und

nun ja auch der amerikanische Immunologe Antony Fauci vor dem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine

WHO-Studie zu Grippepandemien kam bereits 2019zum Ergebnis, dass«Kontaktverfolgung unter keinen

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd, v.a. bei Kindern.

Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwangangeordnet werden.

Unwirksame Massnahmen

Internationale Studien belegen, dass das Tragen von Masken keinen Einfluss auf die Infektionsrate hatte. Das

war allerdings bereits ausfrüheren Studien bekannt. Selbst FFP2-Masken hatten keinen Einfluss aufdas

Infektionsgeschehen. Die langfristige oder unsachgemässe Verwendung von Masken kann allerdings zu

Schäden führen. Die Wirksamkeit einer Massnahmemüsste demnach also vordem Beschluss derselben

erwiesen und zudem unwidersprochen sein.



Aufklärung über potenzielle Nebenwirkungen

Obwohl Impfungen mehrfach erwähnt werden, bleibt die Aufklärung über mögliche Risiken unerwähnt

(Informed Consent).

Verpflichtung zur Durchführung von Impfungen (Art. 6c Abs. 1 Ziff. b)

Personal sowie Institutionen des Gesundheitswesens können zur Durchführung vonImpfungen gezwungen

werden. Eine solche weitreichenden Eingriff des Staates in die Berufsausübung, gilt es abzulehnen.

Fehlerkultur

Ein Hinweis aufeine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist,um

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe

Wirksamkeit aufweisen.

Impfmonitoring (Art. 24)

Wie die Corona Pandemie gezeigt hat, spielt die Impfquote keine Rolle bei der Übertragung eines viralen

Pathogens. Auch die These der Herdenimmunität hat sich als falsch erwiesen. Ein Impfmonitoring hatte

mindestens in der Corona-Pandemie keinen medizinischen Nutzen und ist daher abzulehnen.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristeteZulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen Lage untergräbt

die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt, sollten nur Arzneimittel zugelassen

werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft wurden. Zudem muss esjedem Bürger selbst

überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel konsumieren will.

Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch den

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen

Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als Ganzes

abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer Manöverkritik transparent und

unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG

vorgenommen werden.

Ich danke für die Kenntnisnahme.

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick aufdie Corona Pandemie als

unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnet werden. Trotzdem bedanken ich mich für die Möglichkeit einer

Stellungnahme und hoffen auf die Berücksichtigung unsere Einwände.



Die vorliegende Revision des EpG ist als Ganzes abzulehnen. Störend ist insbesondere, dass

Präventionsmassnahmen komplett fehlen. Gesunde Ernährungund Bewegung haben einen positiven Effekt auf

das Immunsystem. Dies sollte entsprechend berücksichtig werden.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona Pandemie. Diese hat

eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen und einen negativen Effekt auf die

Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand müsste berücksichtigwerden, bleibt jedoch bei der Revision

des EpG komplett unbeachtet.

Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eineZurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Aus den oben ausgeführten Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden und lehne

sie ab.

Mit/freundlichen Grüssen

Peter Frommenwiler
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Bern, 22. Februar 2024 
 
 
Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI 
beauftragt, zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein 
Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision 
Stellung zu nehmen. 
 
1 Grundsätzliches 
 
Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen. 
 
Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren – auf Kosten der Bürger (die in 
erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen 
tätigen Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden – entgegen der 
Meinung des Bundesrates – überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist – bevor eine Teilrevision 
gestartet wird – zuerst eine Aufarbeitung von Nöten. 
 
Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung 
die Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige 
Prüfung (siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren 
nicht wünschenswert, dass ein automatischer, von der WHO ausgelöster Mechanismus für den 
Übergang zu einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe 
von Souveränität entsprechen. 
 
Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern 
politischer Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die 
Impfung - selbst mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte 
Krankheit. Das kann nicht toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen 
Gesundheit und der Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht. 
 
Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von 
Krankheiten hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder 
Mensch a priori zu einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), 
die durch willkürliche und unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. 
seine Gesundheit) beweisen muss. Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des 
Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht 
gelassen. Das hat nichts mehr mit Gesundheitsförderung zu tun. 
 
Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine 
Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, 
dass im erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird. 



Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch 
natürliche, nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. 
Letztere haben nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, 
Infektionen zu verhindern und zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten. 
 
Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des 
Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen 
würde. Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung. 
 
2 Zu einzelnen Bestimmungen 
 
Art. 2: Zweck 
Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff 
während der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu 
medizinischer Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte 
Personen auf eine medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies 
nichts zu tun. 
 
Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im 
EpG nicht wiederholt werden. 
 
Auf der einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch 
zum Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen 
Seite setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege 
erhält, womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit 
ausspricht. Die Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter 
sollen die Kantone ihre Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht 
auf den Bund übertragen. 
 
Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt 
keinen wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert 
und Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten. 
 
Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit 
Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine 
Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen 
sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der 
Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme 
und die Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen. 
 
Art. 6: Besondere Lage / Grundsätze 
Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die 
derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der 
Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor: 
• Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die 
dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der Reaktion 
auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben. 
 
• Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres 
Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der 
multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11) übertragen, 
wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen umzusetzen (Artikel 3 
Ziffer 6). 



• Der geänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines 
Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines Widerspruchs 
das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler Tragweite (Public 
Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer Pandemie, zu verkünden und 
deren Ende zu erklären. 
• Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise 
die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen 
anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen. 
• Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich 
umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt 
werden. 
Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum 
Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher 
nicht nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines 
gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, 
dass in der Schweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land 
vorhandene Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. 
und b. von Art. 6 auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine 
Klärung erforderlich. Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV 
abzulehnen. 
 
Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten 
Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen 
Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen: 
• Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von 
Personen. 
• Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von 
«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger 
ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind 
oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die 
Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede Person 
von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese vorliegt. Es 
handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf den 
Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen 
administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln 
nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass dies 
durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder infiziert 
fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt (objektiver 
Gesundheitszustand). 
• Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen 
einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird jedoch 
nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder Konsumverhaltensweisen? In der 
Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom 23. März 1988 wird die Intimsphäre 
wie folgt definiert: 
«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene 
Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten Daten, 
die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur nahestehenden 
Personen zur Kenntnis bringen will». 
 Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen 
und nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel 
zu weit und werden deshalb vehement abgelehnt. 
 
 



Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen 
Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen 
und medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz 
der Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten. 
 
Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing» 
Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das 
Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern 
vor allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird. 
 
Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre 
Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch 
eine Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen 
Maßnahmen noch verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch efÏzient, noch 
verhältnismäßig. Sie wird abgelehnt. 
 
Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise 
Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine 
positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, 
dass RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass 
bei Fehlen einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine 
Person nicht ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die 
Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei 
Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat. 
 
Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt 
damit den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer 
Nachweis der Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können 
(wie?), dass sie die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne 
spezifische Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten 
Test gemessen wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht 
bekommen, werden niemals Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine 
Diskriminierung von besonders gesunden Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die 
Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit einzudämmen. 
 
Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend 
erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der 
Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie 
verursacht und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen. 
 
3 Weitere Bemerkungen 
 
Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der 
Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll 
die Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen. 
 
Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen: 
 
• Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der 
öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität. 
 
 



• Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem 
Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder Tod) 
ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers. 
• Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig, 
nützlich, wirksam und verhältnismäßig: 
o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung; 
o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der 
Pandemie; 
o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung; 
o nur moderne Medikamente sind wirksam; 
o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person; 
o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit; 
o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den 
Injektionen. 
• Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen. 
• Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang 
(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss. 
• Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt 
weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material. 
• Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten. 
• Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle. 
• Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu 
beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen, 
und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen. 
• Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben. 
• Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch 
so. 
Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ 
verwiesen. 
 
4 Schlussbemerkungen 
 
Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. 
Weshalb diese Eile und Unsorgfalt? 
 
Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht: 
• Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen, 
nicht (Art. Art 118a BV). 
• Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale 
Dokument der WHO. 
• Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den 
therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind. 
• Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben 
und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die negativen 
Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifv. 
• Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit. Sie 
geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand der 
Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen, Geburtenrückgang, 
Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige Themenbereiche 
(chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle pro Jahr) und 
überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob). 
• Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht. 
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• Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen sind, 
während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen. 
• Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den 
Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation, wirtschaftliche 
Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen usw.). 
• Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo- Effekt). 
• Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum 
non nocere» (in erster Linie nicht schaden). 
• Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der 
Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten. 
• Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen 
Befehlsempfängern. 
• Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien der WHO zu halten, 
verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und 
Behandlungsmöglichkeiten. 
In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung und 
im Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung 
gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort. 
 
Wir danken für die Kenntnisnahme.  
 
Freundliche Grüsse 
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren- aufKosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerungim Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

Der Vorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mitheute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dassjeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oderansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede
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klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderungzu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but notleast: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfsin dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art.2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nichtgeimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im

EpG nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in derVerantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgabenim Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a:Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

DasGesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 :Besondere Lage /Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur«Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falleihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtetwären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor derWHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Derneue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Dergeänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schlusskommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHOnicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immerdarum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendetwerden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zurMeldungvon

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in demjede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sichum einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG)vom

23.März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

3
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufder Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von der jeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich also um ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, derin Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheitdar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

o die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der

Pandemie;

0 Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

o das Zertifikat hat einen positiven Einfluss aufdie öffentliche Gesundheit;

o es gibtkeine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Artund Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies derWahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

Der Vorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument derWHO.

Sie geht nicht auf die Behandlungund die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle proJahr; Rauchen: 10'000

Todesfälle pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.
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Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der

öffentlichen Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-

Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip desmedizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltungim Sinne der Präambel der Bundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV)ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Unterschrift

sreouS.n
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Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur

Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

DerVorentwurfzur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - aufKosten der Bürger (die in

erster Linie für ihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und der im Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist- bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

DerVorentwurf sieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen derGesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

Der Vorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Ergeht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.
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Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) undjede

klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außerAcht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerische Terminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass im

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und lat but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicher Zugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im EpG

nicht wiederholt werden.

Aufder einen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die fürihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht aufden Bund übertragen.

Jeder Verweis auf OneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen der WHO signalisiert und

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6: Besondere Lage / Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:
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Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidaritätund Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.

Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion darauf im Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in derglobalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3 Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

dieWHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrat hat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle der WHO wiederholt offen zum Ausdruck

gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immer darum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergangvon einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem System zur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierung von «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortestgeschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaft zum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:
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«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen und Ereignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».

Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt auf der Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann. Am Grundsatz der

Hoheit derKantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant ist für das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von der Art und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in der Zwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich alsoum ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, der jedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besonders gesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, istabzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Bei der Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.
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Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung derO

Pandemie; o Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine

Schutzwirkung; o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person; o das Zertifikat hat einen

positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit; o es gibt keine unerwünschten

Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den Injektionen.

Es gibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mitZwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist- außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei auf das Interview von Frau Nora Kronig in der NZZ

verwiesen.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV)

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.
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Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige

Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle pro Jahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle

proJahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen auf den

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der öffentlichen

Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (NoceboEffekt)

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, derim Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions-und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der Präambel der Bundesverfassung undim

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wir Ihnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

@Tl-Unbachue
Freundliche Grüsse
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Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG)

Stellung.

Gesetzgebungsprozess

Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit (Art. 5a)

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch und bisweilen chronisch überlastet. Es handelt sich dabei

um eine bekannte Tatsache, nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu

erwähnen sind insbesondere der kontinuierliche Rückgang der Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der

Betten pro Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit ist damit ein bekanntes,

systemimmanentes Problem, das ausserhalb des EpG gelöst werden muss.

Verhältnismässigkeit

Digitalisierung und der Eingriff in die Privatsphäre

Am 27.10.2021 hatBundesrat Alain Berset öffentlich kundgetan: «Mit diesem Zertifikat kann man zeigen, dass

man nicht ansteckend ist». Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3.8.2021 an einer Pressekonferenz

bekanntgegeben hatte: «C-19 Geimpfte können das C-Virus genauso häufig verbreiten wie Ungeimpfte».

Womit illustriert ist: Digitalisierung schützt nicht vor Unwahrheiten, nicht vor Falschmeldung, und nicht vor

Missbrauch. Sie erzeugt einzig ein falsches Gefühl von Sicherheit und dokumentiert dieses digital.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme weitergeführt, deren

Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu bisweilen massiven Ausgrenzungen von

Mitmenschen geführt hat. Ein globales Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital

Health Certification Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.

Maskenpflicht (Art. 40a)

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis eine allfällige

Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert sein.

Keine Impfungen

Auch das Thema Impfungen muss im Kontext der einseitigen Überregulierung noch einmal angesprochen

werden. Grundsätzlich ist die Thematik der Impfungen im Heilmittelgesetz zu regeln. Da sie ihrer Natur nach



nicht Kranken, sondern vielmehr in erster Linie Gesunden verabreicht werden, müssen die Anforderungen an

ihre Prüfung entsprechend besonders streng geregelt sein und sorgfältig gehandhabtwerden.

Fehlerkultur

Ein Hinweis aufeine gelebte Fehlerkultur (Lessons learned und kontinuierliche Verbesserung) bei der

Anordnung von Massnahmen existiert nicht. Dabei sollte klar sein, dass eine solche absolut erforderlich ist, um

zu verhindern, dass wiederholt Massnahmen beschlossen werden, welche keine oder nur eine geringe

Wirksamkeit aufweisen.

Zusammenfassend ist die Revision insgesamt abzulehnen. Dem Parlament ist eine Nichtanhandnahme bzw.

eine Zurückweisung zu empfehlen. Die Vorlage ist nicht akzeptabel.

Mit freundlichen Grüssen
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt, zur

Teilrevision des Epiedemiengesetzes vom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein

Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutzen wir die Gelegenheit, zur geplanten Revision

Stellung zu nehmen.

1 Grundsätzliches

Der Vorentwurf zur Teilrevision des EpG ist aus mehreren Gründen abzulehnen.

Er sieht vor, noch mehr Vorrechte auf Bundesebene zu konzentrieren - auf Kosten der Bürger (die in

erster Linie fürihre Gesundheit verantwortlich sind), der Kantone und derim Gesundheitswesen tätigen

Personen und Institutionen. Die Lehren aus der Covid-19-Krise wurden - entgegen der Meinung des

Bundesrates - überhaupt nicht miteinbezogen. Hier ist - bevor eine Teilrevision gestartet wird - zuerst

eine Aufarbeitung von Nöten.

Der Vorentwurfsieht vor, Notstandsrecht in ordentliches Recht umzuwandeln, indem die Regierung die

Möglichkeit erhält, Notstandsgesetze in ordentliches Recht umzuwandeln. Ohne eine sorgfältige Prüfung

(siehe Aufarbeitung) ist dies abzulehnen. Es ist für die Schweizer Bevölkerung im Weiteren nicht

wünschenswert, dass ein automatischer, von derWHO ausgelöster Mechanismus für den Übergang zu

einer besonderen Lage Geltung erlangen soll. Dies würde einer untolerierbaren Abgabe von Souveränität

entsprechen.

DerVorentwurf macht die Angehörigen der Gesundheitsberufe zu gewöhnlichen Vollstreckern politischer

Entscheidungen. Er priorisiert in erster Linie und als zentrale Säule seiner Strategie die Impfung - selbst

mit heute noch unbekannten Mitteln und gegen eine heute noch unbekannte Krankheit. Das kann nicht

toleriert werden. Im gleichen Atemzug lässt er Aspekte der psychischen Gesundheit und der

Komplementärmedizin (Art. 118a BV) ausser Acht.

DerVorentwurf führt zu einem Paradigmenwechsel von der Überwachung und Meldung von Krankheiten

hin zur Überwachung und Meldung von Personen. Er geht sogar so weit, dass jeder Mensch a priori zu

einer (vermeintlich) kranken oder ansteckenden Person wird (Standardstatus), die durch willkürliche und

unwissenschaftliche, administrative Anforderungen das Gegenteil (d.h. seine Gesundheit) beweisen muss.

Mit einem solchen Vorgehen werden die Wahrnehmung des Einzelnen (subjektive Gesundheit) und jede

1



klinische Feststellung (objektive Gesundheit) außer Acht gelassen. Das hat nichts mehr mit

Gesundheitsförderung zu tun.

Auffällig ist die stark befehlende und autoritäre Sprache, eine kriegerischeTerminologie und eine

Fokussierung auf invasive Maßnahmen. Aus welchem Grund? Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dassim

erläuternden Bericht das Wort «Impfung» im Durchschnitt dreimal pro Seite erwähnt wird.

Weshalb praktisch kein keine Ausführungen zu Prävention und Gesundheitsförderung durch natürliche,

nicht-pharmakologische Mittel zu finden sind, lässt der Vorentwurf unbeantwortet. Letztere haben

nachweislich eine höhere Wirksamkeit als Impfstoffe, wenn es darum geht, Infektionen zu verhindern und

zu behandeln - und das bei sehr geringen Kosten.

Und last but not least: es muss leider mit Schrecken festgestellt werden, dass eine Umsetzung des

Vorentwurfs in dieser Form zu einem weiteren (massiven) Anstieg der Gesundheitskosten führen würde.

Dies ist nicht im Sinne der Schweizer Bevölkerung.

2 Zu einzelnen Bestimmungen

Art. 2: Zweck

Die Formulierung «chancengleicherZugang» ist zu streichen. Der Bund selber hat diesen Begriff während

der Covid-Krise nicht angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer

Versorgung hatten. Im Gegenteilgab es sogarÄusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Mit Chancengleichheit hatte dies nichts zu tun.

Die medizinische Grundversorgung wird bereits in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV). Sie muss im EpG

nicht wiederholt werden.

Aufdereinen Seite schlägt der Bund eine Ausweitung seiner Kompetenzen vor, was im Widerspruch zum

Subsidiaritätsprinzip (Zuständigkeit der Kantone im Gesundheitswesen) steht. Auf der anderen Seite

setzt er sich in Art. 41 BV dafür ein, dass jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält,

womit er sich auch für das Prinzip der individuellen Souveränität für die Gesundheit ausspricht. Die

Gesundheit soll in erster Linie in der Verantwortung des Einzelnen liegen. Weiter sollen die Kantone ihre

Aufgaben im Gesundheitsbereich wahrnehmen und ihre Kompetenzen nicht auf den Bund übertragen.

Jeder Verweis aufOneHealth, ein Konzept, das abstrakt gesehen sinnvoll erscheinen mag, bringt keinen

wirklichen Mehrwert, außer dass es Gehorsam gegenüber den Plänen derWHO signalisiertund

Mutmaßungen über diffuse Risiken eröffnet, die instrumentalisiert werden könnten.

Art. 5a: Besondere Gefährdung der öffentlichen Gesundheit

Das Gesundheitssystem ist bereits heute periodisch überlastet. Es handelt sich dabei um eine Tatsache,

nicht um ein Risiko. Die Ursachen sind vielfältig und miteinander verknüpft. Zu erwähnen sind

insbesondere der kontinuierliche Rückgangder Anzahl der Krankenhausbetten (die Anzahl der Betten pro

Einwohner ist seit den 1980er Jahren um zwei Drittel zurückgegangen) sowie die Zunahme und die

Alterung der Bevölkerung. Der Artikel in dieser Form ist abzulehnen.

Art. 6 : Besondere Lage /Grundsätze

Bei den Grundsätzen zur «Besonderen Lage» ist der Blick weiter zu fassen: Die WHO-Dokumente, die

derzeit ausgearbeitet und verhandelt werden (WHO-Pandemievertrag CA+ und Revision der

Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV), sehen folgende Änderungen vor:

Der WHO-Pandemievertrag CA+ soll rechtsverbindliche Bestimmungen enthalten, um (Zitat) «die

dramatische Unfähigkeit der internationalen Gemeinschaft, Solidarität und Fairness bei der

Reaktion auf die SARS-CoV2-Pandemie (Covid-19) aufzuzeigen» und zu beheben.
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Im Zusammenhang mit der Prävention einer Pandemie und der Reaktion daraufim Falle ihres

Auftretens würde der WHO eine zentrale Führungs- und Koordinierungsrolle als «Leiterin der

multilateralen Koordinierung in der globalen Gesundheitssteuerung» (Artikel 3 Ziffer 11)

übertragen, wobei die Staaten verpflichtet wären, die als geeignet erklärten Maßnahmen

umzusetzen (Artikel 3Ziffer 6).

Dergeänderte Artikel 12 der IGV würde dem Generaldirektor der WHO nach Anhörung eines

Notstandsausschusses die Befugnis übertragen, allein und ohne die Möglichkeit eines

Widerspruchs das potenzielle oder aktuelle Auftreten einer Gesundheitskrise von internationaler

Tragweite (Public Health Emergency of International Concern PHEIC), insbesondere einer

Pandemie, zu verkünden und deren Ende zu erklären.

Der neue Artikel 13A würde vorschreiben, dass die Mitgliedsstaaten während einer solchen Krise

die WHO als Führungs- und Koordinierungsinstanz für Präventions- und Gegenmaßnahmen

anerkennen und sich verpflichten, deren Vorgaben zu befolgen.

Der geänderte Artikel 42 würde vorschreiben, dass die angeordneten Maßnahmen unverzüglich

umgesetzt und von den Mitgliedstaaten gegenüber allen nichtstaatlichen Akteuren durchgesetzt

werden.

Der Bundesrathat seine Unterstützung für die Stärkung der Rolle derWHO wiederholt offen zum

Ausdruck gebracht. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der WHO-Dokumente ist es daher nicht

nachvollziehbar, wie der Bundesrat zum Schluss kommt, dass (Zitat) «die Feststellung eines

gesundheitlichen Notfalls von internationaler Tragweite durch die WHO nicht automatisch bedeutet, dass

in derSchweiz eine besondere Situation herrscht; es wird immerdarum gehen, das im Land vorhandene

Risiko zu bewerten.» Die Bemerkung im erläuternden Bericht, dass die Buchstaben a. und b. von Art. 6

auch alternativ angewendet werden können, ändert daran nichts. Hier ist eine Klärung erforderlich.

Konsequenterweise hat der Bundesrat sowohl Pandemievertrag wie auch IGV abzulehnen.

Art. 12: Meldepflicht; Art. 58: Verarbeitung sensibler Daten

Die beiden angesprochenen Artikel stellen einen markanten Paradigmenwechsel dar, der unter allen

Umständen abgelehnt wird. Was ist vorgesehen:

Übergang von einem System zur Meldung von Krankheiten zu einem Systemzur Meldung von

Personen.

Übergang von der Identifizierungvon «kranken oder infizierten Personen» zur Identifizierung von

«kranken, mutmaßlich kranken, infizierten, mutmaßlich infizierten oder Krankheitserreger

ausscheidenden Personen», unabhängig davon, ob sie krank oderinfiziert («mutmaßlich») sind

oder nicht. Dies führt von einem System, in dem eine Person von vornherein gesund ist und die

Krankheit oder Infektion medizinisch festgestellt wird, zu einem neuen System, in dem jede

Person von vornherein «mutmaßlich» krank oder infiziert ist, wenn keine medizinische Anamnese

vorliegt. Es handelt sich um einen neuen Gesundheitsstatus, der nicht mehr biologisch ist und auf

den Feststellungen der Person selbst, eines Arztes oder eines Labors beruht, sondern um einen

administrativen Standard-Gesundheitsstatus, bei dem die Person mit nicht definierten Mitteln

nachweisen muss, dass sie weder krank noch infiziert ist. Die COVID-Erfahrung hat gezeigt, dass

dies durch einen ungeeigneten Labortest geschehen kann, ohne dass sich die Person krank oder

infiziert fühlt (subjektiver Gesundheitszustand) resp. ohne dass ein Arzt eine Diagnose stellt

(objektiver Gesundheitszustand).

Diese neue Meldepflicht für Personen ist mit der Erfassung von Daten «über Verhaltensweisen

einschließlich Daten über die Intimsphäre» gekoppelt. Der Begriff «Verhaltensweisen» wird

jedoch nicht spezifiziert: Handelt es sich dabei um sexuelle, politische oder

Konsumverhaltensweisen? In der Botschaftzum Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom

23. März 1988 wird die Intimsphäre wie folgt definiert:

«Die Intimsphäre umfasst alle Tatsachen undEreignisse des Lebens, von denen nur die betroffene

Person oder Personen, die ihr Vertrauen geniessen, Kenntnis haben.» «Als Intimsphäre gelten

Daten, die eine starke affektive Konnotation haben und die die betroffene Person nur

nahestehenden Personen zur Kenntnis bringen will».
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Artikel 58 bekräftigt und bestätigt Art. 12, d. h. der Fokus liegt aufder Identifizierung von Personen und

nicht mehr von Krankheiten sowie dem Zugang zur Intimsphäre. Diese Bestimmungen gehen viel zu weit

und werden deshalb vehement abgelehnt.

Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 2 Bst. a: Verhütungsmassnahmen in Einrichtungen

Dieser Artikel wirft die grundsätzliche Frage auf, ob der Bundesrat in die kantonalen, managerialen und

medizinischen Kompetenzen für die Leitung von Einrichtungen eingreifen kann.Am Grundsatz der

Hoheit der Kantone im Gesundheitswesen ist festzuhalten.

Art. 33 und Art. 60a: Nationales Informationssystem «Contact-Tracing»

Es wurde in zahlreichen Studien festgestellt, dass Kontaktverfolgung an sich nicht relevant istfür das

Management einer Pandemie, da dies nicht nur stark von derjeweiligen Krankheit abhängt, sondern vor

allem von derArt und Weise, wie die Rückverfolgung von Kontakten durchgeführt wird.

Auch in diesem Artikel wird der Identifizierung von Personen und dem Zugang zu ihrer Intimsphäre

Vorrang eingeräumt. Darüber hinaus wird der derzeit geltende Grundsatz der Zusammenarbeit durch eine

Verpflichtung ersetzt, wodurch die invasive und polizeiliche Seite der vorgeschlagenen Maßnahmen noch

verstärkt wird. Diese Maßnahme ist daher weder wirksam, noch effizient, noch verhältnismäßig. Sie wird

abgelehnt.

Art. 49b: Impf-, Test- und Genesungsnachweise

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist. Es hat daher keine

positiven Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist in derZwischenzeit allgemein bekannt, dass

RNAmod-Injektionen weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützen und dass bei Fehlen

einer medizinischen Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür ist, dass eine Person nicht

ansteckend ist, ebenso wenig wie ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit ist. Es handelt

sich alsoum ein rein administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat.

Außerdem ähnelt eine «Heilungs»-Bescheinigung einer «Gesundheitsbescheinigung» und bestätigt damit

den Paradigmenwechsel, der in Art. 12 angesprochen wurde. Es wäre ein administrativer Nachweis der

Gesundheit erforderlich, derjedoch nur Personen vorbehalten ist, die beweisen können (wie?), dass sie

die genannte Krankheit durchlebt haben. Gesunde Menschen ohne Symptome, ohne spezifische

Antikörper, mit einer starken natürlichen Immunität, die nicht durch einen bestimmten Test gemessen

wird (z. B. Kreuzimmunität, Schleimhautimmunität), die die Krankheit nicht bekommen, werden niemals

Zugang zu einem solchen Nachweis haben. Dies stellt eine Diskriminierung von besondersgesunden

Menschen dar - Menschen, die gerade dazu beitragen, die Ausbreitung einer übertragbaren Krankheit

einzudämmen.

Der Hinweis, dass das Dokument auf Antrag ausgestellt wird, bedeutet nicht, dass es nicht zwingend

erforderlich ist, um Zugang zum beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu erhalten. Das ist aus der

Covid-19-Krise bekannt. Diese Regelung, die einerseits eine nutzlose administrative Bürokratie verursacht

und andererseits zu einer Diskriminierung von Menschen führt, ist abzulehnen.

3 Weitere Bemerkungen

Beider Lektüre des Vorentwurfes und des erläuternden Berichts kann festgestellt werden, dass der

Bundesrat von gewissen Vorannahmen ausgeht, die allerdings nur implizit geäussert werden. Es soll die

Frage gestellt werden dürfen, ob diese Vorannahmen der Wahrheit entsprechen.

Es handelt sich dabei um folgende bundesrätliche Vorannahmen:

Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.
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Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängigvon seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung der0

Pandemie;

O Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;

o nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

das Zertifikat hat einen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;O

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, weder von den Testungen noch von den

Injektionen.

Esgibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

DasSchweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt aus zu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Entspricht dies der Wahrheit? Nur beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf die Aussage von

Bundesrat Alain Berset vom 27. Oktober 2021 verwiesen, wonach man mit dem Zertifikat zeigen könne,

dass man nicht ansteckend sei. Dies, obwohl Frau Dr. V. Masserey schon am 3. August 2021 an einer

Pressekonferenz bekannt gegeben hatte, dass C-19 Geimpfte das C-Virus genauso häufig verbreiten

können wie Ungeimpfte.

4 Schlussbemerkungen

DerVorentwurf scheint übereilt und ohne die gebotene Sorgfalt ausgearbeitet worden zu sein. Weshalb

diese Eile und Unsorgfalt?

Folgende Aspekte lässt die Teilrevision ausser Acht:

Sie erfüllt die verfassungsrechtliche Verpflichtung, die Komplementärmedizin zu berücksichtigen,

nicht (Art. Art 118a BV).

Sie nimmt keinen Bezug auf die Gesundheitsförderung und die Ottawa-Charta, das zentrale

Dokument der WHO.

Sie geht nicht auf die Behandlung und die Frühbehandlung ein, obwohl diese für den

therapeutischen Verlauf einer Krankheit entscheidend sind.

Sie geht nicht darauf ein, dass viele Länder andere strategische Entscheidungen getroffen haben

und damit besser gefahren sind, insbesondere was die Morbidität und Mortalität sowie die

negativen Auswirkungen auf die Gesellschaft betrifft.

Sie stellt die Pandemieproblematik nicht in einen breiteren Kontext der öffentlichen Gesundheit.

Sie geht beispielsweise nicht auf beunruhigenden Signale ein wie z.B. den Gesundheitszustand

der Bevölkerung (2'200'000 chronisch Kranke, Zunahme von Krebserkrankungen,

Geburtenrückgang, Verschlechterung der psychischen Gesundheit usw.) oder andere wichtige
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Themenbereiche (chronische Krankheiten: 75'000 Todesfälle proJahr; Rauchen: 10'000 Todesfälle

pro Jahr) und überschätzt einige Krankheiten (z. B. Creutzfeldt-Jakob).

Sie berücksichtigt die Tatsache, dass 95% der Covid-Toten chronisch krank waren, nicht.

Sie berücksichtigt nicht, dass 75% der Sterblichkeit auf chronische Krankheiten zurückzuführen

sind, während Infektionskrankheiten etwa 1% der Sterblichkeit ausmachen.

Sie geht nicht auf die schädlichen Auswirkungen ein, die die Maßnahmen aufden

Gesundheitszustand der Bevölkerung hatten und immer noch haben (soziale Isolation,

wirtschaftliche Schäden, unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten und Injektionen

usw.).

Sie unterschlägt, dass jede medizinische Behandlung, jede Maßnahme im Bereich der öffentlichen

Gesundheit kurz-, mittel- und langfristig auch schädliche Auswirkungen hat (Nocebo-Effekt).

Sie ignoriert das Grundprinzip des medizinischen Ansatzes aus dem Eid des Hippokrates «primum

non nocere» (in erster Linie nicht schaden).

Sie schlägt einen standardisierten Ansatz für die Behandlung vor, der im Widerspruch zu der

Notwendigkeit steht, jeden einzelnen Fall individuell zu betrachten.

Sie degradiert den Arzt und andere Angehörige der Gesundheitsberufe zu bloßen

Befehlsempfängern.

Durch die Zentralisierung und die Verpflichtung, sich an die Richtlinien derWHO zu halten,

verhindert sie die Suche nach alternativen, effektiveren und kostengünstigeren Präventions- und

Behandlungsmöglichkeiten.

In der Hoffnung, dass Bundesrat und Verwaltung im Sinne der PräambelderBundesverfassung und im

Sinne des 8. Abschnittes der Bundesverfassung (insbesondere Art. 117a ff. BV) ihrer Verpflichtung

gegenüber dem Schweizer Volk nachleben, überreichen wirIhnen diese Vernehmlassungsantwort.

Wir danken für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

SitvanjehUnterschrift
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Teilrevision des Epidemiengesetzes; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hatam 29. November 2023 das Eidgenössische Departement des Innern EDI beauftragt,

zur Teilrevision des Epiedemiengesetzesvom 28. September 2012 (EpG, SR 818.101) ein Vernehm-

lassungsverfahren durchzuführen. Gerne nutze ich die Gelegenheit, zur geplanten Revision wie folgt

Stellung zu nehmen.

1 Aufarbeitung der Corona-Zeit tut Not!

Der Entwurf hat tiefgehende und weitreichende Auswirkungen auf die Bevölkerung, sollte er in dieser

Form Gesetz werden. Ohne eine ehrliche und umfassende Aufarbeitung der Corona-Zeit ist dies

unverantwortlich und nicht zulässig. Es gab viel Kritik an den unverhältnismässigen und schädlichen

Massnahmen. Zu erwähnen sind beispielhaft: die Anwendung des PCR-Tests, die Zählweise der Covid-

Toten, die Anordnung von Lockdowns, das Tragen derMasken - insbesondere in Schulen, das

Aussprechen von Impfempfehlungen trotz fehlender Kenntnis der Risiken. Dazu braucht es eine

öffentliche Diskussion, BEVOR eine Anpassung des EpG in Betracht gezogen werden darf.

Das Volk ist der Souverän. Das Volk muss gehört werden. Das heisst auch, dass der Bundesrat und die

Verwaltung im vorliegenden Entwurf überzu viel Macht verfügen - vorbei an Parlament und Volk. Auch

die Kantone werdenimmer mehr an den Rand gedrängt und haben -wenn überhaupt- nur noch zu

vollziehen, was der Bundesrat befiehlt. Das ist unakzeptabel und zu korrigieren.

Es ist offensichtlich, dass der Bundesrat in einem vorauseilenden Gehorsam die Vorgaben der WHO -

sprich des Pandemievertrages und der Internationalen Gesundheitsvorschriften - in die Teilrevision des

EpG einfliessen lassen will. Vorbei an Parlament und vorbei am Volk? Auch hier gilt: die Prinzipien der

Rechtsstaatlichkeit und der direkten Demokratie werden ausgehöhlt und bestehen nur noch auf dem

Papier.

Die Revision ist deshalb nur schon aus diesen grundsätzlichen Überlegungen abzulehnen.

2 Auf welchen Vorannahmen beruht die Teilrevision EpG?

Es macht den Eindruck, dass derBundesratvon gewissen Vorannahmen ausgeht, die mehr als fragwürdig

sind. Folgende Vorannahmen scheint der Bundesrat - mehr oder weniger explizit ausgesprochen -

getroffen zu haben:
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Sowohl die SARS-CoV2-Infektion als auch die COVID-19-Krankheit stellten eine große Krise der

öffentlichen Gesundheit dar, mit einem deutlichen Übermaß an Morbidität und Mortalität.

Im Falle einer Pandemie kann jeder Mensch unabhängig von seinem Alter und seinem

Gesundheitszustand für andere gefährlich sein. Ein schwerer Ausgang (schwere Krankheit oder

Tod) ist lediglich das Ergebnis der Gefährlichkeit eines Krankheitserregers.

Die von den Behörden während der Covid-Krise ergriffenen Maßnahmen waren notwendig,

nützlich, wirksam und verhältnismäßig:

o die Immunisierung erfolgt in erster Linie durch eine Impfung;

die RNAmod-Injektionen spielen eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung derO

Pandemie;

Masken haben in der Allgemeinbevölkerung eine Schutzwirkung;0

O nur moderne Medikamente sind wirksam;

o das Gesundheitszeugnis beweist die Immunität einer Person;

das Zertifikat hateinen positiven Einfluss auf die öffentliche Gesundheit;0

o es gibt keine unerwünschten Nebenwirkungen, wedervon den Testungen noch von den

Injektionen.

Esgibt keine andere relevante Art und Weise, um mit einer Pandemie umzugehen.

Die fehlende freiwillige Mitwirkung eines Teils der Bevölkerung ist ein Problem, das mit Zwang

(«zu ihrem Besten») angegangen werden muss.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist - außerhalb einer Pandemie - voll funktionsfähig, es fehlt

weder an Betten, noch an Personal, Medikamenten oder Material.

Weitere Pandemien sind unmittelbar zu befürchten.

Die WHO spielt unter allen Umständen eine heilsame Rolle.

Es ist möglich und wünschenswert, eine komplexe Situation von einem zentralen Punkt auszu

beherrschen: folglich sind nur die Bundesbehörden in der Lage, eine solche Krise zu bewältigen,

und es ist daher unerlässlich, ihnen mehr Kompetenzen und Befugnisse zu übertragen.

Die Gesetzesrevision wird für die Gesellschaft nur positive Auswirkungen haben.

Die Behörden verhalten sich ehrlich, transparent und wahrheitsgemäß und kommunizieren auch

SO.

Viele dieser Vorannahmen sind inzwischen durch wissenschaftliche Studien oder die allgemeine Erfahrung

der letzten Jahre widerlegt.

3 Definition der Begrifflichkeiten ist das «A&O»

Im Entwurfwerden viele Begriffe verwendet, ohne dass diese klar definiert werden. Das schafft keine

Rechtssicherheit, sondern öffnet einer Willkür Tür und Tor. Was ist unter «Chancengleichheit» zu

verstehen? Wie wird «Pandemie» und «Epidemie» definiert? Was versteht der Bundesrat unter «One-

Health»?Wo werden die verschiedenen Lagebegriffe definiert? Soll es in der Kompetenz des Bundesrates

liegen, die «besondere Lage» festzustellen? Nach welchen Kriterien? Wie lange soll eine solche

«besondere Lage» dauern? Werbestimmt das? Wer bestimmt, wann eine «ausserordentliche Lage»

vorliegt? Welche Überprüfungsmechanismen bestehen? Was macht der Bundesrat, wenn die WHO einen

PHEIC (Public Health Emergency ofinternational Concern) ausruft? Wird dann in der Schweiz die

«besondere Lage» oder die «ausserordentliche Lage» ausgerufen? Automatisch oder prüft die Schweiz

eigenständig? Hier braucht es eine Konkretisierung!

Das Gleiche gilt für Begriffe wie «Subsidiarität», «Wirksamkeit» und «Verhältnismässigkeit». Nur weil sie

im Gesetz verwendet werden (Art. 2 Abs. 3 EpG), heisst das noch lange nicht, dass diese Grundsätze dann

auch gelebt und umgesetzt werden. Ebensowenig findet man im Entwurf eine Auseinandersetzung

zwischen diesen Prinzipien und beispielsweise einer Kosten-Nutzen-Betrachtung. Note: ungenügend.
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4 Geht es um den Schutz des Menschen und seiner Gesundheit?

Gemäss Art. 1 EpG regelt dieses Gesetz den Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten.

Letztere sollen verhütet und bekämpftwerden. Klingt gut -ist aber nur dann gut, wenn das Auftreten

dieser übertragbaren Krankheiten nachgewiesen worden ist und deren Ausbreitung nachweislich zu

einem schweren Schaden eines wesentlichen Teils der Bevölkerung führen wird oder bereits geführt hat.

Wird im EpG sichergestellt, dass diese Voraussetzungen in jedem Fall erfüllt sind? Auch bei der Ausrufung

eines PHEIC (Public Health Emergency ofinternational Concern) durch die WHO?

Geht es bei der Revision des EpG eventuell auch um ganz andere Themen? Gemäss BAG soll ja die

Überwachung verstärkt werden. Mitden Bestimmungen über die Digitalisierung und den Eingriff in die

Privatsphäre - zu erwähnen sind hier z.B. das elektronische Patientendossier, eine digitale ID, das

Contract-Tracing- steht der Daten- und Persönlichkeitsschutz im Visier und ist in Gefahr. So sollen z.B.

nicht mehr Krankheiten gemeldetwerden, sondern Personen. Es geht nicht mehr darum, «kranke oder

infizierte Personen» zu identifizeren, sondern es geht um eine Identifizierung von «kranken, mutmasslich

kranken, infizierten, mutmasslich infizierten oder Krankheitserreger ausscheidenden Personen»,

unabhängig davon, ob sie krank oder infiziert sind oder nicht.. Weiter soll es eine Meldepflichtgeben

über «Verhaltensweisen einschliesslich Daten über die Intimsphäre». Welche Verhaltensweisen sind wohl

gemeint? Sexuelle, politische oder Konsumverhaltensweisen? Die Frage sei in diesem Zusammenhang

erlaubt: Geht es hier eventuell vielmehr um die Überwachung und Kontrolle der Bürger und weniger um

Gesundheitsschutz?

5 Schlussbemerkungen

Es wäre zu wünschen, dass sich der Bundesrat und die Verwaltung bewusst werden, wie unser Staat

aufgebaut ist und auf welchen Säulen er beruht: «Das Schweizervolk und die Kantone
.
bilden die

Schweizerische Eidgenossenschaft.» (Art. 1 BV). «Die Schweizerische Eidgenossenschaftschützt die

Freiheit und die Rechte des Volkes und wahrt die Unabhängigkeit und die Sicherheitdes Landes. Sie

fördert die gemeinsame Wohlfahrt, die nachhaltige Entwicklung, den inneren Zusammenhalt und die

kulturelle Vielfalt des Landes.» (Art. 2 Abs. 1 und 2 BV). «Die Bundesversammlung übt unter Vorbehalt der

Rechte von Volk und Ständen die oberste Gewaltim Bunde aus.» (Art. 148 Abs. 1 BV).

Die Verfassung ist aufjeder Regierungsebene zu berücksichtigen.

Freundliche Grüsse

6GS

3



Mario Albert Cina & Anna Katharina Furrer 

Av. des Vergers 54 

1963 VÉTROZ  

 	   

 	 Office Fédérale de la Santé Publique  

 	 Schwarzenburgstrasse 157  

 	 3003 Berne  

  

  	 	 Par e-mail à :  

 	 revEpG@bag.admin.ch  /  gever@bag.admin.ch   

  

  

Vercorin, le 19 mars 2024  

   

Concerne : Révision partielle de la loi sur les épidémies ; réponse à la consultation  

Mesdames et Messieurs  

Le 29 novembre 2023, le Conseil Fédéral a chargé le Département Fédéral de l'Intérieur (DFI) 

de mener une procédure de consultation sur la révision partielle de la loi du 28 septembre 

2012 sur les épidémies (LEp, RS 818.101). Nous saisissons cette opportunité et prenons 

position sur la révision prévue.  

1. Principes de base  

L'avant-projet de révision partielle de la LEp doit être rejeté pour de multiples raisons.  

Cet avant-projet prévoit de concentrer encore plus de prérogatives au niveau fédéral au 

détriment des citoyens (pourtant les premiers responsables de leur santé), des cantons et 

des personnes et institutions actives dans le domaine de la santé. Contrairement aux 

affirmations du Conseil fédéral, aucune leçon n’a été tirée de la crise Covid. En conséquence, 

avant d’entamer la révision de la LEp, il est indispensable de procéder à une analyse 

scientifique indépendante de la situation, ce qui n’a pas été fait.  

L'avant-projet prévoit de transformer le droit d'urgence en droit ordinaire en donnant ainsi 

au gouvernement la possibilité de transformer, selon son bon vouloir les lois ordinaires en 

lois urgentes. Sans un examen minutieux (voir la mise à jour), cette proposition est à rejeter. 

Par ailleurs, il n'est pas souhaitable pour la population suisse qu'un mécanisme automatique 

de passage à une situation particulière, déclenché par l’OMS, (qui est un organe 

supranational dirigé par des personnes non-élues et majoritairement financé par des sources 

privées, notamment Bill Gates et sa fondation) soit applicable. Cela équivaudrait à un 

abandon de la souveraineté contraire au droit à l’auto-détermination du peuple suisse.  
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L'avant-projet relègue les professionnels de la santé au statut de simples exécutants des 

décisions politiques.   

L'avant-projet entraîne un changement de paradigme, passant de la surveillance et de la 

déclaration des maladies à la surveillance et à la déclaration des personnes. Tout individu 

sera considéré comme malade ou contagieux et devra apporter la preuve de sa bonne santé 

en répondant à des conditions administratives arbitraires et non scientifiques. Le statut 

actuel de « présomption de bonne santé » des individus passera à un statut de « 

présomption de maladie ».   

La mise en place de la politique prônée par cet avant-projet entrainerait une hausse massive 

des coûts de la santé, ce qui n’est pas souhaitable pour la population suisse.  

2. Concernant les différentes dispositions Art. 2 : But  

La formulation « égalité des chances d'accès » est-elle réaliste ? Lors de la crise Covid, on 

relèvera que de nombreuses personnes non-vaccinées n’ont pas eu accès aux soins 

médicaux, « l’égalité des chances d’accès » n’ayant pas été respectée par la Confédération 

elle-même. A cela s’ajoutent les déclarations de certains politiques demandant le 

renoncement aux soins médicaux des personnes non-vaccinées. De quelle « égalité des 

chances d’accès aux soins » parle-t-on si celle-ci est assujettie à des conditions telles que la 

vaccination qui ne protège ni les personnes qui s’y soumettent ni leur entourage? Ce d’autant 

plus qu’on ne sait strictement rien sur les conséquences à long termes des vaccins mRNA 

(Sachant que ces vaccins représentent le pilier central de cet avant-projet).  

Le fait que la Confédération propose d'étendre ses compétences, est en contradiction avec 

le principe de subsidiarité (compétence des cantons en matière de santé). Elle s'engage, 

dans l'art. 41 Cst, à ce que chaque personne reçoive les soins nécessaires à sa santé, se 

prononçant ainsi également en faveur du principe de la souveraineté individuelle pour la 

santé. La santé doit relever en premier lieu de la responsabilité de l'individu. Les cantons 

doivent assumer leurs tâches dans le domaine de la santé et ne pas se voir déposséder de 

leurs compétences en faveur de la Confédération.  

Toute référence à « OneHealth », un concept abstrait, n'apporte pas de réelle valeur ajoutée, 

si ce n'est qu'elle engendre une obéissance aveugle aux plans de l’OMS (organe 

supranational dirigé par des personnes non-élues) et ouvre la voie à des conjectures sur des 

risques diffus qui pourraient être instrumentalisés.  

Art. 5a : Menaces particulières pour la santé publique  

Le système de santé est déjà périodiquement surchargé. Il s'agit d'un fait et non d'un risque. 

Les causes sont multiples et interdépendantes. On peut notamment mentionner la 

diminution continue du nombre de lits d'hôpitaux (le nombre de lits par habitant a diminué 

de deux tiers depuis les années 1980) pour des raisons « économiques » ainsi que 
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l'augmentation et le vieillissement de la population. L'article tel qu'il est rédigé doit être 

rejeté.  

Art. 6 : Situation particulière / Principes  

Concernant les principes relatifs à la « situation particulière », il est impératif de prendre en 

compte les documents de l'OMS en cours d'élaboration et de négociation (Traité CA+ OMS 

sur la pandémie et révision du Règlement sanitaire international RSI) qui prévoient les 

modifications majeures suivantes :  

o Le traité CA+ de l'OMS sur la pandémie contient des dispositions juridiquement 

contraignantes (actuellement ce ne sont que recommandations) pour pallier (selon 

l’OMS) « l'évidente incapacité dramatique de la communauté internationale à faire 

preuve de solidarité et d'équité dans la réponse à la pandémie de SRAS-CoV2 

(Covid19) » et y remédier.  

  

o Relativement à la prévention d'une pandémie et la réponse à y apporter l'OMS se 

verrait confier un rôle central de direction et de coordination en tant que « chef de 

file de la coordination multilatérale dans la gouvernance mondiale de la santé 

» (article 3, paragraphe 11), avec l'obligation (et non plus la recommandation ) pour 

les États de mettre en œuvre les mesures déclarées appropriées (article 3, 

paragraphe 6) tels que fermeture des frontières, confinement, masques, vaccinations 

et tests obligatoires etc… En clair, ce seront Bill Gates et compagnie qui dicteront à 

l’OMS quelles mesures imposer et quels « vaccins » utiliser. 

  

o L'article 12 modifié du RSI conférerait au directeur général de l'OMS, après 

consultation d'un comité d’urgence, (choisi parmi ses collaborateurs) le pouvoir 

d'annoncer seul et sans possibilité de contestation l'apparition potentielle ou 

actuelle d'une urgence de santé publique de portée internationale (PHEIC), 

notamment une pandémie, et d'en déclarer la fin selon son unique bon vouloir.  

  

o Le nouvel article 13A exigerait des États membres qu'ils reconnaissent l'OMS comme 

l'organe de direction et de coordination des mesures de prévention et de lutte 

pendant une telle crise et qu'ils s'engagent à suivre ses directives.  

  

o L'article 42 modifié exigerait que les mesures ordonnées soient mises en œuvre 

immédiatement et que les États membres les fassent appliquer (par la contrainte si 

besoin) par tous les acteurs non étatiques.  

  

Le Conseil Fédéral a exprimé ouvertement et à plusieurs reprises son soutien au 

renforcement du rôle de l'OMS. Compte tenu des dispositions des documents de l'OMS, on 

ne comprend donc pas comment le Conseil Fédéral en arrive à la conclusion que « la 

 	  3



constatation par l'OMS d'une urgence de santé publique de portée internationale » signifie 

automatiquement qu'il existe une situation particulière en Suisse ; il s'agira toujours 

d'évaluer le risque présent dans le pays. La remarque du rapport explicatif selon laquelle les 

points a. et b. de l'article 6 peuvent être appliqués de manière alternative n'y change rien. 

Une clarification est nécessaire à cet égard. En toute logique, conformément à sa déclaration 

ci-dessus, le Conseil fédéral doit rejeter aussi bien le traité Pandémique que les 

amendements du RSI car l’entrée de ceux-ci dans le droit suisse représentent l’abandon de la 

souveraineté de notre nation et se révèlent donc contraire à la Constitution.  

Art. 12 : Personnes et services soumis à l’obligation de déclarer et art. 58 : Traitement de 

données sensibles  

Des éléments de l’article 12 sont déjà en vigueur dans la loi actuelle (sous l’article 33) et 

devrait être supprimé sans plus attendre tant il est inacceptable :  

o Il représente un passage de l'identification des « personnes malades ou infectées 

» à l'identification des « personnes malades, présumées malades, infectées, 

présumées infectées ou excrétant des agents pathogènes », que ces dernières 

soient réellement malades ou infectées (ou même « présumées » infectées) ou 

non. On passe ainsi d'un système où une personne est a priori considérée en 

bonne santé, la maladie ou l'infection devant être médicalement constatée, à un 

nouveau système où toute personne est à priori « présumée » malade ou 

infectée et cela même en l'absence de symptômes. Il s'agit d'un statut de santé 

qui n'est plus biologique et basé sur les constatations de la personne elle-même, 

d'un médecin ou d'un laboratoire, mais d'un statut de santé administratif 

standard, (présomption de maladie) mettant en demeure la personne de devoir 

prouver par des moyens non définis qu'elle n'est ni malade ni infectée. 

L’expérience COVID ayant démontré qu’un test de laboratoire inapproprié figurait 

comme moyens retenus pour apporter la preuve de sa bonne santé et cela alors 

même que l’individu ne se sentait ni malade ou ni infecté (état de santé subjectif) 

ou sans qu'un médecin ne pose un diagnostic (état de santé objectif).  

Les articles 12 et 58 représentent un changement de paradigme marquant que nous rejetons 

en toutes circonstances :  

o Passage d'un système de déclaration des maladies à un système de déclaration 

des personnes.  

o Cette nouvelle obligation de notification des personnes est couplée à la collecte 

de données « sur les comportements, y compris les données relatives à la vie 

privée ». La notion de « comportements » n'est toutefois pas précisée : S'agit-il de 

comportements sexuels, politiques ou de consommation ? Dans le message relatif 

à la loi fédérale sur la protection des données (LPD) du 23 mars 1988, la sphère 

intime est définie comme suit : « La sphère intime comprend tous les faits et 
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événements de la vie dont seule la personne concernée ou les personnes qui ont sa 

confiance ont connaissance. Sont considérées comme relevant de la sphère intime  

les données qui ont une forte connotation affective et que la personne concernée 

ne souhaite porter à la connaissance que de ses proches ». (Traduit de l’allemand).  

L'article 58 renforce et confirme l'article 12, c'est-à-dire qu'il met l'accent sur l'identification 

des personnes et non plus des maladies, ainsi que sur l'accès à la sphère intime. Ces 

dispositions vont beaucoup trop loin et sont donc à rejeter avec véhémence s’agissant d’une 

atteinte aux droits fondamentaux des citoyens consacrés par la Constitution.  

Art. 19, titre et al. 2, let. a : Mesures limitatives dans les institutions.  

Cet article soulève la question fondamentale de savoir si le Conseil fédéral peut intervenir 

dans les compétences cantonales, managériales et médicales en ce qui concerne la gestion 

des institutions. Le principe de la souveraineté des cantons en matière de santé doit être 

maintenu.  

Art. 33 et art. 60a : système d'information national « Contact-Tracing ».  

De nombreuses études ont montré que le traçage des contacts n'est pas pertinent en soi 

pour la gestion d'une pandémie, car cela dépend non seulement principalement de la 

maladie en question, mais aussi et surtout de la manière dont le traçage des contacts est 

effectué.  

Cet article donne également la priorité à l'identification des personnes et à l'accès à leur 

intimité. Le principe de coopération actuellement en vigueur est remplacé par une 

obligation, ce qui renforce le côté invasif et policier. Cette mesure n'est donc ni efficace, ni 

efficiente, ni proportionnée. Elle doit être rejetée car foncièrement anti-démocratique et 

digne d’un état policier et totalitaire.  

Art. 49b : Certificats de vaccination, de test et de guérison  

Un certificat en soi ne peut pas prouver qu'une personne n'est pas contagieuse. Il n'a donc 

aucun effet positif sur la santé publique. Il est désormais bien connu que les injections de 

ARNm ne protègent ni contre l'infection ni contre la transmission et qu'en l'absence de 

symptômes, un test Covid négatif ne garantit pas qu'une personne ne soit pas contagieuse, 

tout comme un test positif n'est pas une preuve de sa contagiosité. Il s'agit donc d'un 

document purement administratif qui n'a aucune utilité pour la santé publique.  

Ce certificat de « guérison » ressemble plutôt à un « certificat de bonne santé », confirmant 

ainsi le changement de paradigme évoqué à l'article 12 (présomption de maladie).  

Le fait d'indiquer que le document est délivré sur demande démontre bien que celui-ci ne 

devrait pas être obligatoire pour mener une vie sociale et professionnelle. On le sait depuis 

la crise du Covid-19. Il convient de rejeter cette réglementation qui, d'une part, engendre 
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une bureaucratie administrative inutile et couteuse et, d'autre part, entraîne une 

discrimination entre les personnes.  

3. Autres remarques  

A la lecture de l'avant-projet et du rapport explicatif, on peut constater que le Conseil fédéral 

part de certains présupposés totalement erronés :   

o L'infection par le SRAS-CoV2 ainsi que la maladie COVID-19 se sont révélées être une 

crise majeure de santé publique, avec une morbidité et une mortalité nettement 

excessive.  

o En cas de pandémie, toute personne peut être dangereuse pour les autres, 

indépendamment de son âge et de son état de santé.   

    L’issue (maladie grave ou décès) n'est que le résultat de la dangerosité d'un agent 

pathogène.  

o Les mesures prises par les autorités lors de la crise du Covid étaient nécessaires, 

utiles, efficaces et proportionnées :  

- L’immunisation se fait en premier lieu par la vaccination ;  

- Les injections de ARNm jouent un rôle déterminant dans la lutte contre la 

pandémie ;  

- Les masques ont un effet protecteur dans la population générale ;  

- Seuls les médicaments modernes sont efficaces ;  

- Le certificat sanitaire prouve l'immunité d'une personne ;  

- Le certificat a un impact positif sur la santé publique ;  

- Il n'y a pas d'effets secondaires indésirables, ni des tests ni des injections.  

- Il n'existe pas d'autre manière pertinente de faire face à une pandémie.  

- Le manque de participation volontaire d'une partie de la population est un 

problème qui doit être abordé par la contrainte ("pour son bien").  

- Le système de santé suisse - en dehors d'une pandémie - est pleinement 

opérationnel, il ne manque ni de lits, ni de personnel, ni de médicaments, ni de 

matériel.  

- D'autres pandémies sont à craindre dans l'immédiat.  

- L'OMS joue un rôle salutaire en toutes circonstances.  
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- Il est possible et souhaitable de maîtriser une situation complexe à partir d'un 

point central : par conséquent, seules les autorités fédérales sont en mesure de 

gérer une telle crise et il est donc indispensable de leur conférer davantage de 

compétences et de pouvoirs.  

- La révision de la loi n'aura que des effets positifs pour la société.  

- Les autorités se comportent et communiquent de manière honnête, transparente 

et véridique.  

  

Tout cela est mensonger et constaté aussi bien dans la réalité du terrain que par de 

nombreuses études dont le Conseil fédéral ne tient aucun compte.  

 Remarques finales  

L'avant-projet semble avoir été élaboré à la hâte et sans le soin requis. Pourquoi une telle 

précipitation et un tel manque de soin ?  

La révision partielle ne tient pas compte des aspects suivants :  

o Elle ne remplit pas l'obligation constitutionnelle de prendre en compte les 

médecines complémentaires (art. 118a Cst.).  

o Elle ne fait pas référence à la promotion de la santé et à la Charte d'Ottawa, le 

document central de l'OMS.  

o Elle n'aborde pas la question du traitement et de la prise en charge précoce, alors 

qu'ils sont déterminants pour l'évolution thérapeutique d'une maladie.  

o Elle n'aborde pas le fait que de nombreux pays ont fait d'autres choix stratégiques et 

s'en sont mieux sortis, notamment en ce qui concerne la morbidité et la mortalité 

ainsi que les effets négatifs sur la société.  

o Elle ne replace pas la problématique de la pandémie dans un contexte plus large de 

santé publique.  

o Elle ne tient pas compte du fait que 95% des morts du Covid étaient des malades 

chroniques.  

o Elle ne tient pas compte du fait que 75% de la mortalité est due à des maladies 

chroniques, alors que les maladies infectieuses représentent environ 1% de la 

mortalité.  

o Elle n'aborde pas les effets néfastes que les mesures ont eus et continuent d'avoir 

sur l'état de santé de la population (isolement social, dommages économiques, 

effets secondaires indésirables des médicaments et des injections, etc.)  

o Elle omet le fait que tout traitement médical, toute mesure de santé publique a 

également des effets néfastes à court, moyen et long terme (effet nocebo).  
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o Elle ignore le principe fondamental de l'approche médicale issu du serment 

d'Hippocrate « primum non nocere » (en premier lieu, ne pas nuire).  

o Elle propose une approche standardisée du traitement qui est en contradiction avec 

la nécessité de considérer chaque cas individuellement.  

o Elle relègue le médecin et les autres professionnels de la santé au rang de simples 

exécutants.  

o En centralisant et imposant l’application des directives de l'OMS, elle restreint la 

recherche de moyens de prévention et de traitement alternatifs, efficaces et moins 

coûteux.  

  

En espérant que le Conseil fédéral et l'administration respecteront leur engagement envers 

le peuple suisse, dans l'esprit du préambule de la Constitution fédérale et dans l'esprit de la 

section 8 de la Constitution fédérale (en particulier les articles 117a et suivants Cst.), nous 

vous remettons la présente réponse à la consultation.  

Nous vous remercions de bien vouloir en prendre connaissance.  

Nous vous prions d'agréer, Mesdames et Messieurs, nos salutations distinguées.  

  

Anna Katharina Furrer 	 	 	 	 Mario Albert Cina  

(par courriel)	 	 	 	 	 	 (par courriel)

 	  8



Martin Furrer 

Landenbergstrasse 14 

6005 Luzern 

 

 

 

 

       Bundesamt für Gesundheit BAG 

       Schwarzenburgstrasse 157 

       3003 Bern 

 

 

2. 3. 2024 

 

 

Vernehmlassung Epidemiengesetz 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Gerne nutze ich die Gelegenheit und nehme zu den geplanten Änderungen des Epidemiengesetz (EpG) 

Stellung. 

 

 

Dominierende Themen 

Auffällig ist eine stark autoritäre und anweisende Sprache, eine fast kriegerische Terminologie und eine 

Fokussierung auf äusserst invasive Massnahmen, insbesondere die Impfung, die im Durchschnitt dreimal pro 

Seite erwähnt wird. 

 

 

Besondere Lage / Feststellung der Lage (Art. 6b)  

Laut dem erläuternden Bericht ist diese Bestimmung neu. Sie regelt das Verfahren zur Feststellung und 

Aufhebung einer besonderen Lage. Bisher wurden Beginn und Ende der besonderen Lage nicht durch einen 

spezifischen Akt festgestellt; die Lage beginnt, sobald sich der Bundesrat gezwungen sieht, eine Massnahme 

anzuordnen, und dauert (wie bspw. im Falle von Covid-19) bis zum Ende der letzten vom Bundesrat nach 

Artikel 6 Absatz 2 angeordneten Massnahme. Eine konkrete Regelung der Phasenwechsel wurde in der 

Vergangenheit mehrfach gefordert. Neu soll der Bundesrat die besondere Lage künftig feststellen und 

aufheben. Es ist von grundlegender Wichtigkeit, dass diese Feststellung überprüfbar ist, weil nicht nur 

gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen davon betroffen sind. 

 

 

Impf-, Test- und Genesungsnachweise  

Ein Zertifikat an sich kann nicht beweisen, dass eine Person nicht ansteckend ist, und hat daher keine positiven 

Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit. Es ist insbesondere allgemein bekannt, dass RNAmod-Injektionen 

weder vor einer Infektion noch vor einer Übertragung schützten und dass bei Fehlen einer medizinischen 

Anamnese ein negativer Covid-Test keine Garantie dafür war, dass eine Person nicht ansteckend ist. Ebenso 

wenig war ein positiver Test ein Beweis für die Ansteckungsfähigkeit. Es handelt sich also um ein rein 

administratives Dokument, das keinerlei Nutzen für die öffentliche Gesundheit hat, gleichzeitig aber zu 

bisweilen massiven Einschränkungen der Grundrechte führen kann. 

 

Maskenpflicht (Art.  40a) 

Das Tragen einer Gesichtsmaske wurde nie auf ihre Wirksamkeit überprüft und sollte, bis eine allfällige 

Wirksamkeit nachgewiesen wurde, nicht als Massnahme im EpG verankert sein. 

 

 

 



Aufteilung von Heilmitteln, antimikrobielle Substanzen, Impfungen  

Die bisherigen Begriffe Heilmittel und Medizinprodukte reichen vollkommen aus und müssen nicht durch den 

abstrakten Begriff medizinische Güter ersetzt werden. Die Resistenzentwicklung der antimikrobiellen 

Substanzen und deren Monitoring sind wichtige Themen. Sie sind jedoch Alltagsthemen, die auch schon im 

Heilmittelgesetz geregelt werden, und damit nicht zusätzlich im EpG geregelt werden müssen. 

 

 

Zusammenfassend kann die Revision des EpG als undurchdachte und im Rückblick auf die Corona Pandemie als 

unausgereifte Gesetzesvorlage bezeichnet werden. Trotzdem bedanke ich mich für die Möglichkeit einer 

Stellungnahme und hoffe auf die Berücksichtigung meiner Einwände.  

 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

Martin Furrer 
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2. März 2024

Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht

angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung

erhielten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber hinaus wird die medizinische

Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalb im EpG nicht

parallel geregelt werden.

Verhältnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig

Rechnung getragen. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete

Massnahmen im Kontext ihres wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit

überprüfen würde.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme

weitergeführt, deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu

bisweilen massiven Ausgrenzungen von Mitmenschen geführt hat. Ein globales

Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital Health Certification

Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.



Maskenpflicht (Art. 40a)

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen

weder Lockdown, Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der

Pandemie waren. Dass solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen

signifikanten Nutzen haben, hat dieWHO bereits 2019 und nun ja auch der amerikanische

Immunologe Antony Fauci vordem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine WHO-Studie

zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd,

v.a. bei Kindern. Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet

werden.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen

Lage untergräbt die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt,

sollten nur Arzneimittel zugelassen werden, welche ausreichend auf ihre Sicherheit überprüft

wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel

konsumieren will.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als
Ganzes abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer

Manöverkritik transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der

Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG vorgenommen werden. Wir danken für die

Kenntnisnahme.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona

Pandemie. Diese hat eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen

und einen negativen Effekt auf die Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand
müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision des EpG komplett unbeachtet.

Mit freundlichen Grüssen

J4ex
Fux Juliana
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2. März 2024

Vernehmlassung Epidemiengesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Änderungen des

Epidemiengesetz (EpG) Stellung.

Zweck (Art. 2)

Das Prinzip "Chancengleichheit beim Zugang" wurde während der Covid-Krise nicht

angewendet, als viele nicht geimpfte Personen keinen Zugang zu medizinischer Versorgung

erhielten. Im Gegenteil gab es sogar Äusserungen, dass nicht geimpfte Personen auf eine

medizinische Versorgung verzichten sollten. Darüber hinaus wird die medizinische

Grundversorgung in der Verfassung geregelt (Art. 117a BV) und muss deshalbim EpG nicht

parallel geregelt werden.

Verhäitnismässigkeit

Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (Art. 5 BV). Diesem Aspekt wird zu wenig

Rechnung getragen. Es ist keine unabhängige Instanz vorgesehen, welche angeordnete

Massnahmen im Kontext ihres wissenschaftlichen Bezugs auf ihre Verhältnismässigkeit

überprüfen würde.

Impf-, Test- und Genesungsnachweise (Art. 49b)

Mit der Übernahme des Covid-Zertifikats in das EpG wird eine Gesundheitsmassnahme

weitergeführt, deren Wirksamkeit bis heute nicht bewiesen werden konnte und die zu

bisweilen massiven Ausgrenzungen von Mitmenschen geführt hat. Ein globales

Gesundheitszertifikat, wie es von der WHO mit dem Global Digital Health Certification

Network (GDHCN) geplant ist, gilt es abzulehnen. Medizinische Interventionen sind

individuelle Entscheidungen und können nicht vom Staat verordnet werden.



Maskenpflicht (Art. 40a)

Mit Blick auf die Covid-Pandemie kann vereinfacht gesagt werden, dass erwiesenermassen

weder Lockdown, Social Distancing, noch Masken wirksame Mittel zur Bekämpfung der

Pandemie waren. Dass solche Massnahmen bei grippalen Erkrankungen keinen

signifikanten Nutzen haben, hat dieWHO bereits 2019 und nun ja auch der amerikanische

Immunologe Antony Fauci vordem amerikanischen Kongress zugegeben. Eine WHO-Studie

zu Grippepandemien kam bereits 2019 zum Ergebnis, dass «Kontaktverfolgung unter keinen

Umständen zu empfehlen» ist. Auch der Testzwang sei ohne Symptome sinnlos und absurd,

v.a. bei Kindern. Trotzdem könnte mit der neuen Vorlage ein solcher Testzwang angeordnet

werden.

Befristete Zulassung (Art. 9b HG)

Die befristete Zulassung von Arzneimittel im Falle einer besonderen oder ausserordentlichen

Lage untergräbt die Patientensicherheit. Ohne dass eine lebensbedrohende Lage vorliegt,

sollten nur Arzneimittel zugelassen werden, welche ausreichend aufihre Sicherheit überprüft

wurden. Zudem muss es jedem Bürger selbst überlassen bleiben, ob er ein Arzneimittel

konsumieren will.

Der vorliegende Entwurf des überarbeiteten EPG ist aus den oben ausgeführten Gründen als

Ganzes abzulehnen. Zuerst muss insbesondere die Corona-Pandemie im Sinne einer

Manöverkritik transparent und unabhängig analysiert werden und erst dann kann auf der

Basis dieser Erkenntnisse eine Revision des EpG vorgenommen werden. Wir danken für die

Kenntnisnahme.

Abschliessend noch eine Bemerkung zur Medienberichterstattung während der Corona

Pandemie. Diese hat eine Art «Stockstarre» erzeugt. Dies kann physischen Stress auslösen

und einen negativen Effekt auf die Gesundheit von Menschen haben. Dieser Umstand

müsste berücksichtig werden, bleibt jedoch bei der Revision des EpG komplett unbeachtet.

Mit freundlichen Grüssen

J4ux
Fux Juliana
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